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Druck  von  J.  Schabelitz  in  Zürich. 


Vorwort. 


Dass  Kecht  und  Volk  verwachsen   sind,   dass   der  Geist  des 

Volkes   in   seinem  Rechte    sich    verköi-pert   und   dass    die    Pflege 

dieser    Uebereinstinimung   die    Aufgabe    der    Gesetzgebung    sein 

muss,     kann    als    eine    feststehende   und  allgemein     aneikannte 

Wahrheit  hingestellt  werden. 

Dass  insbesondere  das  Strafrecht  auf  das  Innigste  verwachsen 
ist  mit  der  Verfassung,  mit  den  socialen  Zuständen  und  der  Eigen- 
art  des  Geistes  und  der  Sitten  im  Lande,  ist  nicht  minder  gut 
bestätigt. 


Es  muss  also  auch  die  Schweiz,  dieses  eigenartige  Staats- 
wesen von  zweiundzwanzig  durch  die  Jahrhunderte  aus  den  ver- 
schiedensten Elementen  zusammengebundenen  RepubUken  mehrerer 
Sprachgebiete,  die  alle  in  Freiheit,  jedes  nach  seiner  Art  und  in 
freier  Verbindung  mit  den  andern,  sich  entwickeln  konnten,  — 
eigenartiges  Strafrecht  besitzen. 


^ 


Dieses  eigenartige  otrafrecht  hebt  sich  ab  von  dem  gemein- 
samen Grunde,  welchen  die  Verwandtschaft  der  Stämme,  der 
Sprache,  der  Cultur,  die  gemeinsamen  Interessen,  Anschauungen 
und  die  Gemeinsamkeit  der  geschichtlichen  Evolutionen,  die  den 
schweizerischen  Volkskörper  mit  den  Nachbarländern  verbinden, 
—  flir   das   Strafi*echt   gelegt   haben.  —    Sowohl  diese  materielle 
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Basis  als  späterhin  die  Nachahmung  des  in  Gesetzen  und  Entwürfen 
geformten  Rechts  der  Nachbarländer  stellen  das  schweizerische 
Strafrecht  in  den  Fluss  der  strafrechtlichen  Gesammtentwicklung. 

*  * 

Das  schweizerische  Strafrecht  besteht  aus  verschiedenen  Be- 
standtheilen.  Als  Grundlage  ist  das  alte  Recht  zu  setzen,  welches 
bis  in  unsere  Zeit  hineinragt  und  auf  welches  der  Satz  Dreyers 
Anwendung  findet,  dass  es  deutscher  ist  als  dasjenige  Deutsch- 
lands. 

Mit  dem  Ende  des  vorigen  und  dem  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts breiten  sich  neben  jenem  zwei  Rechtssysteme  aus :  das- 
jenige des  Code  penal  und  seines  helvetischen  Vorläufers  und 
dasjenige  des  bayrischen  Strafgesetzbuchs,  zwischen  welchen  das 
österreichische  Gesetzbuch  von  1803  steht. 

Die  Schweiz  tritt  sofort  mit  einer  starken  Zahl  von  Gesetz- 
büchern ein. 

Die  Grundbestandtheile  gehen  die  mannigfachsten  Verbind- 
ungen und  Gegenwirkungen  in  den  schweizerischen  Gesetzbüchern 
der  ersten  Periode  ein.  Die  Gesetze  der  zweiten  Periode  bilden 
sich  nach  diesen  schweizerischen  Mustern  tlieils  ausschliesslich, 
theils  in  Verbindung  mit  dem  einen  oder  andern  Original,  theils 
im  Anschluss  an  die  deutschen  Entwürfe  und  seit  1838  an  das 
eine  oder  andere  deutsche  Gesetz,  je  nach  Bedürfniss  und  Beur- 
theilung,  jedoch  stets  in  näherer  Verbindung  mit  der  einen  oder 
andern  der  vorangegangenen  schweizerischen  Codificationen. 

In  diesem  Process  der  Uebertragung  und  Ausgleichung  wer- 
den einzelne  Rechtssätze  übernommen,  sie  pflanzen  sich  fort,  er- 
scheinen später  als  eingebürgertes  Recht,  von  dessen  zweifelhaftem 
Herkommen  Niemand  Kunde  hat.  Da  ist  aber  auch  mancher 
Kern  unter  günstigen  Umständen  und  in  glücklicher  Stunde  von 
einem  weitsichtigen  oder  blinden  Gesetzgeber  gefunden,  der  in 
gutem  Boden  aufschiesst  und  seine  Früchte  in  die  andern  Cantone 
verpflanzt.  In  allen  Rechten  aber  ist  eine  einheitliche  und  eigen- 
artige Richtung  erkennbar. 


VI! 

Inmitten  dieses  reichen  Materials  hat  eine  exacte  und  ge- 
schichtliche Jurisprudenz  nach  drei  Gesichtspunkten  genau  zu 
sondern :  In  welchen  Punkten  und  aus  welchen  Gründen  vollzieht 
der  Gesetzgeber  der  Cantone  Verbindungen  und  Ausgleiche  zwischen 
den  verschiedenen  Elementen?  Worin  hat  Anpassung  an  den 
einen  oder  andern  fremden  Rechtsstoff  stattgefunden?  Worin  tritt 
Eigenart  heraus? 

Diese  drei  Punkte  müssen  fiir  die  Folge  stehende  Categorien 
bilden,  wenn  das  schweizerische  Strafrecht  aus  einer  bald  hundert- 
jährigen Entwicklung  seiner  Codification  von  nahezu  fünfzig  Straf- 
gesetzbüchern geschöpft  wird,  wie  es  geschöpft  werden  muss.  — 
Denn  ohne  dies  gelangt  man  weder  zur  Erkcnntniss  noch  zu 
Grundsätzen,  welche  als  Einheit  und  historische  Continuität  aus 
der  Mannigfaltigkeit  hervorragen. 


Die  Durchdringung  und  Beherrschung  dieses  Stoffes  ist  Vor- 
aussetzung des  Anfangs  und  stellt  die  weitere  Aufgabe,  die  Masse 
zu  discipliniren  und  die  Methode  zu  suchen,  nach  welcher  derselbe 
darstellungsfähig  ist.  —  Vor  allem  muss  das  Word  eil  dieses 
Rechts  zur  Darstellung  gelangen,  womit  zugleich  die  andere 
Forderung  erfüllt  wird,  dass  die  Zusammenhänge  der  Gesetze 
und  einzelnen  Sätze,  die  nicht  von  einem  willkürlich  gesetzten 
Zeitpunkt  i^bhängen,  kundbar  werden. 

Die  Masse  zu  bewältigen,  ist  die  Auswahl  des  Entschei- 
denden oder  Typischen  zu  treffen.  Dessen  Darstellung  liefert  die 
Einzelheiten,  den  factisehen  Grund  und  dessen  Ver- 
tiefung erzeugt  das  verbindende  Allgemeine.  Neben  der 
Darstellung  der  einzelnen  Gesetzbücher  steht  die  Zusammenfassung 
nach  einzelnen  Lehren  unter  dem  Gesichtspunkt  des  jeweiligen 
Standes  der  Wissenschaft,  der  das  Maass  für  die  Beurtheilung 
liefert. 

Aus  der  Vergleichung  aller  Gesetzbücher,  wie  sie  im  Zu- 
sammenhang unter  sich  und  mit  dem  fremden  Recht  sich  entwickeln, 
indem  die  strafrechtlichen  Begriffe  mit  dem  allgemeinen  Fortschritt 
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der  Wisseuschaft  und  Gesetzgebung  Sehritt  halten,  und  zugleich 
das  Eigenthümliche  des  Bodens  und  Volkes  hineinspielt,  —  er- 
wächst die  intime  Einsieht  in  die  Bildung  der  BegriflFe  und  in 
die  gesetzgeberische  Technik  nach  ihren  nothwendigen,  begrifFs- 
mässigen,    wie   nach   ihren  zufälligen  Momenten, 

Diese  Einsicht  äussert  sich  nach  drei  Richtungen,  die  in  der 
vorliegenden  Arbeit  mehrfach  heraustreten:  In  dem  Eingehen  auf 
Fragen  der  gesetzgeberischen  Technik  und  der  Bildung  der  Ver- 
brechensbegriffe, —  in  der  Freiheit  der  Beurtheilung  dieses  bild- 
samen logischen  und  geschichtlichen  Materials,  —  in  der  freien 
Bildung  und  Aufstellung  normaler  Formen  wie  sie  als  Consequenz 
aus  der  Betrachtung  des  Werdens  und  Vergehens  der  Begriffs- 
forraen  und  aus  der  unmittelbaren  Anschauung  ihres  materiellen 
Inhalts  hervorgehen,  gemäss  den  Grundsätzen  und  den  positiv- 
rechtlichen Satzungen  wirklich  origineller  Producte  der  cantonalen 
Gesetzgebung. 


Die  Aufgabe,  eine  so  grosse  Zahl  von  Strafgesetzbüchern  und 
Entwürfen  in  Vergleichung  mit  den  Erzeugnissen  der  deutschen 
Gesetzgebung  zu  bearbeiten,  die  Strafrechtsgeschichte  des  Landes 
auf  Grund  selbständiger  Studien  nach  den  mittelalterlichen  Quellen 
darzustellen,  durch  alle  weitern  Entwicklungsphasen  zu  verfolgen 
und  schliesslich  in  Auseinandersetzung  mit  dem  deutschen  Straf- 
gesetzbuch, eingehend  in  Specialfragen  einzelner  Lehren,  die  ge- 
wonnenen Resultate  in  Bezug  auf  Inhalt  und  Form  zu  erhärten, 
indem  die  Kritik  in  Anwendung  jener  Grundsätze  zur  Aufstel- 
lung   positiver  Sätze   und   Formulirungen   fortschreitet,   ist  kühn. 

Allein  es  crgiebt  sich  das  Eine  aus  dem  Andern  mit  innerer 
Nothwendigkeit  und  der  Grösse  der  Aufgabe  entspricht  in  der 
Durchführung  die  wissenschaftliche  Genugthuung.  Man  kann 
sagen,  dass  ausser  bedeutenden  Leistungen  auf  dem  Gebiete  des 
alten  Rechts  (Blmncr,  Segesser,  Osenbrüggeji)  wenig  an  verwend- 
baren Vorarbeiten  vorhanden  ist.  Man  ist  darauf  angewiesen,  Alles 
direct  aus  erster  Quelle  zu  schöpfen  und  oft  sind  die  Quellen  nicht 
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leicht  aufzufinden.  Das  ist  der  Grund,  weshalb  Schritt  für  Schritt 
dea  Vordringens  theils  Unbekanntes  theils  Bekanntes  in  neuer 
Gestalt  sich  findet. 

Welche  Bedeutung  der  eingehenden  Behandlung  des  alten 
Rechts  zukommt,  in  Bezug  auf  dessen  massgebenden  Geist,  der 
in  der  Weise  der  Auffassung  und  Construction  wie  in  seinen 
eigenthümlichen  Instituten  erscheint,  zieht  sich  als  rother  Faden 
durch  die  Entwicklung.  Es  ist  im  Einzelnen  ausgeführt  und  als 
fruchtbar  für  diese  Zeit  der  Reformbestrebungen  in  gleicher  Rich- 
tung nachgewiesen  in  der  Anwendung  der  Grundsätze,  auf  die 
Hauptlehren  des  allgemeinen  und  des  speciellen  Theils  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  Ehrverletzung,  Körperverletzung,  Tödtung  u.  a. 
und   die  Versuche  zur   Wiedereinführung  der  Friedensbürgschaft. 

Gegenüber  der  ganz  nebensächlichen  Bedeutung,  welche  dem 
gebotenen  oder  gegebenen  Frieden  von  Loening  beigemessen  wird, 
ist  auf  Bliimer  und  Osenhrüggen  zu  verweisen  und  anzuführen, 
was  ein  Kenner  wie  Segesser  ausspricht:  „Im  gebotenen  und 
gelobten  Frieden  tritt  das  Princip,  welches  an  der  Spitze  des 
ganzen  Ideenkreises  steht,  worin  sich  das  öffentliche  Strafrecht 
bewegte,  durch  eine  positive  Verfügung  der  Gesetzgebung  hinab 
in  die  Privatverhältnisse  des  Einzelnen  im  Gemeinwesen  und 
darin  wiederholt  sich  nachbildlich  die  ganze  Genesis  des  Straf- 
rechts nach  unvermischt  germanischer  Auffassung." 

Den  Nachweis  des  Princips  und  seiner  Ausstrahlungen  aus 
diesem  Kernpunkt  in  die  Einzelheiten  der  Friedensrechts  haben 
wir  der  Arbeit  zu  Grunde  gelegt  und  die  volle  Tragweite  und 
Fruchtbarkeit  desselben  ausgeführt  bis  in  die  Anwendung  und 
Rechtsbildung  unserer  Tage  hinein. 

Die  Rechtsquellen  der  französischen  Cantone  sind  hier  zuerst 
bearbeitet  und  in  das  Bild  des  Ganzen  eingefügt. 

Ueber    die    Bedeutung    und    Geltung    der    Carolina    in    der 
Schweiz  ist  mit  neuen  Belegen    aus  dem  weitzerstreuten  Material 
wohl  Abschliessendes  festgestellt   und    die  Würdigung    Seigneux 
für  die  Geschichte  schweizerischen  Strafrechts  ist  ebenso  beachtens- 
werth  als  wenig  beachtet. 
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Dem  helvetischen  Strafgesetzbuch  mit  seinen  Novellen  kommt 
weniger  nach  dem  Umfang  des  Geltungsgebietes  und  der  Dauer 
seiner  Gültigkeit  als  des  Einflusses  auf  die  Gesetzgebung  wegen 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung  zu  und  die  Zeugnisse 
für  dasselbe  aus  jener  Zeit  heraus  sind  wohl  geeignet,  die  kur- 
fiirende  Münze  ausser  Kurs  zu  setzen. 

In  den  Strafgesetzbüchern  der  ersten  Periode  muss  das  Haupt- 
gewicht auf  den  genauen  Nachweis  fallen,  nach  welchem  Vorbild 
sie  gearbeitet  worden  sind,  welche  Abweichungen  der  Gesetzgeber 
vorgenommen  hat  und  in  welchem  Verhältniss  sie  stehen  zur 
herrschenden  Richtung  FeuerhaclCs.  Mit  der  allgemeinen  und 
wechselnden  Charakteristik  nach  dem  einen  oder  andern  Gesetz- 
buch ist  nichts  gewonnen. 

Die  gesetzgeberische  reiche  Thätigkeit  in  der  Schweiz  während 
der  Zeit  bis  zum  St.  G.  B.  für  Sachsen  ist  bemerkenswerth  und, 
was  auch  für  die  folgende  Periode  gilt,  sie  findet  ihre  unerläss- 
liche  Begleitschaft  in  dem  reichen  Stoff,  welcher  in  Mittetifnaier  8 
Archiv  des  Criminalrechts  Jahrzehnte  hindurch  von  den  gesetz- 
geberischen und  wissenschaftlichen  Strebungen  und  Fortschritten 
Zeugniss  ablegt. 

* 

Die  eingehende  Behandlung,  welche  der  Entwicklung  des 
Bundesrechts  zu  Thcil  wird,  soweit  es  dem  Strafrecht  direct  oder 
mittelbar  anfiillt,  ist  für  die  Darstellung  eines  schweizerischen 
Strafrechts,  obgleich  dieses  seinen  Gegenstand  im  Strafrecht  der 
Cantone  hat,  unerlässlich. 

Mit  dem  P^rscheinen  des  deutschen  Strafgesetzbuches  beginnt 
eine  neue  Epoche. 

Mehr  und  mehr  haben  die  cantonalen  Gesetzbücher  dem- 
selben sich  angeschlossen,  sogar  soweit,  dass  seine  einfache  Ueber- 
nahme  in  den  Käthen  empfohlen  wurde,  „man  könne  nichts 
Besseres  thun  und  die  p]ntscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Stnif- 
sachen  hätten  in  allen  Gerichten  von  Seiten  der  Parteien  wie  der 
Richter,  in  deren  Urtheil  sie  citirt  seien,  entscheidende  Autorität". 
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Da  ist  die  Qefahr  offensichtlich,  und  im  Einzelnen  zu  prüfen, 
worin  Nachbildung  möglich  und  empfehlenswerth  sei,  worin  nicht ; 
wie  sich  das  landeseigenthümliche  Recht  dazu  verbalte,  ob 
es  entwicklungsfähig  sei  und  welche  Aufgabe  gegenüber  den 
internationalen  Unificationsbestrebungen  in  Wissenschaft  und 
Gesetzgebung  dem  Gesetzgeber  zukomme. 

Hier  haben  die  Grundsätze  schweizerischen  Rechts,  aus  den 
Einzelheiten  der  Gesetzbücher  erhärtet,  ihre  Probe  zu  bestehen, 
als  Nerv^  der  Kritik  und  als  schöpferische  Kraft  sich  zu  zeigen, 
indem  sie  Inhalt  und  Form  der  Thatbestände  bestimmen. 


So  ist  die  Aufgabe,  wie  sie  Seite  7  vor  manchen  Jahren  gestellt 
wurde,  durchgeführt.  In  der  Ausführung  der  Theile  liegt  die 
künftige  Aufgabe  einer  Wissenschaft  und  Gesetzgebung  des 
schweizerischen  Strafi'cchts  und  die  Arbeit  des  ganzen  Volkes. 

Der  beste  Ruhm  eines  Buches  ist,  wie  Feuerhacli  sagte,  die 
Kraft  der  Anregung.  Möge  sie  dem  Vorliegenden  innewohnen, 
denn  diese  Wirkungen  dauern  fort,  wenn  der  Stoff  selbst  über- 
Jiolt  und  die  Gesetze  einst  der  Zeit  verfallen  sein  werden.  Mit 
Grundfragen  der  Gesetzgebung,  wie  sie  Erörterung  gefunden 
haben,  wird  sich  der  Gesetzgeber  jederzeit  auseinanderzusetzen 
haben,  wenn  er  anders  nicht  dem  Fehler  verfallen  soll,  den  die 
Geschichte  der  Strafgesetzgebung  auf  jeder  Seite  zeigt. 

Das  Strafrecht  der  Schweiz  ist  ein  Ganzes,  aus  einem  Guss 
mit  durchdringenden  Consequenzen  von  Anfang  bis  zu  Ende  und 
mit  noth wendigen  Ergebnissen. 


Die  eidgenössischen  und  cantonalen  strafrechtlich  wichtigen 
Gesetze  und  Verordnungen  sind  fortgeführt  bis  zum  Jahr  1889. 
Es  wird  mir  an  Hand  der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht 
kaum  viel  von  wesentlichen  Zusätzen  und  Erlassen  entgangen 
sein;  dennoch  ist  es  möglich,  bei  der  Menge,  Zerstreutheit  und 
mangelhaften     Bekanntmachung     cantonaler     Erzeugnisse.       Das 
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Literaturverzeichniss  zu  Beginn  ist  bei  Behandlung  der  einschlä- 
gigen Materialien  ergänzt.  Manches  darf  wohl  übergangen  werden 
und  schliesslich  habe  ich  weder  Zeit  noch  Lust  empfunden,  mich 
nach  dem  Befinden  der  einen  oder  andern  Producte  des  Tages, 
oder  der  periodischen  Literatur  zu  erkundigen  und  am  Ende  noch 
ein  unvermeidliches  Druckfehlerverzeichniss  anzulegen.  Nur  eines 
peinigt  mich,  dass  es  Seite  99  heisst  Selbstsucht,  während  es 
heissen  sollte  Selbstzucht. 

Der  Verfasser. 


Goldbaeh-Zürich,  Pfingsten  1890. 
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im  erklärten  Gegensatz  zur  St.  G.  B.  des  Auslands.  Motive 
und  Entwurf. 
II.    Das  St.  G.  B.  von  1835.  Verwirklichung  der  aufgestellten 
Grundsätze  in   den  Einzelheiten.    Typus  eines  einfachen, 
klaren,  volksthümlichen  Gesetzbuchs. 

III.  Das  St.  G.  B.  von  1846.  Das  correctionelle  Gesetz.  Ver- 
änderungen. Einfluss  politischer  Zustände.  Missverhält- 
nisse.   Altes  Recht.  Ehrverletzung,  Blutruns,  Caution. 

IV.  Novellen.  Mängel.  Beseitigung  derselben  durch  das  Mil- 
derungsgesetz von  1869.    Entwürfe.    Praxis  .  251 

Luzern  1836. 

§  53.  I.    Vergleich   mit  dem   frühern   Gesetz.     Doctrinelle  Einwir- 

kungen. Verhältuiss   zum  G.  B.  von  Zürich,   zu   den  Ent- 
würfen von  Bayern  und  Hannover. 
IL    Das  correctionelle  Gesetzbuch.    Politische  Einflüsse.   Ehr- 
verletzung. Trennung  der  Begrifi'e.  Erhöhung  der  Strafen. 
III.    Milde.  Vorzüge.  Verbesserungsbestrebungen.  Literatur       .       263 
Thurgau  1841. 

§  54.  I.   Das  Strafrecht  vor  Einführung   des  G.  B.  —  Entwurf  in 

Anlehnung  an  den  badischen  Entwurf  von  1839.   Verbal t- 
niss  zu  den  Schweiz.  Gesetzbüchern.  Doctrinelle  Behandlung. 
II.   Inhalt,  verglichen  mit  dem  badischen  Entwurf. 
III.    Praxis.  Novellen.  Literatur.  Rechtsquellen  .         .         .       270 

Waadt  1843. 

%  55.  I.    Das  Strafrecht  vor  Einführung  des  Code.  Le  code  correc- 

tionnel    de    1805.     Novellen    und    Entwurf.     Grundsätze. 
Motive  und  Entwurf  von  1842. 
IL    Milde,  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens.    Einfachheit. 
Treffliche  Verbindung  französischen  und  deutschen  Rechts. 
Einzelne  Thatbestände. 
UI.   Mängel.  Praxis.  Literatur.  Novellen   .....       280 
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C.  Resume.    Verhältniss  zu  Deutschland.    Grundzüge. 

§  66.  I.    Eigenart  der  cantonalen  GeRetzgebuug.     Gemeinsames. 

II.    YerhUltniss   zu  den  deutschen  Gesetzen  und  Ent- 
würfen. 

III.  Zusammenfassende    und    vergleichende     Dar- 
stellung einzelner  Thatbestände. 

IV.  Die  materielle  Tragweite   der   einfachen  Form     .       29S 

Cap.  ni.    Dritte  Periode  1848-1870. 

A.  Die  Strafgesetzgebung, 

§  57.  I.    Die  neue   Richtung   des   Strafrechts   nach  1848. 

§58.  II.  Strafrechtliche  Veränderungen  in  Oesterreich, 
Bayern,  Württemberg,  Preussen,  Frankreich. 

§  59.  III.  Die  Schweiz.  Gesetzgebung:  1.  Mannigfaltigkeit 
2.  Zunehmende  Gleichartigkeit,  SelbstUndiges.  3.  Uebersicht 
der  Gesetzbücher.  4.  Behandlung  dieses  Stoffes.  5  Ma- 
terialien zur  Kenntniss  der  G.  B.  6.  Wie  sie  gemacht 
werden.  7.  Kigenthümlichkeiten  der  Gruppen.  Deutsche 
Vorbilder,  Code  p^nal,  helvetisches  St.  G.  B.  Die  Gruppe 
der  democra tischen  Cantone 302 

B.  Die  Bundesgesetzgebung. 

I.    Die    Bundesverfassung    von    1848    in    strafrecht- 
licher Beziehung. 
§  60.  a)   Verhältniss    von  Bund    und  Cantonen.    —    Die   Souve- 

ränetät.     Bundesrecht  vor  Cantonalrecht.    Verfassungs- 
garantien. 
I     b)    Verhältniss    zum    Ausland.    Staat^verträge    über    Aus- 
1  lieferung.    —  Competenz.     Verkehr    in    Auslieferungs- 

Sachen.    Entscheid    über  Auslieferungsbegehren.    Ver- 
träge.   Literatur. 

c)  Verhältniss  der  Cantone  unter  sich.  Concordate.  Bun- 
desgesetze. —  Das  Concordat  von  1809.  Das  Bun- 
desgesetz vom  24.  Juli  1852.  —  Das  Concordat  über 
Stellung  in  Polizeifällen  vom  7.  Juni  1810.  —  Das 
Concordat  über  Schutz  des  gewerblichen  und  künst- 
lerischen Eigenthnms.  Die  Staatsverträge  über  den- 
selben Gegenstand. 

d)  Der  Schutz  von  Verfassungsrechten.  —  Glaubens- 
und Cultusfreiheit.  Pressfreiheit.  Vereinsfreibeit.  Ge- 
richtsstand.   Verfassungsrechte  der  Cantone. 

e)  Weitere  strafrechtliche  Bestimmungen. 

f)  Competenz  der  Bundesbehörden. 

g)  Strafrechtliche  Nebeogesetze  bis  zur  Bundesverfassung 

von  1874 316 
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IL    Das   BundesgesetE  über  die  Organisation  und 
das  Verfahren  vom  5.  Juni  1849  und  27.  August  1851. 
§  61.  Die.  Bundesassisen.     Competenzf ragen 341 

III.  Bas  Bandesgesetz  über  die  Strafrechtspflege 
bei  den  eidgenössischen  Truppen  vom  27.  Au- 
gust 1851. 

§  62.  Verhältniss  zum  zürcherischen  St.  G.  B.  von  1835  und 

zum  Bundesstrafrecht.     Vorbild 344 

IV.  Das    Bundesstrafrecht  vom  4.  Februar  1853. 

§  63.  Vorarbeiten.  Inhalt.  Allgemeiner,  specieller  Theil.  Staats- 

delictd.  Verhältniss  zu  den  cantonalen  G.  B.  Garantie 
der  Cantonsverfassung.  Intervention.  Der  Stabioartikel. 
Verbrechen  gegen  das  Völkerrecht    .....       346 

C.  Die  Strafgesetzbücher  der  Cantone. 

Freiburg  1849. 

§  64.  I.   Das  Strafrecht  vor  dem  G.  B.    Entwurf  von  1808,   helve- 

tisches St.  G.  B.   Altes  Recht.     Die  Forderung   einfachen 
landeseigentbümlichen  Rechts.  Aargauisches  G.  B. 
n.    Das  St.  G.  B.  von  1849.    Verschiedene  Vorbilder.   Ergeb- 

niss  und  Charakter. 
ni.    Das  Poiizeistrafgesetz.    Cantion.  —  Wurf.    Ehrverletzung. 
IV.    Novellen.     Literatur 361 

Granbünden  1851. 
§  65.  I.    Aelteres  Recht.  Entwürfe  von  1825.  1829.  1850. 

II.    Das  St.  G.  B.  von  1851.   Inhalt.    Doctrinelle  Haltung  des 

allgemeinen  Theils  nach   deutscheu  Mustern.     Milde   und 

weites  Ermeasan.  Hausarrest.  Friedensgelöbniss  und  Cau- 

tion  bei  Drohungen.   Einzelne  Thatbestände.   Polizeigesetz. 

in.   Praxis.     Novellen.     Literatur     .         .         .  .         .371 

Neuenburg  1856. 
§  66.          I.    Das  Strafrecht  vor  dem  G.  B.  Carolina.  Einführungsgesetz 
Friedrich  Wilhelms.    Altes  Recht. 
IL    Das    Strafgesetzbuch.     Vorbilder.     Selbständige    Stellung 
der  Aufgabe  und  Durchführung  derselben  in  Vergleichung 
mit  dem  französischen  und  dem  preussischen  Gesetzbuch. 
Strafzumessung,      Ausschluss    doctrineller     Sätze.     Milde. 
Mängel.     Thatbestände. 
in.   Praxis.    Novellen.    Literatur 379 

Aargau  1857. 
§  67.         I.   Das  alte  Gesetz  und  dessen  Mängel. 

n.  Das  Strafgesetzbuch  von  1857.  Einfachheit.  Thatbestände. 
in.  Das  Zuchtpolizeigesetz.  Einfache  Aufzählung  der  Delicte. 
IV.   Praxis.     Novellen.     Literatur 391 
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St.  Gallen  1857. 
§  68.  I.    Das  alte  Gesetz  und  dessen  Mängel.     Revision. 

II.    DasSt.G.B.  von  1867.  Verbrechen  und  Strafen.  Geldstrafe. 
III.    Vorzüge  und  Mängel.   Revision.  —  Novellen.  Literator   .       400 

Wallis  1858. 
§  69.  I.    Strafrecht  vor  Eiaftihrung  des  Gesetzbuches. 

II.    Das  Strafgesetzbuch.    Vorbilder.     Doctrineller  allgemeiner 
Theil.    Eigenthiimlichkeiten.    Thatbestttnde. 
III.    Praxis.     Novellen 409 

Schaffhausen  1859. 

§  70.          I.    Das  Basler  Recht  vor  den  G.  B.     Novellen.     Vorbilder. 
II.    Das    Strafgesetzbuch    von    1859.     Anlage.     Inhalt     Ver- 
mehrung  der  doctrinelien  S&tze.    Vergleichung  mit   den 
Vorbildern  der  St.  G.  B.  von  Baden  und  Thurgau. 
III.    Praxis.     Literatur .         .       415 

Solothurn  1859. 

§  71.  I.  Die  Novellen  zum  helvetischen  St.  G.  B.  bis  1859.  Vor- 
arbeiten. 
II.  Das  Strafgesetzbuch  von  1859.  Fortbildung  des  helveti- 
schen G.  B.  Selbständigkeit.  Grösste  Einfachheit  und 
Brauchbarkeit  durch  Beseitigung  der  Minima  und  Zu- 
sammenfassung. Inhalt  Mängel  des  G.  B. 
IIT.    Praxis.    Novellen.     Literatur 424 

Appenzell  A.-Rh.  1859. 

§  72.  I.    Charakter  des  Strafgesetzbuches. 

II.    Anlehnung  an  das  zürcherische  Recht.     Inhalt.     Versuch 
und  Drohung.     Eidgebot  und  Friedgebot.    Vereinfachung. 
III.    Praxis.     Novellen.     Literatur 433 

Luzern  1860. 
§  73.  I.    Revisionsbestrebungen  zum  G.  B.   von   1836.     „Der  Ent- 

wurf  soll   klar,    einfach,   ohne   doctrinelle    Erörterungen 
sein.**     Rückschritt  des  Gesetzes. 
II.    Das  St  G.  B.  von  1860  und  Polizeistrafgesetz  von  1861. 
Inhalt.     Vergleichung  mit  dem  frühern  Gesetz.    Inhalt. 
III.    Polizeistrafgesetz.     Strafen.     Busse    ungenannter    Frevel. 

Injurien 441 

Obwalden  1864. 

§  74,  I.    Entstehung  und  Vorbilder. 

II.    Inhalt.     Luzern  und  Appenzell.     Thatbestände. 

III.  Polizeigesetz.     Beispiel    origineller    Mache.      Hausarrest 
Caution. 

IV.  Praxis.     Novellen.     Literatur.  —  Nidwaiden     .         .         .      450 
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Bern  1866. 

§  75.  I.    Aelteres  Recht  und  Novellen   zum  helvetischen  6t.  G.  B. 

Vorarbeiten.    Entwarf  von  1864,  „ein   systematisch  abge* 

Bchlossenes  Werk  auf  Grund  des  Code  pönal.^ 

II.    Inhalt  des  St.  G.  B.     Thatb^tände. 

III.    Praxis.     Novellen.     Literatur 459 

Glarus  1867. 

§  76.  I.    Aelteres  Recht.     Vorbilder.     Charakter  des  Gesetzbuchs. 

II.    Das  St  G.  B.     Inhalt.     Thatbestände.     Friedg^ebut. 

III.    Praxis.     Novellen   und  Revisionsbestrebungen.     Literatur.       470 

Thurgau   1868. 

§  77.  I.    Das   St.  G.  B.  von  1841   verglichen   mit  demjenigen   von 

1868.     Verftnderuijgen  • 

II.    Das  St.  G.  B.  von  1868.     Inhalt. 

III.    Praxis  und  Literatur 476 

Schwyz  1869. 

§  78,  I.    Das  Strafrecht  vor  dem  G.  B.    Vorbilder. 

IL    Das  St.  G.  B.  von   1869.     Inhalt.     Eigenthümliche   That- 

bestünde. 

III.    Polizeistrafgesetz.     Ehrverletzung.    —    Praxis.     Novellen. 

Literatur 482 

D.  Resura6.    Verhältniss  zu  Deutschland.    Grundzüge. 

%  79.  I.    Die   Individualität   der   Gesetzbücher. 

a)  Die  französische  Gruppe. 

b)  Die  deutsche  Gruppe. 

c)  Die  Gruppe  der  deraocratischen  Cantone      .         .         .       488 
§  80.         II.    Zusammenfassende    und    vergleichende   Dar- 
stellung einzelner  Thatbestände 493 

§  81 .       III.    Rfickblick.  Eigenthümlichkeit  und  Grundzüge  schwei- 
zerischen Strafrechts 580 

Cap.  IV,    Vierte  Periode  von  1870  bis  zur  Gegenwart. 

A.  üeberblick  über  die  Rechtsentwicklung. 

§  82.  a)   Ausgangspunkt  und  Disposition     .....       533 

b)  Die  Fortbildung  im  Allgemeinen   und  in  den  Schweiz. 
Gesetzbüchern  insbesondere. 

c)  Die  Bestrebungen  für  Unification  des  Strafrechts. 

d)  Für  und  Wider.   Ziel  und  Aufgabe       ....       542 

B.  Das  Bundesrecht. 

§  83.  I.  Die  Bundesverfassung  von    187  4. 

a)  Die  Revisionsbestrebungen  und  die  Rechtseinheit. 

b)  Die  strafrechtlich  relevanten  Veränderungen. 

c)  Die  Bundesgesetzgebung  seit  1874. 

d)  Competenzverschiebung.   Auslieferung.    Grundsätze       .       544 
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§  84.         II.  Die  Competenz   der  Bundesbehörden   in  Straf- 
aaohen. 

a)  Der  Bundesrath. 

b)  Das  Bnndesgericht  mit  Asaisen,  als  Qesammtgericht, 
als  Cassationsinstanz. 

c)  Dais  Bundesgericht  als  Staatsgerichtshof. 

d)  Die  bundesgerichtlichen  Entscheidungen.  Strafrechtliche 
Entscheidungen  wegen  Verfassungsrerletzung.  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetz.  RechtsverMreigerung.  Prtifungs- 
recht.  Nulla  poena  sine  lege.  Einfache  Bezeichnung 
des  Delicts.  Verletzung  der  Pressfreiheit.  Injurien. 
Vereinsrecht.  Der  verfassungsmässige  Richter.  Schuld- 
verhaft. Strafe  der  Insolvenz.  Adhäsion.  Thatbestände 
nach  dem  Auslief  er  ungsgesetz  und  den  cantonalen 
Strafgesetzbüchern  .         .         .         .         .         .         .       559 

§  85.        III.  Die   strafrechtlichen   Nebengesetze. 

a)  Das  Verfahren.    Das  Gesetz  vom  30.  Juui  1849. 

b)  Die  strafrechtlichen  Nebengesetze.  —  Die  Bundes- 
gesetze betreifend :  Civilstand  und  die  Ehe ;  Mass  und 
Gewicht ;  Jagd  und  Vogelschutz ;  Wasserbau  und  Forst- 
polizei im  Hochgebirg;  Arbeit  in  den  Fabriken;  tele- 
graphischer Verkehr;  Handhabung  der  Bahnpolizei; 
Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken;  Controlirnng 
von  Gold-  und  Silberwaaren ;  Ausgabe  und  Einlösung 
von  Banknoten;  Urheberrecht;  Beaufsichtigung  des 
Versicherungswesens;  Epidemien;  gebrannte  Wasser; 
Ausdehnung  der  Haftpflicht;  Auswanderungsagentnren ; 
Erfindungspatente;  Muster-  und  Modellschutz.  —  Das 
Obligationenrecht  und  Concursgesetz    ....       584 

§  86.         IV.  Neuerungen  im  Bundesstrafrecht. 

a)  Der  Bundesstaatsanwalt 

b)  Die  Bestimmungen  gegen  Anarchisten  imd  Hetzspione. 

c)  Die  Auslegung  des  Art.  42  des  B.  St.  R.  —  Gegenrecht       607 
§  87.          V.  Das  Militärstrafgesetz. 

a)  Entstehungsgeschichte.  Der  ^Kampf  der  beiden  Systeme**. 

b)  Grundzüge.    Inhalt.  Völkerrechtliche  Grundsätze. 

c)  Das  System  der  ersten  Entwürfe  und  deren  Bedeutung 

im  schweizerischen  Strafrecht        .....       614 

C.  Die  Strafgesetzgebung  der  Cantone. 

I.  Uebersicht. 
§  88.  a)   Die  Gesetzbücher  und  Gruppen. 

b)  Die  geltenden  Gesetzbücher  früherer  Perioden  und  die 
Cantone  ohne  Strafgesetzbücher. 

c)  Strafrechtliche  Nebengesetze  über  gemeinsame  Gegen- 
stände. Uebereinkünfte  und  Cuncordate        .         .         .       623 

II.  Die  Strafgesetzbücher  seit  187  0. 

§  89.  Zürich  1871 637 

§  90.  Basel  1872 646 
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•§  91.  Solothurn  1874.  1885 

§  92.  St.  Gallen  1886 

§  93.  IVeiburg  1873     . 

§  94.  Tessin  1878 

§  95.  Genf  1874  . 

§  96.  Zug  1876     . 

§  97.  Appenzell  A.-Rh.  1878 

§  98.  Sohwyz  1881 

D.  Das  Verhältniss  zum  deutschen  Strafgesetzbuch 
und  die  principiellen  Anforderungen  an  ein  schweize- 
risches Strafgesetz. 

^  99.  I.  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  und  die  seh  weiz. 

Strafgesetzgebung.    Autorität  des  erstem.     Gemein- 
sames und  Besonderes 

II.  Die  frühem  Perioden.  Besondere  Grundzüge.  An- 
näherung der  Gesetzbücher  in  Bezug  auf  Verein- 
fachung der  Formen  und  Feststellung  der  Tliatbestände. 

III.  Die  Anschlussbewegung  an  das  deutsche  Straf- 
gesetzbuch. 

1.  Gemeinsamkeit  der  Cultur  und  Gleichwerth  der  Ver- 
letzung für  die  Rechtsordnung.  Gemeinsamkeit  der 
Wissenschaft.  Internationalisirung  des  Rechts  und  inter- 
nationale Rechtshülfe.  Die  Ausgleichungstendenz  durch 
Wissenschaft  und  Gesetzgebung.  Jeder  Gesetzgebung 
ist  die  Frage  über  das  Verhältniss  dieses  Gemeinsamen 
und  des  Landesbesondem  zu  Grunde  zu  legen. 
Der  Unwerth  der  kleinlichen  Verbesserun^j^ssncht  aus 
particularistischen  Sonderbestrebungen. 
Die  Grenze  der  formalen  Vollendung  in  der  gesetz- 
lichen Bestimmung  des  Thatbestandes. 

IV.  Hauptpunkte  der  Verschiedenheit  deutscher  und 
schweizerischer  Strafgesetzgebung. 

V.  Gemeinsames,  welches  nach  dem  deutschen  Strafgesetz- 
buch übernommen  werden  kann  und  übernommen  worden  ist. 

1.  Einwandfreie  Musterbestimmungen,  Mord,  Todtschlag, 
Korperverletzung,  Diebstahl. 

2.  Bestimmungen,  die  übernommen  wurden,  die  aber 
grundsätzlich  verworfen  werden  müssen.  Versuch,  Vor- 
bereitung^handlungen ;  der  Schwerpunkt  im  verbreche- 
rischen objectivirten  Willen.  Anstiftung  ohne  Erfolg, 
Aufforderung,  Anerbieten,  Anreizung,  Denunciations- 
pflicht. 

VI.  Bedingt  die  Verschiedenheit  in  den  Grundlagen 
ein   nach  Inhalt  und  Form  verschiedenes   Straf- 
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gesetz?  —  Einige  Hauptpankte,  in  welchen  nach  Fonn 
und  Inhalt  Abweichung  geboten  erscheint. 

yil.  Die  principiellen  Grundlagen  und  ihreConse- 
q  n  e  n  z  e  n. 

1.  Die  principielle  Durchbildung  der  französiBchen  und 
deutschen  Strafgesetzgebung. 

2.  Der  Mangel  dieser  Durchbildung  in  der  Mehrzahl 
Schweiz.  G.  B.  Die  Entwicklung  der  Schweiz.  Strafgesetz- 
gebung durch  alle  Perioden  weist  in  Einzelheiten  be- 
stimmte Grundsätze  auf.  . 

8.    Grundsätze    einer   schweizerischen    Strafgesetzgebung. 

Schweizerisches  Strafrecht  oder  deutsches  Strafrecht  in 

der  Schweiz? 
VIII.  Die  Gründe  gegen  die  Vereinfachung.  — Vollstän- 
digkeit.  Entscheidung  von  Streitfragen.  Ausführliche  That- 
bestände,  einfache  Bezeichnung  des  Deltcts.  —  Der  absolute 
oder  relative  Werth  der  geschichtlichen  Begriffe.  —  Mass- 
stab der  Kritik  und  strenge  Anforderungen.  —  Die  Schweiz. 
G.  B.   beweisen  die  Möglichkeit  der  Vereinfachung. 

IX.  Der  selbständige  Aufbau  nach  Form  und  In- 
halt. —  Verhältniss  zur  deutschen  Wissenschaft ,  Gesetz- 
gebung und  Rechtsprechung.  Die  Attractionsgefahr.  Die 
Autorität  der  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Straf- 
sachen. Nachtheilige  Einwirkungen  des  Reichsstrafgesetzes       679 

E.  Vergleichende  Behandlung  einzelner  Lehren.     An- 
wendung der  Grundsätze. 

§  100.         I.  Ueberblick  und  Aufgabe 722 

II.  Strafmittel.  —  1.  Die  Strafmittcl  der  Cantone.  2.  Frei- 
heits-  und  Geldstrafen.  3.  Ehrenstrafen.  Besondere  Straf- 
mittel, Wirthshausverbot,  Eingrenzung,  Hausarrest,  Arbeits- 
strafe, Ackerbaucolonien,  Friedensbürgschaft,  Ersatz  kurz- 
zeitiger Freiheitsstrafen. 

III.  Ordnung  der  Freiheitsstrafen.  —  1.  Einfachheit 
und  Einheit.  Drei  Stufen.  2.  Die  Begrenzung  der  Straf- 
arten und  die  Strafdrohung.  3.  Die  Sti*afgesetzbUcher. 

IV.  Die  Art  der  Strafdrohung,  Minima.  —  1.  Straf- 
rahmen, Minima,  mildernde  Umstände.  2.  Methoden  der 
Strafdrohung  in  den  cantonalen  Gesetzbüchern. 

V.  Strafzumessung,   Strafnach  lass. 

a)  Strafzumessung.  1.  Begriffe.  2.  Minderung,  Mehrung  — 
Milderung,  Schärfung.  3.  Mischung  beider.  4.  Milde- 
rungsgründe. 5.  Uebergang  zum  System  mildernder 
Umstände.  6.  Ergebniss ;  Beseitigung  der  Minima. 
7.  Grundsätze  Schweiz.  Strafrechts. 


9«ike 
b)   Strafnachlass.    Die  BedeutUDg  des   Strafnachlasses  fär 
Strafdrohung  und  Strafzumessang.     Waudt. 

VI.  Strafansschliessnngs-  und  Strafmilderungs- 
gTÜ^ide.  —  Strafaus8cbliessnng8grtinde.  Geistesstörung. 
Einheit  der  Sache,  Vielheit  der  Form.  Der  §  59  des  deutschen 
St.  6.  B.  in  den  Q.  B.  der  Cantone.  Jugend.  Die  Casuistik. 
Die  Gesetzbücher.  Das  Gemeinsame  und  die  entsprechende 
Form.  Verjährung.  Klag-  und  Strafverjährung.  Die  Gesetz- 
bncher.  Die  einfachste  Form. 

VIT.  Strafschärfungsgründe.  —  Concurrenz.  Die  canto- 
tonaleri  Gesetzbücher.  Ueberflüssige  Sätze,  einfache  Be- 
atimmungen. —  Ruckfall.  —  Begriff.  —  Die  Gesetzbücher. 
—  Die  Auflösung  des  Begriffs.  Der  rein  theoretische  und 
der  criminal-politische  Standpunkt. 

VIII.  Der  Versuch 87a 

a)  1.  Die  Construction.  Die  Versuchsformel  des  franzö- 
sischen und  deutschen  Gesetzes.  2.  Die  Einzelbestim- 
mung in  der  Weise  des  alten  Rechts  und  die  generali- 
sirte  Form  des  Versuchsbegriffs.  Vorzug  der  letztern. 
Anforderungen.  3.  Der  spracbgebräuchliche  und  volks- 
thiimliche  Begriff.  Einheit  mit  dem  juristischen  in  der 
Grundlage.  Die  dialectische  Spaltung.  —  Die  Ernst- 
lichkeit des  Unternehmens.  Bestimmtheit  der  Willens- 
richtung.  Zweckmässigkeit  der  Mittel.  Der  Massstab 
der  normalen  Einsicht  und  des  Thuns,  das  Normale  ist 
Voraussetzung  der  sprachlichen  Verständigung.  Mangel 
an  Einsicht  ist  oft  Mangel  bestimmten  Woliens.  4.  Die 
juristischen  Begriffe.  Die  Trennung  nach  der  Verlegung 
des  Schwerpunktes  in  die  Objectivirung  des  auf  das  Ver- 
brechen gerichteten  Willens,  —  oder  in  die  Einheit 
der  unterbrochenen  Verbrecbenshandlung.  Die  Begrün- 
dung der  beiden  Standpunkte.  Die  Einheit  der  Aus- 
fuhr ungshandlung.     Die  Gronzbestimmung. 

b)  Die  schweizerischen  Strafgesetzbücher. 

c)  Die  einfachste  Form  von  Begriff  und  Strafe. 

d)  Sicherheitsmassregeln  gegen  Drohung  und  Gefahrdung 
durch  Versuchshandlungen.  Friedensbürgschaft. 

IX.    Theilnahme 792 

a)  Urheber.     Mitthäter. 

b)  1.  Anstiftung,  Specification,  Exemplification.  Der  reine 
Begriff.  2.  Zurechnung  des  weitern  Erfolgs.  3.  Er- 
folglose Anstiftung.  4.  Delicta  sui  generis,  Aufreizung, 
Aufforderung,  Anerbieten.  Die  Entwicklung  in  den 
schweizerischen    Gesetzbüchern.     5.    Negative    Theil- 
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Mto 
nähme.  Unterlassung  der  Anzeige  und  Kiohthinderung. 
Die  Entwicklung  in  den  Schweiz.  Gesetshüchem. 

c)  Gehülfenschaft.  1.  Begrifif.  2.  Speciell«  und  generelle 
Theilnahme  , 

d)  Ausscheidung  doctrineller  Bestandtheiler  Die  einfachste 
Form 

X.    Specieller  Theil 807 

a)   Begrenzung  der  Aufgahe. 

h)  Die  Ehrverletzung.  1.  Die  geschichtliche  Continuität 
2.  Die  Gesetzbücher.  3.  Die  Strafdrohungen.  4.  Drei 
Fragen.  Ergebniss  und  Nutzanwendung.  Pressfreiheit. 
6.  Wirksamer  Ehrschutz  bei  geringer  Strafe.  Das 
alte  Recht.  Begriffe.  Wahrheitsbeweis,  Entschlagniss. 
Beharrlichkeit.  Anfang  und  Retorsion.  Entzug  der 
Ehrenrechte. 

c)  Körperverletzung. 

d)  Tödtungsdelicte.     Die  einfachste  Form. 

XL    Die   Friedensbürgschaft 829 

a)  Ruckblick.    Der  deutsche  Entwurf  über  die  Friedens- 
bürgschaft.    Unhaltbarkeit    der    Grundlagen    und    der' 
Mittel. 

b)  Die  Construction  der  Friedensbürgschaft  auf  Grundlage 
des  alten  Rechts.  —  Schluss. 
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§  1. 

Literatur. 


TemTne,  Lehrbuch  des  schweizerischen  Strafrechts  1855  (citirt  Temme,  Lehr- 
buch d.  schw.  St.  B.)  ist  die  einzige  g^'össere  Arbeit;  sie  umfasst  auf 
677  Seiten  die  Gesetzbücher  von  11  Cantonen  und  das  Bundesstrafrecht. 
Die  Geschichte,  das  Recht  der  Cantone  ohne  Gesetzbücher  und  das  fran- 
zösische Recht  sind  kaum  berücksichtig^.  In  seinem  Lehrbuch  des  preus- 
sischen  Strafrechts  1853  sind  oft  die  schweizerischen  Strafgesetzbücher  zum 
Vergleich  herangezogen.  —  Elritische  Bemerkungen  zum  Entwurf  des 
bemischen  St.  G.  B.  1853. 

Holtzendorff,  im  Handbuch  des  deutschen  St.  R.  1871,  Bd.  I,  S.  145  ff.,  gibt 
eine  Uebersicht  der  schweizerischen  Strafgesetzgebnng.  —  Kritik  des  Ent- 
wurfs eines  St.  G.  B.  für  den  Canton  Zürich  im  Gerichtssaal  1866, 
S.  465  ff..  —  Die  Strafrecht^reform  im  Canton  Zürich  in  der  Deutschen 
Strafrechtszeitung  1871,  S.  57.  —  Ebenda  S.  147:  Die  Einheit  des  Schweiz. 
St.  R. 

Mitter^iaieTy  im  Archiv  des  Criminalrechts  (cit.  Archiv  d.  C.  R.)  und  in  den 
Annalen  der  deutschen  und  ausländischen  Criminalrechtspflege  (cit.  Annalen), 
hat  fast  die  gesammte  Entwicklung  der  schweizerischen  Strafgesetzgebung 
seit  ihrem  Entstehen  aufmerksam  verfolgt  und  jew^eilig  über  die  neuen 
Erscheinungen  im  Vergleich  mit  den  deutschen  Partien larrechten  referirt. 
Zu  seinen  letzten  Arbeiten  gehört  die  Kritik  des  Entwurfs  des  zürcherischen 
Strafgesetzbuches.  —  Derselbe,  die  Strafgesetzgebung  in  ihrer  Fortbildung 
geprüft  etc.  1841—43.  2  Thle.  (cit.  Mittermaier,  Strafgesetzgeb.  i.  Fort- 
bildung.) Tbl.  I,  S.  143  ff.:  Die  Strafgesetzgebung  in  der  Schweiz;  Tbl.  II, 
S.  154:  Thurgauisches  St.  G.  B. ;  S.  203:  St.  G.  B.  von  Waadt.  —  Das 
Hauptsächliche  seiner  Thätigkeit  sei,  weil  heute  noch  für  die  Kenntniss 
der  cantonalen  Gesetzbücher  werthvoll  und  als  wohlverdiente  Huldigung 
im  Einzelnen  angeführt  (Archiv  d.  C.  R.): 

Canton  Zürich.  Bd.  XIL  1831,  S.  193,  Entwurf  eines  St.  G.  B. 
Bd,  1835,  S.  422.  436.  442.  556,  Entwurf  des  G.  B.  v.  1835.  Bd.  1856, 
S.  231.  261,  Entwurf  Dtibs.     Bd.  1857,  Strafanstalt. 

Basel.     Bd.  VL  1824,  S.  174,  bes.  S.  39.  St.  G.  B.     Bd.  VIL  S.  28, 
betreff.  Kindsmord.     Bd.  IX.  1826,  S.  1  ff.  correct.  Ges.  v.  1824.    Bd.  XII. 
1831,  S.  203,  Entwurf  v.  1829.     Bd.  1835,  S.  533,  538  ff. 
P/mminif€r,  8«hw«iz.  Strafrecht.  1 
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Bern.  Bd.  YII.  1825,  S.  29.  45.  Gesetz  v.  18.  Februar  1823  über 
Kindsmord  etc.  Bd.  1834,  S.  123.  Gesetz  über  Hochverrath.  Bd.  1839, 
S.  325.  562.  Entwurf  eines  St.  G.  B. 

St.  Gallen.  Bd.  VI.  1824,  S.  174,  bes.  S.  33.  Bd.  1839,  8.  186: 
Ges.  y.  24.  Nov.  1838.  Umgestaltung  des  Strafsystems.  Schutzanfsieht. 
Bd.  1857,  S.  476,  St.  G.  B.  v.  4.  April  1857. 

Graubünden.  Bd.  VIII.  1826,  S.  197.  Entwurf  v.  1825.  Bd.  XII. 
1831,  S.  199.  Revid.  Entwurf. 

Thurgau.  Bd.  1839,  S.  562  ff.  Entwurf.  Bd.  1847,  S.  596.  St.G.B. 
V.  1841. 

Neuenburg.     Bd.  1856,  S.  363.    St.  G.  B.  v.  1855. 

Genf.     Bd.  XII.  1831,  S.  187.     Bd.  1857,  S.  19  ff. 

Luzern.     Bd.  1835,   S.  426.  438.  443.  448.  543. 

Aargau.     Bd.  1857,  S.  476.  St.  G.  B.  v.  1857. 

Waadt.  Bd.  1834,  S.  369.  Ges.  über  Gerichtsorganisation.  Bd.  1837, 
S.  171.  Proz.-Ordg.  Bd.  1838,  S.  175  ff.  Strafprozess  in  schweizerischen 
Cantonen. 

Von  den  neuem  deutschen  Zeitschriften,  welche  den  schweizerischen 
Rechten  besondere  Aufmerksamkeit  schenken,  ist  hervorzuheben  die  Zeitschrift 
fUr  die  gesammte  Strafrechtswissenschaft  von  Dochow  (f),  v.  Liszt  und 
V,  LilienthaL 

» 

Osenbriiggen^  dessen  Hauptverdienst  in  der  rechtshistorischen  Forschung  lieg^, 
hat  die  neuern  schweizerischen  Strafgesetzbücher  und  die  Unificalion  des 
schweizerischen  Strafrechts  in  einer  Anzahl  kleinerer  Abhandlungen,  welche 
im  Gerichtssaal  (1870,  S.  140.  456),  in  der  Deutschen  Strafrechtszeitung 
(1863,  S.  150.  315;  1865,  S.  108),  in  der  Holtzendorff*schen  Sammlung 
gemeinverständlicher  Vorträge  (Nr.  102.  152.  202),  in  den  Culturhistorischen 
Bildern  aus  der  Schweiz,  2.  Aufl.  1867,  besprochen  oder  angeführt,  sowie 
interessante  Fälle  aus  der  Praxis  der  Cantone  mitgetheilt.  —  Die  Brand- 
stiftung in  den  St.  G.  B.  Deutschlands  und  der  deutschen  Schweiz  1854. 
Vgl.  Teichmann  im  Gerichtssaal  1879,  vollständiges  Verzeichniss. 

Teiehmann  hat  seit  Jahren  in  der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht  über 
die   neuen  Erscheinungen   der  schweizerischen  Strafgesetzgebung  referirt. 

A,  V,  OrellL  Das  Strafgesetzbuch  für  den  Canton  Zürich  in  der  Deutschen 
Strafrechtszeitung  1871,  S.  281.  —  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  schwei- 
zerische Rechtsgeschichte  mit  Quellen-  und  Literaturangaben.  2.  Aufl.  1884 
(cit.  Orelli,  Grundriss).  —  Die  Strafrichterämter  und  Strafbehörden  in  der 
Schweiz  1870  in  der  Zeitschrift  für  Schweizerische  Statistik,  Jahrg.  1871, 
S.  143—152  (cit.  Orelli,  Strafrichterämter).  —  Rechtsschulen  und  Rechts- 
literatur in  der  Schweiz  1819  (cit.  Orelli,  Rechtsschulen). 

«71  Schnell^  Hauptbeg^ünder  der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  nimmt 
den  ersten  Rang  ein  durch  seine  Bearbeitung  der  schweizerischen  Rechta- 
quellen,  durch  seine  fortgesetzten  Berichte  über  Gesetzgebung  und  Rechts- 
statistik und  seine  vielseitigen  Abhandlungen  in  der  Zeitschrift  seit  1-852. 
Vgl.  Einleitung  zu  Bd.    I   der   Zeitschrift.   —    Die  Cantonalgesetzgebung 
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und  deren  OrganiBmus  in  der  Zeitochr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XI.  —  Die  ältere 
Rechteliteratur  ebenda  Bd.  XIII,  S.  112.  —  Die  neuen  St.  G.-Entwürfe 
ebenda  Bd.  V.  1856  (Neuenburg,  Bern,  Solothurn,  Aargau,  Zug,  Glarus, 
Zürich,  St.  Gallen;  vgl.  Arch.  d.  C.  R.  1857,  S.  477). 
Muminger,  Studien  über  Bundesrecht  und  Bundesgerichtsbarkeit  1871.  (Frage 
der  Unification  des  Schweiz.  St.  R.) 

Die  ältere  Literatur  ist  mit  einer  Ehrenerwähnung  einzuführen: 
Dreyer,  Yersuch  eines  Versuchs  zur  Eenntniss  der  Gesetzbücher  Helvetiens 
in  den  Beiträgen  zur  Literatur  und  Geschichte  des  deutschen  Rechts  1782, 
94  Seiten.  Er  will  die  Rechtsurkunden  der  Schweiz,  „die  noch  ietzt 
teutscher  als  die  Teutschen  gedenket**,  für  Deutschland  nutzbar  machen 
(vgl.  das  Urtheil  OsenbriiggerCs  in  Beitrag  S.  7). 
WaltheTy  Versuch  zur  Erläutenmg  der  Geschichte  des  vaterländischen  Rechts. 
1765.  —  Derselbe,  Geschichte  des  bemischen  Stadtrechts,  1794  (cit.  Walther, 
Geschichte). 

Die  franzosischen  Cantone  haben  eine  Reihe  vorzüglicher  Autoren  zu 
einer  Zeit,  wo  die  deutsche  Schweiz  Ebenbürtiges  nicht  zur  Seite  stellen 
konnte.  Vgl.  Schnell,  Zeitschr.  f.  schw.  R.,  Bd.  XIII,  112.  Orelli,  Rechts- 
ücholen,  S.  24  IT.     Für  das  Strafrecht  sind  hervorzuheben: 

P.  Quisard,  Verfasser  des  Commentaire  coutümier  1562. 

BayvCf  Conunentar  zu  den  lois  et  Statuts  du  pays  de  Vaud  von  1616,  ge- 
druckt 1756. 

SeigneuXy  Systeme  de  Jurisprudence  criminelle  1756  (cit.  Seigneux,  Systeme). 

Matile,  de  Tautorit^  du  droit  romain,  de  la  coutüme  de  Bourgogne  et  de  la 
Caroline  dans  la  principaut<S  de  Neuchfttel  1838  (cit.  Matile,  de  lautorit^). 
—  Derselbe,  Histoire  des  institutions  judiciaires  et  legislatives  de  Neu- 
cbMel  1838.   Vgl.  die  Quellen  der  romanischen  Cantone. 

Eine  Darstellung  des  Strafrechts  der  Urcantone  vom  Standpunkt  der 
gesetzgeberischen  Bestrebungen  der  Dreissigerjahre  gibt: 

Wegwart  Müller,  Das  Strafrecht  der  Cantone  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden, 
Glarus,  Zug  und  Appenzell  1833  (cit.  Müller,  St.  R.  der  Urcantone). 

Rechtshistorische  Werke: 

OsenbrÜggerij  Das  alamannische  Strafrecht  im  deutschen  Mittelalter  1860 
(cit.  Osenbrüggen,  alam.  St  R.).  —  Deutsche  Rechtsalterthümer  aus  der 
Schweiz  1858  (cit.  Osenbrüggen,  R.  A.).  —  Beitrag  zur  Strafrechtsgeschichte 
der  deutschen  Schweiz  1859  (cit.  Osenbrüggen,  Beitrag).  —  Studien  zur 
deutschen  und  schweizerischen  Rechtsgeschichte  1868  (cit.  Osenbrüggen, 
Studien,  gesammelte  rechtshistorische  Schriften,  g^össtentheils  enthalten 
in  den  R.  A.). 

Bluntschlif  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich. 
2  Bde.  1838/39. 

Blumer,  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  schweizerischen  Demokratien  1850 
bis  1858  (cit.  Blumer,  St.-  u.  R.  Gesch.),  sehr  reich  an  strafrechtlichem 
MateriaL 


V,  Segesser f  Rechtsgeschichte  der  Stadt  imd  Republik  Luzern.  4  Bde.  1850  ff. 
(cit.  Segesser,  Rechtsgeschichte). 

Renaudj  Beitrag  zur  Staats-  und  Rechtsgeschichte  des  Cantons  Zug  1847. 

Stettier,  Staats-  und  Rechtsgeschichte  des  Cantons  Bern  1845  (cit.  Stettier, 
Rechtsgeschichte),  nicht  auf  gleicher  Linie  mit  den  vorgenannten  stehend. 

Leuenherger y  Studien  über  bernische  Rechtsgeschichte  1873  (cit.  Leuenberger, 
Studien). 

Quellen: 

Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  seit  1862  bis  1882  22  Bände,  seither 
in  neuer  Folge  3  BSnde.  Generalregister  Bd.  XXI  (cit.  Zeitschr.  f.  schw.  R.). 
Seit  dem  Beginn  ist  eine  Abtheilung  der  Veröffentlichung  schweizerischer 
Rechtsquellen  gewidmet.  Osenbrüggen  nennt  sie  in  seinen  Studien  S.  7 
,,das  Organ  der  germanistischen  Schule  in  der  Schweiz,  auf  welche  die 
Schweiz  und  Deutschland  stolz  sein  kann".  Vgl.  Rechtsquellen  und  Ur~ 
kundenwerke,  Bd.  XXIII,  S.  323  ff. 

Französische  Schweiz: 

Memoires  et  documents  piiblies  par  la  sociite  d'histoire  de  la  Suisse 
roinande.    Bis  1872  27  Bde.,  Register   Bd.  XXVIl,  fortgesetzt  bis  heute. 
Daselbst,  S.  63,  Tableau  des  chartes  communales  de  la  Suisse  occidentale. 
Urs  chweiz: 

Geschichtsfreund  der  V  Orte  (cit.  Geschichtsfreund). 

Kopp,  Geschichtsblätter  aus  der  Schweiz.    2  Bde.  1854 — 56. 

Eine   vollständige   und    selbständige   Sammlung  von   Rechtsquellen   hat 

nur  Basel,  herausgegeben  von  J.  Schnell  u.  A.  1853.     Bern  strebt  dasselbe 

an:    Uebersicht   der    altem   Rechtsquellen  von   Schnell   und   Stiirlery    1871. 

Partielle  Quellenpublicationen  von 

Kothing,  Das  Landbuch  von  Schwyz  1860.  —  Die  Rechtsquellen  der  Bezirke 
des  Cantons  Schwyz  1853. 

Schauberg,  Zeitschrift  für  noch  ungedruckte  schweizerische  Rechtsquellen. 
2  Bde.  1844—47.  Bd.  I  Ganton  Zürich;  Bd.  II  Canton  Thurgau  (cit.  Schau- 
berg, ungedr.  R.  Q. 

Als  Bearbeiter  der  schweizerischen  Rechtsquellen   sind  hervorzuheben: 

Kothing,    Schnell,   Heusler,    C.  v.  Deschwanden,  v,   Wyss,    Ott,   Forely 
Gremaud  u.  A.  (vgl.  Osenbrüggen,  Beitrag  S.  8). 

Im  Anschluss   an   diese   speciell  rechtshistorischen  Arbeiten  muss   eine 
Sammlung   von  Geschichten   der   einzelnen   Cantone   erwähnt  werden,   welche 
oft  strafrechtliche  Angaben  enthält,   die  sich  sonst  nirgends  finden.     Die  Can- 
tone sind  von  landes-  und  rechtskundigen  Männern  allseitig  geschildert: 
Historisch-geographisch-statistisches  Gemälde  der  Schweiz, 

An  strafrechtlichem  Inhalt  werthvoll  sind: 
G.  Meyer  v,  Knonau,  Der   Canton  Zürich.    2  Bde.   1844—46,  S.   132.  189. 

155.  187  ff.  —  Derselbe,  Der  Canton  Schwyz  1835,  S.  219  ff. 
Casimir  Pfyffer,  Der  Canton  Luzern  1858—59.  2  Bde.   (Bd.  I,  S.  350.  376. 

391 ;  Bd.  II,  S.  164,  202  ff.) 


Puppikofer,  Der  Canton  Thurgau.    S.  202.  207  ff. 
Rüsch,  Der  Canton  Appenzell  1835,  S.  160  ff. 
Fransciniy  Der  Canton  Tessin  1836,  S.  279.  290. 
Blumer,  Der  Canton  Glaros  1846,  S.  297  ff.,  657  ff. 
Strohmeier y  Der  Canton  Solothum  1836,  S.  159.  172  ff. 

Die  Geschichten  der  andern  Cantone  geben  Auskunft  über  den  altern 
Zustand  von  Staat,  Verfassung,  Cultur,  mehr  oder  weniger  über  Justiz,  aber 
nichts  Erhebliches  über  Strafrecht. 

Zeitschriften: 

Zeitschrift  fiir  schweizerisches  Recht,  registrirt  alle  Novellen  der  schwei- 
zerischen Strafgesetzgebung,  referirt  über  die  neuen  Gesetzbücher  und  gibt 
zahlreiche  interessante  Strafrechtsfälle  aus  den  Cantonen,  besonders  in  den 
altem  Jahrgängen.    Bd.  XXIII,  S.  326. 

Zeitschrift  ftir  vaterländisches  Recht,  Bern,  seit  1837  fortgesetzt  bis  heute. 

Zeitschrift  der  juristischen  Gesellschaft  des  Cantons  Luzern,  seit  1856. 

Manual  d-es  Ohergerichts  des  Cantons  Zürich.  Polizei-  und  CriminalföUe. 
1881/32. 

Monatschronik  ftir  zUrcheHsche  Rechtspflege  1833/38.  12  Bde.,  fortgesetzt 
als  Beiträge  zur  Kunde  und  Fortbildung  der  zürcherischen  Rechtspflege 
1841,  19  Bde.  bis  1854,  fortgesetzt  seit  1855  von  Gwalter,  bis  1872  23  Bde., 
seit  1874  als  Zeitschrift  ftir  Gerichts praxis  U7id  Rechtswissenschaft, 
2  Bde.  —  Die  Monatschronik  konnte  sich  nicht  zu  einem  schweizerischen 
Organ  entwickeln,  veranlasste  ober  ähnliche  Zeitschriften  in  andern  Can- 
tonen. 

Zeitschrift  ftir  schweizerische  Gesetzgebung  und  Rechtspflege,  seit  1875 
bis  heute,  behandelt  hauptsächlich  Civilrecht,  führt  aber  auch  neue  Straf- 
gesetze und  einzelne  Strafrechtsfälle,  welche  nicht  blos  cantonale  Bedou- 
tong  haben,  an. 

Journal  des  Tribunaux.  Revue  de  jurisprudence  de  la  Suisse  romande 
1853 — 74,  fortgesetzt  1879,  in  der  Zwischenzeit:  Gazette  des  Tribunaux 
suisses  1875  und  76,  Semaine  judiciair e,  seit  1879.  Bis  heute  5  starke 
Bände,  reich  au  strafrechtlichem  Inhalt. 

Repertorio  di  Giurisprudenza  patria,  seit  1874. 

Commentare  und  Präjudiciensammlungen  haben  wenige  Can- 
tone. Bern,  Neuenbürg,  Waadt,  Genf  u.  A.  besitzen  Bulletins  über  die  Ver- 
handlungen der  Räthe,  wodurch  Entstehung  und  Motive  der  Strafgesetzbücher 
an  8  Lieht  treten.  Eine  Anzahl  von  Cantonen  veröffentlicht  Regierungsabschiede, 
Berichte  oder  „Weisungen"  an  das  Volk.  Wichtige  Fälle  werden  veröffent- 
licht in  den  Berichten  der  Obergerichte  und  in  den  Cantonen  der  Urschweiz 
im  Amtsblatt. 
Temme^s  Archiv  für  die  strafrechtlichen  Entscheidungen   etc.,    enthält  auch 

eine   Anzahl    schweizerischer   Rechtsfälle. 
Die  gedruckten  Protokolle  des  schweizerischen  Juristenvereins  und  diejenigen 
des   schweizerischen  Vereins  für  Straf-  und  GefHngnisswesen   (des  letztem 
IX.  Versammlung  über  die  Einheit  des  Schweiz.  St.  R.    XII.  Versammhmg 


dasselbe.  Referenten:  Alois  v.  Orelli,  Gefängnissdirektor  MilUer^  Ober- 
richter Zürcher)  mit  jährlichen  Berichten  über  Stand  und  Entwicklung 
des  GefängnisBwesens  und  Strafvollzugs  in  den  Cantoiien  (Dr.  Guillaume) 
(cit.  Bericht  d.  V.  f.  St.  u.  G.  W.). 
HUty,  lieber  Landesverweisung  nach  eidgenössischem  Recht.  VIII.  Versamm- 
lung 1876.  —  Derselbe,  über  den  Entwurf  eines  Militär-St.  G.  B.  in  der 
Zeitschr.  für  gesammte  St.  R.  W.,  1882,  S.  603. 

Literaturnachweise: 

TemTnej  Lehrbuch  d.  schw.  St.  R.,  §  22 ;  OsenbrÜggen^  alam.  St.  R., 
S.  Xni;  Blumer,  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Bd.  I,  S.  XI  u.  ff.,  Bd.  11, 
S.  XIV  ff. ;  Orelli,  Grundriss,  S.  8.  21 ;  Schnelly  Uebersicht  der  schweizerischen 
Rechtsliteratur  von  1852—82  in  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XI,  ThL  I, 
S.  27;  Bd.  XXIII,  S.  291;  Bd.  VIII,  S.  104,  110  und  a.  a.  O.  Weiteres 
findet  nachfolgend  bei  den  Cantonen  seine  Stelle. 
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§  2- 


Die  Aufgabe. 


1.  Schweizerisches  Strafrecht  ist  ein  reicher  und  vielgestalteter 
Stoff,  der  auf  sehr  verschiedene  Weise  zui*  Darstellung  gelangen 
kann.  Zunächst  liegt  es,  die  in  Kraft  bestehenden  Strafgesetz- 
bücher, oder,  auf  Temwe's  Lehrbuch  zurückgehend,  die  seit  1855 
erschienenen,  oder,  anschliessend  an  das  grosse  gesetzgeberische 
Ereigniss  der  Neuzeit,  die  seit  1870  entstandenen  zu  behandeln. 
TJeber  die  Stellung,  welche  dem  historischen  Rechte  zukommt, 
über  Umfang,  Behandlung  des  weitschichtigen  Stoffs  imd  Methode 
der  Darstellung  können  die  Ansichten  verschieden  sein. 

]Mir  scheint  die  Forderung,  die  an  ein  „schweizerisches  Straf- 
recht" gestellt  werden  muss,  die  zu  sein,  dass  das  Recht  des 
Landes  in  seinen  Einzelerscheinungen  als  Ganzes  erfasst,  historisch 
begründet  und  in  seiner  Entwicklung  dargestellt  werde.  Weit  ent- 
fernt von  der  Tendenz  künstlicher  Einheit  oder  unrichtiger  Ver- 
allgemeinerung muss  ein  schweizerisches  Strafrecht  die  Verschieden- 
heit der  Gesetzbücher  nach  Zeit  und  Ort  zu  genauem  Ausdruck 
bringen.  Gerade  diese  Verschiedenheit  der  Strafgesetzbücher,  die 
Beziehungen  derselben  unter  sich  imd  zu  früheren  Codificationen, 
das  Hereinragen  germanischen  Rechts  in  den  Landbüchem  der 
Urcantone  verlangt  eine  umfassende  Darstellung  des  Ganzen.  Aus 
der  Durchdringung  dieses  ganzen  Stoffs  unter  Festhaltung  der 
historischen  Continuität  und  gegenseitigen  Bedingung  ergeben  sich 
<lann  nachweisbar  bestimmte  strafrechtHche  Grundsätze,  welche 
auch  in  höherem  Sinne  ein  eigenthümliches  Landesrecht  erkennen 
lassen. 

Und  so  wie  deutsches  und  französisches  Recht  wesentlichen 
Einfiuss,  und  zwar  nicht  nach  Sprachgrenzen  geschieden,  gewannen 
und  die  periodische  Fortbildung  in  der  Schweiz  anschliesst  an  die 


8 

grossen  Bewegungen  in  den  Nachbarländern,  so  muss  die  schwei- 
zerische Strafgesetzgebiuig  in  diese  Gesanimtbewegung  gestellt 
werden. 

2.  Ist  die  Aufgabe  sp  gefasst,  so  erscheint  es  als  ein  Wag- 
niss,  Geschichte,  40  Strafgesetzbücher  und  Vergleichung  fremder 
Rechte  in  einem  Bande  zu  behandeln.  Von  einer  Durchfiihrung 
ähnlich  Temme's  Lehrbuch  kann  nicht  die  Rede  sein.  Näher  liegt 
als  Vorbild  Berner' s  Strafgesetzgebung  in  Deutschland  1867,  ein 
treffliches  Buch,  welches  sich  indessen  mit  unsenn  Plane  nicht 
deckt.  Soll  das  Ziel  annähernd  erreicht  werden,  so  ist  eine  Be- 
handlung geboten,  welche,  frei  wechselnd  nach  der  Bedeutung  des 
speciellen  Gegenstandes,  nur  diesen  zum  Massstab  nimmt.  Es 
kommt  weniger  auf  Vollständigkeit  an,  die  selbst  Temme  nicht 
erreicht  hat,  als  auf  Vertiefung  in  das  ausgewählte  Bedeutendste, 
auf  Auswahl  der  typischen  Form  fiir  das  Viele,  sowohl  fiir  die 
Untersuchung  wie  für  die  Darstellung.  Das  Schwierigste  bleibt, 
die  Gesetzbücher  in  exacten  Einzelheiten  zu  geben  ohne  weit- 
schweifiges Detail  und  zugleich  in  der  zusammenfassenden  all- 
gemeinen Form  ohne  ungenaue  Verallgemeinerung. 

3.  Demgemäss  gestaltet  sich  der  Gegenstand  folgender- 
massen : 

Das  in  zahlreichen  historischen  Quellen  der  verschiedenen 
Cantone  liegende,  übereinstimmende  gemeine  Recht  wird  an  einer 
Gerichtssatzung,  welche  jenes  in  typischer  Vollkommenheit  enthält, 
dargelegt. 

Nachdem  der  Einfluss  der  Carolina,  der  Reformation,  der  Auf- 
klärungsperiode gewürdigt  ist,  fällt  besonderes  Gewicht  auf  die 
Periode  des  Uebergangs  alten  Gewohnheitsrechts  in  die  neue  Form 
strenger  Codification,  wobei  die  Landbücher  und  die  Praxis  der 
Urcantone,  in  welchen  altes  Recht  bis  in  unsere  Zeit  hinein  sich 
erhielt,  im  Vordergrund  als  Objecto  der  Untersuchvmg  und  Dar- 
stellung stehen. 

Die  cantonalen  Gesetzbücher  werden  in  Perioden  nach  den 
bestimmenden  Ereignissen  von  1830,  1848,  1870  und  in  Gruppen 
zusammengefasst,  innerhalb  welcher  das  einzelne  Strafgesetzbuch 
nach  Massgabe  seiner  Bedeutung  und  seines  Einflusses  Berück- 
sichtigung findet  —  die  Periode  vor  1830,  aus  welcher  kein  Ge- 
setz  mehr   in  Kraft  besteht,    tritt  zurück,  die  originellen  Gesetz- 


»♦ 


bächer  nach  1830  treten  selbständig  hervor.  —  Der  Wendepunkt 
des  formellen  Strafrechts  nach  1848  hat  zahlreiche  Gesetzbücher^ 
welche  zum  Theil  noch  in  Ejraft  bestehen,  zum  Theil  erneuert 
worden  sind,  hervorgerufen.  Der  leitende  Gesichtspunkt  für  diese 
Grruppe  ist  die  Vergleichung  mit  dem  vorangegangenen  und  nach- 
folgenden Gesetz.  —  Nach  1870  ist  der  Einfluss  des  neuen  ge- 
meinen deutschen  Strafrechts  unverkennbar  und  der  Vergleich  mit 
diesem  in  den  Vordergrund  gerückt.  —  Von  hervorragender  Be- 
deutung sind  aus  der  ersten  Periode  die  Strafgesetzbücher  von 
Aargan,  St.  Gallen,  —  die  spätem  von  Basel,  Zürich,  Waadt, 
Genf,  Liiizem,  —  diejenigen  der  Cantone  Glarus,  Appenzell  und 
Schwyz.  ' 

Zur  Darstellung  der  Gesetzbücher  ist  derjenige  Theil  aus- 
gewählt, welcher  am  bezeichnendsten  die  Stellung,  den  Charakter^ 
den  Werth  ausdrückt. 


-••-<SX5»C>-"«- 


Erster  Theil 

Das  alte  gemeine  Recht  der  Schweiz. 

Cap/  1. 

Darstellung  desselben  an  der  Bemer  Gerichts- 
satzung Ton  1539. 

A.   Das  alte  Recht  und  die  Gerichtssatzung. 

§  3.  I.  Es  lässt  sich  ein  gemeines  Strafrecht  der  deutschen 
Schweiz  nachweisen,  indem  gemeinsame  grosse  Züge  im  materiellen 
Strafrecht  wie  im  Strafverfahren  so  deutlich  hervortreten,  dass  ihnen 
gegenüber  die  Varietäten  als  Besonderheiten  der  cantonalen  Lebens- 
verhältnisse nachweisbar  sind.  Diese  Rechtsgemeinschaft,  wur- 
zelnd in  einem  gemeinsamen  Rechtsbewusstsein  einer  gleichstam- 
migen  Bevölkerung,  welche  die  Kraft  hatte,  sich  ihr  politisches 
Leben  selbständig  zu  gestalten,  wxirde  erhalten  und  gefördert  durch 
Uebemahme  und  Uebertragung  einzelner  Rechtsnormen  von  Nach- 
bar zu  Nachbar.  Diesen  Worten  Osenhrüggene,  in  der  Festschrift 
an  Mittermaier^  folgte  bald  die  Darstellung  dieses  Rechts,  „das 
alamannische  Strafrecht  im  deutschen  Mittelalter",  welche  vorzugs- 
weise aus  schweizerischen  Quellen  schöpft  und  die  zeitlichen  Gren- 
zen dahin  bestimmt,  dass  die  freie  selbständige  Entwicklung  des 
alamannischen  Rechts  auf  dem  Boden  der  Schweiz  nicht  mit  dem 
Erscheinen  der  CCC  unterbrochen,  sondern  mu*  wenig  von  dieser 
bedingt  worden  sei.  * 


*  Beitrag  S.  9. 

*  Osenbrüggerij  alam.  St.  R.  §  3.  —  Oft  begegnen  wir  dem  Satse,  es 
habe  der  Schwabenspiegel  in  der  Ostschweiz  grosse  Autorität  gehabt  (Goldasty 
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Wenn  wir  nicht  einfach  auf  Osenbrüggen  verweisen,  oder 
ihm  die  geschichtliche  Begründung  entnehmen,  sondern  vielmehr 
auf  selbständigen  Quellenstudien  und  nach  besonderer  Methode 
das  alte  Recht  darstellen,  so  ist  eine  kurze  Auseinandersetzung 
geboten. 

Wer  schweizerisches  Strafrecht  in  dem  als  Aufgabe  hingestell- 
ten Sinne  behandeln  will,  muss  direkt  imd  unmittelbar  aus  den 
Quellen  schöpfen,  denn  der  besondere  Zweck  erfordert  besondere 
Nachsuchung  und  die  Quellen  sind  nach  Standpunkt  und  Augen- 
merk unerschöpflich  fruchtbar. 

Die  Festhaltung  der  historischen  Continuitat  und  des  Landes- 
rechts als  eines  Ganzen  ist  nicht  blos  ideell,  sondern  thatsächlich 
aus  dem  Nebeneinanderbestehen  und  den  gegenseitigen  praktischen 
Beziehungen   alten   und   neuen  RechtsstofFs    in   den   neueren  can- 


Walther,  Stettier j  I^uenberger^  Bluntschli  u.  A. ;  vgl.  auch  Dreyer,  Ver- 
such, S.  5.  Anm.  2);  für  das  Strafrecht  kann  dies  nicht  zagegeben  werden. 
Schon  Osenbrüggen  hat  die  gesetzliche  Anerkennung  verneint  und  auf  den 
Reichthum  eigenen  Rechts  hingewiesen,  jedoch  den  Schwsp.  in  einigen  Rechts- 
instituten z.  B.  der  Nothwehr  als  typisch  zu  Grunde  gelegt.  Es  kann  aber 
weder  die  gesetzliche  Autoritüt,  noch  die  Vorbildlichkeit,  noch  die  typische 
Bedeutung  im  Einzelnen  für  unsere  Quellen  zugestanden  werden.  Zwar  sind 
in  der  Schweiz  eine  beträchtliche  Zahl  von  Handschriften  desselben  gefunden 
worden,  wie  in  Bern,  Basel,  Zürich  und  Winterlhur,  in  Thurgau,  8t.  Gallen, 
Appenzell,  Freiburg  (vgl.  Lassher g,  Verzeichniss  der  Handschriften,  Nr.  4. 
5.  6.  7.  10.  35.  36.  37.  38.  69.  110.  182.  196.  197),  und  es  finden  sich  sogar 
im  Einzelnen  wörtliche  Uebemahmen  aus  dem  Schwsp.,  wie  in  der  von  Gur- 
nel  veranstalteten  Gesetzessammlung  (vgl.  Schnell  in  der  Zeitschr.  f.  schw.  R., 
Bd.  XXI,  8.  10.  11.  22);  so  genaue  Kachweise  sind  aber  selten  und  könnten 
unr  die  nachgewiesenen  Punkte  beschlagen.  (Vgl.  Matile,  de  Tautorite,  S.  43. 
44.)  Es  ist  nicht  denkbar,  dass  die  zahlreichen  übereinstimmenden  Urkunden, 
welche  aus  altem  Brauch  und  Uebnng  gesatzt  sind  und  deren  Recht  weit 
hinter  die  urkundliche  Zeit  zurückreicht,  aller  Orts  aus  dem  Schwsp.  geschöpft 
h&tten;  auch  urtheilten  die  ung^lehrten  Richter  nach  alter  Gewohnheit  und 
Gestalt  der  Sach.  Die  theoretisirende  Richtung ,  welche  schon  früh  in  süd- 
deutschen Urkunden  sich  findet,  (vgl.  Hälschner,  Geschichte,  S.  86;  Osen- 
brüggen, alam.  St.  R.,  S.  162)  ist  unseren  ursprünglicheren  Rechten  fremd; 
der  Begriff  und  technische  Ausdruck  der  rechten  Nothwehr,  zuerst  im  Schwsp., 
hat  sich  in  unseren  Quellen  nicht  festgesetzt;  dagegen  ist  das  eigentliche 
mit  dem  Frieden  in  engster  Verbindung  stehende  Recht  des  Anlasses  aus- 
gebildet. Äehnlich  verhält  es  sich  mit  der  Wegelage ,  an  deren  Stelle  da« 
unprfingUche  Auflauern  in  den  Vordergimnd  tritt. 
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tonalen  Gesetzen  geboten  und  durch  sie  wird  eine  lebendige  und 
fiir  die  Gegenwart  fruchtbare  Würdigung  des  alten  Rechtes  be- 
wirkt, welche  dem  ausschliesslichen  Rechtshistoriker  weniger  nahe 
liegt.  Insbesondere  wird  die  Uebergangsperiode,  wo  ein  in  Wesen 
und  Form  dem  neueren  Strafrecht  entgegengesetztes  Rechtssystem 
sich  auflöst  und  die  Rechtsbegriffe,  theils  untergehen,  theils  unter 
neuen  Verhältnissen  sich  umbilden,  ein  erhöhtes,  selbständiges 
Interesse  gewinnen. 

Das  alamannische  Strafrecht  behandelt  nur  die  Quellen  dea 
deutschsprachhchen  Gebiets,  während  ein  schweizerisches  Straf- 
recht diejenigen  der  romanischen  Cantone,  welche  eine  zusammen- 
fassende Bearbeitung  noch  nicht  erfahren  haben,  in  gleichem 
Masse  würdigen  muss. 

Es  ist  seit  1860  ein  reiches  Quellenmaterial  veröffentlicht 
worden,  welches  Berücksichtigung  verlangt,  wenn  es  auch  an  dem 
Gesammtbild  keine  wesentliche  Veränderung  herbeiführt. 

EndUch  gibt  Osenbrüggen  eine  vollständige  systematische  Dar- 
stellung, während  es  sich  hier  um  eine  Vertiefung  in  die  wichtig- 
sten Punkte,  aus  welchen  das  alte  Recht  sich  entwickelt  hat  und 
vorzugsweise  um  jene  Delicte  handelt,  welche,  vom  Boden  des 
Systems  betrachtet,  in  einem  ganz  andern  Lichte  erscheinen.  Im 
Uebrigcn  genügt  die  Verweisung  auf  Osetibräggen. 

II.  Die  Darstellung  des  gemeinen  Rechts  der  Schweiz  an  der 
Bemer  Gerichtssatzung  hat  zwei  Vorzüge  und  begegnet  ebenso- 
vielen  Bedenken. 

Die  Vorzüge  bestehen  darin,  erstens,  dass,  der  typische  Cha- 
rakter dieses  Rechts  vorausgesetzt,  die  Darstellungsweise  grösst^* 
Kürze  mit  der  grössten  Anschaulichkeit  verbindet  5  zweitens,  dass 
die  volle  Einheit  eines  abgeschlossenen  Rechtskörpers  sich  der 
Untersuchung  darbietet,  dass  die  Consequenzen  der  einzelnen 
Satzimgen  sich  reiner  herausstellen  \md  dass  ein  intensiveres  Ein- 
dringen in  die  speziellen  Punkte  möghch  ist. 

Es  ist  dagegen  einzuwenden,  erstens,  dass  die  Gerichtssatzung 
niemals  gemeinsames  Recht  der  Schweiz  war  und  dass  daher  nicht 
dieser  Theil  das  Ganze  darstellen  kann;  zweitens,  dass,  selbst  den 
typischen  Charakter  dieser  Gerichtssatzung  und  die  methodische 
Zweckmässigkeit  der  Behandlung  zugegeben,  es  fraglich  bleibe, 
ob  die  Darstellung  materiell  richtig  sei. 
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a.  Die  Bemer-Gerichtssatzung  v.  1539*  enthält:  „potte  iind 
verpotte,  Satzungen ,  rechte  und  strafen ,  zum  teyl  nüwHch,  zum 
teyl  US  unsrer  handfeste  und  alten  gsatzbüeheren  und  rödlen,  zum 
teyl  von  alt  hargebrachten  gwonten  ungeschrybnen  brüchen."  Der 
strafrechtliehe  Theil  ist  von  besonderer  Ausführlichkeit  und  Aus- 
bildung in  den  Satzungen  über  den  Frieden,  insbesondere  den 
gebotenen  und  gelobten,  über  Scheiden,  Partheyen,  Abtrinken, 
Absagen,  Friedverweigerung  und  Friedbnich  mit  Worten  und  Wer- 
ken, über  Tröstung  oder  Caution, '  über  Urhab,  Anlass,  Nothwehr 
imd  jene  Handlungen,  welche,  mit  dem  Friedensrecht  zusammen- 
liängend,  nach  heutiger  Auffassung  als  Vorbereitungs-  oder  Ver- 
suchshandlungen oder  als  Drohung  oder  Ehrverletzung  erscheinen. 
Vortrefflich  ausgebildet  sind  die  Satzungen  über  Ehrverletzung 
und  Raufhandel,  Mord,  Todschlag,  Körperverletzung. 

Die  Gerichtssatzung  bietet  den  wesentlichen  Inhalt  des  alten 
Rechts  in  präciser  Form  ausgeprägt  und  w^enn  auch  locale  Ver- 
schiedenheiten im  Detail  fast  so  zahlreich  sind  wie  die  Quellen 
selbst,  80  bleibt  ein  fester  Grundstock  von  Eim'ichtimgen,  welche 
Allen  gemeinsam  sind.*  Würde  diese  Einheit  nicht  festgehalten, 
so  dürfte  von  einheitlichem  Recht  nur  die  Rede  sein,  sow^eit  das* 
gleiche  Gesetz  gilt  und   es   könnte   auch  nicht  von  germanischem 


»  Vgl.  Schnell,  in  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  VIII,  bes.  S.  129  flf. ; 
Bd.  XX  S.  3;  Uebersicbt  der  alten  R.  Q.  d.  Cant.  Bern  r.  Schnell  nnd 
StUrlei'  1871;  Leuenher ger,  Stadien;  Wälther,  Versuch  zur  Erläuterung  etc.; 
derselbe,  Geschichte;  König,  in  der  Zeitschr.  des  bemischen  Juristenvereins 
1861.  1873.  Hervorzuheben  sind  die  Stadtrechte  von  Biel,  Murten,  Thun, 
Burgdorf,  die  Landrechte  von  Emmenthal,  Interlaken.  lieber  die  Spruchbücher 
von  1411  bis  zur  franz.  Revolution  139  Folianten,  vgl.  oben  Schnell,  Bd.  VIII 
der  Zeitschr. ;  Stettier,  St.  über  R.  Geschichte ;  Tillier,  Geschichte  des  Frei- 
staates Bern.  Dieser  grösste  Schweiz.  Canton  umfasste  Waadt  und  den  g^össten 
Theil  des  Cantons  Aargau,  wo  sein  Recht  Geltung  erlangte  ohne  Vergewal- 
tigung. Das  alte  Bern  zeigt  weise  Schonung  der  landschaftlichen  Rechte  und 
Freiheiten  (vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XX,  S.  166);  sein  Verhalten 
gegenüber  den  waadtländischen  Gemeinden  bezüglich  des  Coutfunier  war  äus- 
serst rücksichtsvoll;  die  Leibeigenen  nahm  es  gegen  den  Adel  in  Schutz 
(Herren  von  Sumiswald)  und  suchte  in  der  Periode  der  Kämpfe  und  Ent- 
wicklung mit  der  Landschaft  und  den  demokratischen  Urcantonen  gutes  Ver- 
hältniss. 

*  Vgl.  Grimm's  Vorrede  zu  den  Rechtsalterthümem.  —  Ein  Gegensatz 
aUmamiischen  und  burgundischen  Rechts  findet  sich  hierin  nicht. 
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oder  alamannischem  Strafrecht,  wie  Wilda  und  Osenhrüggen  die 
verschiedenen  Quellen  zusammengefasst  haben,  gesprochen  werden. 
Beide  haben  wiederholt  die  Schwierigkeit  einheitlicher  und  voll- 
ständiger Darstellung  bei  der  Verschiedenheit  und  dem  Reichthum 
der  Quellen  betont  und  ihre  Behandlung  einzelner  Einrichtungen 
ist  weit  entfernt  den  Zustand  derselben  nach  allen  vorhandenen 
Quellen  zu  geben.  —  Wenn  so  hervorragende  Forscher  sich  ge- 
zwungen sehen,  mit  wählerischem  Takt  zwischen  dem  Einheitlichen 
und  der  Menge  des  oft  widersprechenden  Einzelnen  zu  vermitteln, 
so  ist  wohl  kein  Widerspruch  zu  erheben  gegen  die  Darstellung 
eines  einheitlichen  Rechts  an  einem  Typus  und  ebensowenig  kann 
das  als  einheitlich  Aufgestellte  in  dieser  Eigenschaft  deshalb  an- 
gegriffen werden,  weil  nicht  alle  Quellen  in  derselben  Ausfiihrlich- 
keit  und  Ausbildung  sprechen.  Die  Grundlagen  des  alten  Rechts^ 
der  Frieden,  Friedensgelöbniss,  Friedensbruch,  Waffenzucken, 
Fehlwurf,  Erdfall,  Verletzung  der  Were,  finden  sich  in  derselben 
Bedeutung  im  altnordischen  Recht,  wie  in  der  Bemer  Gerichts- 
satzung, welche  von  diesem  Friedensrecht  die  volle  Bliithe  dar- 
bietet. Langsam,  mit  der  nach  Zeit  und  Ort  verschiedenen  Ent- 
wicklung neuer  Lebens-  und  Rechtsverhältnisse,  verlieren  die 
Formen  des  alten  Rechts  ihre  ui'sprüngliche  Bedeutung  und  end- 
lich ihr  rechtliches  Dasein ;  ein  Fortgang,  der  sich  in  den  neuem 
Recensionen  der  alten  Stadtrechte  und  Gerichtssatzungen,  in  den 
Erneuerungen  der  Landbücher,  Amts-  und  Herrschaftsrechte  bis 
in  die  ersten  Codificationen  der  Neuzeit  verfolgen  lässt. 

6,  1.  Wenn  sonach  die  Darstellimg  unseres  alten  Rechts  an 
der  Bemer  Gerichtsordnung  einwandfi'ei  ist,  so  kommt  weiterhin 
in  Betracht,  dass  von  dieser  Untersuchungs-  und  Darstellungsweisc 
Resultate  abhängen,  welche  vielfach  von  anderen  Ergebnissen  ab- 
weichen; denn  gerade  die  vollständige  Vertiefung  in  eine  wohl- 
gewählte Quelle  beseitigt  die  Gefahr,  welche  stets  mit  der  Zu- 
sammenstellung zahlreicher  Quellen  verbunden  ist,  dass  ein  fertiges 
System  zu  Grunde  gelegt  wird,  heutige  Begriffe  sich  unterschieben 
und  die  allgemeine  Form   an   Stelle   der   einzelnen   Satzung   tritt. 

Einige  Beispiele  mögen  dies  belegen.  —  Wird  in  systema- 
tischer Darstellung  der  Titel  „Versuch"  aufgestellt,  so  ißt  von 
vorneherein  die  Aufmerksamkeit  darauf  gerichtet,  festzustellen, 
welche  der  im  alten  Recht  mit  Strafe  bedi-ohten   Handlungen   als 
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Versuchshandlungen  aufgefasst  werden  können,  und  da  es  nicht  an 
solchen  fehlt,  welche  die  Merkmale  des  nahen  oder  entfernten  Ver- 
suchs tragen,  so  w^ird  von  den  Einen  die  Strafbarkeit  des  Ver- 
suchs zu  einem  Bechtsgrundsatz  auch  des  alten  Rechts  gemacht, 
von  den  Andern  zwar  in  Abrede  gestellt,  dass  es  den  Versuch 
in  unsemi  Sinne  kannte,  jedoch  zugegeben,  dass  ein  weitgehendes 
Princip  der  Bestraftmg  des  in  Vorbereitungshandlungen  objectivirten 
Willens  anerkannt  war,  und  jedenfalls  unterlassen,  die  fraglichen 
Handlungen  des  Zuckens  der  Wurfdrohung,  des  Gewehrgriffs,  der 
Wegelage  u.  a,  aus  dem  Mittelpunkt  des  Friedensrechts,  aus  der 
Bedeutung  fiir  das  Ganze  und  der  Constructionsweise  des  alten 
Rechts  entsprechend,  zu  erklären.  —  Gleich  verhält  es  sich  mit  der 
Nothwehr.  Wird  der  fertige  Begriff  der  „rechten  Nothwehr"  voraus- 
gesetzt und  darauf  die  Quellenstellen  gesammelt,  so  wird  das  Ge- 
biet rechtmässiger  Vertheidigung  gegen  widerrechtlichen  gegen- 
wärtigen Angriff  enger  gezogen,  als  es  in  der  That  war,  m.  a.  W. 
es  wird  dem  alten  Recht  ein  beschränkter  Nothwehrbegriff  unter- 
legt, welcher  ihm  fremd  ist.  —  Systemgerecht  wird  unter  dem 
Titel  „Ehrverletzung"  zusammengesucht,  was  die  Menge  der 
Quellen  an  Real-  und  Verbalinjiuien  aufweist,  und  daraus  der  In- 
jurie im  alten  Recht  Stellung  und  Charakter  zugeschrieben,  die 
ihr  nicht  zukommen,  da  gerade  die  entscheidenden  Satzungen  hn 
Geiste  des  alten  Rechts  nicht  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Ehr- 
verletzung standen.  —  Der  Rauf  handel  kann  nur  dann  als  mangel- 
haft entwickelt  bezeichnet  werden,  wenn  wir  mit  der  ganzen 
Theorie  desselben  unsere  Quellen  messen,  während  diese  zwar 
keine  Theorie,  wohl  aber  im  Zusammenhang  mit  dem  Friedens- 
recht sachlich  und  praktisch  eingehende  Bestimmungen  haben.  — 
UnterlassungsdeUcte  und  Denimciationspflicht  haben  im  alten  eine 
andere  Bedeutung  als  im  neuen  Recht;  wie  leicht  mit  grossem 
Scharfsinn  neuere  Begriffe  dem  alten  Recht  unterlegt  werden, 
davon  gibt  unter  Anderen  Seeger  ein  ausgeprägtes  Beispiel  in 
Bezug  auf  den  Dolus.* 

2.  Dem  gegenüber  hat  die  engere  Untersuchung  und  Dar- 
stellung an  einer  einzigen   aus   den  vielen  nach  reiflicher  Prüfung 

'  Seeger,  Abhandlungen  1858,  S.  423.  Vgl.  nachfolgend,  Anlass,  Versuch, 
Nothwehr.  Die  trefflichsten  Bemerkungen  hierüber  finden  sich  in  Loening^H 
Sehrift  fiber  geschichtliches  und  ungeschichtliches  Strafrecht. 
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ausgewählten  Quelle,  welche  am  besten  den  Typus  dieser  Rechte 
in  Einzelheiten  und  im  Zusammenhang  eines  organischen  Rechts- 
körpers aufweist,  entschiedene  Vorzüge;  denn  innerhalb  desselben 
herrscht  e  i  n  Gedanke  und  ein  strenger  Zusammenhang  unter  den 
oft  auseinanderliegenden  Satzungen,  was  am  sichersten  und  an- 
schaulichsten gerade  an  dieser  ausgebildeten  Quelle  hervortritt, 
dagegen  verloren  geht,  wenn  nach  vorher  aufgestelltem  Schema 
eine  grössere  Zalil  gleichartiger  im  Detail  zufällig  oder  wesentlich 
verschiedener  Rechtsquellen  zu  einem  System  zusammengefugt 
werden;  erst  nachdem  so  der  Boden  durch  tiefergehende  spezielle 
Behandlung  vorbereitet  ist,  können  auf  ihm  durch  Vergleichung 
im  Einzelnen  die  zahlreichen  verschiedenen  Quellen  volle  Frucht 
tragen. 

Dem  alten  Recht  ist  ein  System  im  heutigen  Sinne  fremd 
und  ebenso  die  einzelnen  Schulbegriffe,  welche  ein  juristisch  ge- 
bildeter Verstand  in  allgemeiner  Form  aufstellt;  hervorgegangen 
aus  dem  unmittelbaren  Bedürfiiiss  der  Volksgemeinde,  erfasst  es 
diejenigen  Handlungen,  welche  nach  alter  Erfahrung  für  die  Frie- 
densgemeinde als  schädlich  oder  gefahrlich  sich  erweisen,  in  ein- 
zelnen concreten  Thatbeständen  einfach,  kurz,  absolut  und  daher 
von  jedem  Genossen  begriffen  und  gekannt.  Trotzdem  das  Sy- 
stem und  die  Consequenz  des  Juristen  nicht  in  diesem  Rechte 
liegt,  ermangelt  es  nicht  der  innem  Folgerichtigkeit  und  bildet 
als  Ganzes  ein  System  zusammenhängender  Rechtsthatsachen, 
welche  mit  innerer  Nothwendigkeit  aus  dem  Kern  und  Geist  dieses 
Rechts,  aus  der  Natur  der  Sache  mit  der  Logik  der  Thatsachen 
herausgewachsen  sind.  Es  ist  von  einer  Kraft  imd  Ehrlichkeit, 
von  einer  Einheit,  Einfachheit  und  widerspruchslosen  Consequenz, 
zu  welchen  das  moderne  Recht  sich  noch  nicht  durchgearbeitet  hat, 
so  dialectisch  fein  es  sonst  durch  Wissenschaft  und  Gesetzgebung 
ausgebildet  ist. 

3.  Versuchen  wir  nun,  dieses  Recht,  so  wie  es  entstand, 
aus  seinem  Kerne  sich  entwickeln  zu  lassen. 

Wir  legen  zwei  gestaltende  Principien  zu  Grunde,  ein  for- 
melles und  ein  materielles. 

Das  formelle  besteht  darin,  dass  das  alte  Recht  als  Volks- 
recht einfach  war  in  Auffassung,  Construction  und  Ausdruck, 
und  dass  es  die  strafbaren  Handlungen  in  Einzelheiten  auf- 
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griff  und  fixirte,  was  ja  als  die  einfachste  und  ursprünglichste 
Weise  sich  darstellt. 

Indem  wir  dies  festhalten,  ist  jede  Auffassung  und  Daij- 
«tellungsweise,  jeder  einzelne  Begriff  von  vorneherein  verdächtig 
und  ausgeschlossen,  wodurch  in  das  alte  Recht  complicirte  Tech- 
nik, juristische  oder  philosophische  Spitzfindigkeiten,  fremde  Be- 
griffe oder  wissenschaftliche  Verallgemeinerungen  hineingetragen 
werden.  Anderseits  muss  sich  das  System  des  alten  Rechts  in 
seinen  praktischen  Consequenzen  und  Einzelsatzungen  so  einfach, 
selbstverständlich  imd  widerspruchslos  entwickeln,  wie  es  -  in  der 
That  und  Wirklichkeit  bei  diesetn  Volksrecht  nicht  anders  sein 
konnte. 

Das  Materielle  besteht  darin,  dass  aus  dem  alten  Recht  die- 
jenigen Einriclitimgen  zum  Ausgangspunkt  aller  Entwicklung  und 
zum  Erklärungsgnmd  der  Einzelbestimmungen  gemacht  werden, 
wiPlche  nachweisbar  an  Umfang,  Bedeutung  und  Einfluss  voran- 
stehen.    Es  ist  das  Friedensrecht   auf  der   Grundlage   der  Ehre. 


B.   Das  alte  Recht  auf  den  Grundlagen  des  Friedens  und  der  Ehre. 

I.  Der  Frieden. 

a)   Begriff  und  Arten. 

§  4.  Der  Frieden  im  weitem  Sinn  ist  die  Grundlage  und 
der  normale  Zustand  des  Gemeinwesens.  Die  Negation  dieses  Zu- 
.standes  ist  der  Streit  unter  Einzelnen,  der  in  Rache  und  Fehde 
auftritt.  Die  Enti^acklung  zeigt,  wie  die  Gemeinschaft  erst  Rache 
und   Fehde   regelte  —  dann  beschränkte   und   endHch  ausschloss. 

Dieser  Friedenszustand  findet  den  schärfsten  Ausdruck  in  zahl- 
reichen friedensrechtlichen  Satzungen,  welche  den  Zweck  haben, 
dem  Streit  vorzubeugen,  ihn  jederzeit  zu  hemmen,  den  Fried- 
stiffcer  zu  schützen,  den  Friedbrecher  zu  strafen.  Die  Wahnmg 
dieses  Zustandes  war  Sache  jedes  ehrenhaften  Mitgliedes  der 
Friedensgenossenschaft,  welches  Friedbieten,  Streitscheiden,  Frie- 
densbriiche  anzeigen  musste. 

Die  Achtung  des  Friedgebotes  seitens  der  Streitenden,  wie 
auch    die   besondere    Stellung,    welche    dem    Friedbieter    zukam, 

tytmdngtTf  Sefairelx.  Strafirecht  2 
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ruhten  auf  der  Anerkennung  der  Ehre,  auf  der  Elurenhaftigkeit 
'  der  Betheiligten.  Frieden  gebieten  und  Frieden  geloben  ruhen  auf 
der  Anerkennung  von  Manneswort  und  Ehre,  der  Appell 
an  diese  galt  fiir  wirksam,  selbst  zur  Zähmung  der  Leidenschaft;  in 
Feindschaft,  Streit  und  Raufhandel.  Wer  den  Frieden  brach,  war 
ein  friedbrüchiger,  ehrloser  Mann;  er  machte  sich  einen 
Treubruchs  schuldig.^  So  bestimmt  das  Stadt- und  Amtbuch  von 
Zug:  „Der  firiedbriichige  Mann  soll  2  Jahr  ein  meineidiger,  ehr- 
loser, friedbrüchiger  Mann  sein,  sein  Wort  Niemandt«  gut  noch 
schad  —  er  soll  kein  ander  Wehr  noch  Waffen  tragen  denn  em  ab- 
brochnes  Bymesser  imd  soll  7«  Jahr  ausser  seinem  Haus  keinen 
Wein  trinken."  Ebenso  charakteristisch  äussert  sich  eine  Zürcher 
Rathsverordnung  von  1542.  Diese  im  Volke  wurzelnde  Verurthei- 
lung  des  Friedbrechers  als  treu-  und  ehrlos  war  in  erster  Linie 
das  Wirksame  und  erst  in  zweiter  die  Strafdrohung.  Wilda  sagt, 
dass  das  germanische  Strafrecht  ein  Recht  war  fiir  ehrenhafte 
Männer,  die  durch  Leben  und  L^mstände  in  Conflict  gerathen.* 

Auf  der  gegenseitigen  Zuerkennung  der  Ehrenhaftigkeit  als 
Regel  ruht  auch  die  das  Recht  durchziehende  Unteracheidung  der 
ehrlichen  und  unehrhchen  Handlimg,  der  Gegensatz  der  offenen, 
zommüthigen,  unbedachten  That  zur  heimlichen,  tückischen,  (hinter- 
rücks) überlegten,  niederträchtigen. 

Frieden  in  der  Gemeinschaft  auf  Grundlage  der  persönlichen 
Ehrhchkeit  und  Ehrenhaftigkeit  ist  das  grosse,  praktische  Princij> 


^  Vgl.  Oseiihrilggen,  Alam.  St.  R.,  S.  57;  Blumer ^  Staats-  und  Rechts- 
geschichte,  S.  421. 

*  Der  Gegensatz  zum  heutigen  St.  R.  springt  dermassen  in  die  Augen, 
dass  er  einer  Parallele  ruft.  Dem  alten,  wie  dem  von  Feuerback  eingeleiteten 
neuen  Recht  sind  starke  Motive  zu  Grunde  gelegt.  Dort  die  Ehre,  hier  die 
Furcht  mit  dem  Prinzip  der  Abschreckung.  Der  Gesetzgeber  unserer  Zeit 
rechnet  genau  mit  den  Antrieben  und  verwerthet  sie  bis  in  den  Thatbestand 
der  einzelnen  Delicte ,  aber  es  sind  die  niederen  der  Lust  am  gemeinen  Ver- 
brechen, der  Unlust  der  Züchtigung,  der  Feigheit,  der  Rachsucht,  der  Bos- 
heit, des  Eigennutzes.  Dort  ist  ein  aus  dem  Volksrechtsbewusstsein  hervor- 
gegangener  und  durch  Jahrhunderte  bestätigter,  nach  Inhalt  und  Form  überein- 
stimmender Rechtskörper  —  hier  die  genial  gedachte  Construction  eines  Staats- 
manns und  Philosophen,  dessen  abstrakte  Yerkündung  der  Furcht,  feinste 
psychologische  Analyse,  geschulte  juristische  Technik  nicht  vermochten,  dem 
grossen  Werk  nur  wenige  Jahre  fester,  widerspruchsloser  Existenz  zu  sichern 
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i 
des  alten  Rechts,    dessen   natürliche   Conseqiienzen    die   einzelnen 

Satzangen  sind. 

Der  neuere  Begriff  des  Friedens  als  Zustand  des  Rechts  und 
der  öffentlichen  Ordnung,  oder  in  der  engeren  Bedeutung,  als 
Object  einer  grösseren  oder  geringeren  Anzahl  von  Delicten, '  ist 
durchaus  verschieden  vom  Frieden  im  alten  Sinn.  Jener  ist  blos 
allgemeiner  Begriff  eine  Abstraktion,  dieser  dagegen  ist  speciell, 
ist  Princip  und  Anwendimg  zugleich.  Der  Frieden  des  alten 
Rechts  ist  keine  abstracte  Verallgemeinerung.  Er  ist  Wesen  und 
Princip,  in  eigenthümlichen  Rechtsinstituten,  in  besonderen  De- 
licten und  im  eingreifenden  Einfluss  auf  die  übrigen  Verbrechens- 
thatbestande  einzeln  und  concret  ausgedrückt.  Nicht  jedes  Delict 
ist  Friedensbruch  in  der  Auffassung  eines  Bruchs  der  Rechts- 
ordnung, sondern  Friedbruch  wird  durch  den  Bruch  eines  beson- 
deren Friedens  begangen.  Das  alte  Recht  kannte,  wie  v.  Bar 
richtig  bemerkt,  den  modernen  Begriff  nicht;  es  kannte  nur  spc- 
cielle  Formen  des  Friedens  und  Friedbruchs.  In  diesen  zahl- 
reichen, vielgestalteten,  zusammenhängenden  Formen  und  einzel- 
nen Satzungen  müssen  aber  wir  ein  einheitliches  Prin<jip,  einen 
leitenden  Grundgedanken,  Geist  der  Gesetze  erkennen,  wie  die 
Einheit  ja  selion  durch  das  gemeinsame  Wort  des  Friedens  aus- 
gedruckt ist.  Es  bedarf  wohl  keiner  weiteren  Auseinandersetzimg 
des  formellen  und  materiellen  Unterschieds  des  neueren  abstracten 
Friedensbegriffs  mit  seinen  fatalen  Consequenzen  in  Bezug  auf 
die  systematische  Stellung  und  Auffassung  der  Delicte,  die  Be- 
stimmung der  Thatbestände  und  Strafdrohungen,  den  polizeistaat- 
lichen Charakter,  gegenüber  dem  Frieden  als  Princip  des  alten 
Rechts,  als  Geist  der  zahlreichen,  ineinandergreifenden,  concreten 
Satzungen  des  Friedensrechts. 

Der  Frieden  umspannte  das  gesammte  Staats-  und  Strafrecht, 
theils  als  gemeine  Frieden  des  ganzen  Landes,  theils  als  besondei'c 
Frieden,  welche  entweder  mit  einem  besondem  Ort  oder  Zustand 
dauernd  verknüpft  waren,  oder  als  Frieden  des  gegebenen  Falls 
in  Folge  entstandenen  Streits  gesetzt  wurden. 

Die  allgemeinste  Form  ist  der  Landfiieden  und  Gottesfrieden, 


»  Vgl,  St  G.  B.  V.  Bayern  1813,  Art.  132  ff.  420  ff.;  Württemberg  1839, 
S.  185  ff.;  Zürich  1871,  S.  90  ff.,  vgl.  v,  Bar,  Geschichte  des  deutschen 
Strafrechts  1882,  S.  59, 
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in  denen  sich  das  Bedi'irfiiiss  ausspricht,  entgegen  der  Anarchie 
des  Fehdewesens,  eine  allgemeine  Rechtsordnung  zu  begründen. 
Landzwang  fallt  weniger  unter  den  Gesichtspunkt  des  Land- 
friedens, als  den  eines  besonderen  politischen  Verbrechens  der 
Nichtanerkennung  des  Richters  und  der  staatlichen  Autorität,  der 
Anfeindung  nach  dem  Austritt.* 

Specielle,  auf  einzelne  befriedete  Gegenstände  gerichtete  For- 
men sind  der  Frieden  der  Stadt,  des  Heeres,  des  Marktes,  der 
Kirche,  des  Gerichtes,  der  Frieden  des  Hauses.  Eine  Verletzung 
dieser  besonderen  Frieden  erscheint  in  hohem  Maasse  schuldliaft 
und  strafbar ;  sie  finden  sich  noch  durchweg  in  den  schweizerischen 
Quellen.* 

Eine  wichtige  Gruppe,  welche  keinen  bestehenden  Zustand 
friedet,  sondern  den  gegebenen  Fall,  eine  Thätigkeit,  einen  Streit 
vorsieht,  bildet  der  gebotene  und  gelobte  Frieden.  Hier  erfiillten 
die  Friedensbestimmungen  die  Funktion  der  Polizei,  sowohl  prä- 
venirend,  als  Ordnung  und  Ruhe  schaffend. 

b)   Der  gebotene  und  gelobte  Frieden. 

§  5.  Das  Recht  des  gebotenen  und  gelobten  Friedens  *  ist  in 
den  schweizerischen  Quellen  zu  grosser  Manigfaltigkeit  und  Feinheit 
in  den  Einzelheiten  ausgebildet.  So  interessant  die  lochen  Varia- 
tionen, wie  z.  B.  die  Glarner  Bestimmung,  dass,  wenn  Zwei  in 
Fried  stehen,  der  Aeltere  zur  Vereinigung  aufzufordern  hat  (Land- 
buch 1807  Art.  246)  oder  die  Abweichungen,  die  sich  auf  die 
Pflicht  oder  das  Recht,  zum  Gerüfte  zu  eilen,  Frieden  zu  bieten 
oder  mit  und  ohne  Waffen  zu  scheiden  über  die  Grenzen  der 
scheidenden  Thätigkeit,  die  Folgen  der  Friedven^'eigerung  etc.  sind, 
haben  sie  doch  nicht  die  Bedeutung  wesentlicher  Rechtsverschieden- 

*  Vgl.  CCC,  Art.  128,  neben  dem  Aufruhr.  Vgl.  OsenbHlggen,  a.  a.  O.  8. 43. 

*  Vgl.  OsenbrUggen,  Alam.  St.  R.  S.  47.  BhtmeVy  a.  a.  O.  Bd.  II  2,  S.  86, 
Bd.  I,  S.  418.  420.  Schauberg,  Ungedr.  R.  Q.  I.  S.  374,  so  in  den  Land- 
büchern von  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Qlarus,  Luzem,  Appenzell;  in  den 
Rechtsquellen  von  Graubünden,  Thurgau,  Aargau,  Zürich,  Schaffhausen,  Basel, 
Bern,    sowie   der  romanischen  Kantone. 

*  Blumer,  in  d.  Zeitschr.  f.  deutsches  R.  Bd.  VIII,  S.  207.  Derselbe, 
St.  u.  R.  Gesch.,  Bd.  II,  2.  S.  38  ff.  Bd.  I,  425  ff.  Schauberg,  Ungedr.  R.  Q., 
Bd.  I,  S.  23  ff. 
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heit,  vielmehr  besteht  ein  festbegründetes,  mit  im  Wesen  gleichen 
Bestimmungen  gleichwirkendes  einheitliches  Recht  des  gebotenen 
und  gelobten  Friedens. 

Im  gelobten  oder  Handfrieden  ist  nicht  blos  die  Form  der  Be- 
stätigung abgeschlossenen  Streites  zu  sehen,  wie  Loening  und 
V,  Bar  *  es  auffassen,  sondern  ein  eigenartiges  Friedensinstitut  von 
selbständiger  Bedeutung,  entstanden  aus  speciellen  Bediurfnissen 
mit  speciellen  Zwecken  und  Wirkungen  mit  zahlreichen  ineinander- 
greifenden organischen  Rechtssätzen.  Der  gebotene  und  gelobte 
Frieden  ist  ein  höherer  Frieden,*  der  zwischen  bestimmten  Per- 
sonen gesetzt  ist  und  dessen  Verletzung  das  Delict  des  Fried- 
bruchs mit  Worten  oder  Werken  darstellt.  Ehrverletzung,  Hand- 
anlegen, Drohung  über  Fried  sind  nicht  blos  qualiticirte  Ehr- 
verletzungen, sondern  das  selbständige  Verbrechen  des  Bruchs 
des  gebotenen  oder  gelobten  Friedens;  Aeusserungen,  welche  das 
Gesetz  sonst  nicht  als  DeUct  nennt,  werden  unter  diesen  Umständen 
Friedbruch  und  die  Strafe  ist  eine  derartige,  dass  sie  ausser  Ver- 
hältniss  zur  Ehn^erletzung  den  Werth  des  Friedbinichs  darstellt. 
Sehr  deutlich  ist  dies  in  der  B.  G.  S.  192  ausgeprägt:  Fried- 
bruch mit  Worten,  „war  nach  und  über  gepottnem  oder  zugsagtem 
fryden  wider  den  andern  es  sye  hinder  oder  vor  im  zormnüetige, 
verwyssliche,  und  erverletzliche  oder  anlässige  wort  bracht,  schiltet, 
flucht  verdachtlich  ziu'edt  oder  sunst  mit  werten  anzücht,  sol 
über  ander  strafen  von  des  trostungsbnichs  wegen  25  "tt  geben."* 

1.  Das  Friedbieten.  —  Wenn  Streit,  Geschrei,  Rauferei 
entsteht,  so  k.'um  oder  soll  jeder  Bürger  zur  Stelle  eilen  und  Frie- 
den gebieten,  selbst  Frauen  können  es  mit  dem  vollen  Schutz 
des  Gesetzes.  Der  Friedbietende  steht  mit  der  Autorität  des 
Landes  oder  des  Magistrates  den  Streitenden  gegenüber,  wenn 
er  unpartheiisch  ist;  er  bietet  „des  Landes"  oder  „unserer  Heiren 
Fried".  Die  Friedverweigerung  oder  gar  Verletzung  des  Fried- 
bieters ist  bedroht  mit  selbständiger  Busse,    mit  Verhaftung   oder 

*  Vgl.  r.  Bar,  Gesch.  d.  d.  St.  R.  1882,  Bd.  I,  S.  92. 

•  Vgl.  Blumer,  St.  u.  R.  Gesch.  Bd.  I,  S.  418.  Auch  Osenbriiggen, 
Alam.  St.  R.  §  29,  zählt  den  gebotenen  und  gelobten  Frieden  unter  den 
höheren  Frieden  auf.  Ebenso  Wilda,  a.  a.  O.  S.  231,  und  Geib,  Lehrbuch, 
Bd.  I,  8.  171.  173. 

^  Selbst  nicht  „nnfründtliches"  ist  nach  Fried  gestattet  Appenzell  Innerrh. 
Ldbcb.  Art.  38. 
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gar  mit  der  Strafe  des  Friedbruchs.  *  In  den  Städten  entwickelte 
sich  die  Neigung,  diese  Funktion  vorzugsweise  den  Beamten  zu- 
zuweisen und  die  Missachtung  des  Friedgebotes  eines  Beamten 
härter  zu  bestrafen.  B.  G.  S.  Art.  211:  Wird  der  von  Be- 
amten einfach  gebotene  Frieden  nicht  gehalten,  so  kann  der  Thäter 
ohne  Weiteres  in's  Gefungniss  gelegt  werden ;  dagegen  muss  er 
dreimal  von  einem  Landmann  geboten  werden  und  Geföngniss 
tritt  nicht  ein,  sondern  einfache  Busse  und  Verbannung.* 

2.  Das  Scheiden.  P artheien.  —  Scheiden  ist  das  thät- 
liche  Friedenmachen  durch  Trennung  der  Partheien.  Diese  ge- 
fährliche Pflicht  ist  nicht  überall  geboten.  Es  wird  theils  selb- 
ständig, theils  in  Verbindung  mit  dem  Friedbieten  angefiilirt.  B.  G.  S. 
210.  199.  —  Das  thätliche  Eingreifen  in  den  Streit  setzt  wolil 
voraus,  dass  das  einfache  Friedgebot  nicht  wirksam  genug  war, 
imd  die  Einmischung  auf  diesem  Punkte  des  Sti'eites  konnte  nicht 
ohne  bedenkliche  Folgen  bleiben,  theils  weil  der  scheidende  Frieden- 
stifter selbst  erregt  und  partheiisch  wm-de,  theils  weil  der  Frieden- 
stifter die  Scliläge  erhielt.  Es  muss  sogar  nicht  selten  sich  er- 
eignet haben  —  da  eine  specielle  S<atzung  darüber  besteht,  — 
dass  der  Streit  zum  Schein  angefangen  wurde,  um  Andere  zum 
Scheiden  herbeizulocken  und  dann  über  sie  herzufallen.  Alle  diese 
Punkte  sind  in  der  bernischen  Gerichtsordnung  sorgfältig  ausgefiihrt 
als  Scheiden  mit  und  ohne  Waffen,  Verlocken  zum  Scheiden,  Par- 
theien. Das  partheiische  Scheiden  entzieht  nicht  nur  den  Schutz, 
tlen  der  Friedstifter  geniesst,  sondern  ist  an  sich  strafbar.  Der 
Scheidende  darf  zwar  mit  Waffen  zur  Stelle  eilen,  aber  nicht  vom 
Streitplatz  weglaufen,  selber  erregt,  imi  Waffen  zu  holen;  das 
gilt  als  Partheien.  Verletzt  der  ehrbarUch  Scheidende  Andere, 
so  soll  ihm  das  nicht  schaden,  Todschlag  ausgenommen,  welcher 
dann  nach  Gestalt  der  Sach  beurtheilt  wird. 

3.  Die  Annahme  des  Friedens,  —  Friedverwei- 
gerung, Friedbruch.  —  Dem  Friedgebot  wird  Folge  ge- 
leistet durch  Einstellung  des  Streites  und  Handschlag,  wodurch 
die  Partheien  verpflichtet  werden,  nichts  Feindliches  gegen  einan- 


*  Aeltestes  Landbuch  v.  Obwalden.   Zeitschr.  f.  schw.  R.,  Bd.  VIII,  S.  17. 

«  Schauberg,  Ungedr.  R.  Q.  Bd.  I,  S.  20,  und  nach  ihm  Blumer,  be- 
schränken irrthümUch  das  Friedbieten  in  Bern  auf  Beamte.  Bfumer,  a.  a.  O. 
Bd.  II,  2.  S.  39. 
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der  zu  thun  und  das  Recht  zu  nehmen.'^  Sie  stehen  fortan  in 
besonderem  Frieden,  dessen  Bruch  von  der  einen  oder  der  anderen 
Seite  schwere  Folgen  hat.  Neben  dieser  Friednahme  auf  der 
Stelle  des  Streites  gibt  es  ein  feierliches  Gelöbniss  vor  dem  Magi- 
strat in  Fällen  schwerer  Körperverletzung,  bei  Richtimgen,  über- 
haupt wenn  Partheien  in  gefahrlichem  Unfrieden  oder  Unsicherheit 
gegen  einander  stehen,  „sich  uss  forchten"  zu  lassen  und  Recht 
zu  suchen.® 

B.  G.  S.  211:  Wer  auf  amtliches  Friedgebot  nicht  Frieden 
^bt,  „den  mag  man  angentz  in  gefengnus  legen  und  darin  erhalten 
onzit  er  trostung  gipt"  und  soll  dazu  3  Monat  leisten ,  d.  h.  die 
Stadt  meiden,  und  30  ff  geben.  Schauberg ^  hält  diesen  Satz 
für  eine  ausscldiessende  Begünstigung  der  Beamten  und  das  an- 
gedrohte Geföngniss  fiir  Strafe  —  unrichtigerweise,  denn  das  Ge- 
fangniss  ist  in  diesem  Fall  blos  das  äusserste  Zwangsmittel;  es  ist 
nicht  als  Strafe  gedroht,  sondern  als  Sicherlieitsverhaft  nur  fi'u* 
solange  angeordnet,  als  der  Friedverweigerer  nicht  Sicherheit  gibt, 
in  welchem  Sinne  es  sich  auch  in  den  Rechtsquellen  der  Urcantone 
findet.  Ist  der  Friede  zugesagt  oder  gelobt,  so  ist  jede  nachfolgende 
geringe  Verletzung  mit  zommüthigen,  argwohnigen,  anlässigen, 
anzüglichen  Worten  oder  Flüchen  ein  Friedbruch,  woneben  der 
Friedbruch  mit  Werken  unterschieden  wird.     Der  Bruch  wird  be- 

• 

straft  nach  Massgabe  der  Handlung.  „Wer  den  Anderen  schlacht 
doch  nit  blutnms  soll  sin  Hand  verloren  haben  oder  50  ff ,  wenn 
er  wundet  soll  im  sin  Haupt  abgschlagen  werden  •,  ob  er  aber  irinc 
zu  tod  schlüge,  so  soll  man  denselben  getäter  als  einen  kunthchen 
Mörder  uf  ein  Rad  setzen.'*  Gnade  nach  Umständen  vorbehalten.^® 
Während  nach  der  B.  G.  S.  bei  Verbrechensconcmrenz  das  Ab- 
sorptionsprincip  galt,  trat  bei  Friedensbrüchen  Cumiüation  ein.  Der 
gelobte  Frieden  galt  auch  fiir  ganze  Freundschaft.   B.  G.  S.  212. 

'  Andere  Quellen  nehmen  Rücksicht  darauf,  dass  die  Erbitterten  nicht 
sofort  sich  die  Hand  geben  wollen,  alsdann  tritt  nicht  etwa  die  Strafe  der 
Friedverweigernng  ein,  sondern  es  soll  der  durch  den  Ruf  gemachte  Friede 
gelten,  wie  von  Hand  gemacht  und  soll  hernach  vor  dem  Beamten  von  Hand 
bestätigt  werden. 

«  Vgl.  B.  G.  S.  V.  1615.  Thl.  I.  Tit.  XII,  1.  Blume)',  a.  a.  O.  Bd.  I,  S.  426. 
Schauberg,   Ungedr.   R.   Q.   Bd.   I,  S.   20.     Landbuch  von  Appenzell  S.  137. 

•  Schauberg,  Ungedr.  R.  Q.  Bd.  I,  8.  30. 
'•  B.  G.  8.  192.  Blumer,  St.  u.  R.  Gesch.,  Bd.  I,  S.  426. 
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4.  Ende  des  Friedens.  —  Da  Friedensbnich  so  schwere 
Folgen  hatte,  das  Friedengeben  zwischen  erbitterten  Gegnern  auf 
der  Höhe  des  Streites  in  der  That  hohe  Anforderungen  an  die 
Selbstbeherrschung  stellte,  und  die  "weitgehende  Schonung  des  Geg- 
ners dauernd  eine  lästige  Pflicht  auferlegte,  so  wiu*  es  natürlich, 
dass  von  Seite  der  Partheien  Umgehungen  versucht  und  seitens 
des  Staates  neue  Satzungen  erlassen  wurden,  namentlich  rück- 
sichtlich  einer  Beschränkung  der  Dauer  des  lästigen  Friedens- 
zwanges. 

Von  den  Partheien  wurden  zwei  Mittel  angewendet,  die  Flucht 
und  das  Abtrinken  des  Friedens.  Durch  die  Flucht  nach  er- 
folgtem Friedgebot  suchte  sich  die  eine  Parthei,  indem  sie  den 
Streit  augenbhcklich  einstellte,  dem  förmlichen  Friedensgelobnis» 
zu  entziehen,  mit  dem  Vorbehalt  der  Wiedereröffiiung  zu  gelege- 
nerer Zeit.  Wer  auf  solche  Weise  flieht,  um  nicht  Frieden  zu 
geben,  wird  nach  dem  Landbuch  von  Glarus  mit  besonderer 
Strafe  belegt. 

Das  Abtrinken  des  Friedens.  —  Die  Uebimg,  den  besondem 
Frieden  zwischen  zwei  Partheien  aufzuheben,  wenn  diese  wieder 
zusammen  gegessen  imd  getrunken  hatten,  führte  zu  dem  Miss- 
brauch, dass  die  Gegner  nur  zum  Schein  zusammen  tranken,  um 
des  besonderen  Zwanges  loszuwerden  und  nachher  um  so  freier 
loszugehen.  Dagegen  bestimmt  die  B.  G.  S.  213:  Der  Frieden 
darf  nicht  abgesagt  werden ;  „und  ob  zween  so  in  der  trostung 
vergriffen  sind,  nach  der  trostimg  mit  einandem  ässent  oder  trun- 
kent,  so  soll  und  mag  die  trostung  darumb  nit  ab  sin." 

Der  ausserordentliche  Friedenszustand  zwisclien  Streitenden 
durfte  nicht  länger  andauern,  als  der  Grund  des  Streites  und  der 
Feindschaft  selbst.  Die  Quellen  bestimmen  diesen  Endpunkt  ver- 
schieden; „bald  nachher",  „nach  dem  Ermessen  des  Richters,  ob 
genügende  Zeit  verflossen  sei",  „bis  die  Gegner  zusanimen  ge- 
gessen und  geti-unken",  „bis  Recht  ertheilt  ist",  oder  nach  be- 
stimmten Fristen  ein  oder  mehrere  Monate.  Von  Zeit  zu  Zeit 
wurden  alle  besonderen  Friedensverhältnisse  fiir  das  ganze  Land 
gelöst,  von  Jahr  zu  Jahr  oder  alle  fiinf  Jahre  oder  je  nach  Be- 
finden der  Landesgemeinden.  Zu  Zeiten  hochgradiger  Aufregung, 
z.  B.  während  der  Reformation  wurde  Jeder  gegen  Jeden  in  den 
besonderen  Frieden  gesetzt. 
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c)   Der  Frieden  als  Sicberheitsstellnng.    Caution. 

§  6.  Oft  wird  Sicherheitsstellung,  Tröstung,  Stallung,  Caution 
im  Sinne  einer  Sicherheitsleistung  durch  Geld,  Bürgschaft  oder  Haft 
missverstanden,  was  in  manchen  Fällen  naheliegt,  erstlich,  weil 
Sicherheitsleistung  und  Friedensgelöbniss  dasselbe  ist,  dann,  weil 
die  lateinischen  und  französischen  Quellen  als  cautio  und  seurtez 
(sürete)  mit  einem  Worte  sowohl  das  Friedensgelöbniss  als  die 
Sicherstellung  durch  Haft,  Bürgschaft,  Geld  bezeichnen,  endlich, 
weil  das  alte  Recht  in  einigen  Fällen  wirkliche  Bürgschaftsleistimg 
oder  Hinterlage  fordert  und  im  Laufe  der  Zeit,  als  das  Friedens- 
gelöbniss verschwand,  wirklich  Real-  und  Personalcaution  vielfach 
an  die  Stelle  trat.  In  den  schweizerischen  Quellen  hat  Schauberg 
Tröstung,  „trösten",  öfter  verwechselt  mit  „vertrösten".  Das  erste 
bedeutet  aber  „Frieden  geben",  das  letztere  „Sicherheit  geben  durch 
Hinterlage  von  Geld  oder  Bürgschaft".  Vgl.  Schauberg,  Ungedr. 
R.  Q.  Bd.  I,  S.  371.  26. 

Nach  der  bemischen  Gerichtssatzung  ist  Tröstung  gleich- 
bedeutend mit  Friedengeben,  Friedgelöbniss.  Dieses  Friedgelöb- 
niss  ist  selber  ein  Sicherheitgeben,  ausser  welcliem  eine  Sicherheit 
für  das  Halten  des  gelobten  Friedens  nicht  besteht.  Alle  Be- 
Htimmungen  des  Friedensrechtes  und  die  harte  Strafe  des  Bruches 
constituiren  zusammraen  die  Sicherheit  und  die  Bürgschaft  für  den 
übernommenen  Frieden. 

Es  liegt  ganz  und  gar  nicht  im  Wesen  und  Zweck  des 
Friedensrechtes,  dass  eine  Sicherstellung  für  das  Halten  des  Frie- 
dens ausser  dem  einfachen  Versprechen  gefordert  werde ;  erst  dann 
als  das  Friedensrecht  der  Auflösung  entgegenging,  galt  das  Ge- 
lübde nicht  mehr  als  genügende  Sicherheit  ftir  das  Halten  des 
Friedens  und  wurde  eigentliche  Sicherheitsstellung  durch  Real- 
oder Personalcaution  gefordert. 

Wirkliche  Sicherheitsstellung  derart  wurde  nur  verlangt: 

1.  Gegenüber  Fremden.  —  B.  G.  S.  Nr.  139:  „Fremd 
soUent  das  eynung  Geld  bar  usrichten  und  ob  sie  dasselbing 
nit  vermöchtent,  verbürgen  oder  es  im  gefengnus  abverdienen. 
Ein  Tag  1  ff.  Vgl.  Ofinung  von  Wettschwyl,  Schauberg,  a.  a.  0. 
Bd.  I,  S.  26:  „Der  Btu-ger  soll  Fried  geben,  der  Fremde  ver- 
trösten." 
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2.  Für  den  Anspruch  des  Geschädigten  und  bei 
Friedbruch.  —  B.  G.  S. :  Der  Sächer  hat  den  Geschädigten  sofort 
zu  vertrösten,  wo  nicht,  wird  er  in's  Geföngniss  gelegt,  bis  er 
Bürgschaft  gibt,  dass  er  leisten  wird,  was  der  Rath  dem  Geschädigten 
bestimmt.  Das  Landbuch  von  Appenzell  Art.  154:  Wenn  einer 
von  Friedbruchs  wegen  gefänglich  eingezogen  wird  und  vermeint 
den  Friedbruch  durch  Kundschaft  ab  ihm  zu  thun,  so  soll  er  100  fl. 
vertrösten  und  soll  man  ihn  auf  die  Tröstung  lassen.  ^Wer  Buss 
nit  vertrösten  mag,"  den  mag  der  Vogt  in*s  Gefangniss  nehmen. 

3.  Als  Sicherheit,  dass  die  Klage  verfolgt  wird. — 
Frevel  sollen  „innert  zwei  Monaten  klagt  und  mit  Bürgschaft  ver- 
tröst  werden,  damit  nicht  Biderlüth  mit  klagen  durch  sumniss  und 
sunst  verkürzt  sygen".  ** 

In  späterer  Zeit  trat  die  wirkliche  Caution  an  Stelle  der 
Sicherheit  durch  das  gegebene  Wort  (vgl.  Schauberg  a.  a.  O. 
S.  26).  Die  B.  G.  S.  von  1539  hat  noch  nicht  wie  diejenige 
von  1715  ein  eigentliches  Sicherheitsstellen  fiir  das  Halten  des 
Friedens  seitens  Dessen,  der  heimlich  Waffen  trägt,  gegenüber 
dem  Bedrohten.  Die  wirkliche  Real-  und  Personalcaution  nach 
Drohungen  findet  sich  noch  in  den  Polizeistrafgesetzbüchem  der 
Dreissigerjahre  (vgl.  Cap.  IV,  c.  3.). 

d)   Der  Frieden  und  der  Anlass. 

§  7.  Die  feine  Ausbildung  des  Friedensrechtes  zeigt,  dass 
dieses  Institut  als  Mittelpunkt  des  Strafrechtes  der  alten  Friedens- 
genossenschaft nicht  blos  gedacht  ist,  sondern  dass  thatsächlich 
imd  speciell  in  Satzungen  ausgesprochen  der  Friedensbegi'iff  das 
alte  Recht  durchdringt  und  charakterisirt. 

Wenn  dem  so  ist,  so  dürfen  wir  einen  Schritt  weiter  gehen 
und  auch  Satzungen,  welche  nicht  unmittelbar  den  Frieden  be- 
handeln,  aus   dem   Gesichtspunkt  des  Friedensrechts   prüfen.    — 


"  Zürcher  Rathsverordniing  bei  Schauberg  ^  Ungedr.  R.  Q.  8.  371. 
Eine  Nachahmung  der  CCC  liegt  nicht  vor.  —  Vgl.  CCC,  Art.  12,  Caution  nach 
Drohungen,  CCC,  Art.  176.  196.  War  erst  die  Sicherstellnng  durch  Haft  an 
Stelle  des  Gelöbnisses  getreten,  so  vollzog  sich  leicht  der  weitere  Schritt  von 
der  Sicherstellung  des  in  Zukunft  bedrohten  Friedens  zur  Sicherheitshaft  als 
Verdachtstrafe  gegen  allgemein  Uebelbeleumdete  oder  speciell  Belastete. 
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Vor  allem  ist  dies  nahe  gelegt  fiir  jene  Delicte  des  alten  Rechts, 
welche  in  neuer  AuiFassung  unter  der,  dem  alten  Recht  fremden 
Formel    von  Versuchs-   und  Vorbereitungshandlungen   erscheinen. 

Wir  haben  gesehen,  dass  in  den  Satzungen  des  Friedens- 
rechtes grosses  Gewicht  auf  die  Prävention  gelegt  wird,  auf  Ver- 
hütung und  Unterbrechung  des  Streites  durch  das  blosse  Fried- 
gebot. 

Was  kann  nun  filr  die  Erhaltung  des  Friedens,  fiir  die  Ver- 
hütung des  widerrechtlichen,  gewalttliätigen  Austrags  wichtiger 
sein,  als  der  Anlass  zum  Streit,  die  Verhütung  des  Anlasses? 

In  der  That  ist  ein  Hauptbestreben  des  Friedensrechtes,  den 
Anlass  zu  verhüten,  den  Anlassgeber  hart  zu  treffen,  und  in  dieser 
Sorgfalt  geht  das  alte  Recht  so  weit,  dass  es  schon  den  gering- 
fugigen  Anlass  bedrolit  und  Delicte  da  annimmt,  wo  wir  kaum 
eine  strafbare  Vorbereitungshandlung  consti'uiren. 

Aus  diesem  Gesichtspunkte  ergibt  sich  mit  der  Einfachheit  des 
alten  Rechts  die  Aufstellimg  gewisser  strafbarer  Handlungen,  welche 
nach  ältester  Erfalmmg  die  häufigsten  und  wichtigsten  anlässigen 
Akte  sind.  —  Diese  Handlungen  sind  bei  den  waflenführenden, 
kampffertigen  Alten :  der  Griff  an's  Gewehr,  das  Zucken  der  Waffe, 
das  Erheben  des  Steines  gegen  den  Gegner,  die  Wegelage,  das 
blosse  Handanlegen,  körperliche  Berührungen.  —  Bei  anderen 
ähnlichen  Delicten  tritt,  neben  der  Gefahr  fiir  den  Frieden,  das 
in  der  Handlung  liegende  Unehrliche  hervor. 

In  der  Schweiz  hat  das  Recht  des  gebotenen  Friedens  und 
des  Anlasses  besondere  Ausbildimg  erlangt;  es  kann  aber  wohl 
über  jene  Grenzen  hinaus  die  Grundbedeutung  des  Anlasses  fiir 
das  alte  Recht  anerkannt  werden,  soweit,  als  die  gleichen  an- 
lassigen Handlungen  der  Sti'afe  unterliegen.  —  Die  schweizerischen 
Quellen  erwähnen  des  Anlasses  als:  Anlassgeben  überhaupt,  An- 
lass durch  Worte  *,  durch  Werke ,  durch  Griff  an's  Gewehr, 
Handanlegen,  Vorlaufen,  Warten.  Als  selbständig  bedrohte  an- 
lassige Handlungen  erscheinen:  das  Zucken,  die  Wurfdrohung, 
Herausfordenmg  *. 


*  Vgl.  Schauberg,  Ungedr.  R.  Q.  Bd.  I,  S.  874.  Vgl.  nachfolgend  §  13  d. 
Amtsbuch  von  Zug.     Waldstadtbiich  Einsiedeln. 

'  Die  anlftssigen  Hundlungen  variiren  in  den  Quellen :  so  nennt  z.  B. 
Obwalden  die    Kacheile    und   das    Vorlaufen   in   zomeswyss.     B.  G.  S.   1539. 
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Die  Wichtigkeit  des  Anlasses  und  seine  tiefe  Begründung 
im  Volksrechtsbewusstsein  spricht  sich  in  dem  Begehren  der  Be- 
wohner der  Herrschaft  Grüningen  an  den  Rath  von  Zürich,  der 
Landschaft  das  Recht  des  Anlasses  zu  bestätigen,  mit  besonderer 
Deutlichkeit  aus.^  ^I^i®  Leute  von  Grüningen  bätend  einhellig 
umb  bussen  und  frevel  nach  dem  Anlass  zu  richten,  damit  reich 
und  ann  by  frid,  ruli  und  gemach  bleiben  auch  vor  aller  unzim- 
lichen  gewaltsame  und  widerWertigkeit  beschirmt  werden  möchten." 

„Wan  einer  den  andern  verwimdt,  blutrunsig  oder  herdfellig 
macht,  ist  der,  welcher  den  andern  veranlasset  hat,  die  Buss  und 
Kosten  schuldig." 

„Wer  Waffen  zuckt.  Stein  aufhebt,  ob  er  wirft,  schlägt  oder 
nicht,  soll  nach  gestalt  der  Sach  und  dem  Schaden  gebüsst  werden 
ntich  dem  Anlass.  Er  soll  auch  allweg  dem  Anlass  nach  gericht 
werden  bis  auf  den  Tod,  aber  Stallung  versagen  und  Stallung 
brechen  hat  keinen  Anlass.  Anlässige  Wort  sind:  Lügenvorwurf, 
fluchen,  schelmen  und  dergleichen,  so  die  Ehr  berührt.  Anlässige 
Werke:  Zucken,  Schlagen." 

Der  Anlassgeber  hat,  wenn  er  verletzt  wurde,  nicht  nur 
keinen  Anspruch  auf  Entschädigung  und  Bestrafung  des  Thäters, 
sondern  er  muss,  wenn  der  Anlass  auf  ihn  gebracht  wird,  auch 
noch  die  Busse  fiir  den  Andern  bezahlen.  Die  B.  G.  S.,  151, 
bescliränkt  die  doppelte  Belastung  des  Anlässers  auf  Anlass  mit 
Werken. 

Anlässige  imd  mit  selbständiger  Busse  bedrohte  Handlungen 
sind  die  schon  erwähnten  des  Zuckens,  Gewehrgriffes,  Wm'f- 
drohung,  wegen  ilu-er  herausfordernden  Eigenschaft  und  Geßüu:- 
lichkeit.  Während  die  übrigen  anlässigen  Wollte  und  Werke  nur 
dann  als  anlässig  in  Frage  kommen,  wenn  sie  Veranlassung  des 
entstandenen  Streites  waren,  sind  die  speciell  aufgefülirtcn  schon 
an  sich  strafbar,  wenn  sie  auch  ohne  diese  Folge  blieben.  Der 
Rechtsgrund  ihrer  Strafbarkeit  ist  nicht  die  Drohung  im  heutigen 
Sinn,    —    wir   verlangen   schwere  Drohung,  —  noch    der  Angriff 

Satzung  148.  151.  192.  197.  150.  106.  207.  208;  übereinstimmend  die 
B.  6.  8.  von  1616.  1761,  noch  aufgenommen  im  helvetischen  Strafgesetz- 
buch fiir  Bern,  vgl.  Ausgabe  von  Langlois,  1839.  S.  44.  45. 

•  Bluntschliy  St.  u.  R.  Gesch.  Bd.  II,  S.  53.  Pestalutz^  Sammlung  zurch. 
Statuten.  1836. 


29 

auf  die  Ehre  durch  Gresten,  noch  die  Vorbereitung  eines  speciellen 
Verbrechens,  z.  B.  Körperverletzung,  sondern  die  anlässige  und 
friedensgefahrdende  Eigenschaft  dieser  Handlungen. 

Es  ergibt  sich  schon  sms  dem  Angefiihrten,  dass  wie  das 
Friedgebot,  so  der  Anlass  eine  centrale  Stellung  im  alten  Recht 
hat  und  dass  dieser  unmittelbar  das  Verhältniss  der  Selbsthülfe 
zur  Staatshidfe,  der  Selbstvertheidigung  zur  Nothwehr  ausdrückt, 
wovon  später  zu  handeln  ist.  Die  Sicherung  des  Friedens  er- 
zeugte sonach  erstens  das  Recht  des  gebotenen  Friedens;  zwei- 
tens die  Aufstellung  specieller,  den  Frieden  bedrohenden  Delicte, 
welche  heute  als  Vorbereitungs-  oder  Versuchshandlungen  gefasst 
werden;  drittens  das  Recht  des  Anlasses. 

e)  Der  Frieden  und  die  anlässige  Ehrverletzung. 

§  8.  Eng  verbunden  mit  dem  Frieden  und  Anlass  ist  die  Ehr- 
verletzung. Oft  wird  das  Scheltwort  als  Anlass  en^'ähnt:  „grobe, 
ungepürliche ,  verächtliche  und  anlässige  Wort",  B.  G.  S.  148, 
„anreyzen  mit  werten  und  werchen"  152,  „soviel  anreyzen,  dass 
der  ander  von  siner  eeren  wegen  nit  empären  möchte,  dann  dass 
er  sich  weren  müesste"  153,  „Anfang  mit  bösen  wortten  ald 
werken";  „Anlass,  es  sye  mit  Worten  oder  Werckenn".  Die 
Ehrverletzung  ist  Friedensgefiihrdung  und  steht  als  solche  unter 
strengen  Bestimmungen,  indem  sie  einerseits  zu  weitgehender 
Silirennothwehr  berechtigt  *,  anderseits  der  Schimpf  über  Frieden 
ßarte  Strafe  zur  Folge  hat.  —  Dass  die  Verletzung  der  Ehre  als 
Veranlassung  zum  Streit  grosse  Bedeutung  hat  fiu-  das  Friedens- 
recht, ist  einleuchtend  —  eine  ganz  andere  Bedeutung  als  heute, 
weil  wir  eben  kein  Friedensrecht  mehr  haben,  und  weil  die  früher 
80  schwerwiegende  Bedeutung  des  Anlasses  und  der  anlässigen 
Ehrverletzung  fast  ganz  zurückgeti-eten  ist  vor  der  vollständigen 
Ausbildung  des  selbständigen  Ehrbegi'iffs.  Das  heutige  Recht  sucht 
nicht  mehr  den  Anlass  zu  verhüten,  den  Anlassgeber  zu  treffen, 
sondern  es  bestraft  anlässige  Worte  und  Werke  gar  nicht  oder  selb- 
ständig als  Elirverletzung,  oder  es  würdigt  sie  als  widerrechtliche  An- 
reizung  in  Form  eines  Strafinilderungsgrundes.  —  Der  heutige  Ehr- 


*  Vgl.  Nothwehr,  Cap.  4. 
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begriff  wird  leicht  in's  alte  Recht  übergetragen.  So  sagt  Wilda  * : 
„Stolz  ist  ein  Grundzug  des  germanischen  Charakters,  daher  wollte 
jeder  einzelne  Mann  vor  seinen  Genossen  als  der  Bessere  gelten, 
und  daher  jenes  bis  zu  einer  krankhaften  Entartung  gesteigerte- 
Elirgefuhl."  Wilda  geht  denn  auch  jene  Beziehung  zum  Friedens- 
recht verloren,  er  sieht  in  jenen  anlässigen  Handlungen  des  Hand- 
anlegens, Steinhebens  Realinjurien,  vgl.  S.  775  ff. 

Wenn  auch  der  heutige  Stolz  nicht  mehr  darin  besteht,  dass 
Jeder  der  Bessere  sein  will,  so  ist  doch  eine  krankhaft  gesteigerte 
Empfindlichkeit  des  Ehrgefühls  nicht  zu  leugnen.  Das  alte  Recht 
hatte  aber  bessern  Grund,  in  Beziehung  auf  leichten  Scliimpf  und 
Drohung  empfindlich  zu  sein  als  das  neuere  Recht  Ursache  hat, 
die  gesteigerte  Reizbarkeit  des  Ehrgefiihls  weitgehend  zu  schützen. 

Es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  in  jenen  Handlungen,  welche 
heute  als  Ehrverletzungen  aufgefasst  werden  können,  damals^ 
wo  dem  Zucken  in  der  Regel  der  Streich,  dem  Gewehrgriff  das 
Ziehen  und  der  Anfall  folgte  und  weder  Pohzei  noch  wirksame 
Verfolgung  und  Rechtshülfe  statthatte,  weniger  eine  Aeusserung 
der  Nichtachtung  des  Andern  lag,  als  der  dem  Angriff  unmittel- 
bar vorhergehende  Akt.  Der  Bedrohte  war  weniger  in  der  Ehre 
als  in  seinem  Leib  angefochten  und  musste  sich  veranlasst  sehen, 
dem  Gewehrgriff  oder  Zucken  durch  den  Streich  zuvorzukommen. 
Die  Auffassung  war  eine  so  selbstverständhche,  dass  die  Qudlen 
nicht  zwischen  schimpflichem  Drohen  und  dem  ernsten  Angriff 
zu  imterscheiden  nöthig  hatten.  Die  Handlung  an  sich,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  darin  liegende  Absicht,  war  strafbar  um  der  ernsten 
Gefahr  willen. 

Krankhafte  Reizbarkeit  des  Ehrgefiihls  liegt  im  alten  Recht 
nicht.  Die  Delicte,  worauf  sie  begründet  werden  soll,  haben  eine 
ganz  andere  Bedeutung,  welche  in  der  Beziehung  zimi  Friedens- 
recht, in  der  Eigenschaft  anlässiger  Handlungen  liegt;  ja,  man 
darf  noch  weiter  gehen  und  sagen,  dass  nicht  blos  einzelne,  heute 
als  symbolische  oder  Realinjurien  aufgefasste  Delicte  ausser  Be- 
ziehung standen  zur  Ehi'verletzung,  sondern  dass  sogar  unzweifel- 
haft auf  Verletzung  der  Elire  gerichtete  Handlungen  vom  Gesetz- 
geber   weniger    als    Ehrverletzung    denn    als    fiiedensgefkhrdende 


Wilda,  Strafrecht  der  Qermanen,  S.  150. 
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Handlung  begriffen  und  bestraft  wiu'den.  Ein  Hochzeitszug  *  wird 
mit  Wasser  begossen,  worin  gewiss  eine  Ehrverletzung  gesehen 
werden  muss;  dennoch  motivirt  das  Edict  des  Königs  die  Hoch- 
basse von  900  solidi,  „damit  nicht  dergleichen  zu  Handgreiflich- 
keit und  Todschag  fiihre" ;  es  tritt  der  Anlass  als  besonders  straf- 
bar hervor.  Das  Landbuch  von  Glarus  1807,  249,  nennt  neben 
dem  Zucken  und  dem  Gewehrgriff  das  Speien ;  auch  hier  tritt  der 
Anlass  in  den  Vordergrund.  Dass  gegenüber  dem  Anlass  die 
directe  Verletzung  der  Ehre  zurücktritt,  zeigt  der  Zürcher  Richte- 
brief I,  46,  „dass  man  hinderrede  nicht  richten  sol"  •,  ebenso  der  j 
Luzemer  Rathsbeschluss  von  1421.  Die  Hinteirede ,  obgleich 
ehrloser  als  der  Schimpf  unter  Augen,  wurde  anfänglich  nicht  be- 
straft,  weil  in  der  Regel  nur  im  letzteren  der  unmittelbare  Anlass 
liegt.  Die  Satzung  31  des  Appenzeller  Landbuches  handelt  vom 
„Schlechten  Zanken"  und  behandelt  leichte  Ehrverletzung  als 
Kleinigkeit,  „welche  mit  so  faulen  und  schlechten  Sachen  für  uns 
kommen,  die  fast  nichts  antreffen,  da  einer  den  andern  da  und 
dort  aufzücht,  soll  der,  welcher  Unrecht  hat,  die  erlaufenen  Kosten 
tragen",  vgl.  auch  Landbuch  von  Glarus  279.  Der  erwähnte 
Luzemer  Rathsbeschluss  sagt:  „was  schlechter  und  einfaltiger 
Hinterrede  beschicht,  d^irum  rieht  man  nüt." 

Die  Auffassung,  welche  Anlass  und  Frieden  in  den  Vorder- 
grund stellt,  ist,  wie  aus  den  angefiihrten  Quellen  hervorgeht,  die 
ältere  und  erst  später  tritt  die  Ehrverletzung  an  sich  in  der  straf- 
baren Hinterrede  hervor,  immerhin  noch  mit  Ausschluss  der  leich- 
teren Fälle. 

Jene  krankhafte  Reizbarkeit  des  Elu-gefiihls  kann  im  alten  .  ^ 
Recht  nur  dann  gefunden  werden,  wenn  man  die  erwälmten  Hand-  | 
lungen  vom  heutigen  Standpimkt  aus  in  Beziehung  auf  Ehre,  auf 
Vorbereitung,  Versuch,  statt  im  Geiste  jener  Zeit  selbst,  in  Bezie- 
hung auf  den  Frieden  betrachtet.  Es  ist  nicht  imfruchtbar,  zu  sehen, 
wie  die  Ehrverletzung  da  aufgefasst  wird,  wo  fnedensrechtliche 
Bestimmungen  am  längsten  sich  erhielten  und  wo  altes  Recht  in 
die  neueren  Gesetzbücher  übergegangen  ist.  Mit  dem  Untergang 
des  Friedensrechtes  muss  jene  Reizbarkeit,  welche  nur  Bezug 
hatte  auf  Anlass  und  Frieden,  zurücktreten  und  die  Ehrverletzung, 


■  Osenbrüggeriy  Longobardisches  Strafrecht.  S.  76. 
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selbständig  ent^s^ickelt,  ihr  Gebiet  strafbarer  Aeusserungen  be- 
schränken. Die  angeführten  DeUete,  in  iinserm  Sinne  Injurien, 
werden  straflos.  Massstab  für  den  strafrechtUchen  Werth  der  Ehr- 
verletzung ist  die  gesetzliche  Strafdrohung  und  die  Praxis.  In 
der  Schweiz  und  insbesondere  in  den  Urcantonen,  wo  der  öffent- 
liche Charakter  der  Ehre  viel  strenger  als  anderswo  erhalten  blieb, 
sehen  wir  denn  auch  nichts  von  jener  Reizbarkeit,  die  dem  neuen 
deutschen  Strafrecht  in  Gesetzgebung  und  Praxis  eigen  ist.  Die 
Strafen  fiir  Injurien  sind  sehr  gering,  was  nicht  ausschUesst,  dass 
die  öflFentliclie  Meinung  den  Ehrabschneider  weit  empfindlicher  trifft. 
Nicht  ausser  Acht  ist  zu  lassen,  dass  die  freie  Meinungsäusserung, 
selbst  die  verletzende,  als  ein  öffentliches  Recht  betrachtet  wird, 
dem  gegenüber  die  gesteigerte  subjective  Reizbarkeit  selir  herab- 
gestimmt ist.  Die  Verfassungen  stellen  weitgehende  Garantien 
auf,  welche  die  ehrliche  Absicht  und  den  WaMieitsbeweis  zu 
vollem  Rechte  gelangen  lassen  (vgl.  die  Verfassimg  des  Cantons 
Ziirich) ;  die  meisten  Strafgesetzbücher  ziehen  der  Strafe  der  Ehr- 
verletzung viel  engere  Grenzen  als  das  deutsche  Strafgesetz  und 
die  Praxis  ist,  dieser  Richtung  entsprechend,  nicht  geneigt,  krank- 
hafte Empfindlichkeit  diu-ch  hohe  Strafen  zu  fördern.    Vgl.  §  34. 

■ 

f)    Anlässige  Handlangen.   —  Versnch.   Vorbereitung. 

§  9.  1.  Die  Frage,  ob  das  alte  Recht  den  Versuch  kannte;  ist 
bejahend,  verneinend  oder  insofern  vermittelnd  beantw^ortet  worden, 
als  zwar  formell  der  heutige  Begriff  jenem  abgesprochen,  jedoch 
inhaltlich  das  Princip  der  Bestrafimg  des  objectivirten  bösen  WiUens 
in  einzelnen  Handlungen,  in  welchen  wir  Versuch  erblicken,  an- 
erkannt wurde.  Während  Luden  ^  die  Strafbarkeit  des  nächsten 
<*  Versuchs  aufstellt,  geht  Göschen  so  weit,  zu  behaupten,  dass  nicht 
:  nur  jeder  Versuch,  sondern  selbst  die  Vorbereitungshandlungen 
bestraft  wurden.  Köstlin  sagt,  dass  in  den  Rechtsbüchem  des 
Mittelalters  sich  nur  Spuren  von  der  Auffassimg  des  Versuchs  als 
solchen  finden,  imd  dass  dabei  der  Gedanke  vorherrschend  war, 
dass  der  Versuch  als  solcher  nicht  geringer  zu  bestrafen  sei,  was 


*  Vgl., dessen  Zurückweisung:  durch   Wilda^  St.  R,  d.  G.,   S.  588.  608, 
und  Johrij  St.  R.  in  Norddeutschiand,  S.  141 — 147. 
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in  der  Regel  in  der  Weise  hervortrete,  dass  die  Versuchshandlung 
als  selbständiges  Verbrechen  gewürdigt  werde.  John^  bestreitet, 
dass  der  Versuchsbegriff  in  den  Quellen  anerkannt  sei,  da  die 
fri^lichen  sti*af  baren  Handlungen  als  vollendete  selbständige  De- 
licte  mit  besonderer  Strafe  belegt  seien  (S.  159),  findet  aber,  ^dass 
alle  diejenigen  Momente,  welche  den  heutigen  Versuchsbegriff 
bilden,  sämmtlich  in  den  älteren  deutschen  Rechtsquellen  zum  Be- 
wusstsein  gekommen  sind  (S.  167.  171.  181).  Materiell  liegen 
Versuchshandlungen  vor  (S.  169),  formell  nicht;  das  subjective  Mo- 
ment der  verbrecherischen  Handlimg  ist  so  berücksichtigt,  dass 
gesagt  werden  kann,  der  wesentliche  Inhalt  des  Art.  178  der 
CCC  liege  schon  in  den  alten  Rechtsquellen."  Osenhrüggen  '  sagt, 
dass  man  zwar  in  der  bekannten  Stelle  der  lex.  alam.  und  des 
Schwabenspiegelrt  *  eine  Beschreibung  des  Verbrechensversuchs 
sehen  dürfe,  jedoch  nicht  einen  allgemein  giltigen  Satz;  sie  ent- 
halte nur  die  Bestimmung  fiu*  einen  speciellen  Fall;  „dass  kein 
allgemeiner  Satis  daraus  \*Tirde,  beruht  nicht  darauf,  dass  man  über- 
massiges Gewicht  auf  die  Thatscite  legte,  sondern  darauf,  dass  man 
nach  der  andern  Seite  hin  extravagirte.  Der  Grundton  aller  Be- 
stinmiungen  (S.  147)  ist,  dass  der  Mensch,  der  einen  rechts- 
widrigen Willen  objectivirt,  einzustehen  habe  fiir  die  möglichen 
Wirkungen  seines  Handelns.  Vorsatz  imd  Absicht  waren  nicht 
gehörig  gesondert  (S.  148),  noch  Versuch  und  Vollendung  (S.  151), 
die  Willensseite  des  Verbrechens  in  Verbindung  mit  dem  Friedens- 
recht dominirte." 

Es  ist  kein  Grund  vorhanden,  wegen  wesentlicher  Verschieden- 
heit die  norddeutschen  und  alamanischen  Quellen  hier  auseinander 
zu  halten,  wir  dürfen  sogar  das  germanische  Recht  heranziehen, 
da  Wilda  in  der  Melu'zahl  der  angeführten  Stellen  denselben  Himd- 
longen  Vorsuchsqualität  beilegt  und  allgemeine  Formeln  als  neuere 
oder  fremd{ui;ige  Zusätze  bezeichnet.  ^ 

2.  Wir  anerkennen  die  trefflichen  Ausfülirungen  JbÄn's,  dass 
das  alte  Recht  formell  keinen  Versuch  kamite,  gehen  aber  weiter 


*  Daa  St.  R.  in  Norddeutschland  zur  Zeit  der  Rechtsbücher.  1858. 

*  Alam.  St.  R.,  S.  145. 

*  Vgl.  JoJm,  a.  a.  O.,  S.  150. 

*  Wilda,  a.  a.  O.,  8.  602.  605.  608. 

Pfemdnger,  Sohweiz.  Binfreeht.  ^ 
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mit  Osenbrüggen,  dass  auch  materiell  der  Versuch  nicht  im  alten 
Recht  liegt,  dass  dieses  zum  Bewusstsein  des  Versuches  nicht  ge- 
langt ist.  Dafür  ist  entscheidend,  was  der  Letztere  über  Fehlwurf 
und  die  ungenügende  Trennung  von  Vorsatz  und  Absicht,  und 
John  über  die  Strafbarkeit  des  WafFentragens  sagt. 

Wir  verneinen,  was  besonders  von  Osenhrüggen  betont  ist 
und  womit  John  übereinstimmt,  dass  das  alte  Recht  nach  der 
Willensseite  des  Verbrechens  hin  extravagirte,  dass  Grundton  und 
Princip  der  fraglichen  Bestimmungen  sei,  die  Objectivinmg  des 
rechtswidrigen  Willens  zu  strafen  5  denn  erstens  ist  ein  Ausschreiten 
des  alten  Rechts  nach  der  Willensseite  des  Verbrechens  so  lange 
nicht  erwiesen,  als  der  Sti'afbarkeit  der  fraglichen  Himdlungen 
ein  anderer  im  alten  Recht  selbst  liegender  Gnmd  gegeben  werden 
kann  und  zweitens  ist  die  künstliche  Trennung  von  Vorsatz  und 
Absicht  als  Grund  jenes  Ausschreitens  von  zweifelhafter  Zuver- 
lässigkeit. 

Dass  gewisse  Handlungen,  welche  uns  als  entfernter  Versuch 
erscheinen,  bestraft  wurden,  ist  sicher,  und  insofern  dürften  wir 
soweit  gehen,  die  Strafbarkeit  der  objectivirten  Absicht  darin  an- 
zuerkennen, müssten  dann  aber  weiterhin  zu  John'»  Auffassung 
gelangen,  dass  materiell  die  Strafbarkeit  des  Versuchs  anerkannt 
war.  Es  gibt  aber  strafbare  Handlungen,  von  beiden  Autoren 
angeführt,  in  welchen  eine  Absicht  nicht  ausgesprochen  ist.  Diese 
erklärt  Osenhrüggen  mit  Vorsatz,  dessen  Unterschied  von  der  Ab- 
sicht in  seinen  Abhandlungen  eingehend  entwickelt  ist.  Eine  solche 
Trennung  ist  aber  nicht  haltbar,  Steinheben,  Waffentragen  ist  ent- 
weder absichtUch  odeh  unabsichtlich;  es  gibt  keine  unabsichtliche 
Objectivinmg  des  bösen  Willens  als  criminellen  Vorsatz,  also  darf  in 
diesen  Handlungen  nicht  die  strafbare  Objectivirung  des  bösen 
Willens  gesehen  werden,  oder  dann  liegt  eben  Absicht  vor,  und  es 
müssen  die  weitern  Consequenzen  gezogen  werden.  Der  Gnmd 
der  Strafbarkeit  ist  anderswo  zu  suchen. 

Solche  Akte  kömien  mit  Strafe  becb-oht  werden,  obgleich  sie 
nicht  das  Princip  weitgehender  Strafbarkeit  des  objectivirten  bösen 
Willens  ausdrücken  und  zwar  aus  einem  Gesichts})unkte,  M'clchen 
sowohl  Johti  wie  Osenbrüggen  erwähnen,  aber  mu'  ganz  neben- 
sächlich streifen:  Gefährlichkeit  und  Friedensrecht.  Von  diesen 
ausgehend   haben   wir   nicht   nöthig,    dem   altdeutschen  Strafrocht 
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den  wohlbestätigten  objectiven  Charakter®  abzuspreelien  und  eine 
kanonisch  rechtliche,  fremdartige  Strafbarkeit  der  objectivirten 
bösen  Absieht  in  entfernten  Vorbereitungshandlungen  zu  sub- 
stituiren. 

3.  Behufs  näherer  Pri'iftmg  der  Frage  stellen  wir  zwei  Punkte 
zur  Beantwortung. 

Erstens:  In  welchen  strafbaren  Handlungen  der  Quellen  hat 
man  Versuchshandlungen  gesehen? 

Zweitens:  Wie  konnten  gewisse  Handlungen,  welche  wir  als 
Versuch  bestrafen,  und  deren  Strafv^'wdigkeit  auch  dem  alten  Recht 
nicht  entgehen  konnte,  diesem  gemäss  bestraft  werden,  wenn  es 
keinen  strafbaren  Versuch  kannte? 

In  Bezug  auf  den  ersten  Punkt  nennen  Wilda,  John  und 
Osenhrüggen  folgende  Handlungen,  denen  wir  nacli  imseren  Quellen 
einige  weitere  beifligen:  das  Zucken  des  Messers,  des  Schwertes, 
des  Gewehrs,  Wurfdrohung,  Gewehrgriff,  Waffentragen,  Auflauem 
oder  Warten,  Wegelage,  Anlaufen.^ 

aa)  Diese  Dehcte  haben  wir  bereits  behandelt  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte des  Friedens  und  des  gefährlichen  Anlasses  und  dabei 
gefunden,  (lass  der  Grund,  weshalb  solche  Vorbereitungs-  oder 
Angriffshandlungen  vom  Gesetz  herausgehoben  und  mit  Strafe  be- 
droht wm-den,  ausschliesslich  gesehen  werden  muss  im  Friedens- 
reeht,  in  der  friedensgefahrdenden  Eigenschaft  jener  Akte,  welche 
aus  alter  Erfahrung  unter  waffentragenden  Männern  und  bei  un- 
genügender Staats-  imd  vorwiegender  Selbsthilfe  zum  gefahrlichen 
Anlass  wurden.  Entsprechend  dem  präventiven  Charakter  des  Frie- 
densrechtes, der  Bedeutung  des  Anlasses,  des  anlässigen  Wortes, 
der  Geberde,  Handlung  drängte  die  Häufigkeit  der  genaimten  Akte 
zur  Heraushebimg  durch  die  Gesetzgeber  vmd  zur  Strafdrohung, 
ohne  dass  auch   nur  entfernt   das  juristische  Bewusstsein  so  weit 

•  Vgl.  trefflich  v,  Bar,  Gesch.,  S.  63. 

'  Vgl.  Wilda,  a.  a.  O.,  S.  602.  603.  607,  John,  a.  a.  O.,  S.  155  ff. 
Ofteiihriiggen,  a.  a.  O.,  S.  146  ff.  lieber  das  Schwertzucken  in  der  lex.  alam., 
dem  Schwaben-  und  Sachsenspiegel.  Vgl.  John,  S.  149.  150.  Osenbrüggen, 
144.  145.  Wächter,  Lehrbuch.  1826,  Bd.  II,  S.  45:  „Vorwarten  und  die  so- 
genannte Wegelagerung ,  ron  den  Aelteren  gew (ähnlich  als  besonderes  Ver- 
brechen angeführt,  von  Carpzow  und  Böhmer  als  Unterart  des  crimen  vis 
genommen,  sind  nichts  Anderes,  als  eben  Versuche,  bald  dieses,  bald  jenes 
Verbrechens,"  vgl.  Geyer  in  Hoitzendorlfs  Handbuch,  Bd.  III,  S.  582. 
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• 

ging,    die   Objectivirung    der  bösen   Absicht    oder  den   Versuch 
treffen  zu  wollen. 

Diese  Erklärung  ist  so  vollkommen  ausreichend,  ergibt  sicli 
so  einfach  aus  der  Natur  des  alten  Rechts  selbst,  dass  nicht  nur 
kein  Bedürfiiiss  nach  einer  anderen  vorhanden  ist,  sondern,  dass 
sogar  jede  aus  unseren  Begriffen  gesuchte^  oder  künstUch  zurecbt 
gelegte  Auslegung  materiell  als  Unterschiebung  fremder  Begriffe 
imd  Thatsachen,  formell  als  der  Einfachheit  des  alten  Rechts  wider- 
sprechend, abgelehnt  werden  muss.  Es  muss  schon  eine  Erklä- 
rungsweise, welche  sich  in  rechtlichen  und  philosophischen  Kunst- 
ausdrücken bewegt,  Zweifel  erwecken,  wo  es  sich  um  ein  rein 
volksthümliches,  Jalu*hunderte  altes,  concret  in  Einzelsatzungen  ge- 
fasstes,  einfach  ausgedrücktes  Recht  handelt.  Hätte  materiell  der 
Versuch  als  strafbar  gegolten,  so  hätte  sich  auch  mit  Nothwendig- 
keit  die  Form  des  gesetzlichen  Ausdrucks  dafür  gebildet,  während 
ja  bereits  anerkannt  ist,  dass  ein  allgemeiner  Begriff  nicht  bestand, 
noch  die  sichere  Unterscheidung  von  Versuch  und  Vollendung, 
noch  die  Kenntniss  des  speciellen  Dolus  oder  die  Beziehimg  auf 
einen  präcisen  Verbrechensthatbestand,  noch  die  Beziehung  der 
Strafe  der  sogenannten  Versuchshandlung  auf  die  Strafe  des  voll- 
endeten Verbrechens.  (Vgl.  §  24.) 

bbj  Gewisse  Handlungen,  welche  wir  heute  als  Versuch  eines 
bestimmten  Verbrechens  bestrafen,  mussten  als  strafbar  in  irgend 
einer  Form  auch  dem  alten  Rechte  gelten.  Versuchshandlungen 
des  Diebstahls,  der  Nothzucht  u.  a.  konnten  schwerlich  straflos 
bleiben,  wenn  der  Erfolg  ausblieb ,  noch  auch  mit  den  harten 
Strafen  des  vollendeten  Verbrechens  belegt  werden,  wenn  sie  blos 
versucht  waren.  Sehen  wir,  welchen  Strafsatzungen  solche  Hand- 
lungen unterstellt  werden  konnten,  ohne  dass  man  nöthig  hat, 
eoien  strafbaren  Versuch  anzunehmen. 

Das  wichtigste  Eigenthumsverbrechen  ist  der  Diebstahl;  er 
wurde  bestraft  mit  dem  Galgen,  und  zwar  nicht  blos,  wenn  der 
Dieb  die  Sache  weggenommen  hatte,  sondern  auch  dann  schon, 
wenn  er  mit  offenbar  diebischer  Absicht  eingebrochen  und  auf 
handhafter  That  ergriffen  war,  so,  dass  der  schwerste  Fall  des 
Versuchs  im  heutigen  Simi  wie  die  Vollendung  getroffen  ^nurde. 
Aber  nicht  jeder  Versuch  wurde  mit  dem  Strang  bestraft.  Die 
Möglichkeit  einer  arbiträren  Strafe   bei   der  weitgehenden  Freiheit 


•     \ 
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des  richterlichen  Ermessens,  die  Formel,  dass  der  Richter  Frevel, 
für  die  eine  besondere  Satzung  nicht  gegeben  war,  nach  Gestalt 
da-  Sach  bestrafen  konnte,  mochte  die  Lücke  ausfiillen. 

Allein  wir  sind  nicht  genöthigt,  auf  die  Praxis  abzustellen, 
indem  solche  Versuchshandlungen  in  der  That  in  weitaus  den 
meisten  Fällen  einer  gesetzUchen  Bestimmung  unterstellt  werden 
konnten.   — 

Um  zu  stehlen^  muss  der  Dieb  in  der  Regel  das  Haus  oder 
das  Grundstück  eines  Andern,  wo  die  Sachen  liegen,  betreten. 
Dieses  Eindringen  in  fremdes  Besitzthum  aber  war  an  sich  straf- 
bar und  zwar  wieder  vom  Gesichtspunkt  des  Friedens  des  Hauses 
and  des  Hofes.  Die  B.  G.  S.  1615,  Tit.  XXI,  Satz  XV  bestimmt: 
Wer  Jemand  in  seinen  Gütern,  so  umfriedet  sind,  findet,  mag 
denselben  in  Bescheidenheit  strafen,  doch  nicht  zu  todt  schlagen, 
Tit,  XIX,  Satz  IV:  Schlägt  er  ihn  unversehens  zu  todt,  so  soll 
er  nach  Gestalt  der  Sach  bestraft  werden.  Klagt  aber  der  Be- 
sitzer, so  wird  der  Eindringling  bestraft :  wenn  es  nachts  geschah, 
soll  er  ein  Jahr  leisten  und  5  ff  zur  Einung  geben  und  je  3  ff 
dem  Richter  und  dem  Besitzer.  Das  Straftnass  ist,  verglichen 
mit  andern  Ansätzen,  hart  genug,  um  der  heutigen  Strafe  des 
Versuchs  schweren  Diebstahls  zu  entsprechen. 

Die  diebische  Absicht  ist  nicht  besonders  hervorgehoben,  sie 
liegt  angedeutet  in  dem  heimlichen  Eindringen,  „wer  findet*^ ;  es 
stand  im  Vordergrund  die  Verletzung  der  Were,  die  nächtliche 
That,  die  Verletzung  des  Friedens. 

Wilda  sagt  (a.  a.  0.  S.  805):  „Beim  Diebstahl  zeigt  sich 
auch  im  fränkischen  Recht  die  offenbar  ältere  germanische  Auf- 
fassung, indem  der  Versuch  des  Diebstahls  als  eigenes  Verbrechen 
und  zwar  als  Verletzung  der  fremdem  Were  behandelt  wurde. 
Es  sollte  fiir  das  Eingehen  in  ein  fremdes  Wohnhaus  30  ß,  in 
Hof  oder  Scheune  5  %  bezahlt  werden:  ob  es  in  diebischer  Ab- 
sicht oder  sonst  unerlaubter  Weise  geschah,  machte  dabei  keinen 
Unterschied.  Auch  in  den  scandinavischen  Rechten  wurde  Ver- 
such  des  Diebstahls   als  Verletzung   des  Hausrechts   behandelt." 

c  c)  Nothzucht  wird  bestraft  mit  Pföhlung.  Diese  furchtbare 
Strafe®  fand  Anwendung  bei  Missbrauch  von  Kindern,  bei  hand- 

*  Vgl.  Zürcher y  Blutgerichtsordnung,  bei  Schauberg,  Ungedr.  R.  Q., 
Bd.  I,  S.  390.    Osenbrüggerij  Alam.  St.  R.,  8.  286. 
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hafter  That,  wenn  die  Klage  unterstützt  wurde  durch  Geschrei 
und  die  bestätigenden  Umstcände  nach  der  That,  oder  wenn  durch 
Augenscheinnahme  das  Geschehene  bezeugt  wurde.'  Blosse  Ver- 
suchshandlungen konnten  kaum  davon  betroffen  werden,  denn 
die  älteren  Quellen  stellen  sich  zu  sehr  auf  den  Boden  des  Erfolgs, 
sie  sehen  nach  dem  Zeugniss  Wildas  und  Osenbrüggen^s  mehr 
die  körperliche  Gewaltthat  als  das  feinere  Moment  der  weibhchen 
Ehre,  sie  sprechen  sich  oft  über  Handlungen  derart  mit  leichtem 
Humor  aus.  Solche  Handlungen  konnten  aber  auch  nicht  un- 
bestraft bleiben,  sondern  mussten  wohl  als  selbständige  Delicte 
-unter  den  Körperverletzungen  durch  Handanlegen  erscheinen.  — 
Wie  bei  Diebstahl  wäre  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Richter  fiir 
ungenannte  Fälle  freies  Ermessen  hatte  und  dass  ergänzend  hinzu- 
trat, das  Recht  des  Beleidigten,  den  Schänder  seiner  Hausehre  zu 
tödten  oder  straflos  zu  verletzen. 

Es  ist  aber  nicht  nöthig,  diese  Freiheit  des  Richters  herbei- 
zuziehen, denn  Versuche  derart  konnten  einer  speciellen  Satzung 
unterstellt  werden :  der  Satzung  über  Herdfall.  Das  HerdfaUig- 
machen  ist  fiir  sich  allein  oder  in  Verbindung  mit  andern  Freveln 
bestraft;*,  von  letzteren  ist  später  zu  handeln.  Herdfall  an  sich 
wird  ausserordentlich  hart  bedroht,  wie  Blutruns  und  selbst  höher,  *^ 
und  die  Erklärung  dafi'ir  scheint  nicht  genügend.  Anders,  wenn 
wir  erwägen,  dass  Herdfalligmachen  die  gewöhnliche  Form  des 
Versuchs  der  Vergewaltigung  des  Weibes  ist,  und  dass  unter 
diesem  Gesichtspunkte  der  hohe  Strafsatz  angemessen  erscheint. 
Wenn  Hei'dfall  die  körperhche  Gewalt  am  Mann  und  am  Weibe 
umfasst,  ohne  das  letztere  anders  zu  berücksichtigen,  als  in  der 
Höhe  des  Strafsatzes,  so  kann  dies  nicht  überraschen,  da  in  beidem 
der  körperliche  Angriff  im  Vordergrund  stand,  im  ältesten  Recht 
selbst  in  der  vollendeten  Nothzucht ;  auch  sind  ja  oft  Handlungen, 
ohne  Berücksichtigung  der  Absicht,  mit  Strafe  bedroht,  welche 
zusammenfassen,  was  wir  begrifflich  trennen. 

So  wäre  die  ausserordentlich  hohe  Strafe  des  einfachen  Herd- 


•  Vgl.  Osenbriiggen,  a.  a.  O.  S.  288. 

"  Vgl.  Osenbriiggen,  Alani.  St.  R.,  S.  238.  In  Pestalutz,  Sammlung 
zürch.  Statuten,  S.  220:  Knonauer  Amtsrecht,  Art. -14,  „so  eyner  den  andern 
blutrunss  oder  herdfällig  machte  9  S'.'^ 
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falls  zu  erklären,  wenn  wir  den  scliwersten  Fall  zu  Grunde  legen, 
gleichzeitig  müsste  aber  die  Strafdrohung  als  unverhältnissmässig 
hoch  erscheinen  fiir  die  Fälle,  wo  im  Männerstreit  einer  zu  Boden 
fallt,  ohne  dass  der  Sieger  einen  weitem  Frevel  begeht.  Die 
Strafe  des  Herdfalls,  obwohl  durchweg  hoch,  zeigt  denn  auch  in 
verschiedenen  Quellen  verschiedenes  Mass. 

Wenn  es  auch  schwer  hält,  Urtlieile  beizubringen,  dass  das 
Zubodenwerfen  eines  Weibes,  um  sie  zu  vergewaltigen,  als 
Herdfall  bestraft  wurde  und  so  nachzuweisen,  dass  dieser  Fall 
auf  den  Strafansatz  des  Herdfalls  einwirkte,  so  ist  es  doch  mög- 
hch,  auf  anderem  Wege  zu  einer  Bestätigung  zu  gelangen.  Nach 
Wilda  bestimmt  ein  Gesetz  Aelfred's:  „Wenn  Jemand  an 
die  Brust  eines  Weibes  vom  Stand  der  Keorle  greift,  büsse  er 
5  %  wenn  er  sie  niederwirft  und  ihr  nicht  beiwohnt,  büsse  er 
mit  10  6,  wenn  er  ihr  beiwohnt,  büsse  er  mit  60  g."  Darin  ist 
so  rein  wie  möghch  ausgedrückt,  dass  der  Versuch  der  Nothzucht 
als  herdfäUig  machen  aufgefasst  ist  neben  der  vollendeten  Noth- 
zucht. Gegen  eine  solche  Herbeiziehung  angelsächsischer  Rechts- 
«(uellen  kann  wohl  der  Einwand,  dass  es  sich  um  eine  blosse 
„rechtshistorische  Decoration"  handle,  nicht  erhoben  werden,  nach- 
dem sich  in  so  manchen  Stücken  das  Gleiche  herausgestellt  hat. 
Es  ist  dieselbe  RechtsaufFassung  und  derselbe  Rechtssatz  im  alt- 
nordischen Recht,  wie  in  der  Berner  Gerichtssatzimg  und  andern 
verwandten  Reclitsquellen ,  wenn  der  Versucli  des  Diebstahls  als 
Verletzung  der  Were  bestraft  wird.  Die  Zulässigkeit  solcher  Ver- 
gleichimg  in  bestimmten  Fällen  zur  Wiederanknüpfung  historiscli 
zerrissener  Fäden  hat  unter  den  Rcchtshistorikem  wohl  am  ti*eff- 
lichsten  Grimm  dargethan.  *' 

In  den  schweizerischen  Quellen  ist  mir  ein  Satz  von  gleicher 
Deutlichkeit  nicht  bekannt,  noch  Fälle  aus  der  schwer  herzustellen- 
den Gerichtsübung,  doch  scheint  ein  in  den  Quellen  oftgenanntes 
Schelt\^'oi-t  auf  diesen  unmittelbaren  Zusammenhang  zwischen  Herd- 
falligmachen  und  Vergewaltigung  eines  Weibes  hinzuweisen :  ,,ghyet 
din  Schwester*^. *2  „Gheien"  heisst  zu  Boden  werfen  und  hat  in 
dem  Schimpf  die  Bedeutung  der  Beiwohnung. 


"  Grimm^  Kechtsalterthümer,  S.  VIII.  IX. 

"  Vgl.   Osenbriiggen,  a.  a.  O.  S.  249,  auch  S.  Müller,  Strafrecht  der 
Urcantone. 
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Wir  haben  gezeigt,  dass  eine  Unterscheidung  zwischen  „voll- 
endeter^ Nothzucht  und  Handlungen  „des  Versuchs"  gemacht 
werden  musste,  da  die  letzteren  weder  mit  der  furchtbaren  Strafe 
des  erstem  belegt,  noch  straflos  sein  durften,  weil  die  Form  des 
Versuchs  fehlte  —  dass  aber  ernstliche  körperliehe  Angriffe  der 
Satzung  über  den  Herdfall  unterstellt  werden  konnten,  wenn  sie 
nicht  nach  den  Umständen  des  Falls  arbiträr  mit  Rücksicht  auf 
die  widerrechtliche  Verletzung  des  Körpers,  der  Ehre  oder  Sittlich- 
keit, ohne  die  Construction  des  Versuchs  der  Nothzucht  bestraft 
wurden.  —  Leichtere  Thätlichkeiten  werden  gemüthlich  als  Thor- 
heiten  behandelt.  Vgl.  Wilda,  784,  folagripr.,  mit  witziger  Nutz- 
anwendung. Landbueh  v.  Appenzell  S.  123.  „Ungescheidtheit 
junger  Gesellen." 

dd)  In  andern  Fällen,  wo  die  Strafbarkeit  der  vorliegenden 
Handlung,  auch  wenn  sie  keinem  speciellen  Gesetz  imterstellt 
werden  konnte,  doch  nach  Analogie  sich  aufdrängte,  da  konnte 
ohne  Zuhülfenahme  des  Versuchsbegriffs,  indem  der  einzelne  con- 
crete  Fall  nach  seiner  moralischen  Seite  erfasst  wurde,  nach  Um- 
ständen und  Gestalt  der  Sach  und  mit  Vergleichimg  ähnlicher 
Fälle  gemäss  altem  Brauch  und  freiem  Ermessen  die  Strafe  ver- 
hängt werden.  In  Basel  wurde  1543  ein  Mann,  der  seine  Frau 
so  misshandelt  hatte,  dass  sie  mit  Noth  dem  Tode  enti-ann,  hin- 
gerichtet. 1729  erhielt  ein  Anderer  in  Glarus,  welcher  Frau  und 
Kinder  ertränken  wollte,  Pranger,  Peitsche  und  6jährige  Ver- 
bannung; 1753  wurde  ein  Schwyzer,  der  die  schwangere  Geliebte 
vom  Felsen  in  den  See  stürzte,  dass  sie  nur  wie  durch  Wunder 
mit  dem  Leben  davon  kam,  mit  lebenslänglicher  Eingrenzung, 
Geldbusse  und  Ausstellung  bestraft.  '*  Wilda  flihrt  über  das 
Stürzen  in  den  See  oder  Sumpf  specielle  Satzungen  an. 

g)  Frieden  und  ünterlassnngsdelicte. 

§  10.  Weitergehend  als  das  heutige  Recht,  kannte  das  alte 
die  ausgedehnte  Pflicht  zum  Handeln,  Helfen,  Verhüten  und  dem- 
gemäss  eine  grosse  Zahl  von  Vergehen  durch  Unterlassung.  Nicht 
nur  war  Jeder  verpflichtet  auf  Gerüfte  zu  Hülfe  zu  eilen,  Frieden 


»■  BlumeTy  a.  a.  O.  Bd.  II,  8.  16. 
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zu  bieten,  zu  scheiden,  sondern  auch  Anzeige  zu  machen  von  be- 
gangenen Verbrechen  und  Frevehi,  insbesondere  Friedbrüchen  und 
vom  Aufenthalt  von  Verbrechern  und  verdächtigen  Leuten,  die  zu 
verfolgen  und  festzunehmen  zur  allgemeinen  Pflicht  gehörte.  Unter- 
lassung der  Hülfeleistung  gegenüber  Einzelnen,  wo  sittliche  Pflicht 
gebot,  war  nicht  weniger  strafbar  als  die  Pflichtverletzung  durch 
Nichthülfe  gegenüber  dem  Gemeinwesen,  wenn  Brand,  Ueber- 
tschwemmung,  Auflauf,  Ueberfall  oder  sonst  gemeine  Gefahr  vor- 
lianden  war. 

So  weitgehende  Verpflichtungen  sind  theils  direct  Bestand- 
theile  des  Rechts  des  gebotenen  Friedens,  theils  im  weitem  Sinn 
Einrichtungen  der  allgemeinen  Friedenshut  der  Genossen,  da  kein 
besonderes  Organ  der  öffentlichen  Sicherheit  bestand.  „Das  Ge- 
meinwesen war  Friedensgemeinschaft  und  jeder  Genosse  hatte  als 
Bewahrer  des  Friedens  und  Förderer  des  Gemeinwohls  thätig  zu 
sein.  ^  Eine  allgegenwärtige,  hundertarmige  Polizei  existirte  nicht 
zur  Verhinderung  und  Entdeckung  von  Verbrechen,  dafür  aber 
das  Pflichtgefühl  der  Bürger  und  das  Pflichtgebot  des  Gesetzes, 
für  das  Gemeinwesen  und  dessen  Frieden  zu  sorgen  imd  zu 
handehi.^ 

In  diesem  Zustande  gegründet,  hatte  die  Denunciationspflicht 
wegen  begangener  Verbrechen,  ob  sie  in  mehr  oder  weniger  aus- 
gedehntem Masse  aufgestellt  wurde,  die  nothwendige  und  berechtigte 
Stellung.  Im  Laufe  der  Entwicklimg  bildeten  sich,  vorzüglich 
innerhalb  der  Stadtmauern,  eine  besondere  sicherheitspoHzeiliche 
Thätigkeit  der  Magistrate,  eine  amtliche  ControU-  und  Anzeige- 
pflücht  aus  und  damit  verbunden  die  Ausdehnimg  der  Denun- 
ciationspflicht auf  geringe  Frevel  im  Interesse  des  Fiscus  und  der 
Erweiterung  der  Strafgewalt.  Unter  den  Beschwerden  der  Land- 
schaft gegen  die  Stadt  Zürich  fand  sich  auch  die,  dass  eine  amt- 
liche Anzeigepflicht  für  ehrUche  Frevel  aufgestellt  worden  war: 
„clagent,  dass  die  Amptlüt  sweren  müssent  frevel  fi'u*zetragen  und 
ze  leiden,  darumb  sie  nit  gemanet,  noch  die  inen  klag  werdent."  * 
Die  Gterichtssatzung  von  Bern  bestimmt,  dass  um  geringe  Frevel 
der  Beamte  nicht  leiden  solle  (Nr.  132),  und  dass  Metzger,  Bäcker, 


'  OseribrÜggen,  a.  a.  O.,  S.  204. 

'  Schauberg,  Ungedr.  R.  Q.  Bd.  I,  S.  66. 
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lind  Gerber  geringere  Frevel  unter  sich  begangen  ^auch  under 
inen  selbs  richten  und  strafen  mögent"  (Nr.  130).  Eine  Ver- 
schärfung der  Denunciationspflicht  brachte  die  Reformationszeit 
mit  sich.  (Vgl.  §  25.) 

Die  neuere  Rechtsentwicklung  ist  der  Ausdehnung  des  Gebiets 
der  strafbaren  Unterlassung  im  Zusammenliang  mit  der  allgemeinen 
Ausdehnung  der  Strafthätigkeit  günstig  und  zwar  zeigt  dies  sich 
in  der  Gesetzgebung  durch  die  ausgedehnte  Pflicht  zur  Denuncia- 
tion  bevorstehender  Verbrechen,  —  in  der  Rechtsprechung  durch 
Einbeziehung  und  präjudicielle  Feststellung  der  Strafbarkeit  von 
Handlungen,  welche  das  Gesetz  nicht  streng  als  sti'afbar  einschliesst, 
imd  nicht  zum  mindesten  durch  die  bekannte  erhöhte  Energie  der 
Staatsanwaltschaft,  —  in  der  Wissenschaft,  indem  vom  ^^prin- 
cipiellen  Standpunkt  aus  die  Strafbarkeit  der  Nichtanzeige  in 
grösserem  Umftmg"  gebilligt  wird.  ^ 

Diese  Richtung  ermangelt  nicht,  auf  die  umfassende  Strafbar- 
keit der  Unterlassung,  insbesondere  auf  die  ausgedehnte  Denuncia- 
tionspflicht im  alten  Recht  zu  venveisen  und  die  Nothwendigkeit 
hervorzuheben,  das  sittliche  Gefiihl  zur  Hülfeleistung  und  Unter- 
stützung der  öffentlichen  Ordnimg  imd  des  Rechts  durch  eine  Ver- 
schärfung des  Pflichtgebots  und  der  Straf drohung  wieder  zu  beleben. 

Dem  gegenüber  ist  aber  zu  betonen,  dass  der  moderne  Staat 
keine  Friedensgenossenschaft,  worin  es  eines  Jeden  Sache  war, 
den  Frieden  zu  schirmen,  ist,  dass  er  eben  seine  hundertarmige 
allgegenwärtige  Staatspolizei  hat  und  dass  der  Bürger ,  der  leicht 
Gefahr  lief,  sich  unberechtigt  in  amtliche  Funktionen  zu  mischen, 
Gleichgültigkeit,  vorsichtige  Scheu  des  Eingreifens  oder  gar 
Widerw^illen  gegen  Denunciation  erlangte,  deren  wohlbegründeter 
Ursprung  in  die  Zeiten  des  Polizeistaates  zurückreicht.  Man 
gewöhnte  sieh,  auf  die  Polizei  sich  zu  verlassen,  scheute  mit  ihr 


•  Vgl.  H.  Meyer,  im  Gericbtssaale  1881,  S.  181.  Vgl.  ebendfuelbst 
8.  127.  124,  Fahrlässige  Anstiftung  und  Billigung  der  grundsätzlichen  Be- 
strafung der  Vorbereitungshandlungen.  —  Dagegen  trefflich  Hälschiier^  Das 
gemeine  deutsche  St.  K.  1884.  Bd.  II,  S.  25,  über  die  in  der  Praxis  herrschende 
verwerfliche  Ausdehnung  der  Verantwortlichkeit  für  Culpa.  —  Die  Schweiz. 
St.  G.  B.  wurden  von  Cas,  PfyffeTy  „Meine  Betheiligung  am  Leu'schen  Mord- 
process,  1846  in  Bezug  auf  die  Denunciationspflicht  eingehend  geprüft  und 
dargestellt.  Vgl.   nachfolgend  die  Denunciationspflicht  in  den  Schweiz.  St.  G.  B. 
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in  Berührung  zu  kommen,  and  freute  sich,  wenn  ihr  etwas  miss- 
lang. Während  das  Recht  der  Friedensgenossenschaft  Eins  war 
niit  ilir  selbst  und  lebend  in  den  Einzelnen,  wodurch  Jeder  die 
Aufrechterhaltung  desselben  als  selbstv^erständliche  Pflicht  erachtete, 
stand  unter  veränderten  Verhältnissen  Volk  imd  Recht  sich  fremd 
gegenüber.  Es  haben  Mittermaier,  Zachariä,  Osenbrüggen  aus- 
gesprochen, dass  es,  gegenüber  der  Augenblicksgesetzgebung  imd 
den  Künsten  der  Auslegung,  imter  Umständen  selbst  für  Rechts- 
j^elehrte  schwer  sein  könne,  sich  zurecht  zu  finden  unter  dem- 
jenigen, was  man  straflos  zu  thun  oder  zu  unterlassen  habe. 

Da  sonach  die  zahlreichen  Unterlassungsdelicte  imd  insbeson- 
dere die  Denunciationspflicht  (für  vergangene  Verbrechen)  in  eng- 
ster Verbindung  mit  dem  Friedensrecht  und  der  friedenspolizei- 
lichen Pflicht  aller  Genossen  stehen,  so  lässt  sich  für  das  neuere 
Recht  und  seine  obbezeichnete  Tendenz  nichts  aus  dem  alten 
Rechte  gewinnen,  und  es  ist  fraglich,  ob  durch  eine  straffe  An- 
spannung der  Strafgewalt  „der  bis  zur  Unsittlichkeit  gehenden 
Apathie  der  Masse"  mit  Erfolg  entgegenzutreten  sei. 

Gerade  in  den  Unterlassungsdelicten  ist  der  Vorwurf,  der  dem 
alten  Recht  überhaupt  gemacht  wird,  dass  es  Recht  und  Sittlich- 
keit nicht  genügend  trenne  und  in  Gesetz  und  Rechtsprechung  den 
ethischen  Faktor  herauskehre,  mit  besonderem  Gewiclit  erhoben 
worden.  Es  darf  aber  nicht  übersehen  werden ,  dass  Mängel 
immerhin  zugegeben,  jenes  doch  nicht  wohl  nach  der  „Klarheit" 
der  heutigen  Begriffe  von  Recht  und  Sittlichkeit  gemessen  werden 
darf  und  dass  es,  weit  entfernt  von  irgend  einer  sittlichen  Tendenz, 
in  seinen  Satzungen  nur  die  rechtlichen  Consequenzen  des  einheit- 
lichen, positiven  Zustandes  gibt. 

H.   Die  lihre,  das  Ehrliche  und  Unehrliche  in  Hand- 
lanf  and  Oesinnnng^y  Verbrechen  und  Strafen. 

§  11.  Die  Ehre  als  Grundlage  des  Friedensrechts  ist  zu- 
j?leich  der  Ausgangspunkt  der  Unterscheidung  des  Ehrlichen  und 
Unehriichen  in  der  That  und  Gesinnung.  Und  wie  Verbrechen 
und  Frevel  nach  der  zu  Gnmde  liegenden  Gesinnung  als  ehrlich 
oder  unehrlich  galten,  so  wurden  auch  ehrliche  und  unehrliche 
Strafen    unterschieden.    Thädigung   oder  Abmachen  in  der  Stille 
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ohne  Busse  kommt  nur  bei  ehrlichen  Sachen  vor  und  selbst  die 
Denunciationspflicht  war  enger  oder  weiter  gezogen^  je  nachdem 
es  sich  um  ehrliche  oder  unehrliche  Sachen  handelte.^  Mord  und 
Diebstahl  sind  unehrlich,  Todschlag  und  Raub  sind  ehrUch.  Der 
Bruch  der  Treue,  das  Heimliche,  Heimtückische  im  Handeln  ist 
unehrlich,  begriffbestimmend  oder  quaUiicirend ;  die  offene  That, 
die  Handlung  des  Zorns  sind  ehrlich.  Verletzung  in  Wehr  und 
Gegenwehr  ist  ehrlich,  Verletzung  des  Wehrlosen  ist  unehrlich. 
Aus  dem  Gesichtspunkte  der  Unehrlichkeit  und  besondem  Straf- 
barkeit des  heimlichen,  tückischen  Verhaltens  werden  eine  Anzahl 
gefahrlicher  Handlungen  mit  harter  Strafe  bedroht.  Die  B.  G.  S.  198. 
199.  209  nennt  das  Warten,  Auflauem  oder  Wegelage,  den  An-  * 
lauf  oder  Ueberfall,  das  heimliche  Waffentragen,  das  heimtückische 
Verlocken  zum  Scheid,  den  Frevel  am  HerdfkUigen.  ^ 

a)  HerdfaU. 

Herdfall  oder  Erdfall  gehört  zu  denjenigen  Delicten,  welche 
noch  nicht  genügend  aufgeklärt  sind.  Die  Strafe  desselben  ist,  ver- 
glichen mit  derjenigen  ähnlicher  Frevel,  sehr  hart.  Die  B.  G.  S. 
bestimmt :  „ Wellicher  den  andern  in  zornigem  Mut  herdfallig  macht, 
der  sol  die  Buss  des  begangenen  freveis  an  zyt  und  pfennigen 
dryfach  lyden."  Die  Erklärung,  dass  der  Herdfall  gleichbedeu- 
tend sei  mit  so  schwerer  Misshandlung,  dass  davon  der  Geschla- 
gene zu  Boden  stürzt,  ist  nicht  befriedigend,  da  Herdfall  ja  für 
sich  allein  schon  ohne  jede  ernstliche  Verletzung  so  hart  be- 
straft wird.^ 

Gehen  wir  davon  aus,  dass  das  alte  Recht  nach  dem  Mo- 
ment des  Ehrlichen  und  Unehrlichen  die  gefahrliche  Handlung 
bedroht,  so  gelangen  wir  aufs  Einfachste  zu  der  Erklärung,  dass 
der  Frevel  am  Herdfalligen  so  hart  bestraft  wird,  weil  es  ein 
Frevel  am  Wehrlosen,  an  dem  zu  Boden  Liegenden  ist,  eine  ge- 
meine, ehrlose  That.  So  wurde  die  Verletzung  von  Greisen,  Kran- 
ken,  Schlafenden,   Badenden,   Nothdurft  Verrichtenden  als  ehrlos 


*  Vgl.  Osenbrilggeriy  a.  a.  O.  S.  205. 

*  Glarus  Landbuch  1807,  Art.  203,  243:  „Wer  bei  einem  Schlaghandel 
hinterwärts  ohne  Wortwechsel  nach  einem  schlligt,  wird  für  Partheilichkeit  mit 
der  hohen  Busse  des  Friedbruchs  bestraft." 

*  Vgl.  Osenbrüggeriy  Alam.  St.  R.,  S.  238. 
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und  besonders  strafwürdig  gehalten/  —  Herdfall  ist  schon  an  sich 
eine  Demüthigong  fiir  einen  Mann ;  dem  Weibe  gegenüber  nimmt 
er  eine  besonders  sträfliche  Form  an. 

h)   Die  unehrliche  Ctosinniing  in  der  Ehrverletzung. 

Thatbestand  und  Strafe  •  der  Ehrverletzung  werden  entschei- 
dend bestimmt  von  der  in  der  Injurie  zu  Tage  tretenden  zorn- 
müthigen  ofFenen  und  ehrUchen  oder  heimlichen  überlegten  Weise 
der  Handlung  (hinterrücks).     Die  B.  G.  S.,  bestimmt: 

1.  Satz  176.  „Scheltwort  in  einem  gächen  Zorn.  Wellicher 
zu  dem  andern  in  einem  gächen  zom  grett  hat  also,  du  bist  ein 
schelm,  böswicht,  dieb,  Verräter,  mörder,  falscher  ketzer  etc.  oder 
andre  unzüchtige,  eerverletzliche  Scheltwort  ussgossen  und  den 
Beadchtigten  auf  Klage  an  des  Richters  Stab  entschlagen  und 
bekennt  hat,  sollichs  in  unbesinntem  zornigen  mut  beschechen  sin, 
so  sol  der  schelter  leisten  ein  monat  und  10  g  ze  eynung  geben. 
Kann  der  Kläger  den  Beweis  der  Scheltung  nicht  erbringen,  so 
zahlt  er  10  §  Busse." 

2.  Satz  177.  „Wohlbesinntes  zureden  mit  verdachtem  mut 
nit  US  zom  undermunds,  also  daz  die  selbig  red  ime  sin  eer,  lyb 
und  gut  berüert  und  verletzt,  nach  Befinden  des  Gerichts  sol  der 
selbig  eergeschender,  der  ein  gepürliche  entschlagnus  tut,  1  ganz 
jar  leisten   und  10  S"  ze  einung  geben." 

3.  Satz  178.  „Hinderrucks  eerabschniden.  WeUicher  aber  dem 
andern  also  verdachtlichen  sin  eer  abschnidet  in  sinem  abwesen 
hinderrucks  und  demnach  nach  urteyl  einen  widerruf  tun  muss, 
der  selbig  eerverletzer  sol  3  jar  leisten  und  30  u  ze  einung 
geben;  ein  frow  halbe  straf." 

Satz  190.  Der  Vorwurf  der  Lüge  wird  bestraft  wie  das  Schelt- 
wort, es  wäre  dann,  „daz  er  den  andern  glogen  haben  under- 
richten  möchte". 

Satz  175.  „Wer  der  Vermessenheit  ist.  Reden,  die  an  Ehr',  Leib 
und  Gut  gehen,  als  wahr  zu  beweisen,  und  es  nicht  vennag,  soll 
über  die  Strafe  der  Ehrverletzung  10  ff  und  1  jar  leisten." 

Satz  179.  Der  falsche  Ankläger  soll  an  des  Verklagten 
Fussstapfen  „ston  und  die  straf  jenes  leyden". 


*  Vgl.    WUday  Straf  recht  der  Germanen,  S.  671. 
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Der  Beweis  der  Wahrheit  schliesst  die  Strafe  aus.  Die  CCC 
Art.  60,  lässt  auch  dann  noch  eine  Bestrafung  zu.  B.  G,  S.  19 : 
„Hat  der  Kläger  die  geschehene  Ehrverletzung  bewiesen,  so  ßoU 
der  Beklagte  es  ihm  wahr  machen  oder  ihm  seine  Ehre  wieder- 
geben, indem  er  ihn  öffentlich  vor  Gericht  entweder  mit  einem 
Gelübde  an  des  Richters  Stab  oder  mit  geschworenem  Eide,  je 
nachdem  die  Rede  in  zornigem  Mut  oder  unter  Augen  verdacht- 
lich, oder  hinterrücks  geschehen  ist.  Die  Entschlagnuss  an  des 
Richters  Stab  ist  fönnlich  und  feierUch  und  besser  als  foimloser 
Widerruf  oder  erniedrigende  Abbitte.  Wer  weder  die  Wahrheit 
beweisen  noch  entschlagen  will,  wird  vorläufig  in's  Geföngniss 
gesetzt."  —  Es  ist  zu  beachten,  dass  nur  von  Zomschelte  (Lügen- 
von\'iuf)  und  schwerer  Ehrverletzung  die  Rede  ist. 

Von  Bedeutung  fiir  die  Frage,  ob  Real-  und  Verbalinjurie 
unterschieden  wurde,  ist  die  B.  G.  S.  Satz  35,  dass  bei  Ehr- 
verletzung  nicht  appellirt  werden  kann.  Man  machte  also  einen 
Unterschied  zwischen  Ehrverletzung  und  andern  Freveln,  körper- 
Uchen  Berührungen  und  Bedrohungen,  welche  in  imserm  Sinn  sym- 
bolische oder  Realinjiu-ien  wären. 

c)   Die  anehrliche  Gesinnung  und  der  Dolus. 

„Zur  Erkenntniss  der  strafrechtlichen  Anschauungen  irgend 
einer  Zeit  muss  die  Frage:  Wurde  das  Schuldmoment  berück- 
sichtigt und  bis  zu  welchem  Grade?  vor  allem  andern  beant- 
wortet sein."  * 

Dass  das  alte  Recht  unterschied,  ob  die  Handlung  absicht- 
lich oder  unabsichtlich,  fahrlässig  oder  aus  Zufall  geschah,  steht 
seit  den  Untersuchungen  von  Wilda^  John,  Osenbrüggen  ausser 
Zweifel.*  Die  Quellen  sind  so  reich  an  Ausdrücken,  welche  die 
rechtswidrige  Absicht  bezeichnen,  dass  sich  vielmehr  zweierlei  ergibt, 
zunächst  die  Wahrnehmung  von  Speciahtäten  derselben,  dann  der 
Mangel  eines  einheitlichen  Begrifls,  wie  das  neuere  Recht  ihn  hat. 

Hier  ist  Aufgabe,  zu  prüfen,  1)  in  wie  fem  die  dem  alten 
Recht  zu  Grunde  liegende,  einfache  Unterscheidung  der  ehrlichen 
und   unehrlichen  Gesinnung   in  jenen   vielfachen  Ausdrücken  er- 

*  John,  a.  a.  O.  8.  5. 

«  Vgl.  Wihla,  a.  a.  O.  S.  544  ff.,  Johrif  a.  a.  O.  S.  1—88,  OsmhrUggen, 
a.  a.  O.  S.  135  ff. 
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scheint  und  ob  wir  nicht  dadurch  der  Auffassung  und  dem  Begriff 
des  alten  Rechts  nahe  kommen,  da  der  Schuldbegriff  des  Dolus 
nicht  darin  liegt;  2)  wie  es  sich  verhält  mit  jenen  Handlungen, 
welche  strafbar  erklärt  sind,  ohne  dass  dabei  die  widerrechtliche 
Absicht  hervortritt;  ob  wir  in  denselben  die  rein  äussere  Hand- 
lung als  strafbar  erkennen  müssen,  worin  nach  Ansicht  mancher 
Autoren  eine  Verkennung  der  Willensseite  liegt^  oder  ob  der  wider- 
rechtliche Wille  als  selbstverständlich  nicht  hervorgehoben  ist ; 
4)  ob,  wenn  wirklich  eine  Verkennung  der  Willensseite  darin  liegt, 
dann  das  friedenspolizeiliche  Moment  der  Gefährlichkeit,  des  öffent- 
lichen Interesses  so  stark  hervortritt,  oder  ob  anders  eine  principielle 
lind  weitgehende  Strafbarkeit  der  objectivirten  bösen  Absicht  in 
jenen  Handlungen  zu  erkennen  ist? 

Dass  eine  gegenseitige  Beziehung  zwischen  unehrlicher  Ge- 
sinnung und  rechtswidriger  Absicht  besteht,  ist  wohl  nicht  zu 
leugnen,  obwohl  weder  die  unehrliche  Gesinnung  nothwendig  die 
rechtswidrige  That  zur  Folge  hat,  noch  die  rechtswidrige  Absicht 
nothwendig  in  unehrlicher  Gesinnung  begründet  sein  muss.  Die 
Frage  ist  vielmehr  die,  ob,  die  Grundunterscheidung  des  Ehr- 
lichen und  Unehrlichen  als  richtig  vorausgesetzt,  in  gewissen  De- 
licten  das  alte  Recht  den  Dolus  deswegen  nicht  hervorhebe,  weil 
die  Handlung  sich  als  eine  solche  charakterisirt,  welche  in  einer 
gemeinen  Gesinnung  ruht,  die  den  Dolus  in  sich  schlicsst. 

Dolus  ist  der  rechtswidrige  Wille,  der  actuell  in  der  concreten 
That  erscheint;  unehrliche  Gesinnung  ist  ein  Zustand,  die  blei- 
bende Beschaffenheit  des  Thäters,  die  in  einzelnen  besonders 
eharakterisirten  Handlungen  sich  äussert. 

Dieses  Letztere  hat  das  alte  Recht  viel  tiefer  erfasst,  es  liegt 
dem  Institut  der  Eideshelfer  zu  Grunde,  der  grossen  Wichtigkeit, 
welche  dem  Leumund  beigelegt  wurde ;  es  liegt  in  den  wichtigen 
Unterscheidungen,  „ein  Mann,  dem  Ehr  und  Eid  anzuvertrauen", 
^ein  unversprochener  Mann",  „ein  Mann,  zu  dem  man  sich  der 
That  versehen  kann",  in  dem  besonderen  Verfahren  gegen  ver- 
dächtige, schädliche  Leute,  deren  zweideutige  Ehrenhaftigkeit  und 
(jesinnimg  auch  in  der  geringeren  Busse  gewürdigt  wurde.  In 
gemeiner  Gesinnung  liegt  eine  thatsächliche  Gefahr,  wogegen  die 
Härte  des  Rechts  sich  kehrt. 

Diese    Gesinnung   ist   gewürdigt   in    der    Heraushebung   des 
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Heimlichen^  Hinterlistigen;  Vorbedachten,  Tückischen,  Treulosen 
der  Begehung,  wodurch  Tödtung  oder  Körperverletzung  des 
Wirthes,  Gastes,  über  Fried,  Diebstahl,  diebliches  Behalten  cha- 
rakterisirt  sind,  weiterhin,  indem  eine  sonst  erlaubte  Handlung 
durch  Heimlichkeit  und  Hinterlist  zu  einer  verbrecherischen  wird, 
wie  im  heimlichen  Eingehen  in  fremdes  Gut,  im  heimlichen  Warten, 
heimhchen  Waffentragen.  Wer  heimUch  oder  Nachts  in  fremdes 
Gut  einschleicht,  wer  einem  Andern  auflauert,  heimlich  Waffen 
trägt,  äussert  zugleich  die  niedrige  Gesinnung  mit  der  verbreche- 
rischen Absicht,  wobei  es  nicht  darauf  ankam,  den  Nachweis  einer 
speciellen  Richtung  derselben  festzustellen.  —  Es  war  also  nicht 
nöthig,  in  diesen  Delicten  die  rechtswidrige  Absicht  speciell  zu 
erwähnen,  sondern  sie  lag  als  selbstverständlich  in  der  heimlichen, 
tückischen  Handlung,  in  dem  gemeinen  Merkmal  unehrlicher  Ge- 
sinnung und  unehrlichen  Handelns. 

In  andern  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen,  Zucken,  Stein- 
heben, Gewehrgriff,  ist  die  rechtswidrige  Absicht  ebensowenig 
hervorgehoben,  während  eine  Begründung  in  gemeiner  Gesinnung 
nicht  voriiegt.  —  Was  hier  die  Strafbarkeit  bestimmt ,  kann  so- 
wohl die  gefährliche  Natur  der  Handlung  als  Anlass,  abgesehen 
von  der  Richtung  des  Willens,  sein,  als  der  wohl  regelmässig  in 
der  Handlung  kundgegebene  rechtswidrige  Wille  des  Angriffs. 
Vergegenwärtigen  wir  uns  den  concreten  Fall,  so  dürfte  wohl 
kaum  ein  Kläger  sich  gefunden  haben,  wenn  nicht  aus  den  fac- 
tischen  Umständen  eine  wirkliche  Gefalir  sich  ergab  und  Gewehr- 
griff, Zucken,  Wurfdrohung  etwa  blos  aus  Scherz  oder  Zufall 
geschehen  waren. 

Ist  dieses  richtig,  so  fallen  zwei  Erklärungen  jener  Hand- 
lungen in  Bezug  auf  den  Dolus  dahin.  Die  eine,  welche  findet, 
es  komme  dabei  gar  nicht  auf  die  rechtswidrige  Absicht  an,  das 
^Ite  Recht  habe  roher  Weise  nur  die  äussere  Erscheinung  in's 
Auge  gefasst ;  die  andere ,  welche  in's  entgegengesetzte  Extrem 
geht,  es  sei  in  diesen  Handlungen  schon  die  leichte  Objectivirung 
des  rechtswidrigen  Willens  bedroht,  es  sei  das  subjective  Moment, 
die  verbrecherische  Absicht  übermässig  betont  worden. 

Der  Dolus  in  unserem  Sinn,  der  technische  Begriff,  und 
dessen  Arten,  kommen  dem  alten  Recht  nicht  zu ;  selbst  nicht  der 
Dolus  prsemeditatus ,   obwohl  Anklänge  hieran  in  „vorbedachtem 


49 

Muth"  und  y^zomeswyss"  sich  finden*;  Unterscheidungen,  welche 
viehnehr  in  der  Grondanschauung  des  Ehrliohen,  Offenen,  Zom- 
müthigen  im  Gegensatz  zum  Heimlichen,  Hinterlistigen,  Vor- 
bedachten wurzeln.  —  Wie  schon  Seeger  nachgewiesen  hat,  ist 
die  Auf&ssung  Zöpßs  unhaltbar,  es  sei  zur  Zeit  der  Rechts- 
spiegel zur  Entschuldigung  der  Nothwehr  gefordert  worden,  dass 
der  ThÄter  in  der  Aufregung  imd  nur  mit  Dolus  indeterminatus 
gehandelt  habe.  Ein  volksthümliches  Kecht  kann  solche  Unter- 
scheidungen nicht  machen,  es  fehlten,  abgesehen  von  allem  Andern, 
die  Voraussetzung  festabgegrenzter  Thatbestände  und  die  pro- 
cessualischen  Mittel  zu  feinerer  Untersuchung  und  Beweis,  so  dass 
man  sich  an  die  einfach  charakterisirte  äussere  Erscheinung  der 
That  halten  musste. 

Die  B.  G.  S.  von  1539  sagt  einfach  „wer  verborgen  hämisch 
oder  gewer  tregt,  soll  ein  Monat  leisten".  Die  Gerichtssatzung 
von  1715  fiigt  hinzu  „wer  in  böser  Absicht  um  Jemand  zu  be- 
schädigen" etc.  Aehnlich  1539  „weliche  person  in  jemants  Gü- 
tern gefimden  wird",  1715  „wer  verdächtigerweise  gefunden  wird". 


C.   Verbrechen. 


§  12.  Es  kann  sich  hier  nur  um  die  kurze  Darstellung  der 
Hauptverbrechen  handeln,  unter  Verweisung  für  das  Weitere  aut 
Osenhriiggeii,  Sigwart  Müller,  vorzüghch  auf  Blumer ^^  femer  auf 
dasjenige,  was  nachfolgend  bei  einzelnen  Cantonen,  insbesondere 
der  französischen  Schweiz,  bei  den  Urcantonen  und  der  Geltung 
der  CCC.  gesagt  ist.  Die  Stadtrechte,  Gerichtssatzungen,  Land- 
bücher, Herrseliaftsrechte  sind  lückenhaft  in  der  Aufzählung  der 
Verbrechen  und  selbst  die  Ergänzung  durch  Hochgerichtsformen, 
Blutgericlits-  oder  Malefizordnungen  ist  nicht  im  Stande  ein  voll- 
ständiges und  abgeschlossenes  Ganzes  im  heutigen  Sinne  darzu- 
stellen. Das  Gesetz  fasste  wenig,  altes  Herkommen  und  freie 
Rechtsübung  mit  weitgehender  Analogie  und  nichtrechtlichen  Ge- 


*  OsenbrUggeiij  a.  a.  O.,  8.  37. 

*  Osenbriiggen,  alam.  St.  R.    S.  196  ff.    S,  Müller^  St.  R.  d.  Urcantone 
a.  a.  0.  BImner,  8t  u.  R.  Gesch.  Bd.  I,  S.  156  ff.  8.  395  ff. ;  Bd.  II,  2,  8.  1  ff. 

tftmningerf  Schweiz.  SiraArecht.  4 
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«ichtspunkten ,   Richten   nach   Gestalt   der   Sach'  und   Gnade    bei 
Recht  bestimmten  &ctiseh  und  praktisch  das  Strafrecht. 

a)  Tödtnng. 

B.  G.  S.  Nr.  214.  Mord  und  Todschlag.*  „Ob  Jemant  den 
Andern  in  gegebener  Tröstung  zu  tod  erschlüge,  so  sol  man  den- 
selben getäter  als  einen  kuntlichen  mörder  uf  ein  rad  setzen,  der 
getäter  möge  dann  den  urhab  uf  den  andern  erzeugen;  doch  be- 
halten wir  uns  vor  zimmliche  Gnad  zu  thun".  193.  „wer  jemants 
zu  tod  erschlacht,  daz  aber  kein  mord  ist,  der  soll  enthoubtet 
werden  one  wider  red." 

194.  „Todschlagern  gnad.  Sie  müssen  die  Stadt  meiden,  dürfen 
darin  nit  husheblieh  sitzen.*  195.  Ist  der  Geschlagene  nach  der 
Verwundung  zur  Kirche,  Markt  oder  Wein  gegangen  imd  hat  sich 
also  „misshuetet,  so  sol  der  getäter  nicht  fiir  ein  todschleger  ge- 
richt  werden,  sondern  aUein  der  Wundat  wegen." 

41.  42.  193.  Nachdem  der  Kläger  Rechtens  begelut,  wird 
auf  desselben  Rechtssatz  und  des  Richters  Umfrag  erkannt,  dass 
in  Gegenwart  der  Wahrzeichen  der  Ring  an  4  Orten  geöffnet 
werde  und  der  Bote  den  Thäter  3  mal  aufrufe,  sich  zu  verant- 
worten. Dies  wird  an  3  Gerichtstagen  wiederholt  und  am  letzten 
dem  Flüchtigen  das  Urtheil  gefallt :  er  ist  von  Fried  in  Unfried 
gesetzt  för  101  Jahr,  sein  Leib  dem  Verletzten,  sein  Gut  der 
Stadt   zugesprochen. 

Erscheint  der  Beklagte,  so  darf  er  in  Waffen  im  Ring  erschei- 
nen. Seigneu-x,  1756,  sagt,  dieser  „barbarische"  Brauch  sei  seiner 
Zeit  in  den  meisten  Cantonen  noch  übHch  gewesen.     Kommt  der 


*  Vgl.  OsenbrUggen,  Beitrag  1859,  S.  13  ff.,  über  die  geschichtliche  Ent- 
wicklnng  des  Mordbegriffs.  —  Alam.  St  R.,  S.  208.  216. 

'  Schon  der  Bundesbrief  von  1291  bestimmt,  dnss  der  Mörder  sein  Leben 
verlieren  solle.  Strafe  der  Mörder  war  allgemein  das  Rad,  während  ehrliche 
l'odschläge  Busse  und  Verbannung  traf,  wenn  nicht  die  Verletzung  des  Stadt- 
friedens erschwerend  hinzutrat;  doch  konnte  in  diesem  Falle  Gnade  walten, 
die  dem  gemeinen  Morde  nicht  zu  Theil  wurde.  Verbannung  und  Busse  für 
el Hieben  Todschlag  wnren  stets  an  die  Bedingung  der  Aussöhnung  mit  der 
Fienndscliaft  des  Getridteten  geknüpft  Ueber  die  Sühnverträge,  lieblichen 
Richtungen  vgl.  Bhimer,  S.  896  und  Oaenbrüggen^  S.  28. 
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Thater  gefangen,  so  wird  er  der  Bande  entledigt;    wird   er  über- 
vrieaen,  so  ist  die  Strafe,  Gnade  vorbehalten,  das  Schwert, 

b)  KiSrperverletJEnng,  ^ 

Körperverletzungen  werden  unterschieden  als  Wunden  oder 
Wundat,  Blutruns,  Gliedbruch,  Schlag  mit  und  ohne  Waffen,  Hand- 
anlegen,  Herdfälligmaehen  u.  a.  Wundat  gilt  als  schwere,  Blut- 
nins  als  leichtere  Wunde;  doch  werden  beide  Bezeichnungen 
auch  für  dasselbe  angewendet  und  auch  Gliedbruch  und  schwere 
Verletzung  zu  Wundat  gezählt. 

B.  G.  S.  202,  „Wer  den  andern  mit  Waffen  wundet  oder 
einen  Blutschlag  thut,  derselbig  soll  dem  Versehrten  alle  seine 
Kosten  und  Schaden  ersetzen  und  dazu  ein  Jahr  leisten  und  5  ^ 
gebai."  Als  Körperverletzung  in  dem  weitem  Sinn  einer  Berührung 
des  Körpers  des  Mannes  in  feindlicher  Absicht  sind  zu  betrachten, 
das  Handanlegen,  der  Herdfall  und  zweifellos  auch  das  Hand- 
anlegen durch  Griff  in  den  Bart  oder  in's  Haar.  Vgl.  Wilda,  har- 
gripr.  Es  entspricht  diese  Auffassung  dem  französischen  Recht.  Die 
körperliche  Berührung,  mittelbar  oder  unmittelbar,  die  mechanische 
Einwirkung  auf  den  Körper,  ist  etwas  ganz  Besonderes.  Das  schHesst 
nicht  aus,  dass  in  dem  Eingriff  auf  die  körperliche  Integrität  nicht 
etwas  Ehrbeleidigendes  empfunden  werden  konnte,  wie  es  ja  durch- 
aus natürlich  ist,  aber  die  moderne  Unterscheidung  von  Verbal- 
und  Realinjurie  und  die  Unterscheidung  der  Absicht  auf  Verletzung 
des  Körpers  oder  auf  Verletzung  der  Ehre  war  dem  Rechte  fremd. 
Die  Handlung  war  als  selbständiges  Delict  aufgestellt  und  das 
Hervorragende  in  derselben  war  die  Berührung  des  Körpers  in 
feindlicher  Absicht. 

B.  G.  S.  205.  „Wellicher  den  andern  mit  zornigem  mut  an- 
gryft  oder  sin  band  an  inne  legt,  der  soll  geben  15  ß  und  von 
der  statt  und  zyl  faren  l  Monat." 

c)  Ranfhandel. 

Osenbrügge?},  a.  a.  O.,  sagt:  „Die  alamanischen  Rechte  sind 
hier  weder  reichhaltig  noch  befriedigend"  ;  es  darf  aber  nicht  über- 
sehen werden,  dass  dieselben  zwar  keine  entwickelte  Theorie  des 


•  Vgl.  Osenbrüggen,  ä.  a.  0.,  S.  231. 
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Kaufhandels  haben,  dafür  aber  die  Sache  sehr  eingehend  in  den 
Friedensbestimmungen  aus  einem  andern  Gesichtspunkte  behan- 
deln. Die  B.  G.  S.  ist  hier  wie  in  den  Friedenssatzungen  wohl 
ausgebildet,  aus  welchem  Grunde  sie  schon  als  „ein  Handbuch  in 
Prügeleien,  darin  die  alten  Bemer  sehr  sachverständig  waren",  be- 
zeichnet wurde.*  B.  G.  S.  202.  Wenn  bei  stattgehabter  Ver- 
letzung der  Angeschuldigte  leugnet,  so  hat  der  Verletzte  Kund- 
schaft zu  erbringen,  oder  das  Gericht  kann  unpartheiische  Leute, 
welche  zugegen  waren,  kundschaftsweise  verhören.  Wäre  kein 
Unpartheiischer  dabei  gewesen,  so  kann  der  Versehrte,  wenn  er 
eine  Person  ist,  der  Elu:'  und  Eid  zu  vertrauen,  zu  Gott  schwören, 
die  Wahrheit  zu  sagen,  wer  und  wie  es  gethan.  Wenn  der  Ver- 
letzte nicht  weiss,  ob  der  Geziehene  es  war  oder  ein  Anderer, 
noch  wie  es  gethan  wiu'de,  so  kann  der  Geziehene,  so  jhm  Ehr' 
und  Eid  zu  vertrauen,  zu  Gott  einen  Eid  schwören,  dass  er  es 
nicht  gethan  habe,  und  wird  dadurch  ledig;  wenn  mehr  als  Einer 
der  Wunden  geziehen  wurden,  so  sollen  sie  Alle  entweder  die  Strafe 
leiden  oder  in's  Ge&ngniss  gesteckt  werden,  bis  Einer  oder  Mehrere 
als  Thäter  bezeichnet  sind.  Dieses  Verfallen  hält  sich  von  den 
Präsumptionen  anderer  Rechte  frei  und  bekundet  das  sachgemässc 
Streben,  den  wirklichen  Sächer  zu  treffen. 

Nothwehr.  * 

§  13.  a)  An  Todschlag  und  Körperverletzung  scliliesst  in 
den  Quellen  die  Nothwehr  an,  da  der  Hauptfall  derselben  sich  dar- 
stellt als  Abwehr  gegen  den  gewaltsamen  Angriff  auf  die  Person, 
der  Hauptfall,  aber  nicht  jeder  Fall  der  Nothwehr.  Der  Begriff 
ist  nicht  beschränkt  auf  Abwehr  des  gewaltsamen  Angriffs  auf  die 
Person.  * 

Die  Nothwehr  zeigt  in  unsem  Rechten  selbständige  Entwick- 
lung, welche  wesentlich  abweicht  von  der  beschränkenden  und 
theoretisirenden  Art,   die   uns  aus   andern   deutschen  Quellen  bo- 


*  N.  Mtavaly  Bd.  36,  1865.     Fall  Zybach. 

*  Johjiy  a.  a.  O.,  293  ff.  Osenhrilggen,  a.  a.  O.,  S.  161  ff.  Seeger, 
Abhandlungen,  1858,  S.  180  ff.,  208  ff.,  394  ff.  Levita,  Das  Recht  der  Noth- 
wehr, 1856.  B.  G.  S.,  S.  148—153.  193,  vgl.  181.  182;  vgl.  nachfolgend 
§  24.  §  7. 

*  Vgl.  dagegen  OseJibriiggen,  a.  a.  O.  §  70. 
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kannt  iBt,  eine  Entwicklung,  welche,  anschliessend  an  das  älteste 
Ilecht,  die  Nothwehr,  insbesondere  auch  die  Ehrennothwelu*,  in 
weiterem  Umfange  gestattet  und  im  Recht  des  Anlasses  auf  eigen- 
thäniliche  Weise  construirt. 

Das  älteste  germanische  Recht  anerkannte  die  Nothwehr  in 
dem  erweiterten  Begriff  der  Selbsthülfe  in  weitester  Ausdehnung.' 
In  Island  erstreckte  sie  sich  auf  geringere  Körperverletzung,  er- 
hebliche Eigenthumsschädigung,  Diebstahl,  gewisse  wörtliche  Ehr- 
varletzungen  *  und  ging  bis  zur  Tödtung.  Schon  in  deu  Volks-. 
rechten  machte  sich  unter  dem  Einflußs  der  erstarkten  staatlichen 
Gewalt  die  Beschränkung  der  Selbsthülfe,  die  Nothwehr  umfassend, 
geltend  *  und  im  Schwabenspiegel,  der  zuerst  den  technischen  Aus- 
druck „rechte  Nothwehr"  enthält,  wie  in  andern  Rechtsurkunden, 
weist  der  ausgebildete  Begriff  der  „rechten  Nothwehr"  darauf  hin, 
^dass  dieselbe  schon  in  den  alten  Quellen  zu  einer  gewissen  ju- 
ristischen Durchbildung  gelangt  sein  und  dass  man  sich  der  ein- 
zelnen Erfordernisse  dieses  Begriffes  bewusst  werden  musste."  • 
^Rechte  Nothwehr"  bedeutet,  wie  schon  das  Augsburger  Stadtrecht 
(1276)  zur  vollständig  ausgebildeten  Theorie  entwickelt  hat,  eine 
Nothwehr,  welche  alle  Bedingungen  der  sorgsam  charakterisirten 
luid  begrenzten  Nothwehr  hat.  "^ 

b)  Soweit  eine  Legaldefinition  oder  auch  nur  der  technische 
B^riff  der  „rechten  Nothwehr"  entwickelt  ist,  steht  zweierlei  fest: 
erstens,  dass  eine  gewisse  juristische  Durchbildung,  eine  mehr  oder 
weniger  in  einzelnen  Merkmalen  ausgebildete  Theorie  vorhanden 
sein  muss,  zweitens,  dass  die  Ausscheidung  und  Beschränkung 
der  Selbsthülfe  und  zugleich  die  Beschränkung  der  Nothwehr  durch 
die  Vermehrung  ilirer  gesetzlichen  MeAmale  eintritt. 

Das  Eine  und  das  Andere  darf  aber  nicht,  wie  geschehen 
ist,  in  unsere  Quellen  hineingelegt  werden,  weil  als  Hauptfalle  eines 
weitergehenden  Selbsthülfe-  und  Vertheidigungsrechts  jene  aufge- 
führt sind,  wo  der  Angriff  gegen  Leib  und  Leben  gerichtet  ist ;  es 


■  Vgl.  Seeger y  8. 181,  gegenüber  Zöpfl,  vgl.  Berner ^  im  Archiv  d.  C.  R. 
1848.  S.  548. 

*  Wifda,  S.  157  a.  a.  O.    Seeger,  S.  182. 

*  Seeger,  a.  a.  O.,  S.  186. 

*  John,  n.  a.  O.,  S.  298. 

»  Osenbriiggen,  Alam.  St.  R.,  8.  152. 
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darf  nicht  unserem  Rechte  ein  fremder  Nothwehrb^riff  unterleg 
werden,  wo  das  Recht  selbst  Nothwehr  und  Selbsthülfe  nicht  nach 
jener  Theorie  unterscheidet,  sondern  vielmehr  ein  eigenartiges  Ver- 
hältniss  und  einen  eigenen  Begriff  der  berechtigten  Vertheidigiing' 
gegen  widerrechtlichen  Angriff  ausgebildet  hat. 

1.  Unsere  Rechtsquellen  anerkennen  die  Nothwehr  in  viel 
weiterem  Umfange,  als  dies  von  Osenbrüggen  zugegeben  wird, 
welcher  dem  alamanischen  Recht  die  Ehrennothwehr  und  die  Eigen- 
thumsnothwehr  abspricht,  —  die  Nothwehr  beschränkt  auf  Abwelir 
gegen  den  gewaltsamen  Angriff  auf  die  Person®  und  überdies  das 
Verhältniss  imter  dem  vorwiegenden  Einfluss  des  Augsburger 
Stadtrechtes  entwickelt. 

2.  Eine  Legaldetinition  ist  nicht  ausgebildet,  noch  findet  sich 
rechte  Nothwehr  oder  Nothwehr  als  stehender  technischer  Aas- 
druck, sei  es  flir  sich  allein  oder  mit  einer  Erklärung  der  rechten 
Nothwelu-,  wie  sie  im  Schwabenspiegel  (Art.  79,  314.  III.  L.)  und 
anderen  Quellen  hegt.  Dagegen  ist  materiell  der  schwerste  Fall 
des  Angriffs  auf  Leib  und  Leben  mit  nachfolgender  Tödtung 
durch  den  Benöthigten  unter  andern  Fällen  der  Vertheidigung 
gegen  rechtswidrigen  Angriff  in  verschiedenen  Ausdrucksweisen 
hervorgehoben . 

3.  Der  Nothwehrbegriff  ist  zwar  nicht  formell  ausgebildet, 
wohl  aber  ist  in  Verbindung  mit  dem  Friedensrecht  das  weit- 
gehende Recht  des  Anlasses,  der  Urhab,  in  praktisch  eingehenden, 
sorgfaltigen  Einzelbestimmungen  mit  Einschluss  der  Nothwehr 
geregelt,  woneben  ergänzend  eine  Anzald  specieller  Satzungen 
besteht  über  den  Anfall,  den  die  C  C  C.  in  den  Begriff  der 
rechten  Nothwehr  aufiiinmit,  über  Verletzung  der  Were,  des  Diebes, 
des  Eigenthumsschädigers ,  der  FamiUenelu'e,  des  Nachtfriedens- 
störers, über  Zucken,  Gewehrgriff,  Bedrohung,  Herausforderung 
u.  a.,  in  welchen  Fällen  die  Abwehr  und  Verletzung  des  An- 
greifers straflos  sein  kann. 

c)  Diese  Bestinunungen  darf  man  nicht  nach  dem  Massstab 
der  dogmatisch  entwickelten  Merkmale  der  Nothwehr  in  Bezug 
auf  Angriff,  Abwehr,  Straflosigkeit,  Excess  beiui;heilen,  •  noch  darf 


•  Vgl.   Osenbrüggen,  Alam.  St.  R.,  §  70;  vgl.  LevitOj  a.  a.  O.,  8.  80. 

•  Vgl.  Levitüy  a.  a.  O.,  S.  68. 
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«ine  Begründung  aus  Nothstand^®  oder  mangelnder  Zurechnungs- 
fahigkeit  unterl^  werden.  Vielmehr  besteht  strenge  Trennung 
von  Selbsthülfe  imd  Nothwehr,  von  höchster  Noth  und  psychischem 
Zwang  zum  Rückschlag  nicht,  —  wohl  aber  ist  praktisch  dafbr 
gesorgt,  dass  das  weitgehende  Recht,  den  widerrechtÜchen  An- 
greifer zurückzuwerfen,  nicht  durch  die  Straflosigkeit  massloser 
Ausschreitung  in  Unrecht  verkehrt  werde,  und  dass  ein  gerechtes 
Verhiltniss  zwischen  Angriff  und  Abwehr,  Straflosigkeit  und  Straf- 
milderung bestehe. 

Vorab  ist  der  Begriff  nicht  zu  beschränken: 

1.  Auf  den  Fall  der  Tödtung  des  Angreifers,  obwohl  die 
alten  Rechte  diesen  schwersten  Fall  hervorheben,^'  2.  auf  Angriff 
auf  Leib  und  Leben,**  3.  auf  volle  Straf  losigkeit  als  Folge  rechter 
Nothwehr,"*  4.  auf  grosse  Noth  oder  gewaltsamen  körperlichen 
Angriff  auf  die  Person,'*  5.  nicht  auf  das  Merkmal  des  Anlaufs 
mit  Waffen,  des  Zurückweichens,  des  erhobenen  Gerüfts. 

Vielmehr  kann  1.  der  widerrechtliche  Angriff  abgewiesen 
werden  durch  Wundat,  Blutruns,  Schläge,  überhaupt  leichte 
Mittel  der  Abwehr;  die  Tödtung  ist  der  schwerste  Fall,  aus- 
drucklich anerkannt,  wenn  der  Angriff  ebenfalls  auf  Leib  und 
Leben  gerichtet  war,  während  für  leichtere  Angriffe  —  nicht  auf 
Leib  und  Leben  gehend  —  das  Recht  strafloser  Tödtung  be- 
schrankt, die  Tödtung  oder  Lähmung  ausdrücklich  ausgenommen 
ist  2.  Das  angegriffene  Recht  oder  Gut  kann  Eigenthum,  ^^  Besitz, 
Ehre,  jedes  Recht  sein.  3.  Sowohl  bei  Angriff  auf  Leib  und 
Leben  als  auf  andere  Rechtsgüter  kann  der  Richter  je  nach 
Art  des  Angriffs  der  Abwehr  und  der  speciellen  Umstände  die 
ganze  oder  einen  Theil  der  Strafe  erlassen.  Wir  haben  also  nicht 
ein  schrankenloses  Recht  der  Selbstvertheidigung  oder  Rache,  son- 


••  Vgl.  Zöpfl  bei  Lemta,  S.  66. 

"  Vgl.  Berner y  im  Archir  d.  C.  R.,  S.  649,  mit  der  Erweiterung  durch 
lAvUay  a.  a.  O.,  8.  78. 

*'  Die  Norddeutschen  Quellen  sprechen  nur  vom  Schutz  des  Lebens,  doch 
Ut  John  geneigt,  praktisch  eine  weitere  Ausdehnung  anzunehmen.  A.  a.  O., 
fi.  308. 

"  Vgl.  Osenbrilggeriy  a.  a.  O,  S.  159.  John,  8.  315.  818. 

"  Osenbrüggen,  a.  a.  O.,  162* 

*•  Vgl.  Seeger y  a.  a.  O.,  8.  310. 
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dem  ein  wohlabgewogenes  Hecht  der  Abwehr  nach  Massgabe 
der  Widerrechtlichkeit  und  öeföhrlichkeit  des  Angriffs.  4.  Durch 
jenes  freie  Ermessen**  ist  es  möglich,  im  concreten  Fall  die 
angemessene  Rechtsfolge  eintreten  zu  lassen,  vermittelst  der 
Construction  des  Anlasses,  wogegen  wir  mit  der  Construction 
der  Nothwehr  Straflosigkeit  zugestehen,  oder  Exeess  annehmen^ 
oder  den  Strafinilderungsgrund  widerrechtlicher  Anreizung,  oder 
Retorsion,  oder  Straflosigkeit  wegen  mangelndem  Dolus.  5.  Ver- 
glichen mit  dem  heutigen  erweiterten  Begriff  der  Nothwehr  steht 
dieser  jenem  alten  Recht  der  Vertheidigung  gegen  widerrechüicheh 
Angriff  nahe.  Das  Merkmal  „gegenwärtiger  Angriff"  ist  zwar 
im  Anlass  nicht  gesetzlich  hervorgehoben,  factisch  aber  die  regel- 
mässige Form.  Das  Mass  der  „erforderhchen  Abwehr"  ist  in  den 
speciellen  Satzungen  gegeben,  welche  je  nach  der  Grösse  des  An- 
griffs und  der  Schwere  der  Abwehr  blos  die  Busse  bestimmen  oder 
straflos  lassen  und  auf  das  richterliche  Ermessen  abstellen.  Dabei 
geht  aber  das  Recht  des  Anlasses  weiter  als  das  Recht  der  Noth- 
wehr, indem  es  die  Retorsion  und  die  widerrechtliche  Anreizung 
umfasst  und  selbst  noch  weitergehend  den  Begriff  der  Anstiftung 
in  sich  aufiiehmen  kann. 

Das  Recht  des  Anlasses  umfasst  das  Recht  der  Nothwehr^ 
jenes  hebt  die  Beziehung  des  Angriffs  hervor,  dieses  die  Be- 
ziehung der  Abwehr;  jenes  entspricht  dem  Friedensrecht,  welchem 
die  anlässige  Handlung,-  der  widerrechtliche  Angriff  im  Vorder- 
gnmd  steht,  dieses  dem  öffentKch-rechtlichen  Standpunkt,  welches 
die  Hauptverletzung  in's  Auge  fasst.  Der  Gedanke  und  die  Ent- 
wicklung dieses  Rechts  zeigt  folgende  Steigerung:  einerseits  steht 
der  einfache  Angriff  durch  Worte,  bis  zum  Angriff  mit  der  Hand^ 


'*  Trefflich  cbarakterisirt  dieses  freie  Ermessen  in  Bezug  auf  die  Noth- 
wehr des  röm.  Rechts  Levita,  S.  32.  33:  „es  wird  nicht  darch  ansfuhrliehe 
Bestimmungen  und  verkünstelte  Beschränkungen  das  Princip  des  natürlichen 
Rechts  der  Vertheidigung  gegen  widerrechtlichen  Angriff  aufgelöst,  sondern 
ohne  Casuistik  dem  freien  Ermessen  des  Richters  anheimgegeben.'*  Dasselbe 
lUsst  sich  w^ohl  vom  altdeutschen  Recht  sagen,  denn  Ij€vita,  John,  Seeger 
sind  geneigt,  ein  weitergehendes  Recht  der  Vertheidigung  als  das  in  den 
Quellen  für  den  schwersten  Fall  fixirte  in  der  Rechtsübung  anzunehmen. 
Für  unsere  Quellen  führen  wir  den  Nachweis  nicht  nur,  dass  dieses  Recht  be- 
stand, sondern  auch,  dass  es  zu  einem  umfassenden  wohlausgebildeten  Rechts- 
begriff  sich  gestaltete. 
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bis  zur  Lebensgefahr  des  Angegriffenen,  —  anderseits  die  Abwehr,. 
welche  einen  geringen  Frevel  zur  Folge  hat,  bis  zur  Wundat,  bis 
zur  Tödtung  des  Angreifers,  welche  das  letzte  Glied  in  dieser 
Kette,  —  der  schwerste  Fall  ist. 

Der  Angegriffene  hatte  die  Wahl,  den  Angriff  gewaltsam  ab- 
zuschlagen, —  d.  h.  sich  zu  wehren  und  zwar  ohne  Beschränkung 
dieser  Wehr  durch  den  Begriff  grosser  Noth,  —  oder  zu  klagen, 
-weshalb  in  der  B.  G.  S.  dieselbe  Handlung  unter  der  Bestimmung 
der  Urhab,  welche  zu  strafloser  Abwehr  berechtigt,  wie  auch  als 
selbständig  strafbare  Handlung  erscheint.  Das  Gesetz  hebt  aus- 
drucklich hervor,  dass  der  Angegriffene  die  Wahl  hat,  zu  klagen 
oder  sich  zu  wehren.  Vgl.  B.  G.  S.  198.  Anlauf,  196.  Heim- 
sache, 197.  Herausforderung,  201.  Wegelage,  205.  Handanlegen^ 
206.  Messerzucken,  Gewehrgriff. 

d)  Die  B.  G.  S.  hat  für  jene  ganze  Kette  von  Handlungen,. 
welche  zur  Abwehr  berechtigen,  nur  ein  Wort,  Urhab,  d.  h.  An- 
griff, Anlass,  unter  welchem  Gesichtspunkt  auch  die  Nothwehr  er- 
scheint; dagegen  findet  sich  nicht  Nothwehr  oder  rechte  Nothwehr 
als  selbständig  ausgebildeter  Begriff.  *^ 

Die  B.  G.  S.  unterscheidet,  ob  der  Angriff  ein  lebensgefähr- 
licher war  oder  ein  leichter,  mit  Worten  oder  mit  der  Hand,  ob 
die  Worte  derart  waren,  „dass  der  Andre  bewegt  wurde"  oder 
„dass  er  eerenhalb  nit  über  werden  möchte''  oder  „dass  er  siner 
eeren  wegen   nit  empären   noch  furkommen  möchte,  dann  daz  er 


"  DsA  Stadt-  nnd  Amtbuch  von  Zng,  Art.  80.  81.  90,  hebt  ohne  den 
technischen  Ansdrack  Nothwehr  oder  rechte  Nothwehr  neben  dem  Warten 
und  dem  Anlass  anch  den  schwersten  FaU  des  Angriffs  und  der  Abwehr  lif'rvor. 

1.  Fall.  Unveranlasster  Angriff,  „dass  der  Ander  sich  synes  Lybs  und 
LSbens  erweren  mnss  und  hierüber  den  Widersacher  zu  tod  hauwt.  Der  Thftter 
ist  straflos.**  2.  Fall:  „Wenn  einer  auf  den  andern  wartet  und  der  dess  ge- 
wartet wird  sich  des  Andern  muss  erweren.  Der  Thttter  ist  straflos.  8.  Fall. 
^Wenn  zween  stossig  werden  und  einer  den  Anlass  thut  mit  Worten  oder 
Werken,  durch  anlässige  Worte  oder  Ehrenkränkung,  nach  Befund  des  Gerichts, 
waa  Schaden  daraus  entspringen  würd\  soll  der  Anlasser  schuldig  erkannt,  der 
Axider  ledig  gelassen  werden.^  —  Die  Tödtung  ist  nur  für  den  schwersten 
Angriff  unbedingt  straflos  erklärt.  Andere  Quellen  schliessen  ausdrücklich 
Todtnng  und  Lähmung  von  den  leichtem  Fällen  strafloser  Abwehr  aus,  überall 
bat  das  Gericht  Angriff,  Abwehr  und  Rechtsfolge  sorgfältig  zu  erwägen. 
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sich  weren  und  schirmen  müsste".*®  B.  G.  S.,  S.  148.  Urhab 
mit  Worten:  ^Wenn  einer  dem  andern  so  grobe,  ungeptirliche, 
verächtliche  und  anlässige  wort  gebe,  dardurch  der  ander  bewegt 
wurde,  daz  er  einen  frevel  begienge"  —  so  kann  der  Rath,  je  nach 
Oestalt  der  Sach',  die  Leistung,  Verbannung,  d.  h.  die  Hauptstrafe, 
nachlassen,  jedoch  nicht  das  Leistungsgeld.  ^^ 

152.    ^Wo  ein  usserer,  der  nit  burger  were,  einen  innem  an- 
reizet mit  Worten  oder  werchen,    sover  daz  der  inner   siner  eeren 
halb  nit  über  werden  möchte,  dann  daz  er  im  dessmals  schlacht, 
wundet  oder  lybloss    tut,   mag  dann  der  inner  erzöugen,  daz  der 
usser  anfenger  und  urheber  gsin,  so  sol  er  im  nützit  bessern,  son- 
dern  von   menglichem   ledig    und   urfech   sin."      Das   Recht    der 
Ehrennothwehr  geht  sogar  bis  zur  völlig  straflosen  Tödtung,  wenn 
der  Anlass   auf  den   Ausburger   gebracht   wird,     153.   Wird  der 
Burger  ausserhalb  der  Stadt  an  seiner  Ehre  angegriffen,  so  ist  er 
für  Abwehr  mit  Schlag,  Wundat,  Todschlag  nicht  unbedingt  »traf- 
frei; er  sol  nach  zimlicher  erkanntnus   des  schultheissen  und   rats 
buessen  und  ablegen  ohne  geverd.    Zudem  muss  die  Benöthigong 
seiner  Ehre  eine  sehr  starke  sein,  was  in  den  Worten  ausgedrückt 
ist  „wenn  der  usburger  soviel  anreizte  und  suchte,  dass  der  inner 
von  siner  eeren  wegen  nit  empären  noch  fiirkommen  möchte,  dann 
daz   er   sich  weren  und  schirmen  müesste".     Die  zwei  Hauptfälle 
sind  Tödtung  und  Verwundung  zum  Schutz  von  Leib  und  Leben, 
Satzung  193.  149.     „Wenn  der  Todschläger  beweist,  dass  er  ge- 
nöthigt  wurde,   Leib  und  Leben  zu  fristen,   zu  schirmen,   zu  er- 
retten, so  soll  er  ledig  sein  von  allem."  —  Urhab  mit  der  Hand.  — 
„Wenn  an  einem  mutwilliglich  und  one  alle  ursach  ze  fräflen  under- 
standen,  also  daz  demselben  not  wurde,  sich  ze  erweren  und  sins 
lybs  und  lebens  ze  fristen,  und  denn  der,  so  also  angetrieben  were. 


'^  Sehr -interessant:  Levita^  a.  a.  O.,  S.  81.  Kaiser  Ludwig's  Rechts- 
bnch. 

**  In  allgemeiner  Form  wird  der  Anlass  mit  Worten  und  Werken  be- 
stimmt im  Waldstattbach  von  Einsiedeln:  „wellicher  den  Anfang  mit  bösen 
Worten  ald  werken  und  das  uiF  Inn  kuntlich  wurd  thätt,  wird  er  in  söllichem 
geletzt,  soll  er  den  schaden  an  im  selber  haben,  und  auch  dem  andern  die 
buoss  abtragen.''  Aehnlich  St.-  u.  A.-Buch  von  Zug,  Art.  90 :  „wer  den  Anlass 
thuett  mit  Worten  oder  Werken,  also  dass  er  den  andern  schulte  an  synen 
Eeren  oder  andere  anlilssige  Wort  bruchte,  tragt  den  Schaden.** 
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ein  wundaten  tan  wurde,  so  sol  an  raths  erkantnus  ston,  ob  der 
getäter  leisten  solle  oder  nit.^ 

Als  Uiiiab,  welche  zu  Nothwehrhandlungen  berechtigen  kann, 
gilt  der  Gewehrgriff.*^  150.  So  einer  ztlerst  in  zornigem  Muth  an 
»ein  Ghewehr  greift,  kann  dies  als  Urhab  erkannt  werden,  je  nach- 
dem der  andere  einen  grossen  oder  kleinen  Frevel  begeht  oder 
^nachdem  daz  gwer  gächlingen  schaden  thun  möchte^. 

151.  Urhabs  Straf:  „würt  der  so  sich  hat  müessen  erweren 
ledig  und  urfecht  erkennt  und  soll  der  ander  so  inne  mit  werken 
und  mit  der  Hand  angetryben,  für  in  leisten  es  sey  wundat, 
trostungsbruch  oder  anderer  eynungen  halb.'' 

Das  Recht,  den  widerrechtlichen  Angreifer  straflos  zurück- 
zuwerfen, erscheint  ferner  in  den  Bestimmungen  der  B.  G.  S.  196, 
über  Heimsuche:  ^wär  jemants  in  sinem  huss  nachts  oder  tags 
freventlich  sucht  oder  anfallt,  was  der  angefallen  ime  übels  tut 
aol  er  niemants  zu  antworten  haben  und  sol  der  ander  sinen  schaden 
an  im  selbs  haben'';  wenn  aber  der  Gesuchte  das  Unrecht  nicht 
rächen  kann  oder  will,  so  mag  er  klagen,  die  Strafdrohung  ist 
alsdann  eine  sehr  hohe. 

Herausforderung,  sei  es  aus  dem  Hause  oder  von  einem  Orte 
weg  zu  einem  andern,  hat  fUr  den  Herausforderer  die  Folge,  dass 
er,  was  ihm  geschieht,  an  sich  selbst  zu  tragen  hat.  Es  kommt 
nicht  ausschliesslich  der  Hausfrieden  in  Betracht,  sondern  die 
schwere  Ehrverletzung  und  die  Gefahr  für  den  Frieden.  Der  in 
seiner  Ehre  und  seinem  männlichen  Muth  Angegriffene  darf  sich 
wehren  imd  der  Angreifer  soll  die  Gefahr  solchen  Angriffs  kennen. 
Ueberdies  ist  des  Rechtes  erwähnt,  denjenigen,  der  im  Hause  auf 
Scband  und  Laster  ertappt  wird  oder  der  nächtlich  in's  Haus 
eingedrungen,  wenn  auch  nicht  zu  tödten,  so  doch  zu  verletzen.** 


**  Die  Bedentnng  des  GewehrgriffB  als  Urhab  tritt  plastisch  heraus  in 
folgender  Beschreibung  eines  Nothwehrfalles  in  Satz  und  Ordnungen  Zürichs 
(Mscpt.  von  1647,  Jurist.  Bibl.,  Zürich):  ^Jöry  Schad  kam  mit  eim  zu  Worten, 
der  fallt  in  das  Gewehr  und  zuckt  halb  us,  indem  zuckt  Schad,  dass  er  nicht 
weiter  den  uszuckt,  und  erstach  denselben  und  gieng  ledig  aus.** 

*'  Wie  Bern  die  Verwundung  Dessen,  der  die  Were  verletzt,  straflos  lässt, 
ao  tritt  nach  dem  Rechte  Appenzells  keine  Strafe  ein,  wenn  der  in  eine  Senn- 
hütte eindringende  Dieb  von  den  Sennen  verwundet  wird,  und  Uri  gestattet 
dem  Eigeuthümer,  dem  Obstdieb  gegenüber,  Alles,  Tödtung  ausgenommen. 
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Fälle,  welche  nicht  dem  engem  NothwehrbegriflF,  aber  dem  -weitem 
Recht  der  Selbsthülfe  gegen  den  widerrechtlichen  Angreifer  von 
Ehre  und  Gut  unterstehen. 

Das  Kecht  des  Anlasses  findet  sich  in  allen  unsem  Quellen 
und  nur  in  Einzelheiten  bestehen  locale  Abweichungen.  Wälirend 
Bern  die  Ehrverletzung  als  Anlass  in  allgemeinen  Ausdrücken  be- 
zeichnet, dann  die  Ehrverletzung  selbständig  behandelt  und  als 
Zomschelte  besondere  Wollte  hervorhebt,  werden  in  andern  Quellen 
gerade  diese  Worte  als  anlässige  genannt.  Bern  bezeichnet  den 
Gewehrgriff  als  Urhab,  Obwalden  das  Zucken  und  betont  im 
Recht  strafloser  Abwehr  den  Umstand  der  Wehrlosigkeit  gegen 
den  Angriff;**  Bern  bedroht  den  Anfall  und  das  Warten  selb- 
ständig, ohne  diese  speciell  als  Urhab  zu  erwähnen,  wogegen  Zug 
das  Warten  mit  Angriff  neben  und  wie  Nothwehr  behandelt.  *• 


D.  Strafen. 


§  14.  Rache,  Blutrache,  Selbsthülfe,  welche  die  ursprung- 
liche Reaction  gegen  das  Unrecht  darstellen,  finden  sich  überall 
als  Ausgangspunkte  fiir  das  Strafrecht  ursprüngUcher  Gemeinwesen. 
Jene  zu  beschränken,  die  Feindschaft  zu  vermitteln,  die  Sühne 
herbeizuführen  oder  den  Streit  im  Fehderecht  zu  ordnen,  endlich 
Genugthuung  durch  Strafe  zu  verschaffen,  ergab  sich  mit  Notli- 
wendigkeit  aus  der  Natur  der  Genossenschaft.  Aber  lange  dauerte 
es,  ehe  die  Auffassung,  es  sei  Verfolgung  des  Verbrechers  vor 
allem  Sache  des  Verletzten,  der  öffentHch-rechtlichen  wich,  es  sei 
das  Verbrechen  gegen  den  Staat,  seine  Rechtsordnung  gerichtet 
und  vom  Staate  als  eigne  Sache  zu  verfolgen. 

In  der  Schweiz,  besonders  der  Urschweiz,  fand  die  Blutrache 
bis  zum  spätesten  Mittelalter  Anerkennung,  gegründet  in  der  Sitte 
des  unbescholtenen  freien  Mannes,  Waffen  zu  tragen,  gegrtindet  in 


**  Aeltestes  Landbnch,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Kecht,   Bd.  VIII,  S.  20.  21. 
«•  Stadt-  und  Amtbnch,  Art.  80.  81. 

*  Vgl.   Blumer,  a.  a.  O.,  Bd.  II,  2.  S.  1.   ff.    Osenlrrüggen,  a.  a,  0.» 
8.  25.  6 ;  über  Bache  und  Fehde,  S.  25—40. 
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der  Stärke  des  Familienbewusstseins,  welches  die  natürliche  Rache 
als  Ehrenpflicht  auffasste.^  Die  deutlichste  Anerkennung  liegt  in  der 
allgemein  üblichen  Formel  der  Ertheilung  des  Leibes  des  flüchtigen 
Todschlägers  an  die  Freundschaft  des  Gretödteten. 

B.  G.  S.  193.  „So  der  schuldig  entwycht,  so  soUent  dry 
landtag  an  offener  krützgassen  über  inne  gehalten  und  im  jedes- 
mal zum  3ten  dazu  gerueft  werden,  ob  er  dan  nit  erschint,  so 
soll  er  erkennt  werden  von  fryd  in  unfryden,  von  Sicherheit  in 
Unsicherheit;  also  daz  des  todschlegers  lyb,  des  lyblos  getanen 
firünden,  so  inn  ze  rechen  hond  erloubt  und  all  sin  gut  unser  statt 
ver&Uen  sye.  er  soll  auch  die  statt  Bern  101  jar  verloren  haben 
imangesehen,  ob  er  sich  mit  den  fründen  versüne  oder  nit." 

Die  Erkennung  von  „fryd  in  unfryden,  von  Sicherheit  in  Un- 
sicherheit^ nähert  sich  in  ihrer  Bedeutung  der  altgermanischen 
Friedlosigkeit.  Der  Thäter  ist  aus  dem  Friedkreis  ausgeschlossen 
und  der  Freundschaft  des  Gretödteten  gegenüber  rechtlos.* 

In  Fällen  unabsichtlicher  oder  im  Affect  verübter  Tödtung 
kamen  häufig  gütliche  Vergleiche  vor  (liebliche  Richtungen),  von 
der  Obrigkeit  begünstigt  oder  gestattet  mit  oder  ohne  Busse  meist 
niit  der  Weisung,  den  nächsten  Angehörigen  aus  dem  Wege  zu 
gehen.  * 

Die  Strafen  unterscheiden  sich  als  Bussen  und  öffentliche 
Strafen.  Jene  tragen  den  Charakter  privatrechtlichen  Ausgleichs 
und  haben  sich  länger  erhalten  als  die  Entwicklung  der  obrig- 
keitlichen Gewalt  erwarten  lässt ,  da  ein  fiscalisches  Interesse 
damit  verbunden  war.  Die  LandiJchaft  hielt  zähe  daran  fest,  wo- 
gegen in  den  Städten  die  Entwicklung  zur  öffentlich-rechtlichen 
Strafe  fortschritt ;  freihch  so  lange  die  Städte  wie  Zürich,  St.  Gallen 
noch  unter  einem  Vogt  standen,  welcher  den  Blutbann  innehatte, 
setzte  sich  die  städtische  Gerichtsbarkeit  in  Rivalität  zu  jener  des 
Vogts  imd  selbst  schwere  Delicte  wurden  nur  mit  Busse  imd  Ver- 
bannung geahndet. 

Die  Busse,  wodurch  oft  Thäter  und  Verletzter  sich  aussergericht- 
lich  verglichen,  wurde  verdrängt  durch  die  gerichtliche  Busse  an 


*  Osenbriiggeiiy  S.  61. 

•  Blumer,  S.  3  ff.     OsejibrUggen,  S.  28.    Die  spatesten  Beispiele  in 
Scbwvz  1705,  im  Veltlin  sogar  noch  £nde  des  18.  Jahrhunderts. 
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den  Verletzten,  dann  wurde  sie  getheilt  zMrischen  diesen  letztem 
und  dem  Gericht  und  in  der  Folge  nahm  das  Gericht  den  grossem 
Theil  und  endlich  das  Ganze,  wodurch  die  Busse  den  Charakter 
einer  wirklichen  Geldstrafe,  neben  welcher  dem  Geschädigten  der 
Civilanspruch  offen  blieb,  annahm. 

Die  Bedeutung  einer  Geldstrafe  liegt  auch  in  dem  Wort  Einung- 
der  B.  G.  S.  Neben  derselben  findet  sich  noch  die  Busse  getheilt 
zwischen  dem  Verletzten  und  dem  Richter  (Busse  und  Wette)  und 
der  Vorbehalt  der  Entschädigung  je  nach  Grösse  des  Schadens, 
gemäss  Gesetz  oder  der  Schätzung  des  Gescliädigten  oder  dem 
Ermessen  des  Rathes. 

B.  G.  S.  204.  ^Wie  sich  der  getäter  mit  dem  verserten 
richten  solle.  Ein  jeder,  so  einem  andern  mit  wundaten  oder  in 
ander  weg  schaden  zufliegt  soll  dem  geschedigten  angentz  und 
von  stund  an  zu  recht  vertrösten  und  auch  das  erstatten,  wie  sich 
gepürt  und  ob  er  das  nit  tun  wollte,  so  sol  er  mit  gefängniss 
oder  sonst  dazu  angehalten  werden.''  Ist  der  Versehrte  nicht  zu- 
fiiedengestellt,  so  darf  der  Thäter  nicht  in  die  Stadt  kommen,  ehe 
er  Jenen  befriedigt ;  verlangt  der  Geschädigte  zu  viel,  so  entscheidet 
der  Rath. 

Nr.  230.  Bei  heimlichem,  nächtlichem  Eindringen  in  ein  ein- 
gefriedigtes Gut  hat  der  Ergriffene  1  Jahr  zu  leisten,  5  ff.  Einung 
zu  geben,  dem  Richter  3  ff  und  dem  Kläger  3  ff. 

Entschädigung  unschuldig  Verhafteter.  4.  185.  „So  jemant 
den  andern  in  gefangnus  ze  legen  erschaffet  und  der  gezigt  würt 
unschuldig,  so  sol  der  kleger  im  allen  sinen  kosten  und  schaden 
abtragen  und  ersetzen  und  überdies  Y2  jar  leisten  und  5  ff  ze 
eynung  geben." 

Die  Busse  für  Frauen  ist  die  Hälfte  derjenigen  flu*  Männer,, 
ein  Satz,  der  wie  in  Bern  und  den  Urcantonen,  so  auch  in  den 
ältesten  Quellen  der  französischen  Schweiz  gilt.* 

B.  G.  S.  144.  „Ein  frowenbild,  so  einen  eynung,  es  sye 
mit  Worten  oder  werchen  verschuldet  hat,   soll   allwegen  nit  mer 


^  Franchises  de  Mendon  1282.  Yevey  1817,  mulier  non  debet  nisi  di- 
midium  hominis.  Vgl.  überdies  über  die  Berücksichtigung  der  Bürger,  Fremden,, 
unehrlichen  Leute,  des  Verletzten,  des  Thäters  OsenbrUggen,  S.  78. 
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dann  den  halben    teyl  an   zyt   und   pfenningen   ablegen  und  er- 
lyden.** 

£b  scheiQt  darin  weniger  zarte  Rücksicht  auf  das  schwächere 
Geschlecht  als  die  berechnete  auf  die  bezahlenden  Männer,  wie 
mehrfach  angedeutet  ist,  zu  liegen.^ 

Wie  im  Bussenrecht  der  öffentUch-rechtliche  Gesichtspunkt 
den  privatrechtlichen  beseitigte,  so  fiihrte  er  zur  Verdrängung  der 
Busse  durch  die  energischen  Strafinittel  gegen  Leib,  Leben  und 
Freiheit.  Die  strengere  Ordnung  der  Städte,  ihre  Herrschafts-^ 
bestrebungen  gegenüber  der  Landschaft,  die  gewerbliche  und  com- 
mercielle  Blüthe,  welche  gegenüber  einem  raublustigen  Adel  und 
einem  grossen  fluctuirenden  Proletariat  um  so  schutzbedürftiger 
war  als  eine  ausgreifende  Rechtshülfe  und  eine  tüchtige  Polizei  man« 
gelten,  fiihrten  nothwendig  zu  strengerer  Repression  und  zu  Straf- 
mitteln, welche  abschreckten,  vernichteten,  durch  Verstümmelung 
unfähig  machten,  durch  Kennzeichnung  unfehlbar  warnten.  Für 
ein  rationelles  System  von  Freiheitsstrafen  konnte  weder  Ver- 
standniss  vorhanden  sein,  noch  gab  es  die  geeigneten  Mittel. 

Strafmittel  waren:  Hängen,  Enthaupten,  Rädern,  Sieden,, 
Lebendigbegraben,  Pföhlen,  Einmauern,  Verbrennen,  Ertränken, 
Schwemmen,  Zungenschlitzen,  Ohrenschlitzen  und  Abhauen  von 
Ohr  oder  Hand,  Augenausstechen,  sogar  Abziehen  der  Kopfhaut, 
(Thun,  Aarberg,  Freiburg),  Reissen  mit  ghihenden  Zangen.  Als 
Körperstrafe  war  das  Aushauen  mit  Ruthen  allgemein.*  In  der 
Zuerkennung  dieser  Strafen  treten  zwei  leitende  Gedanken  hervor : 
Die  Vergeltung  nach  dem  Masse  des  Gleichen  und  die  Vergeltung 
durch  Vollziehung  der  Strafe  an  demjenigen  Körpertheil,  dem  im 
Verbrechen  die  Bedeutung  zukam.  —  Die  wenig  entwickelten 
Freiheitsstrafen  sind  Einkerkerung,  Verschickung  auf  die  Galeeren, 
Hausarrest  und  Eingrenzung.  Hauptstrafe  ist  die  Verbannung, 
Leistung  auf  kürzere  oder  längere  Zeit,  für  ein  engeres  oder  wei- 
teres  Gebiet;    schon  in  den   ersten   eidgenössischen  Bünden   war 


^  Knouauer  Amtsrecbt,  Art.  23.  Die  Frau  soll  ihren  Mann  nicht  mehr 
verschwStzen  noch  verschlagen  als  28  haller. 

•  Vgl.  BlumeTy  Bd.  I,  8.  406,  Bd.  II,  8.  7  ff.  OseiibrUggen,  S.  80  ff. 
Sigw,  Müller y  St.  R.  d.  Urcantone,  8.  108  ff.  Die  Zürcher  Biutgerichtsordnung 
besehreibt  anadumlich  nnd  umständlich  die  Strafen.  Schaitberg,  ungedr.  R.  Q.^ 
S.  386  ff. 
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für  scliwere  Fälle  die  Verbannung  aus  der  Eidgenossenschaft  vor- 
gesehen —  Confiscation  des  gesammten  oder  fahrenden  Guts.  — 
Die  Ehrenstrafen  sind  sehr  ausgebildet :  Von  .Ehr  und  Gewehr- 
setzen auf  kürzere  oder  längere  Zeit,  ganz  oder  theilweise.  Schimpf- 
liche Tracht,  Tragen  einer  zerbrochenen  WaflFe,  Steintragen 
•(Lasterstein),  Ausstellung,  Trülle,  Lasterkorb,  Stehen  an  der 
Kirchenthür,  in  der  Kirche  vor  der  Kanzel,  Abbitte  von  der 
Kanzel  u.  a.  "^ 

Wenn  wir  das  Verzeichniss  jener  furchtbaren  Hauptstrafen 
überblicken,  dürfen  wir  nicht  an  die  Häufung  aller  in  einer  Quelle 
oder  die  Anwendung  aller  im  ganzen  Gebiet  denken,  noch  damit 
die  Vorstellung  verbinden,  dass  ilire  Anwendung  so  gewöhnlich 
war  wie  diejenige  unserer  modernen  Strafmittel.  Zwar  fehlt  es 
nicht  an  Zeugnissen,  dass  selbst  die  grausamsten  angewendet 
wurden,  aber  es  waren  seltene  exemplarische  Fälle,  wogegen 
-zahlreiche  Belege  dafiir  sprechen,  dass  die  harte  Strafe  des 
Gesetzes  in  Gnaden  gemildert  wurde  in  einfaclie  Todesstrafe. 
Blumer  sagt,  dass  eine  patriarchalische  Willkür  herrschte,  welche 
eher  zm*  Milde  liinneigte  und  von  dem  Gnadenrecht  der  Obrig- 
keit Gebrauch  machte.  ® 

Mehrfach  treffen  wir  auf  die  Rüge  des  Rathes,  dass  die  Land- 
gerichte nach  Gnade  richten,  während  dieses  Recht  nur  dem  Bathe 
zustehe.  (Rätlie  v.  Zürich  und  Bern.)  Landammann  und  Rath 
von  Schwyz  sprechen  ihren  Tadel  über  die  volksthümliclien  Blut- 
gerichte aus  (1512)  und  hoffen  von  rechtsvei'ständigen  Richtern, 
dass  das  Unrecht  ^dester  surer  gestraft  möcht  werden".  Seigneux 
(Systeme)  rügt  an  den  imgelehrten  Richtern,  dass  sie  zuweilen 
hai'te,  meist  aber  zu  milde  Urtiieile  fällen.  Todschlag  und  schwere 
Körperverletzung  wurden  sehr  milde  behandelt.  In  Schwyz  traf 
den  Todscliläger  ojälirige  Verbannung;  in  Glanis  wurde  noch  1707 
der  entwichene  Todschläger  zu  öjäliriger  Verbannung  verurtheilt, 
überhaupt  war  Verbannung  dasjenige  Strafmittel,  welches  in  wei- 
testem Umfang,  nicht  blos  für  Frevel,  sondern  auch  für  Verbrechen 
in  Anwendung  kam. 


^  Vgl.  nachfolgend  Cap.  IV. 

®  Vgl.  Blumer,  a,  a.  O.,  Bd.  II,  2.  S.  6.     Oseiibrilggen,  Richten  nach 
Onade,  S.  22.  179.  184. 
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Cap.  2. 

Die  Quellen  der  romanischeii  Schweiz. 

1.  VerhftKitiss  zum  Recht  der  deutschen  Cantone.  Quellen.  Literatur. 

§  15.  Die  Quellen  der  romanischen  Cantone  zeigen  wesenüieh 
dMselbe  Strafrecht,  welche»  wir  aus  den  alamannischen  kennen^ 
und  wie  die  letztem  unter  sich  Tariiren,  so  zeigen  sich  auch 
zwischen  dem  Recht  der  Ost-  und  Westschweiz  Abweichungen^ 
die  sidi  rid.  mehr  auf  Verschiedenheiten  des  Orts,  der  Zeit  und 
zofUliger  Einwirkungen  als  auf  grundsätzliche  Differenz  zurück- 
flüiren  lass^i.  Der  so  stark  betonte  Gegensatz  zwischen  fran- 
xösischem  und  deutschem  Rechtsbewusstsein  bestand  nicht,  weiss 
doch  jeder  Rechtshistoriker,  dass  das  französische  Recht  viele  Be- 
standtheile  germanischer  Wurzel  hat,  welche  unter  dem  Einfluss 
der  deutschen  gemeinrechthchen  Doctrin  verloren  gingen. 

In  der  Westschweiz  galt  burgundisches  Recht;    daraus  folgt 
aber  nicht   für   die  Zeit  unserer  Quellen   die  Fortdauer  der  Ver- 
sdiiedenheiten  zwischen  dem  alten  burgundischen  und  alamannischen 
Volksrecfat;  vielmehr  steht  fest,  dass  die  Rechtsbüdungen  unserer 
Periode   in  dem  schweizerischen  Ghrenzgebiet  etwas  Anderes  sind 
imd  uch  nicht  nach  der  lex  alamannorum  oder  burgundiorum  sondern 
lassen.    Wollte  man  eine  Trennung  suchen,  so  müsste  selbst  die 
Oeriditssatzung  von  Bern,   die  in  so  ausgeprägter  Form  das  ge- 
meine  Recht    der   Schweiz,   das  alamannische  Stammgebiet   ein- 
geschlossen,  zum  Ausdruck  bringt,   als  Mischrecht  quasi  burgun- 
disdien  Gebiets  betrachtet  werden  und  wir  wüssten  alsdann  nicht, 
was  vom  Rechte  des  alamannischen  Aargaues,  der  dieselbe  Gerichts- 
satzimg übernahm,  zu  sagen  oder  wo  burgundisches  Recht  zu  suchen 
wtoc  in  den  Cantonen  Waadt  und  Freiburg,  für  welche  die  Gerichts- 
satzong   massgebend   war;   auch  ist  ja  bekannt,  dass  Satzungen 
dnrch  Uebertragimg  von  einem  Canton  auf  den  andern  oft  wörtlich 
«ich  verallgemeinerten.^ 

Wir  dürfen  demnach  in  der  Zeit  unserer  Quellen  eine  Tren- 


'  lieber  die  Volksreclite  in  der  Westscliweiz  vgl.  Mömoires  et  docu- 
aMitt,  Bd.  XXVII,  8.  XI:  „les  detail«  et  les  prenves  de  cette  inflnence  sont 
-difficUes  k  discemer  au  miliea  des  t^nöbres  du  moyen-ftge." 

Ifmmimfftr,  ScbweU.  StntfrMht.  5 
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niiBg  nach  burgundischem  und  alamannischem  Gebiet  nicht  vor- 
nehmen, sondern  haben  nur  zu  untersuchen,  ob  wir  wesentlich 
gleiches  Recht  finden;  beruht  doch  auch  das  alte  burgundische 
Volksrecht,  wenngleich  einzehie  Sätze  aus  dem  römischen  Recht 
entlehnt  sind,  auf  echt  germanischer  Grundlage,  ist  von  ger- 
manischem Geiste  durchdrungen.^ 

Es  ist  nun  Aufgabe,  die  Uebereinstimmung  des  Rechts  der 
Quellen  romanischer  und  deutscher  Cantone  nachzuweisen  und 
zwar  in  Einzelheiten,  da  einerseits  eine  Bearbeitung  ihres  straf- 
rechtUchen  Inhalts  nicht  existirt,  anderseits  diese  Rechtsquellea 
doch  ihre  Eigenthümlichkeiten  haben,  nicht  ohne  Einwirkung  rö- 
mischen Rechts  und  gelehrter  Jurisprudenz,  welche  in  der  West- 
schweiz schon  früh  zu  Einfluss  gelangten,'  geblieben  sind,  iv^ie 
solches  in  der  Einmengung  römisch-rechtlicher  Begriffe,  in  der 
Hervorhebung  des  Dolus,  im  Verkennen  der  Bedeutung  ältester 
Rechtsnormen  und  in  der  geschulten  Sprache  hervortritt 

Unser  Gebiet  umfasst  die  Cantone  Waadt,  Genf,  Wallis, 
Neuenburg,  Tessin,  Freiburg.  —  In  den  Franchises  von  Genf 
und  den  Chartes  der  waadtländischen  Gemeinden  äussert  sich 
die  eifersüchtige  Hut  der  Freiheiten  und  strafrechtlichen  Privi- 
legien in  zahlreichen  Satzungen  zum  Schutz  der  persönlichen  Frei- 
heit gegenüber  strafrechtlichen  Uebergriffen  in  Verhaftung,  Unter- 
suchung, Strafe^  und  insbesondere  sind  die  Franchises  durch 
JRotisseau  zu  weittragender  Bedeutung  gelangt,  indem  er  in  den 
Lettres  de  la  montagne  jene  Grundsätze  gegenüber  den  Aus- 
schreitungen der  Genfer  Hemmungs-  imd  Priesterpartei  als  Mass 
und  Vorbild  aufstellte.  Nebstdem  ergibt  sich  ein  stärkeres  Hervor- 
ragen des  öffentUch  rechtlichen  Standpunkts  im  Friedensrecht, 
indem  das  Friedgebot  durch  den  Beamten  oder  das  Friedgelöbniss 
vor  demselben  sowie  die  eigentliche  Bürgschaft  anstatt  Gelübdes 
mehr  heraustreten.  Wallis  zeigt  in  den  Statuta  vallesiae  römisch- 
und  kanonisch -rechtliche  Färbung,  das  Stadtrecht  von  Freiburg 
einen  fremdartigen  Zug  in  den  Staatsverbrechen  und  in  der  allge- 

«   Wilda,  a.  a.  O.  S.  108,  vgl.  S.  91. 

'  Vgl.  Charte  de  Moudon,  Art  14,  Yeyey.  Vgl.  Coutümier  (iuisardy. 
Chap.  4.3,  Art.  2.  Chap.  44,  Art.  1.  M^moireB  et  documents,  Bd«  XXVII, 
S.  XLII,  besonders  die  strafrechtl.  Garantien  der  Freiheit,  8.  LII.  Zeitscbr^ 
f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  XX,  8.  166.  Bd.  XIII,  8.  5. 
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meinen  Formel  des  Anschlags.  Die  frühe  Bltithe  der  gelehrten  Juris- 
prudenz in  der  Westschweiz  brachte  es  mit  sich,  dass  fremde 
Züge  in  den  ersten  Bearbeitungen  des  einheimischen  Rechts  sich 
zeigten.  Es  sind  gerade  die  französischen  Cantone  Neuenburg  und 
Freiburg,  welche  die  CCC.  am  längsten  bewahrten,  und  franzö- 
sische Autoren,  wie  Olivier,  Boyve,  Seigneux,  welche  zur  Ergän- 
zung des  Landrechts .  auf  die  CCC.  hinwiesen. 

Trotz  jener  Abweichungen  bleibt  der  Charakter  des  Rechts 
durchaus  deutsch,  und  es  liegt  nichts  Fremdartiges  darin,  wenn 
diese  Cantone  in  ihren  neuem  Codificationen  an  das  deutsche  Recht 
sich  anschliessen,  noch  darf  die  Behauptung  vom  Gegensatz  des 
Bechtsbewusstseins  der  Ost-  imd  Westschweiz  sich  geltend  machen, 
wenn  die  Frage  der  Unification  des  Strafrechts  zur  Discussion 
gestellt  wird. 

Die  französische  Schweiz  hat  nicht  nur  eine  vorzügliche 
Quellensammlung,  sondern  auch  eine  juristische  Literatur,  welche 
den  Vergleich  mit  derjenigen  anderer  Länder  nicht  zu  scheuen 
braucht,  und  zwar  besass  sie  diese  zu  einer  Zeit,  wo  die  deutsche 
Schweiz  nichts  AehnUches  aufzuweisen  hat;  ich  nenne  Quisard, 
Montmollin,  Osterwald,  Boyve,  Seignetix.  * 

Der  Commentaire  Coutümier  des  Waadtlandes  von  Pierre 
Qtdsard,  ist  ein  umfassendes  Rechtsbuch,  dessen  Anerkennung 
als  Autorität  und  als  Gesetz  aus  seinem  Werthe  sich  ergeben 
mußste.  Mit  ebenso  grossem  Takt  als  Geschick  ist  das  Recht  der 
Franchises  und  anderer  Documente,  die  praktische  Rechtskunde 
und  das  gelehrte  Wissen  zu  einer  Einheit  verschmolzen;*  er  hält 
sich  an  das  WesentUche,  folgert  und  ergänzt,  auch  wenn  er 
Fremdes  benutzt,  im  Geist  des  Rechts.  Das  Werk  ist  systematisch 
und  einfach  gegliedert,  die  Artikel  sind  kurz,  die  Sprache  hält 
die  glückliche  Mitte  zwischen  der  Kürze  der  alten  Quellen  und 
der  behaglichen  Breite  mancher  Stadtsatzungen. 

Der  Commentar  von  Boyve  zu  den  „Loix  et  Statuts  du  pays 

<  Schnell,  in  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XIII,  S.  112.  115.  119. 
«Der  Coutümier  Quisard  ist  die  erste  und  grundlegende  Erscheinung  unserer 
Bechtsliteratnr" ;  Vgl  Matile,  de  lautoritä,  S.  50. 

»  VgL  Liv.  I,  Tit.  VI,  Chap.  3:  „Conclusions".  Vgl.  Liv.  I,  Tit.  IV, 
Cliap.  49  und  Tit.  V,  Chap.  14.  Vgl.  die  Artikel  über  Unzurechnungsfähige, 
Schwangere,  fahrlässige  Tödtnng,  Dolus,  Baub  und  Selbsthülfe,  die  Indicien 
bei  Mord. 
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de  Vaud^y  „ein  reicheS;  einheitliches  Werk^  das  beste  neben 
Quisard^y  gibt  die  Entscheidungen  des  waadtlftndischen  Appella- 
tipnshofes  und  die  zahh^ichen  Verändenmgai  und  Ergänzungen 
durch  bemische  Gesetze  und  Verordnungen. 

Die  erste  selbständige  systematische  Bearbeitung  des  Straf- 
rechts hat  im  Anschluss  an  das  gemeine  deutsche  Reeht  SeigneuXy 
„Systeme  de  Jurisprudence  criminelle"  gegeben;  eine  hervorragende 
Arbeit,  aus  30  jähriger  Praxis  und  eingehendem  Studium  fremden 
Rechts  hervorgegangen ;  sie  soll  die  Lücken  des  Landesrechts  durch 
Zuhülfenahme  der  CCC.  ergänzen  und  dem  Laienrichter*  eine 
kurze,  klare  Instruction  an  die  Hand  geben.  ^J'ai  constamment 
suivi  Tesprit  de  nos  lois  et  lorsqu'elles  ne  m'ont  pas  foumi  de 
lumiere,  j'ai  eu  recours  a  la  Caroline  et  aux  decisions  des  plus 
celöbres  criminahstes."  Die  Darstellung  ist  in  hohem  Grade  ein- 
{ach  und  lichtvoll. 


II.  WaadL 


Zeitochr.  f.  Schweiz.  Recht,  Bde.  XIII.  XIV.  XV.  (Coatümier  Quisard) 
XX.  M^moires  et  documents  pnbli^s  par  la  Soci^tä  d^histoire  de  la  StÜMe 
romande.  T.  XXVII.  Charte»  oommunales  da  Pajs  de  Vand,  1214 — 1527,  par 
Fat*eL  —  Pierre  Qui»ardf  Commentaire  oontünüer  dn  Pays  de  Vand.  1562. 
Boyve,  Remarques  sur  les  lois  et  statats  du  Pays  de  Vaud,  1766.  Seigneux, 
Sjsttoe  1756.  Correvon,  Notices  historiques  sur  le  droit  p^nal  dans  le  cftnton 
de  Vand,  1879.  Treffliche  strafrechtsgeschichtUche  Einleitung  zum  Geseties- 
entwurf  von  1879.  lieber  die  Quellen  des  waadtlSndischen  Rechts,  insbeson- 
dere das  Verhftltniss  der  Stadtrechte  zum  Stadtrecht  von  Freibnrg  i.  B.  Vgl. 
Farel  und  Lefort  in  Bd.  XXVII  der  Mtooires  etc.,  S.  XVII,  XXXV  ff.  Vgl. 
Oseiibrüggen,  Alam.  St.  R.,  S.  11. 

§  16.  Schon  unter  den  Grafen  von  Savoyen,  welche  das 
Waaddand  seit  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  beherrschten,^  traten 
zur  Berathung  der  Landesinteressen  Standeversammhmgen  zu- 
sammen^ deren  Beschlüsse  respectirt  wurden.  Als  Bern  die  Herr- 
schaft übernahm,  dauerte  das  Verhältniss  geraume  Zeit  fort,  löste 
sich  aber  nach  imd  nach  und  reducirte  sich  auf  Versammlungen 
der  Abgeordneten   der  vier   Städte   (Moudon,    Yverdon,  Morges, 


^  Gegen  Laienrichter  ist  nie  Besseres  gesagt  worden. 
^  Vgl.  Bayvey  Remarques,  S.  12  ff. 


»  # 
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Nyon),  welche  1577  da«  erste  Gesetzbuch  für  sich  und  eine  An- 
zahl anderer  Ortschaften  ^  unter  Beistimmung  Bems^  auf  Grund- 
lage des  Contümier  Quisard  vereinbarten.  Dieser  Coutümier  war 
im  Auftrage  Berns  kurze  Zeit  nach  der  Eroberung  des  Waadt- 
landes  von  Pierre  Quisard  von  Nyon,  auf  Grund  der  alten  Statuten 
und  Freiheiten,  abgefasst,  aber  nicht  als  Gesetz  eingefiihrt  worden ; 
doch  genoss  er  fast  gesetzliche  Autorität  und  wurde  von  Freiburg 
ftr  seinen  Theil  waadtländischen  Gebiets  auch  förmlich  zum  Ge- 
setz erhoben. 

Jener  Code  von  1577  war  aber  noch  kein  gemeinsames  Ge- 
setzbuch imd  da  er  auch  sonst  den  Bedürfhissen  nicht  entsprach, 
veranlasste  Bern  1612  eine  allgemeine  Versammlung  zur  Be- 
rathung  eines  gemeinen  Rechts,  welches  möglichst  den  Statuten 
Berns  sich  anschliessen  sollte.  Es  kam  indessen  eine  Einheit  nicht, 
wohl  aber  eine  Anzahl  von  Codes  zu  Stande,  welche  neben  einander 
bis  1798  in  Kraft  blieben,  unter  welchen  die  „Loix  et  Statuts  du 
pays  de  Vaud"  *  von  1616,  Vollständigkeit  und  genauere  Begriffs- 
bestimmung anstrebend,  nach  Inhalt  und  Herrschaftsgebiet  am 
bedeutendsten  sind.* 

Wenn  wir  das  waadtländische  Strafrecht,  —  um  den  Einfluss 
der  gelehrten  Bearbeitung  durch  Quisard  und  möglicherweise  der 
B.  G.  S.  zu  eliminiren,  —  in  den  ursprünglichen  Chartes  auf- 
suchen und  in  der  Meinung  zusammenfassen,  dass  keine  einzige 
Urkunde  vollständig  Alles  enthält,  so  ergibt  sich: 

Das  Friedensrecht  existirt  wie  in  den  bekannten  alam.  Quellen 
im  Frieden  der  Stadt,  des  Gerichts,  des  Marktes,  Hauses,*  Hofes 
und  im  Recht  des  gebotenen  und  gelobten  Friedens.  Das  Letztere 
ist  am  ausfbhrlichsten  in  der  Charte  de  la  Roche  behandelt: 

Est  de  droyt  ou  dict  pays  que  quiconques  soy  trouveroit 
ayecq  deux  ou  pluseurs  qui  se  battroyent,  celuy  ou  ceux  ont 
puissance  de  leur  mettre  la  paix  et  seurte  et  leur  fayre  com- 
mandement  de  la  tenir  et  celluy  qui  leur  commandera  et  ilz  ne 
veuillent  obeir,   yceux   qui    seront  inhobeysant  et  ne  vouldroyent 


*  In  deutscher  und  französischer  Sprache  gedruckt  zu  Bern,  1616. 
'  VgL  Boyvty  Remarques,  S.  67.  30  ff.  33. 

^  M^moires  et  docnments,  Bd.  XXVII.  Charte  d'Orbe,  S.  218  ;   de  Moudon 
S.  19.  21 ;  de  la  Koche,  S.  348 ;  de  Pal^zieuz,  S.  80. 
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donner  la  seurte  deburont  estre  en  prison  obscure  14  jours ;  Et 
au  partir  payer  7  üb.  au  seigneur  et  autant  au  paysans.  £t  au 
partir  de  la  prison  ilz  debura  jurer  que  nen  fera  piez  a  nulz.^ 
Dieselbe  Strafe  trifft  wie  den  Friedverweigerer,  so  den  Fried- 
brüchigen  über  die  Strafe  des  begangenen  Frevels  hinaus  und 
wird  der  Friede  gebrochen  nach  geleistetem  Eid  „par  paroUes  ou 
de  fayt  sans  effusion  de  sang^,  so  ist  die  Strafe :  1  Monat  Dunkel- 
arrest, das  Doppelte  der  obigen  Busse,  Verbannung  auf  ein  Jahr, 
Ehrloserklärung. 

Anlass  und  Nothwehr.  —  Est  de  droit,  que  se  deux  honunes 
soy  battent  et  que  ilz  fassent  sang,  et  ils  soy  trouve  que  lautre, 
qui  a  blosse  aye  couruz  dessus  et  commence  le  desbat  sera  en- 
chesu  oudict  seigneur  en  60  solz  de  ban  et  60  ä  la  partie.  — 
Et  celui,  qui  en  soy  deffendant  blesseroit  ung  aultre  ne  debura 
nul  ban.*  —  Si  autem  defendendo  corpus  suum  alicui  malum 
absque  morte  fecerit,  niüla  inde  erit  satisfacio  nobis  neque  ville, 
neque  laeso,  sed  qui  litem  incepit  tenetur  nobis  60  solidi.  "^  —  In 
den  meisten  Chartes  wird  das  Retorsionsrecht  in  der  Form  her- 
vorgehoben, dass  auf  Schimpfwort  eine  Ohrfeige  (loffe  de  la  main, 
alapa)  gegeben  werden  dfufe.  * 

Anlässige,  friedengefährdende  Handlungen.  —  Handanlegen, 
Zucken,  Wurfdrohung  und  Wurf,  Warten,  Herausforderung  aus 
dem  Hause  sind  überall  genannt  und  stets  dabei  die  Absicht  her- 
vorgehoben :  qui  ponit  maliciose  manum  suam  in  aÜquem,  scienter, 
malicieusement  u.  a.  m.  • 

Die  Verletzung  der  Were,  des  Hausfriedens,  die  Heimsuche 
sind  tiberall  unter  Strafe  gestellt,*®  mit  der  Unterscheidung,  ob  es 
Tags  oder  Nachts  geschah,  in  den  erstgenannten  FäUen  zuweilen 
mit  Hervorhebung  der  bösen  Absicht. 


>  M^moires,  S.  340. 

•  M^moires,  8.  339. 

'  Charte  de  Corbiferes.  Mdmoires,  S.  202.  Quisard,  Tit.  4,  Chap.  46, 
promothears  de  noy^ses  et  debatz  etc.,  und  Tit.  5,  Chap.  14.  Straflose  Tödtung 
auf  Nothwehr  beschränkt. 

^  Chartes  de  la  Koche,  de  Montreux.     M^moires,  8.  348.  271  und  a.  0. 

*  Montreux,  Memoires,  8.  274;  Charte  de  la  Roche,  8.  354:  de  TOrbe, 
8.  219.  220;  de  8t  Cergues,  8.  135;  de  PaUzienx,  8.  79;  de  TAigle. 
8.  47.  49;  de  Vevey,  8.  13;  de  Villeneuve,  8.  5.  16. 

»•  Montreux,  8.  272,  Corbieres,  8.  202,  Quisard^  Tit  4,  Chap.  49.  6.  11.  12. 
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Die  schweren  Verbrechen  sind  wenig  zahh*eich  aufgeführt 
und  meist  dem  Gerichtsherm  mit  der  einfachen  Formel  zugewiesen, 
dass  sie  an  der  Gnade  des  Herrn  stehen.  Als  busswürdige  Frevel 
erscheinen  vorzüglich  Körperverletzung,  Diebstahl,  Betrug,  Fälsch- 
ung, Bigamie,  Ehebruch,  Gotteslästerung,  Ehrverletzung  u.  a.  Die 
Unterscheidung  von  Mord  und  Todschlag  -  nach  dem  Friedens- 
begriff tritt  nicht  hervor  wie  in  den  westschweizerischen  Quellen; 
für  beide  Verbrechen  ist  das  Schwert  als  Strafe  genannt  (Charte 
de  la  Roche),  Nothwehr  und  Gnade  des  Herrn  vorbehalten.  Den 
Bürger  trifft  blos  Verbannung;  der  Coutümier  Qiiisard  unter- 
scheidet, den  Todschlag  als  Tödtung  im  Zorn  und  setzt  auf  Mord, 
Tödtnng  durch  Erwürgen,  Gift,  Messer,  Strassenraub,  Raubmord 
das  Rad.  >' 

Körperverletzungen  werden  unterschieden  nach  Blutruns  oder 
Schilf,  mit  Stock,  Waffe,  Faust,  Hand  und  entsprechend  gebüsst. 
Die  Ehrverletzung  ist  Scheltwort  oder  Vorbringen  bestimmter  That- 
sachen ;  im  letztem  Fall  muss  der  Beleidiger  die  Behauptung  wahr- 
machen  tmd  hieiur ' vertrösten ,  wenn  dieses  nicht  gelingt,  ent- 
schlagen unter  Busse  von  60  sol.  fiir  den  Herrn  und  30  für  die 
Partei.  Zieht  der  Beleidigte  die  Klage  zurück,  so  genügt  Ent- 
schlagniss .  und  die  Busse  an  den  Herrn.  *• 

Diebstahlsstrafe  richtet  sich  nach  dem  Werth  des  Gestohlenen ; 
übersteigt  derselbe  30  fl.,  so  wird  der  Dieb  gehängt.  Betrug  und 
Fälschung  sind  meist  mit  hoher  Busse,  Falschmünzerei  mit  dem 
Tode  bedroht 

Die  Strafen  sind  die  bekannten :  Schwert  für  Todschlag ;  unter 
Büi^m  Verbannung  für  101  Jahr  oder  Jahr  und  Tag.  ^'  Rad 
ftr  Mord;   Hängen  f&r  Diebstahl  über  30  fl.,  Feuer  für  Ketzerei, 


"  Coutümier,  I,  Tit.  IV,  Chap.  49,  Art.  2.  4:  „meurtres  faictz  par  dol 
et  de  guette  k  pend  etc.     Homicides  perpetrez  par  commotion  de  sang.** 

,  >•  Vgl.  Montreux,  M^moireB,  S.  271.  Orbe,  S.  220.  St.  Cergues,  S.  136. 
Pai&ieux,  S.  80.  Moudon,  8.  20.  30.  Vgl.  Coutümier,  Tit.  4,  Chap.  46,  6. 
Chap.  18,  3.  ö.     Vgl.  über  Drohung,  Gewalt,  Ehrverletzung,  Tit.  6,  Chap.  14. 

"  Moudon,  Pal^ieux,  Orbe,  Vevey.  Coutümier  Quisardf  Chap.  49, 
Art  5.  „Wenn  der  Verbannte  zurückkehrt,  wird  er  enthauptet,  sinon  que 
tel  enoahue  de  Bang  par  equitable  raison  s'en  puiBse  ezcuser.  Neben  dieser 
excose  par  Equitable  raison  ist  (Art.  2  und  4)  die  excnse  l^itime  bei  Tod- 
schlag  und  selbst  Mord  (z.  B.  durch  Messer,  Erwürgen)  genannt. 
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Hexerei,  Bestialität;  u.  a.  m.  Wie  in  den  Städten  der  West- 
schweiz spielt  die  Verbannung  eine  grosse  RoUe  und  ist  daa  Biun-^ 
recht  stark  entwickelt.    Frauen  bezahlen  halbe  Busse. 

Eigenthümlich  ist  der  gerichtlichs  Zweikampf  als  Beweismittel ; 
obgleich  die  Städte  schon  früh  ihn  beschränkten,  ist  er  doch  für 
die  schwersten  Fälle  und  den  Beweis  der  Nothwehr  beibehalten 
worden  und  hat  im  Coutümier  Quisard  (Chap.  46,  Ckme  de  ba- 
taille)  eine  detaiUirte  Darstellung  gefunden,  welche  mit  demjenigeii, 
was  ims  aus  der  deutschen  Rechtsgeschichte  bekannt' ist,  über- 
einstimmt Wir  finden  auch  das  von  Osenbrüggen  a.  a.  O.  er- 
wähnte Recht,  durch  Heirath  den  zum  Tode  Verurtheilten  frei  zu 
machen.     (Chap.  52,  Art.  6.) 

Die  bemische  Herrschaft  und  die  Reformation  brachten  dem 
Waadtland  die  bekannte  strenge  Sittengesetzgebung.  " 

Das  Recht  der  „Loix  et  Statuts  du  Pays  de  Vaud"  v.  1616^ 
obgleich  auf  den  Grundlagen  des  Coutümier  Quisard  aufgebaut, 
zeigt  doch  beträchtliche  Abweichungen  von  diesem  in  der  Richtung 
eines  engem  Anschlusses  an  die  bemische  Gerichtssatzung  und 
einer  vollständigeren  Ausbildung  des  Friedensrechts,  welches  zwar 
allen  Codes  zu  Grunde  hegt,  in  den  Loix  et  Statuts  aber  die 
unmittelbare  Uebemahme  speciell  bemischer  Satzungen  aufweist.  ^^ 


III.  Genf. 


Libert^s,  franchises,  immunit^s  us  et  coutümes  de  Geneve.'  Heraos- 
g^egeben  von  Maltet,  184S,  Genöve  chez  Ramboz ;  abgedrackt  in  den  M^moires 
de  la  sociale  d'hiAtoire  de  Gen^ye,  Bd.  II.  Flammer,  Lois  pönales  dlnstmc- 
tion  crimineUe,  1862|  gibt  als  Einleitung  historiache  Notizen.  Gaiiffe^  Nou- 
yelles  pages  d'histoire  exacte,  1863.     Einflnss  Calvin' %  auf  das  Strafrecht. 

§  17.  Das  in  den  Franchises  aufgezeichnete  Recht  wird  als 
altes,  seit  Menschengedenken  in  Uebung  stehendes  bezeichnet. 
Während  des  Mittelalters  stand  die  Stadt  Genf  unter  der  Herr- 
schaft ihrer  Bischöfe  imd  unter  der  Vogtei  der  Grafen  von  G^nf. 

"  Vgl.   Correvon,  S.  41.     Vgl.   nachfolgend  §  26. 

"  Vgl.  Boyve,  Remarques.  Tit.  XV,  Suret^.  Tit.  XXIV,  über  Herdfall, 
Verlocken  zum  Scheid. ,  Heransforderang,  Heimsuche,  Waffentragen,  Anläse, 
Ifothwehr.    Tit.  XXV,  Efarverletznng  ganz  naeh  B.  G.  S. 

*  Promulguees  par  T^v^ue  Ademar  Fabri,  1387. 
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Im  Laufe  der  Zeiten  erlangte  sie  aber  gleich  andern  Städten 
eine  reiehsstädtische  Verfusung  nnd  grosse  Selbständigkeit,  welche 
sie  gegen  die  Herzoge  von  Savoyen,  die  nach  der  Herrschaft 
über  die  Stadt  strebten,  nnter  Anlehnnng  an  die  Eidgenossen  be* 
hsaptete« 

Das  Criminalgerieht  wurde  aus  Bürgern  der  Stadt  giewählt,. 
d^n  Vogt  stand  die  Sicherung  des  Thäters  und  die  Exeeution 
zu.  Wo  die  Tortur  ndthig  wurde,  sollte  sie  in  Gegenwart  de» 
Gerichts  gracieusement^  angewendet  werden.  Viele  processualische 
Bestiinmungen  schützen  die  persönliche  Freiheit  in  Bezug  auf 
leichtfertige  Anklagen,  Untersuchungen^  Verhaftung,  Urtheilfidlung. 
Neue  Bussen  oder  höhere  als  60  SoUdi  dürfen  nicht  auferlegt 
werden.  Niemand  darf  im  Gefängniss  gehalten  werden,  wenn  er 
Bürgschaft  leistet,  ausser  wegen  schwerer  Verbrechen.  (52.)  Kein 
Gefimgener  darf  ohne  Rath  und  Wissen  der  Bürger  ausserhalb 
der  Stadt  gef&hrt  werden.  Confiscation  der  Güter  darf  in  keiner 
Weise  emtreten,  es  sei  denn  vom  Gesetz  erlaubt.  (58.) 

Das  Friedensrecht  hat  nicht  die  Entwicklung  geftmden,  wie  in 
den  alamannischen  Quellen.  Zwar  ist  die  Pflicht  des  Bürgers,  auf 
Geschrei  zu  Hülfe  zu  eilen,  anerkannt,  aber  an  Stelle  der  Bürgschaft 
durch  das  Friedensgelöbniss  scheint  ein  wirkliches  Bürgschafts- 
leist^i  dafür,  dass  die  Betheiligten  das  Recht  suchen  werden, 
getreten  zu  sein ;  gibt  der  Friedverweigerer  diese  Bürgschaft  nicht^ 
so  wird  er,  bis  es  geschieht,  verhaftet®  Diese  Haft  darf  aber 
nicht  im  Gefängniss  vollzogen  werden,  sondern  stellt  sich  dar  als 
ein&che  Bewachung.  (58.)  Wer  in  der  Stadt  einen  Todschlag 
beging,  soll  nicht  in  dieselbe  eintreten,  wenn  er  nicht  das  Ver- 
brechen gesühnt,  die  Freunde  des  Getödteten  befriedigt  und  des 
Friedens  der  Stadt  wieder  theilhaft  geworden  ist.  Körper- 
verietzungen  werden    unterschieden    als   Schläge    mit    der   Hand, 

'  An  plQ8  gradeiisement  quVn  pealt  par  ainsi,  que  la  jastice  ne  soit  point 
bless^e  en  mani&re  du  monde  8.  64.  Die  angeführten  Seitensahlen  beziehen 
äch  auf  die  Beparataiugabe  ron  1843. 

*  8i  afiqois  per  aEqaem  insultetor,  vel  captoa  faerit  vnlneratos  ant  in- 
jnriatns  infra  civitatem  vel  banna  praedicta  et  fiat  clamor  nniversalii  sive 
comiDimiB  qnilibet  quanto  eitius  sciverit  et  poterit  ad  locum  ad  quem  clamabi- 
tur  aceedere  possit  et  sibi  liceat,  ac  personam  cnlpabilem  detinere  sna  anctori- 
^^  propria,  donec  idem  cnlpabilis  caverit  stare  jari,  in  curiis  in  qnibas  pro- 
tze erit  eantio  recipienda.  S.  48,  IIL 
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der  Faust,  dem  Stock,  der. Waffe  mit  oder  ohne  Blutnins.  (58.) 
Zahn,  imd  Gliedbruch,  Handanlegen ,  boshafter  Angriff  an  Elleid 
oder  Haar  wird  mit  3  soh'di  gebüsst.  Die  Absicht  ist  überall 
hervorgehoben  (maliciose,  par  malice).  Die  Anhandnahme  der 
EJage  geschieht,  schwere  Verbrechen  ausgenommen,  nur  aut 
Verlangen  des  Verletzten,  Verbalinjurien  werden  summarisch 
behandelt.  Schwören  und  Meineid  vom  geistlichen  Grericht  Ueber 
den  Einfluss  Calvin's  vgl.  Reformation. 


IV.  Wallis. 

Statuta  Vallesiae,  1571,  gedruckt  1843.  TorrejitSj  Commeutar  cn  den- 
«elben  unter  dem  Einfluss  des  röm.  Rechts.  G,  E.  Haller,  Walliser  Statuten 
in  der  Bibliothek  der  Schweizergeschichte,  XI.  Furrer^  Geschichte,  Statistik 
und  Urkundensammlung  des  Wallis,  3  Bde.  1860.  Daselbst  Bd.  I,  S.  116. 
Handfeste  von  Sitten,  S.  1839.  M^moires  et  documents,  5  Bde ,  S.  29—33. 
(1884).     Documents  du  Valais  von  1255—1375. 

§  18.  Der  Canton  umfitöst  deutsche  und  französische  Gebiets- 
theile,  fiir  welche  gemeinsam  neben  andern  Statuten  als  be- 
deutendste die  Statuta  Vallesiae  galten,  bis  zur  Verdrängung  durch 
das  gemeine  deutsche  Recht.     (Vgl.  Carolina.) 

Die  Statuta  Vallesiae  enthalten :  Bestinmiungen  über  Mord, 
Todschlag,  Körperverletzung,  Ehrverletzung,  Verletzung  von  Be- 
amten, über  falsche  Anklage,  falsches  Zeugniss,  Freiheitsberaubung, 
über  Marksteinverrucken,  Fälschung,  Wucher,  über  Nothzucht, 
Ehebruch,  Kuppelei,  Frauenraub,  Entföhrung,  Gotteslästerung, 
über  Frieden  und  Tröstung. 

Tödtung,  Cap.  126.  161.  118.  Trefflich  und  kurz  unter- 
scheidet Cap.  161  de  homicidiis.  Mord  ist  unehrliche  Tödtung. 
Si  homicidium  est  inhonestum  poena  talionis  in  corpore  et  bonis 
puniatur.  War  die  Tödtung  ehrlich,  unabsichtlich  oder  zufiülig, 
so  tritt  je  nach  Umständen  und  Verschuldung  Busse  oder  Frei- 
sprechung ein.  Homicida  quicumque  incidit  in  banum  60  lib. 
Der  flüchtige  Thäter  wird  friedlos  erklärt  und  sein  Leib  den  Ver- 
wandten zugesprochen. 

Die  Ausbildung  des  Friedensrechtes  bezeugen:  Cap.  137. 
^De  cautione  praestanda  coram  judice.  138.  De  cautione  et  pacis 
securitate  praestanda.     139.  De  poena  pacis   et  securitatis  trans- 
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gressionis.  140.  De  poena  invadentium  et  emenda  invasorum. 
141.  De  poena  mvadentium  aliquem  in  domo  propria.  142.  De 
poena  aliquem  invadentium  aut  laedentium  lapidibus.  143.  De 
poena  praeoccupantium  iter  sive  stratam  regiam.  146.  De  par- 
tiaiitate  evitanda.  147.  De  bis  qui  Be  interponunt  ut  rixantes 
separentur  et  dirimantur.^ 

Das  Friedenbieten  besteht  in  viermaliger  Aufforderung  mit 
steigender  Strafdrohung.  Friede  wird  gegeben  durch  Handgelöb- 
niss:  cautio  in  manibus  judicis^  pax  in  manibus  alterius.  Wird 
Frieden  nicht  gegeben,  so  tritt  Strafe  und  Verhaftung  ein;  der 
Frieden  findet  Ausdehnung  auf  die  Freunde  und  Verwandten. 
Friedbruch  macht  ehrlos  und  wird  gebüsst;  das  erste  Mal  mit 
60  8^,  das  zweite  Mal  mit  dem  Glied,  das  dritte  Mal  mit  dem 
Leben.  Entsprechend  finden  sich  die  Handlungen  des  Zuckens, 
des  Steinwurfs,  der  Wegelage  bedroht. 

Ehrverletzung  zeigt  das  bekannte  Gepräge:  Zomschelte, 
Lügenvorwur^  Entschlagniss,  Wahrheitsbeweis.  Wer  das  dritte  Mal 
nach  der  Entschlagniss  die  Ehre  schändet,  wird  mit  der  Zunge 
angenagelt.  Gap.  45.  Der  Schwörer  muss  wie  in  der  Urschweiz, 
Bern,  Zürich  die  Erde  küssen.  In  Nothzucht  wird  der  sclJechte 
Ruf  der  Genöthigten  berücksichtigt.  Der  Mann,  der  den  ertappten 
Ehebrecher  tödtet,  ist  straflos. 

Die  Einwirkung  fremder  Elemente  ist  nicht  zu  verkennen, 
was  wohl  auf  die  Herrschaft  des  bischöflichen  Stuhles  von  Sitten 
zurückzufiihren  ist.  *  Der  Gotteslästerer  wird  mit  den  härtesten 
Martern  belegt  und  enthauptet.  Oefter  als  in  andern  Quellen  tritt 
die  Talion  hervor.  Die  Straffblge  bei  Ehrverletzung  wird  an  die 
Litiscontestation  geknüpft.  Die  Absicht  wird  stark  betont,  wo 
sie  das  alte  Recht  nicht  erwähnt  •,  der  conatus  erscheint  mehrmals, 
ohne  dass  er  als  allgemeine  Form  aufgestellt  wäre.  Dem  Redactor 
der  Statuten  sind  die  bedeutsamen  anlässigen  Handlungen  des 
alten  Rechts  nicht  verständlich ;  das  an  sich  strafbare  Zucken  des 
Steins  fiült  weg,  ersetzt  durch  den  schädigenden  Steinwurf;  in  der 
Wegelage   tritt   das  Auflauem    zurück  und   die   gemeinrechtHche 


*  HaUer  sagt,  dass  Wallis  am  meisten  von  allen  schweizerischen  Cantonen 
röm.  Recht  aufnahm;  Leu  behauptet,  es  sei  subsidiäres  Recht  in  diesem 
Oaoton  grewesen;  vgl.  Matile,  8.  30. 
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Wegelagerung;  das  Unsichermachen  der  öffentlichen  Strasse  her- 
vor^^  Herdfall  ist  nicht  aufgeführt.  Die  Heimsuche  und  HeraoB- 
forderung  wird  mit  einer  Worterklärung  über  den  Begriff  de» 
Hauses  und  mit  der  Unterscheidung  von  Eigenthums-  und  Mieth- 
besitz  versehen.  Gegenüber  der  lapidaren  Kürze  der  alten  Satz- 
ungen gibt  sich  eine  umsichtige  Ausführlichkeit  und  Verfeinerung^ 
kund. 


V.  Neuenburg. 

Osterwald,  loix  ns  et  coutümes  de  la  sonverainet^  de  Neuchatel  et  Va- 
langin,  1785.  Diesp  erste  und  treffliche  Darsteilung  des  Neaenburger  Rechts 
trat  an  die  Stelle  des  Gesetzes  selbst  Mit  Ansnahme  weniger  strafrechtlicher 
Notizen  in  der  Einleitung  enthält  das  Bach  wesentlich  nur  Civilrecht.  Matile^ 
de  Tautorit^  du  droit  romain,  de  la  coutüme  de  Boargogne,  et  de  la  Caroline 
dans  la  principant^  de  Neuchfitel,  1838.  —  Histoire  des  institntions  jndiciairea 
et  legislatives  de  NenchAtel,  1838.  —  Bayve,  Annales  historiques  da  c^omt^ 
de  NeuchAtel. 

§  19.  Matile  schildert  in  histoire  des  institutions  das  ger- 
manische Recht  als  die  Grundlage  auch  des  neuenburgischen  und 
erklärt  manche  RechtseigenthümBchkeiten  dieses  Cantons  aus  dem 
Festhalten  an  den  alten  Grundsätzen^  während  die  Nachbarstaaten 
von  denselben  abgewichen  seien.  S.  VII.  Ueber  das  ältere  Straf- 
recht selbst  ist  die  Ausbeute  sehr  gering.  In  den  Quellenausgaben 
der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  ist  Neuenburg  wenig  vertreten  und 
fiir  älteres  Strafrecht  nichts  zu  gewinnen.  Erkimdigungen  an  Ort 
und  Stelle  ergaben  kein  besseres  Resultat.  Die  Bedeutung  der 
C  C  C.  fiir  Neuenburg  hat  Matile  trefflich  gewürdigt.  Vgl.  Caro- 
lina.    Das  alte  Stadtrecht  Neuenbürgs  ist  dasjenige  von  Be8an9on. 


VI.   Tessin. 


Franscinij  der  Canton  Tessin,  St.  Qallen  1836.  Die  Rechtsquellen  des 
Livinentlials  in  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XII,  S.  73 — 166.  Das  reiche 
Quellenmaterial  dieses  Cantons  liegt  nbch  in  den  Archiven  nnd  seine  Förderang 
wird  die  Aufgabe  der  in  diesem  Jahre  begründeten  Historischen  Gesellschaft 


^  Vgl.  Tittmann,  Handbuch  1828,  Bd.  II,  8.  586  b.  9. 
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dei  Tessin  sein.  £a  wttre  nicht  überraachtnd ,  aiuser  de^i  Liriner-Reclit 
fiaelitsyerwaiidtflGliail  mit  Wallü  und  Waadt  zu  finden,  da  das  Land  zum  Gebiet 
des  lo^gobardischen  Rechts  gehört  und  bekannt  ist,  wie  viel  germanischen 
Rechtstoff  die  oberitalienischen  Statuten  enthalten ;  es  darf  daher  auch  an- 
gefahrt werden :  Osenbiilggefiy  Strafrecht  der  Longobarden,  1863.  §  8 :  vom 
KonigsfriedeD,  Kirchenfrieden,  Bingfrieden,  Heerfrieden,  Frieden  des  Hanses 
nad  Hofes,  Tom  Haadfiieden  „ta  den  besondem  und  hohem  Frieden  gehört 
auch  dargebotene  und  gelobte  Frieden.'*  A.  a.  O.,  8.  12.  Vgl.  Wilda,  S.  107. 
Das  Recht  des  Livinenthals  hat  die  Bezeichnung  des  letztgenannten  Friedens 
aus  dem  Deutschen  italienisirt 

§  20.  Das  Thal  des  Tessin  vom  Ursprung  bis  Biasca  und 
water,  in  ältester  Zeit  mailändisches  Gebiet  und  seit  dem  14.  Jahr- 
knndart  in  Beziehung  zu  Uri,  gelangte  im  15.  ganz  unter  üri's  Herr- 
.Bchaft  und  blieb  dessen  Landvogtei  mit  selbstgewähltem  Bath  bis 
1798.  Die  Statuten  von  Livinen  sind  in  deutscher  und  italienischer 
Redaction  vorhanden.  In  einem  umerischen  Landrathsbeschluss  von 
1649  heisst  es:  „Das  Landbuch  von  Livinen  (redigirt  nach  1617), 
weil  selbiges  über  100  Jahr  dem  unsem  sich  mehrtheils  gleich- 
förmig befindt  in  Sonderheit  was  Frieden-,  Criminal-  und  Malefiz- 
sachen  betrifft  etc.^  Ein  firüherer  Beschluss  der  Landsgemeinde 
von  1605  erwähnt  dieses  tessinische  Landbuch  ebenfalls  als  dem 
umerischen  mehrtheils  gleich.  Art.  146  desselben  enthält  (6V2 
Seiten)  die  Ordnimg,  wie  der  Eichter  in  Maleiiz  und  das  Laster 
der  Häxerei  betreffend  sich  zu  verhalten  hat.  Was  Malefiz  seie, 
sagt  Art.  145:  Ketzerei  in  Glaubenssachen  oder  fleischlichen  Sünden, 
Unholderei,  Mord  und  die  Rath  und  That  dazu  geben,  Verrätherei, 
Brennen,  Kinderverderben,  Todtschlag,  Strassenrauben,  Falsch- 
münzen,  Nothzwang,  Diebstahl,  Meineid,  falsch  Zeugnus,  Fried- 
bruch mit  Worten,  Brief  auf  Brief  machen,  schwäre  Gotteslästerung, 
llarchstein  verrücken,  Blutschand,  Alpen  und  Almenten  einschlagen, 
Partheyen,  in  Summa  was  Leib  und  Leben  oder  Leibesstraf  und 
Entsetzung  der  Ehren  betrifft  und  soll  jeder  Landmann  schuldig 
sein,  solch  Stuck  anzuzeigen.  Verwandte  ausgenommen.  (Vgl.  153.) 
Jeder  ist  schuldig,  auf  Geschrei  zu  Hülfe  zu  eilen,  144.  Der 
Landvogt  darf  nur  verhaften  in  schweren  Fällen  und  hat  zur  Ent- 
scheidung über  die  Fortdauer  der  Haft  den  Bath  zusammenzu- 
rufen. Es  soll  keine  Person  um  Geldschuld  in's  Gefängniss  ge- 
setzt werden. 

Die  Bestimmungen  über  den  Frieden,  „dell  Fritt",  Art.  141, 
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sind  wörtlich  dem  Urner  Landbuch  entnommen.  Straf  försetzlichen. 
Todschlags  on  genügsam  Ursach  —  das  Schwert;  der  Flüchtige 
wird  anf  ewijg  verbannt  und  sein  Gut  eingezogen ;  Mörder  und 
Strassenräuber  trifft  die  Strafe  des  Rades.  So  Jemand  den  Andern 
verwundet,  soll  er  den  Schaden  abtragen.  Zucken  des  Gewehrs, 
Werfen  des  Steins  —  3  ff ,  Bruch  des  Hausfiiedens  und  Heraus- 
forderung —  30  ff,  Straf  der  Brenner  —  Feuertod.  Namhafter 
Diebstahl  —  Strafe  an  Leib  und  Gut  oder  Ehren  nach  Willkür 
und  Gestalt  der  Sach.  Der  Hehler  wird  bestraft  wie  der  Stehler; 
Nothzucht  —  Schwert.  Fälschungen  werden  sehr  schwer  bedroht. 
Falsch  Eid  mit  Abhauen  der  Schwörfinger.  Bei  Matile^  S.  28, 
findet  sich  folgende  Notiz,  welche  auf  die  C  C  C.  bezogen  werden 
kann.  (Vgl.  Carolina.)  „On  lit  dans  un  recueil  de  droit  civil  et 
criminel  du  XVH"*  sifecle,  que  les  baillis  du  Tessin  devaient  ä 
teneur  de  leur  serment  juger  en  cas  d'absence  de  Statuts  selon  le 
droit  commun  et  ecrit." 


VII.    Freiburg. 

Rechtsquellen:  Zeitachr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XXI,  15.  1 — 105  Uebers.;  Bd. 
XXII,  1882  S.  1->187.  Archives  de  la  Soci^t^  d'histoire  de  Fribonrg.  Der  Canton 
hat  deutsches  und  französisches  Gebiet.  (Durch  Gesetz  v.  1600  wurde  das 
Deutsche  Amtssprache.)  Für  Frevel  ist  beachtenswerth  die  Einungsordnung 
und  die  Bürgermeister-Ordnung. 

In  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  a.  a.  O.,  gibt  Schnell  das  Stadtbuch  von  1506 
und  im  Auszug  deutsche  upd  französische  Öffnungen,  vgl.  besonders  Offaung 
von  Dompierre  und  Eossi,  Ordnung  wider  die  Todschlfiger  v.  1506.  Sehr 
beachtenswerth  die  Landrechte  von  Greyerz  und  Jaun.  Ein  reicher  Fundort 
ist  das  sorgfältige  Yerzeichniss  der  freiburgischen  Gesetzgebung  v.  1249 — 1759 
in  783  Nummern.  In  Untersuchung  der  freiburgischen  Handschriften  gibt 
Schnell  eine  treffliche,  minutiöse  Darstellung  der  Th&Ügkeit  eines  geschulten 
und  begabten  Juristen  an  den  alten  Rechtsquellen  und  sein  Verhftltniss  zu 
den  Räthen  bezüglich  Festhaltung  von  Form  und  Inhalt. 

§  21.  Die  Aufzeichnung  des  Gewohnheitsrechtes  der  Waadt 
wurde  von  Quisard  den  EÄthen  von  Bern  und  Freiburg  gewidmet 
und  in  Freiburg  eingeführt.  *  In  den  freiburgischen  Gesetzes- 
sammlungen  finden   sich   oft  wörtlich    angeführt  Stellen  aus  dem 


*  Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  Xm,  S.  117. 
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Schwabenspiegel  und  der  Nürnberger  Reformation.  Das  Stadtbuch 
von  1503  fuhrt  sich  ein  mit  einem  Lob  auf  die  öffentliche  Ord- 
nung und  mit  scharfen  Strafdrohungen  gegen  Auflauf^  Aufiruhr^ 
gegen  das  Laster  des  Ungehorsams.  Femer  enthält  es  Satzimgen 
über  Nothwehr,  Verjährung,  Versuch  Art.  5,  Messerzucken  Art.  27^ 
Wurfdrohung  Art.  28,  über  Ehrverletzung,  Körpervei'letzung,  Wun- 
dat,  Wurf  und  Stoss,  Anlauf  und  Angriff  mit  und  ohne  Waffen. 
Friedensbestimmungeh ,  Art.  7.  8*  9.  39.  40.  Die  Strafgesetz- 
gebung zeigt  bis  um  das  Jahr  1570  eine  ziemliche  Thätigkeit, 
während  sie  später  bis  1795  zu  ruhen  scheint.  Aus  dieser  Ge- 
setzgebung können  hervorgehoben  werden  die  Bestimmungen  über 
Richtung  unter  den  Partheien,  Blutruns  ausgenommen,  kritische  Tage 
bei  Verwundungen,  Lähmung,  Faustschlag,  öffentliche  Klage  wider 
Todtschläger,  Asyl.  Der  Lügenvorwurf  darf  mit  einem  Backen- 
streich erwidert  werden,  im  Uebrigen  ist  die  Ehrverletzung  be-  , 
handelt,  wie  in  Bern ;  den  Herdfall  finden  wir,  wie  in  Wallis,  nicht ; 
der  gebotene  Friede  scheint  sich  mit  Mühe  gehalten  zu  haben,  wie 
aus  den  oft  wiederholten  Satzungen  über  Tröstung  und  Trostungs- 
brach  hervorgeht.  Das  Stadtbuch  hält  eine  besondere  Begründung- 
des  Friedensrechts  für  nöthig.  Die  Form  ist  oft  breit  und  die 
Bechtssätze  sind  mit  väterlichen  Ermahnungen  und  biblischen  und 
pro&nen  Glossen  versetzt.  Q-anz  fremd  steht  eine  Formel  über 
Versuchs-  oder  Anschlagshandlungen  mit  selbständigem  Strafsatz 
da:  „Welcher  der  ist^  der  einleben  heimlichen  oder  offen  anslag 
widsr  dhein  person  tut,  damit  er  in  understat  an  lip  und  gut  zu 
schedigen  an  unsers  rats  wüssen  und  willen,  der  sol  5  ff  unser 
ßtatt  gelten  und  dorzu  iar  und  tag  leisten."  Die  höchst  in- 
teressante Stelle  zeigt,  wie  durch  Verallgemeinerung  und  Auf- 
stellung eines  allgemeinen  Rechtssatzes  aus  den  bekannten  ein- 
zehen  Handlungen,  welche  die  Absicht  des  Angriffs  an  den  Tag 
legen,  die  weitesttragende  Umwandlung  imd  die  Regel  des  straf- 
baren Versuchs  imd  der  Vorbereitung,  wenn  auch  noch  ohne  Be- 
ziehung auf  ein  specielles  Deüct,  sich  ergeben  kann.  Nachahmung 
der  CCC.   liegt  der  Zeit  imd   dem  Inhalt  nach  unmöglich  vor. 


2^weiteT  Theil. 

Der  Einfluss  der  Garollna  und  der  Reformation. 
Fortdauer  des  alten  Rechtszustandes  und  Uebergang 

zur  Codification. 


Cap.  1. 

Die  Oeltmig  der  CCC.  in  der  Schweiz. 

§  22.  I.  Die  Geltung  der  CCC.  im  Gebiete  det  Sehwdz, 
beziehungsweise  der  Einfluss,  welchen  sie  auf  die  Bechtsprechung 
ausübte,  ist  viel  behandelt  und  io  verschieden  beurtheilt  worden, 
dass  eine  genauere  Untersuchung  von  diesen  Urtheilen  auszugehen 
hat  Bluntschli  (St  u.  R.  Gesch.,  Bd.  ü,  S.  83):  „Die  Carolina 
hatte  för  Zürich  keine  gesetzliche  Autorität  Die  Strafe  wurde  im 
einzelnen  Fall  vom  Rath  bestimmt,  mit  Rücksicht  auf  die  in 
Deutschland  ausgebildete  Theorie.^  Segesser  (Rechtsgesch.,  Bd.  IV, 
S.  175  ff.):  „man  vermied  jede  formelle  Anerkennung  der  CCC. 
als  eines  Reichsgesetzes,  sie  fand  nur  Aufnahme  als  Bdelnomg 
des  Richters."  Blumer  (St  u.  R.  Gesch.,  Bd.  11,  2,  S.  6): 
„man  betrachtete  das  gemeine  Recht  des  deutschen  Reiches  als 
massgebend;  es  ist  unter  kaiserl.  Recht  nicht  ausschliesslich  die 
CCC.  zu  verstehen;  es  macht  sich  eine  patriarchalische  Willkür 
geltend,  welche  mehr  zur  Milde  und  zum  Gnadenrecht  der  Obrig- 
keit hinneigt."  Sigwart-Müller  (St  R.  der  Urcantone,  S.  8): 
„Schwyz  und  Zug  haben  freilich  die  P.  G.  0.  als  Aushülfe,  allein 
die  Praxis  weicht  so  sehr  von  ihr  ab,  dass  diese  Aushülfe  in 
keinen  Anschlag  kömmt."  Stettier  (St.  u.  R.  Gesch.,  S.  111): 
„In  Criminalfallen  war  die  P.  G.  0.  auch  im  hiesigen  Canton 
eine  bedeutende  Rechtsquelle,   zwar    nicht  als  Reichsgesetz,  noch 
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als  Landesgesetz^  sie  hatte  aber  fbr  die  Rechtsprechung  bedeuten- 
des Ansehen.^  Leuenberger  (Studien^  a.  a.  0.,  S.  30):  „Als 
Criminalgesetz  galt  bis  1798  die  CCC,  sie  war  factisch  die  Haupt- 
iiorm  unserer  peinliehen  Gerechtigkeitspflege."  Matile  (de  Tautorite 
^tc,  1838,  S.  35):    „La  CCC.  fut  accueillie  favorablement  dans  | 

toute   la  Suisse.     Cependant   on   se   garda   d'admettre  une  loi  de 
Tadoption  de  laquelle  on  eüt  pu  enferer  une  reconnaissance  de  la 
suzerainete  de  Tempire."    Correvon  (a.  a.  0.,  S.  49):    „peu  apr&s 
Tan  1536,  le  gouvemement  Bemois  adoptait  la  CCC.  et  en  pre- 
scrivit  Tusage   ä  ses  vassaux  ayant  le  droit  de  glaive;"    die  sub- 
sidiäre Geltung   der  Carolina   sei   auch   anerkannt  von  Seigneux, 
Boyve,  Olivier,  Motitache.     Temme  (Lehrbuch  d.  Schweiz.  St.  R., 
1855,  S.  2) :    „Es  galt  bis  vor  Kurzem  in  Neuenbiu-g  gleichwie  in 
den  meisten  Cantonen  der  Schweiz   die  CCC.    Die  CCC.  hatte 
früher  in  Freiburg  Gesetzeskraft  bis  zum  helvetischen   peinlichen 
Gesetzbuch   und  wurde  nach  Beseitigung  des  letztem  wieder  ein- 
geführt." Holtzendorff  (HsmAhuch  d.  d.  St.  R.,  1871,  Bd.  I,  S.  149): 
;,Die  Praxis  der  Cantone  Uri,  Zug,  Nidwaiden,  Appenzell  wurzelt 
theilweise  in  der  CaroUna."     Osenbrüggen  (alam.  St.  R.,  S.  7.  8): 
7,Die  Ccirolina   ist  nie   in   der  Weise,  wie  in  Deutschland,  in  der 
»Schweiz   recipirt,   sondern   lange  nach  ihrem  Bekanntwerden  niu' 
sporadisch  benutzt  worden.     Der   strafrechtliche  Theil  der  CCC. 
hat  während    des    16.  Jahrhunderts    in   der   Schweiz   wohl  kaum 
ii^endwelche    Bedeutung    erlangt;     sie   fasste    langsam  Wurzel." 
Schaiiberg  (imgedr.  R.  Q.,  Bd.  I,  S.  146) :    „Das  angerufene  Reichs- 
recht ist  ohne  Zweifel  die  P.  G.  O."     Ein  Basler  Facultätsgutachten 
von   1803   über   die    Geltung  derselben   (abgedr.   bei  Matile^   de 
rautorite)    sclireibt    ihr  für  die  ältere  Zeit  volle  Gesetzeskraft  zu. 
Diese  Urtheile   gehen  weit  auseinander  und  einzelne  Autoren 
äussern  sich  sogar  an   verschiedenen  Stellen    verschieden,  so  dass 
eine  nähere  Prüfung  geboten  ist. 

§  23.  II.  Finden  wir  positiv  rechthche  Anhaltspunkte  in 
Oesetzen  und  Urtheilen? 

1.  Vor  allem  ist  die  häufig  wiederkehrende  Formel  zu  be- 
achten ^richten  nach  kaiserlichem  Recht",  „richten  nach  Reichs- 
recht". Sigtvart'Müller,  Schauberg,  Seigneiix  und  Andere  haben 
unter  kaiserlichem  oder  Reichsrecht  die  CjCC.  verstanden.  Nun 
hat  aber   schon   das   angeföhrte  Facultätsgutachten   erwähnt,  dass 
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diese  Formel  bereits  vor  der  Zeit  der  C  C  C.  sich  finde  und  Biu- 
nter und  Osenhriiggen  haben  darauf  hingewiesen,   dass,  weil  sie 
schon  vor   dem  Erscheinen   der   CCC.  anzutreffen  sei,  gleichwie 
die    verwandt^i    Bezeichnungen    „Reichsvogt",    „Beichskammer''^ 
welche  alte  Erinnerungen,  aber  keine  rechtliche  Relation  mit  dem 
Reichsrecht  ausdrücken,  nicht  die  CCC.  darunter  verstanden  sein 
könne.    Bestätigend  kann  hinzugefügt  werden,  dass  ein  Zürcher- 
Rathserkenntniss    von    1530  dieses  Reichsrecht    (von  Schauberg 
a.  a.  0.  irrigerweise  auf  die  CCC.  bezogen)  anfährt,  und  dass  die 
Zürcher  Blutgerichtsordnung   in  Thatbeständen,   Strafen,  Process- 
formen   und  Richten  nach    Gnade  selbständiges  Recht   aufweist. 
Bern  gebraucht  die  Formel  ebenfalls  früher  ^  und  änderte  erst  1730 
dieselbe  um  in  Richten  nach  bemischem  Recht;  noch   1756  ga]> 
es  eine  Cour  imperiale.  —  Es  steht  fest,  dass  ^kaiserliches  Recht^ 
und  „Reichsrecht"  nicht  die  CCC.  bezeichnen. 

2.  Seignetix  (Systeme),  dem  die  CCC.  das  vortrefflichste 
Criminalgesetz  ist,  welches  je  existirte  und  welches  er  zur  Er- 
gänzung des  Landesrechts  herbeizieht,  unternimmt  es,  den  Beweis, 
dass  die  CaroUna  Gesetzeskraft  hatte,  aus  zwei  Erlassen  des  Rathes 
von  Bern  aus  den  Jahren  1555  und  1563  zu  fxlhren. 

Er  sagt :  „Je  prouve  que  le  souverain  voulait  qu'elle  fiit  suivie 
dans  le  pays,  par  deux  extraits  tires  de  nos  registres  publiques." 
Beide  Fälle  handeln  von  der  Begnadigung  durch  Landgerichte 
zu  einer  geringeren  als  der  ordentlichen  Todesstrafe,  worauf  der 
bemische  Landvogt  klagte  und  der  Rath  von  Bern  entschied: 
„qu'ils  prennent  bien  garde,  qu'ä  Favenir  ils  chatient  les  criminels 
Selon  leur  d^merite  suivant  le  droit  imperial  et  qu'ils  ne  leur 
fassent  point  de  gräce." 

Jene  beiden  Fälle  sind  aber  von  mehr  als  zweifelhafter  Natur, 
abgesehen  von  der  Berufimg  auf  kaiserliches  Recht.  Es  handelt 
sich  darin  um  das  Recht  der  Begnadigung,  welches  nur  dem 
Landesherm,  dem  Rath  zu  Bern  nach  kaiserlichen  Rechten  und 
verliehener  höchster  Gerichtsbarkeit  zusteht.  Das  ergibt  sich  zur 
Evidenz,  wenn  wir  ein  fast  gleichlautendes  Erkenntniss  des  Rathes 
von  Zürich  fiU*  den  gleichen  Fall  wörtlich  anfiilu^n.     Der  Land- 


*  1521  Letienherger^  Studien.  Ueber  Freiburg  vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R, 
Bd.  XXIII,  S.  55. 
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Yogt  von  Kyburg  beklagt  sich  1530  beim  Rathe  von  Zürich  gegen 
die  gemeinen  Landrichter  zu  Kyburg^  weil  dieselben  Jemand  zur 
Hinrichtung  mit  dem  Schwert  begnadigt  hatten  und  das  Baths- 
erkenntnisB  lautete:  „dass  sie  furohin  richten  soUind  nach  unserer 
Grafschaft  Offiiung  und  .nach  Rychflrecht  also^  dass  sie  uff  gnad 
zuo  richten  nit  macht  haben  söllind^  sondern  sol  gnad  mitzutheilen 
an  unsem  vögten  stan.^ 

Damit  ist  also  nicht  gesagt^  dass  die  Strafe  der  CCC.  an- 
gewendet werden  müsse^  sondern  dass  nur  die  nach  Landesrecht  be- 
ßtinmite  Strafe  und  keine  mildere  ausgesprochen  werden  dürfe^ 
da  die  Begnadigung  zu  einer  geringem  Strafe  dem  Herrn  zustehe. 

Weitere  Beweise  hat  Seigneux  nicht  erbracht,  was  zu  thun 
doch  8.  Z.  leicht  hätte  sein  müssen,  wenn  wirklich  die  CCC.  in 
Geltang  war,*  und  Boyve  (Remarques)  zieht  zwar  oft  die  CCC. 
vergleichsweise  heran,  insbesondere  im  Process,  aber  weder  für 
die  Nachahmung  derselben  im  Gesetzestext  der  Lois  et  Statuts,  noch 
für  die  Anwendung  in  seiner  reichen  Praxis  iinden  sich  Belege, 
viebnehr  bezieht  er  sich  auf  Seigneux. 

3.  Unzweifelhafte  Nachweise,  dass  die  CCC.  der  Recht- 
sprechung zu  Grande  gelegt  wiu-de,  wie  solche  diu'ch  Urtheile 
mit  Anfi'ihrung  des  Gesetzes  und  der  Artikel  gegeben  wären,  sind 
selten.  Dagegen  findet  sich  mehrfach  erwähnt,  dass  solche  An- 
erkennung vermieden  wurde.  Wenn  in  Luzern  und  Appenzell 
1609  und  1696  Kindsmord  mit  dem  Schwert  bestraft  wird,  statt 
mit  einer  hartem  Todesstrafe  —  motivirt  „zu  Verhütung  der  Ver- 
zweifelung^  — ,  so  lässt  die  Motivirung  allerdings  das  Vorbild  der 
(.'arolina  erkennen ;  die  Strafe  aber,  wo  doch  „Bequemlichkeit  des 
Wassers"  vorhanden  war,  ist  nicht  die  der  CCC.  In  Appenzell 
^Tirde  1702  eine  Kindsmörderin  mit  Auspeitschung  und  101  Gul- 
den Busse  bestraft. 

4.  Zweifellose  Akte  der  Gesetzgebung  oder  Verordnung  be- 
ziiglieh  die  Anwendung  der  CCC.  liegen  aus  mehreren  Cantonen 
vor:  Wallis,  Freiburg,  Neuenburg,  Schwyz. 

Im  Anhang  der  Statuta  Vallesiae  findet   sich  Art.  II,  10  der 

•  Correvon^  a.  a.  O.,  S.  48,  bezeug,  dass  nirgends  in  der  Sammlung 
<ier  Gesetze  nnd  Verordnungen  die  CCC.  in  Kraft  gesetzt  sei ;  nichts  desto- 
weniger  anerkennt  er  gestützt  auf  Seigneux  ^  dass  Bern  seinen  Vasallen  seit 
der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  die  Anwendung  der  CCC.  vorschrieb. 
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^Revision  des  Abscheids"  :  „pour  etablir  une  conformite  par  tout  le 
pays  dans  les  procedures  criminelles  ils  est  ordonne  de  suivre  les 
sentiments  de  Froehliehsbourg  a  defaut  duquel  du  plus  doux  des 
auteurs.''     (Commentar  Froehliehsbourg,  1710.  IV.  Aufl.  1727.) 

Der  Canton  Freiburg  hat  durch  Gesetz  vom  28.  Juni  1803, 
indem  er  das  helvetische  Strafgesetzbuch  abschaflFte,  die  Carolina 
mit  Aenderungen  als  Strafgesetz  proclamirt  und  damit  das  frühere 
Recht  wieder  hergestellt  (vgl.  S.  58 — 63,  Bd.  I  der  Gesetzessamm- 
lung). Die  Aenderungen  betreflfen  Milderung  der  Folter,  bloa  Auf- 
ziehen am  Seil,  sie  darf  nur  auf  specielle  Ermächtigung  durch 
das  Appellationsgericht  verhängt  werden,  nur  nach  strenger  Con- 
trole  der  Judicien,  nur  bei  den  schwersten  Verbrechen,  Garantie 
gegen  Verhaftung,  gemäss  der  Constitution,  und  gegen  Fehler  des 
Inquirenten.  (Jedes  Verhörprotokoll  ist  dem  Appellationsgericht 
einzureichen,  welches  das  Weitere  bestimmt.)  Qualificirte  Dieb- 
stähle sollen  mit  dem  Tode  bestraft  werden,  ebenso  drei-  oder 
melufache  Rückfalle,  wenn  der  Werth  des  Gestohlenen  300  Fr.  über- 
steigt. —  (Vgl.  im  Uebrigen  das  organische  Gesetz  vom  Heumonat 
1803,  §  70  «.,  85  ff.,  138  ff.,  162  Sittengericht.) 

Ehe  der  Canton  Schwyz  das  Gesetzbuch  von  Luzem  aus- 
schHesslich  benutzte,  „wurde  diu*ch  das  organische  Gesetz  vom 
14.  März  1835,  Art.  43,  die  Carolina  aufs  Neue  bestätigt  mit  df^m 
Zusatz,  dass  Richter,  Staatsanwalt  imd  Vertheidiger  sich  auf  die  in 
den  verschiedenen  Staaten  eingefiihrten  Strafgesetzbücher  und  ins- 
besondere den  allgemeinen  Gerichtsgebraucli  beziehen  können." ' 

Neuenbiu*g.  In  keinem  andern  Canton  ist  die  Geltung  der 
C  C  C.  so  eingehend  erörtert  worden  wie  in  Neuenburg.  —  Schon 
im  Jahr  1803  wurde  das  angefiilu'te  Gutachten  von  der  Universi- 
tät Basel  eingezogen,  dann  hat  Matile  1838  den  Gegenstand  spe- 
ciell  untersucht  und  trefflich  beurtheilt ;  *  endlich  kam  es  in  der 
Sitzung  des  Grossen  Raths  vom  5.  Juli  1848  zu  lebhaften  De- 
batten, worin  die  Frage  von  so  verschiedenen  Seiten  beleuchtet 
und  von   alterfalu^nen  Beamten   der  Justiz   imd  Verwaltung  bc- 


■  Meyer  v.  KnonaUy  Der  Canton  Schwyz,  8.  219. 

^  Matile  gibt  zu,  dass  die  C  C  C,  ohne  förmlich  als  Gesetz  anerkannt  zu 
zu  sein,  dennoch  in  der  Rechtsprechung  Beachtung  fand  (S.  33.  44.  bes.  96); 
er  sagt  aber,  dass  die  Empfehlung  derselben  an  die  Gerichte  seitens  der  Re- 
gierung im  Jahr  1816  weder  der  Geschichte  noch  der  Praxis  entsprach,  S.  39. 
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antwortet  wurde,  dass  diese  Verhandlungen  über  die  Geltung  der 
CCC.  ein  Interesse  haben,  das  über  die  Grenzen  des  Cantons 
hinausgeht. 

Der  Antrag  im  Cantonsrath  lautete:  „Le  grand  conseil  de 
h  republique  et  canton  de  Neuchätel  considerant  qu*il  est  d'uhe 
haute  eonvenance  que  la  republique  abroge  les  dispositions  penales 
infamentes  du  code  criminel  de  la  Caroline  jusqu'a  ce  jour  en 
vigueur  dans  le  pays,  decrete:  Les  peines  corporelles  telles  que 
le  fouet,  le  carcan,  la  marque  et  autres  semblables  sont  abolies  ,  .  .^ 

In  der  nun  folgenden  Verhandlung,  ob  die  Carolina  Geltung 
habe  oder  nicht,  tritt  sowohl  bei  dem  Antragsteller,  als  bei  andern 
Rednern  die  populäre  Auffassung  hervor ,  die  Anwendung  gewisser 
barbarischer,  der  Zeit  nicht  mehr  entsprechender  Strafmittel  sei 
gleichbedeutend  mit  dem  Strafrecht  und  der  Anwendung  der  CCC. 
und  oft  springt  aus  den  Reden  der  Schwung  des  Jalires  1848  her- 
vor, so  dass  „barbarische  Strafen"  und  „Carolina",  wie  Partei- 
stichworte sich  anhören.  Während  der  eine  Redner  Abschaffung 
verlangt,  erklärt  der  andere,  das  sei  gar  nicht  nöthig,  da  sie  nie- 
mals Gesetz  gewesen  sei  und  von  dritter  Seite  wird  aufgestellt, 
die  CCC.  bestehe  ü^atsächlich  und  man  fordere  die  förmliche  Er- 
klärung, dass  sie  Strafgesetz  des  Cantons  sei.  (Seite  373  ff.  des 
Bulletin.) 

Von  thatsächlichen  Feststellungen  der  Praktiker  ist  hervorzu- 
heben: Der  Präsident  des  alten  Gouvernements  erklärt,  dass  die 
Carohna  nicht  Landesgesetz  sei,  noch  je  war,  dass  niemals  die 
Urtheile  auf  Artikel  der  Carolina  gestützt  wurden  und  dass  gelegent- 
liche Citation  einzelner  Richter  blosse  Geschmackssache,  um  Ge- 
lehrsamkeit an  den  Tag  zu  legen,  gewesen  sei.  Ein  altes  Mit- 
glied des  Criminalgerichtshofes  behauptet  dagegen,  —  was  auch 
von  mehreren  andern  Richtern  bestätigt  wird,  —  dass  die  Carolina 
noch  jüngst  angewendet  und,  olme  förmlich  Gesetz  zu  sein,  doch 
von  den  Richtern  als  solches  betrachtet  wurde. 

Daraus  ist  als  sicher  zu  entnehmen,  dass  die  C  C  C,  ohne 
förmlich  Gesetz  zu  sein,  doch  bei  manchen  Richtern  eine  fast  ge- 
setzliche Autorität  genoss,  was  indessen  nicht  für  ihren  ganzen 
Umfang  der  Fall   war.*     Was  Matile   a.  a.  0.   speciell   aus   der 

*  Nach  Mittheilungen  von  HH.  Prof.  Aime  Humbert  und  Mentha  in 
XeQch4tel  bestätigt 
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neuenburgischen  Strafrechtspflege  anfuhrt,  beweist  gegen  solch 
unbeschränkte  Geltung,  und  der  Redner,  welcher  zum  Schluss  der 
Debatte  bemerkte,  „man  hatte  nicht  die  Carolina,  man  hatte  ein 
Chaos",  liess  zwar  an  G-enauigkeit  Alles  zu  wünschen  übrig,  be- 
zeichnete aber  nicht  übel,  dass  weder  mit  den  angeführten  Einzel- 
heiten, noch  mit  den  allgemeineren  Aufstellungen  das  Verhältniss 
zur  CCC.  genügend  klargelegt  sei. 

Der  Rath  beschloss:  „von  mm  an  kann  die  CCC.  in  Neuen - 
biu^g  keine  Anwendung  mehr  finden",  womit  fiir  die  Zukunft  die 
Unsicherheit  jedenfalls  beseitigt  war. 

Die  Carolina  war  Militärstrafgesetzbuch  der  schweizerischen 
Truppen  in  fremden  Diensten,  in's  Französische  übersetzt  und 
publicirt  1734.« 

§  24.  m.  1.  Aus  dem  Angeführten  ergibt  sich  eine  solche 
Verschiedenheit  in  Bezug  auf  die  Anerkennung  der  CCC.  in  den 
einzelnen  Cantonen',  soweit  feste  Anhaltspirnkte  in  Gesetzen,  Ver- 
ordnungen, Urtheilen,  Rathsverhandlungen  gegeben  sind  —  und  eine 
solche  Unsicherheit  über  das  Verhältniss  der  CCC.  zum  Landes- 
recht und  zur  Gerichtsübung,  selbst  da,  wo  wir  die  eingehendsten 
Berichte  haben,  —  dass  das  Verhältniss  wohl  nicht  leicht  mit 
einem  allgemeinen  Urtheil  genügend  bezeichnet  werden  kann  und 
dass  wir  versuchen  müssen,  auf  einem  andern  Wege  Aufklärung 
zu  finden,  inwiefern  bei  materieller  Rechtsverschiedenheit  zwischen 
der  CCC.  und  dem  Landesrecht  oder  bei  Lückenhaftigkeit  des 
letztem  jene  praktisch  zur  Geltung  gelangen  konnte.     • 

Wir  stellen  zu  diesem  Ende  folgend%Fragen : 

In  welchen  Punkten  stimmen  CCC.  und  Landesrecht  überein 
imd  in  welchen  sind  sie  verschieden?  —  Li  welchen  besteht  ein  grund- 
sätzlicher Gegensatz,  der  die  Anwendung  der  CCC.  ausschliesst, 
—  in  welchen  ist,  weil  ein  solcher  Gegensatz  nicht  besteht,  die  Ein- 
wirkung der  CCC.  als  Verbesserung  oder  Ergänzung  mögUch 
und  nachweisbar  eingetreten?  —  Aus  diesen  bekannten  Factoren 


*  Vgl.  Schneider  in  Schaubergs  Zeitschr.,  Bd.  II,  1874,  S.  237.  Einen 
Fall  furchtbarer  Härte  in  Anwendung  derselben  aas  dem  Jahr  1827  referiren 
Hitzig'%  Annalen,  Bd.  I,  S.  382.  Ueber  das  früheste  „schweiserische  Kriegs- 
recht**,  Tgl.  Temme^  Lehrbuch  d.  Schweiz.  St.  R.,  S.  63,  und  MUtermaieTr 
Archiv  d.  C.  R.,  Bd.  Y,  S.  50.  Seigneux  empfiehlt  sein  Werk  den  Schweiz. 
Officieren. 


87 

moss  sich  ein  sicherer  Schluss  über  den  bestrittenen  Umfang  der 
Anwendung  der  CCC.  ziehen  lassen. 

Soweit  das  Recht  der  CCC.  und  das  Landesrecht  sich 
widersprechen^  kann  von  einer  Geltung  der  Carolina  nicht  die 
Eede  sein.  —  Soweit  Landesrecht  älter  als  die  CCC.  mit  dieser 
übereinstimmt,,  ruht  die  Uebereinstimmung  auf  der  gemeinsamen 
Wurzel  und  kann  aus  dieser  Uebereinstimmimg  nicht  auf  die  Grel- 
tnng  der  Carolina  geschlossen  werden. 

Soweit  endlich  die  CCC.  Rechtsbestandtheile  enthält,  welche 
im  altem  Landesrecht  nicht,  wohl  aber  im  neuern  sich  finden, 
da  ist  die  Uebereinstimmung  zwischen  CCC.  und  späterem  Landes- 
recht als  erwiesene  Einwirkung  der  CCC.  zu  betrachten. 

Die  peinliche  Gerichtsordnung  Kaiser  Carls  V.  und  des  hl. 
Rom.  Reichs  gibt  hauptsächlich  Processrecht ;  das  materielle  Straf- 
recht, worum  es  sich  hier  handelt,  ist  in  den  Art.  104  — 180  ent- 
halten. —  Die  processrechtlichen  Grundlagen  der  Schöffeneinrichtung, 
der  rechtsprechenden  Schöffenstühle  und  Facultäten,  deren  rechts- 
Terständiger  Ratli  so  häufig  angerufen  wird,  die  Ergänzung  aus 
den  gemeinrechtlichen  QueUen,  insbesondere  dem  römischen  Recht, 
die  gelehrten  Gerichtsschreiber  sind  Einrichtungen,  welche  das  ma- 
terielle Strafrecht  der  CCC.  praktisch  bestimmen.^ 

Von  alledem  war  auf  schweizerischem  Gebiet  nicht  die  Rede. 
Es  bestand  in  alter  Weise  die  Rechtsprechung  der  Landgerichte 
neben  der  StraQurisdiction  der  städtischen  Räthe  oder  der  Thätig- 
keit  selbständiger  Appellationsgerichte.  Alte  Rechtsübung,  die 
Statuten  der  Landschaftsrechte,  Gerichtssatzungen,  Blutgerichts- 
ordnungen waren  massgebend  imd  wurden  mit  freiem  richterHchem 
Ermessen  und  Gnade  bei  Recht  angewendet,  so  dass  das  Richten 
nach  der  CCC.  und  deren  vielangerufenem  Rath  der  Sachver- 
ständigen ausgesclilossen  war ;  auch  ist  das  römische  Recht  in  der 
Schweiz  nicht  recipirt  worden.  Beides  musste  als  ^Fremdes"  be- 
trachtet werden  und  wie  eifersüchtig  man  sich  diesem  gegenüber 
hütete,  würde  allein  schon  daraus  zur  Genüge  hervorgehen,  —  wenn 
es  nicht  von  anderer  Seite  wohl  bestätigt  wäre,  —  dass  überall  aus 
politischen  Gründen  die  Anerkennung  oder  Nennung  der  Carolina 
oder  die  Anfiihnmg  ihrer  Artikel  vermieden  ist. 


*  Vgl  Holtzendorfft  a.  a.  0.,  S.  69.  N.  8. 


«8 

2.  Vergleichen  wir  dasjenige^  was  die  CCC.  von  Art.  104 
bis  180  auffuhrt  mit  dem  eigenen  Material^  so  muss  jenem  der^ 
Vorzug  grösserer  Vollständigkeit  und  Durchbildung  vor  unsem 
Quellen  zugestanden  werden  und  Manches  war  wohl  geeignet,  wo 
kein  Landesrecht  entgegenstand,  berathen  zu  werden.  Aber  darauB^ 
darf  nicht,  wie  geschehen  ist,  geschlossen  werden,  dass,  soweit  die 
geschriebene  Quelle  schweigt,  die  Carolina  subsidiär  galt,  oder 
dass  sogar  die  alten  Statuten  schweigen,  weil  sie  voraussetz€n^ 
dass  diese  Punkte  schon  von  der  CCC.  behandelt  seien.*  Dieses. 
Schweigen  ist  ein  althergebrachtes,  weil  die  Hauptverbrechen  ge- 
wohnheitsrechtlich und  nach  Gestalt  der  Sache  bestraft  wurden. 
Das  in  den  Quellen  zerstreute  Material  ist  dagegen  sehr  reich- 
haltig und  bildet  ein  ziemlich  vollständiges  und  eigenartiges  Straf- 
recht, so  wie  es  Osenbrüggen  a.  a.  0.  geschildert  hat,  verschieden 
nach  den  Eigenthtimlichkeiten  und  Sitten  der  Thalschaften  und 
Städte  in  Verbrechen  und  Sti*afen.  —  Soweit  Verzeichnisse  der  altem 
kantonalen  Gesetzgebung  vorliegen,  finden  wir  eine  grosse  Zahl 
strafrechtlicher  Specialgesetze,  welche  ganz  überflüssig  gewesen 
wären,  wenn  man  nach  der  Carolina  hätte  richten  wollen. 

Eine  tiefgehende  Kluft  zwischen  Landesrecht  und  CCC.  be- 
stand in  Bezug  auf  all  jene  Verbrechen,  welche  mit  dem  Friedens- 
recht zusammenhängen  oder  deren  Thatbestand  von  ihm  beeinflusst 
war.  Die  Carolina  hat  nur  vereinzelte  Spiu^n  desselben,  von  dem 
wichtigen  Handfrieden  gar  nichts.  Sei  es  nun,  dass  das  Friedens- 
recht, insbesondere  der  gelobte  Frieden,  bereits  im  Verschwinden 
war,  wie  v.  Bar  anflihrt,®  sei  es,  dass  die  CCC.  dieses  Gebiet 
absichtlich  nicht  berührte,  als  selbstverständlich  und  gesichert  durch 
die  Gewohnheit,*  oder  als  nicht-peinlich  Frevelsachen  betreffend^ 
so  steht  doch  fest,  dass  da,  wo  die  CCC.  neue  Delictsbegriffe 
setzt,  welche  fiiiher  vom  Frieden  bestimmt  waren,  das  fiühere 
Recht  beseitigt  wurde,  soweit  die  CCC.  als  Reichsgesetz  an- 
erkannt wai',  wogegen  selbst  die  salvatorische  Clausel  nichts  ver- 
mochte.    Es   war  immerhin  möglich,   dass   auch   in  Deutschland 


•  Wie  Correvon^  a.  a.  O.,  S.  49,  andere  aufstellen. 

•  V.  Bar,  Geschichte  des  deutchen  Strafrechts,  1882,  S.  91.  Vgl.  die 
Notiz  bei  Wächter y  Lehrbuch,  Bd.  II,  S.  100,  über  das  Friedengeloben  in 
der  Württemberg.  Landesordnnng. 

•  Vgl.  Brunnenmeister,  Quellen  der  Bambergensis,  S.  623. 
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neben  der  C  C  C.  Friedensrecht  fortbestand^  allein  soweit  da& 
Reichsrecht  strafrechtliche  Begriffe  feststellte^  trat  die  Einwirkung- 
des  Friedensrechts  zurück,  wegegen  in  der  Schweiz  die  friedens- 
rechtliche Fassung  der  Begriffe  erhalten  blieb,  weil  einerseits  das- 
Reichsrecht  nicht  anerkannt  war,  anderseits  das  Friedensrecht  in 
aller  Kraft  fortwirkte. 

Greifen  wir  einige  Hauptstücke  heraus. 

Tödtung.  —  Obwohl  die  CCC.  in  der  Unterscheidung  der 
Tödtung  mit  Vorbedacht  und  Tödtung  im  Affect  anschliesst  an 
die  volksthümliche  Würdigung  des  Unehrlichen  im  Vorbedachten,. 
Tückischen,  oder  des  Ehrlichen  in  der  zomraüthigen  offenen  That,. 
deckt  doch  die  Formel  der  CCC.  den  Begriff  der  schweizerischen 
Quellen  nicht.  —  Den  Letzteren  ist  Mord  Tödtung  mit  Fried- 
brach, —  ehrlicher  Todschlag,  solche  im  Streit  mit  Wehr  und 
Gegenwehr  oder  in  Folge  Anreizung,  Angriffs,  Anfalls,  —  un- 
ehrliche Tödtung  solche  ohne  Streit,  gegen  den  Unvorbereiteten, 
im  Ueberfall. 

Diese  Begriffe  stehen  im  innigsten  Zusammenhang  mit  dem 
Friedensrecht  und  da  dieses,  insbesondere  der  gebotene  und  gelobte 
Frieden,  weit  über  die  Zeit  des  Erscheinens  der  CCC.  hinaus 
Mittelpunkt  des  schweizerischen  Strafrechts  blieb,  so  ist  ein  selb- 
ständiger schweizerischer  Rechtsbegriff  festgestellt,  welcher  die  An- 
wendung der  CCC.  ausschloss.  So  sagt  Osenbrüggen:^  r^^^^ 
Entwicklungsgeschichte  des  Mordbegriffs  in  der  mittehilterlichen 
deutschen  Schweiz  zeigt,  wie  das  Strafrecht  eines  Landes  mit 
dessen  politischer  Gestalt  zusammenhängt  und  wie  sich  darin  da& 
sociale  Leben  abspiegelt.  Es  lebte  im  Bürger  ein  lebendiger  Sinn 
fär  ein  umsichtiges,  immer  bereites  Handeln  fiu*  das  Staatswohl,, 
was  sich  vor  Allem  in  dem  Institut  des  Friedens  zeigt.  Der  ge- 
botene und  gelobte  Frieden  hatten  die  Bedeutung  eines  Normale 
im  altschweizerischen  Friedensrecht  und  hievon  hat  man  auszu- 
gehen, wenn  man  den  Begriff  von  Mord  und  Todschlag  bestimmen 
wiU.« 

Nothwehr.  —  Es  ist  schon  ausgeftihrt  worden  (§  13),  wie 
unsere  Quellen  ein  eigenthümliches,  die  Nothwehr  umfassendes  und 
über  diesen  engen  Begriff  hinausgehendes   Recht  der  Abwehr  des. 


*  OsenbrUggen,  Beitrag,  S.  13. 
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ividerrechtlichen  Angriffs  hatten.  —  Die  CCC.  anerkennt  die 
rechte  Nothwehr  nur  zur  Rettung  von  Leib  und  Leben  gegen 
«inen  Angriff  mit  tödtlichen  Waffen,  wenn  „der  benöttigt  an  fer- 
lichkeyt  oder  Verletzung  seines  leibs,  lebens,  ehr  und  guten  leu- 
muts  nicht  entweichen  kan."* 

Selbst  wenn  wir  mit  Zachariae  annehmen  würden,  dass  damit 
die  CCC.  nur  die  Hauptfälle  bezeichnen  wollte, "^  so  läge  dennoch 
eine  Beschränkung  der  Nothwehr  in  diesen  Bestinmiungen  und 
die  Entwicklung  des  gemeinen  Rechts  ist  darin  noch  weiter  ge- 
gangen.®  Q-erade  die  Ausbildung  der  Merkmale  „rechter  Noth- 
wehr" und  des  Beweises  derselben  durch  die  den  Gerichtsgebrauch 
beherrschende  Doctrin  musste  praktisch  den  Kreis  der  berech- 
tigten Abwehrhandlungen,  welche  dem  gemeinrechtlich  festge- 
stellten Nothwehrbegriff  unterstellt  werden  konnten,  immer  mehr 
beschränken. 

Es  ergibt  sich  auch  in  diesem  Punkte  eine  tiefgewurzelte 
Differenz  zwischen  der  CCC.  und  dem  volksthOmlichen  Recht 
unserer  Quellen. 

Der  Versuch  war,  wie  nachgewiesen  wurde,  unsem  Quellen 
nicht  bekannt;  die  CCC.  Art.  178  hat,  den  itahenischen  Juristen 
folgend,  eine  allgemeine  Formel  des  peinlich  zu  bestrafenden  bösen 
Willens,  daraus  etlich  scheinliche  Werke  folgen,  die  zur  Voll- 
bringung der  Missethat  dienstlich  sein  mögen,  aufgestellt.  Formell 
und  materiell  besteht  ein  so  grosser  Gegensatz,  dass  die  Ueber- 
nahme  der  CCC,  die  auch  hier  auf  den  Rath  der  Rechtsver- 
standigen  verweist,  unwahrscheinlich  ist  und  das  Gegentheil  ist 
nirgends  bestätigt.  Formell  liegt  zwischen  der  Constructionsweise 
des  alten  Rechts  und  der  Abstraction  eines  geschulten  juristischen 
Verstandes,  wie  sie  die  ausgebildete  Versuchsformel  darstellt,  eine 


'  Art.  189—142.  156.  Art.  142  lässt  eine  arbiträre  Strafe  zu,  „so  eyner 
4er  ersten  Benötigung  halb  redlich  ursach  zur  Nothwehr  gehabt,  und  doch  in 
der  that  nit  alle  umbstftnde,  die  zu  einer  gantzen  entschuldigten  notwer  ge- 
hören, gehalten  hett.** 

^  Vgl.  Archiv  d.  C.  R.,  1841,  8.  431  ff.  Zachariae^  Bemerkungen  zur 
Lehre  von  der  Nothwehr ;  die  Ausfuhrung,  es  sei  die  C  C  C.  nicht  strenges  Gesetz 
gewesen,  sondern  vielmehr  eine  Berathung  des  Richters ,  hat  Seeger,  a.  a.  O., 
8.  429.  432,  widerlegt. 

^  Bemer  Lehrbuch,  Aufl.  IX,  S.  151.  Meyer,  Lehrbuch,  Aufl.  II,  S.  248. 252. 
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schwer  zu  überbrückende  Kluft.  —  Die  von  HaUchner  charak- 
terisirte^  vom  römischen  Recht  beeinflusste  Richtung  in  Süddeutsch- 
knd;  die  Rechtsinstitute  in  doctrinärer  Form  zu  erfassen  und 
casuistisch  zu  erläutern,'  fand  hier  keinen  Boden. 

Materiell  finden  wir,  dass  jene  Handlungen  als  selbständig 
strafbar  fortbestehen,  welche  unter  Voraussetzung  des  Versuchs- 
begriffs in  diesem  aufgehen,  wie  Zucken,  Wurfdrohung,  Warten, 
Anfidl,  Verletzung  der  Were;  in  andern  Fällen  ist  die  bis  an 
die  Grenze  der  Vollendung  durchgeführte  That  wie  Vollendung 
bestraft,  z.  B.  bei  Diebstahl;  in  schweren  Körpervei-letzungen  wird 
zwar  die  aus  den  Umständen  springende  Bosheit^  Grausamkeit, 
Verletzung  besonderer  Pflichten  und  selbst  die  ausgesprochene 
Tendenz  gewürdigt  —  aber  nach  ethischen  Gesichtspunkten  und 
willkürlich,  ohne  dass  ein  specieller  Dolus  mit  der  Beziehung  auf 
Mord,  Todschlag,  Körperverletzung  als  Versuch  festgestellt  und 
danach  entschieden  wiuxle.     Vgl.  §  9. 

Nach  handschriftlichen  Auszügen  aus  den  Rathsprotokollen 
von  Nidwaiden  über  Criminalsachen  *®  ergibt  sich,  dass  im  17. 
Jahrhundert  arbiträre  Strafen  für  „tendirten"  Ehebruch,  Incest, 
Diebstahl  ausgesprochen  wurden,  worin  vielleicht  fremder  Einfluss 
gesehen  werden  dürfte;  allein  die  Fälle  selbst,  wie  ihre  Bezeich- 
nung, sind  so  wenig  klar,  dass  die  Frage  offen  bleibt,  ob  nicht 
die  unmoralische  strafwürdige  Handlung  in  ihrer  concreten  Er- 
scheinung getroffen  wurde,  ohne  dass  die  Erfordernisse  des  Ver- 
suchs mit  Bewusstsein  bestimmend  waren.  Deschwanden  äussert 
sich  selbst:  „positive  Vorschriften  mangeln,  ein  Akt  fiir  die  Re- 
ception  der  C  C  C.  ist  unbekannt ;  die  praktischen  Fälle,  wo  Ver- 
suchshandlungen bestraft  wurden,  sind  selten,  die  Praxis  will- 
kürlich und  unsicher  und  daher  schwer,  etwas  Sicheres  daraus 
abzuleiten." 

In  vielen  Dingen  stimmen  die  C  C  C.  und  das  Landesrecht 
überein,  weil  beiden  deutsches  Stammrecht  gemein  ist,  wie  ja  be- 
kanntlich nicht  blos  Schwarzenherg  die  deutschen  Elemente  weis- 
lich mit  den  römischen  und  canonischen  verband,  sondern  diese 
schon  von  den  Italienern  unteir  dem  Einfluss  der  oberitalienischen 
Statuten   umgestaltet  wurden.     Oft  wird  aber  gerade   aus  dieser 

*  Vgl.  BrtmnenmHster,  Die  Quellen  der  Bambergensis,  S.  243. 
^'  FrenndUchst  übermittelt  von  Dr.  C.  v.  Deschwanden  in  Stans. 
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Uebereinstimmung  ein  Argument  für  die  Nachahmung  oder  Gel- 
tung der  CCC.  genommen,  zumeist  mit  Hinweisung  auf  gleiche 
Strafmittel  und  gleiche  Bestrafiing  gewisser  Verbrechen,  wie  die» 
z.  B.  in  den  erwähnten  Rathsvevhandlungen  geschah,  wo  ein- 
fach fiir  die  Geltung  der  CCC.  auf  die  Anwendung  gewisser 
Strafen  abgestellt  wurde.  Nun  weisen  aber  unsere  Quellen,  i«rie 
schon  Osenbrüggen  bemerkte,  einen  grossen  Reichthum  eigener 
harter  Strafmittel  auf,  so  dass  kein  Bedürfoiss  vorhanden  war, 
bei  der  C  C  C.  welche  zu  suchen,  und  Hängen  fiir  Diebe,  Schwert 
für  Todschläger,  Rad  fiir  Mörder  waren  althergebracht,  mochten 
nun  die  Begriffe  von  Mord  und  Todschlag  nach  der  CCC.  oder 
gemäss  dem  Friedensrecht  gefasst  sein. 

3.  In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  gewinnt  die 
CCC.  Anerkennung  in  engerem  oder  weiterem  Umfang  als  herr- 
schendes Gesetz,  als  subsidiäres  Recht,  als  blosse  Wegleitung^ 
fiir  den  Richter,  als  zu  beachtende  „raison  ecrite",  wie  die  Neuen- 
burger  Verordnung  sich  ai^driickt.  Sie  wird  Militärstrafgesetz- 
buch fiir  die  Truppen  im  fremden  Kriegsdienst  und  die  zu  diesem 
Zweck  hergestellte  französische  Uebersetzung  wird  den  Regie- 
rungen der  Cantone  zugestellt  und  von  diesen  verdankt.  In  Frei- 
burg, Wallis,  Schwyz,  Neuenburg  ist  die  CCC.  im  einen  oder 
andern  Sinne  zur  Geltung  gelangt  und  die  Autoren  der  West- 
schweiz haben  sie  zur  Ergänzung  des  Landesrechts  als  Vorbild 
hingestellt.  Seiffnetix^s  treffliches  Werk  und  der  geschätzte  Com- 
mentar  von  Boyve  können  mit  ihrer  Verweisung  auf  die  CCC- 
kaum  ohne  Einfluss  auf  die  Praxis  und  die  Umbildung  des  Rechts 
auf  dem  Wege  ergänzender  Gerichtsübung  geblieben  sein ;  immer- 
hin kann  dieser  Einfluss  nur  insofern  als  wirksam  anerkannt 
werden,  als  nicht  positives  Landesrecht  entgegenstand,  und  die 
Klage  Seigneux's  über  die  rechtsungelehrten  Richter,  alte  Rechts- 
bräuche, allzu  grosse  Milde  und  selbst  die  ganze  Tendenz  seines 
Werkes  sprechen  ebenso  sehr  fiir  das  Fortbestehen  alten  Rechts 
und  die  beschränkte  Anerkennung  der  CCC.  als  der  Commentar 
ßoyve's  zu  den  lois  et  Statuts,  welcher  zum  materiellen  Strafrecht^ 
das  eng  an  die  B.  G.  S.  anschlie^st,  nur  wenige  commentirende 
Bemerkungen  enthält,  während  im  Verfahren  oft  auf  die  Carolina 
und  Seigneux  verwiesen  wird,  wie  z.  B.  in  Bezug  auf  Indicien 
und  Anwendung  der  Folter. 
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Cap.  2. 

Die  Reformation. 

§  25.  I.  a)  Die  tiefgehende  Bewegung,  welche  in  sittlicher 
Beziehung  die  Gesinnung,  in  intellectueller  die  Auffassung  in  den 
breiten  Schichten  des  Volkes  bestimmte  und  in  der  Umbildung 
der  religiösen,  ethischen,  socialen,  staatlichen,  rechtlichen  Verhält- 
nisse zum  Ausdruck  gelangte,  musste  auch  dem  Strafrecht  einen 
neuen  Charakter  aufprägen;  und  zwar  hat  sich  die  gleiche  straf- 
rechtliche Wirkung  gezeigt,  soweit  die  gleichen  Ursachen  bestan- 
den, in  Deutschland  wie  in  der  Schweiz  und  hier  selbst  in  den 
kathohschen  Cantonen.  Das  Strafrecht  der  Reformation  nimmt 
die  Richtung  zur  Strenge,  selbst  Härte,  und  ist  in  manchen  Stücken 
eine  Rückbildung..  Die  charakteristischen  gemeinsamen  Grundzüge 
sind  Religion,  Sittlichkeit,  Autorität,  während  die  specielle  Physio- 
gnomie bestimmt  wird  von  der  Verschiedenheit  der  Staatseinrich- 
tungen und  des  bestehenden  Rechts. 

b)   Gemeinsam   ist  Deutschland   und    der   Schweiz    das  Her- 
vortreten  der  Delicte  gegen  Religion  oder  Bekenntniss,  die  harte 
Bestrafung  der  Verbrechen,  welche  die  Kirche  näher  berühren,  wie 
(lotteslästerung,  Ehebruch,  Fleischvergehungen,  —  femer  die  Auf- 
stellung neuer  DeHcte  zur  Aufrechterhaltung  des  Glaubenszw^anges 
und  der  Macht   der  GeistUchkeit ,    welche  nicht  minder  die  straf- 
fertige Pflege   ihres   Ansehens   und   des   Respects  vor   den    Con- 
sitorialgesetzen  sich  angelegen  sein  Hess,  als  die  Pflege  der  Gottes- 
furcht, —  neuer  Delicte  zur  Reinigung  der  Sitten  von  verteufelter 
AVeltlust  und  zur  Einfiihrung  der  Züchtigkeit  in  Handel  und  Wan- 
del.   Gemeinsam   ist  in  Bezug   auf  alle  Verbrechen  die  grössere 
Härte  der  Strafen,   da   die  That   als  Verbrechen   gegen  die  gött- 
liche Ordnung,   als  grosse  Sünde,    strafbarer   erschien,    als  unter 
<len  rechtlichen  Gesichtspunkten  des  Rechtsbruches,  der  Verletzung, 
des  Schadens,    der  Gefahr,    des  Erfolgs    und  aus   dem  gleichen 
Gnmde  musste  auch  auf  die  innere  Seite  der  That  grösseres  Ge- 
wicht' gelegt   werden.      Die    vermeinte   Berücksichtigung    dieses 
innem  Moments  dehnte  sich  aber  nicht  gleichmässig  auf  den  ganzen 
ßuhjectiven  Thatbestand  aus,  sondern    erfasste  einseitig  den  sünd- 
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haften  Willen  ^  die  Offenbarung  der  bösen  Absicht ,  woraus  sich, 
wie  im  canonischen  Hecht  die  übermässige  Ausdehnung  und  die 
strengere  Ahndung  der  Versuchs-  und  Vorbereitungshandlongen 
ergab.  Zur  Durchföhrung  des  Systems  kirchenpolizeilicher  Straf- 
zucht war  die  sittenrichterliche  Censur  und  die  Einsetzung  der 
Angeberei  als  Pflicht  nothwendig. 

Gemeinsam  ist  dort;  wie  hier,  dass  Kirche  und  Obrigkeit 
sich  gegenseitig  unterstützten  und  Schwert  und  Geissel  ebensosehr 
zur  Vermehrung  ihrer  Macht  als  zur  Ehre  Gottes  brauchten.  Die 
Kirche  lehrte  Gehorsam  gegen  die  Obrigkeit ,  der  von  Gott  daa 
Richteramt  gegeben  sei;  um  Sünde  und  Verbrechen  auszmnotten^ 
und  die  Obrigkeit  deckte  mit  dem  Gerichtsschild  zugleich  ihre 
geheiUgte  Autorität  und  die  Kirche ;  von  welcher  sie  geh^li^ 
worden  war.  So  lange  Kirche  und  Staat  um  die  Macht  gerungen 
hatten;  war  die  Kritik  des  Einen  wie  des  Andern  frei;  nun  sie 
verbunden  waren,  wurde  die  Kritik  Verbrechen.* 

cj  Bei  dieser  gemeinsamen  Richtung  in  Deutschland  wie  in 
der  Schweiz  treten  aber  erhebliche  Abweichungen  hervor,  welche 
in  der  staatlichen  und  rechtlichen  Eigenart  der  Länder  und  in 
der  Stellung  und  dem  Charakter  der  Reformatoren  und  ihrer 
Lehren  begründet  sind. 

1.  Die  schweizerischen  Reformatoren  Calvin  in  Genf  und 
ZwingU  in  Zürich  unterscheiden  sich  wesentlich  unter  sich  und 
gegen  Luther.  Beide  gehören  Bürgerstaaten  an,  und  wenn  sie 
auch  die  Autorität  des  Staates  nnd  der  Obrigkeit  erheben,  so  ist 
es  doch  nicht  die  Autorität  eines  unumschränkten  Gebieters.  Die 
ausgeprägte  puritanische  Priesterschaft ,  welche  terroristisch  ver- 
ftihr,  hat  Calvin  in  Genf  eingefllhrt,  wogegen  Zwingli  in  Zürich, 
an  dessen  Spitze  er  stand;  eine  freisinnige  demokratische  Natur 
war  und  im  ELampf  gegen  die  bevorrechteten  Familien  ftlr  poH- 
tischen  Fortschritt  wirkte. 


*  Trefflich  sagt  v.  Bar,  (Geschichte,  S.  131.  187).  „Während  früher 
die  Kritik  von  Recht  und  Staat  zur  Geltung  kam  und  selbst  die  Machtbefug- 
niss  des  Papstes  durch  die  Berufung  auf  die  Lex  nattirae  stark  beschränkt 
wurde,  identificirten  die  Reformatoren  göttliches  und  weltliches  Gebot  and 
Gerechtigkeit  und  rechtfertigten  einfach  nach  der  Bibel  und  Zweckmässigkeits- 
gründen den  Status  quo  ohne  einen  Versuch  der  Vermittlung  zwischen  christ- 
licher Liebe  und  grausamer  Strafe  zu  machen.** 
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„In  der  ganzen  Eidgenossenschaft  hatte  unter  den  hervorragenden 
Milimem  kaum  einer  so  viel  Herz  fürs  Volk^  als  Zwingli^;  auf 
sein  Bestreben  erfolgte  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  auf  den 
zürcherischen  Staatsdomänen  und  die  Erleichterung  der  Zehnten- 
last. Auf  dem  Boden  der  bestehenden  Verhältnisse  war  er  ftir 
mögUchste  Erleichterung.  Die  durchschlagende  Kraft  seiner  kirch- 
lichen und  politischen  Reform  beruhte  auf  Volksanfiagen  und . 
Volksentscheiden  und  er  that  den  Ausspruch^  es  sei  keinem  Fürsten 
zu  trauen^  weil  jeder  im  natürlichen  Gegensatz  stehe  zu  seinem 
Volk.  Gegen  das  Ende  seiner  Laufbahn  wich  er  freilich  von 
diesen  Grundsätzen  ab  imd  stand  und  fiel  in  einsamer  Allmacht,  — 
aber  dieser  Fall  bedeutete  die  Erhebung  politischer  Freiheiten,  wie 
sie  in  den  Kappelerbriefen  besiegelt  wurden.' 

Die  Stellung  Luther's  zu  den  deutschen  Fürsten  ist  ebenso 
bekannt  wie  die  selbstsüchtige  Verkuppelung  der  Glaubensinteressen 
und  f&rstlichen  Ambitionen  vor  und  während  dem  dreissigjährigen 
Eü-ieg.  „Luther  stellte  die  Strafgebote  der  Fi'u'sten  und  Richter 
geradezu  den  göttUchen  Geboten  gleich  und  was  er  selbst  in  dieser 
Richtung  nicht  leistete,  das  brachte  die  nachfolgende  protestantische 
Theologie  zu  Stande,  welche  dazu  diente,  die  Lehre  von  der  All- 
macht des  Princeps  mit  dem  Schimmer  göttlicher  Autorität  zu 
umgeben,  —  sie  predigten  nicht  selten  die  bedingungslose  Unter- 
werfung  unter  die  Obrigkeit  auch  gegenüber  einem  schlechten 
Fürsten  und  begründeten  die  unumschränkteste  Polizeiallmacht."  — 
Treffend  sagt  v,  Bar : "  7,Die  Jurisprudenz  hatte  sich  gegen  zwei 
Feinde  zu  wehren,  gegen  die  bigotte  Theologie  und  gegen  die 
filrstliche  Willkür." 

2.  Eine  wesentliche  Verschiedenheit  zwischen  beiden  Ländern 
ergibt  sich  in  Verbindung  mit  der  charakterisirten  Richtung  der 
Staatstheologen  aus  dem  Umstand,  dass  in  Deutschland  das  rö- 
mische Recht  durch  Gesetzgebung,  gelehrte  Doctrin  und  Recht- 
sprechung recipirt  wurde,  was  in  der  Schweiz  nicht  geschah.  Dem 
römischen  Recht  gehört  die  Lehre  an  von  der  unumschränkten 
Allmacht  des  über  dem  Gesetz  stehenden  Fürsten,  einer  Allmacht,. 


•  Vgl   die  „Schriften  zur  Gedenkfeier  Zwingli's"   von  Alex.  Schweizer 
«nd  S,  Vö'geHn,  Zürich  1884. 

•  Vgl  r.  Bar,  Geschichte,  S.  137. 


welche  in  sich  den  genügenden  Rechtsgrund  jedes  Gebots  und 
jedes  Verbots  und  jeder  Strafe  trug  und  ihre  gefahrlichste  Spitze 
fand  in  den  ausserordentUch  hart  bestraften  Vergehen  gegen  landes- 
herrliche Autorität  und  Interessen.  Nach  Willkür  und  Laune 
ivurden  Delicte  und  Strafen  aufgestellt  *  und  von  Seiten  der  Doctrin 
sogar  empfohlen,  mögUchst  viel  und  strenge  zu  bestrafen.  Die  Ab- 
lehnung der  Reception  in  der  Schweiz,  die  Erhaltung  alten  Rechts 
nnd  das  Fortbestehen  relativ  freier  Zustände  Bossen  solche  Früchte 
nicht  gedeihen  und  wenn  auch  die  gnädigen  Herren  und  Oberen 
oft  gestrenge  Herren  waren  und  in  Angelegenheiten  ihrer  Macht 
das  Blutvergiessen  nicht  gerade  scheuten,  auch  in  den  Chorgerichts-, 
Ehegerichtssatzungen  und  Sittenmandaten  oft  neue  Delicte  und 
Strafen  willkürlich  festsetzten,  so  konnte  doch  jener  ausschweifende 
Despotismus  sich  nicht  entwickeln. 

II.  Nachdem  die  Grundzüge  des  Strafrechts  dieser  Periode 
gezeichnet  sind,  können  wir  ims  darauf  beschränken,  flir  die  Haupt- 
cantone  Zürich,  Genf,  Bern  und  Waadt  bestätigende  Urtlieile  an- 
zuführen, *  und  aus  den  Consistorialgesetzen  des  einen  Cantons  im 
Detail  zu  illustriren. 

Bluntschli  äussert  sich  über  den  Einfluss  der  Reformation 
auf  das  Strafrecht  Zürich's:  „Der  sittliche  Ernst  und  die  Strenge, 
welche  die  Reformation  den  Gemüthem  aufgeprägt  hatte,  machte 
geneigter,  harte  Strafen  anzuwenden  und  schien  das  Bestreben  des 
Raths,  seine  Gewalt  zu  vermehren,  zu  rechtfertigen.*  Im  Gegen- 
satz zum  Bussensystem  der  Landschaft  befestigt  sich  das  Crimi- 
nalrecht  der  Stadt  mit  seinem  Apparate  schwerer,  oft  grausamer 
Strafen  immer  mehr.  Die  wichtigem  Vergehen  gelangten  schliess- 
lich vor  den  Rath  als  Malefizgericht  und  selbst  die  Obervögte 
erhielten  die  Befugniss,  von  sich  aus  strafbare  Amtsangehörige 
körperlich  züchtigen  zu  lassen.  Um  die  Pfarrer  sammelten  sich 
in  den  Gemeinden  die  Stillstände,  Kirchenpfleger  und  Ehegaumer, 
w^elche  Verletzungen  gegen  die  guten  Sitten  rügten,  höheren  Orts 
anzeigten  und  einen  schweren  Eid  zu  thun  hatten,  die  Ehre  Gottes 


*  Vgl.  V.  Bar,  a.  a.  O.,  S.  141  flf. 

^  Ueber  die  strenge  Richtung  in  andern  Cantonen,  Basel»  Glams,  Appen- 
zell etc.,  selbst  katholischen,  wie  in  Lnzem  und  den  Urcantonen,  Tgl.  Blumer, 
8t.  u.  R.  Gesch.,  S.  27.  30. 

*  BhmtschH,  St.  u.  R.  Gesch.,  II.  S.  32. 
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zu  schirmen,  frevelhafte  Aeusserungen,  ärgerliches  Beisammensitzen, 
Ei^emoBs  in  Kleidung  imd  Leben,  Schwören,  Vernachlässigung 
<leä  Eirchenbesuchs,  Uebersitzen  im  Wirthshaus,  unziemlich  fräss 
und  f&llerei,^  Tanzen,  Spielen,  Zutrinken  und  Anderes  zu  strafen, 
zu  warnen,  anzuzeigen. ''  Die  Mandate  zeigen  einen  äusserst  klein- 
lichen und  willkürlich  harten  Charakter  und  diesem  Inhalt  entspricht 
auch  die  seichte,  verschnörkelte  Form,  in  der  die  Gebote  und  Ver- 
bote, unterstützt  von  Reflexionen  über  die  Sündhaftigkeit  der  Welt, 
flas  Wohlwollen  der  gnädigen  Herren  und  die  von  Gott  gesetzte 
Pflicht  des  Gehorsams  gegen  die  Obrigkeit,  gegeben  sind. 

In  Genf  war  1535  die  evangelische  Lehre  als  Staatsreligion 
erklärt  worden  imd  Calvin  erliess  so  di*akonische  Sittenmandate, 
<las8  sich  die  Stadt  empörte  und  ihn  zur  Flucht  nöthigte.  Drei 
«lahre  später  feierte  er  seine  Rückkehr  und  begründete  das  geist- 
liche Regiment  mit  eiserner  Strenge.  Spisame  wurde  enthauptet, 
Servet  verbrannt. 

jjAuf  Verbrechen  gegen  den  Staat  und  die  Staatsreligion,  auf 
Gotteslästerung,  Ehebruch,  Fleischesverbrechen,  Selbstmord  standen 
die  härtesten  Strafen.  Von  Glaubensfreiheit  war  nicht  die  Rede, 
vielmehr  herrschte  der  strenge  Gewissenszwang  und  die  priester- 
liche Einmischung  und  Aufsicht,  nicht  nur  im  öffentlichen,  religiösen, 
{Sittlichen  Leben,  sondern  bis  hinein  in  die  Intimität  der  Familie 
und  der  privaten  Thätigkeit.  Die  geistliche  Censur  und  die  gemeine 
Angeberei  wurde  ziu*  öifentlichen  Einrichtung.  Calvin  hatte  alle 
Gewalt  in  die  Hände  des  ihm  ergebenen  Rathes  gelegt,  der  zu- 
gleich Ankläger  und  Richter  war  und  Jedermann  ohne  Weiteres 
verhaften  konnte.  In  der  Qualification  der  Verbrechen  und  An- 
wendung der  Strafen  heiTschte  die  grösste  Willkür."  ® 

Zwischen  diesem  Recht  und  demjenigen  der  alten  Franchises 
besteht  ein  Gegensatz,  wie  er  stärker  kaum  gedacht  werden  kann, 
und  da  Calvin' s  Geist  auf  Jahrhunderte  Genf  beherrschte,  so  war 
es  erst  einem  Rousseau  und  einer  europäischen  Bewegung  vor- 
l)ehalten,  die  geistige  Knechtschaft  zu  sprengen  unter  Hinweis  auf 
(las  vergessene  alte  Recht.  In  den  Lettres  de  la  montagne  zeich- 
net Rousseau  die  abnorme  strafrechtliche  Stellung  des  Rathes  mit 


^  Bluntschli,  a.  a.  O.,  S.  53.  57. 

'  Flammer,  lois  penales  dHnstruction  criminelle.     Gen^ve  1862. 

P/mmimgtr,  Sebwels.  Strafracht.  7 
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den  Worten :  „La  puissance  du  petit  conseil  est  abBoIue  a  tout 
egard ;  il  est  la  partie  et  le  juge,  il  ordonne  et  U  execute,  il  cito^ 
il  saisit,  il  emprisonne,  iljuge,  il  punit  lui-meme">  und  er  ruft  den 
Genfem  mit  Beziehung  auf  die  Franchises  zu:  „Quoi  vous  perdez, 
etant  libres  des  droits,  dont  vous  jouissiez  etant  sujets!" 

Bern.  Ausgangspunkt  für  die  Consistorialgesetze  ist  das  Kefor- 
mationsedict  von  1536,  Die  umfängliche  Chorgerichtssatzung  von 
1667  hat  einen  besondem  Titel  von  der  Straf  der  Frävlen  wider 
Gott,  von  dessen  Zoni  gesagt  ist,  dass  er  das  ganze  Land  treffe, 
wenn  die  Gotteslästeining  nicht  hart  bestraft  werde.  Ueppige 
Kleider  und  muthwilliges  Tanzen  sind  strenge  verpönt,  weil  sie 
Landplagen  verursachen.  Viel  wird  geeifert  gegen  das  unmenäch> 
liehe  Zutrinken,  Besoffenheit,  gegen  liederliche  Prasser  und  Wein- 
schlauch.  Auf  völlige  Trunkenheit  steht  eine  Busse  von  10  tt, 
jedoch  ist  weise  und  väterUch  ein  Maximaldm*st  mit  einem  ent- 
sprechenden Quantum  Weines  anerkannt.  Hurey  wird  das  erste 
Mal  mit  10  Tagen  Geföngniss  und  Ausschluss  von  Dienst  und 
Amt  bestraft;  der  zweite  Fehler  verdoppelt  und  verdreifacht  die 
Sti'afe ;  der  dritte  hat  Landesverweisung  auf  drei  Jahre  zur  Folge ; 
das  fimfte  Mal  wird  der  Don  Juan  olme  Gnade  mit  dem  Schwert 
vom  Leben  zum  Tode  gerichtet.  Kuppler  imd  Dirnen  werden 
ausgepeitscht.  Ehebruch  zum  dritten  Mal  wird  mit  dem  Tode, 
bestraft. 

Bei  so  harten  Strafdrohungen  konnte  der  Missbrauch  des  Ge- 
setzes zur  Erpressung  gegenüber  Fehlbaren  kaum  ausbleiben  und 
es  wurden  weitere  Gesetze  nöthig  gegen  die  Frauenzimmer,  welehc 
dergleichen  Versuche  unternahmen. 

Trotz  der  Strenge  der  Stmfen  scheint  die  Wirkung  der  Ge- 
setze ungenügend  gewesen  zu  sein,  denn  spätere  Erlasse  erklaren, 
^die  erwachsene  Bosheit  der  Menschen  soll  durch  schärfere  Strafen 
abgeschreckt  werden,  um  das  Land  von  diesem  Gräuel  zu  reinigen.*^ 

Es  ist  augenscheinlich,  dass  erstlich  die  Tendenz  dieser  Ge- 
setzgebimg, dann  die  ausserordentlich  harten  Strafen,  welche  auf 
eine  ganze  Gruppe  häufig  vorkommender  Vergehen  gelegt  waren, 
Vergehen,  die  weder  gemeine  Gesinnung  noch  objectiv  schwere 
Rechtsverletzungen  enthielten,  endlich  die  Willkürlichkeit  dieser 
Gesetzgebung  und  die  strenge  Praxis  Einfluss  üben  mussten  aiff 
das    gesammte    Strafrecht,    wie    dies   beispielsweise   in    der    Ehr- 
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verietzung  liervortritt.  Wer  zum  vierten  M<al  einem  Andern  an 
die  Ehre  redet,  nachdem  er  ihn  drei  Mal  entsehlagen,  .soll  mit  dem 
Schwerte  bestraft  werden. 

In  Durchfuhi'ung  dieses  Rechts  wurde  die  amtliche  Censur 
lind  private  Angeberei  eingerichtet  imd  insbesondere  lieimliche 
•Aufseher  für  die  blühende  Jugend"  bestellt.  Und  w^ie  Eines  dem 
Andern  ruft,  mussten  gleichzeitig  Strafsatzungen  erlassen  werden, 
die  Autorität  der  Beamten  zu  verstärken  und  den  Spott  über  das 
Chcrgericht  wirksam  niederzuhalten.     (Geföngniss.)  • 

So  wenig  Erbauliches  vom  Strafrecht  der  Refonnation  gesagt 
werden  kann,  muss  doch  aus  einem  andern  Gesichtspunkte  zu- 
begeben werden,  dass  dieses  Strafrecht  die  Erneuerung  des  Staats 
und  des  sittlichen  Lebens  wirksam  unterstützte.  Nach  dem  Rausche 
des  ausschweifend  lebenslustigen  Mittelalters  folgte  die  Nüchtern- 
heit der  Reformation  mit  dem  wohlthätigen  Jammer  peinlicher 
Selbstsucht. 

Correvon,  indem  er  die  Einwirkung  der  bemischen  Gesetze 
auf  den  Canton  Waadt  schildert,  äussert  sich  folgendermassen : 
^llnes'agissait  pas  seulement  d'une  conception  nouvelle  de  dogmes, 
roais  encore  d\me  renovation  dans  la  vie  des  individus  et  des 
nations.  De  lä  im  ensemble  de  disppsitions  penales  pour  lutter 
contre  la  comiption  des  moeurs.  Tous  les  pays  ftirent  donc  soumis 
ä  une  legislation  penale  plus  severe  en  ce  qui  conceme  les  d^lits 
contre  les  moeurs.  Tous  les  actes  de  la  vie  publique  et  privee 
des  jngets  sont  Tobjet  de  la  surveillance  du  gouvemement  de 
Beme;  la  manifere  de  se  conduire  fait  Tobjet  de  reglements  minu- 
tietix  prevoyant  des  peines  severes;  le  moindre  acte  d'irregularite 
dans  la  conduite  entralne  de  graves  consequences.  Un  joug  de 
fer  pese  sur  les  sujet«  soumis  ä  la  surveillance  constante  des 
membres  des  consistoires  et  des  representants  du  souverain.  Mais 
ä  plus  d'un  egard  ce  regime  a  eu  du  bon." 


•  Gesetzesansgahe  von  MDCLXVII,  S.  38. 
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Cap.    3. 

Bechtsziistand  bis  zum  helretischen  peinliehen 
Gfesetzbuch.    Der  Wendepunkt. 

A.   Fortdauer  des  alten  Rechts  im  18.  Jahrhundert. 

§  26.  1.  Wenn  es  schon  schwer  hält^  ein  klares  Bild  des 
strafrechtlichen  Zustandes  in  Deutschland  während  der  gemein- 
rechtlichen Periode,  „wo  ein  aus  den  Stellen  des  römischen,  kano- 
nischen Rechts  und  der  Carolina  durch  die  Praxis  zusammen- 
gesuchtes und  construirtes  Criminalrecht  mit  dem  ungeheuren 
Einfluss  der  Beamten  und  weitgehender  Willkür  des  Richters  galt'^, 
zu  geben,  obgleich  eine  gewisse  Einheit  durch  Wissenschaft,  Akten - 
Versendung  und  Grundgesetz  bestand,  so  muss  eine  DarsteUung 
des  gleichzeitigen  Rechtszustandes  in  der  Schweiz  auf  noch  grossere 
Schwierigkeiten  stossen;  denn  ein  grosser  Theil  des  Materials, 
der  freien  Gerichtsübung  angehörend,  ist  verschollen,  Anderes 
liegt  in  Spruchbüchern,  Gerichtsprotokollen  und  Chroniken  zer- 
streut und  ist  aus  den  Archiven  nicht  leicht  zu  gewinnen.  Als 
die  Facultät  in  Basel  1803  über  das  geltende  Strafrecht  in  der 
Schweiz  angefragt  wurde,  fiel  der  Bescheid  sehr  kurz  und  un- 
bestimmt aus. 

Die  Quellen  der  Carolina,  wie  diese  selbst,  waren  von  ge- 
ringem Einfluss  und  die  alten  Gerichtssatzungen,  Blutgerichtsord- 
nungen, Ofinungen,  Amts-  und  Herrschaftsrechte  und  Landbücher 
blieben  in  freier  Anwendung  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  die 
Grundlagen  des  Strafrechts.  Bern  hat  in  der  Ausgabe  des  hel- 
vetischen Strafgesetzbuches  von  1839  friedensrechtliche  Bestimmun- 
gen aus  seiner  alten  Gerichtssatzung  aufgenommen.  Das  Landbuch 
von  Glarus  1807  und  1835  enthält  noch  das  alte  umfangreiche 
Friedensrecht  mit  Satzungen,  deren  Datum  in  die  erste  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts  zurückreicht.  Die  Urcantone  haben  ihre 
Landbücher    bis   in   die   neuere  Zeit   erhalten.  ^     Der  Schlusssatz 


*  Vgl.  Siegwart- Müller,  St.  R.  d.  Urcantone.  Blumer,  St.  u.  R.  Oesch., 
Bd.  II,  2,  S.  19  ff. 
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der  Ordnung  des  Stadtgerichts  Zürich  von  1715  behält  die  be- 
i»onderen  Rechte  der  Städte  und  Landschaften  vor.  ^  Osenhrüggen 
spricht  noch  im  Gerichtssaal  von  1871  von  der  fortdauernden 
(jrültigkeit  der  friedensrechtlichen  Bestimmungen  der  alten  Land- 
bücher und  ist  von  den  Criminalurtheilen  des  gegenwärtigen 
Unterwaldens  wie  von  alten  sinnigen  Schöffensprüchen  angehei- 
melt ^  Aus  seinen  zahlreichen  rechtshistorischen  Publicationen 
sind  manche  neuere  Rechts&lle  zu  entnehmen,  welche  noch  das 
Dasein  uralter  Rechtsgebräuche  darthun.  In  Schwyz  finden  wir 
noch  um  1700  die  liebliche  Richtung  und  Ertheilung  des  Leibes 
an  die  Sippe  des  Getödteten.  In  Glarus  1707  fiir  Todschlag  fünf- 
jährige Verbannung,  ebenda  den  letzten  gerichtlichen  Zweikampf 
und  den  letzten  Hexenprocess. 

Die  fortdauernde  Gültigkeit  alter  Rechtsquellen  besagt  aber 
noch  nicht;  dass  diese  in  allen  Theilen  in  Kraft  und  Anwendung 
waren,  vielmehr  war  Manches  in  Vergessenheit  gerathen,  Anderes 
blieb  nur,  Dank  dem  weiten  richterlichen  Ermessen,  erhalten  und 
wesentliche  Neuerungen  waren  von  mildere»  Sitten  und  veränderter 
Denkweise  eingefügt. 

2.  Die  alten  furchtbaren  Strafen  sind  schon  früh  ausser  Ge- 
brauch gerathen.  Pfählen  und  Einmauern  wurden  in  Zürich  zum 
letzten  Mal  vollzogen  im  15.  Jahrhundert;  das  Ertränken  1615; 
im  18.  Jahrhundert  bildete  Enthauptung  die  regelmässige  Todes- 
strafe. Ptippikofer*  berichtet  von  der  Umwandlung  der  ordent- 
lichen Strafe  des  P&hlens  Ende  des  16.  Jahrhunderts  in  die 
Strafe  des  Schwerts.  Aehnliche  Fälle  referirt  Blumer  a.  a.  0. 
Meyer  v,  Knonau  enthält  in  seiner  Schilderung  des  Cantons  Zürich, 
und  des  Cantons  Schwyz  Verzeichnisse  der  seit  dem  15.  Jahr- 
hundert gefeilten.  Todesurtheile,  w^oraus  sich  fiir  Zürich  folgendes 
Verhältniss  der  Urtheile  und  Strafarten  ergibt,  welches,  wie  für 
Schwyz,  auch  für  das  weitere  Gebiet  der  Schweiz  als  typisch  gelten 
kann.  Im  16.  Jahrhundert  fanden  572  Hinrichtungen  statt,  im 
17.  336;  im  18.  149;  —  im  16.  durch  Feuer  61,  durch  Galgen  55, 


*  PestaltUZy  Sammlung  ziirch.  Statuten  1834.  Bhintuchli,  St.  u.  R.  GescIi.» 
Bd.  II,  8.  49.  317. 

*  Osenbriiggen,  Beitrag,  S.  11. 

*  Der  Canton  Thnrgau,  8    207. 
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durch  Ertränken  53;  im  17.  dui'ch  Feuer  14,  durch  Galgen  10, 
durch  Ertränken  9;  im  18.  durch  Feuer  2,  durch  Galgen  16, 
durch  Rädern  1,  durch  das  Schwert  106.  Von  grosser  Bedeutung 
wird  die  Verallgemeinerung  der  Schweristi^afe  mid  die  Veixlrang- 
ung  des  Rades  lur  Mord  und  Todschlag. 

Wo  die  Städte  über  die  Landschaft  herrschten,  trat  das  Be- 
streben hei'v'or,  das  strengere  Stadtrecht  zur  Anwendung  zu 
bringen  und  die  Frevel  im  weitem  Umfange  dem  Rath  zu  unter- 
werfen, Thürmung  und  Körperstrafe  wiu'den  häufiger  und  die 
Geldbussen  erhöht.^ 

Das  Friedensrecht,  im  16.  und  17.  Jahrhundert  in  Feinheiten 
ausgebildet,  welche,  die  ratio  legis  betrachtet,  schon  eine  Ver- 
änderung in  den  Grundlagen  erkennen  lassen,  besteht  im  18. 
noch  lebenskräftig  fort  und  ist  ein  ständiges  Tractandum  der 
Landsgemeinden  und  Räthe.  Bald  machte  sich  das  Bedürfniss 
geltend,  die  zaUreichen  Friedbrüche  durch  härtere  Strafen  zu 
treffen,  bald  die  harten  Strafen  zu  mildern,  insbesondere,  wo  die 
Friedensverletzung  nur^us  entschuldbarem  Affect  hervorgegangen 
war,®  bald  alle  besondern  Frieden  aufzuheben  oder  allgemeinen 
I^andfrieden  zu  erklären. 

3.  Die  Gesetzgebung  beschränkte  sich  darauf,  die  Haupt- 
i'ibelstände  zu  beseitigen,  die  dringendsten  Bedürfhisse  in  einzelnen 
Bestimmungen  zu  befriedigen  und  die  Praxis  that  das  Uebrige, 
um  mit  den  alten  Satzungen  erträglich  fortzukommen.''  Die  Er- 
neuerungen der  'Gerichtssatzungen  und  Landbücher  bieten  zahl- 
reiche Belege.* 

Das  18.  Jahrhundert,    obwohl  reich    an  Anregung,    hat  hier 


*  Vgl.  Bluntschli,  St.  u.  R.  Gesch.,  Bd.  II,  S.  53. 

*  Blumer,  St.  u.  R.  Gesch.,  Bd.  II,  2,  S.  48. 

*  In  Deutschland  bewirkten  die  Spruchcollegien  die  Weiterbildung  de» 
Rechts  und  die  Milderung  der  harten  Strafen  als  Organe  des  veränderten  Zeit- 
bewusstseins.  Seegei',  Gerichtssaal  1872,  S.  215.  Vgl.  v.  Bar,  Gesch.  d. 
deutsch.  St.  R.  1882. 

*  Vgl.  die  Gerichtssatzungen  von  Bern  1539.  1615.  17G2.  Ueber  die 
LandbUcher  von  Obwalden,  Nidwaiden,  Uri,  Glarus  vgl.  Blumer,  St.  u.  E. 
Gesch.  Bd.  II,  1,  S.  375  ff.  „Das  Landbuch  von  Obwalden  von  1615  trägt  schon 
einen  mehr  modernen  Charakter  als  dasjenige  von  1524",  ebenda  S.  880.  „Das 
Landbuch  von  Nidwaiden  ist  häufiger  erneuert  worden  als  irgend  ein  anderes." 
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keine  grosse  gesetzgeberische  Arbeit  erzeugt,  dafür  aber  bedeu- 
txjnde  literarische  Erscheinungen  hervorgebracht  (vorzügHch  civil- 
rechtliche,  Ostef^wald,  Leu  u.  A.)  und  die  Praxis,  den  Process, 
den  Strafvollzug  'menschhcher  bestimmt.  Zwei  Richtungen  treten 
her\'or.  —  Die  Aufklärung  hat,  ähnlich  wie  in  Deutschland, 
eine  Milderung  der  Criminaljustiz  herbeigeführt.  Bern  veranlasste 
die  Preisschrift  Globig  und  Huster^s  und  beseitigte  die  ausge- 
dehnte Anwendung  der  Folter.  In  Zürich  wurde  sie  nach  dem 
Malefizbuch  1777  zum  letzten  Mal  angeordnet;  auch  Wallis  be- 
schränkte dieselbe  (vgl.  Anhang  zu  den  Statuta  vallesiae).  Seigneux 
spricht  sich  in  derselben  Richtung  aus.  .  In  den  Urcantonen  trat 
ebenfalls  ein  Uebergang  zu  mildern  Strafen  ein.*  In  den  Re- 
gierungsmandaten  von  Zürich  und  Bern  lassen  sich  französische 
Ideen  und  der  Einäuss  Montesquieu'^  erkennen.  (Vgl.  auch  WaltheVy 
Einleitung  zur  Geschichte.)  Wohl  nie  ist  der  Glaube  an  die 
Allmacht  der  Gesetzgebung  grösser  gewesen  als  in  dieser  Periode 
und  nie  von  den  Mächtigen  die  Erziehung  höher  geachtet  — 
ziu*  Stärkung  des  Staates  —  und  doch  ist  Beides  für  das  Straf- 
n^ht  nicht  in  entsprechendem  Masse  fruchtbar  geworden.  Den  ausge- 
prägtesten und  vielseitigsten  Ausdruck  erlangten  diese  Bestrebungen 
in  Pestalozzi'^  Lienhardt  und  Gertrud.  —  Die  andere  Richtung 
is^t  diejenige  des  Despotismus,  welcher  auch  in  der  republi- 
kanischen Form  bequem  sich  äussern  konnte,  wie  übereinstimmend 
von  Blutitschli,  Stettier,  Blumer,  Flammer,  Slegwart-Milller  u.  A. 
bestätigt  ist.  Den  schärfsten  Ausdruck  fand  sie  in  poUtischen 
Processen,  wie  die  Fälle  Henzi  in  Bern,  Suter  in  AppenzeU, 
•Stadler  in  Schwyz  und  viele  andere  dartlmn.*"  Selbst  in  den 
Urcantonen  gewann  das  heimhche  Verfahren  die  Oberhand  und 
die  Landleute  von  Glarus  und  Schwyz  raussten  sich  der  Heim- 
lichkeit der  Zeugenverhöre  ernstHch  erwehren.  Die  Unfrucht- 
barkeit der  Gesetzgebimg  ergibt  sich  z.  B.  daraus,  dass  in  sechs 
Bänden  der  zürcherischen  Gesetzessammlung  von  1757 — 1793  fast 
nichts  strafrechtlich  Bedeutendes  sich  findet,  blos  strenge  Man- 
<late  über  Essen,  Trinken,  Kleidung,  Tanzen  und  ehrbaren  Wandel. 


•  Vgl.  Blumer,  a.  a.  O.,  Bd.  II,  2,  S.  6. 

'•  Vgl.  BluntschU,  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  54.  Blumer,  a.  a.  O.,  Bd.  II,  2, 
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Die  Rechtsprechung  war  ungebunden  und  die  Einwirkung 
der  gemeinrechtlichen  Doctrin  auf  die  Gerichte,  welche  fast  darcb> 
weg  mit  Laien  besetzt  waren,  jedenfalls  sehr  beschränkt. 


B.   Das  alte  Recht  in  der  Neuzeit.    Die  Urcantone. 

§  27.  Mit  dem  helvetischen,  peinlichen  Gesetzbuch  von  1799 
erhielt  die  Schweiz  das  erste  gemeinsame  Strafgesetz,  jedoch  nur 
fUr  kurze  Dauer,  denn  schon  nach  Jahresfrist  mussten  die  ein- 
schneidendsten Veränderungen  vorgenommen  werden  und  mit  dem 
Einheitsstaat  fiel  im  weitaus  grössten  Theile  der  Schweiz  auch 
sein  Recht,    um   dem  frühem  Zustand   wieder  Platz   zu  machen. 

Diese  Thatsache  mid  die  Wichtigkeit  des  Wendepunktes  vom 
alten  zu  einem  neuen  Rechtssystem  erfordert  eine  nähere  Prüfung, 
was  von  altem  Recht  noch  existent  und  lebensfähig  sei  und  in 
welchem  Verhältniss  es  stehe  in  Uebereinstimmung  und  Gegen- 
satz zur  neften  Gesetzgebimg.  —  Wenn  von  einem  einheitlichen 
schweizerischen  Strafrecht  die  Rede  ist,  wird  auch  die  Frage 
praktisch  werden,  inwiefern  ein  alter  Rechtszustand  und  einge- 
wurzelte Landeseigenthümlichkeiten  an  neues  Recht  vertauscht 
werden  können. 

Am  besten  ist  der  Gegenstand  da  zu  untersuchen,  wo  ani 
längsten  altes  Recht  bestand:  in  den  Urcantonen. 

a)  Literatur  und  Quellen,  Grundziige. 

1.  Siegwart- Müller' %  St.  R.  d.  Urcantone  hat  die  Landbücher  eingehend 
behandelt.  Das  Buch  ist  Mittermaier  von  seinem  Schüler  gewidmet  (von 
M.  besprochen  im  Archiv  d.  C.  R.  Bd.  XIV,  S.  611)  und  steht  auf  dem  Boden 
der  damaligen  Bestrebungen,  welche  erwartungsvoll  der  Periode  der  neuem 
deutschen  Particulargesetzgebung  vorangingen.  Der  Autor  sieht  mit  offener 
Geringschätzung  auf  das  Recht  der  Landbücher.  Die  Bestimmungen  über  den 
Frieden  sind  ihm  „Zeugniss  eines  rohen  Volkes;  ein  gebildetes  Volk  kann  sie 
kaum  begreifen** ;  das  Friedensrecht  ist  blos  sicherheitspolizeiliche  Massregel ; 
der  innere  Zusammenhang  zwischen  der  Volkseigenthümlichkeit  und  seiner 
Sittengesetzgebnng  ist  nicht  gewürdigt.  —  Blum  er*  b  St.  u.  R.  Gesch.  behandelt 
das  Strafrecht  meisterhaft  mit  reichem  Material  an  Quellen  und  Urtheilen, 
grossentheils  übergegangen  in  Osenbi'Uggen'a  Alam.  St.  R. 

2.  Quellen.  '  —  Url.  R.  Q.  bearbeitet  von  Ott  in  Zeitschr.  f.  Schweiz. 


*  Vgl.  Blumer,  St.  u.  R.  Gesch.,  Bd.  II,  1,  S.  375  ff. 
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H.,  Bd.  XI  n.  Xn.  (1863/64.)  RechtsfSUe  Bd.  I  u.  X.  Landbuch  von  1608 
aaeh  einem  altem  verlornen  Manuscript  (vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XI)^ 
zom  ersten  Mal  gedruckt  1823.  Geachichtsfreund,  Bd.  I,  VIII,  IX.  Amtliche 
Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  seit  1842.  Entwurf  eines  St.  G.  B. 
nach  dem  Vorbild  desjenigen  von  Luzem  1865.  —  Schw^yz.  Blum  er,  St.  u. 
R.  Gesch. ,  Bd.  II,  8.  376 ;  R.  Q.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R. ,  Bd.  II ,  bearbeitet 
von  Wys8  und  Kothing.  Rechtsf&Ue,  Bd.  I,  X,  VI.  Kothing,  Landbnch  v. 
Schwyz  und  R.  Q.  der  Bezirke.  —  XJntarwalden.  Blumei',  Bd.  II,  3,  8.  377. 
R.  Q.  r.  Deschwanderiy  Zeitachr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  VI,  VII,  VIII,  XXII,. 
Gesetz  über  Begnadigung.  Rechtsfälle,  Bd.  II,  IV,  X.  Obwalden  St.  G.  B. 
T.  18C4.  Nidwaiden,  erste  Sammlung  der  Landesgesetze  145G;  Erneuerungen 
1623,  1731,  1782;  letzte  Revision  1806;  erste  gedruckte  Sammlung  v.  1857. 
Allgem.  Gesetzbuch,  Bd.  I,  1867,  S.  579  d.  St.  R.;  daneben  St.  G.  B.  v. 
Loaern.  —  Olarus.  Vgl.  Blumer,  Bd.  I,  8.  400,  Bd.  II,  8.  386.  R.  Q.  v. 
Blumer,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  V  (ältestes  Landbuch  1448),  VI.  Land- 
bnch gedr.  1807,  erneuert  1835,  neue  Aufl.  1843.  St.  G.  B.  v.  1867.  —  Zug 
Dlumer,  Bd.  II,  8.  388.  R.  Q.  v.  Ott  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  I,  (Stadt- 
n.  Amtsbuch  1432  u.  1566.  Malefizordnung  8.  61).  Rechtsfälle,  Bd.  XII.  Vgl. 
0»enbrUggen,  Geriohtasaal  1870.  — -  ▲ppenaali.  Bluiner,  Bd.  II,  8.  388. 
Aeltestes  Landbuch  v.  Ruesch  1869.  Landbnch  v.  Innerrhoden  (1585),  gedr. 
1838.  Ausserrhoden  (1747),  gedr.  1828.  Appenzell  I,  Gesetzessammlung  v. 
1847—62.  Weniges  über  Polizeivergehen,  vgl.  Bericht  d.  V.  f.  St.  u.  Gef. 
W.  1874.  1880.  Appenzell  A.  Erneuerung  des  Landbuchs  v.  1837.  Gesetzes- 
sammlg.  v.  1848.  St.  G.  B.  v.  1859.  Rechtsfälle.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Rt^ 
Bd.  I,  VI.  Ruesch,  Der  Canton  Appenzell.  Zellweger,  Gesch.  d.  Appenzeller 
Volkes  1830/34.  Schäfer,  Material  zur  Chronik  von  Appenzell.  Ein  Ent- 
warf V.  1870  für  Appenzell  1.  wurde  vom  Volke  verworfen  und  seither  nicht 
wieder  aufgenommen ;  inzwischen  wird  das  St.  G.  B.  v.  Appenzell  A.,  mit  sub- 
sidiärer Geltung  des  Landbuchs,  benutzt.* 

3.  Die  Urcantone  können  trotz  mancher  Abweichungen  im 
Recht  der  einzelnen  Länder  als  einheitliche  Gruppe  betrachtet 
werden. 

Allen  ist  gemeinsam  das  Friedensrecht  und  zu  dessen  Er- 
haltung die  Pflicht  zur  Anzeige  von  Friedbrüchen,  zur  Hülfc- 
leistung,  die  Pflicht  zur  Ehriichkeit  in  Wort  und  That,  zur  Ar- 
beitsamkeit, Massigkeit  und  zur  Ehrbarkeit  der  Sitten,  in  welchen 
Orundzügen  des  Strafrechts  ein  Grundzug  des  Volkscharakters 
gesehen  werden  muss.  Diebstahl  und  Betrug  werden  härter  be- 
straft als  Körperverletzungen  und  selbst  Todschlag.  In  Schwyz 
wurden  noch  1822  zwei  Männer  wegen  Veruntreuung  und  Dieb- 


Mitgetheilt  v.  Herrn  Ständerath  Ruettch, 
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stahl  hingerichtet.^  Der  landesflüchtige  Schuldner  wird  angesehen 
als  Dieb.  Schwere  Strafen  stehen  auf  leichtfertiges  Schulden- 
machen, Brief  auf  Brief  machen,  Veräusserung  anvertrauten  Gats^ 
unziemHches  Uebernehmen  im  Handel  und  auf  Prellerei.  Be- 
triigliche  Falliten  werden  ehrlos  und  an  Leib  und  Gut  gestraft« 
Als  Grundsatz  und  ungeschriebenes  Recht  gilt,  dass  jede  Ent- 
wendung, jede  dolose  Schädigung  strafbar  sei.  Die  Strafe  wird. 
bemessen  nach  Analogie  der  gesetzUch  angeführten  Fälle  und 
nach  den  äussern  und  innem  Umständen  der  That. 

Das  soUde  Wesen  im  Verkehr  ist  imterstützt  durch  Ge- 
setze gegen  unsoliden  Lebenswandel,  gegen  Verschwendung,  Spiel, 
Trunk,  Arbeitsscheu,  Benachtheiligung  der  Familie  aus  Lieder- 
lichkeit und  durch  eine  strenge  Gesetzgebung  auf  ErfiÜlung  ein- 
gegangener Verpflichtungen.  Die  Eigenthümlichkeit  der  modernen 
socialen  Entwicklung,  dass  geschäftliche  Geriebenheit,  bereichernde 
Praktiken,  gelungene  Accommodements  und  Bankrotte,  ein  ge- 
wandtes Sichentziehen  eingegangener  Verpflichtungen,  als  Feinheit 
bewundert  oder  belacht  werden,  wenn  sie  nicht  zum  Zuchthaus 
fähren,  findet  auf  diesem  Boden  noch  ihren  directen  Gegensatz. 
—  Das  „Aufrechtstehen"  und  „das  Wort  wie  Gold"  geben  die 
Ehre  und  sind  vom  höchsten  bürgerlichen  Werth.  Osenbrüggen 
sagt  in  seinen  Rechtsalterthümem  (S.  61):  „Wie  das  Seitengewehr 
das  äussere  Zeichen  der  biu'gerlichen  Ehre  des  Landmannes  ist, 
so  hegt  der  innerste  Kern  seiner  Ehre  darin,  dass  sein 
Wort  Geltung  hat  und  dass  er  als  Biedermann  sein  be- 
schwornes  Wort  als  das  höchste  einsetzen  kann." 

Nach  dem  Landbuch  von  Uri  (Art.  83)  soll  den  Worten 
dessen,  der  seine  Schulden  nicht  bezahlt,  nicht  mehr  zu  glauben 
sein.  In  Nidwaiden  mussten  FalÜten  fort^'ährend  einen  gelben 
Rock  tragen.  (Vgl.  Gesetzbuch  von  1867,  S.  586.)  Das  Land- 
buch von  Glarus  (Art.  152)  sagt:  „Der  FalHt  ist  ehrlos,  von  jeder 
ehrbaren  Gesellschaft  ausgeschlossen  und  zur  Kundschaft  untaug- 
lich. Der  betrügUche  Bankrott  soll  auf's  Schärfste  bestraft  werden." 
(Art.  157.)  Ueberdies  finden  sich  zahlreiche  Satzungen  gegen 
Uebervortheilen  im  Verkehr,  wie  auch  Uri  bestimmt  (Art.  183), 
Gewerb-  und  Handelsleut   sollen   sich  unziemhchen  Gewinns  ent- 


•  Meyer  v,  Knonau,  Der  Canton  Schwyz. 
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halten.  Blnmer  berichtet  (Der  Caiiton  Glarus,  S.  300) :  „Im  Ge- 
schäftsverkehr herrscht  viel  Ehrlichkeit,  so  dass  es  gewöhnlich 
ist,  weder  Obligationen  noch  Zinsqnittungen  zu  nehmen." 

Bei  so  scharfen  Bestimmimgen  gegen  betrügliche  Schädigung 
^langt  die  Zahlungsunfähigkeit  aus  unverschuldeter  Armuth  zu 
gebührender  Beriicksichtigung  und  es  finden  sich  für  die  letztere 
Worte  imd  Wendungen  des  Mitgefiüils,  wie  sie  nur  die  alte 
Bechtssprache  kennt.  —  Eine  Anzahl  socialpolitischer  Strafbe- 
stimmungen sucht  das  Grundeigenthuni  in  der  Familie  oder  Ge- 
nossenschaft zu  erhalten,  dem  Einheimischen  einen  besondem 
♦Schutz  zu  gewähren  und  dem  annen  Mann  gewisse  Erwerbs- 
vortheile  zuzuwenden. 

Neben  diesem  Recht,  welches  eine  höhere  Sittlichkeit  im  Ver- 
kehr fordert,  geht  eine  Sittengesetzgebung  im  engem  Sinne  einher, 
welche  Sittenreinheit  im  Verkehr  der  Gescldechter  zum  Gegen- 
stand hat.  Liederliche  Weibspersonen  werden  nicht  geduldet, 
unehehcher  Beischlaf  oder  vorzeitiges  Beilager,  falsches  Ehever- 
sprechen,  In-die-Ehe-Verkuppeln  und  selbst  allzu  nahes  Walzen 
werden  ernstlich  bestraft  und  ebenso  Schwören,  Fluchen,  Gottes- 
lästerung. 

üass  das  ethische  Moment  in  diesem  Volksrecht*  so  stark 
hervortritt,  kann,  abgesehen  von  localen  Sonderheiten,  nur  vor 
denjenigen  als  Vorwurf  gelten,  welche  grundsätzlich  Recht  luid 
Moral  trennen  wollen.  Doch  scheint  die  innigste  Verbindung  und 
Durchdringung  beider  im  Volksleben  gerade  die  Einheit  und 
Dauerhaftigkeit  desselben  zu  begriinden. 

b)  Die  Landbttcher  von  Glarus  und  Uri. 

§  28.  1.  Unter  den  Landbiichem  sind  diejenigen  von  Glarus 
und  Uri  besonders  hervorzuheben.  —  Glarus  hat  eine  gut  ent- 
wickelte und  milde  Strafgesetzgebung,  welche  den  Gang  der  Ent- 
wicklung vom  ältesten  Landbuch  bis  zum  Strafgesetzbuch  von 
1867  deutlich  aufweist.  Das  1843  gedruckte  Landbuch  unter- 
scheidet sich  nur  wenig  von  demjenigen  von  1807  und  muss 
dennoch  als  sehr  milde  bezeichnet  werden.  Mord  wie  Todscldag 
werden  mit   dem  Schwerte  bedroht,   jedoch   sind   mildernde  Um- 


*  Vgl.  OsenbrUggeiiy  Der  ethische  FActor  im  alten  Recht.  Studien,  S.  1. 
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stände  anerkannt.  Körperverletzungen  werden  leicht  mit  Busse 
gesühnt.  Die  unehrliche  Zured,  modemisirt  als  Ehrverletzung  in 
Wort  und  Schrift,  wird  in  alter  Weise  behandelt,  doch  unter- 
scheidet die  Processordnung  von  1837  Beschimpfung  und  Ver- 
leumdung. Betrügliche  Handlungen,  nächtliche  Schädigimgen  oder 
Beleidigungen  sollen  auf's  Schärfste  bestraft  werden.  Als  beson- 
deres Delict  ist  das  nächtliche  Fenstereinwerfen,  wie  in  Bern,  Uri^ 
Wallis  hervorgehoben.  „Der  Thäter  soll  als  Eidbrüchiger  bestraft, 
lebenslänglich  ehr-  und  wehrlos  und  wenn  er  bei  der  That  ver- 
letzt oder  getödtet  wird,  gebüsst  sein."  Die  friedensrechtlicben 
Bestimmungen  enthält  das  Landbuch  noch  im  alten  Umfange. 
Die  Strafen  des  Friedbruchs  sind  aber  bedeutend  gemildert,  was 
nicht  ohne  Abschwächung  der  Begriffe  geblieben  ist.  Die  Process- 
ordnung von  1837  enthält  in  §  9  und  10,  Tit.  I,  ein  vollstän- 
diges Verzeichniss  der  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  dem  Cri- 
minalgericht  unterstehen,  und  der  modernen  Strafmittel :  Schwert^ 
Zuchthaus,  Kettenstrafe,  Einsperrung  (helvet.  St.  G.  B.),  Landes- 
verweisung, Geldbusse,  in  schimpflichen  Fällen  Prügel.  Die  Strai- 
drohung  lautet  oft:  soll  auf's  Allerschärfste,  auf's  Schärfste  oder 
blos  emsthch  bestraft  werden;  die  Strafe  soll  nach  den  Um- 
ständen erhöht  oder  gemildert  werden. 

2.  Uri.  —  Sein  Landbuch  ist  in  mehr  als  einer  Beziehung 
unrichtig  beurtheilt  worden.  Es  hat  thatsächlich  mehr  neueres 
Recht  aufgenommen  und  altes  verloren  und  hat  zahlreichere  Be- 
stimmungen über  Verbrechen  als  irgend  ein  anderes  Landbuch. 
Es  ist  unrichtig,  den  Art.  254  als  Grundlage  des  umerischen 
Strafrechts  zu  bezeichnen,  vielmehr  findet  sich  im  Landbuch 
zerstreut  eine  grosse  Zahl  strafrechtlicher  Bestimmungen  über 
Tödtung,  betrügliche  Handlungen,  Fälschung,  Ehebruch,  Bigamie^ 
Verführung  von  Pflegebefohlenen,  Kuppelei,  Verheimlichung  der 
Schwangerschaft  und  Niederkunft,  Diebstahl,  Verletzung  der  Were 
in  diebischer  Absicht,  Nachtfrevel  und  Eigenthumsschädigimg^ 
Ehr\'erletzung,  Pasquill,  Verbreitung  schädlicher  oder  unsittlicher 
Schriften  u.  a.  m.  Der  Art.  261  behandelt  Körperverletzung, 
Hausfriedensbruch  oder  Heimsuche,  Herausforderung,  schwere 
Drohung,  Freiheitsberaubung,  Nöthigung,  Erpressung  und  übei'- 
dies  das  Friedensrecht.  Der  Art.  254  gibt  blos  eine  Aufzählung 
von  zum  Theil  nicht  mehr  vorkommenden  Malefizsachen. 
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Das  urnerische  Strafrecht  hat  einen  eigenthiimlichen  und 
strengen  Charakter.  Der  Standpunkt  des  Staates  und  die  Au- 
torität der  Behörden  treten  stärker  hervor  als  anderswo.  Als 
Malefiz  steht  an  der  Spitze  der  Verbrechen  Vergehung  wider 
das  hoheitUche  Ansehen,  Aufruhr  und  aller  Eingriff  in  landes- 
herrliche Rechte.  Rath  und  Gerichte  sind  zur  Heindichkeit  ver- 
pflichtet, jeder  Bürger  zur  Anzeige  von  Verbrechen  und  Freveln. 
Der  Landfrieden  ist  in  der  allgemeinsten  und  strengsten  Form 
aufgestellt,  so  dass  jedes  Dehct  ab  Friedbruch  erscheint,  wodurch 
der  moderne  Begriff,  jedes  Verbrechen  sei  ein  Bruch  der  Rechts- 
ordnung oder  des  Friedens  im  Staate,  eingeftihrt  ist.  ^Der  Land- 
frieden ist  stetswährend  und  jeder  Angriff  oder  Eigengewalt  ein 
Friedbruch."  Sogar  das  Recht,  den  Herausforderer  zurückzu- 
werfen und  selbst  zu  verletzen,  ist  aufgehoben;  es  soll  sich  Nie- 
mand bei  Strafe  auf  Herausforderung  einlassen  *  und  selbst  wer 
einen  Andern  im  Seinigen  auf  Schand  und  Laster  trifft,  soll  die 
Nachbarn  herbeirufen  und  ihn  der  Obrigkeit  zur  Bestrafung  über- 
geben. 

Das  strafbare  Zucken  und  die  Wurfdrohung  sind  überge- 
gangen in  die  neuere  Form  der  Verletzung  durch  Wurf  oder 
Schlag  imd  in  die  gefahrliche  Drohung  von  Verbrechen.  Die 
Cantion  oder  das  Friedensgelöbniss  hat  sich  in  der  Bestimmimg 
ausgeprägt,  dass,  wer  gefahrlich  droht,  vom  Richter  zum  Gelöb- 
nis» angehalten  wird,  den  Andern  nicht  zu  schädigen  bei  Strafe 
des  Meineids.  Die  Strafdrohungen  sind  härter,  die  Geldbussen 
höher  als  in  andern  Cantonen  der  Urschweiz.  Ein  Entwurf  von 
1865  nach  dem  Strafgesetzbuch  von  Luzem  wurde  nicht  Gesetz; 
es  wird  aber  das  genannte  Strafgesetzbuch  zu  Rathe  gezogen. 
(Gesetz  über  Begnadigung  vom  2.  Mai  1880.) 

3.  Die  Strafen  der  Landbücher  sind,  selbst  Uri  nicht  aus- 
genommen,^ verhältnissmässig  mild  und  so  eigenthümlich,  dass 
«ie  falsch  beurtheilt,  wer  nicht  Land  und  Leute  würdigt  und  die 
Geschichte  kennt 

Die  Todesstrafe  ist  selten  auf  bestimmte  Verbrechen  gesetzt.* 

'  Kidwaiden  bestimmt:    „Wer  bei  nächtlichem  Unfug  über  geschehene 
Warnung  verletzt  wird,  hat  den  Schaden  an  sich  zu  tragen.*^ 
'  Tjusser,  Der  Canton  Uri,  1834,  S.  75. 
'  Vgl.  Siegwart-Müller,  St.  R.  d.  Urcantone,  S.  108. 
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Uri  beschränkte  sie  durch  Landsgemeindebeschluss  auf  Mord 
und  schwere  Brandstiftung.-  In  Nidwaiden  ist  sie  trotz  sehr 
schwerer  Fälle  seit  1818  (Mutter-  imd  Gattenmord)  nicht  in  An- 
wendung gekommen.  Obwalden  fällte  seit  80  Jahren  kein  Todes- 
urtheil.  j^Die  Rechtspflege  wird  nach  Sitte,  altem  Gesetz  und 
Uebung  mit  ebenso  viel  Menschlichkeit  als  anderswo  verwaltet^ 
Juristen  sind  keine  im  Lande."  *  Die  Milde  des  Glamer  Straf- 
rechts bestätigte  das  Glamer  Volk  in  seiner  Landsgemeinde  von 
1884;  indem  es  imter  dem  frischen  Eindruck  eines  schändlichrm 
Raubmordes,  durch  einen  Fremden  an  der  Frau  des  Wirthes  be- 
gangen, dennoch  die  Wiedereinfiihrung  der  Todesstrafe  ablehnte. 
Auch  die  Landsgemeinde  von  Appenzell  ist  mit  der  Verwerfung 
der  Todesstrafe  neulich  vorangegangen. 

Diese  Milde  ruht,  wenn  wir  auch  absehen  von  der  allge- 
meinen Beziehung,  welche  Montesquieu  zwischen  der  Strafe  und 
der  Verfassung  gesetzt  hat,  in  erster  Linie  auf  der  von  jeher 
und  oft  getadelten  Neigung  von  Laienrichtern  zu  milden  Strafen,  — 
so  exemplarisch  sie  in  besondem  Fällen  strafen  können,  —  auf  der 
Gerichtsverfassung  und  der  Gewohnheit  des  Richtens  nach  Gnade. 
Früher  richtete  in  Uri  der  Malefizrath  von  100  Mitgliedern,  in 
Schwvz  der  zweifache  Landrath  von  200,  in  Nidwalden  alle  Bür- 
ger  über  30  Jahre  und  so  grosse  CoUegien  sind  selten  geneigt 
zur  Anwendung  der  Todesstrafe.  In  neuerer  Zeit  sind  kleinere 
Gerichte  an  deren  Stelle  getreten.* 

Die  Milde  des  Strafrechts  findet  ebenso  schlichten  als  wahren 
Ausdruck  in  der  Bezeichnung  des  Verbrechers  als  eines  armen 
missethätigen  Mannes,  in  der  Entgegennahme  und  dem  grossen 
Gewicht  der  Fürbitte  seiner  Sippe,  in  dem  „Richten  nach  Um- 
ständen imd  Gestalt  der  Sach"  tmd  in  der  eigenthümlich  an- 
gepassten  Strafe,  wodurch  die  Besonderheit  des  concreten  Falles 
zu  voller  und  gerechter  Würdigung  gelangt. 

Früher  kam  in  schweren  Fällen  die  Verurtheilung  zu  den 
Galeeren  nach  Frankreich  oder  Italien,  in  leichtem  die  Ver- 
schickung in  fremden  Kriegsdienst  zur  Anwendung,  später  wurden 
schwere  Verbrecher   in    den  Zuchthäusern    der   grossem   Cantone 


*  Businger,  Der  Canton  Unterwaiden,  1836,  8.  100.  194. 

*  Vgl.  OreW,  Strafrichterämter* 
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imtergebracht  Es  ist  von  Siegwart- Müller,  Ruesch,  Blumer  u.  A. 
bemerkt  worden,  dass  der  Mangel  an  geeigneten  Strafanstalten  viel 
dazu  beitrug,  gewisse  antiquirte  Strafniittel  noch  zu  fristen.  Heute 
ist  dies  anders,  indem  selbst  Uri  und  Zug  wohleingerichtete  mo- 
denie  Strafhäuser  in  Bezug  auf  Raum,  Licht,  Heizung,  Ventilation 
etc.  besitzen. 

Die  Prügelstrafe  hat  sich  in  den  Cantonen  mit  Beschränkung 
auf  Männer  und  Vagabunden  lange  gehalten.  Das  grösste  Aufsehen 
erregte  1865  der  Fall  eines  Typographen,  der  dem  Volk  von  Uri 
in  selbstgesetzter  Broschüre  seine  Aufklärung  über  „die  Glück- 
seligkeit der  Menschen,  Tradition  und  Vernunft,  Gottheit  und  Natur," 
bringen  wollte  und  dafiir  20  Streiche  mit  einer  Birkenruthe  erhielt 
von  Rechtswegen.  Es  war  w^ohl  der  letzte  Fall  der  Anwendung, 
denn  durch  die  ganze  Schweiz  fanden  Volksversammlungen  statt, 
in  den  eidgenössischen  Käthen  A^nirde  die  schärfste  Verurtheilung 
ausgesprochen  und  die  damals  in  der  Revision  begriffene  Bundes- 
verfassung erhielt  einen  eigenen  Artikel  gegen  die  Prügelstrafe. 
Der  Fall  hat  aber  durch  die  Presse  euix)päisches  Aufsehen  ge- 
macht und  so  viel  vulgären  Abscheu  erzeugt  gegen  die  schwei- 
zerischen Demokratieen  und  ihre  barbarische  Justiz,  dass,  um  das 
richtige  Mass  zu  finden,  hingewiesen  werden  muss  auf  die  Ge- 
wohnheit de«  Auspeitschens  selbst  von  Frauen  in  Gefängnissen 
des  deutschen  Culturstaats,  •  wobei  unerörtert  bleiben  darf,  wo  die 
bessere  Entschuldigung  liege,  ob  auf  Seiten  der  handfesten  Berg- 
mannen  mit  alten  Sitten  und  altem  Recht  oder  auf  Seiten  der 
feinen  Leute,  neuen  Rechts  und  kluger  Theorieen. 

Eine  Anzahl  von  Strafinitteln,  zum  Theil  bis  in  unsere  Zeit 
hinein  in  üebung,  sind  nur  aus  Land  und  Volk  heraus  begreiflich 
und  entsprechen  dem  heutigen  Begi'iff  von  Strafe  nicht.  —  Man 
möchte  sie  Ersatzmittel  der  Strafe  nennen,  welche  rein  einem 
weiteren  Besserungsprincip ,  das  sich  nicht  auf  Besserung  durch 
Zufugung  von  Uebel  beschränkt,  entstammen.  So  die  Strafzusätze 
des  regelmässigen  Beichtens,  Kirchenbesuchs,  des  Anhörens  einer 
bestimmten  Predigt,  des  Wallfahrens.    Dergleichen  ist  nur  möglich, 


•  Holtzendorfff  Deutsche  Strafrechtszt^.  1866,  S.  600.  Temmey  Lehrbuch 
d.  gem.  d.  8t.  Rechts,  S.  166:  1869  Tvurde  sie  ge^en  Frauen  in  Landarmen- 
Häusern  Preussens  durch  Erlass  abgeschafft. 
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wo  noch  ein  tiefer,  religiöser  Sinn  lebendig  ist.  Es  liegt  ein  pa- 
triarchalischer  Zug  in  den  naiven  Strafsätzen,  welche  den  Thäter 
der  Züchtigung  durch  den  Vater,  der  Aufsicht  der  Freundschaft, 
der  häuslichen  Einschliessung  überweisen,  oder  den  Wein,  dt-n 
Besuch  der  Gesellschaft  oder  gar  des  Meitli '  verbieten.  Der  Misse- 
thäter  soll  knieend  sein  Urtheil  vernehmen.  In  den  Dreissigerjahren 
forderte  der  herrsclxende  gestrenge  Herr  Landammann  einen  Staats- 
verbrecher vor  dem  versammelten  Rath  väterlich  auf:  „Chnü  abe, 
du  gottlose  Frideli."  Uralt  sind  die  Strafen  des  Haarabschneidens, 
der  Veruitheilung  zu  einem  Morgenbrod  fiir  die  gnädigen  Herren 
oder  zu  20  Maass  Wein  fiir  die  Kapuziner.  Das  Stehen  an  der 
Kirchenthür  mit  der  Rutlie  in  der  Hand  erwähnt  auch  Qrimm 
als  Brauch  in  Schweden,  Frankreich,  wie  in  Deutschland.*  Dit* 
beschämenden  Strafen  des  Vorknieens  in  der  Kirche,  des  Stehens 
an  der  Kirchenthür,  der  Ausstellung  auf  dem  Lasterstein  sind 
lange  in  Anwendung  geblieben,  •  ohne  den  anstössigen  Charakter, 
den  solche  Strafen  unter  modernen  oder  städtischen  Verhältnissen 
und  nach  unsem  Begriffen  haben  müssten.  Der  Staat  stellt  den 
Missethätigen  beschämend  mid  zum  Exempel  vor  Augen,  wie  der 
Lehrer  den  ungezogenen  Jungen  vor  die  Klasse. 

c)  Die  Rechtsprechung  in  den  Cantonen  ohne  Codifleaüoii. 

§  29.  1.  Gegenwärtig  sind  ohne  Strafgesetzbücher  Uri,  Nid- 
walden  und  Appenzell-Innerrhoden,  von  welchen  irrthümlich  be- 
richtet iiird,  dass  sie  „tlieilweise"  nach  der  Carolina  richten. 
Thatsächlich  wird  schon  längst  in  Uri  und  Nidwaiden,  soweit  das 


'  Urtheil  aus  Nidwaiden,  mitgetheilt  von  C.  v.  Deschtcanden,  Eigen- 
thümlich  ist  auch  die  Forderung  von  Daumenschrauben  von  Seiten  des  An- 
geschuldigten zu  seiner  Purgation,  1731  in  Nidwaiden. 

'  Grimm^  Rechtsalterthttmer,  S.  871 :  ^Man  pflegte  die  Gerichtskosten 
a,lsbald  fröhlich  zu  vertrinken/   Haarschneiden  S.  702.  Thürstehen  S.  714.  726. 

*  Die  citirten  RechtsfUUe  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  aus  den  Jahren 
1851 — 1863  aus  Nidwaiden,  Obwalden,  Appenzell,  Zug,  Uri  zeigen  noch  die 
Nebenstrafen  des  Vorknieens,  Kirchenbesuchs,  Beichtens,  der  Ausstellimg  mit 
-der  Ruthe,  der  Stellung  unter  «Aufsicht  der  Freundschaft,  Ruthenhieb,  Schellen- 
werk  mit  Schnabel  (Obwalden).  Nach  Mittheilung  von  Herrn  StShderath  Ruesch, 
In  Appenzell-Innerrhoden  ist  seit  1870  das  Ausstellen  nicht  mehr  in  AnwenduQg. 
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eigene  Recht  Lücken  hat,  das  St.  G.  B.  von  Luzem  berathen, 
Nidwalden's  Strafrecht  ist  in  Titel  XI  seines  allgemeinen  Gesetz- 
buches von  1867  in  alphabetischer  Anordnung  enthalten,  „wobei 
jener  Verbrechen  nicht  Em^^ähnung  gescliieht,  welche  nach  ge- 
meinen Rechten  an  Leib,  Leben,  Freiheit,  Ehre  und  Gut  bestraft 
werden."  Appenzell-Innerrhoden  ist  seit  Jahren  mit  dem  Entwurf 
eines  St.  G.  B,  beschäftigt  und  zieht  inzwischen,  soweit  sein  Land- 
bueh  nicht  ausreicht,  die  Strafgesetzbücher  benachbarter  Cantone, 
lioÄonders  dasjenige  von  Appenzell- Ausserrhoden,  zu  Rath. 

Es  ist  klar,  dass  bei  solcher  Sachlage  das  grösste  Gewicht 
auf  die  Praxis  filllt.  —  Indem  wir  hier  das  Verhältniss  von  Praxis 
lind  Strafgesetz  näher  untersuchen,  wird  der  strafrechtliche  Zu- 
stand nicht  nur  in  diesen  Cantonen,  sondern  auch  in  den  andern  für 
jene  Zeit  aufgeklärt,  wo  sie  von  ihrem  alten  Recht  übergingen 
zn  neuen  Strafgesetzbüchern. 

Vorerst  ist  festzustellen,  dass  zur  Kenntniss  des  wirklichen 
Strafreclit»  in  den  Cantonen  alten  Rechts  es  nicht  genügt,  das 
•geschriebene  Recht  zu  kennen ;  das  Volk  ist  conservativ  imd  rührte 
nie  gern  an  seinen  alten  Satzungen,  welche,  wenn  antiquirt,  einfach 
ausser  Gebrauch  fielen  und  sogar  bei  Revisionen  pietätvoll  wie- 
der hinübergenommen  wurden.  Man  darf  daher  aus  den  alten 
noch  geltenden  Landbüchem  nicht  einfach  die  Existenz  mittel- 
alteriichen  Rechts  entnehmen.  Als  1711  in  Nidwaiden  der  Antrag 
auf  Revision  des  Landbuches  gestellt  wurde ,  weil  viele  Artikel 
»ich .  widersprechen  und  verworren  seien,  wurde  der  Antrag  von 
den  Landleuten  abgelehnt,  „weil  die  Revision  vermuthlich  noch 
mehr  Verwirnmg  gebären  wi'u*de".  Wenn  das  Landbuch  von  Uri 
in  Artikel  254  noch  von  Unholderei  und  Ketzerei  spricht,  kennt 
doch  Niemand  mehr  ein  solches  Verbrechen.  Nach  den  Land- 
büchem und  einigen  neuem  Strafgesetzbüchern  müsste  das  Friedens- 
recht noch  bestehen,  während  die  Erkundigung  im  Lande  selbst 
andre  Ergebnisse  liefert.  —  Die  Praxis  ist  bei  diesem  Zustande 
«ehr  frei,  aber  nicht  so  willkürlich,  dass  nur  die  schwankende 
Auffassung  des  Augenblicks  entschiede.  Vielmehr  bildet  sich  das 
Recht  in  der  Gerichtsübung  mälig  fort  in  unmittelbarer  Verbin- 
dung mit  dem  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  und  dem  Zeitgeist, 
im  guten  Sinne  des  Wortes.  Der  concreto  Fall  wird  nicht  von 
Juristen  zergliedert,  sondern  von  angesehenen,  mit  dem  Volksleben 

PftnmfHff^r,  Schweiz.  Stntfirecbt.  ^ 
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und  mit  dem  Gerichtsgebraucli  vertrauten  Männern  abgewogen^ 
wobei  vorzüglich  der  subjective  Thatbestand  und  die  ethiflcbe 
Seite  zur  Geltung  gelangen  und  die  Strafe  nach  ahnlichen  Fällen 
und  Gnade  bei  Recht  gesprochen  wird.  Die  Einfachheit  der 
Lebensverhältnisse  und  der  Fälle  begl'mstigt  diese  Rechtsprechung. 

Ein  barbarischer  Zustand  war  das  nicht  und  —  worauf  en 
ankommt  —  das  Volk  befand  sich  dabei  wohl;  freilich  steht  er 
in  grellem  Widerspruch  zu  unserer  gesetzreichen  Zeit,  allein  bei 
den  Schattenseiten  darf  man  das  Licht  nicht  übersehen  und  jeden- 
falls ist  es  emsthch  zu  würdigen,  wenn  ein  so  tüchtiger  Criminalist 
wie  Temme  gegenüber  der  modernen  Gesetzmacherei  mit  Wohl- 
gefallen von  jenem  Strafrecht  spricht.* 

2.  Soweit  wir  von  der  altem  Praxis  in  den  Urcantonen  Kennt- 
nis haben,  mt'issen  wir  gestehen,  dass  die  Verschuldung  gewissen- 
haft geprüft  wurde,  und  dass  das  Verhältnis  von  Verbrechen  und 
Strafe  ein  angemessenes,  gerechtes  ist.  Der  Mangel  liegt  darin, 
dass  der  concreto  Fall  überwiegend  massgebend,  die  Jmsprudenz 
vemaclilässigt  ist.  Wir  finden  keinen  präcisen  Thatbestand,  keine 
sichere  Unterordnung  des  Falles,  keine  nähere  Bestimmung  der 
besondem  Form  der  Theilnahme,  keine  speciellen  Strafzumessungs- 
gri'mde,  keine  sorgfältigen  Erwägungen  und  Begründungen.  Die 
wissenschaftliche  Rechtsprechung  legt  die  ganze  logische  Operation 
klar,  während  sie  dort  nur  in  Bruchstücken  und  im  Verhältniss 
von  Verbrechen  und  Strafe  erkennbar  ist.  Damit  ißt  aber  nicht 
gcisagt,  dass  jenes  Mittelglied,  welches  die  kunstvolle  juristische 
Zergliederung  und  Verbindung  bloss  legt,  gar  nicht  vorhanden 
sei ;  viel  melir  ergibt  sich  aus  den  Bruchstücken  und  dem  Resultat, 
dass  reifliche  Prüfung,  Erfahrung  und  Logik  dem  Spruch  zu 
Grunde  liegen  und  nur  die  Art,  das  Urtheil  zu  finden,  eine  and«*e 
ist;  der  ganze  logische  Process  ist  in  abgekürzter  und  unmittel- 
barer, vergleichbar  der  Weise,  wie  Gescliwomo  urtheilen.  —  Die 
neuere  Praxis  in  den  Cantonen  ohne  Gesetzbücher  steht  wesentlich 


*  Vgl.  Temmey  Lehrbuch  des  prenss.  St.  R.,  S.  390.  ,,Die  geschriebenen 
Gesetze  sind  der  Beruf,  aber  auch  der  Fluch  der  modernen  Staaten."  Ein» 
ausführliche  Begründung  dieses  Standpunkts  findet  sich  im  Archiv  d.  C.  B.» 
1854,  S.  686.  598.  60t  gegenüber  Onenbrüggeny  ebenda  S.  160.  Vgl.  auch 
Mittermater,  Archiv  d.  C.  R.,  1856,  8.  281. 
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auf  demselben  Boden,  jedoch  finden  wir  eine  sehr  sorgfältige  Unter- 
suchung und  Herstellung  des  fiictischen  Thatbestandes  und  ge- 
wissenhafte Begründung  des  Urtheils.  *  Durch  die  Anträge  und 
Audiuhningen  des  öffentlichen  Anklägers  und  des  Vertheidigers 
kommen  die  Richter  in  die  Lage,  die  neueren  Rechtsbegriffe  zu 
würdigen,  sich  darüber  auszusprechen  und  in  der  Strafzumessung 
»ie  zu  berücksichtigen,  aber  noch  liegt  ihnen  die  strenge  juristische 
Technik  fem. 

3.  Verglichen  mit  der  scharfsinnigen  Dialektik  und  eleganten 
formellen  Sicherheit  in  den  Urtheilen  von  Benifsrichtern  und 
obersten  Gerichtshöfen  ist  jene  Rechtsprechung  gewiss  eine  sehr 
mangelhafte,  wie  ja  ähnlicherweise  die  Funktionen  der  Geschwornen 
anfechtbar  sind.  Indessen  darf  —  damit  nicht  der  Vergleich  zu 
der  80  gewöhnlichen  wegwerfenden  Beurtheilung  führe  —  nicht 
ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  jene  formelle  Sicherheit  noch 
lange  nicht  die  Sicherheit  des  unanfechtbaren  Entscheides  gibt. 
Temme  hat  im  Archiv  fi'u*  die  strafrechtlichen  Entscheidungen  der 
obersten  Gerichtshöfe  Deutschlands  gezeigt,  wie  zweifelhaft  und 
anfechtbar  diese  sind  und  selbst  die  strafrechtlichen  Entschei- 
dungen des  Reichsgerichts  mussten  wohlbegründeten  Widerspruch 
erfahren.  Die  bedeutendsten  Juristen  haben  ihre  beste  Kraft  ein- 
gesetzt, entgegengesetzte  Rechtsansichten  über  die  einfachsten  Dinge 
überzeugend  darzulegen  und  die  Doctrin  hat  mit  ungeheurer  Ge- 
lehrsamkeit und  Subtilität  dazugefiihrt,  dass  man  am  Ende  ebenso 
unfähig  zur  Gesetzgebung  wie  zur  Rechtsprechung  war.  Die 
Doctrin  Hefert  Beispiele  genug,  wo  die  scharfsinnigste  und  con- 
sequenteste  Folgerung  Unsinniges  hervorbrachte.  Richtiges  Er- 
kennen und  Urtheilen  ist  nicht  ausschliesslich  abhängig  vom 
Apparat  gelehrter  Prüfiing  und  Begründung.  Wie  oft  müssen 
nicht  bei  modernen    Strafgesetzbüchern   Ausgleiche  herbeigefiihrt 


^  Vgl.   die   sorgfältige  Untersuchung   über  Schusswirkungen   und  Glaub- 

'         Würdigkeit  des  Geständnisses  in  Nidwaiden  1860,  —  die  Erwägungen  mit  Be- 

zognahme  auf  allgemeine  Grundsätze  d.  St.  R.  in  Uri  1860,  —  in  Appenzell  sehr 

^naae  Untersuchung   und   Erwägung   betreff.   Diebstahl,   1861,  Bd.  I,  IV,  X 

der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.     Vgl.  ferner  die  unsichere  Bestinmiung  der  Theil- 

I        Qsbme  in  Nidwaiden  nnd  in  Uri,  ebenda  Bd.  II,  S.  3,  Bd.  I,  S.  20,  —  die  Ab- 

I        wSgvng  der  Schuld,  die  Strafmehrnngs-  und  Mildernngsgründe,  die  Milde  gegen 

jagendliche  Verbrecher  (besonders  Fall  Zgraggen)  in  Uri. 
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werden,    die   nicht   befriedigen.     Auch    die  Jurisprudenz  hat  ihre 
Antinomien.     Oft    sind    die   Entscheidungsgri'inde    eines   Urtheils 
nicht  wirklicher  Grund  desselben,  sondern  haben  nur  den  Zweck 
einer  Prämisse,    die   keiner    Begründung  fkhig  ist  eine  rechtliehe 
Begründung  zu  substituiren.  —  Die  grossen  Fortschritte  in  der  Ge- 
setzgebung hat  man  nicht  der  Doctrii\  zu  verdanken,  sondern  den 
grossen  Umwandlungen  des  Staats-  und  Volkslebens  und  grossen 
principiellen  Forderungen.  Das  Verlangen  nach  der  Jury  und  volks- 
thümlichen  einfachen  Gesetzbüchern  hat  die  moderne  Strafgesetz- 
gebung entscheidender  beeinflusst,  als  es  je  die  Doctrin  vermochte, 
und  manche  Controverse,   welche  die  letztere  nie  gelöst  hätte,  ist 
mit   Beiseitesetzung    des    theoretischen  Mittelgliedes  praktisch  aus 
einer    unmittelbaren   Anschauung    heraus    entzweigeschnitten   und 
trefflich  gelöst  worden.     Als  die  Schöpfung  des  deutschen  Reichs 
ein  neues  Strafrecht  verlangte,  wurden  sehr  einsichtig  die  Praktiker 
berufen  und  das  Gesetz  unter  Hochdruck  herausgezwungen.   Hätte 
Deutschland   warten    müssen,   bis    die  Wissenschaft  sich  geeinigt 
hätte,  so  würde  es  wahracheinlich  heute  noch  kein  Strafgesetzbuch 
haben.    Die  theoretische  Durchbildimg  in  Gesetzgebung  imd  Recht- 
sprechung  wird  Niemand  verkennen,    —   wo    sie   noch   nicht  ist, 
muss   sie   angestrebt   werden.    —  Man   darf  sie   aber  auch   nicht 
überschätzen,    damit   nicht  ihre  eigenthümlichen  Mängel  sicli  ver- 
schärfen  und    man    darf  nicht    eine    Gesetzgebung    und    Recht- 
sprechung unterschätzen,  wenn  sie  nicht  alle  Mittelglieder  mit  wissen- 
schaftlicher Schärfe  entwickelt,  denn  das  letzte  Ziel  des  Strafrechtes 
ist,  dass    die  Verbrechen  im  concreten  Fall  die  angemessene,  ge- 
rechte Strafe  finden,  wie  es  der  geschichtlichen  und  gegenwärtigen 
Entwicklung  und  dem  Volksrechtsbewusstsein  entspricht. 

d)  Das  heutige  Friedensrecht. 

§  30.  Die  Landbücher  von  Uri,  AppenzeU-Innerrhoden  und 
Glainis  (1835  und  1843)  enthalten  das  Friedensrecht,  insbesondere 
die  Bestimmungen  über  das  Friedbieten  im  alten  Umfange.  Das 
Gesetzbuch  Nidwalden's  von  1867  hat  noch  bedeutende  Reste  und 
die  modernen  Strafgesetzbücher  von  Glarus  1867  imd  Appenzell- 
Ausserrh.  1878  enthalten  je  einen  Artikel  über  Ungehorsam '  gegen 
das  Friedgebot. 


rv  !r  »-TT." 


117 

Der  §  52  des  Strafgesetzbuches  von  Glarus  lautet :  „Wer  bei 
Streitigkeiten  aufgefordert  wird,  vom  Streite  abzustehen  und  diesem 
Friedgebote  keine  Folge  leistet,  ist  mit  einer  Geldbusse  bis  zu 
60  Fr.  zu  bestrafen.  Sollte  er  sich  auch  noch  thätlich  am  Fried- 
gebieter vergreifen  so  gilt  dies  als  Schärfungsgrund  der  Strafe  der 
^lisshandlung.^  Die  Pflicht,  Frieden  zu  gebieten,  und  eine  ent- 
sprechende Strafdrohung  wegen  Unterlassung  besteht  nicht  mehr. 
Blumer  bemerkt,  es  sei  schon  zu  seiner  Zeit  die  Verpflichtung 
im  Landsgemeindeeid,  bei  Schlaghändeln  Frieden  zu  bieten  und 
zu  nehmen,  den  Meisten  unverständlich  gewesen.  Ueber  die  gegen- 
wärtige Geltung  des  §  53  theilt  mir  a.  Verhörrichter  Dr.  Legier, 
Advocat  in  Glarus,  mit,  es  sei  ihm  in  langjähriger  Praxis  kein 
Fall  der  Anwendung  dieses  Paragraphen  bekannt,  und  eine  Um- 
firage  bei  Landleuten  ergab,  dass  sie  weder  von  der  Existenz 
eines  solchen  Paragraphen  noch  von  einem  derartigen  Recht  eine 
Ahnung  hatten. 

Das  Gesetzbuch   von  NidwiUden    1867    enthält  noch  Bestim- 
mungen über  Friedgebot,  Herausforderung,  Partheien,  Anlass  bei 
Schlaghändeln,  bösliches  Waffentragen.    Ueber  die  Praxis    erklärt 
der   berufenste    Kenner,    Dr.    C.  v.  Deschwanden ^    es    sei    das 
Friedensinstitut  aus  dem  Bewusstsein  des  Volkes  und  der  Behör- 
den verschwunden;   in  40 jähriger  Praxis    sei   ihm  kein  Fall  der 
Anwendung   bekannt.    —    Aus  Appenzell- Ausserrii.    erzählt  Ösen- 
i         Irüggen  in   den   Rechtsalterthümem   (S.  41),   dass   ihm  noch  ein 
Augenzeuge  den  Vorgang  des  Friedbietens  bei  entstandenem  Streit 
geschildert  hat.     Gefl.  Mittheilungen  des  Hm.  Ständerath  Ruesch 
I         zufolge  existirt  in  Appenzell-Innerrh.  das  Institut  des  Friedbietens 
I         noch  bei  Raufereien   und   namentlich   bei   tiefer   Feindschaft    das 
Friedensgelöbniss  vor  dem  Richter. 


C.   Auflösung  des  alten  Rechts.    Uebergang  zur  Codificatlon. 

Wir  haben  gesehen,  wie  bereits  im  18.  Jahrhundert  in  einigen 
Cantonen  die  Berücksichtigung  der  CCC.  Fortschritte  machte, 
wahrend  in  andern  das  Gewohnheitsrecht  sich  erhielt  und  blos 
die  nothwendigsten  Concessionen  an  veränderte  Zeitverhältnisse, 
wie  die  Erneuerungen  der  Landbücher  darthun,  gemacht  wiurden, 


118 

wie  endlich  bis  in  unsere  Tage  in  den  Urcantonen  altes  Becht 
neben  modernen  Gesetzbüchern  fortbestand. 

So  war  denn  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  der  Boden  zur 
Au&ahme  neuen  Rechts  und  einer  Codification  nach  den  Mustern 
des  französischen  Code  und  des  bayerischen  Strafgesetzbuches 
verschieden  vorbereitet,  je  nachdem  das  Landesrecht  Verändemngen 
erlitten  und  fremdes  Recht,  vorzüglich  das  gemeine  deutsche  Straf- 
recht, Einfluss  erlangt  hatte. 

In  allen  Cantonen  aber  muss  einmal  der  Bruch  mit  der  alten 
Rechtsordnung  eingetreten  sein,  ob  er  nun  stückweise  und  lang- 
sam vor  sich  ging  oder  ob  er  bei  strengem  unvermitteltem  Gegen- 
satz alten  und  neuen  Rechts  eintrat  ^  wo  das  letztere  der  Fall  ist, 
lässt  sich  um  so  deutlicher  erkennen,  wie.  der  Uebergang  von 
dem  einen  zum  andern  Rechtssystem  sich  vollzogen  hat,  —  was 
von  Veraltetem  preisgegeben  wurde,  —  was  sich  erhielt  und  in 
neue  Form  überging,  —  was  sich  als  feste  bewährte  Ginmdsätze 
landeseigen thümlich  entwickelte,  werth  der  Erhaltung  und  Ver- 
voUkomnmung,  und  was  von  Gutem  Unverdientermassen  in  Ver- 
gessenheit gerieth,  aber  für  die  Weiterbildimg  noch  fruchtbar 
sein  kann.  Schon  Osenbrüggen  hat  die  Thatsache  als  merk^vür- 
dig  erwähnt ,  dass  Cantone  der  Urschweiz  „den  Sprung  vom 
Mittelalter  in  die  Neuzeit  mit  einem  modernen  Gesetzbuch"  ge- 
than  haben. 

Wir  stellen  nun  folgende  Fragen : 

1.  Wie  war  es  denn  mögUch,  mit  andern  Worten,  wie  ist 
es  gekommen,  dass  altes  in  Form  und  Wesen  eigenthümliches 
Volksrecht  sprungweise  durch  ein  modernes  Gesetzbuch  ersetzt 
werden  kann?  —  2.  Wie  verhält  sich  jenes  alte  Recht  zu  der 
älteren  Gesetzgebimg  Feuerbach' scher  Richtung?  —  3.  Wie  verhält 
es  sich  zimi  modernen  Strafrecht? 

a)  Anflösang  und  Umbildung. 

§  31.  Der  Uebergang  zu  neuem  Recht  war  längst  durch 
folgende  Vei'änderungen  in  den  Grundlagen  vorbereitet. 

1.  Das  alte  Recht  ruht  auf  dem  einzelnen  Mann  und  der 
freien  Verbindimg  mit  Seinesgleichen.  Der  Einzelne  verschafft  sich 
gegen  den  Gegner  Anerkennung   durch  die  Waffe,  die  ihm  auch 
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in  der  Freundschaft  und  bei  den  Genossen  die  Ehre  gibt.  Ehre 
und  WaflFen,  „Ehr  und  Gewehr"  werden  gleichbedeutend.  Daraus 
ei^bt  sich  jener  Zug  von  Männlichkeit,  der,  wenn  auch  gewalt- 
sam und  roh,  zugleich  oflfen  und  ehrlich  ist  und  sich  in  den  Einzel- 
heiten des  Rechts  ausspricht,  —  femer  die  Neigung,  bei  Conflicten 
an  die  Waffe  zu  appelliren,  weitgehende  Selbsthülfe  zu  üben,  der 
Drohung  durch  den  Schlag  zuvorzukommen,  kurz,  das  Ganze  des 
Friedensrechts.  In  den  Urcantonen,  wo  die  alte  Markgenossen- 
8ckift  als  ökonomisches,  und  die  altgermanische  bewaffnete  Lands- 
gemeinde als  politisches  Band  fortdauerte,  blieb  jenes  Recht  noch 
wurzeln,  als  längst  die  Sitte  des  steten  Waffentragens  und  der 
schrankenlosen  Selbsthülfe  aufgehört  hatte  und  der  Einzelne  im 
stärkeren  Zwange  des  Staatsganzen  sich  fiihlte;  allein  selbst  hier 
gibt  sich  früh  schon  die  Veränderung  kimd,  in  der  Beschränkung 
der  Thädigung  in  def  Ersetzung  der  Verbannung  durch  die 
»Schwertstrafe  und  in  dem  veränderten  Charakter  der  Bussen  und 
Strafen.  —  Dem  Zurücktreten  des  Einzelnen  folgt  auf  dem  Fusse 
das  Vordrangen  der  öffentlichen  Gewalt,  vorzüglich  in  den  Städten, 
«aber  auch  in  den  Urcantonen,  wo  die  Ausbildung  eines  militärischen 
treschlechterregiments  Unterordnung  des  Einzelnen  und  Verstär- 
kung der  Sta^itsmacht  bedeutete.     (Vgl.  Uri.) 

2.  Das  Friedensrecht  wird  durch  die  Verschiebung  der  Fun- 
(lamente  nicht  aufgehoben,  sondern  besteht  fort  und  wird  zum 
Theil  benutzt  zur  Verstärkung  der  staatlichen  Autorität,  wie  z.  B. 
in  der  Benutzung  der  Denunciationspflicht,  der  Pflicht  Hülfe  zu 
leisten  bei  Auflauf  und  Aufstand,  des  Friedgebots  durch  Be- 
)>chrankung  auf  Beamte.  Aber  schon  zeigen  sich  die  Anzeichen 
des  Ver&lls.  Einzelne  Satzungen  verlieren  ihre  Bedeutung,  das 
Recht  der  Selbstliülfe  wird  sorgföltig  abgegrenzt  und  beschränkt. 
Die  Satzimgen  gegen  Umgehung  der  Friedensbestimmungen  mehren 
»ich,  die  Strafen  des  Friedbruchs  müssen  verschärft  und  doch 
wieder  bei  der  Häufigkeit  der  Fälle  herabgesetzt  werden.  Es 
^ird  noth wendig,  allgemeine  Frieden  zu  verkünden  und  bald 
in  regelmässigen  kurzen  Fristen  alle  speciellen  Frieden  aufzu- 
heben. —  In  dem  Masse,  als  das  Friedensrecht  zerbröckelte,  zer- 
fiel der  Kern  des  alten  Rechtssystems.  Mochten  die  Satzungen 
auch  noch  fortbestehen,  so  wich  nach  und  nach  die  erhaltende 
Kraft  im  lebendigen  Gefiihl  und  Bewusstsein  der  Menge,  so  dass 
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schliessHch    die    bestehende   Satzung   nicht   mehr  verstanden  und 
geübt  wurde.     (Vgl,  Grlarus.) 

3.  So  war  denn  das  bestehende  Recht  in  seinen  Grundlagen 
erschüttert  und  besass  nicht  mehr  die  volle  Widerstandsf^gkeit 
gegenüber  dem  Andringen  fremder  Rechtsbegriffe,  welche  die  Au- 
torität eines  grossen  Gesetzes  und  einer  überlegenen  Lehre  fui- 
sich  hatten.  So  konnte  der  gemeinrechtliche  Begriff  von  Mord 
und  Todschlag,  der  an  volksthümliche  Unterscheidungen  anlehnte« 
in  der  Praxis  nach  den  Umständen  des  Falls  berücksichtigt  werden, 
aber  solange  er  eben  nicht  gesetzlich  war  und  solange  Friedbruch 
besonders  strafbar  blieb,  hinderte  nichts  die  willki'u'liche  Praxis, 
auch  Tödtung  über  Fried  als  Mord  zu  bestrafen.  —  Ge^wisse 
schwere  Fälle  i^ichtvollendeter  Verbrechen  waren  von  jeher  bestraft 
worden  aus  verschiedenen  Gesichtsptmkten  —  man  fiihr  fort,  sie 
gleicherweise  zu  bestrafen  und  konnte  hiefär  mit  Vortheil  die  all- 
gemeine Form  des  versuchten  Verbrechens  bestimmter  Art  an- 
wenden. Damit  war  aber  weder  die  Ausdehnung  des  StrafgebieU^ 
durch  consequente  Entwicklung  des  Versuchsbegriffs  und  dessen 
Anwendung  auf  alle  Fälle,  noch  die  Annahme  und  Verwerthung 
der  complicirten  gemeiiurechtlichen  Doctrin  gegeben.  —  Es  wai- 
demnach  der  Boden  fiir  neue  Rechtsbegriffe  vorbereitet,  wenn  auch 
nm»  bedingterweise. 

4.  Der  Praxis  kommt  für  die  Ueberleitung  eine  grosse  Be- 
deutung zu,  um  so  grösser  als  sie  sich  in  den  Cantonen  alten  Rechts 
mit  grösster  Freiheit  bewegte;  ihre  vermittelnde  Thätigkeit  schuf 
es,  dass  materiell  altes  Recht  in  die  neue  Form  übergehen  konnte, 
indem  einerseits  herkömmUch  strafbare  Handlungen,  deren  Begriff 
nicht  in  der  festen  Weise  des  heutigen  Rechts  abgeschlossen  war, 
dem  allgemeinen  umfassenden  neuen  Rechtsbegriff  unterstellt  wurden, 
anderseits  dieser  allgemeine  Rechtsbegriff  (z.  B.  Versuch)  nicht 
eine  Ausdehmmg  und  erweiternde  Anwendung  auf  Handlungen 
erhielt,  welche  nach  Herkommen  und  Rechtsbewusstsein  des  Vol- 
kes nicht  strafbar  erschienen. 

5.  Manche  Einzelsetzung  des  Friedensrechts  konnte  ab  solche 
aufgegeben  werden  und  inhaltlich,  in  den  weiteren  Formen  des  neuen 
Rechts,  wenn  auch  mit  veränderter  Bedeutung,  fortbestehen.  So 
verschwindet  in  den  anlässigen  Worten,  Gesten,  Drohimgen,  Hand- 
anlegen,  der  friedensrechtliche    Charakter   und    das   selbständige 
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Deliet  dar  Verletaimg  der  Person  in  Körper  oder  Ehre  durch 
Real-,  Verbal-  oder  symbolische  Injurie  tritt  hervor  oder  die 
Handlung  wird>  wie  die  Neuem  sie  systematisch  eingeordnet  haben^ 
strafbare  Vorbereitung  oder  Versuch  eines  speziellen  Delicts.  — 
Der  Anlass  verliert  seine  Wichtigkeit  iur  den  Frieden  und  damit 
seine  Selbständigkeit  und  geht  mit  der  Satzung  über  den  Anfall 
im  erwdterten  Begriff  der  Nothwehr,  in  der  Retorsion  und  im  Straf-^ 
nülderungsgrund  der  widerrechtlichen  Anreizung  unter.  Ein 
BcUechter  Ersatz  der  zahlreichen  Bestimmungen  über  Span,  Stöss^ 
Friedbieten,  Scheiden,  Partheien,  Anlass,  wird  die  Theorie  des 
Raufhandels  entwickelt.  Andere  Bestandtheile  wie  Gewehrgriff,. 
Wnrfdrohung,  Herdfall  finden  im  neuen  Recht  keine  Stellung  mehr ; 
dagegen  gelangen  Warten,  Auflauem,  Messerzucken  oder  -Gebrauch, 
heimliches  Waffentragen,  theils  als  Polizeiübertretung,  theils  als^ 
Strafzamessungsgründe  im  Gesetz  oder  in  der  Rechtsprechung 
zur  Geltung.  Die  Pflicht  zur  Hülfeleistung  imd  die  Denunciations- 
pflicht  aufs  Engste  mit  dem  Friedensrecht  verwachsen,  hatten 
ihren  Grund  im  Volke  verloren,  musten  aber  der  polizeistaatlichen 
Richtung  der  Uebergangsperiode  als  brauchbare  Elemente  erscheinen^ 
wie  in  einem  klassischen  Beispiel  der  Process  Gas.  Pfyffer  in 
Lnzem  zeigt.  Nachdem  das  Friedensrecht  schon  aufgehört  hatte, 
als  System  in  zusammenhängenden  Einzelsatzungen  zu  existiren 
«nd  die  Thatbestände  der  Verbrechen  zu  bestimmen,  konnten 
einzebe  Satzungen  oder  Theile  desselben  noch  fortbestehen  als 
polizeiliche  Vorschriften,  wie  wir  sie  noch  antreffen  in  Bern  neben 
dem  helvetischen  St.  G.  B. ,  in  den  Polizeistrafgesetzbüchern  der 
ersten  Periode,  in  den  neuen  Strafgesetzen  und  Gesetze^ssamm- 
Irnigen  der  Urcantone. 

6.  Die  Form  des  neuen  Rechts  steht  wie  der  Inhalt  dem 
alten  gegenüber  und  auf  diesem  Gegensatz  beruht  eine  Haupt- 
eigenthümüclikeit  der  schweizerischen  Gesetzgebung  schon  der 
ersten  Periode.  Form  und  Inhalt  des  Rechts  müssen  sich  aus 
ianerem  Zusammenhang  decken;  wo  die  Rechtsthatsache  und  ein 
praktisches  Bedürfhiss  vorhanden  sind,  da  findet  sich  auch,  wie 
John  in  Beziehung  auf  den  Versuch  treffend  bemerkt  hat,  die  ent- 
sprechende Form.  Stellen  wir  die  Gegensätze  einander  unvermittelt 
gegenüber,  so  entspricht  dem  alten,  auf  den  einzelnen  Mann  ge- 
Btellten  Hecht,   die  Art   der   Construction ,   die   Einzelsatzung  — 
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der  Entwicklung  der  Staatsmacht^  der  Idee  der  allgemeinen  Rechts- 
ordnung, folgt  die  Ausbildung  besonderer  Organe  zur  Pflege  dee 
Rechts.  Das  für  den  Staat  wichtige  Rechtsgut  tritt  selbständig 
hervor  und  wird  als  Lehre  entwickelt;  das  Gesetz  gewinnt  die 
allgemeine  Form,  wird  abstracte  Rechtsregel. 

In  dem  Maaase  als  die  materiellen  Grundlagen  des  Friedens- 
rechts  und  dieses  selbst  sich  auflösten,  konnten  die  allgemeinen 
Formehl  der  Carolina  und  der  gemeinrechtlichen  Doctrin  Einflus» 
gewinnen,  wenn  auch  zunächst  nur  insofern  ihnen  das  bestehende 
Recht  untergeordnet  wurde  und  nicht  in  der  ganzen  ausdehnenden 
Tragi^^eite.  —  Hier  liegt  der  Punkt,  wo  je  nach  dem  Grade  der 
Auflösung  des  alten  Rechts  in  den  Cantonen  der  Uebergang  zur 
neuen  Form  mehr  oder  weniger  leicht  sich  gestaltete,  wo  der 
Gegensatz  zur  Gesetzgebung  der  Feuerbach' sehen  Richtung  scharf 
«ich  ausprägte  und  die  selbständige,  auf  Einfachheit  gerichtete 
Gesetzgebung  ihren  Ursprung  nahm. 

b)   Verhältnias  zur  FenerbacVschen  Mnstergesetzgebang. 

§  32.  Mit  Beginn  der  neuen  Zeit  erwacht  in  der  Schweiz  eine 
lebhafte  gesetzgeberische  Thätigkeit,  welche  sich  in  Novellen  zum 
helvetischen  Strafgesetzbuch,  zum  französischen  Code,  in  Special- 
gesetzen, in  einer  erheblichen  Zahl  neuer  Strafgesetzbüdier  und 
einigen  Entwürfen  kundgibt.  In  der  Mehrzahl  der  Cantone  aber 
besteht  eine  entschiedene  Zurückhaltung  und  Conservirung  des 
alten  Zustandes,  hauptsächlich  weil  die  Fähigkeit  zu  selbständiger 
Gestaltung  mangelte  und  die  mit  dem  bayrischen  Gesetzbuch  von 
1813  aufgestellte  Mustergesetzgebung  wenig  geeignet  war  zur  An- 
passung an  den  bestehenden  Zustand.  —  Die  anerkannten  Mängel 
derselben  fielen  für  die  Schweiz  doppelt  in's  Gewicht,  da  kein 
gemeines  deutsches  Strafrecht  und  kein  gelehrter  Richterstand 
wie  in  Deutschland  solches  Recht  vorbereitet  hatte  und  dessen 
Anwendung  handhabte.  Der  philosophische  Charakter,  die  gelehrte 
Construction  mit  der  Menge  der  Definitionen ,  Unterscheidimgen 
und  Grade,  die  herrschende  Neigung  alles  in  eine  allgemeine  Form 
zu  fassen,  waren  unverständlich  oder  verwirrend.  —  In  manchen 
Fällen  deckte  der  gesetzliche  Begriff,  trotz  der  Feuerbach  eigenen 
meisterhaften  Fassung,  sich  nicht  mit  dem  volks-  und  landes- 
eigcnthümlichen,  während  in  andern  Fällen  der  gesetzliche  That- 
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bestand  Handlungen  umfasste,  deren  Bestrafung  nach  Landesrecht 
und  HeriLommen  sich  ausschloss;  war  doch  selbst  in  Bayern  der 
Vorwurf  der  Ausdehnung  des  strafrechtlichen  Gebiets  und  der 
Aufteilung  neuer  Delicte  durch  das  Gesetzbuch  erhoben  worden. 
Üer  Rigorismus  des  Gesetzes  stand  im  Gegensatz  zu  der  bis- 
herigen freien  Uebung  und  das  Strafensystem  hatte  nm'  in  wenigen 
Cantonen  die  nothwendige  Voraussetzung  geeigneter  Strafanstalten.* 
Durch  diese  Verhältnisse  wird  denn  auch  die  näehste  Entwicklung 
be&tiiBmt. 

c)    Verhältniss  zum  modernen  Strafrecht. 

§  33.  I,  Die  doctrinelle  Richtung  der  Gesetzgebung  zu  Anfang 
des  Jahrhimderts  war  wenig  geeignet  auf  dem  durch  den  Zerfall 
de»  alten  Rechts  freigewordenen  Boden,  mit  neuen  Strafgesetz- 
büchern Wurzel  zu  fassen.  Diejenigen  Cantone,  welche  legis- 
latorisch vorangingen,  hielten  sich  zunächst  an  die  einfachsten 
Muster,  wie  an  das  helvetische  Strafgesetzbuch  und  an  das 
österreichische,  oder  sie  benutzten  in  freier  Weise  das  bayerische, 
so  dass  sie  gemeinsame  Tendenz  auf  Einfachheit  und  Kürze  kund- 
geben. Als  zuletzt  die  Urcantone  in  die  Linie  rückten,  geschah 
es  mit  einigen  Gesetzbüchern,  die  durch  Originalität,  Einfachheit 
und  Slilde  volles  Interesse  beanspruchen  dürfen,  und,  indem  sie 
zu  Vergleichen  herausfordern,  zeigen,  dass  die  Fortschritte  der 
Wissenschaft  und  Gesetzgebung  seit  jener  ersten  Periode  das 
moderne  Strafrecht  in  wichtigen  Punkten  den  alten  wieder  nahe 
gebracht  haben. 

Es  ist  zu  zeigen,  erstens  inwiefern  die  neuere  Gesetzgebung 
durch  thatsächlichen  Rückgang  auf  alte  Rechtsgrundsätze  sich 
verbesserte,  —  zweitens  inwiefern  durch  Benutzung  alter  Rechts- 
elemente Verbesserung  möglich  und  in  positivem  Recht  theilweiso 
bereits  musterhaft  verwirklicht  ist. 

1.  Einer  der  grössten  Fortscluitte  der  neueren  Gesetzgebung 
gegenüber  der  älteren  liegt  zweifellos  in  der  Rückkehr  zu  mög- 
lichster Einfachheit  und  Kürze,  —  in  der  Beseitigimg  alles  philo- 
sophischen  und   doctrinellen  Beiwerks,    —    in    der    riclitigen  Er- 


*  Vgl.  Burckhardt,  Bericht  an  die  Schweizerische  gemeinnützige  Gesell- 
schaft fiber  die  Strafanstalten  in  der  Schweiz,  1827. 
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kenntniss,  dass  das  Gesetz  weder  Controversen  begünstigen  solK 
noch  suchen  solche  zu  lösen  oder  entzweizuschneiden,  wo  nur 
der  concrete  Fall  „die  Gestalt  der  Sach'"  und  das  jfreie  Ermessen 
des  Richters  entscheiden  können.  —  Die  Definitionenkünstelei 
und  das  Systematisiren  werden  vermieden  und  man  sucht  an 
Stelle  der  firüher  beliebten  allgemeinen  Form  die  Ausprägung  in 
Einzelheiten  ohne  in  den  Fehler  der  Casuistik,  welche  das  lebens- 
unfähige Kind  Jener  war,  zu  fallen.  —  Die  Unterscheidung  des 
Elirlichen  und  Unehrlichen  sucht  das  Gesetz,  die  Rechtsprechung 
und  der  Strafvollzug  wieder  zur  Geltung  zu  bringen.  Der  ethische 
Factor  findet  vermehrte  Berücksichtigung,  indem  unter  Anderem 
die  Ehrlichkeit  im  Verkehr  kräftig  gestützt  wird  durch  Strafgesetze 
gegen  gewisse  unehrliche  Bereicherung,  Börsen-  und  Gründer- 
praktiken und  durch  Ausdehnung  des  Gebietes  strafbarer,  betrög- 
Ucher  Handlungen.^  —  Selbst  die  Sitthchkeit  im  engeren  Sinn 
der  Züchtigkeit  und  Ehrbarkeit  scheint  vermehrte  Aufmerksamkeit 
der  deutschen  Gesetzgeber  und  Richter  zu  finden,  indem  die 
Strafbarkeit  unsittlicher  Handlungen  in  sehr  weitem  Umfang  aner- 
kannt wird;  gegen  die  Trunkenheit  wurde  ein  Gesetzesentwurt 
von  den  vereinigten  Regierungen  1881  dem  Reichstage  vorgelegt. 
Gegen  Spiel,  Trunk,  Müssiggang,  Arbeitsscheu,  vergl.  die  Bestim- 
mungen des  D.  St.  G.  B.  §  361,  5,  7,  8.  —  Das  richterliche  Er- 
messen hat  durch  Beseitigung  der  Minima  oder  die  Einfiihrung 
des  Systems  mildernder  Umstände  eine  Freiheit  der  Bewegung 
bekommen,  welche  dem  alten  Recht  näher  steht  als  dem  Rigoris- 
mus der  älteren  Particularrechte.  —  Die  Nothwehr  hat  eine  Aus- 
dehnung gegenüber  den  früheren  Beschränkungen  erhalten,  welche 
der  umfassenderen  Bedeutung  der  Urhab  nahe  kommt.  —  Die  Re- 
torsion, fiiilier  im  Recht  des  Anlasses  enthalten,  von  Fetierbach^ 


*  Derselben  Quelle  entspringen  die  Bestrebungen  zur  strafrechtlichen  Ver- 
folgung des  Contractbruches ,  vgl.  Loening  y  Der  Vertragsbruch.  Vgl.  Das 
Actieusti'afrecht  nach  dem  Gesetz  von  1884  von  Fuld  im  Gerichtssaal,  Bd. 
XXXVII,  S.  431.  „Es  ist  eine  Eigenthümlichkeit  des  Reichsrechtji,  für  eine 
Reihe  von  Handlungen  den  Begriff  des  Delicts  geschaffen  zu  haben,  die  vor- 
mals zur  Civil-Jurisdiction  gehörten,  um  die  Ehrlichkeit  im  Geschäftsverkehr 
zu  stützen. ** 

«  Lehrbuch  §  296. 
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und  Andera'  angefochten,  als  beruhend  auf  altem  Herkommen^, 
widersprechend  der  öffentlich  rechtlichen  Auffassung  der  Strafe 
nnd  genügend  gewürdigt  als  Strafmilderungsgrund,  beschränkt 
femer  auf  Verbalinjurien,  gleichartige  sofortige  Geltendmachung, 
i.st  im  heutigen  Recht  der  alten  Bedeutung  wieder  näher  gebracht.^ 

Ein  Stück  alten  Rechts  liegt  in  der  Bestrafung  des  Fehl- 
wurfs §  366.  7  des  D.  St.  G.  B.,  Urtheil  vom  31.  Januar  1881, 
und  wenn  auch  nicht  deutlich  und  vollkommen  ausgesprochen, 
und  zudem  auf  Schlägerei  beschränkt,  im  strafbaren  Messerzucken 
§  367.  10.« 

Wo  von  der  Erneuerung  alten  Rechts  die  Rede  ist,  darf  die 
Betheiligung  des  Laienelements  an  der  Rechtssprechung  —  abge- 
sehen von  den  Streitfragen  —  nicht  unerwähnt  bleiben. 

§  34.  n.  Manches  im  alten  Recht  ist  fi'ir  die  neue  Gesetz- 
gebung beachtenswerth.  Soweit  diese  bereits  irgendwo  die  prak- 
tische Probe  mit  der  Wiederaufnahme  gemacht  hat,  kann  leichthin 
darauf  verwiesen  werden  und  der  nachbildenden  Verwerthung  fiir 
andere  Gesetzbücher  steht  wenig  im  Wege.  —  Anders  verhält  es 
sieh  in  einigen  Stücken,  wo  auf  vollzogene  Reception  nicht  ver- 
wiesen werden  kann,  wo  aber  eingehende  Prüfung,  ob  nicht  auch 
darin  fruchtbare  Keime  der  Fortbildung  liegen,  geboten  scheint.  — 
Mit  Bezug  auf  das  Letztere  ist  vor  Allem  Klarheit  darüber  nöthig, 

1.  dass  es  sich  nicht  um  Vorschläge  handeln  kann,  sondern 
um  Prüfung;  Recht  und  Pflicht  zur  Prüfung  liegt  sowohl  in  der 
nachgewiesenen  Rückbeziehung  des  geltenden  auf  das  alte  Recht, 
als  im  Besondem  in  der  Anknüpfung  an  das  bereits  Bestehende ; 

2.  dass  wohl  zu  erwägen  ist,  ob  eine  Uebertragung  scheinbar 
möglich  und  zweckentsprechend  —  in  Wirklichkeit   aber  bei  der 


•  Wächter y  Lehrbuch,  §  158,  Note  4.  lieber  die  Gesetzgebung,  Mitter- 
maier's  Commentar  1847,  §  290,  Note  4.  Heßer ^  Lehrbuch  1854,  S.  254, 
Xote  14. 

•  Vgl.  Moratadt,  Commentar  zu  Feuerbach  S.  297,  Note  1.  Hefter, 
Lehrbuch,  1854,  8.  233. 

»  Vgl.  D.  St.  G.  B.  §  199.  Oppenhoff,  Commentar,  1877,  §  199,  Note 
l.  2.  4.    Zürcher  St.  G.  B.  §  154. 

•  Vgl.  Oppenhoff*8  Commentar :  „sich  bedienen"  bedarf  nicht  des  Nach- 
weises, dass  eine  Thätlichkeit  mit  dem  Messer  verübt  sei.  Vgl.  nachfolgend 
§  223  a.  D.  St.  G.  B. 
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Verschiedenheit  der  rechtlichen  und  socialen  Grundlagen  alten  and 
neuen  Rechts  unanwendber  sei;  denn  der  gewöhnliche  Fehler  bei 
derartiger  historischer  Zurückföhrung  zu  praktischen  Zwecken  Hegt 
darin;  das  die  Verschiedenheit  der  Grundlagen  vergessen  und  eine 
Täuschung  herbeigefiihrt  wird. 

Das  System  des  Friedensrechts  gehört  einer  vergangenen 
Zeit  an,  aber  wichtige  Theile  desselben  haben  sich  gegenwärtig' 
noch  erhalten  und  es  ist  die  Frage,  ob  sie  nicht  über  das  be- 
schränkte Geltungsgebiet  hinaus  in  weiterem  Umiang  ftir  die  Hechts- 
Ordnung  nutzbar  zu  machen  wären? 

a)  Die  alte  Friedensbtirgschaft  zwischen  Feinden  durch  Hand> 
gelübde  vor  dem  Richter  existirt  nach  gefälligen  Mittlieilungen  des 
Herrn  Ständerath  Buesch  z.  Z.  noch  in  Appenzell-Innerrh.  In 
einigen  schweizerischen  Gesetzbüchern  der  ersten  Periode,  findet 
sie  sich  in  veränderter  Form  bei  gefahrlicher  Drohung.  In  Eng- 
land besteht  sie  ebenfalls. 

Nach  engUschem  Recht  kann  derjenige,  der  den  andern  an- 
fällt oder  ernstlich  bedroht,  angehalten  werden,  für  Bewahrung 
des  Friedens  Caution  zu  stellen.  Jeder  Friedensrichter  ist  befolgt. 
Allen,  welche  in  seiner  Gegenwart  in  Handgemenge  oder  Streit 
sich  einlassen,  Sicherheitsleistung  aufzulegen.  Die  Sicherheit  wird 
bestellt  durch  Hinterlegung  einer  bestimmten  Summe,  diux^h 
Bürgen,  durch  Verhaftung ;  sie  wird  aufgehoben  durch  Verfiigung 
des  Gerichts,  durch  Einwilligung  des  Antragstellers,  durch  Ablauf 
einer  Frist.  Besondere  Sorgfalt  in  Auferlegung  der  Caution  ist 
vorgeschrieben.  * 

Ehe  wir  auf  Grund  dieser  Rechtsthatsachen  die  Anwendbar- 
keit für  unsere  Rechte  in's  Auge  fassen,  ist  den  ausgesprochenen 
Grundsätzen  gemäss  zu  prüfen,  wie  es  kam,  dass  die  Einrichtung 
im  grössten  Theil  ihres  ehemaligen  Geltungsgebietes  erlosch. 

Die  alte  Friedensbürgschaft  bestand  im  einfachen  Handgelübde 
und  sie  war  solange  und  soweit  vollkommen  ausreichend,  als  das 
gegebene  Wort  genügende  Sicherheit  gab  und  ein  kräftiger  Schutz 
im  Begriff  und  in  den  besondern  Straflfolgen  des  Friedbruchs  lag. 

Mit  Veränderung  der  Grundlagen  hörte  die  Sicherheit  durch 


*  Stephen,  Handbuch  des  englischen  Criminalrechts  übersetzt  von  Mühry, 
S.  151.  159.  146.  346  ff. 
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das  gegebene  Wort  auf,  und  es  war  nöthig,  weniger  ideale  und 
wirksamere  Sicherheitsleistung  zu  fordern.  Es  trat  an  Stelle  des 
Friedensgelübnisses  die  Caution  durch  Geld,  Bürgen  oder  Haft. 

Nun  zeigte  sich  aber  bald  der  Uebelstand,  dass  wegen  blosser 
Feindschaft  oder  Drohung  die  genannten  Mittel,  insbesondere  die 
Haft  gegen  Unbemittelte,  präventiv  in  Anwendung  kamen  und  in 
keinem  Verhältniss  standen  zur  Veranlassung,  da  sie  einer  Strafe 
für  Verdacht  oder  Gefährlichkeit  gleichkamen.* 

Die  Folge  davon  war  die  Beschränkung  des  Instituts  der 
Friedensbürgschaft.  So  empliehlt  schon  die  C  C  C.  grosse  Sorg- 
falt in  Auferlegung  der  Caution*  und  dasselbe  schreibt  das  eng- 
lische Recht  vor.  Die  gemeinrechtliche  Doctrin  ging  vielfach  zu 
weit  in  der  Annahme  ihrer  Zulässigkeit,  besonders  bei  Drohungen 
und  suchte  weniger  die  Anwendbarkeit  der  Haft  als  ihre  Dauer 
zu  beschränken.^  Das  heutige  Recht  hat  mit  den  genannten  Aus- 
nahmen die  Friedensbürgschaft  um  jener  Schwierigkeiten  willen 
fallen  lassen. 

Es  ist  prüfenswerth,  ob  die  Einrichtung  Erhaltung  oder  Nach- 
ahmung verdiene  und  ob  sie  mit  Vermeidung  jener  Mängel  unsem 
Rechten  einverleibt  werden  könne.  Eine  solche  Prüftmg  steht 
ausserhalb  unserer  Aufgabe,  aber  es  darf  nicht  unterlassen  werden 
anzuführen,  dass  in  Vergegenwärtigung  einer  Anzahl  von  Fällen, 
wo  Drohung  oder  bestimmte  Gründe  für  Gefahr  oder  Rechtsbruch 
vorliegen ,  die  Friedensbürgschaft  vielfach  von  Werth  sein  kann 
theils  in  einer  Form,  die  dem  englischen  Recht  sich  annähert, 
theils  in  der  Gestalt,   welche   in  einigen  Cantonen    noch  existirt, 


*  Verwandt  mit  dieser  SichersteHunf^  gog^n  künftigen,  drohenden  Rechts- 
bnich  ist  jene,  welche  gegen  verdächtige  Lente ,  in  welchen  man  eine  Be- 
drobnog  der  öffentlichen  Ordnung  erblickte,  ergriffen  wurde;  doch  ist  aus- 
einanderzuhalten die  Sicherheitsstellung  gegen  die  drohende  künftige  Missethat 
nnd  die  Caution  wegen  schwerer  Judicien  eines  begangenen  Verbrechens, 
welche  zu  einer  ausserordentlichen  Verdachtstrafe  führte.  Vgl.  Archiv  d  C.  R., 
1820,  Bd.  III,  8.  500.  —  CCC.  Art  176.  195.  —  Brunnenmeister,  Die 
Qnelleu  der  Bambergensis,  S.  203. 

'  ff  Die  selbig  boshafftige  person  soll  in  gefengknuss  erkannt  werden, 
jedoch  soll  solch  straff  nit  leichtvertiglich  oder  on  mergklich  verdechtlichkeit 
künfftigs  Übels  beschehen.*"     Art.  176. 

♦  Vgl  Wächter,  Lehrbuch  1826,  Bd.  II,  S.  45.  Tittmann,  Handbuch 
1823,  Bd.  II,  8.  532. 
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dass  auf  begründetes  Verlangen  einer  Partei  ein  Vorstand  vor 
dem  Richter  stattfindet  und  das  Handversprechen  des  Friedens 
unter  Androhung  und  Mahnung  (vergl.  Landbuch  von  Uri)  ab- 
genommen vrird. 

b)  Die  Pflicht,  Frieden  zu  bieten,  zu  scheiden,  zu  helfen, 
hängt  zu  sehr  mit  dem  Ganzen  der  alten  Friedensgenossenschaft 
zusammen,  als  dass  sie  heute  noch  aufrecht  erhalten  werden 
könnte.  Ein  Anderes  ist  es,  dem  Bürger  ein  Recht  bei  Thätlich- 
keiten  des  Landes  Frieden  zu  bieten  und  damit  auch  gesetzliehen 
•Schutz  zuzugestehen,  sowie  anderseits  die  Pflicht  aufzustellen,  das 
Friedgebot  zu  achten  bei  schweren  Rechtsfolgen.  Die  Einrichtimg 
besteht  noch  in  einigen  neuem  schweizerischen  Gesetzbüchern 
imd  in  der  Praxis ;  die  Auferlegung  der  Caution  bei  Handgemenge, 
•oder  Streit  durch  den  englischen  Friedensrichter,  hängt  zusammen 
mit  dem  amtlichen  Friedgebot. 

Wo  eine  starke  berufsbewnisste  Polizei  existirt  wie  in  Deutsch- 
land, oder  wo  die  Polizei  in  der  Bevölkerung  steht  wie  in  Eng- 
land, da  ist  eine  solche  Betheihgung  der  Bürger  an  der  Aufirecht- 
haltung  der  Ordnung  nicht  von  Nöthen. 

Soweit  mir  aber  seit  vielen  Jahren  die  Verhältnisse  meines 
<5ngeren  Vaterlandes  und  meiner  Landesgegend  bekannt  sind,  ist 
zwar  die  Gerichtspolizei  gut,  die  Ordnungspolizei  aber  in  den 
in  Frage  stehenden  Dingen  äusserst  schwach;  bei  den  selir  häu- 
figen Raufereien  hält  sie  sich  möglichst  fem  nach  dem  Grandsatz, 
dass  die  Betheiligten  sich  baar  bezahlen  mögen,  imd  dass  fiir  die 
schweren  Folgen  das  Gericht  da  ist  —  der  directe  Gegensatz  zu 
dem  sorgfältigen  prävenirenden  alten  Recht.  —  Die  Polizei  wird 
auch  vom  Publicum,  das  „von  der  Polizei  sich  nichts  gefallen 
lassen  will^  und  leicht  geneigt  ist,  polizeiliche  Uebergrifie  und  an- 
massende  Einmischung  zu  sehen,  nicht  imterstützt,  und  kommen 
wirklich  die  unvermeidlichen  MissgrifFe  vor,  so  ist  die  Polizei 
strenge  verantwortlich,  wie  anderseits  wenig  geschützt. 

Im  April  1881,  Morgens  3  Uhr,  hörten  patroulUrende  Poli- 
zisten von  zwei  vorübergehenden  jungen  Leuten  die  Worte :  ^das 
sind  auch  so  verfluchte)  lumpige  Polizisten".  Der  Eine  der  Be- 
troffenen geht  auf  den  Sprecher  zu,  worauf  sich  dieser  umdreht 
imd  stehenden  Fusses  dem  Polizisten,  Vater  von  sechs  Kindern, 
Äuf  drei  Schritt  Entfernung ,   mit   dem  Revolver  durch   die  Brust 
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schiesst;  der  Verletzte  kam  mit  dem  Leben  davon,  erlitt  aber 
einen  bleibenden  NaebtheiL  Die  Strafe  war  sechs  Monat  Gefängnis» 
(Haft)  mit  Abrechnung  der  Untersuchungshaft.  —  Vergleichen 
wir  damit  den  Vorgang  auf  dem  Kirchhof  von  Frankfurt  im 
Sommer  1885^  wo  die  Missachtung  einer  dreimahgen  Aufforderung 
vonseiten  der  Polizei  die  Verwundung  von  40  Personen,  darunter 
Weiber  und  Kinder,  zur  Folge  hatte,  so  ist  ein  stärkerer  Gegen- 
satz in  Bezug  auf  die  Stellung  der  Polizei  nicht  wohl  denkbar. 

Wo  nun  die  Polizei  so  schwach  und  ihre  Thätigkeit  so  ge- 
bunden ist,  dass  sie  für  ihre  Zurückhaltung  bei  Schlägereien  Ent- 
scfaoldigung  findet,  da  wäre  doch,  wenn  die  PoHzei  als  solche  un- 
volksthümlich  und  durch  Gesetze  kaum  zu  stärken  ist,  die  Frage 
prufenswerth,  ob  nicht  mit  kluger,  den  Zeitverhältnissen  ange- 
messener Benutzung  alter  Rechtselemente  die  öfiFentliche  Friedenshut 
auf  eine  breitere  mid  volksthümliche  Basis  gestellt  werden  könnte. 
E$  mangelt  nicht  an  Bürgern,  welche  gegebenen  Falls  Frieden 
bieten  und  scheiden  würden,  wenn  sie  dazu  das  Gesetz  und  den 
gesetzlichen  Schutz  hinter  sich  hätten ,  und  wenn  die  Rechtspflicht, 
der  Aufforderung  Folge  zu  leisten,  durch  Strafdrohung  gegen  Miss- 
achtong  gestützt  wäre.  Die  Verfolgung  der  Friedverweigerung  und 
der  Verletzungen  über  Fried  dürften  allerdings  nicht  der  Privat- 
klage überlassen  sein.  Die  alte  Form  der  Aufforderung  „ich  biete 
Frieden*^  ist  für  uns  so  beachtenswerth ,  wie  jene  andere  „im 
Kamen  des  Gesetzes"  oder  „des  Königs"  oder  die  von  Osenbrüggen 
empfohlene  „von  Ehr  und  Gewehr  setzen". 

c)  Das  zürcherische  Strafgesetzbuch  hat  zwischen  Zucht- 
haus und  Gefkngniss  ein  Strafinittel  eingefügt,  welches  bei  den- 
jenigen Verbrechen  und  Vergehen  in  Anwendung  kommen  soll, 
die  eine  ehrlose,  niederträchtige  Gesinnung  offenbaren  und  eine 
Strafdauer  von  wenigstens  sechs  Monaten  erfordern,  wogegen 
auf  Gefängniss  (1  Tag  bis  zu  5  Jahren)  erkannt  wird,  wenn  eine 
ehrlose  oder  niederträchtige  Gesinnung  nicht  in  der  That  liegt. 
Schon  Osenbrüggen,^  der  an  dem  Zustandekommen  des  Gesetzbuches 
mitwirkte,  hat  die  Widerbelebung  dieser  alten  Unterscheidung 
lobend  hervorgehoben.  In  Deutschland  ist  das  Zusanmienbringen 
beider  Arten  von  Verbrechern  im  Gefängniss  vielfach  getadelt  wor- 


^  VgL  Die  bezüglichen  Ausführungen  im  Beitrag  S.  28. 
PfttuUnger,  Schweb.  Strafireeht 
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den.  —  Ein  anderes  Straimittel  des  alten  Rechts,  den  Wein,  dmit 
Wirthshaus  zu  verbieten,  ist  in  der  Mehrzahl  der  schweizerischen 
Cantone  eine  noch  übliche  Ehrenstrafe;  in  grossem  Städten  ist 
sie  kaum  durchfi'ihrbar,  für  ländliche  Verhältnisse  aber,  die  min- 
destens dieselbe  Rücksicht  verdienen,  ist  sie,  insbesondere  wenn 
das  Delict  aus  Trunk-  oder  Streitsucht  entstanden  ist,  geeignet^ 
und  auch  von  Osenhrüggen  empfohlen.*  —  Gemäss  der  alten 
Strafpraxis,  welche  vorzüglich  den  concreten  Fall  in's  Auge  fasste 
und  dem  richterlichen  Ermessen  weiten  Spielraum  gestattete,  haben 
einige  neuere  Gesetzbücher  der  Urcantone  den  Strafwerth  des. 
Verbrechens  nur  mit  dem  Strafmaximum  bezeichnet  oder  in  den 
meisten  Fällen  nur  die  Strafart  angegeben.  Halten  wir  damit 
zusammen,  dass  selbst  die  geringe  Zahl  von  Minimalsätzen,  welche 
andere  Gesetzbücher  noch  festhalten,  in  der  Praxis  anerkannter- 
massen  oft  zu  Härten  iuhrt,  dass  schwerwiegende  Uebelstände  mit 
dem  System  der  mildernden  Umstände  verbunden  sind,  und 
vergleichen  wir  die  interessante  Zusammffnstellung  von  Inconse- 
quenzen,  welche  John  mit  Bezug  auf  die  Strafdrohungen  den 
Reichsstrafgesetzbuches  in  Goldammer*»  Archiv  geliefert  hat,  so 
dürfte  jene  einfachste  Weise  der  Strafdrohung  von  Interesse  sein 
undmüssten  jedenfalls  die  als  exact  belobten  Strafabstufungen 
des  tessinischen  Gesetzbuches  von  1883  verurtheilt  werden. 

d)  Der  Anlass  des  alten  Rechts  kommt  zwar  im  neuem 
in  verschiedenen  Formen  zur  Geltung,  er  dürfte  aber  noch  grös- 
sere Beachtung  verdienen,  und  das  Recht  der  Retorsion,  ob- 
gleich mehr  als  früher  anerkannt,  läuft  in  der  Praxis  Gefisthr,  bei 
der  unbeschränkten  Freiheit  des  Richters,  Strafe  oder  Straflosigkeit 
zu  erkennen,  durch  das  Uebergewicht  des  schon  von  Feuerbach 
betonten  öffentlich-rechtlichen  Standpunkts  thatsächlich  beschränkt 
zu  werden. 

e)  Auflauem,  Ueberfall,  Messerzucken  und  Messergebrauch, 
Verletzung  eines  Wehrlosen,  Herdfalligen  dürften  in  der  Körperver- 
letzung wieder  zu  ihrer  tiefbegründeten  Bedeutung  wie  im  alten 
Recht  gelangen.  Die  ]\Iisshandlung  des  Niedergeworfenen  ist  die 
gewöhnUche  imd  zugleich  gefahrliche  Form,  der  Brutalität  frei  die 
Zügel  schiessen  zu  lasseh,  und  weder  die  Gesetzbücher  noch  die 

•  OsenbrUggeny  Rechtsalterthümer  S.  65. 
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Ekliter  nehmen  darauf  gebührende  Rücksicht,  sondern  wägen  blos 
die  äussern  Folgen,  wobei  allenfalls  ein  Uebermass  von  Rohheit 
als  Strafmefaningsgrund  in  Betracht  kommt.  —  Im  Sommer  1885 
macht  sich  ein  Metzgerknecht  am  Sängerfest  in  Andelfingen 
(Zürich)  grober  Misshandlung  schuldig  und  überfallt  dann  auf 
dem  Heimweg  nach  Zürich  zwei  ruhig  ihres  Weges  gehende 
Bfu^r,  die  er  zu  Boden  wirft,  den  Einen  derart,  dass  er  einen 
Schädelbruch  erlitt,  der  indessen  keine  tödtlichen  Folgen  hatte. 
Strafe  zwei  Monate  Gefangniss.  Drei  bekannte  Raufbolde  („Nacht- 
bttben*^)  in  einer  zürcherischen  Gemeinde  fallen  über  einen  ruhigen, 
geistig  etwas  beschränkten  Mann  ohne  Veranlassung  her,  werfen  ihn 
zu  Boden ,  wüi^en  und  prügeln  ihn.  Der  Hals,  blutrünstig  und 
angeschwollen,  zeigte  gegen  50  Nägelspuren,  Gesicht  und  Augen 
waren  zerschlagen  und  blutunterlaufen^  Strasse  und  Hausmauer 
biutbespritzt.  Der  Statthalter  wies  die  öffenthche  KJage  ab  und 
die  Thäter  bheben  hier  wie  in  andern  Fällen,  wo  sogar  Messer 
zur  Anwendung  kamen,  gerichtlich  imbestraft,  weil  nach  zürcheri- 
schem Recht  solche  Misshandlung  nur  Klage  auf  Ehrverletzung 
begründet  und  der  Arme  die  Processkosten  nicht  aufbieten  kann. 

Wie  anders  im  alten  Recht:  „War  den  andern  unverschuldt 
aolouft  sol  den  frevel  drjrfach  ablegen.  Wellicher  den  andern 
herd&llig  machet,  der  soll  die  Buss  des  begangenen  freveis  dry- 
fach  abtragen.'^ 

Musterhaft  und  nachahmenswerth  hat  das  deutsche  Straf- 
gesetzbuch durch  die  Novelle  von  1876  diese  Bestandtheile  des 
alten  Rechts  wieder  zu  Ehren  gebracht,  indem  §  223  a  die  Ge- 
fährlichkeit der  Körperverletzung,  den  Gebrauch  des  Messers,  den 
hinterlistigen  Ueberfall  und  die  gemeinschafthche  Begehung  als 
qoalificirte  oder  gefährliche  Körperverletzung  heraushebt^  und  die 
Auffassung  kundgegeben  hat,  dass  es  sich  in  diesen  Punkten  wie 
im  alten  Recht  xmi  Grundsätze  von  öffentlichem  Interesse  handle, 
denoi  Vertretung  dem  Staatsanwalt  obUegt,®  so  dass  auch  der 
Arme  nicht  thatsächlich  xmgestraft  misshandelt  werden  darf,  weil 
w  die  Kosten  nicht  aufbringen  kann. 

'  Vgl.  Schwarze,  im  Gerichtssaal  1876,  S.  383  ff.  —  lieber  die  früheren 
J5t.  G.  B.  vgl.  Fuchs y  ebenda  S.  597. 

'  Vgl.  Oppenhoff,  Commentar  zu  §  232,  Nr.  1.  Daude^  Strafgesetzbuch, 
Note  100. 
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Die  Entscheidungen  haben  den  Wortsinn  des  Gesetzes  dahin 
festgestellt,  dass  der  Verletzte  in  eine  Lage  versetzt  werde,  welche 
die  Möglichkeit  der  Abwehr  benimmt,  und  dass  diese  Lage  zur 
Körperverletzung  ausgenutzt  werde.  Besser  kann  der  Gedanke, 
welcher  dem  Herdfall  seine  besondere  Stellung  im  alten  Hecht 
gegeben  hat,  nicht  ausgedrückt  werden,  und  ist  jener  Gedanke 
heute  wieder  anerkannt,  so  verdient  auch  die  so  häufige,  gefähr- 
liche und  unehrliche  Verletzung  des  Erdfalligen  neben  dem  hinter- 
listigen Anfall,  dem  Auflauem  genannt  zu  werden.'  Das  nicht 
seltene,  gefahrliche  Messerzucken  ist  wie  schon  erwähnt,  im 
D.  St.  G.  B.  wieder  aufgenommen  und  dürfte  auch  den  schweize- 
rischen Gesetzgebern  zur  Beachtung  empfohlen  werden. 

§  34  Forts,  f)  Die  Ehrverletzung.  —  I.  Zu  den  Gegenständen 
des  alten  Rechts,  deren  erneute  Prüfimg  fiir  die  Gegenwart  von 
Nutzen  sein  kann,  gehört  auch  die  Ehrverletzung.  ^ 

In  §  8  ist  hingewiesen  worden  auf  die  Verbindung  der  Ehr- 
verletzung mit  dem  Friedensrecht,  —  auf  den  falschen  Schluss, 
der  aus  gewissen  anlässigen  Handlungen  auf  die  übertriebene  Reiz- 
barkeit des  Ehrgefühls  bei  unsem  Alten  gezogen  wurde,  was 
insofern  von  gegenwärtiger  Bedeutung  ist,  als  nicht  mit  Unrecht 
der  modernen  Entwicklung  eine  krankhafte  Reizbarkeit  zugeschrie- 
ben Avird,  —  auf  den  Gegensatz  endlich,  der  in  der  Behandlang 
der  Ehrverletzung  besteht  zwischen  den  Cantonen,  welche  am 
längsten  das  Friedensrecht  conservirten,  und  jenen  Gebieten,  wo 
die  moderne  Richtung  zur  Herrschaft  gelangt  ist. 

Das  Strafrecht  von  Nidwaiden ^  bestimmt:  „Welcher  dem 
Andern  zu  seinen  Ehren  redete  und  solches  nit  erweisen  möchte 
und  der  Handel  vor's  Gericht  kommt,  so  soll  der,  so  hinter  sieh 
stehen  muss  und  dem  Andern  zu  Unrecht  geredt  hat,  10 — 20  Fr. 
dem  Staat  imd  10 — 20  dem  Secher  verfallen  sein  und  das  Doppelte, 
wenn  der  Handel  mit  Urtheil  und  Recht  gesprochen  werden 
rauss.^  —  Welcher  dem  Andern  an  die  Ehre  redt  und  bereut,  kann 


'  Vgl.  im  GerichtAsaal,  1878,  S.  581,  die  Relation  eines  Rechtsfalles, 
welche  wie  altes  Recht  anspricht. 

»  Vgl.  OsenhrUggen,  Die  Ehre  im  Spiegel  der  Zeit,  Heft  132.  S.  5.  24 
der   Virchow- Holt zendorff  sehen  Sammlung  wissenschaftlicher  Vortrage,  1872. 

*  Gesetzessammlung  von  1867,  Tit.  XIII. 

»  Tit.  XIII,  S.  680.  585  d.  G.  S. 
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an  dem  nachfolgenden  Tag  vor  dem  Landammann  Satisfaction 
^b^  ohne  weitere  Kosten.  (S.  657.)  —  Wer  zum  dritten  Mal  hat 
abreden  müssen^  soll  bis  zur  Begnadigung  durch  den  Landrath 
elu--  und  gewehrlos  sein."  —  üri.  *  „Wer  wider  einen  Andern 
Scheltwort  ausstöast  oder  ihn  auf  immer  eine  Art  angreift,  soll 
10  fl.  verfallen  sein.  Und  so  er  beharrt  und  es  nicht  erweisen 
kann,  soll  er  nach  Erkenntniss  des  Gerichts  dem  Beleidigten  die 
Ehr  erstatten."  —  Appenzell- Ausserrhoden*  unterscheidet  Beschimpf- 
ung und  Verläumdung,  beharrliche  und  unbeharrUche  Beschimpfung, 
Strafe  der  unbeharrlichen  5  fl.  und  2*/«  dem  Verletzten^  der  be- 
harrlichen 10 — 20  fl.  Verläumdung  20 — 40  fl.,  in  schweren  Fällen 
kann  Haft  verhängt  werden.  —  Appenzell-Innerrhoden  stellt  das 
privatrechtliche  Abkommen  noch  ganz  in  den  Vordergrund  mit 
Widerruf  und  Ehrenerklärung,  die  durch  den  Beleidiger  oder  durch 
den  Richter  ausgesprochen  wird.  In  schweren  Fällen  tritt  Geld- 
busse  bis  50  Fr.  ein.  —  Die  sehr  bekannte  „Appenzeller  Schimpf- 
frist" exisdrt  weder  in  der  Uebung  noch  im  Gesetz.  •  —  Glarus.  "^ 
Art  231.  „Wer  den  andern  wegen  ehrverletzender  Reden  oder 
unehrlichen  Worten  vor  Gericht  beim  Eid  entschlagen  oder  ent- 
schuldigen muss,  soll  gebüsst  werden :  auf  das  gelindeste  nachsagen 
zahlt  keine  Buss ;  auf  die  mittelste  Art  1  Krone ;  auf  die  schärfste 
Art  nachsagen  zahlt  2  Klronen.  Wegen  Elirverletzung  durch  die 
Presse  kann  der  Beleidigte  um  Reparation  und  Satisfaction  den 
Civilweg  betreten.  Art.  232.  Der  Biedermann  darf  dem  Ehrlos- 
erklarten snireden,  er  sei  nicht  so  brav  wie  er,  und  soll  dafiir  ge- 
antwortet haben;  dagegen  darf  dies  nicht  vorgehalten  Averden, 
wenn  keine  entehrende  Strafe  oder  wenn  Begnadigung  einti'at.  ® 
Grundzüge  dieser  eigenthümUchen  Behandlung  der  Ehrver- 
letzung sind  noch  in  den  neuesten  Codificationen  der  Urcantone 
enthalten;  sie  geben  sich  in  der  Mehrzahl  der  schweizerischen 
Strafgesetzbucher  ktmd  und  treten  als  landeseigenthümliches  Recht 
in  der  Rechtsprechimg  selbst  da  hervor,  wo  das  Gesetz  in  Nach- 
ahmung fremden  Rechts  in  anderm  Geiste  gefasst  ist. 

*  Landbucb,  Art.  261.  10. 

*  Gesetzessammlung  von  1848. 

*  Nach  gefälligen  Mittheilungen  von  Herrn  Ständerath  Ruesch, 
"*  Landbnch,  Ausgabe  v.  1843,  vgl.  Processordnung  von  1837. 

'  Vgl.  Blumer,  St.  u.  R.   Gesch.,  Bd.   II.   2,  S.  24.  —  Osenhrüggen^ 
Alam.  St.  R.,  §  106  ff. 
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II.  Im  Strafreclit  der  Urcantone  fallt  zunäclist  die  geringe 
Strafe  der  Elirverletzung  auf,  welche  mit  den  Strafdrohungdi 
modemer  Gesetzbücher  contrastirt  und  anscheinend  eine  verschie- 
dene Werthschätzung  der  Ehre  zur  Grundlage  hat. 

Es  ist  die  Frage,  ob  die  Würdigung  der  Ehre  bei  eineui 
Volke  zu  bemessen  ist  nach  der  Höhe  der  Strafe  für  ihre  Ver- 
letzung '  imd  ob  daher  hohe  Strafen  der  Ehrverletzung  nothwendig 
sind,  wo  man  wirklich  auf  Ehre  hält.  Die  moderne  Gesetzgebung 
scheint  das  Letztere  fiir  gewiss  zu  halten. 

Würde  die  Frage  bejaht,  so  müsste  die  Ehre  in  den  Ur- 
cantonen  gering  geschätzt  sein,  da  sie  strafrechtlich  so  gering  ge- 
schützt ist,  wogegen  in  andern  Cantonen  und  in  Deutschland  die 
Ehre  ihren  wahren  idealen  Werth  hätte  nach  Massgabe  der  Reiz- 
barkeit, der  Menge  und  der  Bedeutung  der  Injurienproceftse,  der 
Höhe  der  Strafdrohimg  und  der  Strenge  des  Richters. 

Nun  hat  aber  Osenbrüggen,  indem  er  diese  Seite  alt8chwei2ie- 
rischen  Rechts  mit  offenbarer  Vorliebe  behandelte,  den  Nachweis 
vollständig  geftihrt,  dass  gerade  in  der  Urschweiz  die  Ehre  in 
ausgezeichneter  Weise  hochgehalten  wird  und  dasselbe  anerkennt 
Köstlin^^^'  der  die  intensivere  Geltendmachung  des  Ehrb^riffs  in 
der  Schweiz  auf  die  vortheilhafteren  politischen  Zustände  zurück- 
führt; im  Uebrigen  sei  hingewiesen  auf  den  geleisteten  Kachweis 
der  massgebenden  Bedeutung  der  Ehre  für  das  gesammte  alte 
Strafrecht. 

Es  kann  sonach  als  festgestellt  betrachtet  werden,  dass  die 
geringe  Strafe  der  Injurie  in  den  Urcantonen  nicht  die  Gering- 
schätzung der  Ehre,  die  Auffassung  derselben  als  eines  unbedeu- 
tenden Gutes  beweist,  sowenig  als  andern  Orts  die  grosse  Reiz- 
barkeit und  Strafhärte  darthun,  dass  daselbst  die  Ehre  hoch- 
gehalten sei ;  vielmehr  kann  die  Werthschätzung  der  Ehre  sehr 
hoch  und  die  Strafdrohimg  wie  die  persönliche  Reizbarkeit  ge- 
ring sein. 

Diese  Thatsache  ist  bei  den  anerkannten  Mängeln  und 
Schwierigkeiten,  welche  der  Behandlimg  der  Ehrverletzung  in  der 


*•  Osenbrilggen,  Die  Ehre  im  Spiegel  d.  Z.,  S.  28,  scheint  es  zu  bejiihen. 
*•  Köstlin,  Die  Ehrverletzung  nnch  dentschera  Recht,  in  der  Zeitschr.  f. 
«leutsches  Recht,  Bd.  XV. 
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(jegenwart  anhaften,  näher  zu  untersuchen,  indem  wir  die  weitere 
Frage  »teilen: 

Wie  kann  ein  hoher  Ehrbegriff  bei  geringer  Strafdrohung 
bestehen,  —  wie  kann  diese  genügenden  Schutz  bieten,  mit  an- 
dern Worten,  worauf  beruht  diese  Möglichkeit  in  den  Urcantonen  ? 

a)  Die  persönliche  Q-rundlage.  Die  Ehre  des  alten  Rechts 
ruht,  wie  dieses  selbst,  auf  dem  Einzelnen,  im  persönlichen  Be- 
wuBstsein  der  Ehrenhaftigkeit  und  weiterhin  —  im  Urtheil  der 
Genossen,  worin  sich  jene  wiederspiegelt.  Das  perönliche  Ehr- 
gefühl, w^elches  auf  die  Verletzung  reagirt,  kann  verschiedener  Art 
sein"  und  je  nach  seiner  Art  gestaltet  sich  in  den  Einzelheiten 
das  Recht  der  Elu^,  so  dass  wir  aus  der  Verschiedenheit  des 
Letztem  im  alten  und  im  neuen  Recht  zuiückschliessen  dürfen 
auf  die  Verschiedenheit  der  Grundlage  des  persönlichen  Ehr- 
gefühls. Wird  vom  heutigen  Recht  gesagt,  dass  es  eine  krank- 
hafte Reizbarkeit  das  Ehrgeflihls  zum  Ausdruck  bringe  '^  und 
dass  Gesetz  und  Praxis  die  Richtung  unterstützen^  so  kann  dej' 
alte  Znstand  als  derjenige  der  Gesundheit  bezeichnet  werden,  denn 
aus  der  principalen  Bedeutung  des  Widerrufs,  der  Ehrenerklärung 

—  der  geringen  Strafe,  —  der  Unterscheidung  ehrlicher,  zom- 
müthiger  und   unehrlicher,  vorbedachter,  beharrlicher  Schmähung, 

—  der  Verbindlichkeit,  Schijgapf  abzuthun  und  gethane  Red  wahr 
zu  machen,  —  der  una&ssenden  Geltung  des  Wahrheitsbeweises, 
sowie  aus  der  ganzen  Behandlung  des  Straffechts  aus  dem  Ge- 
sichtspunkt der  Ehre  geht  hervor,  dass  das  Ehrgefühl,  welches 
diesen  Einzelbcstimmungen  zu  Grunde  hegt,  das  Bewusstsein  ist, 
in  Wu^kUchkeit  und  Wort  und  That  unanfechtbar  ein  Ehrenmann 
zu  sein.  Ein  solches  in  sich  selbst  und  in  der  Wahrheit  starkes 
Ehrgefühl,  brauchte  weder  so  reizbar  zu  sein,  noch  verlangte  es 
harte  Strafen,  sondern  es  begnügte  sich  mit  der  Forderung,  dass 
die  Wahrheit  geprüft  werde,  und  mit  der  Entschlagniss.  —  Da- 
gegen ist  jenes   andere   krankhaft-reizbare  Ehrgefiihl  ebenso  em- 


"  Vgl.  die  vortrefflichen  AiLsfährangen  bei  Berner,  Lehrbuch,  IX.  Aufl., 
8.  464. 

"  Wie  auch  Geyer  in  Holtzendorff's  Bandbuch  d.  d.  St.  R.  bezeugt.  — 
Die  Criminalstatistik  weist  einen  sehr  hohen  Procentsatz  der  Vergehen  gegen 
^6  Ehre  auf. 
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pfindlich,  als  leicht  zu  Verletzung  Anderer  bereit,  keine  Strafe  ist 
ihm  hoch  genug  und  es  nimmt  den  Richter  um  so  leichter  in  An- 
spruch zur  Wiederherstellung  der  Hire,  als  diese  Ehre  selbst  von 
zweifelhafter  Art  ist ;  das  Recht  der  Gegenwart  kommt,  wie  auch 
Osenbrüggen  bemerkt,  dieser  Neigung  entgegen,  indem  die  Ehre 
auch  dessen  mit  zarter  Schonung  behandelt  wird,  den  kein  Ehr- 
gefühl abhielt,  eine  schimpfliche  Handlung  zu  begehen ;  das  Greaets 
erzeugt  vielfach  künstlich  diese  Reizbarkeit  und  züchtet  Processe. 

bj  Die  volksthümliche  Grundlage.  Das  Urtheil  der  Genossen 
gibt  die  Ehre;  ihr  entscheidendes  Interesse  ist,  dass  die  Wahr- 
heit an  den  Tag  komme,  weshalb  der  Beschimpfte  sich  reinigen^ 
der  Andere  die  Red  auf  ihn  bringen  oder  ihn  entschlagen  muss. 
Gibt  der  Thäter  die  Ehrenerklärung  mit  Ernst  und  Feieriichkeit 
an  des  Richters  Stab  oder  mit  seinem  Eide,  so  ist  die  Hauptsache, 
die  Wiederherstellung,  fertig.  Die  geringe  Busse  ist  nebensächlich 
und  kann  daher  auch  ganz  wegfallen,^*  oder  sie  steht,  wenn  zuvor 
jentschlagen  wird,  ausser  Verhältniss  zur  Injurie.  Das  Schwer- 
gewicht liegt  darin,  dass  der  Beschimpfte  vor  den  Genossen  makel- 
los, der  Andere  als  Ehrabschneider  dastehe.  Nicht  die  hohe  Strafe 
gibt  die  Genugthuung  und  stellt  die  Ehre  wieder  her,  sondern 
die  Anerkennung  oder  Verwerftmg  durch  die  Genossen.  Ein  Gegen- 
satz, wie  er  in  der  neueren  EntwicUimg  liegt,  dass  die  Mitbürger 
diejenigen  feiern,  welche  das  Gericht  verurtheilt  oder  denjenigen 
der  öflFentlichen  Verachtung  preisgeben,  den  die  Gerichte  firei- 
gesprochen  haben,  besteht  dort  nicht.  — 

Indem  in  den  Urcantonen  jene  gesunden  Grundlagen  noch 
vorhanden  sind  —  und  damit  beantworten  wir  die  gestellte  Frage  — , 
ist  es  möglich,  einen  hohen  Ehrbegriff  bei  geringer  Strafe  der  Ehr- 
verletzung zu  pflegen.  Heben  wir  nun  einzelne  Bestimmungen 
dieses  besondem  Ehrenrechts  heraus! 

1.  Widerruf  und  Ehrenerklärung."  Sie  sind  im  Sinne  des 
alten  Rechts  keine  Strafen  und  passen  nicht  in  das  neuere  Straf- 
system,  weshalb    schon   Feicerbadt^^^   in   Verlegenlieit,    dieselben 


"  Osenbrüggen,  Alam.  St.  R.,  8.  264.  —  Ehre  im  Spiegel  d.  Z.,  S.  10. 
Vgl.  oben  Nidwaiden. 

**  Vgl.  Osenbrüggen,  Alam.  St.  R.,  S.  263.  Hälschner,  im  Gerichts- 
saal 1864,  8.  343.     Bemer,  Lehrbuch,  IX.  Aufl.,  Seite  437. 

"  F€U€7-bach,  Lehrbuch  §  294.  295.     Tittmunn,  Handbuch,  Bd.  1,  §  142. 


137 

antegguliringen ,  sie  als  „relativ-öffentliche  Strafen"  bezeichnete;. 
was  von  Marstcult  **  einer  schneidenden  Kritik  unterworfen  wurde. 
Die  Particttlarrechte  liessen  diese  unpassenden,  im  neuen  Rechts- 
System  zusammenhangslosen  und  mit  allen  Mängeln  behafteten 
Mittel  nach  und  nach  fallen.  Preussen  hob  sie  schon  1811  durch 
Cabinetsordre  auf,  wogegen  sie  sich  in  Hannover  und  Oldenbm'g 
bis  1848  erhielten.  In  den  neuem  Gesetzbüchern  Deutschlands 
und  der  Schweiz  sind  sie  verschwunden  und  nur  noch  in  den 
Urcantonen  in  Uebung.  Heute  könnten  sie  nur  dann  von  Be- 
deutung werden,  wenn  auch  die  Auffassung  und  Behandlung  der 
Ehre  sich  wieder  dem  alten  Kecht  näherte. 

2.  Beharrlichkeit.  Das  Gewicht,  welches  auf  Widerruf  und 
Ehrenerklärung  gelegt  ist,  und  die  geringe  Busse  ruhen  auf  der 
Voraussetzung,  dass  in  der  Regel  nicht  aus  Bosheit  oder  Nieder- 
trächtigkeit und  beharrlich  die  Ehre  verletzt  werde,  sondern  viel- 
mehr aus  Zorn,  Irrthum,  Uebereilung,  und  dass  ein  braver  Mann 
zwar  diese  Ausschreitung  begehen  könne,  aber  auch  bereit  sei, 
die  Uebereilung  einzugestehen  und  dw  Wahrheit  die  Ehre  zu 
geben.  Anders  liegt  die  Sache,  wenn,  nachdem  entschlagen  wor- 
den war,  die  Ehrverletzung  wiederholt,  „beharrlich"  wurde.  Den 
Mann,  der  so  seine  vor  Gericht  gegebene  Erklärung  und  sein 
eigen  Wort  missachtete  und  den  Andern  doppelt  verletzte,  traf 
die  Strafe  der  beharrlichen  Schmähung,  in  deren  Schwere  das 
Gegengewicht  zur  leichten  Busse  der  einfachen  Ehrverletzung  lag. 
Es  wird  damit,  wie  in  der  hohen  Strafe  der  wohlbesinnten  ver- 
dachtlichen Zured,  das  Unehrliche  getroffen. 

3.  Wahrheitsbeweis.  Der  Beleidigte  konnte  verlangen,  dass 
der  Beleidiger  ihm  die  Rede  vor  Gericht  wahr  mache.  Ge- 
lang dieser  Beweis,  so  war  der  Letztere  von  aller  Strafe  frei,  da 
er  nur  die  Wahrheit  geredet  und  Niemandem  Unrecht  gethan  hatte. 
Derjenige,  von  dem  die  Wahrheit  gesagt  worden  war,  hatte  kein 
fiecht,  sich  zu  beklagen,  lag  doch  das  Schimpfliche  in  seinem 
eigenen  Thun,  und  wer  ehrlich  die  Wahrheit  äusserte,  konnte  nach 
den  Grundsätzen  dieses  Rechts  nicht  strafbar  erscheinen,  weil  der 
Andere  in  einer  ^Ehre"  sich  verletzt  fiihlte,  die  ihn  nicht  vom 
Begehen   des    Schimpflichen    zurückgehalten  hatte.      Gelang    aber 

'*  Morstadt^  Commentar  zu  Feuerbachy  S.  493.  496.  • 
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der  Beweis  nicht,   so  verfiel  der  Ehrschänder  in  die  harte  Strafe 

« 

der  beharrlichen  Schmähung, "  und  da  er  vor  Gericht  dem  An- 
dern die  Ehre  entziehen  wollte,  traf  ihn  selbst  die  Entsetzung  von 
Ehr  und  Gewehr,  worin  ein  kräftiger  Schutz  gegen  frivole  An- 
schuldigung und  ein  Druck  lag,  es  nicht  zum  Processe  kommen  zu 
lassen,  sondern  Satisfaction  durch  Widerruf  und  Ehrenerklärung 
zu  geben. 

III.  Es  kann  nicht  davon  die  Rede  sein,  alte  Einrichtungen 
in  das  neue,  den  Grundlagen,  dem  Geiste  und  der  ganzen  Con- 
struction  nach  so  verschiedene  Recht  überfuhren  oder  specielle 
Verbesserungsvorschläge  machen  zu  wollen;  doch  wird  kaum  be- 
stritten werden,  dass  nicht  höchst  beachtenswerthe ,  fruchtbare 
Keime  der  Fortbildung  daraus  zu  gewinnen  sind;  überdies  kann 
ja  darauf  hingewiesen  werden,  dass  jenes  alte*  Recht  der  Ehr- 
verletzung mit  seinen  Grundlagen  angefuhrtermassen  noch  existirt 
und  andernorts  die  Behandlung  der  Ehrverletzung  sich  wieder,  — 
wie  das  neuere  Recht  überhaupt,  —  dem  alten  nähert,  sowie  dass 
der  gegenwärtige  Zustand  der  Gesetzgebung,  Doctrin  und  Recht- 
sprechung anerkannterweise  kein  befriedigender  ist;  denn  einer- 
seits wird  die  Prävalenz  dieser  DeHctsgattung  und  die  Strafhärte 
getadelt,  anderseits  sogar  Verschärfung  und  Ausdehnung  gewünscht, 
Dritte  gar  finden  die  modernen  Zustände  so  zerrüttet,  dass  die 
Ehre  trotz  schärfster  Gesetze  keinen  wirklichen  Schutz  finde,  und 
an  Beispielen  für  alle  drei  Meinungen  fehlt  es  weder  in  der 
Schweiz,  noch  im  Ausland. 

1.  Wir  haben  gesehen,  dass  da,  wo  das  Ehrenrecht  auf  den 
Grundlagen  der  persönlichen  wirklichen  Ehrenhaftigkeit  und  auf 
dem  volksthümlichen  Ehrbegriff  ruht,  die  Strafe  milde  und  der 
Ehrschutz  wirksam  sein  und  mancher  Uebelstand  vermieden  wer- 
den kann.  —  Anders  ist  es,  wo  der  Ehrbegriff  abstract  auf  das  Ge- 
setz gestellt  und  der  Ehre  ein  fictiver  Werth  im  willkürlichen 
Mass  der  gesetzlichen  Strafdrohung  gegeben  ist.  Da  ist  sie  zu 
sehr  durch  das  Strafgesetz,  als  dass  nicht  jene  Grundlagen  in 
nachtheiUger  Weise  zurücktreten   sollten.     Die   Strafe   ist  Züch- 


''  Schnell  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  IX :  „Die  bebarrliche  Scheltang 
ist  eine  einleuchtende  Behandlang  der  Lehre  vom  Wahrheitsbeweis.**  \g\. 
OsenbrUggerif  Alam.  St.  R.,  S.  269. 
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tigang  für  die  Rechtsverletzung  und  die  Ehre  resultirt  aus  der 
Negation  der  Negation.  Da  die  alten  wirkjsamen  Ausgleichsmittel^ 
Widerruf  und  Ehrenerklärung^  keine  Strafen  sind^  fehlt  ihnen 
die  Bedeutung.  Der  Wahrheitsbeweis  wird  verkümmert;  das  Ge- 
biet der  Ehrverletzung;  ohne  Rücksicht  auf  das  Volksrechts- 
bewusstsein  durch  „Consequenzen"  mittelst  Entwicklung  von  Prin- 
cipien  und  PräJudicien  in  der  Wissenschaft  und  Rechtsprechung 
ausgedehnt  und  die  Strafe  derselben  so  gesteigert;  dass  sie  ausser 
Yerhältniss  zur  Strafe  anderer  Delicto  tritt;  kommt  dann  noch 
fainzU;  dass  neben  der  staatsbürgerlichen  Ehre  eine  besondere  oder 
doch  besonders  geschützte  Ehre  der  Staatsdiener  hervortritt,  und 
dass  die  Injurienprocesse  zu  politischen  Zwecken  missbraucht 
werden;  dann  treten  krankhafte  Zustande  und  krankhaftes  Ehr- 
gefühl auf.  —  Der  Weg  zur  Besserung  und  zur  mäJigen  Her- 
«telluDg  der  Grundlagen  ist  bereits  beschritten;  indem  das  mo- 
derae  Stra&echt  die  wirkliche  Ehre  in  der  Berücksichtigung  des 
Ehrlichen  und  Unehrlichen  der  Gesinnung  und  in  der  Ehrlichkeit 
in  W^ort  und  Wandel  wieder  im  Ganzen  das  Strafrecht  zum  Aus- 
ilmck  zu  bringen  sucht,  wie  sie  im  Ganzen  des  alten  Rechts  liegen. 
2.  Strafhärte  und  Ausdehnung  des  Strafgebiets.  —  Wo  soll 
es  enden,  wenn  die  Steigerung  in  diesen  Punkten  zu  vermehrtem 
Schutz  der  Ehre  andauert,  wie  von  Seiten  der  'Wissenschaft  em- 
pfohlen wird  '*  „vom  principiellen  Standpunkt  aus"  ?  In  den  schwei- 
zerischen Cantonen  ist  mit  wenigen  Ausnahmen  die  Sti'afe  eine 
sehr  milde  geblieben;  —  durch  Rechtsprechung,  selbst  da,  wo 
das  Gesetz  hohe  Strafen  androht,  wie  z.  B.  Osenbriiggen  ^^  von 
Zürich  sagt:  „Das  Strafgesetzbuch  fiir  den  Canton  Zürich  von 
1871  ist  in  den  Strafbestimmungen  bei  „Verbrechen  gegen  die 
Ehre"  gebührend  streng.  Allein  die  Gerichte  haben  die  Neigung, 
dieses  noch  junge  Gesetz  wie  ein  vom  Zeitgeist  überholtes  zu 
l)ehandeln  und  nur  auf  eine  geringe  Nominalbusse  zu  erkennen  \^ 
<las  hat  auch   seither   die   Praxis   bestätigt.     Gesetz    und   Recht- 


"  Vgl.  H.  Meyer y  im  Gerichtssaal,  1881,  8.  151:  „Die  Beleidi^ngr  im 
eogern  Sinne  erfordert  vorsätzliche  Verübung,  was  bedauemswerth  ist,  da  eine 
Menge  schnöder  Rücksichtslosigkeiten  gegen  die  Ehre  anderer  Personen  straf- 
los gelassen  werden  muss.** 

"  Osenbrilggen,  Die  Ehre  im  Spiegel  d.  Zeit,  S.  28. 
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sprechung  sind  mit  Bezug  auf  die  andern  Delicto  so  mild,  dass^ 
bei  der  weitestgehenden  Freiheit  des  Wortes  die  Strafe  der  In- 
jurie nicht  ausser  Verhältniss  stehen  kann. 

3.  Der  Wahrheitsbeweis  gelangt  in  den  Cantonen  in  weitem 
Umfang  zur  Geltung.  Während  das  alte  Becht  um  die  Motive 
der  Ehrverletzung  sich  nicht  kümmerte  und  nur  fragte,  ist  die  Rede 
wahr,  verlangt  z.  B.  Zürich,  dass  die  Veröffentlichung  der  wahren 
Thatsache  mit  redhchen  Motiven  und  rechtUchen  Endzwecken 
geschah  und  nur  wenn  kein  anderer  Zweck  als  Schadenzufiigung 
oder  Ehrverletzung  vorhanden  war,  tritt  die  Strafe  der  Beschim- 
pfung  ein.     (§  151.) 

4.  Einfluss  der  politischen  Zustände.  Presse.  —  Hohe  Straf- 
drohungen und  strenge  Praxis  mögen  da  nothwendig  sein,  wo 
die  Schmäliung  des  Staates,  seiner  Einrichtungen,  Anordnungen 
Beamten  eine  wichtige  Stelle  im  Gesetzbuch  und  in  der  bestehen- 
den Ordnung  einnimmt^^;  allein  in  der  Schweiz  ist  dies  nicht 
der  Fall.^^  Die  Bundesbehörden  stehen  über  der  Anfechtung  durch 
Injurien,  selten  strengt  eine  cantonale  Behörde  einen  Process  an 
und  wenn  es  ausnahmsweise  einmal  vorkommt,  fallt  die  Strafe 
auffallend  gering  aus.  Die  Amtsehrverletzung  ist  vorwiegend  be- 
seitigt und  wo  die  Injurie  gegen  einen  Beamten  in  Function  als 
Strafmehrungsgrund  angefiihrt  ist,  scheint  in  der  Praxis  die  milde 
Strafe  doch  nur  die  rein  peraönliche  Ehre  zimi  Ausdruck  zu 
bringen.  Hiezu  kommt,  dass  die  freie  Meimmgsäusserung  im 
weitesten  Umfang  als  öffentliches  Recht  betrachtet  wird,  worüber 
neulich   der  zeitige  Präsident   des  zürcherischen   Obergerichtes  in 


^  Vgl.  Hugo  Meyery  im  Gerichtssaal  1881,  S.  181 1  „Es  ist  nur  durch 
praktisch  politische  Gründe  erklärlich,  wenn  nur  die  Verläumdung  von  staat- 
lichen Einrichtungen  und  Anordnungen,  nicht  aber,  wie  es  principiell  (d.  h. 
nach  dem  Princip  der  Gerechtigkeit)  sein  sollte,  auch  die  Schmähung  de» 
Staates  und  seiner  Einrichtungen  unter  Strafe  gestellt  ist.  —  Möge  sie  be- 
hüten das  Haus  der  Deutschen  die  hohe  Gerechtigkeit !" 

**  Die  ältere  cantonale  Gesetzgebung  schloss  sich  hierin  an  die  deutsche 
an ;  seither  haben  sich  selbständige  Grundsätze  entwickelt  und  wenn  auch  eine 
Anzahl  der  Neueren  nicht  umhin  konnte,  zu  Ehren  der  cantonalen  Souverainitat 
einen  grossen  Apparat  politischer  Delicte  ins  Strafgesetzbuch  zu  stellen, 
80  ist  dies  doch  nicht  so  ernst  gemeint,  dass  es  für  die  Praxis  irgend  welche 
Bedeutung  hätte  und  speciell  die  „politischen"  Injurien  sind  fast  überall  aus- 
gemerzt. 


^^fJT 


141 

öffentlichem  Vortrag  sich  folgendermassen  äusserte:  „Unsere  Ein- 
richtimgen  sind  nichts  weniger  als  vollkommen ;  die  Verbesserung 
wird  auch  diesmal,  wie  in  alten  Zeiten,  nur  durch  rückhaltlose 
Kritik  angebahnt;  sie  einschränken,  wie  vielfach  die  Neigung  vor- 
handen ist,  heisst  den  Fortschritt  hemmen."  Dass  die  Ehrver- 
Ictziing  durch  die  Presse  die  grösste  Aufmerksamkeit  des  Gesetz- 
gebers verlangt,  steht  bei  der  öffentlichen  Macht  derselben,  der 
Verbreitung,  welche  die  Injurie  durch  sie  erlangt,  der  entsprechen- 
den grösseren  Verletzung  des  Beschimpften  und  bei  dem  corrum- 
pirenden  Einfluss,  welchen  die  Schmutzpresse  auf  die  Bevölkerung 
haben  kann,  ausser  allem  Zweifel.  „Sogenannte  Schriftsteller 
unterhalten  jahraus  jahrein  ihre  Leser  mit  Ehrbeleidigungsprocessen, 
die  sie  gefuhrt  haben  oder  fuhren  werden,  die  sie  unter  dem  Ekel 
der  berufenen  Richter  gewonnen,  verloren  oder  ausgeglichen  haben, 
und  sie  finden  in  diesen  Sensationen  ihre  Abonnentenrechnimg. 
Die  Ehrbeleidigung  ist  ein  Mittel  der  Reclame  und  damit  des 
Erwerbes  geworden."*^  Diese  Thätigkeit  wird  nicht  wenig  unter- 
stl'itzt,  wenn  sie  durch  die  Processordnung  Gelegenheit  findet, 
im  vollen,  feierlichen  Process,  gar  vor  Schwurgerichten,  sich  breit 
zu  machen,  und  Manche  lassen  sich  eher  die  Verletzung  ge- 
fallen, als  dass  sie  auf  solchem  Wege  Satisfaction  suchen  und  da- 
bei riskiren,  von  allen  Seiten,  mit  allen  Mitteln,  welche  Process  und 
Routine  an  die  Hand  geben,  biosgestellt,  unter  Umständen  ruinirt 
zu  werden. 

5.  Die  Unterstellung  erheblicher  Körperverletzungen  unter 
<len  Begriff  der  Realinjurie  verwischt  die  wesentlichen  Unterschiede 
der  beiden  DeUctsgattungen  und  lässt  die  tiefgehenden  und  wich- 
tigen auch  für  die  Gegenwart  bedeutenden  Einzelsatzungen  des 
alten  Rechts  völlig  verschwinden.  Musterhaft  ist  hier,  wie  oben 
nadigewiesen ,  das  deutsche  Strafgesetzbuch  und  seine  Novelle 
von  1876, 


'*  Wienerpresse ,  Januar  1885.  —  Will  die  Presse  die  im  eigenen  wie 
im  oflfentlichen  Interesse  unschätzbare  Freiheit  bewahren,  so  dürften  Ösen- 
^^ggens  Worte  (Die  Ehre  im  Spiegel  der  Zeit,  S.  24)  leitend  sein.  „Die 
zügellose  Presse  wird  nicht  die  Oberhand  behalten,  wenn  die  Redactionen  der 
äüständigen  Blätter,  wie  verschieden  auch  ihr  Standpunkt  sei,  darin  ein  Con- 
«^rtium  bilden,  dass  sie  die  Ehre  auf  ihre  Fahne  schreiben.** 
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Cap.    4. 

Das  peinliche  Gesetzbuch  der  helTetischen 
Republik  Yom  4.  Mai  1799. 


§  35.  I.  Der  helvetische  Einheitsstaat^  anerkannte  die  Ver- 
einheitlichung von  Civil-  und  Strafrecht  und  -Process  als  eine  seiner 
vornehmsten  Aufgaben  und  die  Dringlichkeit  der  praktischen  For- 
derungen hatte  auch  die  schnelle  Erstellung  eines  neuen  Straf- 
gesetzbuches fiir  die  ganze  Schweiz  zur  Folge.  —  Schon  vor  Erlass 
desselben  waren  durch  Specialgesetze  wesentliche  Neuerungen  ein- 
geführt worden.  Den  12.  Mai  1798  wurde  die  Folter,  welche  in 
einigen  Cantonen  schon  beseitigt  war,  soweit  sie  noch  bestand,  in 
ganz  Helvetien  abgeschafft,  femer  wurde  die  Confiscation  der 
Güter  als  Strafinittel  unterdrückt  und  Strafen  wegen  religiöser 
Meinungen  ausgeschlossen.  Mit  dem  Ende  des  Jahres  1798  be- 
ginnt die  Zeit  rücksichtsloser  Zusammenfassung  aller  Kräfte  zu  einer 
unbeschränkten  Staatsgewalt,  um  dadurch  nach  dem  französischen 
Vorbilde  die  innem  und  äussern  Gefahren  zu  beschwören,  wovon 
eine  Reihe  politischer  Ausnahmegesetze  gegen  Rebellen,  Unruhe- 
stifter, gegen  Böswillige,  Emissäre,  Deserteure,  Fremde,  Zeugniss 
ablegt.  ^ 

Auf  diesem  Boden  entstand  das  helvetische  Strafgesetzbuch. 
Die  Staatsverbrechen  nehmen  darin  nahezu  den  dritten  Theil 
des  Ganzen  ein  und  Todesstrafe  ist  für  dieselben  so  häufig  an- 
gedroht, dass  vorzügUch  dieser  Partie  das  Gesetz  den  Ruf  seiner 
Härte  verdankt.  Wie  die  gesammte  Rechtsgesetzgebung  der 
Helvetik  an  die  französische  sich  anschliesst,  so  wurde  im  Drange 
der  Zeit   kurzer  Hand    der   Code  penal  von  1791  *  fast  wörtlich 


'  Vgl.  Hilty^  Oeffentliche  Vorlesungen  über  die  Helvetik  1878,  S.  616, 
über  die  Rechtsgesetzgebnng  der  Helvetik. 

«  Hilty,  S.  232,  237. 

•  Nicht  der  Code  des  d^lits  et  des  peines  von  1795,  wie  von  Tefinme 
u.  A.  angeführt  wird.  Der  Code  von  1791  für  schwere  Verbrechen  besteht 
zwar  neben  demjenigen  von  1795,  der  wesentlich  Processgesetz  ist,  fort ;  durch 
den  letztgenannten  sind  aber  erhebliche  Abweichungen  eingetreten,  welche 
dem  ersten  Code  wie  dem  helvet.  St.  G.  B.  mangeln,  z.  B.  Brandmark,  Con- 
fiscation, Versuch  u.  a. 
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übersetzt  und  als  Gesetz  erklärt  und  mit  derselben  Leichtigkeit^ 
welche  sowohl  diese  Gesetzgeberei  als  das  anderweitige  Bemühen^ 
vorhandene  Uebelstände  durch  Gesetze  und  Decrete  abzustellen^ 
kennzeichnet,  wurden  bald  nach  der  Annahme  so  wichtige  Ver- 
besserungen des  G.  B.  vorgenommen,  dass  in  Wirklichkeit  an- 
deres Recht  bestand,  als  in  dem  Gesetz  enthalten  ist. 

Verbesserungen  des  Strafrechts  und  Stra^rocesses  wurden  bei 
all  dem  Wechsel,  welchem  das  helvetische  Regiment  während  seiner 
kurzen  Lebensdauer  unterlag,  nie  aus  dem  Auge  gelassen.  Nach 
Art.  97  der  Constitution  spricht  das  Cantonsgericht  als  letzte 
Instanz  über  Vergehen  und  Uebertretungen  (Friedensrichter,  Di- 
strictsgerichte)  und  als  erste  Instanz  in  Hauptcriminalsachen.  Für 
die  ganze  Schweiz  wurde  ein  oberster  Gerichtshof  eingesetzt, 
(Art  86  d.  Const),  welcher  alle  vom  Cantonsgericht  gefällten 
Criminalurtheile ,  sofern  sie  auf  Tod  oder  zehnjährige  Freiheits- 
strafe lauteten,  zu  prüfen  und  eventuell  abzuändern  hatte  (Art.  88).^ 
Schon  im  Januar  1799  wurde  ein  Commissionalgutachten  *  über 
die  Grundideen  einer  neuen  Einrichtung  des  Criminalgerichts- 
wesens  vorgelegt,  welches  die  Einführung  der  Jury  nach  franzö- 
sischem Muster  der  ersten  Periode  (Anklagejury,  Urtheilsjury) 
vorbereiten  sollte,  und  die  kurzlebende  Verfassung  von  1801  nalim 
sogar  ausdrücklich  die  Einfuhrung  von  Geschwomengerichten  in 
Aussicht.  —  Im  Bestreben,  das  Strafgesetzbuch,  nachdem  bereits 
die  Hauptmängel  abgestellt  waren,  zu  verbessern,  lud  das  De- 
partement der  Justiz  durch  Zuschrift  vom  7.  Juni  1802  alle  Be- 
hörden ein,  ihre  gesammelten  Erfahrungen  und  Bemerkungen  über 
das  gesammte  Criminalwesen  der  neuen  Regierung  behufs  legis- 
latorischer Arbeiten  mitzutheilen.  Unter  den  Eingaben,  welche 
gemacht  wurden,  ist  sehr  bemerkenswerth  diejenige  von  L,  Meyer 
f.  Kiionau,  Mitglied  des  zürcherischen  Cantonsgerichts.  • 

*  Vgl.  Hilty,  8.  731.  742.  Constitution  vom  12.  April  1798.  Vgl.  S.  627. 
nDie  helvetischen  Acten  enthalten  weit  mehr  criminelles  als  Civilmaterial, 
vprSher  im  helvetischen  Archiv  eine  sehr  übersichtliche  Controle." 

*  «Gutachten  über  die  Grundideen"  etc.,  Luzem,  24.  Jänner  1799,  ab- 
gefaist  von  B.  F,  Kuhn,  Mitglied  des  Grossen  Rathes,  „einer  der  besten  Männer 
jener  Zeit". 

*  L,  Meyer  v,  Knonau,  «Bemerkungen  über  die  Gebrechen  des  hel- 
vetischen Criminalwesens  und  ihren  £influss  auf  öffentliche  Sicherheit  und 
MoralitÄt  mit  Vorschlägen."     Zürich  1802. 
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Das  helvetische  St.  G.  B.  "^  enthält  213  Paragraphen.  I.  Theil: 
Von  den  Verurtheilungen.  II.  Theil :  Von  Verbrechen  und  Strafen. 
Der  erste  Theil  hat  sieben  Titel.  1.  Von  den  Strafen  überhaupt. 
2.  Von  wiederholten  Verbrechen.  3.  UrtheilsvoUziehung  gegen 
nichterschienene  Angeklagte.  4.  Wirkungen  der  Verurtheilung. 
5.  Einfluss  des  Alters  auf  Art  und  Dauer  der  Strafen.  6.  Ver- 
jährung.    7.  Wiedereinsetzung.  — 

§  36.  II.  a)  Strafen.  —  Todesstrafe  durch  Enthauptung 
ohne  jegliche  Marter.  Bei  Mord,  Brandstiftung,  Vergiftung  wird 
<ler  Thäter  mit  einem  rothen  Hemd  bekleidet,  bei  Vatermord  den 
Kopf  mit  einem  schwarzen  Tuch  bedeckt,  zur  Richtstätte  geführt — 
Kettenstrafe  kann  weder  lebenslängHch  sein,  noch  gegen  Weiber 
oder  Mädchen  in  Anwendung  kommen.  —  Stockhaus,  Einzel- 
haft ohne  Ketten  oder  Bande  „an  einem  heitern  Ort",  Wahl  der 
Gefängnissarbeit,  nicht  lebenslängHch.  —  Einsperrung  (De- 
tention), gemeinsame  Gefängnissarbeit  nach  Wahl,  Dauer  höchstens 
sechs  Jahre.  —  Mit  den  genannten  Freiheitsstrafen  ist  Ausstellung 
mit  einer  Schandtafel  von  2 — 6  Stunden  verbunden  (§  28).  — 
Entsetzung  von  dem  Bürgerrecht  hat  stets  Ausstellung 
zur  Folge  (§  30),  wobei  der  Gerichtsschreiber  dem  AusgesteDten 
zuruft:  „Euer  Land  hat  euch  einer  schändlichen  Handlung  über- 
wiesen gefiinden.  Das  Gesetz  und  das  Gericht  entsetzen  euch 
der  Eigenschaft  eines  helvetischen  Bürgers."  —  Landesver- 
weisung (§  29).  —  Alle  andern,  bisher  üblichen  peinUchen  Stra- 
fen sind  abgeschafft.    Vgl.  Tit.  4  und  7. 

Die  Drohungen  sind  absolut.  Jedes  Verbrechen  gegen  die 
innere  oder  äussere  Sicherheit  des  Staates  (§§  68 — 78)  wird  mit 
dem  Tode  bestraft.  Todesstrafe  steht  femer  auf  einer  Anzahl  Ver- 
brechen gegen  die  Staatsverfassung  (Art.  8L  83.  86.  88,3),  aut 
Aufruhr  (Art.  98),  auf  BestechUchkeit  eines  Gesetzgebers  und 
auf  folgenden  „Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Person" :  Tod- 
schlag am  Ascendenten,  Mord,  Versuch  des  Gift-  und  „Meuchel- 
mords", Entmannung,  schwere  Körperverletzungen  mit  Auflauern 
•(§§  146 — 150).  Femer  auf  Brandstiftung,  Zerstören  von  Häusern 
durch   Minen,   Tödtung   durch   Ueberschwemmung   (§  192)  und 

'  Biületiii  des  lois  et  d^crets,  p.  642  ff. :  Loi  da  4  Mai  1799,  Code  p^oal. 
£ine  vorzügliche  deutsche  Ausgabe  ist  diejenige  für  Bern  1839,  bei  C.  Lan- 
^lois  in  Burgdorf. 
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durch  &Lsches  Zeugniss  im  Criminalprocess  (§  205).  —  Alle  übri- 
gen Verbrechen  sind  mit  Freiheitsstrafen  bedroht.  —  Als  charak- 
teristisch sind  hervorzuheben:  Todschlag  20  Jahre  Ketten;  wenn 
Folge  gewaltthätiger  Anreiznng  10  Jahre  Stockhaus.  Schwere 
Körperverletzung  (40  Tage  Arbeitsunfähigkeit^  Gliedbruch,  Ver- 
stömmelung)  2 — 4jährige  Einsperrung,  im  schwersten  Fall  6  Jahre 
Ketten;  leichtere  Verletzungen  werden  durch  bürgerliche  Klage 
belangt  und  können  zu  correctionellen  Strafen  Anlass  geben. 
Nothzucht  6  Jahre  Ketten,  an  Mädchen  unter  14  Jahren  12  Jahre. 
Bigamie  12  Jahre  Ketten.  Raub  10 — 22  Jahre  Ketten.  Diebstahl 
iät  casuistisch  und  Kaub,  Unterschlagung  und  Eigenthumschädi- 
gong  zusammenfassend,  in  28  Artikeln  behandelt.  Einfacher  Dieb- 
stahl 6  Jahre  Ketten;  qualificirter,  18  Jahre;  in  beiden  Fällen 
tritt  bei  den  gesetzlichen,  speciellen,  erschwerenden  Umständen 
Krhöhnng  ein.  Betrüglicher  Bankrott  6  Jahre  Ketten.  Fälschung 
und  falsches  Zeugniss  4—8  Jahre  Ketten  (§§  198—204). 

h)  Diese  Strafinittel  und  Strafdrohungen  sind  nach  zwei 
^^iten  näher  in's  Auge  zu  fassen.  Erstens  in  Bezug  auf  deren 
Uebereinstiimnung  mit  dem  Volksbewusstsein,  da  hierin  zum  Theil 
die  Erklärung  liegt,  weshalb  das  Gesetzbuch,  trotz  vieler  Vor- 
züge, nicht  recht  Boden  fasste  und  bald  Novellen  nöthig  machte. 
Zweitens  in  Bezug  auf  die  berüchtigte,  fast  sprichwörtliche  Härte, 
womit  das  Gesetzbuch  leichthin  gekennzeichnet  wird. 

1.  Abgesehen  von  den  Strafen  der  Staatsverbrechen,  sind 
Freiheitsstrafen  von  grösserer  Dauer  die  hauptsächlichen. 
Dafiir  fehlte  aber  das  Verständniss  und  die  Voraussetzung  ge- 
eigneter Strafanstalten.^  Man  hatte  es  bisher  meist  für  bequemer 
gebalten,  Diebe  zu  hängen  —  auch  im  helvetischen  Senat  und 
obersten  Gerichtshof  gab  sich  diese  Neigung  kund  und  gelangte 
bald  in  Novellen  zum  Ausdruck  —  oder  man  fand  sich  mit  Aus- 
peitschen, Brandmarkung,  kurzen  energischen  Freiheitsstrafen  und 
Landesverweisung  in  vielen  Fällen  ab,  wo  jetzt  lange  Freiheits- 
strafe vorgeschrieben  waren.  Die  herkömmlichen  Strafmittel: 
Balgen,  Brandmark,  Staupenschlag  waren  aufgehoben. 


'  Vgl.  Meyer  v.  Knonau  a.  a.  O.  „Der  Code  erfordert  au  viele  Ge- 
ntngnisBe.''  S.  9.  28.  Vgl.  Hilty,  S.  623.  Vorschlag  Tnholet  über  Verbes- 
wrang  der  Znchthftnser.    Vgl.  oben  Referat  von  Burckhardt. 

Ifmmingt,  8cbw«ix.  Stntfreeht.  10 
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Das  richterliche  Ermessen,  welches  früher  so  weiten  Spiel- 
raum hatte,  war  voUständig  gebunden,  und  wenn  auch  die  gesetz- 
liche Casuistik  der  Mannigfaltigkeit  der  Fälle  gerecht  zu  werd^ 
suchte,  so  war  doch  nicht  zu  vermeiden,  dass  die  Richter  eher 
dem  Gesetz  durch  Auslegung  oder  Nichtanwendung  Zwang  an- 
thaten,  als  dass  sie  gegebenen  Falls  den  Angeklagten  unter  der 
absoluten  Bestimmung  leiden  Hessen. 

Der  Pranger  war  zwar  in  der  Schweiz  ein  allgemein  ge- 
bräuchliches Strafinittel,  allein  diese  entehrende  Strafe  war  nur 
mit  Verbrechen  aus  unehrlicher  Gresinnung  verbunden,  währ^id 
das  St.  G.  B.  die  schimpfHche  Ausstellung  mit  allen  Freiheits- 
strafen verknüpfte.  Die  Unterscheidung  von  Ausstellung  und 
Pranger  war  für  den  Bestraften  und  das  Volk  ohne  Bedeutung 
und  lag  blos  im  Begriff  des  Gesetzgebers  von  der  Hoheit  des 
„Bürger'' -thums,  wie  solches  in  den  Worten  bei  der  Execution 
und  praktisch  in  den  bürgerlichen  Folgen  der  Verurtheilung  ha^ 
vortritt.  (Tit.  IV.)  Der  ideale  Begriff  der  Bürgertugend,  wie 
Rousseau  und  die  Repubhk  ihn  -aufgestellt  hatten,  traf  gerade  in 
diesem  Punkte  gegensätzlich  auf  den  individualistischen  und  prak- 
tischen Ehrbegriff  des  alten  Rechts  und  deutscher  Auffassung. 

Die  Strafquantität,  welche  verschiedenen  Delicten  durch  das 
Gesetzbuch  zugetheüt  wurde,  entsprach  in  manchen  Fällen  der 
bestehenden  Volksansicht  nicht,  wie  z.  B.  wenn  es  Nothzucht  mit 
6  Jahren,  Zerstörung  von  Givilstandsakten  mit  12  Jahren  Ketten 
bedroht. 

Es  liegt  denmach  schon  in  den  Strafen  genügender  Ghrund, 
das  neue  Gesetzbuch  nicht  gerade  beliebt  zu  machen;  allein  zu 
der  schnellen  Beseitigung  desselben  in  der  Mehrzahl  der  Cantone 
trugen  andere  Factoren  bei  und  es  darf  nicht  vergessen  werden, 
dass  nicht  blos  die  Mängel,  sondern  auch  die  Vorzüge  sich  der 
allgemeinen  Einbürgerung  entgegenstellten. 

2.  Das  St.  G.  B.  wird  ausnahmslos  als  drakonisches,  ab- 
schreckendes angeführt,  als  hätte  es  während  der  Helvetik  die 
Herrschaft  des  Schreckens  begründet.  Thatsächlich  ist  es  das 
mildeste  seiner  Zeit  und  übertrifft  darin  weitaus  die  nachfolgenden 
Gesetze. 

Das  St  G.  B.  hat  das  moderne  System  der  Freiheitsstrafen 
eingeführt,   Bad,  Galgen,  Brandmark,  körperUche  Züchtigung  ab- 
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geschafft  und  aus  demselben  Geiste  hatte  die  Gesetzgebung  die 
Folter  verbannt.  Die  Restauration  hat  sich  dieser  Mittel  wieder 
bedient  Es  wird  denn  auch  von  Zeitgenossen,  deren  Sachkennt- 
nis», unanfechtbar  ist,^  das  St.  G.  B.  nicht  als  ^drakonisches^ 
bezeichnet;'  sondern  im  Gegentheil  als  ein  Erzeugniss  der  „neu- 
inodischen  Humanität  in  der  Criminalgesetzgebung,  abgefasst  in 
jenem  Geiste  moralischer  Verzärtelung  des  Zeitalters,  wonach  man 
auf  schwere  Verbrechen  keine  angemessene  Strafe  setzen  und  für 
die  weniger  schweren  keine  solche  bestimmen  durfte,  die  gegen 
die  Aufklärung  des  Zeitalters  zu  Verstössen  schien".  „Das  Volk 
sei  der  Ansicht,  man  könne  thun,  was  man  wolle,  man  dürfe 
Keinen  mehr  strafen"  und  um  der  Verwilderung  zu  steuern,  sei 
es  nothwendig,  „statt  eines  auf  blosse  theoretische  Sätze  abge- 
sehenen Criminalgesetzbuches  ein  brauchbares  herzustellen."  Als 
Verbesserung  wird  empfohlen:  Rad,  Galgen  und  Schwert  (S.  27), 
vidleicht  Schleifung  zur  Richtstätte;  körperliche  Züchtigung  für 
niedere  Criminalvergehen,  Brandmarkung  und  Ausstreichen,  Ket- 
tenstrafe auf  Lebenszeit  (S.  33),  Tod  fiir  Nothzucht  und  fi\r  mehr- 
fachen Rückfall  qualificirten  Diebstahls.  An  Stelle  der  gewöhn- 
lichen Beerdigung  Hingerichteter  (§  213)  soll  der  Gerichtete  eine 
Zeit  lang  hängen  oder  auf's  Rad  geflochten  und  dann  verscharrt 
werden. 

Der  Ansicht  von  der  übermässigen  Milde  des  helvetischen 
St  G.  B.  gab  auch  das  Cantonsgericht  von  Bern  in  einer  Ein- 
gabe Ausdruck  und  wünschte  Verschärfimg.  Ein  Senatsbeschluss- 
eatwurf  von  1802  wollte  sogar  Diebe  in  wesentlichen  Fällen  mit 
dem  Tode  bestrafen  und  die  ControUe  des  obersten  Gerichtshofes 
weist  auch  solche  Urtheile  auf* 

Diejenigen  Cantone,  welche  das  helvetische  St.  G.  B.  bei- 
behidten,  nachdem  die  Helvetik  Anfang  des  Jahres  1803  aufgehört 
hatte,  suchten  ihre  Verbesserungen  weniger  in  Milderung  als  in 
Schärfimg  des  Gesetzes.  So  führte  Bern  durch  Verordnung  vom 
27.  Juni  1803   neben  wirklichen  Verbesserungen   und   der   theil- 


*  Meyer  v.  Knonau,  Mitglied  des  zürcher.  Caatonsgerichts,  a.  a.  O. 
S.  9  ff.  12. 

•  Vgl,  Hifty,  a.  a.  O.  S.  623.  —  Die  Commission  zur  Einführung  des 
Code  hatte  denselben  als  das  menschlichste  aller  bestehenden  europäischen 
Gfitetsbiicber  empfohlen,  vgl.  Ifotenhauer,  Beiträge,  1855. 
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weisen  Wiederherstellung  der  Gerichtssatzung  und  älterer  Gesetze 
die  Brandmarkung;  den  Staupbesen^  lebenslängliche  Kettenstrafe 
und  den  Galgen  für  Diebstahl  wieder  ein.  —  Als  1841  der  Canton 
Thurgau  das  helvetische  an  ein  neues  Strafgesetzbuch  vertauscht 
hatte^  fand  man  nach  kurzer  Praxis^  dass  das  neue  —  eines  der 
mildesten  —  mit  dem  früheren  verglichen,  zu  hart  war.  Die 
harten  Strafen  (Tod)  auf  Verbrechen  gegen  den  Staat,  welche 
vorzüglich  das  Gesetzbuch  zu  einem  abschreckenden  gestempelt 
hatten,  existirten  nur  auf  dem  Papier.  Thatsächlich  wurde  wäh- 
rend der  ganzen  Periode  —  obgleich  Bürgerkrieg  und  Aufruhr 
auf  allen  Seiten  loderten  und  auf  dem  Höhepunkt  der  Gefahr  imd 
der  Parteileidenschaft  sich  die  Gefängnisse  füllten  —  kein  poli- 
tisches Todesurtheil  vollzogen,  so  dass  in  dieser  Beziehung  die 
helvetische  Zeit  fleckenlos  dasteht,  wogegen  bald  nachher  die  Re- 
stauration ihre  Gegner  zum  Blutgerüst  führte  und  mit  harten 
Strafen  die  Sittlichkeit  und  das  alte  Regiment  wieder  herzusteUen 
versuchte.* 

Die  allgemeinen  Bestimmungen  über  den  Einfluss  des  Alters, 
ganz  besonders  über  Verjährung,  selbst  über  Rückfall  und  Re- 
habilitation zeugen  von  grosser  Milde  und  der  humane  Geist,  der 
in  der  ausdrücklichen  Ehrenerklärung  an  die  Familie  des  Ver- 
brechers —  Staatsverbrecher  nicht  ausgenommen  —  wie  besonders 
in  der  Verfügung  über  den  Leichnam  des  Hingerichteten  liegt 
(§  213)  wurde  sogar  als  Uebermaass  von  Sentimentalität  be- 
trachtet. Fügen  wir  hinzu,  dass  schon  nach  Verfluss  von  kaum 
drei  Vierteljahren  nach  Publication  des  Gesetzbuches  die  Strafen 
desselben  als  blosse  Maxima  durch  Decret  vom  27.  Januar  1800 
erklärt  wurden  und  dass  eine  Reihe  anderer  Milderungen  oder 
Verbesserungen  besonders  mit  Bezug  auf  öffentliche  Ausstellung 
(Decret  vom  6.  Mai  1800)  eintrat,  so  wird  nach  alledem  das  hel- 
vetische Strafgesetzbuch  nicht  mehr  in  der  traditionellen  Weise 
als  das  drakonische,  schreckliche  bezeichnet  werden  dürfen. 

c)  Rückfall  verlangt  nicht  Gleichartigkeit  der  Verbrechen, 
sondern  nur  Begehung  eines  zweiten  Verbrechens  nach  der  ersten 
Verurtheilung.  Strafe:  lebenslängliche  Verbannung,  oder,  wenn 
auf  das   erste   und   auf  das   zweite  Verbrechen   Bürgerrechtsent- 


*  Vgl.  Hitty,  a.  a.  O.,  bes.  S.  594. 
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setzong  oder  Pranger  stand,  zweijährige  Einsperrung.  (§  35.  36.) 
Wer  rran  dritten  Mal  wegen  Gebrauch  von  falschem  Mass  und 
Gkwicht    verurtheilt    wird,    verfallt    in    vierjährige    Kettenstrafe. 

(§  203.) 

Contumatialurtheile  wurden  auf  einer  Tafel  an  einem 
Pfahl  öflTentlieh  ausgestellt.     (§  37.  38.) 

Verlust  aller  Rechte  eines  stimmfähigen  Bt'u'gers  ist 
mit  aDen  Criminalstrafen  verbunden,  —  mit  den  Freiheitsstrafen 
wahrend  der  Dauer  derselben  auch  Verlust  aller  biu-gerlichen 
Bechte  und  Stellung  unter  Vormundschaft.     (§§  39  —  45.) 

Die  Rehabilitation  hebt  alle  aus  der  Verurtheilung  ent- 
standenen Folgen  und  Unfähigkeiten  auf  und  kann  zehn  Jahre 
nach  erstandener  Strafe  oder  gefälltem  Urtheil  begehrt  und  feier- 
Keh  ertheilt  werden.     (§  56  —  67.) 

Alter  der  Angeklagten  unter  16  Jahren  erfordert  die  Stel- 
lung der  Anfrage,  ob  mit  oder  ohne  Unterscheidung  gehandelt 
worden  sei.  Verneinung  der  Frage  hat  Ueberweisung  an  die  elter- 
liche Zucht  oder  an  eine  Arbeitsanstalt  zu  Folge,  —  Bejahung, 
Ausschluss  der  Todesstrafe  und  crimineller  Freiheitsstrafen  und 
ESnschliessung  in  eine  Arbeitsanstalt.  OefFenthche  Ausstellung  ist, 
todeswürdige  Verbrechen  ausgenommen,  nicht  gestattet.  —  Wer 
75  Jahre  alt  ist,  darf  nicht  länger  als  fünf  Jahre  eingesperrt  imd 
niemals  des  Landes  verwiesen  werden.     (§§  46  —  52.) 

Verjährung.  Nach  Ablauf  von  drei  Jahren  seit  der  That, 
ohne  Unteirsuchung,  ist  keine  Criminalklage  mehr  zulässig,  nach 
sechs  Jahren  nicht  mehr,  wenn  bereits  die  Untersuchung  begon- 
nen, aber  keine  Versetzung  in  Anklagezustand  ausgesprochen  war, 
and  20  Jahre  nach  der  That  ist  die  Strafe  auch  dann  ausgeschlos- 
sen, wenn  das  Gericht  ein  Urtheil  gefällt  hatte. 

§  37.  in.  Der  zweite  Theil  von  den  Verbrechen  und  ihren 
Strafen  enthält  vier  Titel,  von  welchen  der  erste  „Verbrechen  und 
Verschwörung  gegen  das  gemeine  Wesen"  in  58  Paragraphen,  — 
der  zweite  „Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Person  und  Eigen - 
thum"  in  99  Paragraphen  und  der  dritte  und  vierte  allgemeine 
Bestinmiungen  in  acht  Paragraphen  behandelt. 

a)  Die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Tit.  3  „von  den  Mit- 
schuldigen" zeigen  die  bekannte  Gleichstellung  der  Gehülfen  mit 
dem  Urheber  und   die  specificirende  Weise   der  Behandlung   der 


150 

Anstiftung  und  Beihülfe.  (§  206.)  Auch  derjenige  wird  als  Ur- 
heber bestraft,  der  direct  und  öffentlich  zur  Begehung  eines  Ver- 
brechens auffordert,  wenn  das  Verbrechen  begangen  wurde;  von 
einem  selbständigen  Delict  der  öffentlichen  Aufforderung  zu  Ver- 
brechen ist  dagegen  nicht  die  Rede.  —  Der  Hehler  wird  bestraft 
wie  der  Stehler. 

Der  Versuch  ist  nicht  allgemein  strafbar  erklärt,*  ti^I'^ü  l'on 
a  infere  que  la  tentative  n*est  pas  punie*'.*  Bei  einigen  Delicten 
jedoch  ist  die  Versuchsqualität  der  Handlung  als  Delictum  sui  ge- 
neris  mit  selbständiger  Strafe  wie  Vollendung  bedroht  (Staatsver- 
brechen) oder  der  Versuch  ist  ausdrücklich  mit  der  Strafe  dear 
Vollendung  belegt  (nicht  vollendeter  „Meuchelmord"  und  Gift- 
mord.    (§§  138—140).     Rücktritt  macht  straflos.     (§  141.) 

Der  Zusatztitel  4  sagt,  dass  Rang  und  Stand  nicht  in  Betrac^ht 
fallen,  dass  die  Familie  des  Verbrechers  von  Amt  und  Würden 
nicht  ausgeschlossen,  dass  keine  Confiscation  der  Güter  zulässig 
sei  und  dass  der  Hingerichtete  der  Familie  ausgeliefert  werde 
und  ein  ehrliches  Begräbniss  erhalte. 

b)  Die  Staatsverbrechen.  Eine  eingehendere  Behandlung  wäre 
bei  dem  Missverhältniss  zwischen  der  hervorragenden  Stellung  im 
Gesetzbuch  und  dem  geringen  praktischen  Werth  derselben  nur 
insofern  gerechtfertigt,  als  sie  fiir  die  späteren  c^ntonalen  Ge- 
setzbücher vorbildlich  waren;  allein  auch  hier  entspricht  dem 
grossen  Aparat  nicht  die  praktische  Bedeutung. 

Dieselben  sind  zusammengefasst  als  Verbrechen  gegen  die 
äussere  Sicherheit  des  Staates  (§  68  ff.)  und  solche  gegen  die 
innere  (§  78);  gegen  die  dem  Gesetz  schuldige  Achtung  und 
Gehorsam  und  gegen  das  Ansehen  der  vollziehenden  Gewalten 
(§  94  ß) ;  Verbrechen  der  Beamten  (§  104  ff. ) ;  Verbrechen  gegen 
das  Staatseigenthum  (§§  119  —  125). 

Es  ist  das  Kriegsrecht  einer  abnormen  Epoche  in  Frankreich 
gegen  innere  Feinde  mit  den  berüchtigten  Begriffen  „pratiquer 
des  machinations,    tout   complot  et   conspiration   tendant,    tout 


*  Auch  nicht  im  Code  p^nal  von  1791.  Erst  1795  wurde  er  mit  der  aaf 
das  Verbrechen  gesetzten  Strafe  bedroht.  Vgl.  Berner^  Strafgesetsgebung  iu 
Deutschland,  S.  59. 

•  Vgl.  Expose  des  Motifs  du  Projet  de  code  p^nal  du  Pays-de-Vaud  1842, 
p.  27.     Waadt  hatte  bis  zu  diesem  Jahre  das  helvet.  St.  G.  B. 
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manoeuvre,  toute  mtelligence^  und  mit  den  häufig  angedrohten 
Todesstrafen.  Indem  wir  dieses  Recht  auf  schweizerischem  Boden 
sehen,  ist  wohl  zu  beachten: 

1.  dass  die  Handhabimg;  die  Verwirklichung  dieses  Rechts, 
eine  gänzlich  verschiedene  sein  muss  in  der  französischen  Re- 
publik, welcher  CentraUsation  und  Absolutismus  historisch  ge- 
geben sind  und  welche  sich  anschickt,  gegen  Europa  den  Kampf 
lun's  Dasein  oder  um  die  Weltherrschaft  zu  führen,  —  und  in 
der  kleinen  helvetischen  Republik,  welche  den  Cantonen  persön- 
liche und  politische  Freiheit  und  Gleichberechtigung  aller  Bürger 
und  auf  dieser  Grundlage  die  Einheit  und  Macht  des  Gesammt- 
vaterlandes  abzugewinnen  sucht.  Die  Gegensätze  nach  jeder  Rich- 
tung und  demgemäss  die  Ausschreitungen  imd  der  •  Missbrauch 
jenes  politischen  Strafrechts  waren  in  der  Schweiz  weniger  stark 
als  in  Frankreich. 

2.  Das  Strafrecht  des  Code  von  1791  ist  sehr  verschieden 
von  demjenigen  des  Code  penal  von  1810,  dessen  ausgeprägter 
casarischer  Despotismus  alles  Frühere  übertraf.  War  jener  £ur 
einen  grossen  Theil  schweizerischer  Strafgesetzbücher  in  der  Folge 
Vorbild,  so  war  es  dieser,  welcher  die  deutschen  Particidarrechte 
beeinflusste,  wodurch  eine  Verschiedenheit  der  Richtung  schon  in 
den  Mustern  gegeben  ist. 

3.  Dies  tritt  scharf  heraus  in  den  Delicten  der  Beamten  imd 
g^en  Beamte.  Nach  dem  Code  von  1810  werden  Vergehen 
gegen  Beamte  und  gegen  die  Autorität  sogar  des  Feldwächters 
üäxr  hart  bestraft,  dagegen  Vergehen  der  Beamten,  soweit  nicht 
direct  Regierungsinteressen  im  Spiel  sind,  mild,  wenn  es  sich 
etwa  blos  um  attentat  ä  la  liberte  des  citoyens  oder  um  ein  abus 
d'autorite  handelt.''  Der  Code  von  1791  dagegen  ist  unnachsicht- 
lich  streng  gegen  jeden  Fehltritt  eines  Beamten,  insbesondere 
gegen  jedes  Unternehmen  wider  die  persönliche  Freiheit  des  Ein- 
zelnen, jede  unrechtmässige  Verhaftung,  jeden  Versuch  der  Re- 
gierung, einen  Beamten  einer  Untersuchung  oder  Strafe  zu  ent- 
ziehen.   (Einsperrung,  Stockhaus,  in  schweren  Fällen  selbst  Tod.) 

Der  Geist  der  Gesetzgebung  von  1791  in  den  politischen 
Bestimmungen  ist  dahin  zusammenzufassen :  Erhaltung  des  Vater- 


'  Vgl.  Code  p^nal,  Art.  170,  Art.  114.  116.  184. 
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landes  gegen  den  äussern  Feind  durch  eiserne  Gesetze  g^en  die 
Vaterlandsverräther  im  Innern  und  gegen  die  Conspiration  der 
Emigranten. 

Eiserne  Gesetze  zum  Schutz  der  Volksvertretung,  der  öffentn 
liehen  Versammlungen,  der  Wahlakte,  der  Gerichte  gegen  Staats- 
streich, Soldaten  und  Beamte  und  zum  Schutz  der  bürgeiliehen 
und  persönhchen  Freiheit. 

Strenge  des  Gesetzes  in  absoluter  Strafdrohung,  um  jede 
Willkür  auszuschliessen  und  die  wirkliche  GleicUieit  Aller  vor 
dem  Gesetz  herzustellen. 

Gehorsam  dem  Gesetz,  festgestellt  durch  die  den  öffentUchen 
Fimctionären  verliehene  Autorität,  andererseits  durch  rücksichtslose 
Strenge  gegen  Missbrauch  der  amtlichen  Gewalt  oder  Pflichtver- 
letzung. 

c)  Die  Verbrechen  gegen  die  Person  und  gegen  das  Eigenthum 
sind  in  zwei  Abschnitten  des  zweiten  Titels  gegeben.  Der  erste 
Abschnitt,  „Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Person",  enthält 
Bestimmungen  über  straflose  und  strafbare  Tödtung  und  Körper- 
verletzung, über  Castration,  Nothzucht,  Missbrauch  und  Entführung 
einer  Weibsperson  imter  14  Jahren,  Zerstörung  von  Civilstands- 
akten,  Bigamie.  Die  wichtigsten  sind  (25  Paragraphen,  während 
den  übrigen  Delicten  blos  6  gewidmet  sind)  Tödtung  und  Körper- 
verletzung. 

Tödtung  wird  unterschieden  als: 

1.  unabsichtliche  („unwillkürliche^,  commis  involontairement) ; 
Zufall  ist  straflos.  Fahrlässige  Tödtung  hat  Ersatz  von 
Schaden  und  Interesse  und  allenfalls  nach  Umständen 
eine  correctionelle  Strafe  zur  Folge; 

2.  absichtliche  (commis  volontairement,  „geflissentlich"). 

3.  GesetzUche  (homicide,  commis  legalement),  wenn  geboten 
durch  das  Gesetz  oder  eine  gesetzUche  Autorität;  sie  ist 
kein  Verbrechen; 

4.  rechtmässige  (commis  legitimement),  wenn  geboten  durch 
die  gegenwärtige  Nothwendigkeit  der  Vertheidigung  seiner 
selbst  oder  Anderer;  sie  ist  straflos; 

5.  Die  absichtliche  Tödtung  wird  mit  oder  ohne  Vor- 
bedacht begangen.  Tödtung  mit  Vorbedacht  ist  assassinat, 
Mord ;  („Meuchelmord")  —  ohne  Vorbedacht  —  meurtre, 
Todschlag  („Mord"). 
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Der  Todschlag  hat  einen  Strafioiilderungs-  und  einen  Straf- 
sch&iiingsgrund.  Todschlag  in  Folge  widerrechtlicher  Anreizung, 
mit  Gewalt,  körperlich,  nicht  mit  Worten,  und  ohne  dass  der 
Begriff  der  Nothwehr  (homicide  legitime)  Platz  greift,  reducirt  als 
homicide  excusable  die  Strafe  nach  Quantität  und  Qualität  auf 
die  Hälfte.  —  Der  Mord  ist  mit  dem  Tode  bedroht.  Ausge- 
zeichnet sind  Verwandtenmord,  Giftmord,  Tödtung  in  Begehung 
anderer  Verbrechen.  —  Kindsmord  hat  keine  selbständige  Stel- 
lung, sondern  wird  als  Mord  oder  Todschlag,  in  der  Begel  als 
letzteres  bestraft. 

Die  Terminologie  der  deutschen  Uebersetzung  —  sie  wurde 
in  einer  Nacht  hergestellt  —  ist  in  Bezug  auf  Absicht,  Vorsatz, 
Vorbedacht,  Todschlag,  Mord,  Meuchelmord  eine  ga;iz  unver- 
standene und  musste  bald  durch  Verordnung  oder  Decret  er- 
butert  werden.* 

Körperverletzung.  Leichte  Körperverletzungen  kön- 
nen zum  Ersatz  von  Schaden  und  Interesse  oder  correctioneller 
Strafe  Anlass  geben. 

Schwere  Körperverletzungen  werden  peinlich  verfolgt.  Sie 
sind  vorhanden,  wenn  Arbeitsunfähigkeit  von  40  Tagen  die  Folge 
ist  (Strafe:  zwei  Jahre  Einsperrung);  wenn  Arm,  Fuss  oder 
Schenkel  gebrochen  sind  (Strafe:  drei  Jahre) 5  wenn  Verstümme- 
lung die  Folge  ist  (Strafe:  vier  Jahre);  wenn  gänzliche  Erblindung 
oder  Oebrauchsunfähigkeit  beider  Arme  oder  Füsse  eintritt  (Strafe: 
sechs  Jahre  Ketten). 

Die  allgemeinen  Sätze  der  Tödtung  in  Bezug  auf  Absicht, 
Vorbedacht,  Fahrlässigkeit,  Nothwehr,  widerrechtliche  Anreizung, 
Strafschärfung  bei  Verletzung  von  Ascendenten  kommen  auch  hier 
znr  Anwendung.  Auflauern  mit  Vorbedacht  in  Zufiigung  einer 
schweren  Körperverletzung  wird  mit  dem  Tode  bedroht. 

Der  zweite  Abschnitt,  „Verbrechen  und  Vergehen  gegen  das 
Eigenthimi",  enthält  Bestimmungen  über  Raub,  Diebstahl,  Unter- 
schlagung und  Eigenthumsschädigung,  betrtiglichen  Bankrott  und 
Beihülfe  (§  188),  Brandstiftung,  Minenlegen,  Branddrohung,  bös- 
willige Eigenthumsschädigung  (§§  192.  193.  194.  196),  Nöthigung 
und  Erpressung,  Fälschung  imd  Betrug,  falsches  Zeugniss.  Manche 


Vgl.  Bern,  Dekret  v.  27.  Juni  1803. 
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Thatbestände  sind  unsicher  gefasst.  Das  Motiv,  Bosheit  und  Sache, 
tritt  stark  heraus,  aber  die  Sätze  sind  äusserst  kurz  und  einfach. 
Am  wichtigsten  ist  die  Behandlung  des  Diebstahls  (27  Para- 
graphen, die  übrigen  Delicte  haben  zusammen  19). 

Der  Begriff  des  Diebstahls  wird  nicht  definirt,  sondern  als 
Yolksthümlich  vorausgesetzt  und  an  das  benannte  Delict  je  nach 
den  besondem  Umständen  in  reicher  Casuistik  die  specielle  Straf- 
drohung geknüpft,  was  als  exact  Anerkennung  und  in  den  spä- 
teren Gesetzen  Nachahmung  gefunden  hat.  Die  Hauptformen  des 
Diebstahls  (vol)  sind :  Raub  (vol  conmiis  a  force  ouverte,  §§  198  ff.) 
Strafe :  zehn  Jahre  Ketten ;  Diebstahl  ohne  Gewaltthätigkeit  gegen 
die  Person,  jedoch  mit  Einbruch  (§§  163  ff.),  18  Jahre  Ketten; 
D.  mit  falschen  Schlüsseln  (§§  166  ff.),  acht  Jahre  Ketten;  D. 
mit  Einsteigen  (§§  168  ff.);  D.  unter  Vertrauensmissbrauch 
(§§  170  ff.);  D.  in  Gasthäusern,  Bädern  (§  172);  D.  ohne  diese 
qualificirenden  Momente,  jedoch  mit  Waffen  (§  173);  D.  durch 
Fuhrleute  und  Mitfahrende  (§§  177  ff.);  D.  durch  Mehrere  oder 
durch  einen  Einzelnen  ohne  Waffen,  jedoch  ohne  andere  erschwe- 
rende Umstände  (§§  179  ff.);  D.  aus  einem  bewohnten  Grund- 
stück, aus  einem  unbewohnten  (§§  182  ff.);  D.  an  Gegenständen 
des  öffentlichen  Vertrauens,  an  Ackergeräth,  auf  dem  Markte.  — 
Jeder  Diebstahl  hat  seinen  besondem  Strafsatz  und  kann  überdies 
um  zwei  oder  vier  Jahre  erhöht  werden,  wenn  erschwerende  Um- 
stände hinzutreten :  Begehung  zur  Nachtzeit,  durch  Mehrere,  mit 
Waffen,  im  bewohnten  Haus  oder  mit  selbstverfertigten  Schlüsseln. 
—  Diebstähle,  welche  von  keinem  dieser  Umstände  begleitet  sind, 
werden  correctionell  bestraft  (§  185).  —  Die  Behandlung  des 
Diebstahls  ist  charakteristisch  fi'u"  die  Mängel  und  Vorzüge  der 
specialisirenden  Methode  der  Gesetzgebung  und  für  andere  Eigen- 
thümlichkeiten  des  französischen  Rechts,  wie  z.  B.  den  Begriff 
„vol",  das  Strafverhältniss  zwischen  Baub  und  Diebstahl,  die  Nicht- 
berücksichtigung des  Werthes,  die  starke  Betonung  der  Vertrauens- 
stellung. 

§  38.  IV.  a)  Das  Strafgesetzbuch  wird  durch  rasch  erschauende 
Novellen  wesentUch  verändert.  —  Gemäss  dem  Satze  MonitBqiÄe^^ 
^dans  la  republique  les  lois  doivent  ötre  fixes  et  pr^cises"  hatte 
die  französische  Republik  absolute  Strafdrohungen  aufgestellt  und 
die   helvetische   Republik   folgte   dem   grossen  Beispiel;   indessen 
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traten  bald,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergibt,  die  Uebelstände 
hervor. 

Das  Decret  vom  27.  Januar  1800  bestimmt,  in  Er- 
wägung, dass  die  im  Gesetzbuch  aufgestellten  Strafen  volle  In- 
tensität des  Verbrechens  und  völlige  Handlungsfreiheit  voraus- 
setzen, dass  der  Richter  kein  freies  Ermessen  hat  und  Verbrecher 
von  verschiedener  Strafwiirdigkeit  gleich  bestrafen  muss,  ohne 
Rucksieht  auf  Milderungsgründe,  —  wird  beschlossen,  die  Strafen 
des  Gesetzbuches  sind  blos  ein  Maximum.  An  Stelle  der  Todes- 
strafe kann  eligährige  Kettenstrafe  treten;  in  allen  übrigen  Fällen 
kann  auf  ein  Viertel   der   gesetzlichen    Strafe   gemildert   werden. 

Das  Gresetz  vom  7,  März  1800  setzt  eine  geringe  Strafe 
tMinimum  14  Tage  Einsperrung)  auf  Nichtbefolgung  der  Bedin- 
^ngen,  unter   denen  Strafen   gemildert   oder  abgeändert  werden. 

Das  Gesetz  vom  6.  Mai  1800  in  Erwägung,  dass  in 
der  Meinung  des  helvetischen  Volkes  die  öffentliche  Schaustellung 
und  der  Pranger  den  Strafbaren  mit  einer  grossen  Schande  be- 
legen, und  dass  Ehrenstrafen  mit  der  grössten  Schonung,  um  die 
Möglichkeit  der  Besserung  offen  zu  lassen,  anzuwenden  sind,  — 
wird  beschlossen,  die  öffentliche  Schaustellung  soll  nur  bei  Ver- 
urtheilung  zu  mehr  als  zehn  Jahren  Ketten  angewendet  werden, 
nur  eine  Stunde  dauern;  keine  Weibsperson  soll  zur  Schau  ge- 
stellt werden;  mit  der  bürgerlichen  Entsetzimg  ist  nicht  mdir 
Ausstellung  verbunden  und  Pranger  nur  bei  Rückfall  und  gegen 
Fremde,  welche  nicht  mit  bürgerlicher  Entsetzung  bestraft  werden 
können,  anwendbar. 

Das  Gesetz  vom  16.  Februar  1  801  bestimmt  die  Stra- 
fen entwichener  Verbrecher  und  verspricht  Denjenigen,  die  keinen 
Versuch  zu  entweichen  gewagt,  für  jedes  Jahr  Freiheitsstrafe 
einen  Monat  Abzug.  Das  Gesetz  ist  in  seinen  Einzelheiten  cha- 
rakteristisch für  die  Ge&ngnisszustände. 

Das  Gesetz  vom  25.  April  1801  gestattet,  dem  An- 
geschuldigten im  Falle  der  Lossprechung  die  Gefangniss-  und 
Procedurkosten  aufzuerlegen,  wenn  zwei  Dritttheile  der  Richter  der 
Ansicht  sind,  dass  er  die  Untersuchimg  selbst  verschuldet  oder 
des  Verbrechens  in  hohem  Grade  verdächtig  sei.  Diese  Art  der 
Verdachtstrafe  bildet  die  Ergänzung  zum  Gesetz  vom  24.  JuU  1800, 
wodurch  jedes  Zwangsmittel  gegen  Untersuchungsgefangene  unter- 
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sagt  worden  war,  während  noch  das  alte  Verfahren  und  die  ge- 
setzliche Beweistheorie  in  Anwendung  standen  und  in  Folge  des- 
sen eine  Menge  Freisprechungen  erfolgen  mussten.  —  Unter  ganz 
veränderten  Verhältnissen  scheint  die  moderne  Zu-  oder  Aberken- 
nung von  Entschädigung  an  Losgesprochene  sich  wieder  zu  einem 
Verdachtsurtheil  bilden  zu  wollen. 

Das  Gesetz  vom  11.  August  1801  fiihrt,  zufolge  ver- 
schiedener Bittschriften,  in  Erwägung  der  Nothwendigkeit,  Acker- 
bau, Tuch-  und  Viehhandel  als  Quellen  des  Nationalwohlstandei» 
kräftiger  zu  schützen,  eine  Verschärfung  der  Strafe  des  Diebstahls 
an  Vieh,  Ackergeräth,  Bleichestücken  ein.  Todesstrafe  —  Mil- 
derungsrecht vorbehalten  —  steht  auf  Begehung  solcher  Diebstahle 
mit  Mordgewehr  und  im  dritten  Rückfall. 

Das  Gresetz  vom  7.  Juli  1802  über  Aufruhr  und  Hoch- 
verrath  hebt  die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Gesetzbuches 
(§§  68  —  77)  auf. 

b)  Durch  die  Mediationsakte  vom  19.  Februar  1803  wurden 
die  Cantone  wieder  selbständig  und  die  Fortbildung  des  helve- 
tischen Strafgesetzbuches  Aufgabe  Derjenigen,  welche  es  conser- 
virten.  Solchergestalt  erhielt  es  sich  in  Bern  bis  1867,  in  Waadt 
bis  1843,  in  Solothum  bis  1859,  in  Luzem  bis  1827,  in  Thur- 
gau  bis  1841,  in  welchen  Jahren  diese  Cantone  neue  Strafgesetz- 
bücher erhielten.  Die  Novellen,  welche  die  genannten  Cantone, 
insbesondere  Bern,  hinzufugten,  bezeichnen  scharf  das  Verhältnis» 
des  eigenen  zum  überkommenen  fremden  Recht,  die  ^längel,  wie 
auch  die  Vorzüge  des  Gesetzbuches  und  die  strafrechtlichen  Be- 
dürfiiisse  und  Zustände  der  Zeit.  Nicht  bei  allen  Cantonen  aber 
ist  dieser  Nachweis  in  gleicher  Weise  möglich,  denn  nur  Bern, 
Waadt,  Solothum  geben  in  den  Uebergangsbestimmungen  ihrer 
ersten  Gesetzbücher  zuverlässige  Anhaltspunkte  oder  bieten  in 
neueren,  guten,  berichtigten  Ausgaben  des  helvetischen  Strafgesetz- 
buches, oder  in  einleitenden  Notizen  die  wünschbare  Auskunft. 

Das  helvetische  Gesetzbuch  zeigte  sich  nach  zwei,  die  Novel- 
lengesetzgebung bestimmenden  Richtungen,  verbesserungsbedürftig. 
—  Es  handelte  sich  einerseits  darum,  offenbare  Lücken  zu  er- 
gänzen, andererseits  Thatbestände  und  Strafinittel  den  strafrecht- 
lichen Bedürfnissen  und  Anschauungen  anzupassen. 

1.  Als  Lücke  wurde  der  Mangel  eines  Gesetzbuches  fiir  Ver- 
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gehen  hauptsachlich  empfunden.  Das  peinliche  Gesetzbuch  ver- 
weist mehrfach  auf  correctionelle  Bestrafung  (§§  144.  209  a) 
und  ein  ergänzender  Code  correctionnel  war  auch  in  Aussicht  ge- 
nommen, aber  nicht  zu  Stande  gekommen^  so  dass  subsidiär  für 
Vei^hen  das  alte  Hecht  mit  der  Einschränkung  geübt  wurde, 
dass  Strafmittel,  welche  das  P.  ö.  B.  fiir  Verbrechen  ausschloss 
(z.  B-  körperliche  Züchtigung),  auch  nicht  flu-  Vergehen  zur  An- 
wendung gelangen  durften.  —  Die  Cantone  suchten  nun  dem 
)Iangel  abzuhelfen  durch  Erstellung  von  Polizeistrafgesetzbüchem, 
dorch  Inkraftsetzung  alter  Ordnungen,  Gerichtssatzungen,  durch 
einzelne  Polizeigesetze,  durch  Aufnahme  einschlagender  Punkte 
in  die  Straf-  oder  Civilprocessordnungen.     (Injurien.) 

Waadt  erstellte  schon  1805  ein  treffliches  Gesetzbuch  für 
Vergehen;  Luzem  erhess  die  Polizeigesetze  von  1806,  1815,  1817. 
Thurgau  modificirte  durch  das  Decret  vom  12.  Mai  1804;  Bern 
setzte  neben  einer  Anzahl  einschneidender  Novellen  die  Gerichts- 
satziuig  und  Ehegerichtssatzung  wieder  in  Kraft  mit  der  Bestim- 
mung, dass  ältere  Strafdrohungen  nach  dem  Gesetz  von  1800  zu 
mildem  seien  und  dass,  soweit  keine  speciellen  Ordnungen  über 
ein  Vergehen  vorhanden  seien,  die  Richter  nach  Ermessen  strafen 
sollten  (Verordnung  vom  27.  Juni  1803.  2). 

2.  In  Bezug  auf  Thatbestände  und  Strafen  verhielten  sich 
die  Cantone  verschieden.  Die  einen  suchten  möglichst  mit  dem 
P.  G.  B.  auszukommen  und  zur  Ergänzung  ^die  geläuterten 
Gmndsätze  der  Strafi^chtswissenschaft^  und  die  neueren  Werke 
fremder  Gesetzgebung  herbeizuziehen,  wie  z.  B.  Thurgau,'  wäh- 
rend andere  gesetzgeberisch  feste  Grundlagen  zu  schaffen  bestrebt 
waren.  Am  thäligsten  waren  Waadt  und  Bern,  das  letztere,  in- 
dem es  einen  eigenthümlichen  Zustand  gemischten  Hechts,  be- 
stehend aus  dem  französischen  Grundgesetz,  altem  Friedensrecht 
Qnd  deutscher  Doctrin  herstellte. 

Novellen,  welche  dem  Gegenstande  nach  den  Cantonen  ge- 
mein sind,   beziehen   sich  auf*®  Diebstahl  (*),   betrüglichen  Gelds- 


*  Bericht  der  JustizcommiBsion  des  Cantons  Thurgau  über  den  Entwurf 
eine»  8t.  G.  B.  (1839). 

**  1.  Bern,  Gesetz  vom  15.  März  1886.  —  Solothum,  Ges.  v.  11.  Mftrz 
1837  und  12.  Juni  1840.  —  Waadt,  G«s.  v.  1.  Juni  1829  imd  31.  Mai  1839; 
▼gl  Code  conrect.   Art.  36   flf.  —  2.    Bern,  Ges.   v.   22.  December  1823   und 
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tag(^),  Wucher,  auf  Strafen,  Begnadigung,  Strafaachlass,  Straf- 
umwandlung (®).  Insbesondere  der  Diebstahl,  dessen  Behandlung 
im  helvet.  G.  B.  trotz  des  Vorzuges  der  Bestimmtheit  in  Einzel- 
satzungen und  Strafen  dem  volksthümlichen  Begriff  entgegenstand, 
gab  zu  lunfassenden  Gesetzen  Veranlassung.  Die  Verbesserungen 
beschlagen:  Trennung  der  Begriffe  Raub,  Diebstahl,  Unterschla- 
gung durch  gesetzliche  Definition,  —  Einfuhrung  des  Werthes 
der  gestohlenen  Sache  als  Strafzumessungs-  und  Qualifications- 
grund,  —  Bestimmungen  über  die  geringen  Diebstähle  (Ver- 
gehen), —  neue  erweiterte  Strafdrohungen,  —  Rückfall,  Bande, 
Hehlerei,  Theilnahme,  Versuch,  Concurrenz,  Familiendiebstahl. 

Während  Bern  die  bedeutendsten  Veränderungen  des  Code 
vornahm,  blieben  andere  Cantone  ohne  weitere  Novellen  und  e» 
drängt  sich  die  Frage  auf,  wie  denn  die  letztem  gegenüber  bren- 
nenden Fragen,  wie  Kindsmord,  Versuch,  Theilnahme  sind,  mit 
dem  P.  G.  B.  so  lange  auskommen  konnten? 

Nach  dem  P.  G.  B.  musste  Kindsmord  den  allgemeinen  Be- 
stinmiungen  über  Mord  oder  Todschlag  unterstellt  werden.  Auf 
Mord  stand  Tod,  eventuell  11  Jahre  Ketten,  auf  Todschlag  20 
Jahre  Ketten  eventuell  Yi  und  da  bei  Frauen  und  Mädchen  Ket- 
tenstrafe nicht  anwendbar  war,  so  war  es  möglich,  Kindsmord 
nach  dem  helvet.  G.  B.  zu  bestrafen  mit  5  (event.  11)  bis  zu 
20  Jahren  Zuchthaus  (event.  Tod),  eine  Minimalstrafe,  die  milder 
als  in  manchen  nachfolgenden  Gesetzbüchern  ist.  Das  bemische 
Gesetz  vom  10.  Februar  1823  gibt  dem  Kindsmord  nicht  Jilil- 
derung,  sondern  Schärfung.     (Art.  16.     Schwert.) 

Das  helvet.  G.  B.  hat  nur  bei  einigen  Verbrechen  den  Versuch 
der  Vollendung  gleichgestellt,  woraus  gefolgert  wurde,  dass  er  aflge- 
mein  nicht  strafbar  sei;  aber  selbst  bei  einer  grundsätzlichen  Gleich- 
stellung von  Versuch  und  Vollendung  in  der  Strafe,  war  es  möglich 
nach  dem  bekannten  Milderungsgesetze,  den  Versuch  bis  V*  S^' 
linder  zu  bestrafen  als  das  vollendete  Verbrechen,  und  nur  die 
allzu  weite  Ausdehnung  dieses  Begriffs  war  ausgeschlossen.  —  Ein 
Gleiches  findet  statt  mit  Bezug  auf  Complicität,  da  in  der  Straf- 


Ges.  V.  26.  Mai  1848.  —  Solothurn,  Ges.  v.  22.  December  1838  nnd  1.  Mars 
1857.  —  3.  Bern,  Ges.  v.  1.  Februar  1819.  —  Waadt,  Ges.  v.  3.  Juni  1826.  — 
Solothurn,  Ges.  v.  18.  Februar  und  11.  Juni  1834. 
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zumessung  dem  Gehülfen  eine  mildere  Strafe  als  dem  Urheber 
gesprochen  werden  konnte.  Es  ergibt  sich  daraus,  dass  selbst 
ohne  Novellen  mit  dem  Gesetzbuch  vermöge  des  weiten  richter- 
lichen Ermessens  erträglich  fortzukommen  war  und  dass  eine  ge- 
irisse  Weite  und  Bequemlichkeit  der  Bestimmungen  es  der  Ge- 
richtsübung erlaubten,  mit  Berücksichtigung  der  Wissenschaft  und 
fremder  Gesetzgebung  ergänzend  einzutreten  und  durch  Präju- 
dicien  einige  Eegelmässigkeit  und  Festigkeit  in  den  Rechtsgang 
zu  bringen.** 

3.  Die  Aenderungen,  welche  Bern  schon  180f3  vomahm^ 
nnd  die  eigenüiündiche  Mischung  der  Rechte  ist  besonders  ge- 
eignet, die  strafrechtlichen  Bedürfnisse  und  Zustände  und  das  Ver- 
hältniss  des  F.  G.  B.  zum  Landesrecht  darzulegen.  Das  helvet. 
(t.  B.  tritt  nach  dem  Gesetze  vom  27.  Juni  1803  nur  subsidiär 
ein,  soweit  nicht  die  Gerichtssatzung  von  1761  bestimmt;  als 
geltend  sind  herübergenommen  die  Satzungen  über  Tröstung  und 
Trostungsbruch  (Gnade  vorbehalten),  Todschlag,  Tödtung  in  Noth- 
wehr,  Handanlegen,  Herdfall,  Blutruns  und  andere  Leibesbeschä- 
digung, mulliwülige  imd  unverschuldete  Uebelszufligung,  in  böser 
Absicht  verborgenes  Gewehrtragen,  Auflauem  (Weglage),  Wurf- 
drohung, Zucken,  Messerzucken,  Scheiden  und  Partheien,  Urhab; 
femer  Frevel  gegen  Amtleute,  Frevel  vor  Gericht  oder  bei  An- 
lass  Rechtens,  Frevel  an  Jemandes  Haus  oder  Gütern  und  endlich 
Titel  3  der  Ehegericbtssatzung.*' 

Neueingefuhrt  wird  statt  Kettenstrafe  Schallenwerk,  Galgen, 
Brandmarkimg,  Staupbesen,  öffentliche  Ausstellung  am  Jahrmarkt, 
öffentliches  Herumfuhren  mit  der  Tronunel  und  Schandtafel  an 
Markttagen,  körperliche  Züchtigung  als  Strafumwandlung ;  Ketten- 
strafe oder  Schallenwerk  werden  lebenslänglich  und  auch  auf 
Frauen  angewendet;  beseitigt  wird  das  rothe  Kleid  und  die  Ver- 
hüllung des  zur  Hinrichtung  Geführten.  (Vgl.  im  Uebrigen  die 
Gesetee  vom  27.  Juni  1803 '»  und  1.  Februar  1819.)  Für  Dieb- 
stahl und  Nothzucht  wird  die  Todesstrafe  wieder  eingeführt.    Fahr- 


^'  Yn^L  oben  den  Bericht  der  thurgauischen  Justizcommission. 

''  Vgl.  Helvetisches  peinliches  Gesetzbuch  für  Bern,  Langlois  in  Burg- 
«iorf,  1839,  8.  42  ff. 

"  Kein  Mildemngsgesetz,  wie  Zeitscbr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XV,  S.  139, 
bemerkt 
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lässige  Tödtung  wird  bestraft  nach  dem  P.  Q-.  B.,  dessen  Begriffs- 
bestimmung von  Mord  und  Todsehlag  ebenfalls  anerkannt  ist 
Dagegen  treten  an  Stelle  der  Sätze  über  Tödtung  in  Notliwehr, 
widerrechtliche  Anreizung  und  Körperverletzung  wieder  die  Be- 
stimmungen der  Gerichtssatzung  von  1761.  Die  Gesetze  über 
Kindsmord,  Hochverrath^  Diebstahl  schliessen  sich  in  Definition 
und  Behandlung  des  Gegenstandes  und  in  der  Bestrafung  des 
Versuchs  und  der  Theilnahme  dem  deutschen  Rechte  an. 

§  39.  V.  Die  Bedeutung  des  P.  G.  B.  £ur  die  schweizerische 
Strafgesetzgebung  muss  hoch  angeschlagen  werden^  trotzdem  die 
meisten  Cantone  1803  aus  Gründen  es  beseitigten^  welche  am 
besten  aus  den  bemischen  Novellen  ersichtlich  sind. 

Wenn  französisches  Recht  in  einem  grossen  Theil  der  deut- 
schen Schweiz  Nachahmung  fand  imd  der  deutschen  gleichzeitigen 
Oesetzgebung  als  Muster  vorgezogen  wurde,  und  wenn  die  ro- 
manischen Cantone,  durch  die  Lückenhaftigkeit  des  helvet  G.  B. 
veranlasst,  hinwieder  angemessene  Ergänzung  in  der  deutschen 
Wissenschaft  und  Gesetzgebung  suchten,  so  ist  die  daraus  resol- 
tirende  Verschmelzung  französischen  und  deutschen  Rechts,  wie  sie 
in  den  schweizerischen  Gesetzbüchern  als  günstige  Verbindung 
der  Vorzüge  beider  Elemente  hervortritt,  nicht  zum  Wenigsten 
dem  helvetischen  G.  B.,  seinen  Novellen  imd  seiner  Praxis  zn 
verdanken.  Der  Vorgang  der  Verbindung  französischen  und 
deutschen  Rechts,  der  sich  im  preussischen  St  G.  B.  von  1851 
vollzog  und  welcher  diesem  Gesetzbuch  die  Anerkennung  formel- 
ler Trefflichkeit^  der  Klarheit,  Bestimmtheit,  Einfachheit  in  wirk- 
lich gesetzgeberischer  Sprache  und  der  praktischen  Brauchbarkeit 
verschafft  hat,  ging  in  der  schweizerischen  Gesetzgebung  unter 
dem  Einfluss  des  Code  und  aus  dem  Bedürftiiss  nach  einfiichen 
Strafgesetzen  schon  vor  sich  zu  einer  Zeit,  wo  die  doctrineBe 
Gesetzgebung  in  Deutschland  noch  in  voller  Blüthe  stand. 

Das  helvetische  St.  G.  B.  war  wie  kein  anderes  der  dama- 
ligen Zeit  geeignet,  den  Uebergang  vom  alten  Recht  zu  ver- 
mitteln, eine  gesunde  Fortbildung  anzubahnen  und  in  den  wesent- 
lichsten Stücken  ein  treffliches  Vorbild  zu  sein. 

Die  Vermittlung  mit  dem  alten  Recht  ist  gegeben  durch  die 
Freiheit  des  richterlichen  Ermessens,  die  damit  verbundene  lElde, 
durch   die  Beschrankung  auf  die  wichtigsten  Verbrechen,   wobei 
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das  Gebiet  der  Frevel  innerhalb  gewisser  Grenzen  nach  Her- 
kommen geregelt  werden  konnte,  durch  die  Form  der  Einzel- 
bestimmting  und  Specification,  statt  Definition  und  Exemplification, 
durch  den  Mangel  einer  allgemeinen  Formel  über  Versuch  und 
selbst  durch  Gleichstellung  des  Versuchs  mit  der  Vollendung  in 
den  schwersten  Fällen,  durch  die  Abwesenheit  complicirter  Be- 
stimmungen über  Fahrlässigkeit  und  über  Theilnahme,  wovon  zu 
sagen  ist,  was  Osenbrüggen  vom  alten  Recht  anführt:  „Die  Satzun- 
gen waren  der  möglichen  Praxis  mehr  angepasst,  als  die  über- 
imen  Unterscheidungen  der  neuesten  Doctrin."* 

Körperverletzungen,  Ghedbruch,  Auflauem,  der  Strafmilde- 
nmgsgrund  der  Provocation,  erst  durch  das  französische  Recht 
nieder  in  das  deutsche  eingefiihrt,  der  durchgehende  Schärfungs- 
gnmd  des  Vertrauensverhältnisses  zwischen  dem  Thäter  und  dem 
Geschädigten  sind  Gegenstände,  welche  dem  Landesrecht  ent- 
sprachen. In  andern  Stücken  bestand  allerdings  ein  Gegensatz, 
allein  es  war  vielmehr  der  Gegensatz  alter  und  neuer  Zeit,  in 
welchem  jedes  andere  Gesetzbuch  mit  modernem  Strafsystem  auch 
stehen  musste. 

In  diesen  Anknüpfungspunkten  an  das  frühere  Recht  liegt 
auch  der  Keim  der  Fortbildung  und  der  Eigenart.  Das  grösste 
Hindemiss  des  Anschlusses  an  die  herrschende  Richtung  lag  in  dem 
doctrinellen  Charakter  der  Feuerbach' sehen  Mustergesetzgebung 
(^"gl*  §  32).  Das  helvetische  Strafgesetzbuch  ^  gab  das  Beispiel 
einfacher  strafrechtlicher  Bestimmungen,  welche  in  Verbindung 
mit  ausgedehntem  Milderungsrecht  zur  praktischen  Bewältigung  der 
verschiedensten  Fälle  ausreichten  und  es  ist  gemeinsames  Merk- 
mal, vorzüglich  der  ersten  schweizerischen  St.  G.  B.  und  durch 
deren  Einfluss  auch  der  späteren  und  neuesten  —  die  Einfachheit 
im  Verzicht   auf  doctrinelles  Beiwerk   die  Einzelbestimmung  und 

*  OsenbTiiggen,  Alam.  8t.  R.    S.  179. 

'  Die  Attribute  „das  drakonische",  „eine  lex  tremendae  majestatis^i  welche 
ein  erster  Autor  dem  6.  B.  beigelegt  hatte,  sind  in  der  Folge  stets  wieder- 
holt worden  and  blieben  das  wissenschaftliche  Gepräge,  unter  welchem  es  cur- 
sirte.  Richtig  würdigt  dieses  Recht  in  Gestalt  des  Code  p^nal  von  1791  v.  Bar 
(Oeschichte  des  D.  St.  R.,  S.  167):  „Das  Gesetz  ist  als  ein  epochemachendes 
Werk  za  betrachten  und  ausgezeichnet  durch  Präcision  und  Gerechtigkeitssinn 
tind  beseelt  von  edler  und  achter  Humanität.'*  Wie  viel  mehr  gilt  dies  nicht 
Tom  helvetiscben  Code  und  seinen  Mildernngsgesetzen  ? 

^f^mUm^tr,  Sehwals.  Strmfireeht.  11- 
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Specification  nach  französischer  Methode,  MQde  und  Freiheit  det> 
richterliehen  Ermessens  und  massvolle  Beschränkung  des  straf- 
rechtlichen Gebiets  geblieben.  Das  haben  auch  Mittermaier  und 
Temme  in  Besprechung  schweizerischer  Gesetzbücher  anerkannt 
und  diese  Richtung  wird  dadurch  nicht  verändert,  dass  in  einigen 
St.  G.  B.  statt  selbstständigen  Fortbaues,  der  zu  modernen  Re- 
sultaten der  Gesetzgebung  hätte  führen  müssen,  in  geistloser  Nach- 
ahmung fremder  Muster,  —  aus  andern  Bedürfhissen  und  andern 
Voraussetzungen  entsprungen,  —  eine  Rückbildung  theilweise 
eintrat 
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Dritter  Theil. 

Die  schwelzerisclie  Strafgesetzgebung 
bis  zur  Gegenwart. 

Cap.    1. 

Die  Strafgesetzgebung.    Erste  Periode  Ms  1830. 

A.   Die  Gesetzgebung. 

§  40.  a)  Form  und  Inhalt  bedingen  sich.  Es  ist  daher 
nothwendig,  för  das  Folgende  die  Form  zu  suchen  und  festzu- 
stellen. 

Wir  können  1.  jedes  St.  G.  B.  selbständig  für  sich  behan- 
deln, —  dann  tritt  das  nicht  mehr  geltende  Recht  dem  geltenden 
g^enüber  zu  sehr  heraus^  die  Stellung  des  einzelnen  Gesetz- 
buches zu  den  übrigen  verUert  das  Mass  und  die  gemeinsamen 
Zuge  kommen  nicht  zur  Geltung;  2.  das  geltende  Recht  eines 
jeden  Cantons  in  den  Vordergrund  stellen  und  das  ältere  Recht 
desselben  als  historische  Notiz  anfügen,  —  dann  fehlt  die  Einsicht 
in  das  Werden  und  die  für  die  schweizerische  Gesetzgebung 
äusserst  wichtige  Verknüpfung  und  gegenseitige  Wechselwirkung; 
3.  nach  gemeinsamen  Grundzügen  die  Gesetzbücher  gruppiren 
oder  lehrbuchartig  jeden  Gegenstand  nach  den  Variationen  aUer 
Gesetzbücher  darstellen^  —  dann  gehen  im  ersten  Fall  die  com- 
plicirten  Einzelverhältnisse  in  der  Verallgemeinerung  verloren,  oder 
im  letztem  überwuchert  das  Detail  die  Grenzen. 

1.  Die  gegebene  Form  ist  daher,  das  Gemeinsame  oder 
Grundbestimmende,  nach  Perioden  und  Gruppen  zusammenzu- 
fassen; —  innerhalb  dieser  die  Einzelheiten  der  Gesetzbücher 
nach  Massgabc  ihrer  Bedeutung  einzuzeichnen. 
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Die  übliche  Gruppirung^  nach  einem  Rechtszustand  auf 
Grundlage  der  Carolina^  worunter  das  Recht  vor  dem  Jahre  1800 
und  neuerlich  die  Urcantone  begriffen  werden,  —  einer  Gesetz- 
gebung Feuerbach' scher  Richtung  nach  dem  Muster  des  bay- 
rischen St.  G.  B.  von  1813  „und**  des  österreichischen  von  1803, 
—  einer  Gesetzgebung  als  Ergebniss  der.  Reaction  gegen  Feuer- 
buch  bis  1830,  geht  nicht  an.  Ebenso  wenig  ist  es  zulässig,  die 
schweizerischen  Gesetzbücher  einfach  nach  französischem  oder 
deutschem  Rechtssystem  zu  rubriciren,  —  als  Nachbildung  des 
einen  oder  andern  deutschen  Strafgesetzbuches  oder  mehrerer 
derselben  abzuthun,  mit  der  ergänzenden.  Bemerkung,  dass  dabei 
die  Gesetzgeber  nach  Willkür  und  was  passend  schien  über- 
nahmen, noch  endlich  die  Gesetzbücher  nach  der  Zeit  ihres  Ent- 
stehens einfach  zu  bezeichnen  als  Ergebnisse  des  modernen  Standes 
der  Wissenschaft  und  Gesetzgebung.  Mit  solcher  Gruppirung 
und  Zusammenfassung  ist  eine  Kritik  und  Anführung  gemein- 
samer Merkmale  verbunden,  welche  auf  die  einzelnen  Gesetzbücher 
nicht  passen  und  geradezu  verhindern,  deren  Specialität  zu  erkennen. 

Die  schweizerische  Strafgesetzgebung  von  1805  bis  heute 
umfasst  über  40  Gesetzbücher  und  eine  grosse  Zahl  von  Ent- 
würfen und  Novellen.  Wir  fassen  sie  zusammen  nach  Perioden, 
deren  Marksteine  die  massgebenden  Ereignisse  der  Staats-  und 
Rechtsgescliichte  bilden,  womit  die  grossen  Antriebe  zur  Ver- 
besserung der  Strafrechtspflege  und  das  geschichtliche  Werden 
der  Gesetzbücher  wesentlich  zusammenfallen,  und  nach  Gruppen, 
welche  gemeinsame  Grundzüge  der  Zusammengehörigkeit  enthalten. 

Durch  di?  Zusammenfassung  in  Perioden  nach  den  Ereig- 
nissen von  1830,  1848,  1870  wird  die  schweizerische  Gesetz- 
gebung in  die  grosse  gemeinsame  Bewegung  mit  Frankreich  und 
Deutschland,  von  welcher  sie  mächtige  Impulse  erhielt,  gestellt. 
Damit  kann  nicht  gesagt  sein,  dass  in  der  Folge  gleich  eine 
neue  veränderte  Gesetzgebung  entstand,  denn  manche  Gesetz- 
bücher, die  nach  dem  entscheidenden  Jahre  erschienen,  waren 
lange  Zeit  vor  demselben  vorbereitet  worden  oder  sie  hingen  mit 
dem  Gesetzbuch  und  der  Praxis   der  frühem  Periode  zusammen, 


*  Vgl.  Zeitschr.   für   schweiB.  R.,   Bd.  I,   S.  1  ff.     Holtzendorff,   Hand- 
buch, Bd.  I,  S.  148  — 150.    TemmSj  Lehrbuch  des  Bchweis.  St  R.,  S.  3,  u.  A. 
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wie  ja  auch,  theils  mit,  theils  ohne  Novellen,  alte  Gesetzbücher 
fortbestehen  blieben.  Aber  soviel  steht  fest,  dass  die  strafrecht- 
lichen Veränderungen  des  Code  penal  nach  1830,  die  energische 
Thätigkeit  in  Verbesserung  des  Strafvollzugs,  der  neue  Geist,  der 
die  Gesetzgeber  berührt  hatte,  —  der  Gesetzgebung  nach  1830 
eine  andere  Richtung  geben.  Die  strafrechtlichen  Veränderungen, 
welche  das  Jahr  1848  herbeiführte,  sind  zu  bekannt,  als  dass 
Aosfiihrungen  zur  Rechtfertigung,  dass  wir  dieses  Jahr  als  Ab- 
schnitt setzen,  nöthig  wären,  und  wenn  endHch  das  grösste  Er- 
eigniss  auf  strafrechtUchem  Gebiet,  die  Schöpfung  eines  neuen 
gemeinen  deutschen  Strafrechts,  als  Grenze  einer  weitem  Periode 
gejietzt  wird,  so  scheint  dies  an  sich  genügend  gerechtfertigt,  selbst 
wenn  der  Nachweis  noch  nicht  erbracht  wäre,  dass  das  deutsche 
Strafgesetzbuch,  seine  Novellen  und  seine  Entscheidungen  bestim- 
menden Einfluss  auf  die  schweizerische  Gesetzgebung  und  Recht- 
sprechung gewonnen  haben. 

2.  Innerhalb  dieser  Perioden  verlangt  die  schweizerische 
fiesetzgebung  vergleichende  Einzeldarstellung.  Die  Benützung 
fremden  Rechts  war  nicht  blos  eine  mechanische  oder  zufällige. 
Die  Räthe  und  Commissionen  gingen  mit  Ernst  und  Prüfung  an 
ihre  Aufgabe.  Neben  Manchem,  was  verständnisslos  übernommen 
oder  preisgegeben  wurde,  findet  sich  im  Grunde  das  leitende 
Bewusstsein  des  Gegensatzes  zwischen  dem  fremden  Recht  und 
den  verschiedenen  Bedürfiiissen  des  eigenen  Landes,  die  ver- 
standige Wahl  des  Angemessenen  und  Passenden. 

Gerade  hier  hat  die  Untersuchung  anzusetzen  in  der  Ver- 
gleichung  der  Gesetzbücher  unter  sich  und  mit  den  Muster- 
gesetzen oder  Entwürfen.  —  Als  Beispiel  seien  Basel  und  Luzem 
angeführt,  deren  Gesetzgebung  von  andern  Cantonen  theils  un- 
verändat  übernommen  theils  nachgebildet  wurde  und  welche  je 
mit  drei  und  vier  Strafgesetzbüchern  Zeugniss  des  lebhaftesten 
Bestrebens  zur  Verbesserung  ihres  Criminalrechts  ablegen.  —  Das 
^lajoritatsgutachten  des  Criminalgerichts  Basel  (1829.  C.  S.  4) 
äussert  sich  folgendermassen :  „Für  unser  Gesetzbuch  passen  die 
vielen  allgemeinen  und  controversen  Sätze,  womit  die  neueren 
deutschen  Gesetze  angefüllt  sind,  deren  gelehrten  Verfassern  es 
oft  weniger  darum  zu  thun  ist,  das  aufzustellen,  was  dem  Volke 
noth  thut,   als  diejenigen  Theorien,   welche  sie  in  der  Schule  be- 
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hauptet  hatten,  nicht.  Solche  Meinungen,  flir  Rechtsgelehrte  treff- 
lich, sind  unpassend  flir  Gesetzbücher,  welche  dem  ganzen  Volke 
zugängUch  sein  sollen.  Schon  im  Grossen  Rath  hat  man  yereiu- 
fachen  und  weglassen  wollen" ;  entsprechend  wurde  denn  auch 
das  Gesetzbuch  redigirt.  —  Als  Luzern  im  Jahr  1827  das  hel- 
vetische Gesetzbuch  mit  einem  neuen  vertauschte  und  nach  deut- 
schen Mustern  die  Denunciationspflicht  in  Bezug  auf  bevorstehende 
Verbrechen  auch  aufgenommen  werden  sollte,  wurde  die  Annahme 
einer  solchen  Bestimmung  unter  Hinweis  auf  deren  Geschichte 
als  unpassend  för  ein  republikanisches  Gesetzbuch  abgelehnt. 

§  41.  b)  1.  Gesetzgebung.  Der  strafrechtUche  Zustand  in 
den  Cantonen  zu  Ende  der  helvetischen  Zeit  war  äusserst  bunt 
und  unsicher.  Das  P.  G.  B.  galt  dauernd  in  den  genannten  fiint 
Cantonen ;  in  St.  Gallen  *  wich  es  dem  rasch  erlassenen  St.  G.  B. ; 
in  den  übrigen  wurde  der  alte  Rechtszustand  wieder  festgestellt, 
willkürhch  ergänzt  aus  der  Carolina,  aus  Feuerbach'a  Lehrbuch, 
aus  dem  helvetischen,  später  aus  dem  aargauischen  oder  St.  Gal- 
lischen Gesetzbuch  oder  man  zog  den  Code  penal  von  1810  und 
das  bayrische  Gesetzbuch  von  1813  zu  Rathe.  So  verschieden 
die  Grimdlagen  der  Rechtsprechung  waren,  herrschte  Ueberein- 
stimmung  in  der  völlig  freien  Verwendung  dieser  Rechte  und  nur 
durch  die  Gerichtsübung  kam  einige  Gleichmässigkeit  innerhalb 
eines  Cantons  hinzu. 

Es  fehlte  nicht  an  der  Erkenntniss  der  Mangelhaftigkeit  dieses 
Zustandes  und  an  Bestrebungen,  umfassende  und  bestimmte  Straf- 
gesetze aufzustellen.  St.  Gallen  setzt  seinem  Gesetzbuch  von 
1807  das  Motto  voran:  „Schädlicher  als  die  richterliche  wäre 
Willkür  in  den  Gesetzen",  Thurgau  beklagt  die  Willkfurlichkeit 
in  Anwendimg  des  helvetischen  Gesetzbuches,  in  Zürich  geben 
die  Entwürfe  eines  St.  G.  B.  von  1806,  1819,  1827,  (Graubünden 
1827),  in  Bern  diejenigen  von  1811,  1818  u.  a.  diesem  Gedanken 
Ausdruck.  —  Es  fehlte  aber  im  Ganzen  der  Beruf  ziu*  Gesetz- 
gebung. Der  Zi'u'cher  Entwurf  von  1806  z.  B.  paragraphirte 
einfach  Grundsätze  der  Feuerhach^ sehen  und  Or ollmann' schon 
Lehrbücher  und  nahm  zum  grossen  Theil  den  strafrechdichen 
Inhalt  des  preussischen  Landrechts  in  668  Paragraphen  auf. 


*  Vgl.  Einfuhrungsgesetz  vom  Mal  1807. 

• 
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Indessen  sehen  wir  bald^  Dank  dem  vielgestaltigen  Leben 
und  der  Souveränität  dieser  kleinen  Staaten  eine  Anzahl  von 
wirklieh  praktischen^  einfachen  Strafgesetzbüchern  entstehen.  Aar- 
gau 1805,  St.  Gallen  1807  und  Strafgesetz  über  Vergehen  von 
1808,  Tessin  1816,  St.  Gallen  IL  1819,  Basel  1821,  über 
Vergehen  1824,   Luzern  über  Verbrechen   und  Vergehen  1827. 

2.  Das  Jahr  1830  war  für  die  Schweiz  viel  ereignissreicher 
und  durch  dauernde  Nachwirkung  fruchtbarer  als  ftir  Deutschland 
oder  Frankreich.  Die  neuen  Verfassungen  der  Cantone  stellen 
grossentheils  die  Forderung  neuer  Strafgesetze  auf  und  die  nach- 
folgenden Codificationen  sind  direct  auf  jene  zurückzufuhren.  Wir 
sehen  neue  Strafgesetzbücher  in  Zürich,  Basel  11.  und  Schaff- 
hausen vom  Jahr  1835,  Luzern  1836,  Neuenburg,  Gesetz- 
buch fer  Vergehen,  1837,  St.  Gallen  schafft  durch  Gesetz  vom 
24.  November  1838  über  die  Criminalstrafen  wesentlich  neues 
Recht,  Schwyz  legt  das  Luzemer  Strafgesetzbuch  zu  Grunde, 
Thnrgau  vertauscht  das  helvetische  an  das  Strafgesetzbuch  von 
1841,  Waadt  an  dasjenige  von  1843,  Basel  erhält  sein  drittes 
»Strafgesetzbuch  1846. 

3.  Am  Schluss  dieser  Periode  ist  ein  Rückblick  geboten. 
Erstens    haben    wir   eine    reiche,    eigenartige    schweizerische 

Gesetzgebung  vor  uns. 

Zweitens  ist  das  Jahr  1838,  welches  die  Reihe  der  deutschen 
Particularstrafgesetzbücher  mit  dem  Strafgesetzbuch  von  Sachsen 
eröffiiet,  auch  für  die  folgende  schweizerische  Strafgesetzgebung 
durch  die  Autorität  des  in  Deutschland  geltenden  Gesetzes  von 
Bedeutung. 

Drittens  liegt  der  Grund  der  Verschiedenheit  legislatorischer 
Potenz  und  zugleich  der  Grund  wesentlicher  Verschiedenheiten  in 
der  Gesetzgebung  beider  Länder  in  den  gesetzgebenden  Körpern. 

ad  1.  Von  1805  bis  1838  haben  wir  in  den  schweizerischen 
Cantonen  17  neuere  Strafgesetzbücher,  während  für  dieselbe  Zeit 
Deutschland,  abgesehen  vom  österreichischen  Gesetzbuch  von  1803 
und  von  Feuerbach* b  grossem  Werk  von  1813  (recipirt  in  Olden- 
buig),  kein  neues  Strafgesetzbuch  in  seinen  zahlreichen  Staaten 
hervorbrachte,  sondern  sich  in  Entwürfen,  Streitfragen,  Verhand- 
lungen erschöpfte.  Wir  brauchen  die  grosse  Zahl  von  Entwürfen, 
Novellen,  correctionellen  Gesetzbüchern,  die  Uebemahme  manches 
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Gesetzbuches  dm*ch  andere  Cantone  gar  nicht  in  Betracht  zu 
ziehen^  um  zu  dem  Urtheil  berechtigt  zu  sein^  dass  die  schwei- 
zerische Gesetzgebung  das  Zeugniss  gesetzgeberischen  Tactes  in 
der  Aneignung  und  Verwei-thung  des  mannigfaltigsten  Rechts- 
stoffes und  selbständiger  Thatkraft  verdient.  Darauf^  dass  daa 
Geltungsgebiet  ein  relativ  kleines  ist^  kommt  es  nicht  an,  sondern 
die  Thatsache  allein  ist  massgebend,  dass  eine  so  grosse  Zahl 
selbständiger  Staatswesen  das  Bedürfiiiss  neuer  Strafgesetzgebung 
nicht  nur  erkannte,  sondern  ihm  auch  praktisch  tmd  thatkräftig 
Genugthuung  verschaffte. 

ad.  2.  Vom  Jahr  1838  an  erschienen  in  rascher  Folge  die 
Strafgesetzbücher  von  Sachsen,  Württemberg,  Weimar,  Braun- 
schweig, Hannover,  Hessen,  Baden.  —  Es  ist  bekannt,  dass  upter 
mancherlei  ungünstigen  Einflüssen  die  Gesetzbücher  Vorzüge  ver- 
loren, welche  die  Entwürfe  noch  ausgezeichnet  hatten,  wie  z.  B. 
eine  solche  Differenz  zwischen  dem  stark  benutzten  hannoverischen 
Entwurf  von  1830  imd  dem  Gesetzbuch  von  1840  besteht.  Den 
Entwürfen  gegenüber  bewahrte  überdies  die  schweizerische  Gesetz- 
gebung noch  eine  kritische  Haltung,  welche  vor  den  geltenden 
Gesetzbüchern  in  der  Folge  aUzu  oft  verloren  ging  imd  einer 
blinden  Nachahmung  Platz  machte. 

ad.  3.  Erst  nach  dem  Jahre  1818  erhielt  ein  Theil  der 
deutschen  Staaten  Volksvertretung  und  für  diese  die  Möglichkeit, 
Wünsche  mit  Bezug  auf  Erneuerung  des  Strafgesetzes  zur  Gtel- 
tung  zu  bringen  und  selber  berathend  und  beschliessend  Hand 
anzulegen.'  Allein  diese  Volksvertretungen  waren  aus  innem 
Gründen  an  einer  erspriesslichen  Thätigkeit  gehenunt,  hatten  nicht 
die  Kraft  der  That.  Wie  lange  es  dauerte,  bis  einer  oder  einige 
befriedigende  Entwürfe  von  Einzehien  oder  Regierungscommis- 
sionen vorlagen,  bis  ein  Entwurf  die  Berathungen  in  den  Kam- 
mern überstanden  hatte,  bis  endlich  trotz  der  Thätigkeit  der  Re- 
gierungscommissäre  die  Zustinunung  der  Regierung  ertheilt  und 
das  Gesetz  endlich  in  Kraft  getreten  war,  dafür  geben  Sachsen 
und  Hannover  Beispiele.  Es  ist  bezeichnend,  dass  die  Entwürfe 
der  beiden   ersten  sächsischen  CriminaUsten  von  1811   2182  und 


•  Vgl.  Holtzendorff,  Handbuch  des  D.  St.  R.,  Bd.  I.,  S.  102  flf.   Wäehtei\ 
AxGhiv  des  C.  R.,  Bd.  XIV,  S.  306. 
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2449  Artikel  zahlten,  dass  über  den  weitem  Verhandlungen  zwei 
Bedaetören  starben,  einer  todtkrank  wurde,  der  Staate  eine  Re- 
volution und  eine  Verfassung  erhielt  und  die  Wissenschaft  eine 
voDstandige  Umwandlung  .erlebte,  ehe  es  zum  Gesetz  kam.^  Die 
hannoverischen  Landstände  hatten  den  Wunsch  nach  Verbesserung^ 
ausgesprochen  1816.  Der  erste  Entwurf  folgte  1825,  der  zweite 
1830.  Acht  Jahre  lang  blieb  der  letztere  Gegenstand  der  land- 
standischen  Verhandlungen  imd  führte  schliesslich  zum  Gesetz, 
von  1840. 

Wenn  auch  anerkannt  wird,  dass  die  Vorbereitungen  und  die 
Verhandlungen  der  Landstände  recht  gründliche  waren,  so  sieht 
doch  das  Granze  einer  Verschleppung  sehr  ähnlich  und  mit  Andern 
bricht  Wächter*  in  die  berechtigte  Klage  aus,  dass,  trotzdem 
Deutschland  an  Entwürfen  sehr  productiv  und  regsam  war  und 
trotz  der  Dringlichkeit,  aus  dem  bestehenden  Zustande  heraus- 
zukommen, man  bis  jetzt  nur  bei  Entwürfen  stehen  bheb  und 
dass  mehr  als  30  Staaten  nach  gemeinem  Recht  und  einigen  Ein- 
zelsatzungen in  einer  wahren  Willkürherrschaft,  einer  wandelbaren 
und  schwankenden  Praxis,  die  nicht  geneigt  ist,  Gesetze  neueren 
Datums  zu  befolgen,  verharren. 

Die  inneren  Gründe  der  gesetzgeberischen  Unthätigkeit  und 
des  Verharrens  bei  jener  Willkürherrschaft  liegen  theils  im  Be- 
rathungsmodus,  theils  in  der  Constitution,  theils  in  politischen 
Regierungsmotiven.  Mittermaier  *  bemerkt  in  Bezug  auf  das  Erst- 
genannte mit  Eecht,  dass  bei  gemischten  grossen  Versammlungen, 
wenn  über  jeden  einzelnen  Gesetzesartikel  umständliche  Discussion 
walten  und  das  Gesetz  Product  der  verwickelten  Abstimmung  sein 
soll,  man  nur  mit  Schrecken  an  das  Resultat  denken  dl'irfe,  da  doch 
schon  in  Criminalcollegien  über  eine  Frage  oft  die  schreiendste 
Verschiedenheit  der  Ansichten  bestehe. 

Diese  Uebelstände  hätten  wohl  überwunden  werden  können, 
wie  es  andernorts  geschah,  —  Mittemiaierj  Zachariae,  Wächter 
und  Andere  haben  Untersuchimgen  angestellt  und  Vorschläge  ge- 
macht,* —  allein  zwischen  hinein  spielte   der  Gegensatz   von  Re- 

'  Vgl.  Bemer^  die  StrafgeBetzgebung  in  Dentechland.     1867. 

^  Wächter,  im  Archiv  des  C.  R.,  1834,  8.  303.  306. 

*  Archiv  des  C.  R.,  Bd.  XII.     (1831.) 

^  WäcfUery  Archiv  des  C.  B.  1839,    S.  34ö  ff.    Zachariae^  Archiv  des 
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gierung  und  Volksvertretung.  Es  konnte  nicht  im  Interesse  der 
Ersteren  und  der  Bureaucratie  liegen,  den  bestehenden  Zustand 
gründheh  zu  ändern  und  den  jungen  Kammern  einen  solchen 
gesetzgeberischen  Erfolg  zu  Füssen  zu  legen.  Ein  Blick  auf  die 
innere  Geschichte  Deutschlands  jener  Zeit  genügt  zur  Bestätigung. 
Die  Thätigkeit  der  B^erungscommissionen  übereilte  sich  nicht, 
die  erste  Eanmier  war  in  der  Regel  in  Hauptstücken  anderer  Mei- 
nung als  die  zweite;  die  Regierungscommissäre  waren  stets  ge- 
neigt, vom  Alten  möglichst  viel  zu  conserviren  und  ja  allzu  grosse 
Milde  zu  verhüten.  „Verfolgt  man  die  Verhandlungen,  wenn  An- 
träge auf  Herabsetzung  der  Minima  gestellt  worden,  so  bemerkt 
man  ein  auffallendes  Sträuben  der  Regierungscommissäre."^  Welch 
nachtheiligen  Einfluss  die  poUtischen  Verbrechen  auf  die  Behand- 
lung des  allgemeinen  Theils  und  mancher  nichtpolitischen  Delicte 
ausübten,  haben  Mittermaier  und  Andere  vielerorts  hervorgehoben. 

In  der  Schweiz  konnten  die  Räthe  der  Cantone  ohne  Hemm- 
niss  thatkräftig  schaffend  eingreifen  und  nach  den  praktischen 
Erfahrungen,  stets  verbessern.  Die  Räthe  vertraten  gegenüber 
den  Entwürfen  und  Gutachten  der  Gerichte  möglichste  Einfach- 
heit, zweckmässige  Beschränkung  des  Strafgebiets  und  Milde  der 
Strafe;  so  vereinfachte  der  Rath  von  Basel  den  Gesetzesentwurf 
und  nahm  gegenüber  dem  obergerichtlichen  Gutachten  erhebUcfae 
Milderungen  vor.  Der  Rath  von  Thurgau  verminderte  die  Zahl 
der  Paragraphen  des  Entwurfs  fast  auf  die  Hälfte  (668  gegen  384). 

In  der  Neuzeit  ist  die  Form  directer  Gesetzgebung  durch 
das  Volk  herausgetreten  und  ist  die  zweifelnde  Frage  erhoben 
worden,  wie  es  denn  mögUch  sei,  dass  ein  ganzes  Volk  über  die 
zahlreichen  Paragraphen  eines  Gesetzbuches  ein  Urtheil  haben 
und   abstimmen   könne.     Der  Zweifel   ist  wenig  verschieden  von 


C.  R.     1836.     S.  279  ff.     Mittermaier^  die  Strafgesetzgebung  in  ihrer  Fort- 
bildnng,  1841.     Bd.  I.,  S.  208. 

'  Mittermaier,  die  Stirafgesetzgebung  in  ihrer  Fortbildang.  S.  31.  Dieses 
Vierteljahrhundert  von  1813  bis  1838  ist  der  todte  Punkt  in  der  Geschichte 
der  deutschen  St.  Ggb.  und  äusserst  wichtig,  obgleich  er  in  keiner  deutschen 
Strafrechtsgeschichte  genügend  gewürdigt  oder  auch  nur  beachtet  ist.  Vgl. 
V.  BoTj  Geschichte.  Vgl.  Binding,  die  gemeinen  deutschen  St  G.  B.  1874. 
S.  2:  „Die  Geschichte  dieser  St.  Ggb.  des  XIX.  Jahrhunderts  muss  noch  ge- 
schrieben werden**. 
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demjenigen^  der  fiüher  den  gesetzgeberischen  Leistungen  der  Re- 
präsentativkorper  entgegengehalten  wurde  und  den  heute  Niemand 
mehr  aufrecht  erhält.  —  Die  Abstimmung  über  das  Strafgesetz 
ist  nur  ein  Theil  der  directen  Gesetzgebung  durch  das  Volk  und 
auch  g^en  diese  als  Ganzes  sind  die  Bedenken,  so  gross  sie 
anfimgs  waren,  geschwunden.  Der  Modus  ist  die  Hauptsache. 
Das  Gesetzbuch  wird  von  Sachverständigen  redigirt,  von  Com- 
missionen  geprüft,  in  den  Bäthen  erörtert  und  abgeändert,  von 
der  Presse,  den  Partheiorganen,  in  grossen  und  kleinen  Versamm- 
langen  und  in  den,  im  öffentHchen  Leben  der  Schweiz  so  wich- 
tigen Wirthshäusem  lebhaft  besprochen.  Die  „Weisungen"  der 
Rathe  an  das  Volk  sind  oft  Meisterstücke  von  Klarheit,  Einfach- 
heit und  Kürze  in  Für  und  Wider  und  der  Fähigkeit,  technische 
Fragen  in  das  Denken  und  die  Sprache  des  Volkes  überzutragen, 
80  dass  mit  wenig  Aufwand  von  Zeit  der  Leser  Anlass,  Absicht 
und  Zusammenhang  eines  Gesetzesentwurfs  mit  ziemlicher  Sicher- 
heit verstehen  kann.^ 

In  den  Landsgemeindecantonen  wird  das  Gesetz  vor  ver- 
Bammeltem  Volke  empfohlen,  angefochten,  „mit  jubelndem  Hand- 
mehr" angenommen  oder  „Bach  ab  geschickt".  —  Um  dieses 
Letztere  zu  vermeiden,  Hess  der  Landrath  von  Obwalden  durch 
die  Landsgemeinde  von  1862  sich  Vollmacht  zum  Erlass  eines 
Strafgesetzbuches  ertheilen,  in  der  richtigen,  in  andern  Cantonen, 
Uri,  Schwyz,  Glarus,  Appenzell- Ausserrhoden,  wo  Landsgemeinden 
regieren,  häufig  bestätigten  Erfahrung,  dass  solche  Gesetze  bei- 
nahe nur  verworfen  werden;*  um  den  Umer  Entwurf  von  1865 
war  es  nicht  schade  und  dasselbe  hätte  ohne  Nachtheil  auch  dem 
Strafgesetzbuch  von  Obwalden  passiren  dürfen;  die  Strafgesetz- 
bücher von  Glarus,  Schwyz,  Appenzell  sind  dagegen  Musterstücke. 

4.  Die  Bundesverfassung  vom  12.  September  1848  schliesst 
fiur  politische  Verbrechen  die  Todesstrafe  und  selbst  die  Aus- 
lieferung unter  den  Cantonen  aus.*®  Bald  folgen  die  Bundes- 
gesetze über  die  Bundesstrafrechtspflege  imd  über  das  Militär- 
strafrecht  vom  27.  August  1851    und   über   das  Bundesstrafrecht 


■  Schnell,  in  Zeitechr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XI,  S.  95  ff. 
•  Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz    R.,  Bd.  XIII,  S.  153. 

'•  Art   54.   65   der  B.  Verf.  —  Gesetz   v.   24.  Jali   1852.     Vgl.  Schau- 
htrg,  das  intercuntonale  St.  R.  der  Schweiz,  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XIV. 
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vom  4.  Februar  1853.  Die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Bundes- 
strafrechts finden  in  den  nachfolgenden  cantonalen  Stra^esetz- 
büchem  vielfach  wörtliche  Nachahmung  und  die  Staatsverbrechen 
machen  theils  cantonale  Bestimmungen  überflüssig,  theils  werden 
sie  von  den  Cantonen  wörtlich  übernommen  oder  die  angedrohten 
Strafen  mit  denjenigen  des  Bundesrechts  in  Uebereinstimmung 
gebracht. 

Folgende  Cantone  erlassen  neue  Gesetzbücher: 
Freiburg  1849.  öraubünden  1851.  Neuenburg  1857. 
Wallis  1858.  Solothurn  1859.  Appenzell  A.  1859.  Ob- 
walden  1864.  Bern  1866.  Glarus  1867.  Schwyz  1869. 
Die  2ten  Gesetzbücher  erhalten  A  arg  au  1857.  Schaffhausen 
1859;  die  3ten  St.  Gallen  1857.  Luzern  1860  (mit  PoUzei- 
strafges.  v.  1861).  Ein  Entwurf  fiir  üri  von  1865  wurde  nicht 
zum  Gesetz.  Der  Quantität  der  gesetzgeberischen  Leistung  ent- 
spricht nicht  die  Qualität,  denn  manche  Gesetzbücher  sind  blosse 
Compilationen,  einige  zeigen  sogar  einen  Rückschritt.  Ohne  Ge- 
setzbuch bleiben  am  Ende  dieser  Periode  nur  Uri,  Zug,  Nid- 
walden,  Appenzell  I.-Rh. 

5.  Seit  dem  Jahre  1870  macht  sich  der  Einfluss  des  deut- 
schen Strafgesetzbuches  und  in  der  Folge  der  deutschen  Rechts- 
sprechung mehr  oder  weniger  geltend '^  auch  Tessin  imd  Waadt 
nehmen  in  ihren  Entwürfen  und  Gesetzen  Bezüge  auf  dasselbe; 
obergerichtliche  Berichte  mit  Entscheidungen  in  Strafsachen  citiren 
die  Entscheidungen  des  deutschen  Reichsgerichts.  Das  grosse 
Vorbild  eines  gemeinen  deutschen  Strafrechts  an  Stelle  der  vielen 
Particularrechte  ist  nicht  ohne  nachstrebende  Bemühungen  ge- 
blieben, indem  die  Unification  im  schweizerisdien  Juristenverein, 
im  Verein  für  Straf-  und  Gefangnisswesen,  in  der  Presse,  in  der 
schweizerischen  und  deutschen  RechtsUteratur  erörtert  wurde. 
Allein  weiter  ist  es  nicht  gekommen,  da  constitutionelle  Schwierig- 
keiten vorliegen,  die  Abneigung  in  den  Cantonen  gegen  Centrali- 
sation  auf  diesem  Gebiete  noch  vorherrscht,  und  —  weil  das 
schweizerische  Strafrecht,  wenn  ein  solches  selbständige 
Berechtigung,  eigenthi'milichen  Landes-  und  Volkscharakter  nach 
geschichtlicher  Entwicklung  haben  soll,  —  noch  der  wissenschaft- 
lichen Vorbereitung,  wie  sie  der  deutschen  Unification  voranginge 
ermangelt. 
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Die  Bundesverfassung  von  1874  untersagte  die  Anwendung 
der  Todesstrafe  und  der  körperlichen  Züchtigung.  Die  erstere 
wurde  durch  Revision  von  1879  den  Cantonen  freigestellt,  jedoch 
nur  von  einer  geringen  Anzahl  gesetzlich  wieder  eingeführt  und 
bis  jetzt  noch  nirgends,  trotz  schwerer  Fälle,  in  Vollzug  gesetzt. 
Die  Landsgemeinden  von  Glarus  und  Appenzell  und  das  Volk 
von  Zürich  haben  sie  verworfen  und  der  greise  Segesser  in  Luzem 
and  mit  ihm  der  Grosse  Rath  im  Fall  Mattmann  gegen  ihre  An- 
wendung entschieden. 

Das  Bundesstrafrecht  hat  durch  zahlreiche  Nebengesetze  mit 
Straf bestimmungen  Zuwachs  erhalten  und  das  schweizerische  Obli- 
gationenrecht greift  durch  die  §§  50  ff.  (Unerlaubte  Handlungen) 
in  die  cantonalen  Strafgesetzbücher  ein. 

Die  cantonale  Gesetzgebung  seit  1870  weist  neben  zahl- 
reichen Novellen  folgende  Gesetzbücher  auf. 

Zürich  1871.  Basel  1872.  Tessin  1873.  Freiburg 
1873.  Genf  1874.  Solothurn  1874.  Zug  1876.  Appen- 
zell A. -Rh.  1878.  Schwyz  1881.  Ueberdies  sind  mehrere  Ent- 
wi'irfe  entstanden;  Waadt,  St.  Gallen  und  Schaff  hausen  sind  mit 
Erstellung  neuer  St  G.  B.  beschäftigt.  Uri  und  Nidwaiden  be- 
nützen vorzügUch  das  Luzemer  St.  G.  B.,  Appenzell  Innerrhoden 
dasjenige  Ausserrhodens. 

Ein  Material,  wie  es  die  gesetzgeberische  Thätigkeit  von 
1805  bis  heute  hervorgebracht  hat  und  welches  bei  air  dem  Zu- 
Migen,  Willkürlichen,  Nachgemachten,  an  Reichhaltigkeit,  Mannig- 
faltigkeit und  eigenartiger  freier  Entwicklung  die  gesetzgeberischen 
Erzeugnisse  aller  andern  Staaten  übertrifft,  kann  nicht  werthlos 
sein  oder  über  einen  Leisten  geschlagen  werden.  Es  enthält  bei 
eingehender  Untersuchung  Vieles  von  Bedeutung  und  bleibendem 
Werth.  Es  ist  sogar  möglich,  eigenartige  Rechtssätze  von  prin- 
zipieller Bedeutung  in  ihrer  Entwicklung  durch  die  Perioden  zu 
verfolgen  und  zahlmässig  ihre  Anerkennung  in  den  meisten  Ge- 
setzbüchern, gewissermassen  statistisch,  festzustellen. 

Ein  einheitliches  schweizerisches  Strafgesetzbuch  ist  ein  hohes 
Ziel;  alleiu  so  erstrebenswerth  es  ist  und  so  sehr  di^  Kraftver- 
geudung in  der  ZerspUtterung  zu  bedauern  ist,  muss  dennoch  die 
gegenwärtige  Mannigfaltigkeit,  trotz  der  grossen  Uebelstände,  einer 
überstürzten    Einheit    ohne    historische,    rechtsvergleichende    und 
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principielle  Durchforschung  des  reichen  Materials  vorgezogen 
werden.  Zu  dem  halben  Hundert  Entwürfe  ist  leicht  ein  neuer 
für  die  Eidgenossenschaft  hinzugefögt ;  aber  selbst  wenn  alle  con- 
stitutionellen  £a.ctischen  und  rechtlichen  Hindemisse  beseitigt  wären, 
so  würde  ein  schweizerisches  Strafgesetzbuch  ohne  jene  wissen- 
schaftlichen Grundlagen  kein  Fortschritt  ftür  die  Gesetzgebung 
und  die  Wissenschaft  sein.  Die  schweizerische  Jurisprudenz  hat 
auf  diesem  vernachlässigten  Gebiet  noch  grosse  Aufgaben.  Möge 
ein  Wort  OsenbrUggen^B  in  seiner  Festschrift  an  Mittennaier  die 
schweizerische  Strafgesetzgebung  beschliessen.  „Ln  Componiren 
von  Strafgesetzen  für  die  Schweiz  ist  viel  geschehen.  Wenn  eine 
bis  auf  die  neueste  Zeit  fortgeführte  Strafrechtsgeschichte  vorläge, 
würde  man  nicht  umhin  können,  auf  dem  historischen  Wege  bis 
zur  Prüfung  der  veränderten  Bedürfaisse  der  Gegenwart  vor- 
zudringen, statt  sich  im  Experimentiren  zu  überstürzen.  Ein 
Strafgesetzentwurf,  wie  er  oft  gemacht  ist,  ist  so  leicht  gemacht, 
wie  sich  aus  sechs  Büchern  über  denselben  Gegenstand  ein 
siebentes  compiliren  lässt.  Eine  Strafrechtsgeschichte  ist  ein 
schweres  Problem,  aber  die  Wissenschaft  muss  in  den  schwersten 
Aufgaben  ihre  höchstem  Ziele  erblicken.^ 


B.   Die  Periode  bis  1830. 

§  42.  Die  Gesetzbücher  vor  1830  können  nicht  mit  einer 
allgemeinen  Charakteristik  abgehandelt  werden,  da  sie  aus  zu 
verschiedenem  Stoffe  bestehen  und  eigenthümliche  Bildungen  sind 
und  weil  die  ersten  derselben  auf  die  spätem  bestimmenden  Ein- 
fluss  übten. 

Wir  haben  in  Genf  den  Code  penal  von  1810,  bald  nach 
Genfs  Eintritt  in  die  Eidgenossenschaft  grt'mcllich  verändert,  — 
in  den  genannten  Cantonen  das  helvetische  St.  G.,  —  femer  das 
aargauische,  nach  dem  Vorbild  des  österreichischen,  —  das 
St.  Gallische,  mit  Benützung  des  österreichischen  G.  B.  und  des 
Ä7einÄCÄrod'schen  Entwurfs,  —  das  Basler,  mit  selbständiger  Ver- 
werthung  von  Aargau  und  St.  Gallen,  —  dasjenige  von  Tessin 
als  trefflichen  Anschluss  an  den  Code  penal  und  deutsch-schwei- 
zerische Strafgesetzbücher. 

Das  Jahr  1813  ist  epochemachend,  aber  ftir  die  schweizerische 


175 

Gesetzgebung  von  entscheidender  Bedeutung  ist^  dass  wir  bereite 
vo]4ier  drei  vorbildliche  Stra%esetzbücher  haben,  welche  in  vor- 
züglicher Weise  dem  Bedür&iss  nach  einfachen,  klaren  und  festen 
Strafgesetzen  «iptgegenkonunen.  Um  dies  würdigen  zu  können, 
warfen  wir  Anhn  Blick  auf  das  Material,  woraus  vor  1813  Straf- 
gesetzbücher gemacht  werden  konnten. 

An  geeigneter  Literatur  ist  zu  verzeichnen:  Qrollmann^o^ 
Grundsätze  des  Criminal-R.-W.  1798,  Tittmann,  Grundhnien  des 
St-R.-W.  1800,  Fetierbach,  Lehrbuch  des  gemeinen  peinl.  R.  1801. 
Diese  Grundwerke  sind  zu  den  Entwürfen  von  St.  G.  B.  aus 
jener  Zeit  benutzt  worden,  aber  wie  weit  von  da  der  Schritt  zum 
Gesetze  war,  davon  geben  die  sächsischen  Entwürfe  von  Tittmann 
und  Erhart  mit  1669  und  2449  Paragraphen,  —  der  bayerische 
Entwurf  von  Kleinschrod  mit  1563  Paragraphen,  —  der  zürche- 
rische von  1808  mit  668  Paragraphen  Zeugniss.  Die  stärkste  Be- 
einflussung zeigt  das  St.  Gallische  G.  B.  Von  Gesetzbüchern 
boten  sieh  als  Muster  an:  das  preussische  Landrecht  (Tit.  20, 
Theil  II)  von  1792  mit  1577  Paragraphen,  —  das  österreichische 
St  G.  B.  von  1803  mit  210  Paragraphen  und  275  Paragraphen 
für  schwere  Polizeiübertretungen,  —  der  Code  penal  von  1810 
mit  484  Artikeln  (Polizei vergehen  inbegriffen.  Edit.  1869). 

Nach  Allem,  was  wir  im  alten  Rechte  als  Grundzug  durch- 
geführt, in  der  Uebergangsperiode  herausgehoben,  mit  Bezug  auf 
das  helvetische  Strafgesetzbuch  und  seine  Bedeutung  für  die  schwei- 
zerische Gesetzgebung  dargethan  haben,  kann  es  nicht  als  blindes 
Zugreifen  erscheinen,  daifs  das  österreichische  St.  G.  B.  zum  Vor- 
bild herausgegriffen  wird.  Schon  die  Zahl  der  Paragraphen  spricht 
für  die  Einfachheit  und  Beschränkung  des  Musters,  welches  glück- 
lich verzichtete  auf  den  doctrinellen  Ballast,  der  in  den  genannten 
Entwürfen  allein  im  allgemeinen  Theil  500 — 600  Paragraphen 
füllte.  Das  österreichische  Strafgesetzbuch  ist  im  Gegensatz  zu  der 
spätem  deutschen  Gesetzgebung  mit  weiser  Zurückhaltung  und  so 
dastisch  gefasst,  dass  der  Doctrin  und  Praxis  genügender  Raum 
blieb  und  es  ist  in  seiner  Anwendung  zu  einem  der  mildesten 
Strafgesetzbücher  geworden  * ;  dasselbe  findet  Anwendung  auf  das 
helvetische  Strafgesetzbuch.  Beide  sind  flir  die  schweizerische 
Strafgesetzgebung  grundlegend. 

'  Vgl.  BerneTj  St.  Ggh,  8.  47.  60.  —  Mittermaier,  Fortbildung.  I.  8.  12. 
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Aargau  1805. 

§  43.  Dieses  erste,  einflussreiche  cantonale  Strafgesetzbuch 
hat  das  österreichische  von  1803  zum  Vorbild  und'  das  grosse 
und  berechtigte  Lob ,  welches  diesem  zu  Theii  wird  in  Bezug 
auf  Einfachheit,  festere  Begriffe,  die  Behandlung  des  bösen  Vor- 
satzes, der  Mitschuld  und  Theilnahme,  der  weisen  Zurückhaltung 
des  Gesetzgebers,  welche  der  Praxis  Freiheit,  Milde  und  Ent- 
wicklungsfähigkeit gab,  —  ein  Lob,  das  in  Vergleichung  mit  dem 
bayrischen  Strafgesetzbuch  und  der  gemeinrechthchen  Doctrin  um 
so  heller  glänzt,  —  kommt  auch  dem  aargauischen  zu  Gute. 
Allein  das  Letztere  ist  keine  blosse  Nachahmung.;  es  ist  in  dem- 
jenigen, was  es  wörthch  übernahm,  wie  in  dem  abweichend  Be- 
handelten in  zahlreichen  wichtigen  Punkten  ein  eigenartiges,  selb- 
ständiges, consequent  ausgebildetes  Gesetzeswerk,  welches  in 
Einfachheit,  Präcision  der  Begriffe,  systematischer  Behandlung 
und  folgerichtiger  Durchfiihrung  in  Mildernd  Strenge  das  Muster 
übertrifft. 

1.  Das  Aargauische  Gesetz  (A.  G.)  enthält  185  Paragraphen, 
das  Oesterreichische  (0.)  210;  jenes  hat  den  ganzen  Stoff  in 
14  Titel  systematisch  gruppirt,  wogegen  das  0.  G.  die  Materie 
in  28  Hauptstücken  behandelt,  Bigamie  zwischen  Betrug  und 
Verleumdung,  Brandstiftung  zwischen  Zweikampf  und  Diebstahl, 
Vorschub  zum  Verbrechen  im  Anfang  imd  am  Ende  in  einem 
eigenen  Hauptstück,  welches  verschiedene  DeKcte  zusammen 
bringt,  die  das  A.  G.  richtig  auseinanderhält,  indem  es  diesen 
ganzen  Titel  fallen  läsöt  Ebenso  lässt  das  A.  G.  die  §§  41  —  49 
des  0.  G.  über  Anwendung  der  Beschwerungs-  und  Milderungs- 
umstände,  den  Minderungsgrund  des  Versuchs  u.  A.  m.  ausfallen  als 
theils  überflüssig,  theils  gegen  die  Consequenz  des  eigenen  Rechts. 

Bessere  Form,  grössere  Kürze,  Klarheit  hegt  in  der  Zer- 
legung des  §  1  0.  in  drei  Paragraphen  und  in  der  Sonderstellung 
des  Zufalls  im  A.  G.,  in  der  Bestimmung  der  Anzeigepfiicht, 
femer  in  der  Fälschung  von  Credilpapieren  (A.  2,  0.  11  Para- 
graphen), in  den  Staatsverbrechen,  in  den  Paragraphen  über  Tod 
des  Verbrechers  (O.  202.  203.  A.  176),  in  der  Beiseitelassmig 
der  §§  3.  4.  8  des  O.  G.  über  Eigenschaften  des  Verletzten, 
Gedankenfreiheit,  über  allgemeine  Betrügereien  §§  179  und  180 
und  insbesondere  über  Theilnahme  nebst  A.  m. 
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Schärfere  Fassung  der  Begriffe  enthält  das  A.  G.  in  der 
BeBlimmong  der  Mitschuld,  der  Vorschubleistung,  der  Begünstigung 
(0.  „Zuthun^,  „Vorschub",  „Theilnahme",  „entferntere  Theil- 
nahme"),  im  Versuch  („äussere  Handlung  unverkennbar**),  in  der 
Trennung  von  Hoch-  und  Landesverrath  und  in  der  Charakte- 
risirung  dieser  Handlungen  als  ernste  („den  Staat  in  seiner  Grund- 
feste  erschüttern  und  unmittelbar  zum  Nachtheil  gereichen"),  in 
der  Bestimmung  der  „Religionsstörung",  im  Begriff  des  Betrugs 
(0.  176,  Irrthum,  durch  welchen  Jemand  Schaden  leiden  soll; 
A.  G.  161  Schaden  leidet),  des  betrüglichen  Bankerotts  (Her- 
vorhebung der  speciellen  Absicht,  Unterdrückung  des  Merkmals 
der  Creditverlängerung  durch  Bänke),  in  der  Nichtaufnahme  un- 
bestimmter oder  überflüssiger  Paragraphen  des  0.  G.,  Betrug 
betreffend,  in  der  Bezeichnung  des  Delicts  in  §  141  als  falsche 
Anklage,  nicht  als  Verläumdung  (0.  §  188). 

Bescluränkung  des  Strafgebiets  ist  mit  dieser  grossem  Prä- 
cision  der  Begriffe  bereits  verbunden,  sie  tritt  beispielsweise  her- 
vor, indem  das  A.  G.  §  67  zum  Thatbestand  die  „bestimmte 
Aufforderung  zum  Ungehorsam  gegen  Landesgesetze"  fordert  — 
nicht  Mos  wie  das  0.  G.  „Einflössung  von  Abneigung  gegen 
die  Regierungsform  und  spöttische  Vorstellungen".  Diese  dehn- 
baren B^riffe  des  O.  G.  finden  in  den  ergänzenden  Sätzen  des 
0.  6.  für  Vergehen  überdies  eine  nicht  zu  billigende  Ausdehnung.^ 
Die  Anzeigepflicht  ist  präciser  und  enger  gefasst  und  Wild-  und 
Waldfrevel  sind  nicht  wie  im  O.  G.  zu  Verbrechen  erhoben. 

Grössere  Consequenz  tritt  in  der  Abstufung  der  Freiheits- 
strafen, in  den  Milderungsgründen,  im  Strafsatz  der  Vorschub- 
leistung,  des  Raubes  hervor.  Das  östen-eichische  St.  G.  B.  be- 
stimmt die  Dauer  der  Kerkerstrafe  von  6  Monaten  bis  20  Jahre 
(§  13)  und  gibt  jedem  Delict  eine  Strafdrohung  in  Minimum  und 
Maximum.  Bei  Strafdauer  unter  5  Jahren  ist  Milderung  zulässig, 
wenn  mehrere  Milderungsgründe  zusammenti'effen  und  Besserung 
erwarten  lassen  (§  48).  Ueberdies  gibt  der  Process  dem  Ober- 
gericht ein  Milderungsrecht.  (Verfahren  §  441,  vgl.  §  435  und 
§  443.)    Wenig   entsprechend   diesem   weitgehenden   Milderungs- 

*  Mütermmer,  Fortbildung,  I,  S.  1 4,  sagt,  dass  das  O.  Q.  für  Vergeben 
den  Kreis  der  Polizeiübertretangen  nngebübrlich  erweitert  und  zu  grosse  Ge- 
walt in  die  Hände  der  politiscben  Obrigkeit  legt. 

Pf0utlnff§rf  Sab  webt.  Strafrpcht.  12 
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recht  sind  die  §§  26  und  27  des  0.  G.,  welche  mit  grösster  Be- 
stimmtheit die  Anwendung  der  gesetzlichen  Strafe  fordern,  —  Das 
A.  G.  dagegen  hat,  indem  es  die  letzten  Sätze  übernahm  und  buch- 
stäbliche Anwendung  des  Gesetzes  forderte,  sie  auch  streng  con- 
sequent  durchgeführt  in  der  Aufstellung  der  Scala  der  Freiheits- 
strafen, in  der  rigorosen  Strafdrohung  für  die  speciellen  Deücte 
und  im  Ausschluss  eines  weiteren  Milderungsrechtes.  Das  O.  G. 
stellt  allgemein  (bei  einzelnen  Delicten  ist  anders  bestinunt)  den 
Gehülfen  dem  Urheber  gleich  (§  5),  den  Versuch  dem  vollendeten 
Verbrechen  (§  7),  was  so  wenig  der  Milde  als  jener  Bestimmtheit 
des  St.  G.  B.  entspricht.  Das  A.  G.  dagegen  trennt  die  Mit- 
thäterschaft  (§  8)  von  der  mittelbaren  Theilnahme  (Vorschub  §  9) 
und  bestimmt  gleich  wie  fiir  Versuch  und  Begi'mstigung  allgemein, 
dass  die  Strafe  um  einen  Grad  milder  sei  als  die  ordentliche 
Strafe  des  Verbrechens  (§  19).*  Beide  Gesetzbücher  bestimmen, 
dass  die  Strafe  nur  den  Verbrecher  treffen  soll  und  nicht  die 
Familie  V  dennoch  sagt  das  0.  G.  §  203,  dass,  wenn  ein  Ver- 
brecher durch  Selbstmord  sich  der  Strafe  entzogen  hat,  sein  Name 
und  sein  Verbrechen  am  Pfahl  oder  am  Galgen  angeschlagen  und 
durch  Zeitungen  veröffentlicht  werden  soll.  Das  A.  G.  hat  solche 
Bestimmungen,  nicht. 

Das  A.  G.  hat  zwar  kein  allgemeines  Milderungsrecht  und 
ist  in  mehreren  Delicten  strenger  als  sein  Vorbild;  in  andern 
Stücken  ist  es  aber  wesentlich  milder.  Das  0.  G.  gestattet  die 
Wiederholung  der  körperlichen  Züchtigung  während  der  Strafzeit, 
das  A.  G.  nicht,  die  öffentliche  Ausstellung  ist  weniger  erschwe- 
rend und  von  kürzerer  Dauer,  der  Strafvollzug  ist  menschliche 
(nicht  blos  jeden  zweiten  Tag  eine  warme  Suppe),  fiir  Frauen 
ist  die  Kettenstrafe  gemildert.  Die  räuberische  Drohung  ist  mit 
1 — 4  Jahren  angesetzt  (O.  5  —  10). 

Landeseigenthümlich  ist  die  strengere  Behandlung  der  Sitt- 
lichkeitsverbrechen. Unzucht  gegen  die  Natur  und  Blutschande: 
A.  G.   4—12  Jahre  (0.  6  Monate  bis  1  Jahr).     Verfiihnmg  von 


*  Unrichtig  ist  die  Angabe  in  Temme's,  Lehrbuch  d.  schw.  St.  R.  8. 185: 
„Aargaa  bestraft  den  Versuch  gleich  dem  vollendeten  Verbrechen"  und  ebenda, 
Note  3,  die  Beziehung  auf  den  §  47  (40)  des  österr.  St.  G.  B.,  da  es  sich  nicht 
am  einen  Mindernngsgrund  handelt,  sondern  um  Milderung  nach 
Quantität  und  Qualität. 
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Pflegbefohlenen  :  4 — 12  Jahre  (0.  1 — 5  Jahre).  Ehebruch,  vom  0. 
nicht  als  Criminal verbrechen  behandelt,  wird  gemäss  der  alten  Unter- 
scheidung des  ersten,  zweiten,  dritten,  im  letztern  Falle  mit  Zucht- 
haus von  4 — 8  Jahren  bedroht.  Damit  im  Zusammenhang  steht 
die  härtere  Strafe  des  Kindsmordes.  Mit  Landeseigenthiimlichkeiten 
zusammenhängend  ist  die  Verschiedenheit  der  Bestimmungen  über 
Kriegsdienst,  Verlust  der  Ehrenrechte,  Züchtigung  für  Dienst- 
gesinde, Handwerksgesellen  und  arbeitendes  Volk  (O.  G.  f.  V. 
§  15),  über  Wahlbetrug,  Amtsmissbrauch,  Fälschung  von  Credit- 
papieren,  Wald-  und  Fischfrevel.  Eigenthfmilich  ist  dem  A.  G. 
das  Schwert  statt  des  Galgens,  der  Satz  Bosheit  erfüllet  das  Alter, 
die  Todesstrafe  für  unverbesserliche  Diebe. 

2.  Der  Einflusa  des  helvetischen  Strafgesetzbuches 
zeigt  sich  direct  in  den  Paragraphen  über  Brandstiftung  und 
Minenlegen  an  öffentlichen  Gebäuden,  an  Wäldern,  im  Diebstahl 
von  der  Bleiche  (Nov.),  am  Gastfreund  (helvet.  §  170),  in  der 
Beschränkung  der  öffentlichen  Ausstellung  auf  eine  Stunde  (Nov.), 
in  der  Milderung  der  Kettenstrafe  fiir  Frauen,  in  der  Sonder- 
stellung des  Zufalls,  in  der  harten  Bestrafting  der  Amtsdelicte: 
Missbrauch  des  Amtes  zum  Nachtheil  der  gemeinen  Sicherheit 
oder  sonst  zum  Drucke  der  Staatsbürger  (§  100),  Hinderung  der 
Vollziehung  einer  Verordnung  oder  eines  richterlichen  Spruchs 
durch  einen  Beamten ;  endlich  in  der  Behandlung  des  Kindsmordes 
im  ausdrücklichen  Gegensatz  zum  0.  G.  §  122.  Gewisse  Aus- 
drücke sind  direct  dem  helvetischen  St.  G.  B.  entnommen,  wie 
z.  B.  „Geld,  Effecten,  Aktenstücke  oder  andere  Schriften"  (vgl. 
A.  6.  §99  und  helvetisches  G.  B.  §  il5);  die  „unbegreifliche"* 
Unbestimmtheit  des  Begriffs  und  die  Härte  der  Strafe  im  ange- 
führten §  100  finden  ihre  Interpretation  aus  den  §§  89 — 93  des 
helvetischen  St.  G.  B  (nicht  aus  0.  G.  §§  85.  86;  vgl.  übrigens 
auch  das  bayrische  St  G.  B.  §  357,  „Amtsmissbrauch  zum  Druck 
der  Unterthanen"). 

3.  Es  ergibt  sich,  dass  wir  im  A.  G.,  obwohl  es  nach  dem 
österreichischen  Muster  gefasst  ist  und  grösstentheils  wörtlich  an 
dasselbe  anschliesst,  doch  eine  consequent  durchdachte  und  in 
wesentlichen    Punkten   selbständige   Arbeit   vor   uns  haben.     Ein 


»  Vgl.  Zoitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  V,  S.  89. 
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nicht  geringer  Vorzug  liegt  gerade  in  der  unumwundenen  An- 
erkennung und  wörtlichen  Uebemahme  des  Mustergesetzes,  wo 
man  selber  etwas  wesentlich  Besseres  nicht  an  Stelle  setzen  konnte. 
Wenn  wir  die  spätere  Gesetzgebung  in  diesem  Stücke  vergleichen, 
vermissen  wir  häufig  dieses  taktvolle  Schaffen,  indem  die  Redac- 
toren  mit  gesuchter  Originalität,  durch  unwesentliches  Hinzufugmi, 
Weglassen,  Verstellung  der  Worte  und  Sätze,  bedenkliche  Ver- 
sdilimmbesserungen ,  —  selbst,  wie  Bemer  bemerkt,  durch  die 
berechtigte  Eigenthümhchkeit  anderer  Interpunktion,  —  die  Spur, 
woher  sie  schöpften,  zu  verwischen  und  selbständig  zu  sein  trach- 
ten. Das  A.  G.  ist  darin  auch  heute  noch  beachtenswerth.  —  Nickt 
selten  finden  wir  bei  neueren  Gesetzbüchern,  denen  das  deutsche 
St.  G.  B.  zum  Muster  diente,  theils  schlechtbedachte  Nachahmung, 
theils  beschränktes  Festhalten  an  sogenannten  EigenthümUchkeiten 
und  jene  verdrehende  Verschlimmbesserung,  wo  entweder  gerade 
wörtliche  Uebemahme  oder  durchdachte  principielle  Abweichung 
und  Selbständigkeit  geboten  war. 

4.  Rechtsquellen,  bearbeitet  von  Ott,  in  Zeitschrift  f&r  schwei- 
zerisches Recht.  Band  XVII.  (1872.)  S.  1  ff.  Uebersicht  Siehe 
Malefizgerichtsordnung.  Gerichtssatzung  von  Brugg,  1621,  über- 
einstimmend mit  der  Bemer  Gerichtssatzimg  von  1615.  Im  ganzen 
bemischen  Aargau  wurde  nach  und  nach  die  bemische  G.  S. 
Gesetz  (vgl.  Uebemahme  durch  Zofingen  Nr.  491).  Das  Frick- 
thal  hatte  bis  1801  österreichisches  Gesetz.  Band  XVUI  enthält 
die  einzelnen  Rechtsquellen.  Vgl.  besonders  Amtsrecht  von  Meyen- 
Itirg,  24.  27.  29  und  30.  Stadtrecht  von  Aarau,  1572.  Nr.  64. 
Gerichtssatzung  von  Zofingen.  —  MocMiolz,  Aargauer  Weisthümer, 
1876.  Argovia,  Zeitschrift  des  historischen  Vereins.  —  Ueber  das 
A,  St.  G.  B.  vgl.  Schnell,  Zeitschrift  fiir  schweizerisches  Recht. 
Band  I,  S.  11  und  Band  V,  S.  49.     Tem^ne,  a.  a.  O.,  S.  30. 

St.  Gallen.  1807.  1819. 

§  44.  a)  Das  St.  G.  B.  von  1807  trat  an  die  Stelle  des 
helvetischen  und  schon  1808  folgte  als  zweiter  Theil  das  St  G.  B. 
über  Vergehen,  welches  fortbestehen  blieb,  als  das  erstgenannte 
durch  das  G.  B.  von  1819  verdrängt  wurde.  Das  st.  gallische 
St.  G.  B.    ist   von  besonderer  Wichtigkeit  theils  wegen  der  selb- 
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ständigen  Stellung;  die  es  zwischen  dem  österreichischen  und 
bayrischen  Gesetz  einnimmt,  theils  weil  es  vorbildlich  war  fiir 
ßasel  und  Luzem,  deren  Gr.  B.  in  der  Nord-  und  Mittelschweiz, 
soweit  einige  Cantone  noch  keine  Codification  besassen,  der  Recht- 
sprechung zu  Grunde  gelegt  wurden. 

lieber  das  Verhältniss  der  st.  gallischen  G.  B.  unter  sich 
und  zu  ihren  Vorbildern  weist  die  Literatur  die  widersprechend- 
sten Urtheile  auf.  Temme  bezeichnet  das  G.  B.  von  1819  als 
Copic  des  früheren  mit  Milderungen  und  als  vorzüglich  in  Bezug 
anf  Einfachheit  und  Milde  *  —  Mittermaier  als  hart  und  als  einen 
Rückschritt  gegen  früher*  —  Schnell  als  ein  völlig  umgearbeitetes 
Gesetzbuch  '  —  Oseiibrüggen,  als  ob  es  von  einem  Theologen  com- 
ponirt  wäre.* 

Gleiche  Unsicherheit  gibt  sich  kund  in  der  Angabe  der  Grund- 
lagen der  st.  gallischen  G.  B.  Der  eine  Autor  nennt  das  G.  B. 
von  1819  „ein  überall  sehr  getreues  Nachbild  des  bayrischen  Vor- 
bilds" —  der  Andere  ein  selbständiges^  weit  über  dem  bayrischen 
stehendes  G.  B.  Ausserdem  concurriren  noch  als  Vorbilder  das 
österreichische,  das  helvetische  und  das  aargauische  St.  G.  B., 
die  bayrische  Novelle  von  1816  und  nach  Mittermaier  der  Klein- 
«cArod'sche  Entwurf.* 

h)  Es  ist  sonach  Aufgabe,  eingehend  zu  vergleichen  1.  in 
wiefern  das  G.  B.  von  1819  demjenigen  von  1807  entspricht  oder 
Abänderungen  nach  der  einen  oder  andern  Quelle  erfahren  hat; 
*.^  welches  die  wirklichen  Grundlagen  des  St.  G.  B.  von  1807  sind. 

1.  Zurückgehend  auf  das  preussische  Landrecht,  könnte 
zwar  in  einigen  Artikeln  Uebereinstimmung  geftmden  werden, 
allein  diese  liegt  in  der  gemeinsamen  Benutzung  des  gemeinen 
Rechts,  während  aus  den  wesentlichsten  Stücken  und  der  ganzen 
Haltung  die  Benutzung  dieser  Quelle  sich  nicht  ergibt. 

Der  Elein8chrod*i^Q  Entwurf  von  1802,  zM'ar  in  den 
Paragraphen   kurz   gefasst,    aber    in    deren  grosser  Anzahl   weit- 


*  Temme,  Lehrbuch  des  Schweiz.  St.  R.,  S.  86. 
'  Mittermaier,  Archiv  des  C.  R.,  1839,  S.  186. 
'  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  V.,  8.  42. 

*  Allgemein»  deutsche  Strafrechtszeitung,  186d,  S.  108. 

*  Mittermaier,  Archiv  des  C.  R.,  1839,  S.  186;  vgl.  vorstehend  S.  174. 
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schweifig  und  in  den  Begriffen  unbestimmt,  kann,  wie  sich  aus 
der  Vergleichung  •  der  Schuldformen,  einzelnen  Delicte,  des  Straf- 
systems ergibt,  nicht  Vorbild  gewesen  sein,  noch  hat  der  st  gal- 
lische Gesetzgeber  die  Kritik  diesesE  n  t  w  u  r  f  s  von  Fe  uer- 
bacli  zur  Richtschnur  genommen.'' 

Der  Einfluss  des  Feuerhach^ Bchen  Lehrbuchs  (F.  L.) 
tritt  zumeist  hervor  in  den  „Grundlinien  des  Strafrechts  im  All- 
gemeinen", welche  dem  St.  G.  von  1807  vorausgeschickt  sind  und 
mit  wenigen  Abweichungen  sich  auch  wieder  vor  demjenigen  von 
1819  finden  8.  Man  vergleiche  die  §§  1  und  2  des  St.  G.  mit  §§  8 
und  9  des  F.  L.  über  die  Rechtsaufgabe  des  Staates,  —  St  G. 
§  5  über  Einwirkung  des  Staates  durch  „  Vorstellimgen"  und 
Zwang  mit  F.  L.  §§  10  und  12  über  psychologischen  und  phy- 
sischen Zwang,  --  St.  G.  §  7  über  die  Sinnlichkeit  als  Grund 
der  üebertretungen  mit  F.  L.  §  13  fast  wortlich  übereinstimmend. 
Wie  im  F.  L.  §  23  werden  Staats-  und  Privatverbrechen  (St.  G. 
§  16)  unterschieden  und  die  erstgenannten  (anders  als  im  bayri- 
schen G.  B.)  vorangestellt.  Die  Aufstellung  der  Titel :  Verbrechen 
gegen  die  richterliche,  gegen  die  Regierungsgewalt,  gegen  den  ehe- 
lichen Vertrag,  —  die  Anordnung,  und  Reihenfolge  der  Delicte 
gegen  die  richterliche  Gewalt  entsprechen  ganz  dem  F.  L.  (jedoch 
nicht   der  Inhalt).     Das  F.  L.  war  hierin   auschliesslich  Vorbild, 


®  Axi£  Mitter  maier*  8  Autorität  hin  wurde  S.  174  unten  die  ursprungliche 
Fassung  „-des  jPet/ß^'&ac/^'BchenLehrhuches"  ersetzt  durch  die  „des  Kleinschrod*- 
schen  Entwurfs"  (K.  E.).  Man  vergleiche  aber  mit  den  entsprechenden  Para- 
graphen des  St.  G.  die  Paragraphen  des  Kleinschrod'sf:A\en  Entwurfs,  §§  13 — 60 
über  Vorsatz,  Zurechnung,  Fahrlässigkeit,  Versuch;  die  §§  61— 127  über  Theil- 
nahme;  die  §§  383—402  über  Concurrenz;  ferner  die  Behandlung  von  Mord, 
Todschlag,  Rindsmord,  worin  das  österreichische  St.  G.  B.  dem  Entwurf  näher 
steht,  das  St.  G.  aber  eine  total  verschiedene  Stellung  einnimmt.  Der  Dieb- 
stahl (K.  £.,  1027  — 1093)  zeigt  in  Begriff  (animus  lucri  faciendi)  und  Be- 
handlung gar  keine  Aehnlichkeit.  Die  Eigenthümlichkeiten  des  K.  £.  (vgl. 
z.  B. '  §  768)  und  das  allgemeine  Missverhältniss  in  den  Strafdrohungen  sind 
der  Feuerhach'sch^Ti  Kritik  verfallen  und  konnten  nach  Sinn  und  Consequenx 
des  St.  G.  nicht  zur  Berücksichtigung  dieses  Entwurfs  einladen. 

*  Vgl.  Kritik  des  Ä7em«cÄrod'schen  Entwurfs  etc.  1804.  3  Theile.  IIl. 
Theil.  S.  81  ff. 

^  Sie  sollen  „die  Normen  geben,  an  welche  sich  der  Richter  zu  halten 
hat  in  Fällen,  wo  der  bindende  Buchstabe  des  Gesetzes  Jhn  verlässt  und 
seinem  Ermessen  eine  gewisse  Willkür  gestattet**.  (§  2  des  Einführnngsgesetzes.^ 
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da  weder  das  österreichische  noch  das  aargauische  St.  G.  B.  da- 
mit übereinstimmen^  selbst  das  bayerische  St.  G.  B.  jene  zusammen- 
gefügten Delicte  auseinanderreisst.  Dem  F.  L.  entsprechen  auch 
die  getrennten  Begriffe  der  unfreiwilligen  Schwächung  und  der 
Nothzucht  (F.  L.  S.  262.  St.  G.  163.  16  t),  das  Duplum  für  den 
ersten  Diebstahl  u.  a.  m. 

Vom  Lehrbuch  zum  Gesetzbuch  ist  aber  noch  ein  weiter 
Schritt  und  wenn  jenes  auch  benutzt  wurde  oder  zu  Grunde  lag,  so 
war  damit  noch  lange  nicht  die  gesetzgeberische  Construction  gegeben. 
Es  verhält  sich  aber  das  St.  G.  gegenüber  dem  F.  L.  durch- 
aus selbständig.  Wir  finden  nicht  die  complicirte  Systematik, 
nicht  die  vielen  Unterscheidungen,  und  Grade  imd  Definitionen.  Die 
Thatbestände  sind  originell  und  kurz,  oft  ganz  verschieden  vom 
F.  L.  gefasst,  so  z.  B.  Hochverrath,  Mord,  Todschlag,  Kinds- 
mord, Körperverletzung,  Nothwehr,  Falschmünzen  u.  a. ;  der  Straf- 
milderungsgrund  des  Mangels  am  Thatbestände  ist  nicht  im  Ge- 
setz von  1807. 

Die  Strafgesetzbücher  von  Oesterreich  und  A  arg  au 
sind  zuweilen  wörtlich  benutzt  worden  und  zwar  so,  dass  die 
prüfende  Auswahl  zwischen  der  Fassung  der  einen  oder  andern 
Vorlage  in  demselben  Paragraphen  bemerkbar  ist.  Meist  bindet 
sich  aber  das  St.  G.  nicht  an  die  bestimmte  Vorlage,  sondern 
constrairt  mit  Geschick  selbständig.  Beispielsweise  sei  hinge- 
wiesen auf  die  Gattungen  der  Criminalstrafen,  Verbrechen  gegen 
Kirche  und  Sittlichheit,  Aufstand  und  Widcrsetzung.  Das  öster- 
reichische G.  B.  (O.  G.),  §  113,  ist  offenbar  Vorbild  des  §  142, 
I.  n.  des  St.  G.  gewesen  und  nicht  das  aargauische  G.  B.,  §  107. 
108.  —  Dagegen  ist  aus  dem  A.  G.  der  §  110  fast  wörtlich  im 
St.  G.,  §  142,  IV.  a.,  wiedergegeben.  —  Anders  als  im  0.  G. 
und  im  A.  G.  ist  für  die  Verbrechen  des  §  143  nur  eine  Strafe 
gesetzt,  die  hinwieder  der  aargauischen  Straf  bestimmung  des  zweiten 
Grades  entspricht  (4 — 8  Jahre).  —  Enthielt  schon  das  A.  G.  im 
Verbrechen  der  Religionsstörung  einen  grossen  Fortschritt  gegen- 
über dem  österreichischen,  so  hat  das  st.  galHsche  auch  die  Gottes- 
lästerung beseitigt  und  im  Sinne  des  F.  L.  seine  Verbrechen  gegen 
die  Kirche  formuhrt.  —  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Ver- 
brechen des  Aufetandes  und  der  Widcrsetzung:  die  §§  89,  90 
des  St  G.  entsprechen   fast   wörtlich   den  §§61,    62  des   öster- 
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reichischen  G.  B.  (nicht  dem  aargauischen^  vgl.  Schluss  des  §  89 
d.  St.  Q.)  —  Die  §§  98,  99  des  St.  G.  den  §§  65,  66  des  aar- 
gauischen  und  §§  70,  71  des  0.  G. 

Das  helvetische  St.  G.  B.  macht  sich  geltend:  in  einigen 
Verbrechen  gegen  den  Staat,  in  der  Behandlung  des  Kindsmords> 
in  den  Körperverletzungen,  in  der  Nothzucht  an  Mädchen  unter 
14  Jahren»  (helvetisches  St.  G.  B.,  §  151,  12  Jahre  Ketten),  im 
Strafausschliessungs-  oder  Milderungsgrund  der  Jugend  (zwischen 
16  und  18  Jahren  ist  die  Frage  zu  stellen  auf  Begehung  mit 
oder  ohne  Unterscheidung  §  7),  im  Versuch  des  Giftmordes  (helvet. 
§  140,  vgl.  F.  L.,  S.  247),  in  dem  Strafmilderungsjprund  der  wider- 
rechtlichen Anreizung  (St.  G.,  §  151,  44^®),  in  der  MUderung  der 
Kettenstrafe  für  Weiber  u.  a.  m.  Es  hält  schwer,  dem  st.  gallischen 
G.  B.,  das  eine  so  kritische  und  selbständige  Stellung  einnimmt, 
im  Einzelnen  die  Quellen  nachzuweisen;  es  ist  darin  ganz  ver- 
schieden vom  aargauischen  St.  G.  B.,  als  dessen  Vorbild  das  0.  G. 
sich  sofort  darstellt.  So  viel  es  dem  österreichischen,  aargauischen 
und  helvetischen  G.  B.  und  dem  F.  L.  verdankt,  ist  es  doch 
durchweg  eigen  und  bedeutend,  woflir  beispielsweise  auf  die  Be- 
handlung des  allgemeinen  Theils,  der  die  deutsche  Doctrin  in  ein- 
facher, praktischer,  präeiser  Form  verwerthet,  hingewiesen  sei, 
aber  wo  man  auch  anfiisse  —  überall  wird  man  den  denkenden, 
selbständigen  Gesetzgeber  treffen. 

2.  Das  St.  G.  B.  von  1807  kann  auf  keines  der  genannten 
Gesetze  und  Arbeiten  zurückgeföhrt  werden.  Es  ist  nun  dieses 
St.  G.  B.,  welches  unter  verschiedenen,  nicht  immer  gelungenen 
Aenderungen  fast  wörtlich  im  St.  G.  B.  von  1819  aufgegangen 
ist  und  es  kann  daher  das  letztere  nicht  als  eine  Nachahmung 
des  bayrischen  G.  B.  von  1813  hingestellt  werden,  da  das  zweifei- 
lose  originelle  Vorbild  schon  vor  1813  und  vor  dem  ersten  ge- 
druckten Entwmf  des  B.  G.  B.  von  1810  bestand. 

Der  ganze  Aufbau,  die  Paragraphenzahl,  die  Behandlung  der 
einzelnen  Gegenstände,  Sprache  und  Wesen  des  G.  B.  sind  in  der 

*  Vgl.  österr.  St.  G.  B.,  §  111;  F.  L.  12.  Aufl.,  Kote  ad  §  264;  St.  O., 
§  168  b. 

*®  Die  Strafmilderung  bei  Todschlag  in  Folge  Anreizung  durch  ZafBgung 
einer  schweren  Beleidigung  oder  Misshandlung  ist  durch  den  Code  p^nal,  Art. 
321,  in  die  deutsche  Strafgesetzgebung  übergegangen.  Vgl.  Hal^chner^  gem. 
d.  St.  R.  1884.  Bd.  II. 
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ersten  und  zweiten  Gestalt  gleich  geblieben.  Die  Veränderungen 
beziehen  sich  auf  Strafarten  und  Strafdrohungen;  auf  gelegentliche 
Einschiebsel,  Neubenennung  eines  Titels^  Zerlegung  eines  Para- 
graphen in  die  Hauptjfälle,  Anfiigung  von  Minderungs-  zu  den 
Milderangsgründen;  theilweise  Umgestaltungen  in  einigen  Delicten. 
Einzelne  Stellen  belegen  den  unmittelbaren  Einfluss  des  bayrischen 
St  6.  B.,  so  z.  B.  die  Einfügung  des  Milderungsgrundes  des 
Mangels  am  Thatbestand;  die  wörtlich  übernommene  Definition 
der  „Waffe",  Rücktritt  vom  Complott  u.  a.,  —  allein  bei  alledem 
bezeugt  jeder  Paragraph  die  enge  Anklammerung  an  das  Gesetz- 
bach von  1807. 

Die  Hauptänderung  von  1819  besteht  darin,  dass  die  Delicto 
mit  andern  Strafdrohungen  versehen  wurden  nach  den  zwei 
leitenden  Gesichtspunkten,  der  Herabsetzung  der  langdauernden 
Freiheitsstrafen  und  der  Ersetzimg  der  kurzdauernden,  wo  unehr- 
liche Gesinnung  oder  Ruchlosigkeit'*  vorlag,  durch  Züchtigung 
und  Pranger;  femer  kommt  die  Geldstrafe  häufiger  zur  Anwen- 
dang. 

Wenn  Mittermaier  das  St.  G.  B.  von  1819  als  einen  Rück- 
sehritt bezeichnet,  so  hat  er  sich  hiezu  hauptsächlich  von  der 
körperlichen  Züchtigung,  deren  grösster  Feind  er  war,  verleiten 
lassen  und  hat  deswegen  übersehen,  dass  das  G.  B.  in  den  an- 
dern Strafdrohungen  viel  milder  (die  Hälfte  bis  zwei  Drittel)  ge- 
worden ist,  dass  die  angedrohten  Todesstrafen  nur  die  aller- 
schwersten  FäUe  treffen  und  fast  alle  schon  im  Gesetz  von  1807 
enthalten  sind.  Mord,  Hochverrath,  Aufruhr,  Nothzucht  mit  Todes- 
folge, Aussetzung  mit  beabsichtigtem  und  erfolgtem  Tode,  dritter 
schwerer  Rückfall,  Brandstiftung  waren  schon  1807  mit  der  Todes- 
strafe bedroht  und  die  Erschwerung  bezieht  sich  nur  auf  Ab- 
treibung wider  den  Willen  der  Mutter  mit  Todesfolge,  auf  die 
schwersten  Fälle  von  Menschenraub,  qualificirten  Raub  (vgl.  bayr. 
Ö.  B.)  und  beabsichigte  schwerste  Körperverletzung  (helvet.  §  151), 

Dagegen  sind  die  gewöhnlichen  Fälle  gemildert:  Nothzucht 
statt  Minimum  6  blos  2  Jahre,  Abtreibung  4 — 8  statt  6 — 12,  Aus- 
setzung ohne  Todesgefahr  blos  Pranger   statt  1 — 3  Jahre  Zucht- 


"  Gnindlinien,  §  85.  ,,Der  Pranger  ist  die  rechte  Talion  gegen  Uuwahr- 
kiftigkeit  and  niedere  TOckd/' 
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haus,  Körperverletzung  blos  Geldstrafe  oder  Prügel  statt  Zucht- 
haus von  6,  Monaten  bis  2  Jahre  und  auch  die  mittleren  FäDe 
von  Raub  und  Menschenraub  sind  in  der  Strafe  bedeutend  herab- 
gesetzt. Dass  Nothzucht  mit  schwerer  Misshandlung  und  an  Mäd- 
chen unter  14  Jahren  mit  Prügeln  neben  dem  Zuchthaus  ver- 
schärft wurde,  kann  nur  ein  principieller  Gegner  der  Prügelstrafe 
missbilligen.  —  Im  gleichen  Verhältniss  sind  ganz  bedeutende 
Reductionen  in  der  Strafdrohung  eingetreten  für  die  Theilnehmer 
an  Hochverrath,  Aufruhr  (§  93,  94,  97),  für  Complott,  Duell  (das 
Dreifache),  für  Verbrechen  gegen  die  Kirche  und  Sittlichkeit 
(§  139,  141),  gegen  die  Integrität  des  Körpers,  gegen  den  ehe- 
lichen Vertrag  u.  a.  m.  Es  darf  sonach  das  G.  B.  von  1819  nicht 
als  härter  und  als  ein  Rückschritt  bezeichnet  werden. 

c)  Um  zu  einem  richtigen  Urtheil  über  die  G.  B.  von  IfiOT 
und  1819  zu  gelangen  und  zugleich  um  die  Frage  zu  erledigen^ 
inwiefern  dasjenige  von  1819  Nachahmung  war,  vergleichen  wir 
einige  Hauptpunkte  des  allgemeinen  Theils,  worin  das  ältere  und 
das  jüngere  st.  gallische  Gesetz  übereinstimmen  —  mit  andern 
Rechten,   insbesondere  mit  dem  bayrischen  St.  G.  B.  von  1813. 

Mit  dem  helvetischen,  österreichischen,  aargauischen  G.  B. 
besteht  hier  wenig  Uebereinstimmung. 

Der  ganze  allgemeine  Theil  des  St.  G.  enthält  37  kurz  ge- 
fasste  Paragraphen.  Das  bayrische  St.  G.  B.  (B.  G.)  hat  deren 
144  sehr  umfängliche.  Das  St.  G.  behandelt  die  freie  Wahl,  den 
rechtswidrigen  Vorsatz,  die  prsesumptio  doli  in  4  kurzen  Para- 
graphen, wovon  2  auf  den  Dolus  fallen ;  das  B.  G.  verwendet  auf 
den  Dolus  6  sehr  umfängliche  Paragraphen  (39 — 44),  wovon  der 
erste  allein  mehr  Worte  enthält  als  das  St.  G.  dem  ganzen  Gegen- 
stande widmet. 

Das  St.  G.  bestimmt  über  Fahrlässigkeit  (Mangel  an  gehöriger 
Aufmerksamkeit,  woraus  eine  Verletzung  entsteht,  wird  correctionell 
bestraft)  in  2  Paragraphen  (15  und  16).  Das  B.  G.  hat  9  Para- 
graphen mit  115  Zeilen  (St.  G.  44)  und  unterscheidet  grobe  und 
geringe  Fahrlässigkeit,  entwickelt  casuistisch  und  versieht  jede 
Art  mit  speciellen  Strafsätzen. 

Das  St.  G.  verlangt  für  den  strafbaren  Versuch  „eine  äusser- 
liche,  unverkennbar  zur  wirklichen  Vollbringung  fiihrende  That*' 
(Aargau),    die    bayrische  Bestimmung    ist-  weniger   einfach,    aus- 
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delmend  und  in  deir  Form  4  mal  breiter  (B.  G.  §  57,  „eine  äusser- 
liche  Handlung  auf  Vollbringung  oderVorbereitung  gerichtet*^.) 
Entsprechend  der  engeren  Fassung  des  Versuchsbegriflfs  wird  als 
nächster  Versuch  der  beendigte  bestraft  und  als  entfernter  nicht 
wie  im  B.  G.  (§  62)  Handlungen,  die  als  Vorbereitungen  ^n  be- 
trachten sind,  sondern  Bereitschaftshandlungen,  wobei  der  Thäter 
{ako  unmittelbar  in  Ausfuhrung)  ertappt  wird.  Mag  die  Form 
nicht  gerade  die  glücklichste  sein,  so  tritt  in  ihr  selbständig  und 
bestimmt  ein  weittragendes  Princip  im  Gegensatz  zum  B,  Gr.  und 
dessen  Nachbildungen  heraus:  —  das  Princip  der  Beschränkung 
des  .Strafgebietes  gegenüber  der  vielgetadelten  Ausdehnung  der 
strafbaren  Versuchs-  und  Vorbereitungshandlungen,  —  das  Princip, 
das  Thatmoment  strenger  zu  fassen  und  die  Bestrafung  der  ob- 
jectivirten  bösen  Absicht  nicht  zu  weit  auszudehnen.  Dieselbe 
Fa«simg  des  Versuchs  ist  fiir  andere  schweizerische  St.  G.  B. 
vorbildlich  geworden. 

Das  St.  G.  enthält  Tit.  ll,  in  11  Paragraphen  zusammenge- 
fesst,  die  Bestimmungen  über  Theilnahme,  physischen  und  mora- 
lischen Urheber,  Coinplott,  Haupt-  und  Nebengehülfe,  Unterlassung 
der  Anzeige  und  der  Hinderung  des  Verbrechens,  Begünstigung 
und  Hehlerei  (§§  26 — 37).  Das  B.  G.  hat  in  jganz  verschiedener 
Anordnung  dafür  26  Paragraphen,  drei  Grade  der  Gehülfen  und 
drei  der  Begünstigung  und  ftir  jeden  Grad  wieder  die  besondere 
Strafe.  Das  St.  G.  hat  solche  Grade  und  Strafabstufungen  nicht. 
—  Das  Complott,  welches  im  B.  G.  (zusammen  mit  der  Bande) 
eine  so  grosse  Rolle  spielt  und  nach  dessen  Begriff  jeder  der  auch 
nur  auf  was  immer  fiir  eine  Weise  vor  oder  nach  der  Ausflihrung 
mitrinrkt,  als  Urheber  bestraft  wird  (vgl.  B.  G.,  Art.  50),  ist  im 
St  G.  auf  einen  kurzen  Paragraphen  beschränkt :  ^  Wenn  Mehit^rc 
sich  förmlich  zur  Ausfi'ihrung  verbunden  haben  und  gemeinschaft- 
lich dazu  mitwirken",  es  fordert  thätige  Mitwirkung,  Mitthäter- 
schaft  oder  physische  Beihülfe.  **  Statt  jener  5  Zeilen  des  St.  G. 
von  klassischer  Kürze  und  Bestinmitheit,  häuft  das  B.  G.  in  den 
ersten  2  Paragraphen  über  diesen  Gegenstand  38  Zeilen  (offic. 
Ausgabe  von  1813)  und  gibt  Paragraphen,  die  eine  volle  Seite 
mit  specificirten  Strafbestimmungen  füllen. 


**  Vgl.  Temme,  Lehrbuch  des  Schweiz.  St.  R.  S.  221. 
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Die  Nothwehr,  im  B.  G.  in  12  Paragraphen  behandelt  und 
beschränkt  in  Bezug  auf  das  zu  beschützende  Gut  und  besonders 
die  gesetzlichen  Grenzen  der  Ausübung,  ist  im  St.  G.  in  dem 
kurzen  §  13  zusammengefasst  als  ^die  zur  Vertheidigung  erforder- 
liche Abwehr  gegen  einen  ungerechten;  sonst  nicht  zu  vereitelnden 
Angriff  auf  sich  oder  Andere**. 

Die  Kürze  und  Einfachheit  der  Form  und  die  Beschränkung 
nach  dem  Inhalt  sind  für  das  St.  G.  von  derselben  grundsätzlichen 
Bedeutung;  wie  fUr  das  B.  G.  die  dialectische  Breite  der  Distinc- 
tionen  und  Strafabstufiingen  und  die  Ausdehnung  des  strafrecht- 
lichen Gebiets  durch  GeneraUsiren  und  Consequenzenbilden.  — 
Jene  Breite  ist  im  ganzen  B.  G.  vorherrschend  und  hängt  zu- 
sammen mit  der  gelehrten,  gesetzgeberisch .  verfehlten  Methode  der 
Begriffsspaltung  und  speciellen  Festsetzung  der  Strafe  für  jeden 
Fall. 

Das  St.  G.  ist  nicht  blos  kürzer  und  treffender,  sondern  es 
beschränkt  auch  richtig  das  strafrechtliche  Gebiet  wie  im  Versuch, 
so  in  der  Theilnahme  und  Fahrlässigkeit.  —  Reden  oder  Hand- 
langen, durch  welche  unabsichtlich  eines  Andern  gesetzwidriger 
Entschluss  veranlasst  wird,  sind  im  St.  G.  nicht  strafbar  erklärt 
wie  im  B.  G.  (Art.  46)  und  können  es  grundsätzlich  nicht    sein. 

Im  st.  gallischen  St.  G.  B.  von  1807  hat  die  Schweiz  eine 
durchaus  originelle  gesetzgeberische  Leistung  aufzuweisen,  welche 
selbst  das  bayrische  St  G.  B.  von  1813  übertrifft.  Dieses  kühne 
Urtheil  findet  seine  Begründung  in  den  dargelegten  Detailunter- 
suchimgen  imd  Vergleichungen  und  seine  Bestätigung  in  der  Be- 
merkung Temme*^  '';  „es  ist  seinem  Charakter  nach  weit  über  das 
bayrische  St.  G.  B.  zu  stellen ;  es  ist  unverhältnissmässjg  kürzer 
und  einfacher ;  es  ist  milder  und  gerechter ;  es  hat  keine  geschärfte 
Todesstrafe;  die  Todesstrafe  kommt  überhaupt  nur  bei  wenigen 
Verbrechen  vor",  —  es  findet  seine  Bestätigung  in  den  von  Mitter- 
maier  seit  1820  (Bd.  IV  d.  Arch.  d.  C.  R.)  fortlaufend  veröffent- 
lichten Berichten  „über  die  neuesten  Fortschritte  der  Criminal- 
gesetzgebung  in  Deutschland",  indem  gerade  diejenigen  Mängel 
der  deutschen  Entwürfe,  Gesetzgebung  und  Praxis  hervorgehoben 
werden,  welche  ein  Erbtheil  der  Fetierbach' sehen  Richtung  und 


'  Temmey  a.  a.  O.,  S.  37,  üb«r  das  St.  Q.  von  1S19. 
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der  generalisir enden  Doctrin  sind^^   und   zu  welchen   die  ersten 
schweizerischen  Gesetzbücher  in  grundsätzlicher  Opposition  stehen. 

Abgesehen  von  gelegentlichen  Aeusserungen^  haben  die  ge- 
nannten St.  G.  B.  nicht  die  entsprechende  Würdigung  gefunden. 
Dasjenige  von  1807  ist  nirgends  besprochen.  Der  älteren  Kritik 
mangelte  noch  das  Verständniss  für  so  einfache  ^ungelehrte^  Ge- 
setzbacher und  die  Würdigung  beschränkte  sich,  wie  bei  Mitter- 
maier,  auf  literarische  Anzeige  und  nicht  immer  zutreffende;  kurze 
Kritik  einzelner  Artikel^  wie  sie  sich  bei  der  Durchsicht  darboten. 
In  Temme'a  Lehrbuch  kommt  es  mit  dem  Inhaltsverzeichniss  und 
dem  zersplitterten  Inhalt  nicht  zur  Geltung.  Selbst  in  St.  Gallen 
ist  es  neben  dem  jüngeren  vergessen  und  kaum  der  Name  des 
Verfassers  bekannt  **.  Wenn  ich  für  das  schweizerische  Strafrecht 
es  der  Vergessenheit  entriss,  so  will  ich  dessen  weder  Verdienst 
noch  Dank;  vor  Allem  aber  nicht  den  Vorwurf  undankbarer,  pein- 
licher Mühen  um  verschollenes  Recht  —  sonst  ist  Alles,  von  der 
ersten  Seite  bis  zur  letzten  Zeile,  umsonst  geschrieben.  — 

Das  G.  B.  über  Vergehen  von  1808,  eine  Arbeit  desselben 
Redactors,  benutzt  das  österreichische  G.  B.  über  Vergehen  und 
zeigt  den  Einfluss  des  helvetischen  St.  G.  B.,  nimmt  aber  den 
Bang  einer  selbständigen,  landeseigenthümUchen  Bearbeitung  ein  ^* 
und  hält  sich  besonders  frei  von  dem  politisch-polizeistaatlichen 
Charakter  des  O.  G.  (0.  G.  275  Paragraphen  -^  St.  G.  194);  in 
Hauptpunkten  wird  es  Berücksichtigung  in  der  zusammenfassend«! 
Darstellung  dieser  ganzen  Gruppe  von  Gesetzbüchern  finden. 

d)  Novellen.  Die  St.  G.  B.  von  1808  und  1819  bestan- 
den in  Kraft  bis  1857  mit  folgenden  wichtigen  Novellen: 

Gesetz  über  die  Criminalstrafen  vom  24.  November  1838: 
^in  Erwägung,  dass  die  alten  Strafarten  weder  zweckmässig  noch 
human  waren  und  nur  beibehalten  w^urden  Mangels  passender 
Oefangnissanstalten,  —  dass  eine  neue,  nach  den  Grund- 
sätzen der  Besserung  eingerichtete  Strafanstalt  be- 
steht, —  wird  die  Todesstrafe  auf  Mord  beschränkt  (Art.  2), 


^  Znsammengefasst  in  Mittertnaier,  die  Strafgesetzgebung  in  ihrer  Fort- 
gang. 1841  and  1843. 

^*  Conrad  Meyer  von  Ölten.  Zwei  Berichte  desselben  im  st.  gallischen 
Arehiv  wen  leider  nicht  erhKltlich. 

"  Vgl.  Temme^  Lehrbach,  S.  34,  Inhaltsverzeichniss. 
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die  Kettenstrafe,  die  Brandmarkung",  Schandsäule 
und  Pranger,  Staupenschlag  (ersetzt  durch  Prügel)  ab- 
geschafft. Todesstrafe  bei  Rückfall  aufgehoben."  Wo  früher 
Todesstrafe  gedroht  war,  tritt  Zuchthaus  ein  von  20  Jahren 
oder  auf  Lebenszeit.  An  Stelle  der  Kettenstrafe  Zuchthaus 
für  die  gleiche  Dauer.  Wo  Zuchthaus  gedroht  war,  kann  die 
Strafe  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  werden.  Fremde,  die  weniger 
als  2  Jahre  Zuchthaus  verwirkt  haben,  werden  körperlieh  gezüch- 
tigt und  landesverwiesen,  durch  Gesetz  vom  8.  Juni  1853  aus- 
gedehnt auf  die  Cantonsbürger.  —  Das  Gesetz  vom  19.  Nov.  1840 
ordnet  den  Rückfall,  indem  je  filr  den  weitem  Rückfall  die  Strafe 
um  2,  4,  8  Jahre  vermehrt  wird. 

Das  Gesetz  von  1838  ordnet  auch  die  Schutzaufsicht 
über  entlassene  Sträflinge  durch  Private  und  wird  von  Mitter- 
inaier  a.  a.  O.  als  reich  an  neuen  und  zweckmässigen  Bestim- 
mungen bezeichnet. 

e)  Rechtsquellen  sind  noch  nicht  bearbeitet.  Strafrecht- 
liches findet  sich  in  den  st.  gallischen  Mittheilungen  zur  vater- 
ländischen Geschichte,  Heft  11,  IV,  XI,  im  st.  gallischen  ürkunden- 
buch,  Band  III,  3.  805.  808.  **  Hochgerichtsform  von  Werdenberg 
und  st.  gallische  Oflfhungen,  publicirt  von  N.  Senn  (vgl.  Zeitschr. 
f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XXIH,  S.  324),  enthalten  fiiedensrechtUche 
Bestimmungen.  —  Die  st.  gallische  Malefizordnung  (Schlussact) 
von  1600  ist  processualisch  interessant. 

Genf.    Code  p6nal  von  1810. 

§  45.  a)  „Im  Canton  Genf  hat  der  jetzige  fr'anzösische  Code 
penal  Gesetzeskraft."  „In  Genf  galt  bis  1873  mit  einigen  NoveUen 
der  Code  penal".  Diese  Urtheile  über  das  Genfer  Strafi^cht  und 
sein  Verhältniss  zum  Code  penal  von  1810  bezeichnen  in  keiner 
Weise  den  wirklichen  Zustand  und  sind  nur  geeignet,  irrthüm- 
liche  Ansichten  zu  pflegen;  denn  thatsächlich  hatte  Genf  schon 
lange  vor  den  eingreifenden  französischen  Revisionen  von  1824, 
1832,    1863    so   einschneidende  Veränderungen   im   Code  vorge- 


*'  Art.  9  irrthümlich  noch  angeführt  bei  Tentme^  Lehrbuch,  S.  237. 
*^  Nach  gef&Uigen  Mittheilnngen  von  Dr.  H.   Wartmann  in  St.  Gallen. 
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nommen,  vom  Augenblick  der  wiedergewonnenen  genferischen 
Selbständigkeit    an^    dass   sein  Becht  ein   anderes   geworden    ist. 

Wir  gehen  aus  von  der  Frage,  wie  ist  es  denn  möglich,  dass  die 
Republik  Genf,  die  Stadt  JRousseaü'Sj  ein  Gesetz  des  „Schreckens^, 
des  napoleonischen  Despotismus  freiwillig  so  lange  tragen  konnte  ? 

Das  alte  Genferrecht  hatte  die  bürgerlichen  Freiheiten  gegen- 
über der  Strafgewalt  eifersüchtig  gehütet  (vgl.  S.  72).  Der  Calvin'- 
sche  Terrorrismus  führte  zu  jenen  Uebelständen,  die  Rousseau  be- 
kämpfte (vgl.  S.  97).  Auf  die  Begehren  der  Bürger  wurde  das  Edict 
von  1768,  welches  den  Beschwerden  Abhülfe  verschaifFen  sollte, 
erlassen,  allein  der  Hauptfehler  bUeb  bestehen,  indem  der  kleine 
Rath  fortfuhr,  die  Criminaljustiz  zu  üben  und  nach  Willkür  Ver- 
brechen und  Strafe  festzusetzen.  In  dem  literarischen  Kampfe 
zwischen  Tronchin  (lettres  de  la  campagne)  und  Rousseau  (lettres 
de  la  montagne)  rechtfertigte  der  erstere  diesen  Zustand  der  Will- 
kühr  damit,  dass  gerade  durch  diese  Unbestimmtheit  eine  milde 
StraQ)raxis  möglich  sei,  wogegen  feste  Strafdrohungen  dem  Richter 
einen  verderblichen  Zwang  auferlegten  und  dass  feste  Gesetze  nie  im 
Stande  wären,  jedem  vorkommenden  Fall  auch  die  gerechte  Strafe 
vorzuschreiben.  Dieses  Argument,  obwohl  wenig  geeignet,  den 
Zustand  der  Willkür  zu  rechtfertigen,  hatte  doch  so  viel  inneres 
Gewicht,  dass  darauf  sich  später  das  eigenthümUch  genferische 
Recht  gegenüber  dem  Code  penal  stützte. 

Um  den  Hauptmangel  der  Criminaljurisdiction  des  kleinen 
Rathes  zu  beseitigen,  war  schon  von  Delolme  1771  in  ü'efflicher 
Weise  die  Einfuhrung  der  Jury  empfohlen  worden.  Zwar  hatte 
seine  Anregung  zimächst  kein  praktisches  Resultat,  aber  der  Ge- 
danke wurde  lebendig  im  allgemeinen  Code  von  1791,  welcher 
eine  Anwendung  der  Jury  auf  die  genferischen  Verhältnisse  ein- 
fiihrte  und  gewisse  Garantien  der  bürgerlichen  Freiheit  festsetzte  ^ 
Ein  eigenthümliches  Strafmittel,  welches  der  Code  so  oft  wie  mög- 
lich für  Genferbürger  anzuwenden  vorschreibt,  ist  die  Prison  domes- 
tique  (bis  12  Jahre). 

Schon  im  folgenden  Jahre  1792  traten  Bürgerwirren  ein,  der 
kleine  Rath  wurde  aufgehoben  und  eine  vollständige  Umwälzung 
des  alten  Zustandes  herbeigeführt  (Constitution  1796).  Die  Haupt- 
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Vgl.  Hammer,  lois  pönales,  1862,  S.  XX. 
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Veränderungen  bestehen  in  der  grundsätzlichen  Trennung  der 
richterlichen  und  executiven  Gewalt,  Ernennung  der  Richter  durch 
den  grossen  Rath,  Anklagejury,  Urtheiljury,  Recurejuiy  (Becura- 
instanz  gegen  Strafurtheile  des  Schwurgerichtshofes ;  sie  kann  die 
Strafe  mildem,  aber  nicht  aufheben).  Die  Todesstrafe  findet  nur 
statt:  bei  Staatsverbrechen,  Mord,  Brandstiftung,  Vergiftung.  Die 
körperliche  Züchtigung  (fouet)  darf  weder  gegen  einen  Genfer- 
btirger,  noch  gegen  eine  Frau,  noch  öffentlich  angewendet  werden. 
Die  Brandmarkung  ist  aufgehoben  (durch  den  Code  penal  von 
1810;  wieder  eingeführt,  bestand  sie  factisch  bis  1823,  gesetzUch 
bis  1844). 

b)  Mit  dem  Jahr  1798  beginnt  fär  Genf  das  „Regime  de  la 
conqu6te^,  in  Folge  dessen  dann  auch  das  französische  Recht  des 
Code  d'instruction  criminelle  von  1808  und  des  Code  pinal 
von  1810. 

Der  Code  penal  von  1810,  in  Kraft  mit  dem  1.  Januar  1811, 
hat  folgende  Strafen: 

Für  Verbrechen.  1.  peines  afflictives  et  infamantes :  Tod, 
lebenslängliche  Zwangsarbeit,  Deportation,  Zwangsarbeit  auf  be- 
stimmte Zeit,  Einsperrung  (Reclusion).  Mit  diesen  Strafen  kann 
in  den  gesetzlichen  Fällen  Brandmarkung  und  Vermögensconfiscatiou 
verbunden  werden.  —  2.  peines  seulement  infamantes:  Pranger, 
Landesverweisung,  Verlust  der  staatsbürgerlichen  Rechte. 

Für  Vergehen:  Gefängniss,  Untersagung  der  Ausübung 
gewisser  Rechte  auf  bestimmte  Zeit,  Busse. 

Bei  Verbrechen  wie  bei  Vergehen  kann  die  berüchtigte  Polizei- 
aufsicht zur  Anwendung  kommen.  Die  Vatermörder  und  Atten- 
täter werden  im  Hemd,  mit  nackten  Füssen,  das  Haupt  mit  einem 
schwarzen  Schleier  verdeckt,  zum  Blutgerüst  gefiihrt^  zur  Schau 
gestellt  und  nachdem  ihnen  die  rechte  Hand  abgehauen 
worden,  hingerichtet.  Die  Zwangsarbeit  ist  schwerste 
Kettenstrafe,  jeder  hiezu  Verurtheilte  wird  eine  Stunde  an 
den  Pranger  gestellt,  selbst  bei  blosser  Einsperrung  (R^lusion) 
findet  diese  entehrende  Nebenstrafe  Anwendung.  Wer  zu  Zwangs- 
arbeit, zu  Landesverweisung,  Einsperrung,  Pranger  verurtheilt 
worden  ist,  kann  niemals  Geschworener  oder  Sachverständiger 
sein,  noch  als  Zeuge  zugezogen  werden  (blos  renseignements) ; 
er  ist  unfähig,  Vormund  und  Curator  zu  sein,   ausser  über   seine 
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eigenen  Kinder  und  auf  das  Gutachten  der  Familie;  er  ist  vom 
Waffendienst  ausgeschlossen.  —  Hervorzuheben  ist,  dass  keine 
körperliche  Züchtigung  besteht.  Der  bürgerliche  Tod  und  die 
öffentliche  Brandmarkung  sind  stets  mit  der  lebensläng- 
lichen Zwangsarbeit  verbunden. 

Die  Todesstrafe  (Enthauptung)  ist  sehr  häufig  angedroht. 
^Mit  Blut  geschrieben  sind  die  Kapitel,  welche  Verbrechen  und 
Vergehen  gegen  das  öffentliche  Wesen  behandeln",  Tod  und  Confis- 
cation  sind  die  regelmässigen  Strafdrohungen,  woneben  Deportation, 
Landesverweisung  und  Zwangsarbeit  genannt  sind.  Tod  ist  femer 
gedroht:  für  Fälschung  von  Gold-  und  Silbermünzen,  Nachahmen 
des  Staatssiegels  und  von  Banknoten,  fiir  Mord,  Kindsmord,  Ver- 
giftung, fiir  Diebstahl,  wenn  fünf  Qualificationen  zusammentreffen, 
Brandstiftung  u.  a. 

Von  den  Eigenthümlichkeiten  des  Code  sind  hervorzuheben: 
die  Dreith eilung  von  Verbrechen,  Vergehen,  Ueberti'etungen, 
welche  trotz  der  Vorzüge  für  das  Strafverfahren  zu  verderblichen 
Consequenzen  führte,  indem  jeder  wegen  eines  Verbrechens  Ver- 
urtheilte  mit  entehrender  Strafe  belegt  w^urde  (Todschlag  mit 
Brandmarkung),  während  die  Handlung,  welche  das  Gesetz  als 
Vei^hen  feststellte,  im  concreten  Fall  entehrender  sein  konnte, 
ohne  eine  entehrende  Strafe  nach  sich  zu  ziehen.  Der  Versuch 
eines  Verbrechens  (conmaencement  d'execution,  Art.  2)  wird  in  der 
Strafe  der  Vollendung  gleichgestellt.  Versuch  eines  Vergehens  ist 
nur  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  strafbar.  Die  Mit- 
schuldigen (complices,  Art.  59,  60)  trifft,  soweit  nicht  das 
Gesetz  anders  verordnet,  die  Strafe  der  Urheber.  Das  Complott 
gegen  die  Sicherheit  des  Staates,  auch  wenn  keine  Handlung  daraus 
erfolgte,  ist  strafbar.  Jugend  unter  16  Jaliren  macht  die  Beant- 
vortimg  der  Frage  nöthig,  ob  die  That  begangen  wurde  „avec 
ou  »ans  discerhement",  und  je  nach  dem  wird  der  Thäter  straflos 
oder  seine  Strafe  gemildert;  Strafmilderung  für  70jährige  Ver- 
brecher. Die  Verbrechen  gegen  den  Staat  sind  sehr  um- 
finglich,  detaillirt  und  dennoch  in  den  Begriffen  unbestimmt  aus- 
dehnend gehalten;  es  stellt  sich  auch  hierin  wie  in  den  Strafdro- 
hungen das  Recht  der  Militärdespotie  dar.  Die  Verbrechen 
gegen  die  Person  umfassen  Mord  (assassinat,  homicide  com- 
niis  avec  premeditation  ou  de  guet-apens),  Todschlag  (meurtre, 
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homicide  commis  sans  premeditation),  Vatermord,  Kindsmord  (in- 
fanticide.  Strafe:  Tod);  femer  Vergiftung,  lebensgeßduüche 
Drohung,  Körperverletzungen  (blessures  et  coups).  Die 
Letzteren  werden  abgestuft  nach  der  Schwere  der  Verletzung: 
Arbeitsunfähigkeit  von  20  Tagen  (309.  311),  Verstümmelung, 
Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang.  Qualiiicationsgrund 
ist  die  Begehung  der  That  mit  Vorbedacht  oder  Auflauem,  gegen 
Ascendenten,  oder  im  Aufstand.  Castration,  Abtreibung 
(letztere  ohne  Rücksicht  auf  die  Einwilligung  der  Frau  316.  317). 
Todschlag,  Verwundung  sind  zu  entschuldigen  (crimes  et  delits 
excusables),  wenn  sie  provocirt  waren  durch  Schläge  oder  schwere 
Gewaltthätigkeit  gegen  die  Person,  durch  Hausfriedensbruch  am 
Tage,  durch  Ehebruch  (flagrant  d61it),  und  werden  alsdann  geringer 
bestraft  (Art.  326).  —  Kein  Verbrechen  ist  vorhanden,  wenn  die 
Tödtung  oder  Verletzung  durch  gegenwärtige  rechtmässige  Ver- 
theidigung  seiner  selbst  oder  Anderer  geboten  war.  —  Ehebruch 
der  Frau  ist  strenge  bestraft  (Art.  336).  —  Vol  umfasst  Dieb- 
stahl und  Raub.  Prellerei,  Escroquerie  zählt  die  ein- 
zelnen Fälle  (Art.  405),  jedoch  unvollständig,  auf.^ 

Die  Vorzüge  des  Code  penal  bestehen  in  der  gesetzgebe- 
rischen Sprache,  die  kurz,  bestimmt  und  in  Einzelheiten  ausdrückt, 
in  Vermeidung  allgemeiner  Formeln,  Definitionen  kimstlicher  Syste- 
matik, in  der  grossen  Einfachheit  des  allgemeinen  Theils,  ins- 
besondere der  einfachen  und  massgebenden  Grenzbestimmung  straf- 
barer Versuchshandlimgen.*  Indem  statt  allgemeiner  Definition 
die  einzelne  strafbare  Handlung  bezeichnet  wurde  und  die  auB- 
schliessende  Specification  (nicht  ExempUfication)  zur  Anwendung 
kam,  fand  auch  das  dem  Strafgesetz  unterworfene  Gebiet  eine 
sichere  Begrenzung.  Manche  Begriffe  hat  der  Code  in  mass- 
gebender Weise  bestimmt. 

Als  Mängel  sind  zu  nennen :  das  verfehlte  Strafensystem,  die 
barbarischen  Strafmittel,  die  ausserordentliche  Härte  der  einzelnen 
Strafdrohimgen,   die   durchschnittlich  zu   hoch   gefassten  Minima, 


'  lieber  luhalt,  Revisionen  und  Literatur  des  Code  p4nal  vgl.  Bemer, 
Strafgesetzg^ebung,  S.  62  ff. 

*  Vgl.  Mittermaier  im  Archiv  des  C.  R.,  Bd.  IV  (1820),  über  den  da- 
maligen Stand  der  Lehre  vom  Versuch  und  die  Anerkennung  des  Code. 
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die  häufige  Anwendung  des  Prangers  und  die  mit  der  Dreitheihing 
in  Verbindung  stehende  rein  äusserliche  Zuerkennung  entehrendei' 
Strafen.  Die  Staatsverbrechen  insbesondere  sind  im  Thatbestand 
nngewiss,  in  der  Strafe  unmenschlich.  Die  zu  oft  angedrohte 
Todesstrafe  fiihrte  zu  Freisprechungen  durch  die  Geschwornen. 
Während  die  Begriffe  Kindsmord,  vol,  zu  weit  gefasst  waren,  schloss 
die  Specification  der  Prellerei  und  Unterschlagung  manclie  Fälle 
von  unzweifelhaft  strafbarem  Charakter  von  der  Strafe  aus. 

c)  Mit  dem  Jahr  1814  gewann  Genf  seine  Unabhängigkeit 
wieder  und  unternahm  alsbald  Veränderungen  in  der  Gerichts- 
organisation und  im  Code.*  Die  Jury  wurde  wieder  abgeschafft 
und  durch  das  Obergericht  ersetzt,  über  welchem  das  alte  Tri- 
bunal de  recours  als  cour  d'equite  stand  mit  dem  Recht,  ober- 
gerichtliche  Urtheile  zu  mildem  (1844  als  Cassationsgericht).  Die 
Jiuy  wurde  erst  1844  (1848  auch  für  correctionelle  Sachen)  wie- 
der eingeführt. 

Die  Mängel  des  Code  penal  waren  trotz  der  kurzen  Zeit 
der  Geltung  von  den  Genfer  Juristen  erkannt  worden  und  wurden 
in  folgende  Hauptpunkte,  welche  der  Verbesserung  bedürftig  seien, 
zusammengefasst : 

1.  Die  Dreitheilung  in  Verbrechen,  Vergehen,  und  Ueber- 
tretungen  sei  rein  äusserlich  und  hindere  eine  Abstufung  nach  der 
inneren  Verschuldung. 

2.  Die  Todesstrafe  sei  zu  häufig  und  absolut  gedroht  und 
im  Widerspruch  mit  der  Stellung  der  Geschwornen,  denen  nach 
innerer  Ueberzeugung  die  vollkommene  Würdigung  der  indivi- 
duellen Schuld  vorgeschrieben  sei. 

3.  Die  Dauer  der  Freiheitsstrafen  sei  zu  hart  und  das  System 
der  entehrenden  Strafen  schädlich. 

4.  Die  Strafzumessung  nach  äusserlichen,  allerdings  leicht 
unterscheidbaren  Merkmalen  verkümmere  die  Berücksichtigung 
der  innem  Schuld  und  fusse  mehr  oder  weniger  auf  gesetzlichen 
Prasumptionen.     . 

5.  Der  Code   fehle   durch   den  Mangel   an  Achtung  für  die 


*  Geietz  vom  6.  Januar  1815  und  20.  Februar  1816. 
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persönliche  Freiheit,    welche    seit  ältester  Zeit   in  Genf  sei  hoch- 
gehalten worden. 

Als  nach  1815  die  Jury  abgeschafft  wurde,  traten  diese 
Mängel  in  erhöhtem  Masse  in  den  Vordergrund  und  es  wurden 
durch  die  erwähnten  Novellen  folgende  Veränderungen  eingefthrt: 

1.  Die  Strafen  des  Code  penal  sind  nur  Maxima. 

2.  Für  Vergehen  und  Uebertretungen  sind  auch  die  Minima 
beseitigt. 

3.  Todesstrafe  darf  nur  mit  fiinf  gegen  zwei  Stimmen  ver- 
hängt werden. 

4.  Die  Güterconfiscation  ist  abgeschafft  (wie  in  Frankreich). 

Fügen  wir  hinzu,  dass  gerade  die  politischen  Verbrechen 
des  Code  penal  mit  Genfs  Selbständigkeit  die  Bedeutung  ver- 
loren, so  haben  wir  in  Genf  vom  Code  penal  nur  noch  die  Form. 

In  den  später  aufgenommenen  Eevisionsarbeiten  wurde  auf 
Grund  der  Erfahrungen  in  der  Beseitigung  der  Minima  ein  Fun- 
damentalsatz anerkannt,  welcher  fiir  sich  allein  im  Stande  sei. 
einen  Hauptfehler  des  Code  penal,  umständliche  Aufzählungen 
und  Unterscheidungen,  die  bei  scheinbarer  Genauigkeit  unge- 
nügende Casuistik  Hefem  und  zu  ungerechter  Härte  fuhren^  zn 
beseitigen  imd  eine  einfachere  Gesetzgebung  zu  ermögHchen. 

Seit  1817  wurden  Arbeiten  zur  Herstellung  eines  selbstän- 
digen St.  G.  B.  unternommen,  aber  je  wieder  zurückgestellt. 
1829  erschien  der  Entwurf  eines  St.  G.  B.  (mit  Polizei-St.  G.  B.) 
mit  erläuternder  Einleitung  von  Dumont,  dem  berühmten  Be- 
arbeiter und  Herausgeber  der  JBew^Äam'schen  Manuscripte.*  Der 
Ent^'urf  war  ausgezeichnet  diu'ch  originelle  Anordnung,  Kürze 
der  Sprache  und  Durchfuhrung  der  Bentliam^^c^en  Ideen^  aber 
beeinträchtigt  durch  das  Bestreben,  Alles  zu  definiren;  er  wurde 
nicht  Gesetz;  dagegen  waren  Diunonfs  Bestrebungen  zur  Ver- 
besserung des  Gefangnisswesens  und  des  Processes  von  Erfolg. 
(Einfiüirung  des  Auhirn'schen  Systems.)'' 


•  Vgl.  Mittermaier,  Zeitschrift  für  ausländische  Gesetzgebung.  II.  Nr.  10. 
—  Archiv  des  C.  R.  Bd.  XII,  8.  177. 

'  Ueber  das  Genfer  Gefilngnisswesen  existiren  ausführliche  Berichte  und 
Documente,  vgl.  Archiv  des  C.  R.  Bd.  XII,  S.  152.  327.  6G8.  Bd.  1884,  S.  132. 
Bd.  1836,  S.  697.     Vgl.  Note  zu  §  49. 
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Ein  anderer  Genfer  Criminalist,  dessen  Name  in  Deutschland 
wie  in  Frankreich  gleich  guten  Klang  hat,  Rossi,  war  mit  den 
Vorarbeiten  zur  Gefangnissreform  beauftragt  und  von  grossem 
Einfiuss  auf  die  Praxis  und  Fortbildung  durch  sein  „Traite  de 
droit  penal". 

Ein  Entwurf  von  Rigaiid,  Cramer  und  Dicval  blieb  Manu- 
script 

d)  Bis  zum  Code  von  1874  behalf  man  sich  auf  den  ge- 
gebenen Grundlagen  mit  dem  Erlass  einzelner  Gesetze,  wovon 
nur  die  hauptsächlichsten  zur  Markirung  der  Entwicklung  zu 
notiren  sind,  mit  Verweisung  auf  die  specielle  Anfiilurung  in  der 
;, Clause  abrogatoire"  zum  St.  G.  B.  von  1874. 

Zu  den  bereits  angefiihrten  Novellen  von  1815  und  1816 
kommen  im  Jalir  1817  drei  neue  über  Sittlichkeitsverbrechen,  Zel- 
lenhaft,  OeflFentlichkeit  der  Criminalverhandlungen,  1825  Straf- 
milderung durch  die  Commission  de  recours,  1827  Gesetz  über 
die  Presse,  1844  Milderung  des  Code  in  Bezug  auf  Jugend,  Dieb- 
stahl, 1854  Abschaffung  des  Art.  102  des  Code  (in  Frankreich 
1819),  1869  mildernde  Umstände  und  Begnadigung,®  femer  Ge- 
setze über  Eisenbahnen,  Fabrikmarken,  Pfandleihgesetz  und  1871 
Abschaffung  der  Todesstrafe.  —  Ein  Vorgang  aus  dem  Jahr  1855 
zeigt,  wie  selten  man  in  den  Fall  kam,  gewisse  Härten  des  Code 
anzuwenden  und  wie  schnell  man  bei  der  Hand  war,  dringenden 
Falls  sie  sofort  zu  beseitigen.  Ein  Contumazurtheil  gegen  einen 
flüchtigen  schweren  Verbrecher  war  am  25.  Mai  erlassen  worden 
und  sollte  nach  Artikel  472  des  Code  d^instruction  criminelle  (in 
Frankreich  selbst  abgeschafft)  auf  öffentlichem  Platz  vom  Scharf- 
richter an  einen  Pfahl  angeschlagen  werden.  Am  26.  Mai  wird 
der  Antrag  auf  Nichtausführung  des  Urtheils  und  Aufhebung  des 
Inatiglichen  Artikels  gestellt.  Nach  einer  Commissionssitzung  von 
<lrei  Minuten  erfolgte  Einigung,  Antrag,  dreimalige  Lesung  ohne 
Discussion  und  Aufhebung  des  Gesetzes.* 


■  Vgl.  Zeitschr.  für  Schweiz.  R.  Bd.  XVIII,  S.  119.  120.  121. 
•  Vgl  Zeitschr.  fiir  Schweiz.  R.  Bd.  V,  S.  94. 
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Tessin  1816. 

§  46.  a)  Tessin,  durch  die  Mediationsacte  constituirt,  stellte 
mit  Decret  vom  18.  Juni  1803  provisorisch  und  mit  einigen  mil- 
dernden Ausnahmen  das  Recht  vor  der  Revolution  wieder  her.' 
Das  Strafgesetzbuch  von  1816  zeigt  in  der  That,  dass  es  das 
Werk  langer  und  bedachter  Arbeit,  ist. 

Als  Vorbilder  können  bezeichnet  werden:  der  Code  penal 
und  das  österreicliische  Strafgesetzbuch  imd  nur  untergeordnet 
das  bayrische  und  die  St.  G.  B.  von  Aargau  und  St.  Gallen.* 
Es  ist  alsdann  die  Frage,  wie  diese  Rechte  benutzt  wurden  und 
ob  aus  selbständiger  Verbindung  Eigenartiges  und  Besseres  her- 
vorging oder  ob  eine  werthlose  Compilation  vorliegt. 

Das  St.  G.  B.  ist  vollständiger  als  die  andern  der  Schweiz, 
es .  strebt  grösste  Genauigkeit  in  der  Bestimmung  der  Strafe  der 
einzelnen  DeHcte  an,  ist  aber  dabei  viel  einfacher  als  das  bayrische, 
gleichwie  es  frei  ist  von  dem  doctrinellen  Charakter  des  letztem. 
Die  formelle  Kürze  und  Bestimmtheit  sind  Vorzüge,  die  es  vom 
französischen  Code  übernommen  und  mit  der  Einfachheit  des 
österreichischen  und  der  schweizerischen  G.  B.  verbunden  hat. 
Wo  das  französische  Recht  schwach  ist,  wie  in  der  Theilnahme, 
der  Strafe  des  Versuchs,  da  lehnt  es  sich  an  St.  Gallen  oder  das 
bayrische  G.  B.  an,  nicht  an  das  mangelhafte  österreichische,  dem 
es  hinwieder  in  guten  Parthien  wörtlich  folgt.  Dass  es  in  hohem 
Grade  eine  selbständige  Verbindung  französischen  und  deutschen 
Rechts  von  eigenem  Werth  darstellt,  ergibt  sich  aus  dem  Folgenden. 

b)  Das  St.  G.  B.  entliält  in  378  Artikeln  Verbrechen  und 
Vergehen  zusammen  und  ist  eingetheilt  in  zwei  Haupttheile  (Dis- 
posizioni  generali.  —  Dei  delitti  e  delle  pene),  welche  in  Bücher, 
Titel,  Capitel,  Abschnitte  systematisch  gegliedert  sind.  Die  An- 
ordnung  ist   ganz  selbständig,    weder .  dem  österreichischen,   fran- 


<  Bolletino  ufficiale  dei  cantone  Ticino.  1803  — 1814  Bd.  I:  „. . .  conside- 
rando  che  la  formazione  di  un  nuovo  codice  criminale  ö  Topera  di  an  lungo 
e  meditato  travaglio,  che  rapplicazione  deUe  pene  portale  dal  codice  attnale 
e  incompatibile  oolle  circostanze  det  öantone  -^  decreta  tütte  le  le^ge,  statuti 
usi  e  cousuetadine  sono  provisofamöntö  riitaesse  in  rigore.*^  Von  dierier  Wieder- 
herstellung waren  einige  Härten  ausgenommen  und  bald  folgten  weitere  Mil- 
derungen (1804  und  1805). 

•  Vgl.  dagegen  Tcmme,  a.  a.  O.,  S.  32.  33. 


•  •  > ' 
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zösischen  noch  bayrischen,  noch  einem  der  schweizerischen  Straf- 
gesetzbücher nachgebildet. 

Der  erste  Titel  von  den  „Verbrechen  im  Allgemeinen"  ent- 
hält in  zwei  Artikeln  von  äusserster  Kürze  einige  Sätze  über 
Verbrechen,  Dolus,  Culpa,®  für  deren  nähere  Bestimmung  aus- 
schliesslich auf  das  Gesetz  verwiesen  ist.*  Art.  3  bezeichnet  ebenso 
kurz  fünf  Fälle,  in  welchen  die  Handlung  oder  Unterlassung  nicht 
zur  Schuld  zugerechnet  wird.* 

Die  Strafmittel  lehnen  sich,  wie  der  grössere  Theil  des  G.  B., 
hauptsächlich  an  den  Code  penal  an  mit  Benutzung  deutscher 
und  gewohnheitsrechtlicher  Elemente.*  Weder  ßrandmarkung  noch 
körperliche  Züchtigung  sind  aufgenommen,  dagegen  finden  wir 
die  darch  Ausstellung  und  Kleidung  geschärfte  Todesstrafe,  Ketten- 
strafe,  bürgerlichen  Tod,  zweistündige  Ausstellung,  das  franzö- 
sische System  der  Ehrenstrafen,  complicirt  und  ausgedehnt^  (de- 
gradazione  civica,  interdizione),  Verweisung  gegen  Cantonsfremde. 
—  Correctionelle  Strafen  sind  Detention,  Hausarrest®  bis  drei 
Monate,  Entsetzung  und  zeitweilige  Einstellung  im  Amt  oder 
Gewerbe,  Widerruf,  öffentlicher  Verweis,*  Geldbusse, 
Zwangsmilitärdienst.  —  Polizeiaufsicht  ist  für  Verbrechen  und  Ver- 
gehen zulässig,  womit  Abnahme  einer  Caution  für  gutes  Verhalten 
verbimden  werden  kann.  (Art,  22.)  —  Die  Strafen  sind  wie  im 
aargauischen  St.  G.  B.  nach  Graden  eingetheilt  und  angedroht 
und  zwar  für  Zwangsarbeit  4  Grade  von  5  zu  5  Jahren  (bis  20 


'  Art.  2,  §  2  und  Art.  78  mit  Unterscheidung  schwerer  und  leichter 
Fahrlässigkeit.     Vgl.  B.  G. 

*  Ffure  ci6  che  proibisce,  non  fare  ci6  che  la  legge  penale  comanda  h 
nn  delitto.  —  Ni-una  azione,  ni-ana  omisslone  pu6  essere  impntata  a  delitto, 
ijoando  non  siavi  intervenuto  11  dolo  o  la  colpa.  —  V^interviene  11  dolo, 
qnsndo  Yolontariamente  si  fa  o  si  omette  ci^  che  la  legge  penale  vieta  o  co- 
manda. —  V'interviene  la  colpa,  quando  la  violazione  ö  Teffetto  non  preveduto, 
nui  che  doveTasl  facilmeute  prevedere,  dell'  azione  voluta  sebbene  lecita. 

^  Frei  nach  dem  O.  O.,  §  3. 

'  lieber  die  italienische  Gesetzgebung  vgl.  Holtzendorff^  Handbuch  d. 
D.  St  R.  Bd.  I,  8.  207.  208.  Das  St.  G.  B.  von  Toscana  lag  mir  zur  Ver- 
gleichung  nicht  vor. 

*  Vgl.  Art.  82  ff.  Della  riabilitazione. 

*  Vgl.  O.  G.,  über  Vergehen,  §§  13  und  26  und  Code  genevois  von  1791. 

*  Vgl.  §  22  des  bayrischen  St.  G.  B. 
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Jahre),  für  Detention,  Suspension,  Oeldbusse  4  —  5  Grade, .  eine 
complicirte  und  gekünstelte  Weise  der  Strafbestimmung,  die  auch 
wieder  in  das  neueste  Tessiner  St.  Gr.B.  von  1873  übergegangen  ist 

Der  Versuch  ist  wesentlich  nach  dem  st  gallisch^i  G.  B. 
behandelt.  L*attentato  e  un  atto  estemo  tendente  all'esecuzione 
di  un  determinato  delitto.  —  Egli  h  rimoto  o  vicino  o  prossimo 
in  proporzione  dei  gradi  e  punito  in  tutti  i  casi  in  cui  la  l^ge 
punisce  Tattentato,  con  pena  sempre  minore  di  quella  assegnata 
al  delitto  consumato.  Versuch  ist  bei  Vergehen  (d.  h.  wenn  eine 
correctionelle  Strafe  auf  das  Delict  gesetzt  ist)  nur  strafbar  als 
beendigter  Versuch,  Versuch  am  untauglichen  Object  oder  mit 
untauglichem  Mittel  ist  straflos  (Art.  47).*® 

Die  Theilnahme  ist  deutschrechtlich,  jedoch  weder  dem  bay- 
rischen, noch  dem  österreichischen,  noch  dem  st.  gallischen  nach- 
geahmt und  beträchtlich  kürzer  sogar  als  das  letztgenannte.  In 
fünf  Artikeln  von  blos  20  Zeilen  zusammen  sind  die  Begriffe 
der  Autorschaft,  Mitthäterschaft,  des  Gehülfen  imd  Begünstigers 
bestimmt  und  wird  die  Strafe  zugemessen  nach  der  Regel,  dass 
die  Grade  der  Strafe  sich  abstufen  nach  der  grossem  oder  ge- 
ringern Betheiligung,  jedoch  so,  dass  der  Urheber  am  härtesten, 
die  Mitthäter  strenger  als  die  Gehülfen,  die  Gehülfen  strenger 
als  die  Begünstiger  bestraft  werden.  Der  Art.  53  (Begünstigung) 
ist  fast  wörtlich  die  Uebersetzung  des  §  37  des  st.  gallischen  G.  B. 

Rückfall  im  st  gallischen  Schärfungsgrund,  im  aargauischen 
G.  B.  allgemein  Erschwerungsumstand,  ist  im  tessinischen  sorg- 
fältig behandelt,  hauptsächlich  im  Anschluss  an  den  Code  penal 
(vgl.  B.  G.  111).  Rückfallig  ist,  wer  nach  erlittener  Criminal- 
strafe  ein  ebenso  bestraftes  Verbrechen  begeht.  Strafe:  die  ini 
Grade  nächst  höhere  (vgl.  Code  penal  §  56). 

Mitten  hinein  in  diese  theils  selbständig  behandelten,  theils 
nach  verschiedenen  Rechten  bearbeiteten  Parthien  ist  der  siebente 
Titel  „Delle  circostanze  aggravanti  ed  attenuanti  il  dehtto**  ge- 
stellt, worin  wir  (ausgenommen  §  38)  eine  wörtliche  und  so  vor- 
zügliche Uebersetzung  der  §§  36  —  42  des  österreichischen  G.  B. 
erkennen,  dass  die  im  tessinischen  Gesetzbuch  kundgegebene 
Kenntniss    des    deutschen    Strafirechts    nicht    überraschen    kann. 


'^  Vgl.  dagegen  Art.  59,  über  Mordversuch. 
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Ueberflüssig  war  es,  nach  den  vorangegangenen  Paragraphen  über 
den  Versuch  diesen  noch  (§  40  a  des  O.  G.)  als  „Milderungs- 
umstand'^  aufzunehmen. 

Unmittelbar  nach  dem  wörtlich  aufgenommenen  §  41  des 
0.  G.  schl&gt  das  tessinische  G.  B.  wieder  seinen  eigenen  Weg 
ein  (§  72  ff.),  indem  es  keine  Strafschärfung  erwähnt  —  in 
weiterem  Masse,  als  das  0.  G.  ein  allgemeines  Milderungsrecht 
bestinmit  geregelt  zulässt  (Art.  72.  73)  —  und  den  Strafinilderungs- 
grand  der  Jugend  gründlicher  als  das  österreichische  und  die 
schweizerischen  Gesetzbücher  und  verschieden  vom  bayrischen, 
im  Hinblick  auf  das  französische  Recht,  ordnet.  Man  vergleiche 
aber  die  Artikel  74  und  75  mit  den  Artikeln  66  —  70  des  Code 
pcnal  und  man  wird  wohlerwogene,  kurz  ausgedrückte  Selbständig- 
keit und  grosse  Milde  finden.  Unter  den  Strafmilderungsgründen 
wird  auch  weibliches  Geschlecht  und  Alter  (75  Jahre  wie  im  hel- 
vetischen G.  B.)  genannt,  welche  die  Anwendung  gewisser  Straf- 
mittel ausschliessen.  —  Die  Rehabilitation,  durch  deren  Aufiiahme 
sich  das  tessinische  G.  B.  vor  den  andern  auszeichnet,  ist  sehr 
kurz  gefasst  und  mild  wie  das  helvetische  St.  G.  B.  (vgl.  §  57), 
im  Gegensatz  zum  französischen  Code  d'instruction  criminelle 
(Art.  620). 

Die  Verbrechen  gegen  die  äussere  Sicherheit  des  Staates  sind 
mit  den  Begriffen  des  französischen  Rechts,  angewendet  auf  can- 
tonale  und  schweizerische  Verhältnisse,  festgestellt  und  eingehender 
als  in  den  andern  Gesetzbüchern  der  Schweiz  behandelt;  ver- 
glichen mit  dem  Code  ergibt  sich  aber  eine  grosse  Bescliränkung 
und  Milde  in  der  Unterscheidung  der  Urheber,  Mitthäter,  Gehülfen, 
theilweise  des  Erfolgs,  des  Schadens,  der  Kriegs-  oder  Friedens- 
zeit. Das  Complott  ist  hier  nicht  berührt.  Von  Oesterreich  (§  57) 
smd  die  Begriffe  der  Erregung  von  Abneigung  und  Verachtung 
gegen  die  Regierung  und  Verwaltung  entnommen,  dagegen  die 
Nichtanzeige  hochverrätherischer  Unternehmungen  milde  mit  Sus- 
pension oder  Geldbusse  (ausgenommen  Blutsverwandte)  nach  Um- 
ständen bedroht  (in  Oesterreich  und  Aargau  Theilnahme).  Zu 
den  zahlreichen  Delicten  gegen  die  staatÜche  Autorität,  gegen 
Beamte  und  von  Seiten  derselben,  in  der  wiederholten  Forderung 
des  Gehorsams  und  im  Ehrschutz  der  Beamten  und  der  Regierung, 
sowie  in  der  systematischen  Anordnung  der  Delicto  aus  dem  Ge- 
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Sichtspunkt  der  StaÄtsordnung  macht  sich  wie  bei  der  Waadt  die 
junge  Souverainetät  geltend. 

Die  Verbrechen  gegen  die  Staatsreligion  sind  unter  dem  ELq- 
fluss  der  §§  107  iF.  des  0.  G.  festgesetzt  worden,  unterscheiden 
sich  aber  von  diesem  vortheilhäft  durch  Auseinanderhaltung  der 
Fälle,  mildere  Strafdi'ohung  und  Strafmittel.  —  Münzfälschung 
(Art.  207)  ist  grösstentheils  wörtliche  üebersetzung  der  §§  103  ff. 
des  0.  Ö.  —  Mord  und  Todschlag  (Fornicidio  premeditato  — 
subitaneo)  sind  eigenthümlich  verschieden  von  Oesterreich,  Bayern, 
dem  Code  penal  und  den  schweizerischen  St.  G.  B. ;  beide  sind 
qualificirt  oder  einfach  •,  qualificirt  in  Bezug  auf  Person,  Mittel,  Ur- 
sache :  Tödtung  von  Ascendenten,  Descendenten,  Beamten ;  durch 
Gift,  Mordbrand,  Auf  lauem,  Hinterhalt ;  aus  Auftrag,  Gewinnsucht^ 
Rebellion,  Missbrauch,  grundloser  Brutalität.  Strafe  des  qualifi- 
cirten  Mordes :  qualificirte  Todesstrafe  —  des  einfachen :  Tod,  des 
qualificirten  Todschlages:  lebenslänglich  Ketten,  des  einfachen: 
Ketten  zeitlich.  —  Kindsmord  ist  nach  österreichischem  Vorbild 
nicht  gerade  glücklich  verändert  (Art.  263  ff.).  —  Sehr  ernst  imd 
ausführlich  sind  die  Verbrechen  gegen  FamiHe  und  SittHchkeit 
behandelt  (Art.  307 — 326).  —  Diebstahl  (furto  non  violento)  und 
Raub  (furto  violento)  sind  in  der  Definition  und  den  Qualifications- 
gründen  wörtlich  dem  0.  G.  entnommen.  Die  Brandstiftung  ist, 
abweichend  vom  Code  penal,  vom  österreichischen  und  bayrischen 
Recht,  selbständig  behandelt,  ohne  Anführung  der  qualificirten 
Fälle  und  ohne  Androhung  der  Todesstrafe ;  in  einigen  Punkten 
scheint  das  st.  gallische  G.  B.  eingewirkt  zu  haben. 

c)  Novellen  im  Sinne  der  Milderung  wurden  bald  erlassen 
(1822)  und  schon  1835  wurde  ein  neuer  Entwurf,  der  sich  durch 
Kürze  imd  Humanität  auszeichnete,  vorgelegt,  aber  nicht  zuni 
Gesetz  erhoben.  Dasselbe  widerfiihr  dem  Entwurf,  der  1854  aus 
den  Berathungen  des  Grossen  Rathes  hervorging,  Gesetz  von  1851 
über  Abschaffung  der  Todesstrafe  und  der  entehrenden  Strafen  filr 
politische  Verbrecher  (Bundesverfassung  Art.  54).  Gesetz  vom 
November  1860  betreffend  Strafiimwandlung.  Gesetz  von  1863, 
über  Beschränkung  der  Todesstrafe  und  Rückfall.  —  Temme, 
Lehrbuch,  S.  31 — 34:  Inhaltsverzeichniss  des  St.  G.  B.  von  1816. 
—  Zeitschrift  für  Schweiz.  R.,  über  Novellen  und  Rechtsf&lle: 
Bd.  I;  11,  S.  25;  IV,  S.  87;  V,  S.  25;  .XI,  S.  195;  XII,  S.  164. 
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—  St  6.  B.  von  1873.  —  Eigenthümlich  sind  die  Verbrechen 
aus  Parteihass;  vgl.  die  Mordversuche  einiger  Advocaten  gegen 
Landammann  Quadri  1828,  Annalen,  Bd.  IV,.  den  Todschlags- 
process  in  Bd.  V  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht  und  endlich 
den  bekannten  Stabbioprocess.  —  Rechtsquellen,  vgl.  S.  76. 

—  Bolletino  storico  della  Svizzera  italiana,  IVj  1884. 

Basel  182t 

§  47.  a)  Die  Strafgesetzgebung  von  Basel  ist  die  thätigste 
der  Schweiz.  Fortwährend  bestrebt,  auf  örund  der  gemachten 
Erfahrungen  zu  verbessern,  begnügte  sie  sich  nicht  mit  dem  Er- 
käs  einzelner  Gesetze,  sondern  zog  in  kurzen  Zwischenräumen 
das  gesammte  Strafrecht,  materielles  und  formelles,  Verbrechen 
und  Vergehen  in  Revision.  Basel  bietet  auch  zuerst  eine  durch 
Druck  allgemein  zugängliche,  sorgfältige  Vorbereitung  und  Motivi- 
rung  seiner  Gesetze  durch  Gutachten  der  obersten  Gerichte  und 
der  Commissionen. 

Das  Strafgesetzbuch  von  1821,  nach  einem  Entwurf  von  1819, 
hat  als  zweiten  Theil  das  „Gesetzbuch  über  das  rechtliche  Ver- 
fehren  bei  Verbrechen"  und  wurde  ergänzt  durch  das  correctionelle 
Gesetz  von  1824.  -^  Das  Gesetz  von  1821  enthält  ohne  das  Ver- 
fahren 160  Paragraphen  und  ist  sonach  das  einfachste  schweize- 
rische St  G.  B.,  erheblich  einfacher  als  diejenigen  von  St.  Gallen 
von  1819  und  dasjenige  von  Tessin;  es  hat,  selbst  mit  Aargau 
verglichen,  Manche/}  verständig  zusammengezogen,  wie  anderseits 
eine  Vervollständigung  eintreten  lassen  und  wo  es  zwischen  ver- 
schiedenen Mustern^  wählt,  giebt  sich  auch  kluge  Wahl  und  Ver- 
besserung kund.  Verglichen  mit  dem  bayrischen  Gesetzbuch  ist 
es  ein  Muster  der  Einfachheit  *. 


»  Vgl.  MiUermaiery  im  Archiv  des  C.  R.  Bd.  VI,  S.  31  ff.:  „Es  zeichnet 
sich  aas  durch  Einfacheit,  Klarheit,  zweckmässige  Wahl  der  Strafarten  und 
in  den  meisten  Fällen  dnrch  würdige  Milde."  Mittermaier  behandelt  das 
0.  B.  wie  dasjenige  von  St.  Gallen  als  Berichterstatter  und  anregender  Kri- 
tiker, dessen  AnssteUangeu  theils  berechtigt,  theils  nach  damaligem  Stand- 
punkt begrenzt  sind  und  ebenso  sehr  oder  in  noch  höherem  Grade  das  öster- 
reichische oder  bayrische  Vorbild  treffen.  Eine  rechtsvergleichende  Prüfung  lag 
nicht  in  seiner  Absicht,  weshalb  er  einerseits  den  Einfluss  des  bayrischen 
G.  B.  überschätzt,  anderseits  denjenigen  von  Aargau.  gar  nicht,  den  von 
ßt.  Gallen  nicht  enjtsprech^nd  würdigt. 


1—  T— r*: 
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Nichtsdestoweniger  kann  hier,  wo  es.  sieh  darum  handelt,  die 
ersten  Produete  der  schweizerischen  Gesetzgebung  aut  ilire  Quellen 
und  Selbständigleit,  ihren  relativen  Werth  zu  prüfen,  dem  Gesetzbuch 
das  Verdienst  nicht  zuerkannt  werden,  welches  demselben,  für  sieh 
allein  betrachtet,  beigemessen  worden  ist;  denn  erstlich  hatte  es 
die  guten  Vorbilder  des  aargauischen,  der  beiden  st  gallischen 
und  des  bayrischen  Gesetzbuches,  an  welche  es  sich  nahe  an- 
schliessen  konnte ;  —  dann  ist  die  Benutzung  der  Vorbilder  nicht 
immer  eine  solche,  welche  eine  Verbesserung  oder  doch  eigene 
Consequenz  darstellte,  sondern  oft  blos  eine  gesuchte  Selbständig- 
keit und  falsche  Originalität,  welche  sich  in  sprungweiser  Zu- 
sammenfugung  verschiedener  Gesetzbücher  nach  ihrem  Wortlaut, 
zuweilen  in  einem  Paragraphen,  gefallt,  —  endlich  begegnen  wir 
geradezu  dem  Preisgeben  guter  Bestimmungen  der  Vorlage,  um 
zwischen  hinein  misslungene  eines  andern  Gesetzbuches  zu  stellen. 

Der  erste  Titel  „von  Verbrechen  überhaupt"  (8  Paragraphen) 
zeigt,  dass  abwechselnd  aargauisches  und  st.  gallisches,  stellenweise 
bayrisches  Recht  wörtlich  benutzt  wurde.  —  Wörtlich  dem  aar- 
gauischen Gesetzbuch  entnommen  hat  das  Basler  St  G.  B.  den 
§  2,  über  Vorsatz  und  freien  Willen,  —  §  3,  über  Dolus  (zu- 
sammengezogen aus  §§  2  und  3  des  A.  G.),  §  5  a,  über  Un- 
mündigkeit (Bosheit  erfüllet  das  Alter). Es  folgen,  wörtlich 

dem  bayrischen  entnommen,  §  5  6  und  d,  über  Rasende,  Wahn- 
sinnige *,  Gewalt  imd  Drohung. Der  Titel  schliesst  mit  wört- 
licher Uebemahme  des  st  gallischen  Gesetzbuches  über  Urheber, 
Gesetzesunkunde  und  dem  Inhalte  nach  über  Fahrlässigkeit  (§§  7, 
8,  6,  St  G.  25,  28,  17,  15). 

Es  ist  nachgewiesen  worden,  wie  in  der  Theilnahme  das  St. 
G.  B.  von  St.  Gallen  von  1807  selbständige  Wege  einschlug  und 
sich  sowohl  vom  österreichischen,  als  vom  späteren  bayrischen 
unterschied.  —  Das  Gesetzbuch  von  Basel  hat  in  guter  Wahl 
hierin  an  das  st.  gallische  sich  angeschlossen*,  weniger  gut  da- 
gegen in  selbständiger  Abweichung  die  Begünstigen  imd  Hehler 
als  Theilnehmer  zusammengefasst,  Begünstiger  und  Hehler  gleich 
behandelt  und  die  gewerbsmässige  Hehlerei  nicht  berücksichtigt. 

•  Von  Mitterraaier  a.  a.  O.  getadelt. 

*  In  §  12  über  die  Nebengehiilfen  mit  Recht  an  das  Gesetz  von  1807, 
da  dasjenige  von  1819  verschlechternd  Handlangen  der  Mitthäterschaft  herein- 
gezogen hatte. 
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Der  Versuch  ist  wörtlich  nach  St.  Gallen  (B.  14,  16,  St  G. 
18,  20,  21,  auch  die  Bestimmung  des  entfernten  Versuchs  als 
^ertappt  werden^),  dagegen  hat  Basel  die  Eigenthümlichkeit  sich 
gewahrt,  die  Bezeichnung  „unvollendetes  Verbrechen"  und  „ver- 
hinderte Vollendung""  zu  wählen  und  nicht  gerade  gelungen  den 
Bücktritt  correctionell  zu  bestrafen. 

Die  Strafmittel  entsprechen  mit  geringer  Abweichung  dem 
St  G.  B.  von  St  Gallen,  von  welchem  es  sich  durch  grössere 
Freiheit  des  richterlichen  Ermessens  in  Bezug  auf  die  Zuerkennung 
entehrender  Nebenstrafen,  durch  Verbannung  der  Prügelstrafe  aus 
dem  Criminal-,  sowie  aus  dem  correctionellen  Gesetzbuch  (jedoch 
besteht  für  das  erstere  der  Staupbesen)  unterscheidet.  Es  ist  härter 
als  das  st.  gallische  Gesetzbuch,  in  der  Strafdrohung  folgt  es  viel- 
fach Äargau. 

Dem  aargauischen  Gesetzbuch  sind  hauptsächlich  und  meist 
wörtÜch  die  Strafzumessungsgründe  entnommen  (vgl.  A.  G.  §§  39, 
42,  B.  §§  34,  36),  zum  Theil  auch  dem  st  gallischen  (vgl.  Art. 
45,  B.  §  35  ff.).  Mit  dem  bayrischen  besteht  hierin  keine  Ver- 
wandtschaft (vgl.  z.  B.  Concurrenz  Basel  §  33,  A.  §  17,  Bayern 
Art.  108  ff.). 

Die  Staatsverbrechen  werden  abwechselnd  bald  wörtlich  nach 
Aargau,  bald  wörtHch  nach  St.  Gallen  behandelt  (vgl.  A.  G.  Art. 
58,  59,  65,  66,  67,  B.  §§  44,  45,  50,  51,  53,  St  G.  92,  94  = 
B.  47,  48). 

Wörtlich  entsprechen  dem  aargauischen  Gesetzbuch  die  Para- 
graphen über  Fälschung  öffentlicher  Urkunden  (B.  54,  55,  A.  69, 
70),  Religionsstörung  (B.  82,  A.  80).  Der  Begriff  der  Nothzucht 
und  Schändung  (B.  93,  94,  A.  105,  106),  Aussetzung  (B.  110, 
A.  124,  Bayern  176),  gewaltsame  Verwundung  (B.  114  ff.,  A. 
127  ff.),  Zweikampf  (B.  119  ff.,  A.  131  ff.),  widerrechüiches  Ge- 
fangenhalten (B.  130,  A.  138),  Menschenraub  (B.  126,  A.  136), 
falsche  Anklage  (B.  131,  A.  142)  u.  A.  m. 

Eigenthümliche  Kreuz-  und  Querzüge,  denen  nicht  leicht  zu 
folgen  ist,  unternimmt  das  Basler  Gesetzbuch,  wenn  es  plötzlich 
von  einem  bisher  wörtlich  befolgten  Vorbild  abspringt,  sogar  mitten 
im  Paragraphen,  oder  wenn  auf  einmal  das  preussische  Landrecht 
auftaucht 

Die  Münzfälschung  stimmt  weder  mit  dem  aargauischen  noch 
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mit  dem  st.  gallischen  Gesetzbuch  überein,  dafür  ist  mit  etwas 
verschiedener  Anordnung  fast  wörtlich  das  bayrische.  Gesetzbuch 
selbst  in  der  Strafdrohung  nachgQschrieben  (vgl.  Basel  §  58 — 62 
Bayern  Art.  341—346). 

Der  Diebstahl  hat  wörtlich  die  Definition  nach  St  Gall^i 
(§  182),  dann  nach  Bayern  (Art.  215)  die  erste  Hälfte  und  sogar 
die  Werthbestimmung  des  §  135,  während  die  zweite  Hälfte 
desselben  wörtlich  dem  zweiten  Satze  des  aargauischen  §  146 
entspricht. 

Den  Betrug  hatte  Aargau  besser  als  Oesterreich  bestimmt; 
von  dem  guten  Vorbild  springt  Basel  ab,  um  dem  st  gallischen 
zu  folgen,  welches  ähnUch  wie  Oesterreich  die  Benachtheiligung 
oder  Schädigung  des  Andern  nicht  in  den  Begriff  aufimnmt^. 

Eine  sonderbare  Mischung  von  aargauischem,  st  gallischem, 
bayrischem  und  preussischem  Recht  liegt  in  der  Behandlung  der 
Tödtungsverbrechen.  Hauptsächlich  und  meist  wörtlich  ist  das 
aargauische  Gesetz  benutzt,  während  in  den  Vorschriften  über 
Verheimlichung  der  Schwangerschaft,  wodurch  die  Bestimmungen 
über  Kindsmord  faktisch  gemildert  werden,  ausnahmsweise  das 
preussische  Landrecht  angemessen  gekiu*zt,  jedoch  in  manchen 
Paragraphen  wörtlich  (vgl.  Landrecht  H.  Theil,  Tit  XX.  §§  957, 
959,  960,  962)  herbeigezogen  ist.    Anders  Bayern  Art   160  ff. 

Das  Gesetz  über  die  correctioneLle  Gerichtsbar- 
keit von  1824  giebt  materielles  imd  formelles  Strafrecht  an  Stelle 
der  mangelhaften  Gesetze  von  1803  und  1816  und  enthält  im 
Ganzen,  Process  inbegriffen,  nur  69  Paragraphen.  Der  §  57 
handelt  von  der  Beurtheilung  nicht  genannter  Vergehen  *. 
Afittermaier  rühmt,  indem  er  im  Einzelnen  Ausstellungen  macht, 
„dass  das  Gesetz  viele  sehr  gute  Vorschriften  enthalte,  daas  in 
den  meisten  Fällen  die  Qualität  der  Handlung  bestimmt  bezeichnet 
ist,  dass  das  Strafgebiet  im  Ganzen  auf  die  gehörigen  Grenzen 
beschränkt  sei  und  dass  das  Gesetz  mit  Bezug  auf  das  Strafinass 


^  Vgl.  das  bayrische  G.  B.,  §§  256  und  257  und  Kote  5  der  ofBciellen 
Anmerkungen  über  die  Gründe  der  Aufnahme  dieses  Merkmals  gegenüber 
dem  Entwurf.  —  Den  Betrugsbegriff  des  st.  gallischen  G.  B.  tadelt  Mitter- 
maier  im  Archiv  des  C.  R.  Bd.  VI,  S.  30. 

^  Hiezu  Commissional-Gutachten  vom  15.  April  1822.  —  Vgl.  Archiv  des 
C.  R.  Bd.  IX,  S.  1  ff.,  von  Mittermaier  eingehend  besprochen. 
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mit  Umsicht  und  Gerechtigkeit  dem  Richter  hinreichenden  Spiel- 
raum gebe." 

b)  Novellen.  Die  Härten  des  Gesetzbuches  führten  seit 
1823  zu  Gesetzesvorschlägen  mit  Motiven  über  Begnadigung  und 
Rehabilitation  und  über  Verwandlung  der  Todesstrafe  bei  einigen 
Verbrechen*.  Es  gaben  sich  in  den  Gutachten  zwei  Ansichten 
kund;  die  eine  fand^  ^dass  es  vorzüglich  nöthig  sei,  die  Möglich- 
keit einer  Begnadigung  bei  den  Verbrechen  des  Hochverraths^ 
Landesverraths,  Aufruhrs  zu  wahren,  da  diese  in  Zeiten  der  Be- 
wegung und  Unzufriedenheit  von  irregeleiteten,  sonst  braven  Bürgern 
begangen  werden  können  und  oft  veranlasst  seien  durch  Fehler 
der  Regierungen.  Da  könne  durch  Blutvergiessen  Parteihass  und 
später  Reue  entstehen.  Auch  bei  anderen  Verbrechen  könne  es 
gegebenen  Falls  zu  hart  sein,  die  Todesstrafe  anzuwenden"  (S.  12,. 
25).  —  Die  strengere,  überwiegende  Ansicht  stützte  sich  gerade 
auf  den  Ernst  der  republikanischen  Verfassung  und  des  Gesetzes  und 
auf  die  sorgfaltige  Rechtlichkeit  der  Gerichte  (S.  16,  24).  Das 
Resultat  der  kämpfenden  Meinungen  und  wiederholter  Prüfung  war 
das  Gesetz  vom  2.  August  1825  wonach  in  ausserordent- 
lichen Fällen  und  bei  besonderen  Milderungsumständen  die  Todes- 
strafe in  24  jährige  Kettenstrafe  umgewandelt  werden  könne,  in 
folgenden  Fällen :  Hochverrath  und  Landesverrath,  jedoch  nur  gegen 
Xebengehülfen,  fortgesetzter  Aufruhr,  Kindsmord  („am  unehelichen 
Kind  und  ohne  Vorbedacht  und  Ueberlegung'*).  Eine  Verord- 
nung von  1826  über  Strafvollzug  nimmt  unter  Umständen  die 
Schleifting  zur  Richtstätte  in  Aussicht  (§  7)  wohl  in  der  Meinung^ 
darin  liege  keine  Schärfung  der  Todesstrafe,  verboten  durch  §  20 
des  Gresetzbuches.  Eine  Revision  des  St.  G.  B.,  eingeleitet  durch 
Auftrag  des  Grossen  Rathes  vom  16.  December  1827  an  das  Cri- 
minalgericht  und  von  diesem  in  vier  Gutachten  vorbereitet,  wurde 
durch  die  Ereignisse  von  1830  aufgehalten '.  —  St.  G.  B.  1835. 

Luzem  1827. 

§  48.     Das   Bedürfhiss   zeitgemässer  Verbesserung   des   gel- 
tenden helvetischen  St.  G.  B.  und  des  Processes  führte  zum  neuen 


'  Gedruckt  Basel  1826. 

*  Ueber  den  Entwurf  vgl.  Mittermaier,  Archiv  d.  C.  R.  Bd.  XII,  S.  202. 
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Criminalstrafgcsetz  sammt  Polizeiprocessordnung  von  1827,  wo- 
durch frühere  Novellen,  insbesondere  die  Polizeistrafgesetze  von 
1806,  1815  und  1817,  aufgehoben  wurden. 

Das  St.  Gt,  B.  hat  173  Paragraphen,  woran  sich  3  weitere 
schliessen,  welche  nach  St.  Gallen  eine  „besondere  strafrechtliche 
Verordnung  gegen  Gauner"  enthalten.  '—  Die  Anordnung  ist  mit 
geringen  Abweichungen  vollständig  diejenige  des  Basler  Gesetzes 
in  Eintheilung  und  Benennung  der  Abschnitte  und  Titel,  in  der 
Subsumption  und  Reihenfolge  der  einzelnen  Delicte.  Abweichungen 
zeigen  sich  in  der  Stellung  des  Versuchs,  in  den  besondem  Titeh 
über  Concurrenz  und  Rückfall,  über  Verjährung,  Be- 
gnadigung, Rehabilitation  und  im  Einzelnen  wie  sich 
nachfolgend  ergibt. 

Das  St.  G.  B.  von  Basel  ist  auch  inhaltlich  grossentheils 
wörtlich  übernommen  worden,  woneben  die  Gesetzbücher  von  St 
Gallen,  Aargau  und  das  helvetische  P.  G.  B.  Nachahmung  ge- 
funden haben.  Nichtsdestoweniger  ist  das  Gesetzbuch  von  Luzem 
ein  eigenartiges  Werk  von  speciellem  Landescharakter,  von  allen 
andern  imterschieden  und  insbesondere  dem  Gesetzbuch  von  Basel 
an  Einfachheit,  Milde,  Vollständigkeit,  Freiheit  des  richterUchen 
Ermessens,  sowie  in  manch  trefflichen  Bestimmungen  überlegen. 
Das  Lob;  welches  Mittermaier  dem  Gesetzbuch  von  Basel  er- 
theilte,  trifft  in  noch  höherem  Masse  auf  das  Gesetzbuch  von 
Luzem  zu  ^  Um  nur  Eines  hervorzuheben,  unterscheidet  sich  das 
Luzemer  Gesetzbuch  von  allen  andern  durch  eine  äusserst  milde 
Behandlimg  der  Staatsverbrechen,  den  Ausschluss  der 
Denunziationspflicht,  der  Aufreizung  zum  Ungehor- 
sam gegen  Gesetze  und  Verordnungen,  durch  besondem  Schutz 
der  persönlichen  Freiheit,  gemäss  dem  helvetischen  Gesetz- 
buch und  gemäss  den  freisinnigen  Grundsätzen,  welche  der  her- 
vorragende Verfasser  des  Entwurfs,  Casimir  Pfyffer,  vor  dem 
Rath  von  Luzem  in  Behandlung  des  Gesetzbuches  ausdrücklich 
vertrat. 

Das  Verhältniss  des  Gesetzbuches  zu  seinen  verschiedenen 
Quellen  und  sein  Anspruch  auf  Selbständigkeit  und  Werth  ergibt 
sich  aus  Folgendem: 


*  Daa  Gesetz  von  1827  ist  im  Archiv  nirgends  besprochen. 
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Wörtlich  nach  Basel  ist  behandelt :  der  Versuch  (vgl.  St. 
Oallen  „nächster  und  entfernter  V."),  die  Theilnahme  §§  11 — 15, 
die  Milderungsgründe ;  Aufruhr  §§  64 — 66,  Widerstand  gegen  die 
Obrigkeit  §§  69.  70,  Fälschung  §§  71—74,  Beamtenverbrechen 
§  89,  Gotteslästerung  zum  Theil  §  94  (B.  §  91),  Meineid  §  98  ff., 
Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  §§  100 — 104,  Blutschande 
§  106,  Nothzucht  §  107,  Verführung  §  109;  Privatverbrechen  §  111, 
vorsätzliche  Tödtung,  Mord,  Kindsmord  §§  112 — 116,  verheim- 
Uchte  Schwangerschaft,  Abtreibung  §§  118 — 122,  gefährliche  Aus- 
setzung §§  123 — 125,  unvorsätzliche  Tödtung  §  126,  gewaltsame 
Verletzung  §§  127.  128  (Luzem  betont  stärker  das  gefalirliche 
Werkzeug)  §§  130.  132,  Menschenraub  §§  139.  140,  Entführung 
§  141,  widerrechtliches  Gefangenhalten,  Raub,  Erpressung  §§  153 
bis  159,  zum  Theil  Betrug  §§  160—163,  Brandstiftung  §§  166 
bis  168.  170. 

Wörtlich  nach  St.  Gallen,  soweit  dieses  nicht  bereits  im 
Basler  Gesetz  enthalten,  geht:  die  Bezeichnung  des  Versuchs  als 
^nächster",  „entfernter"^,  die  prsesumptio  doli  §  2,  die  Fahrlässig- 
keit (Art.  15),  Unmündigkeit  (Art.  17),  der  erste  Theil  der  Theil- 
nahme §§  8 — 10,  die  Schärfungsgrimde  a — d,  Rückkehr  Ver- 
wiesener, widerrechtliche  Anreizung  §  115,  gewaltsame  Verletzung 
§  129,  Diebstahl  §§  147.  148,  zum  TheU  Unterschlagung  §  195, 
zum  Theil  die  Qualificationsgründe  des  Diebstahls.  Ausschliess- 
lich dem  bayrischen  Gesetzbuch  entspricht  Wort  ftir  Wort  §  96 
(Religionsstörung). 

Wörtlich  Aargau  entnommen  sind,  soweit  nicht  dieses  be- 
reits von  Basel  recipirt  ist:  der  Zufall  §  3,  zum  Theil  die  Noth- 
wehr  (weiter  als  Basel),  ein  Theil  der  Schärfungsgründe  c — d,  die 
Verjährung  §  50  (vgl.  Aargau  §  182,  Basel  Verfahren  §  298, 
Oesterreich  Verfahren  206  fF.),  die  Definition  der  Münz&lschung 
§  75,  ein  Theil  der  Beamtenverbrechen,  Ehebruch.  • 

Das  helvetische  St.  G.  B.  äussert  sich,  abgesehen  vom 
mittelbaren  Einfluss  durch  die  genannten  Gesetzbücher,  direct  in 
folgenden  Punkten :  „einfacher"  Vollzug  der  Todesstrafe,  das  rotho 
Hemd  fiir  Mörder,  Auslieferung    des  Leichnams   und  Schutz   der 

*  Der  von  St.  Gallen  in  das  Basler  Gesetz  übergegangene  Begriff  deckt 
sich  nicht  mit  diesen  Bezeichnaugen  und  ist  daher  von  Basel  anders  benannt 
worden. 

PftmUngtr,  Sebwels.  Straf  recht.  1^ 
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Familie  des  Gerichteten  •,  Strafe  der  „Einsperrung",  Gleichstellung 
der  Gehi'dfen,  besondere  Umstände  ausgenommen,  mit  dem  Ur- 
heber, Rehabilitation,  Staats-  und  Beamtenverbrechen,  Verletzung 
des  Postgeheimnisses  (helvetisches  G.  B.  §  92),  Beeinträchtigung 
der  persönlichen  Freiheit  durch  Verzögerung  des  Verhörs  oder 
der  Anzeige  der  Verhaftung  (helvetisches  G.  B.  §  89),®  widerrecht- 
liche Anreizung  als  Strafmilderungsgrund,  endlich  in  der  öfter  an- 
gewendeten Methode  der  Begriffsbestimmung  durch  Specification. 
Grösser  und  negativ  macht  sich  der  Einfluss  dieses  Gesetzbuches 
geltend  in  der  Nichtannahme  gewisser  Bestimmungen,  welche  sich 
nach  den  andern  G.  B.  aufdrängten. 

Das  Gesetzbuch  von  Luzern  ist  demnach  trotz  engen  An- 
schlusses an  Basel  doch  in  wesentlichen  Stücken  etwas  Anderes 
und  auch  Besseres.  Zu  seinen  Eigenthümlichkeiten  sind  überdies« 
zu  rechnen :  das  mit  Recht  an  altem  Gesetzbüchern  getadelte  Be- 
streben, für  jeden  Fall  die  angemessene  Strafe  zu  ermöglichen 
durch  vielfältige  Zusammenstellung  der  Strafmittel 
(14  Arten),  vorzüglich  der  Freiheitsstrafen,  denen  sich  die  drasti- 
schen Mittel  des  alten  Rechtssystems  in  bunter  Mannigfaltigkeit 
anschhessen,  —  die  Weite  der  Strafrahmen  und  die  niedrig  gehal- 
tenen Minima  und  Maxima,  so  dass  häufig  das  Minimum  des 
Basler  Gesetzes  das  Maximum  desjenigen  von  Luzern  ist,  so  z.  B. 
im  Versuch  §  7,  Hochverrath,  Aufruhr  (Luzern  2 — 6  Jahre,  Basel 
Tod),  Sittlichkeitsverbreche»  (L.  §  104,  2—4  Jahre,  B.  4—8), 
Todschlag  in  Folge  widerrechtlicher  Anreizimg,  verheindichte 
Schwangerschaft,  Niederkunft,  Kindsmord  mit  Mangel  am  That- 
bestand  (L.  6 — 10,  B.  16 — 20  Jahre),  Abtreibung,  gefährliche 
Aussetzxmg.  —  Eigenthümlich  ist,  dajss  Weglegen  eines  Kindes, 
mit  der  Absicht  es  zu  erhalten  (§  125),  mit  1 — 2  jährigem  Zucht- 
haus bedroht  ist  (vgl.  Aargau),  während  Basel,  sonst  wörtlich 
nachgeahmt  (vgl.  Correct.-Gesetz  §  32),  nur  correctionelle  Strafe 
eintreten  lässt*.  Unvorsätzliche  Tödtung  bestraft  Luzern  mit 
2 — 10,  Basel  mit  16 — 20  Jahren.  Während  die  Strafdrohungen 
sehr  milde  sind,  wird  Rückfall  ausserordentlich  hart  bedroht  Zwar 


'  Vgl.  St.  Gallen,  correctionelles  Gesetz  §  58;  Bayern,  Art.  451. 

^  Vielleicht  wirkte  hier  die  harte  Bestimmung  des  helvetischen  G.  B. 
über  Zerstörung  des  Civilstandes  (vgl.  Code  penal  345,  d^truire  la  preuve  de 
l'etat  civil  d'un  enfant). 
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sind  Vorsatz  und  freier  Wille  nicht  in's  Gesetzbuch  aufgenommen, 
doch  fristet  sich  noch  nach  St.  Gallen  die  pra^suraptio  doli. 

Das  Polizeistrafgesetzbuch,  Vergehen  und  Polizeiübertretungen 
umfassend;  besteht  in  67  Paragraphen ;  dieses,  sowie  das  Criminal- 
gesetzbuch  bestanden  in  Kraft,  bis  in  Folge  der  Bewegung  von 
1830  und  auf  Bericht  und  Vorschlag  der  bestellten  Gesetzgebungs- 
( Kommission  und  auf  Gutachten  des  kleinen  Raths  die  Gesetz- 
bücher vom  16.  März  1836  erlassen  wurden. 

Rechts  quellen.  Vgl.  S.  4.  —  Zeitschrift  für  schweizer.  R., 
Bd.  23  und  24.  R.  Q.,  herausg.  von  Dr.  R.  \)on  Liebenati^  vgl. 
besonders  Landrecht  von  Entlibuch,  Nr.  168  ff.  213.  Habsburger 
Amtsrecht,  Nr.  18,  Amtsrecht  von  Knutwyl,  Nr.  47  ff.,  von  MoUis 
Nr.  35,  47,  55. 

§  49.  I.  Es  ist  durch  die  vergleichende  Prüfung  der  ersten 
schweizerischen  Strafgesetzbücher  auf  ihre  Quellen  und  ihre  gegen- 
seitigen Beziehungen  gezeigt  worden,  wie  mit  Bewusstsein  auf 
höchste  Einfachheit  des  Strafgesetzes  und  auf  die  Wahrung  des 
landeseigenthüralichen  Charakters  hingearbeitet  wurde,  —  wie  von 
(Janton  zu  Canton  mit  Wahl  das  Recht  sich  übertrug,  —  wie 
französisches  Recht  sich  frei  mit  deutschem  verband,  —  wie 
die  deutsche  Gesetzgebung,  voran  das  bayrische  St.  G.  B.,  und 
die  Doctrin  nur  mit  Vorsicht  benutzt  wurden  —  wie  sehr  die 
schweizerische  Gesetzgebung  bestrebt  war,  den  lebenden  Bedürf- 
nissen thatkräftig  durch  Novellen  Genüge  zu  leisten  und  wie  bei 
alledem  die  cantonalen  Strafgesetzbücher  Landesfarbe  bekennen. 
—  Jeder  Canton  arbeitet  axif  seine  Weise  an  einer  individuell  ge- 
dachten gemeinsamen  Aufgabe.  Aargau  wählt  und  verbessert  die 
einfachste  Form  der  bestehenden  Strafgesetze.  St.  Gallen  schafft 
originell  ein  Gesetzbuch,  welches  die  Einfachheit  des  aargauischen 
mit  der  Verfeinerung  der  deutschen  Doctrin  praktisch  verbindet 
und  werthvolle  Elemente  des  französischen  Rechts  verwerthet;  es 
^^Trd  in  der  Behandlung  von  Versuch  und  Theilnahme  für  alle 
nachfolgenden  wörtlich  leitend.  Basel  verbindet  die  Vorziige  des 
aargauischen  mit  denen  des  st.  gallischen  Gesetzbuches  und  wird, 
indem  es  richtig  den  philosophischen  Charakter  des  letztern  zu- 
rückdrängt, das  einfachste,  zugleich  aber  auch  das  rigoroseste 
schweizerische  Strafgesetzbuch.  Genf  verbessert  den  Code  penal 
durch  die  einfache  Reduction   der  Strafgrenzen    in   einer  filr   das 
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Wesen  und  die  Rech tsanwendung  entscheidenden  Weise.  T  es  sin 
vereinigt  in  durchaus  selbständiger  und  gehmgener  Weise  das 
Recht  des  Code  penal  mit  demjenigen  des  österreichischen  Straf- 
gesetzbuches. Luzern  endlich  schliesst  sich  in  der  Einfachheit 
an  das  Basler  Gesetz,  dem  es  auch  im  Text  vorzügHch  folgt,  an ;  es 
trägt  aber  einen  ganz  verschiedenen  Charakter  durch  seine  gro8.se 
Milde,  grösseren  Einfluss  der  Doctrin,  durch  die  grosse  Nach- 
wirkung des  helvetischen  Strafgesetzbuches  und  den  ausgesprochenen 
Grundsatz  der  liberalen  Auffassung,  welche  wenige  Jahre  später 
allgemein  zum  Durchbruch  gelangte. 
Es  ergibt  sich  demnach: 

1.  Dass  die  Gesetzbücher  nicht  mit  den  allgemeinen  Charakteri- 
sirungen,  wie  wir  sie  überall  antreffen,  wodurch  jene  nach 
Gruppen,  Vorbildern,  Richtungen,  deutschem  und  französi- 
schem Stamm  rubrizirt  sind,  abgethan  werden  können;  dass 
vielmehr,  wie  Osenhrüggen  mehrfach  geschrieben  hat,  eine 
in's  Detail  gehende  Specialisirung  nöthig  ist; 

2.  dass  es  keine  Verirrung  ist,  dem  schweizerischen  Strafrecht 
einen  historischen  Boden  zu  suchen,  statt  nur  das  geltende 
Recht  dogmatisch  zu  behandeln  * ; 

3.  dass  kein  schweizerisches  Strafrecht  geschrieben  werden  kann, 
wenn  nicht  historisch  und  speeialisirend  gerade  da  das  Recht 
angefasst  wird,  wo  es  sich  von  andern  Rechten  unterscheidet  *. 

Es  ist  nun  —  diese  Periode  abscldiessend  —  noch  Aufgabe, 
erstens  den  Hauptinhalt  der  Strafgesetzbücher  zusammenfassend  dar-- 
zustellen,  um  den  Stand  des  Strafrechts  dieses  Zeitabschnitts  zur 
Anschauung  zu  bringen  und  die  Grundlage  für  die  Würdigung 
des  folgenden  zu  legen ;  —  zweitens  auf  Gnmd  davon  die  schwei- 
zerische Gesetzgebung  imter  einem  gemeinsamen  Gesichtspunkt 
in's  Auge  zu  fassen  und  ihre  Stellung  vorzüglich  zum  Strafrecht 
in  Deutschland  zu  bestinmien. 

II.  1.  Die  Todesstrafe  findet  sich  noch  in  allen  Gesetzbüchern 
fiir  die  schwersten  politischen  Verbrechen,  für  Mord,  die  schwer- 
sten Falle  des  Raubes  (der  Erpressung,  des  Menschenraubes)  uiul 
der  Brandstiftung  (Ueberschwemmung).    Im  Einzelnen  varüren  die 


'  Wie  Temme  gethaii  hat. 
«  Wie  S.   165  angeführt  ist. 
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(t.  B.  Aargau,  St.  Gallen,  Luzem  drohen  sie  bei  mehrfachem, 
schwerem  Rückfall,  St.  Gallen  bei  beabsichtigter  schwerster  Körper- 
verletzung, bei  Nothzucht  und  Abtreibung  mit  Todesfolge,  wenn 
Abtreibung  wider  den  Willen  der  Mutter  geschah ;  N.  mit  Todes- 
folge erwähnen  Basel  und  Luzem  gar  nicht;  den  genannten  Fall 
der  Abtreibung  bedroht  Luzem  wie  St.  Gallen,  Basel  aber  blos 
mit  Freiheitsstrafe.  St.  Gallen,  Basel,  Luzem  nennen  aucli  den 
voDendeten  Versuch  des  Giftmordes.  Andere  Variationen  im  Ein- 
zelnen anzuführen,  ist  ohne  wissenschaftliches  Interesse.* 

Alle  Cantone  vollziehen  sie  durch  Enthauptung  und  be- 
stimmen, dass  sie  keine  Verschärfung  leidet.  Nichtsdestoweniger 
findet  in  Luzem  und  Tessin  die  Aufführung  zur  Richtstatte  im 
rothen  Hemd  mit  schwarz  verhüUtem  Kopfe  (in  .Tessin  sogar  nach 
der  Hinrichtung  Ausstellung  des  Kopfes)  statt  imd  Basel  hat  in 
der  erwähnten  Verordnung  ebenfalls  die  Möglichkeit  einer  exem- 
plarischen Hinfuhrung  gegeben.  Der  auch  von  Temme  bemerkte, 
.';ber  unerklärte  Widerspnich  ist  historisch  zu  lösen.  Die  ge- 
nannten G.  B.  verstehen  die  Verschärfung  der  Todesstrafe  im 
alten  Sinne  der  Hinzufügimg  einer  Marter,  gerade  wie  das  hierin 
direct  nachgeahmte  helvetiscRe  St.  G.  B.,  welches  bestimmt :  „Die 
Todesstrafe  besteht  einzig  in  der  Beraubung  des  Lebens,  ohne 
dass  ii^end  eine  Marter  dabei  ausgeübt  werden  darf.''  —  Die 
bekannten  Beschränkungen  in  Bezug  auf  Jugend,  Alter  und  Ge- 
schlecht (Schwangere)  —  letzteres,  weil  selbstverständlich,  nur  in 
Tessin  —  finden  sich  auch  in  den  Schweiz.  G.  B.  —  In  Aargau 
wird  die  Leiche  eingescharrt,  in  Luzem  nach  dem  menschlichen 
helvetischen  G.  B.  der  Familie  zur  stillen  Beerdigung  überlassen. 

2.  Die  Freiheitsstrafen  im  engeren  Sinn,  d.  h.  die  durch 
Einsperrung  vollzogenen,  zeigen  die  bunteste  Mannigfaltigkeit,  ein 
unsicheres  Tasten  in  der  Benennung,  im  Vollzug,  in  der  zeitlichen 
Ausdehnung,  in  der  Schärfung,  in  den  Ehrenfolgen.  Kettenstrafe, 
Zuchthaus,  Arbeitshaus,  Gefangniss,  Einsperrung  in  verschiedenen 
Graden  werden  bei  dem  Mangel  genügender  und  zweckmässig  ein- 
gerichteter Strafanstalten  in  demselben  Gebäude  vollzogen.  Am 
Ixjsten    sorgte   Genf  fiir    den  Vollzug.*     Die    harte    Kettenstrafe, 

•  Vgl.  die  Aufzählung  bei  Teimne,  Lehrbuch  S.  237.  243. 

*  Daa  8.  Z.  bedeutendste  Werk  über  GeiHngnisskunde  von  Petittij  Della 
condizione  attuale   delle   carceri,    1840,   behandelt   eingehend   die    Genfer  An- 
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verbunden  mit  schwerer  öffentlicher  Arbeit,  ist  ausfiihrlich  in  den 
(t.  B.  von  St.  Gallen  1807  und  Luzem  beschrieben  (vgl.  Oester- 
reich,  §  13.  14,  Bayern,  Art.  7).  Dem  mangelhaften  Zustand  der 
Strafanstalten,  welchen  die  Kantone  mit  dem  Auslande  theiltcn, 
imd  dem  mangelliaften  Bewusstsein  einer  internationalen  Pflicht 
der  Rechtspflege  ^  entsprechen  die  Bestimmungen  der  Gesetzbücher, 
dass  selbst  Kettenstrafe  von  grösserer  oder  geringerer  Dauer  gegen 
Fremde  verwandelt  werden  kann  in  Staupbesen  oder  Prftgel,  Brand- 
markung und  Landesverweisung.  Das  st.  gaUische  G.  B.  von  1819 
hat  den  Uebelstand  häufiger  kurzzeitiger  Freiheitsstrafen  consequent 
durch  häufige  Anwendung  der  Prügel  zu  beseitigen  gesucht, 
während  in  andern  Kantonen  die  unzulänglichen  Mittel  der  Ver- 
weisung, Eingrenzung  und  des  Hausarrests,  bei  Vergehen  die  Vcr- 
urtheilung  zu  fremdem  Kriegsdienst  aushelfen  mussten.  Tpnimr 
bemerkt,  dass  die  uneigentlichen  Freiheitsstrafen  in  den  schwei- 
zerischen St.  G.  B.  mehr  als  in  irgend  einer  andern  Strafgesetz- 
gebung vorkommen,  was  theils  mit  dem  Festhalten  am  Historischen, 
theils  mit  der  Herauskehnmg  der  morahschen  Seite  der  Straf- 
anwendung, theils  mit  dem  Mangel  eines  ausgebildeten  PoUzei- 
staatswesens  erklärt  wird.  {7'emme,  Lehrbuch  S.  91.)  Unbestimmte 
Strafe  [Bayern,  Art.  12]  findet  sich  nicht. 

3.  Die  Ehrenstrafen  zeigen  die  grossen  Uebelstände,  dass 
sie  ohne  Individualisirung  an  bestimmte  Strafinittel  geknüpft  sind, 
dass  sie  in  Folge  dessen  zu  häufig  zur  Anwendung  kommen, 
dass  sie,  Rehabilitation  vorbehalten,  auf  Lebenszeit  treffen,  vom 
Zeugniss  ausschliessen  und  in  den  Formen  des  Prangers,  der 
Brandmarkung*  und  der  Stäupung  das  Ehrgefühl  vernichten.  Trotz- 
dem die  G.  B.  im  Grunde  übereinstimmen,  ergeben  sich  bedeu- 
tende cantonale  Eigenthümhchkeiten.  Gemeinsam  ist  allen  der 
Satz,  dass  jedes  Criminalurtheil  Verlust  der  poUtischen  Rechte 
zur  Folge  hat  und  dass  zur  Verschärfung  Pranger,  Brandmarkung, 


stalten  und  erklärt  ihr  System  für  das  beste  in  Europa.  Vgl.  Torstehend  Genf 
über  die  Bemühungen  DumonCs.  —  Vgl.  Burckhardf  a.  a.  O.  und  die 
Bericlite  der  schweizerischen  gemeinnützigen  Gesellschaft  über  das  Gefilngnißa- 
wesen. 

*  St.  Gallen  sagt  zwar  in  den  Grundlinien  Art.  83,  dass  kein  Staat  einem 
andern  durch  Landesverweisung  gefährliche  einheimische  Verbrecher  auf- 
bürden dürfe,  allein  nach  Art.  78  des  G.  B.  ist  dies  bei  Fremden  erlaubt. 
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Staupenschlag  (Tessin  ausgenommen)  zur  Anwendung  kommen 
kann.  Alle,  mit  Ausnahme  von  Aargau,  schliessen  vom  Zeug- 
niss  aus.® 

Landeseigenthümlich  und  von  Bedeutung  sind  die  Bestim- 
mungen von  St.  Gallen,  Luzem  und  Tessin.  Das  philosophische 
St.  Gallen  will  den  Pranger  als  die  reclite  Talion  angewendet 
wissen  wider  Tücke  und  niedere  Gesinnung;  Brandmarkung  und 
Staupenschlag  nur  gegen  Verbrecher,  die  landesverwiesen,  gezeich- 
net und  abgeschreckt  werden  sollen  (Grundlinien  §§  80.  84). 

In  Luzern  verbindet  sich  mildes  helvetisches  Recht  mit  dem 
strengen  Ehrbegriff  der  Innerschweiz  und  deren  eigenthümlichen 
Strafinitteln.  Bei  den  schwersten  Verbrechen  kann  10  Jahre,  bei 
allen  andern  5  Jahre  nach  erstandener  Strafe  Rehabilitation 
nachgesucht  werden  (Tit.  IX).  Verurtheilung  zu  4  Jahren  Ketten 
und  darüber  m  u  s  s  mit  Ausstellung  verbunden  sein.  Mit  der  Ein- 
^nzung  ist  verbunden,  dass  die  Strafsentenz  von  der  Kanzel 
abgelesen  werde,  dass  der  Missethäter  regelmässig  vom  angewie- 
senen Platz  aus  die  Predigt  anhöre,  dass  sein  Name  in  den  Wirths- 
häusem  angeschlagen  und  ihm  der  Wein  verboten  sei,  wozu  in 
besondem  Fällen  das  Tragen  eines  Halsringes  mit  einem  Schnabel 
durch  Urtheil  verfiigt  werden  kann  (§  24).  Der  ehrlos  Erklärte 
soll  von  jeder  Zusammenkunft  oder  Gesellschaft  ehrlicher  Leute 
fem  bleiben  (§  32).  Tessin  hat  ebenfalls  die  Rehabihtation,  aber 
den  Staupenschlag  als  Art  der  Züchtigung  nach  französischer 
Rechtsansicht  nicht.  Kein  anderes  der  genannten  Gesetzbücher 
ist  in  den  Ehrenstrafen  so  comphcirt  wie  Tessin ;  es  kennt :  Ver- 
lust des  Activbürgerrechts  bei  Verurtheilung  zur  Zwangsarbeit, 
Verlust  einzelner  Bürgerrechte  flir  immer  und  correctionell  auf 
>ieit;  der  zeitliche  Verlust  wird  wieder  eingetheilt  in  zwei  Arten 
nach  dem  entzogenen  Recht  und  in  je  drei  Grade  nach  der  Dauer 
des  Entzugs.  Verurtheilung  zu  mehr  als  5  Jahren  Zwangsarbeit 
ist  stets  mit  Pranger  verbunden.  Insoweit  das  helvetische  St.  G.  B. 
Ueltung  hatte,  galt  auch  die  Rehabilitation. 

4.  Die  körperlichen  Strafen  bestehen  in  Anwendung  des 
Staupbesens  durch  den  Scharfrichter  und  der  Stock-  oder  Ruthen- 
ßchläge  durch  den  Büttel,  das  Letztere  theils  öffentlich,  theils  im 
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Gefängniss.  —  Im  vollen  Umfang  bestehen  diese  Strafen  nur  m 
Aargau,  St.  Gallon  (1819),  Luzem  und  zwar  die  Pnigelstrafe  so- 
wohl als  Criminal-  wie  als  Polizeistrafe.  Stäupung  und  Prügel 
werden  als  Verschärfung  der  ordentlichen  Strafe  bei  erschwerenden 
Umständen  nach  dem  Ermessen  des  Richters  angewendet,  nur 
St.  Gallen  (1819)  hat  sie  auch  bei  bestimmten  Verbrechen  an- 
gedroht. Die  Prügelstrafe  für  Vergehen  findet  nur  in  beschränk- 
tem Masse  statt  gegen  Rückfällige,  Diebe  und  fremdes  Gesindel 
als  Laufpass;  St.  Gallen  fügt  hinzu  „gegen  Kinder,  welche  ihre 
Eltern  misshandeln  und  gegen  boshafte  Eigenthimisschädiger".  Nie 
findet  sie  gegen  Frauen  Anwendung. 

Wie  bereits  Mittermaier  rühmend  erwähnte,  hat  Basel  die 
Piügelstrafe  aus  beiden  Gesetzbüchern  ausgeschlossen''  und  hält 
nur  noch  für  schwere  Verbrecher  an  der  Ausstäupung  fest. 

Keine  körperliche  Züchtigung  besteht  in  den  Cantonen  fran- 
zösischen Rechts,  in  Genf,  Tessin  und  soweit  das  helvetische  St.  G.  B. 
im  verändert  gilt®.  Es  war  nur  consequent,  wenn  ein  Strafmittel^ 
welches  vom  Criminalgesetzbuch  perhorrescirt  war,  entsprechend 
keine  Anwendung  fand  auf  Vergehen,  wie  denn  auch  im  Code 
correctionnel  des  Cantons  Waadt  vom  30.  Mai  1805  davon  nicht 
die  Rede  ist. 

5.  Absolute  Strafdrohungen  sind  nur  bei  wenigen  Ver- 
brechen gesetzt,  in  der  Regel  ist  Minimum  und  Maximum  ange- 
geben und  zwar  in  Aargau  und  Tessin,  indem  Strafgrade  an- 
gedroht sind,  deren  Grenzen  zum  Voraus  feststehen,  in  den 
andern  Gesetzbüchern,  indem  bei  den  einzelnen  Delicten  die  Art 
und  Dauer  der  Strafe  ausgesprochen  ist.  Die  weitesten  Straf- 
grenzen haben  St.  Gallen  und  Luzern,  engere  Basel,  Tessin  und 
Aargau.  In  Bezug  auf  den  DurchschnittsbegrifF  des  mildem  Cha- 
rakters der  Gesetzbücher  kann  auf  die  Urtheile  Mittermaier' ^y  auf 
die  Darstellung  der  einzelnen  Cantone  und  auf  die  Strafe  der 
einzelnen  Delicte  verwiesen  werden;  neben  landeseigenthümlichen 
Härten  zeigt  sich  im  Ganzen  die  Neigung  zur  Milde  selbst  in 
dem   relativ   strengsten   Basler   Gesetzbuch   und  seinen  Novellen. 


'  Vgl.  CorrectioneUes  Gesetz  von  1824,  §§  4  und  6.  Die  Revision  von 
1835,  §  6,  führte  sie  gegen  Gauner  und  gefährliche  Landstreicher,  gegen  die 
man  sonst  kein  Mittel  habe,  wieder  ein. 

8  Vgl.  S.  156.  157. 
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Alle  Gesetzbücher  und  vorzüglich  diejenigen  von  Aargau,  St 
Gallen  1807,  Tessin  und  Basel  zeigen  das  Bestreben,  durch  genau 
bestimmte  Strafe  zugleich  der  Gerechtigkeit  und  der  Sicherheit 
zu  dienen,  ohne  dass  sie  durch  Spaltung  der  Begriffe  und  Häu- 
tang  der  Strafmasse  das  richterliche  Ermessen  in  dem  Masse 
binden  würden  wie  das  bayrische  St.  G.  B.  Die  Stellung  Genfs 
und  der  Cantone  helvetischen  Rechts  ist  bekannt. 

6.  Strafmilderungs-  und  Strafminderungsgründe  wer- 
den häufig,  unterstüzt  von  der  unsichem  Temiinologie  der  Gesetz- 
bücher, verwechselt.  Die  erstem  berechtigen  den  Richter,  unter 
«las  gesetzliche  Minimum  herabzugehen,  die  letztern  geben  ihm 
Anleitung,  innerhalb  Minimum  und  Maximum  die  Strafe  der  Schuld 
iuizupassen.  Näher  einzutreten  auf  die  zahlreichen  Mindenmgsgründc, 
welche  sämmtliche  Gesetzbücher  (Genf  und  die  Cantone  helvet. 
Rechts  ausgenommen)  enthalten  (wie  auch  das  österreichische  und 
liayrische  Gesetzbuch),  darf  hier  fiiglich  unterlassen  werden.  — 
Dagegen  ist  von  Bedeutung,  inwiefern  die  Cantone  den  Richter  er- 
mächtigen, unter  das  Minimum  herabzugehen,  wenn  mehrere  Min- 
deningsgründe  zusammentreffen,  denn  dadurch  wird  faktisch  das 
Minimum  beseitigt,  wenn  im  concreten  Fall  in  der  Anwendung 
des  Gesetzes  eine  verletzende  Härte  läge,  da  die  Anfiihrung  der 
Minderungsgründe  nur  die  Bedeutung  der  Exemplification  hat. 
Ein  solches  Milderungsrecht  hat  Tessin,  indem  beim  Zusammen- 
treffen mehrerer  Minderungsgründe  die  auf  das  Verbrechen  gesetzte 
Strafe  in  eine  nach  QuaUtät  oder  Quantität  geringere  in  bestimm- 
tem Masse  gemildert  werden  kann ;  femer  in  beschränktem  blasse 
St,  Gallen,  indem  bei  Vorhandensein  speciell  genannter  Umstände 
der  Richter  auf  eine  mildere,  selbst  correctionelle  Strafe  erkennen 
kann  (das  Gesetzbuch  von  1807  hatte  nur  wirkHche  Milderungs- 
»md  Schärfungsgründe).  —  Ueber  Strafmilderung  wegen  Mangel 
am  Thatbestand  bei  Kindsmord  und  wegen  widerrechtlicher  An- 
reizung  bei  Tödtimg  ist  in  der  Folge  zu  handeln.  Aargau,  Basel 
und  Luzem  stellen  blos  Minderungsgründe  auf  (bezeichnet  als 
Milderung),  welche  dem  Richter  niu*  Bewegung  innerhalb  des  ge- 
setzlichen Strafrahmens  gestatten®. 


•  Unerklärlich   ist  mir  Teinme  a.  a.  O.  S.  279.  281,  Note  2,   in  Bezug^ 
Auf  Aargau  und  Oesterreich.     Vgl.  vorstehend  §  43. 
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7.  Rückfall.  So  verschieden  über  diesen  (jl-egenstand  Doctrin 
lind  Praxis,  deutsches  und  französisches  Recht  bestimmen  *®,  so 
"vrerschieden  und  eigenthümlich  complicirt  äussern  sich  die  acliweiz. 
Oesetzbücher  in  Bezug  auf  die  Stellung  des  Rückfalls  als  Straf- 
mehrungs-  oder  selbständigen  Strafschärfungsgrund,  —  ob  ein 
gleiches  Verbrechen,  oder  Verbrechen  gleicher  Art,  oder  Verbrechen 
überhaupt,  oder  blos  ein  Vergehen  erforderlich  sei,  —  ob  schon 
die  Begehung  nach  der  ersten  Verurtheilung  genüge,  oder  ob  di<* 
erste  Strafe  erlitten  sein  müsse,  —  in  welchem  Masse  eine  Steige- 
inmg  der  Strafe  zulässig  sei,  —  ob  Todesstrafe  für  melirfachen 
Rückfall  oder  rückfällige  Diebe  sich  rechtfertigen  lasse.  —  Aarga« 
und  Basel  verlangen  frühere  Bestrafung  wegen  eines  gleichen 
Verbrechens,  der  Rückfall  ist  einfacher  Strafinehrungsgrund  *'. 
Tessin  und  Luzem  behandeln  ihn  selbständig,  sie  fordern  Verur- 
theilung wegen  neuer  Verbrechen  (Luzem  „gleicher  Geltung") 
und  es  tritt  Strafschärfung  ein,  selbst  Todesstrafe  in  den 
schwersten  Fällen  (Luzem  4  Fälle).  St.  Gallen  stellte  im  Gesetz- 
buch von  1819  den  Rückfall  als  selbständigen  Titel  auf,  nach  deni 
er  1 807  Schärfungsgrund  gewesen  war  und  machte  die  Bt*- 
gehung  eines  neuen  Verbrechens  nach  der  Verurtheilung  zum 
Strafmehrungsgrund  (vgl.  St.  GaUen,  Art.  39  //,  Luzem,  §  37  h), 

8.  Nothwehr  von  Aargau  und  Tessin  neben  dem  Todschlag, 
von  den  Gesetzbüchern  der  andern  Cantone  unter  den  Strafaus- 
schhessungsgründen  behandelt,  ist  kurz  gefasst  und  weit  in  der 
Anwendung.  Alle  sprechen  von  gerechter  Nothwehr,  welche  dif 
Vertheidigung  noth wendig  macht,  zum  Schutz  ,,eigener  oder  fremder 
Rechte"  (St.  Gallen),  oder  „des  eigenen  oder  fremden  Leben.^, 
Eigenthums,  Freiheit"  (Aargau,  Basel,  Luzem),  oder  „des  eigenen 
oder  fremden  Lebens,  der  Keuschheit  oder  gegen  Strassenräuber 
und  Einschleicher"  (Tessin).  —  In  Bezug  auf  Angriff  und  Abwehr 


*°  Wie  schwankend  die  Ansicht  sein  kann,  zeig^  das  bayrische  Kecbi. 
Das  St.  G.  B.  von  1818,  Art.  111,  verlangt  ein  Verbrechen  derselben  Art,  be- 
{^angen  nach  erlittener  Strafe,  das  Gesetz  vom  29.  August  1848  fordert  ein 
Verbrechen  derselben  oder  anderer  Art,  begangen  nach  der  Verurtheilunjr 
wegen  des  ersten  (dem  französischen  Recht  entsprechend,  Art.  56),  und  re* 
ducirt  den  Rückfall  auf  einen  einfachen  Strafmehningsgrund. 

**  Nach  A.  kann  der  drei  Mal  rückfällige  Dieb  mit  dem  Tode  bestraft 
werden. 
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verlangt  St.  Gallen,  dass  der  Angriff  sonst  nicht  zu  vereiteln  und 
die  Abwehr  eine  angemessene  sei  (vgl.  auch  Art.  12) ;  Aargau, 
(Liss  der  Angriff  nicht  provocirt  sei.  Basel  fügt,  offenbar  unter 
dem  beschränkenden  Einfluss  des  bayrischen  St  G.  B.,  hinzu,  es 
müsse  „die  Anrufimg  obrigkeitlicher  Hülfe  und  sich  dem  Angriff 
zu  entziehen  unmöglich  sein".  Allein  diese  Beschränkung  der 
Xothwehr  konnte  sich  nicht  lange  halten,  da  sie  in  der  Praxis 
dazu  führte,  dem  Gesetze  Gewalt  anzuthun.**  Excess  derNoth- 
wehr  ist  einzig  von  Tessin  aufgenommen.  —  In  den  Cantonen 
helvetischen  Kechts  ist  Nothwehr  Tödtung  in  rechtmässiger  Ver- 
theidigung  seiner  selbst  und  Anderer,  von  der  augenblicklichen 
^'othwendigkeit  geboten.  Der  Code  penal  (Genf),  Art.  328,  fügt 
der  Tödtung  auch  Verwundungen  und  Schläge  in  Nothwehr  bei. 
Die  schweizerischen  St.  G.  B.  fassen  die  Nothwehr  viel  einfacher 
und  freier  als  das  bayrische  Gesetzbuch  und  die  anschliessende 
Doctrin  und  Praxis.** 

9.  Der  Strafmilderungsgrund  der  widerrechtlichen 
Anreizung  bei  Tödtung  erscheint  zuerst  nach  dem  Vorgang 
des  helvetischen  Gesetzbuches  im  St.  G.  B.  von  St.  Gallen  von 
1807  mit  weitestgehender  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens  und 
dieselbe  Bestimmung  hat  auch  das  Gesetz  von  1819  wieder  auf- 
genommen, Tessin  und  Luzern  führen  ihn  ebenfalls  bei  der  Töd- 
tung an.  Alle  stimmen  darin  überein,  dass  eine  thätUche  odoi* 
gewaltthätige  Beleidigung  vorausgesetzt  wird  imd  dass  die  Straf- 
milderung eine  sehr  erhebhche  ist.  Gleich  verhält  sich  der  Code 
jenal,  Art.  321.  326  („le  meurti'e  ainsi  que  les  blessures  et  les 
tt)up8  sont  excusables") ;  Bayern,  Art.  152,  hat  eine  andere  Auf- 
fassung und  viel  höhere  Strafe. 

10.  Versuch.  —  Alle  schweizerischen  Strafgesetzbücher 
stimmen  hier  überein  und  imterscheiden  sich  vom  österreichischen, 
französischen,  bayrischen  G.  B.  und  von  der  deutschen  Doctrin. 
Den  Ausgangspimkt  bildet  das  St.  G.  B.  von  Aargau,  welches 
in  zwei  Punkten  wesentlich  vom  österreichischen  differirt.  Erstens 
sagt  es  nicht,  wie  das  0.  G.,  der  Versuch  ist  das  Verbrechen 

"  Vgl.  Miijoritätsgutachten  1829,  S.  5. 

"  Vgl,  auch  Jfewiwi«,  Lehrbuch  des  Schweiz.  St.  R.,  S.  126.  lieber  die 
Stellung  und  die  controversen  Punkte  der  Nothwehr  mich  der  gemeinrecht- 
lichen Doctrin  vgl.   Temme,    Lehrbuch  des  preussischen  St.  R.,   S.  217 — 219. 


'*  "y^: 
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(selbst),  sondern  er  ist  ein  Verbrechen,  d.  h.  unter  den  näbercD 
Bedingungen  wird  er  criminell  bestraft,  lu^d  es  betont  stai*ker  da> 
Aeusserliche  und  Unverkennbare  der  zur  wirklichen  ÄusübuD^^ 
führenden  Handlung.  Zweitens  stellt  es  auch  in  der  Strafe  den 
Versuch  nicht  dem  vollendeten  Verbrechen  gleich  mit  der  Berück- 
sichtigung als  eines  blossen  Minderungsgrundes  wie  Oesterreich. 
sondern  es  bestraft  ihn  consequent  milder. 

Dieser  Satz  wurde  wörtlich  vom  st.  galUschen  G.  B.  von 
1807  übernommen  und  weiter  entwickelt,  indem  zwei  Grade  auf- 
gestellt wurden  unter  Beseitigung  der  Vorbereitungshandlungen. 
—  Daraus  ergab  sich  einerseits,  dass  die  richterliche  Willkür 
und  was  deren  Folge  war,  der  Anschluss  an  die  compHcirttn 
Gradbestimmungen  der  gemeinrechtlichen  Theorie,  wie  die  Un- 
bestimmtheit des  östen*eichischen  Gesetzbuches  es  mit  sich  brachte^ 
ausgeschlossen  war;**  anderseits  dass,  nicht  wie  nach  dem 
bayrischen  G.  B.,  entfernte  Vorbeitungshandlungen  Strafen  von 
empörender  Härte  unterworfen  waren.** 

Die  beiden  Grade  nennt  das  St.  G.  nächsten  und  entfernten 
Versuch.  Der  nächste  hat  statt,  wenn  der  Thäter  seinerseits  Alles 
gethan  hat,  die  beabsichtigte  Wirkung  aber  durch  ausser  seinem 
Willen  gelegene  Umstände  verhindert  wurde;  der  entfernte  ist 
vorhanden,  wenn  „im  wirklichen  Anfange  der  Unter- 
nehmung oder  in  Veranstaltungen  und  in  der  Bereitschaft  ziu- 
Missethat  der  Thäter  ertappt  wurde".** 

Diese  Grade  entsprechen  nun  allerdings  nicht  der  Bezeichnung 
nah  und  entfernt,  sondern  vielmehr  den  deutschrechtlichen  Begriffen 
des  beendigten  und  nicht  beendigten  Versuchs  oder  in  höherem 
Grade  der  französischrechtlichen  Auffassung  von  tentative  qui  a 
ete  manifestee  par  im  commencement  d'execution,  tentative  schlecht- 
hin und  delit  manque,*'  mit  welchen  zwei  Graden  die  blossen 
Actes  simplement  preparatoires  ausgeschlossen  sind.    Die  Schwie- 


**  Vgl.  Zachariae,  die  Lehre  vom  Versuch,  II.  Theil,  8.  44;  Jenulh 
österreichisches  C.  R.,  I.  Theil,  S.  419. 

**  ZachariaCy  a.  a.  O.  S.  46.     Vgl.  vorstehend  8.  187. 

**  £in  Zweifel  über  den  Ausschluss  von  Vorbereitungshandlungfen  kann 
nicht  bestehen.    Es  liegt  ein  Irrthum  vor,  wenn  Mittermaier  jene  einbezieht. 

'^  Die  Unterscheidung  ist  eine  solche  der  französischen  Theorie,  nicht 
des  Code,  vgl.  Rossiy  Traitä  de  droit  p^nal,  1829.     Liv.  II,  Chap.  XXV. 
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rigkeit  der  Bezeichnung  hat  denn  auch  Basel  empfunden,  als  es 
später,  immerhin  die  Begriflfe  acceptirend,  für  „nah  und  entfernt" 
^unvollendetes  Verbrechen"  und  „verhinderte  Vollendung"  setzte 
und  in  den  Vorarbeiten  zu  seinem  späteren  Gesetzbuch  einen 
entfernten  Versuch  hinzuzufügen  suchte. 

Dies  ist  nun  der  Begriff  des  Versuchs,  welcher  von  den  nach- 
folgenden Gesetzbüchern  wörtlich  nach  dem  St.  G.  B.  von  St,  Gallen 
von  1807  übernommen  wurde.  Tessin  bezeichnet  die  Grade  als 
entfernt,  nah  und  nächst,  schliesst  aber  jenem  entsprechend  aus- 
drücklich Handlungen,  die  nicht  zur  wirkhchen  Ausführung  des 
Delicts  gehören,  sowie  den  Versuch  am  untauglichen  Object  und 
mit  untauglichem  Mittel  aus. 

11.  Theilnahme.  Auch  für  diesen  Gegenstand  ist  das 
St.  G.  B.  von  St.  Gallen  leitend  gewesen ;  Aargau  blieb,  obgleich 
einfeich  wie  das  österreichische,  dabei  aber  von  Oesterreich  wie 
von  der  gemeinrechtlichen  Doctrin  abweichend,  in  seiner  Selb- 
ständigkeit ohne  Nachahmung.  Aargau  unterscheidet  1 .  Mitschuld 
oder  unmittelbare,  thätige  Hülfeleistung  zur '  Ausführung  des  Ver- 
brechens; 2.  Vorschub  oder  absichthche  mittelbare  Mitwirkung 
durch  Befehl,  Anstiftung,  Rath  oder  Versprechen  von  Hülfe,  auch 
^geflissentliche  Nichthinderung ;  3.  Theilnahme  oder  Hülfeleistung 
nach  der  That  (Begünstigung  und  Hehlerei).  Die  Strafe  des  Vor- 
schubs und  der  Theilnahme  ist  gelinder  als  diejenige  der  Mit- 
{>ohuld.  —  St.  Gallen,  Basel  und  Luzern  setzen  übereinstimmend 
folgenden  Begriff  des  Urhebei's:  „Wer  durch  Rath  oder  That 
*^e  unmittelbare  und  Hauptursache  des  verübten  Verbrechens  ist, 
heisst  Urheber;  jeden  Urheber  trifft  die  Strafe,  die  durch  das 
Verbrechen  verwirkt  ist."  —  Während  Basel  diesen  allgemeinen 
liegriff  nicht  näher  bestimmt,  fixiren  denselben  durch  Specification 
»St.  Gallen  und  Luzern:  Urheber  ist  jeder,  der  an  dem  Vollzug 
durch  Andere  Ursache  ist,  sei  es  durch  angewandte  Gewalt,  durch 
licfehl,  Drohungen,  Geschenke,  ertheilten  Auftrag,  durch  Anrathen 
und  Angabe  des  Verbrechens,  durch  künstliche  Aufreizung  der 
Leidenschaft  des  unmittelbaren  Thäters  —  wenn  solches  mit  Ab- 
sicht geschehen  und  ohne  dies  das  Verbrechen  xmterblieben  wäre. 
Theilnehmcr  sind  diejenigen  (Basel,  Luzern),  welche  das  von 
einem  Andern  unmittelbar  begangene  Verbrechen  wesentlich  auf 
irgend  eine  Art  fördern  oder  dem  Verbrecher  nach  der  That  Bei- 
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hülfe  leisten.  Besser  stellt  St.  Gallen  Begünstigung  und  Hehlerei 
selbständig. 

Alle  drei  Gesetzbücher  unterscheiden  Haupt-  nnd  Xeben- 
gehülfen;  die  erstem  sind  solche,  die  durch  unmittelbare  >Kt- 
wirkung  zur  Vollendung  wesentlich  beitragen,  ohne  deren  Mit- 
wirkung das  Verbrechen  nicht  hätte  vollzogen  werden  können. 
—  Nebengehehtilfen  sind  solche,  deren  Mitwirkung  zur  Voll- 
bringung nicht  wesentlich  war,  die  Unterschleif  geben  und  vor 
der  That  Begünstigung  zusagen.  —  Strafe  der  Hauptgehülfen  — 
gleich  derjenigen  der  Urheber ;  Nebengehülfen  Y*  bis  ^/s  der  Ur- 
heberstrafe. 

Complott  ist  von  Aargau,  Ba«el  und  Tessin  nicht  erwähnt, 
von  St.  Gallen  und  Luzem  in  einem  kurzen  Paragraphen.  Zum 
BegriflF  ist  thätige  Mitwirkung  zur  Ausfiihrung  nothwendig.  Die 
Bande  erwähnt  nur  nach  dem  Code  penal  Tessin. 

12.  Die  Denunziationspflicht  besteht  in  vollem  Um- 
fange nur  in  einem  Canton.  In  den  andern  ist  sie  beschränkt. 
Allgemein  ist  Nichtanzeige  bevorstehender  Verbrechen  an  Jeder- 
mann strafbar  bloss  in  St.  Gallen  —  sie  ist  beschränkt  auf  Mord 
und  Staatsverbrechen  in  Basel  —  blos  auf  Staatsverbrechen  (so- 
weit nicht  Vorschub)  in  Aargau  und  in  Tessin.  Vollständig  aus- 
geschlossen ist  sie  in  Luzeni.  —  Die  Nichthinderung  stellt 
allgemein  Aargau  dem  Vorschub  gleich  —  St.  Gallen  behandelt 
sie  gleich  wie  die  Unterlassung  der  Anzeige  und  ebenso  Basel  bei 
Mord;  dagegen  obliegt  die  Pflicht  der  Hinderung  in  Basel  nur 
den  Beamten  mit  Bezug  auf  Staatsverbrechen.  Luzem  hat  auch 
hierin  kein  Delict  aufgestellt.  Die  Strafe  ist,  Aargau  ausgenom- 
men, speciell  festgesetzt  und  richtet  sich  nach  der  Schwere  de^ 
zu  verhütenden  Verbrechens. 

13.  Staatsverbrechen.  Hochverrath  und  Landesverrath. 
Es  macht  sich  das  Bestreben  geltend,  den  Thatbestand  casuistisch 
fester  zu  bestimmen,  im  Umfang  zu  beschränken,  in  Versuch  und 
Theilnahme  die  allgemeinen  Grundsätze  anzuerkennen,  sorgfaltig 
die  Schuld  abzuwägen  und  für  Nebengehülfen  Milde  walten  zu 
lassen.    Die  Strafe  der  Urheber  ist  durchweg  Tod. 

Alle  Gesetzbücher,  St.  Gallen  und  Tessin  ausgenommen,  ver- 
langen zum  Hochverrath  ein  Unternehmen  oder  einen  An- 
griff, auf  gewaltsamen  Umsturz  abzweckend.  Aargau  und 
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Basel  geben  nur  die  Definition  und  letzteres  setzt,  härter  als 
-Vndere,  auch  fiir  Nebengehülfen  den  Tod  fest  (modificirt  durch 
<lie  bekannte  Novelle),  während  Aargau  die  allgemeinen  Grund- 
sätze über  Theilnahme  gelten  lässt.  —  St.  Gallen  präcisirt  den 
aDgemeinen  Begriff  dahin,  dass  ein  Unternehmen:  Aufrulu*,  Ver- 
•jchwörung  im  Innern,  Verrätherei,  Verbindung  mit  Fremden  vor- 
liegen muss,  zum  Zwecke,  die  Verfassung  zu  stürzen,  die  höchste 
Staatsgewalt  aufzulösen.  —  Luzern  specialisirt  das  Unternehmen 
als  Aufstand  im  Volk,  Meuterei  unter  den  Truppen,  Bestellung 
von  Mannschaft;  Anfall  der  höchsten  Behörde  mit  bewaflneten 
Haufen,  und  fiigt  beschränkend  hinzu,  dass  Angriffe  auf  mehrere 
Mitglieder  nur  dann  unter  das  Gesetz  fallen,  wenn  der  Zweck  ist,, 
«üe  ganze  Behörde  aufzuheben. 

Für  Versuch  und  Theilnahme  gelten,  Tessin  ausge- 
nonnnen,  allgemeine  Grundsätze.  St.  Gallen  bestimmt  sogar  sorg- 
taltig,  dass  der  Richter  möglichst  genau  die  Schuld  abzuwägen 
und  nur  die  schuldigsten  Gehülfen  als  Nebengehülfen,  die  andern 
iiber  mit  Geld,  Eingrenzung    oder  Prügelstrafe   zu   ahnden   habe. 

Landesverrath  und  Hochverrath  in  St.  Gallen  verbunden,  in 
Tessin  den  Verbrechen  gegen  innere  und  äussere  Sicherheit  unter- 
stellt, sind  in  aUen  andern  Cantonen  begrifflich  getrennt.  Landes- 
verrath ist  in  Ueberein Stimmimg  mit  dem  Hochverrath  behandelt, 
nur  dass  die  Specialisirung  noch  mehr  hervortritt.  Das  Unter- 
nehmen muss  unmittelbar  zum  Verderben  des  Staates  gereichen. 
Hat  nach  Luzern  der  Landesverratli  nicht  wirklich  gefahrliche 
Folgen  gehabt,  so  tritt  selbst  für  die  Urheber  nur  6 — 10  Jalire 
Kettenstrafe  ein. 

In  Aufruhr  wird  unterschieden,  ob  er  beharrlich  war  oder 
ob  er  auf  amtliche  AufiForderung  sich  legte,  ob  Gewaltthaten  sich 
'labei  ereigneten,  in  welchem  Masse  die  Betheiligung  statt  hatte 
und  ob  Gefahr  oder  Schaden  vorhanden  war.  Aargau,  Tessin, 
^l  Gallen,  Basel  bedrohen  die  Rädelsführer  am  schweren  Auf- 
stand (thatsächlich  dem  Hochverrath  sich  nähernd)  mit  dem  Tode, 
Lozera  nur  mit  2 — 10  Jahren  Ketten,  die  übrigen  Theilnehmer 
werden  von  Luzern  und  St.  Gallen  mu*  mit  Geld  oder  Freiheits- 
strafe belegt. 

Hochverrätherische   Verschwörung   heben   hervor   Tessin 
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und  St.  Gallen,    das  letztere   auch   das    aufrührerische   Complott. 
Strafe  der  Urheber:  Geldbusse  oder  Prügel. 

Aufreizung  zum  Ungehorsam  gegen  Landesgesetze 
und  obrigkeitliche  Verordnungen  ist  einzig  in  Luzern  nicht  aL< 
Delict  erklärt. 

Majestätsbeleidigung  gibt  es  nicht  und  die  besondere  Ehr- 
verletzung gegen  Obrigkeit  und  Beamte  ist  massig 
reducirt,  Aargau  und  Basel  erwähnen  sie  nicht  (vgl.  Basel,  correct. 
Ges.  §  22),  Luzern  nur  im  correct.  Gesetzbuch  und  sehr  be- 
schränkt, St.  Gallen  in  beiden  G.  B.  Nach  St.  Gallen  wird  wört- 
liche oder  thätliche  Beschimpfung  von  Beamten  in  Ausübung  einer 
Amtshandlung  bedroht  mit  Geldstrafe  oder  Zuchthaus  bis  6  Monate, 
öffentliche  Verleumdung  gegen  die  Obrigkeit  durch  fälschlich«' 
Andichtung  von  Handlungen  mit  Ausstellung  und  Prügeln;  ge- 
ringere Fälle  ziehen  Geldbusse  von  10 — 200  Fr.  nach  sich.' * 
Tessin  hat  sehr  eingehende  Bestimmungen  und  bestraft  auch  die 
Verspottung  von  öffentlichen  Erlassen. 

Mord  und  Todschlag,  welche  das  helvetische  6.  B. 
so  gut  bestimmt,  die  Uebersetzer  des  französischen  Originals  aber 
so  schlecht  überti-agen  hatten,  dass  Verwirrung  des  Rechts  und 
die  Nothwendigkeit  der  deutschen  Textverbesserung  in  Beziehung 
auf  Absicht,  Vorsatz,  Ueberlegung  und  die  Benennung  der  Delicto 
eintrat,  zeigen  verschiedene  Gestalt  in  unsem  Gesetzbüchern.  E< 
zeigt  sich  das  Bestreben  der  Vermittlung  zwischen  französischem 
und  deutschem  Recht,  der  Verbesserung  zwischen  dem  öster- 
reichischen und  bayrischen  Gesetzbuch.  In  Genf  und  den  Can- 
tonen  helvetischen  Rechts  gelten  die  Begriffe  des  Code,  welche 
auch  Tessin,  jedoch  theils  nach  Oesterreich,  theils  nach  eigenthüm- 
licher  Auffassung  modificirt  (vgl.  oben),  zu  Grunde  legt.  Für  die 
deutschen  Cantone  bildet  Aargau  mit  seiner  einfachen  Bestinoonung 
der  vorsätzlichen  Tödtung,  der  Hervorhebung  der  Gattungen  de.*^ 
Mordes  und  der  Einbeziehung  des  Kindsmordes,  den  Ausgangs- 
punkt zur  Verbesserung. 

Aargau  unterscheidet  vorsätzlichen  Mord  und  unvor- 
sätzlichen. Vorsätzlicher  ist  vorhanden,  wenn  in  feindseliger 
Tödtungsabsicht  Handlungen  unternommen  worden,   woraus  nacli 


»**  Vgl.  Gesetzessammlung,  d.  BI,  S.  811.  724.   Weiter  geht  Corr.  Ges.  §  49. 
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dem  gewöhnlichen  allgemeinen  oder  dem  Thäter  besonders  be- 
kannten Lauf  der  Dinge  der  Tod  erfolgen  muss  und  wirklich 
«rfolgt.  Gattungen  sind  Meuchelmord,  Eaubmord,  Banditenmord, 
gemeiner  Mord  (Kindsmord).  —  Unvorsätzlicher  Mord  liegt  vor, 
wenn  sich  ergibt,  dass  nicht  Tödtung,  sondern  blos  Misshandlung 
in  der  Absicht  lag  (Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang). 
Die  Strafe  des  vorsätzlichen  Mordes  ist  der  Tod. 

Jenen  Begriff  des  vorsätzlichen  Mordes  übernimmt  dem  In- 
halte nach  St.  Gallen,  ohne  weiter  die  Gattungen  oder  den  un- 
vorsätzhchen  Mord  (Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang) 
hervorzuheben. 

Mit  entscheidender  Verbesserung  greift  Basel  ein,  indem  es 
fest  wörtlich  die  einfachen  Bestimmungen  Aargau's  über  vorsätz- 
lichen und  unvorsätzlichen  Mord  mit  der  Bezeichnung  als  vor- 
«ätzliche  und  un vorsätzliche  Tödtung  (§§  99.  113)  übernimmt 
mid  der  vorsätzlichen  Tödtung  anfiigt :  „wenn  die  That  mit  Vor- 
bedacht und  Ueberlegung  beschlossen  und  ausgeführt  worden,  ist 
Mord  vorhanden.'^  —  Luzern  folgt  wörtlich  Ba«el  mit  Hinzu- 
fiigung  des  Strafmilderungsgrundes  der  widerrechtlichen  Anreizung 
in  Anlehnung  an  St.  Gallen  1807. 

Wir  sehen,  auf  welche  Weise  die  Begriffe  sich  entwickelten 
und  die  Gleichstellung  von  Mord  uYid  Todschlag  in  der  Strafe 
in  die  deutschschweizerischen.  Gesetzbücher  hineingekommen  ist. 
Bald  machte  sich  in  Basel  und  Luzern  das  Bedürfniss  geltend, 
den  verschiedenen  Begriffen  auch  verschiedene  Strafen  zu  unter- 
legen-, allein  ehe  es  in  diesen  wie  in  den  andern  Cantonen  zu 
filier  gesetzlichen  Aenderung  kam,  trat  der  bekannte  Zustand 
ein,  wo  die  Praxis  sich  indirect  mit  den  Härten  des  Gesetzes 
abfindet.  Abgesehen  von  der  Begnadigung  in  Todschlagsfällen, 
konnte  unter  Umständen  der  Vorsatz  in  Zweifel  gezogen  und 
die  Bestimmung  über  unvorsätzliche  Tödtung  angewendet  werden. 
Für  Luzern  und  St.  Gallen  kam  noch  die  widerrechtliche  An- 
reizung und  für  das  letztere  überdies  das  allgemeine  Mildenmgs- 
recht  in  Frage. 

Es  liegt  eine  eigenartige  und  selbständige  Entwicklung  in 
dem  geschilderten  Process  der  Nachbildung  und  Umbildung,  deren 
fiesultat  die  Trennung  der  Begriffe  Mord,  Todschlag,  Körper- 
verletzung  mit    tödtlichem   Ausgang   und    die   Anerkennung    des 

Pftnning9rf  Schweiz.  Strafrecht.  1^ 
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Strafmilderungsgrundes  der  widerrechtlichen  Anreizung  im  Sinne 
des  alten  Rechts  ist.^®  Verglichen  mit  dem  Ausgangspunkt  des 
österreichischen  St.  G.  B.  ist  eine  höhere  Stufe  der  Entwicklung 
erreicht  und  verglichen  mit  dem  bayrischen  eine  überlegene  Ein- 
fachheit, Klarheit  und  Bestimmtheit,  wofür  hingewiesen  sei  auf 
Art.  151  des  G.  B.  über  Todschlag,  Art  143  —  146  über  die 
verschiedenen  Grade  der  höheren  oder  geringeren  Wahrscheinlich- 
keit und  Muthmasslichkeit  der  Lethalität,  des  Causabsusammen- 
hangs,  der  Absicht  und  des  Erfolgs. 

15.  Kindsmord  ist  übereinstimmend  eigenartig  behandelt. 
Während  Oesterreich  und  Bayern  einen  besondem  Begriff  auf- 
stellen und  mildere  Strafe  festsetzen,  geht  in  allen  deutschen  Can- 
tonen  der  Kindsmord  im  gemeinen  Morde  unter  und  wird  mit 
dem  Tode  bedroht.*®  Dasselbe  gilt  von  den  Cantonen  helvetischen 
B.echts,  wobei  die  MögUchkeit  der  Strafmilderung  gegeben  ist.** 
Tessin  stellt  Kindsmord  mit  Aussetzung  zusammen  und  bestraft 
ihn  mit  Zwangsarbeit. 

Die  Schärfe  jener  Gleichstellung  von  Mord  und  Kindsmord 
wird  gebrochen,  indem  die  deutschen  Cantone  (Aargau  ausgc* 
nommen)  fiir  den  concreten  Fall  ergänzende  Bestimmungen  ent- 
halten. —  St.  Gallen  setzt  6  — 10  Jahre  Zuchthaus  —  wenn  der 
Thatbestand  des  Verbrechens  überhaupt,  oder  die  Lebensfähigkeit 
des  Objects,  eines  unehelichen,  neugebomen  Eandes,  nicht  zur 
rechtlichen  Gewissheit  zu  bringen  ist,  oder  einiger  Zweifel  an 
der  vollständigen  Lebenskraft  besteht.  Basel  und  Luzem  nehmen 
auf  diese  Merkmale  keine  Bücksicht,  bestimmen  aber  kurz  über 
die  Hauptfalle  verheimUchter  Schwangerschaft  und  Niederkunft 
und  bestimmen  dieselbe  Strafe  wie  St.  Gallen,  wenn  die  absieht- 
liehe  Tödtung  des  Kindes  in  Zweifel  steht. 


*'  Vgl.  St.  Gallen,  Art.  151.  54.  Im  alten  Sinne  ruht  StrafaosschlieMung 
oder  Strafmilderung  bei  Verletzung  des  Angreifers  auf  dem  weltgehendeii 
Recht  der  Abwehr  des  Angriffs,  Feuei'bach  hat  sich  ausdrücklich  dagegen 
ausgesprochen  und  im  bayrischen  St.  G.  B.,  Art.  152,  erscheint  diese  Straf- 
milderung (neben  dem  Rausch)  auf  verminderte  Zurechnung^fUhigkeit  begründet. 

••*  Für  Basel  gemildert  durch  Novelle  von  1825. 

**  Vgl.  oben  das  helvetische  St.  G.  B.  lieber  Genf  und  den  Code  p&ia) 
S.  194.  lieber  Geschichte,  Stand  der  Wissenschaft  und  Gesetzgebung  Mitter- 
Tnaiery  im  Archiv  des  C.  R.,  1825.  S.  1  —  44. 
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Alle  drei  Gesetzbücher  sind  hierin  sehr  kurz,  Basel  und 
Luzem  haben  je  zwei  Paragraphen,  während  das  bayrische  G.  B. 
in  12  Paragraphen  mit  speciellen  Strafdrohimgen  alle  Möglichkeiten 
der  Oewissheit,  der  grössern  oder  geringem  Wahrscheinlichkeit 
des  Vorhandenseins  der  Absicht  und  der  einzelnen  Merkmale  er- 
schöpft. 

16.  Körperverletzung  ist  im  Einzelnen  nach  Thatbestand 
and  Strafen  sehr  verschieden  behandelt.  Alle  G.  B.  unterscheiden 
schwere  und  mittlere  Verletzungen,  heben  das  gefährliche  Werk- 
zeug, das  Auflauem  oder  den  nächtlichen  Anfall  hervor**  und 
bestrafen  die  Eealinjurie  wie  Körperverletzung.  Als  schwere  Ver- 
brechen erklärt  Aargau  in  Uebereinstimmung  mit  Oesterreich  die 
Verletzimg  mit  Lebensgefahr  oder  wichtigem  Nachtheil,  die  Ver- 
Btümmelung,  die  Verbrechen  mit  lebensgefahrlichem  Werkzeug 
oder  selbst  Schläge  im  tückischen  Anfall.  — ^  Basel  schliesst  sich 
Aargau  mit  Berücksichtigung  Bayerns  an ;  der  Anfall  ist  nur  Straf- 
mehrungsgrund.  Luzern  folgt  wörtlich  Basel,  zum  Theil  St.  Gallen 
und  fugt  die  Selbstverstümmelung  hinzu.  Am  ausfi'ihrlichsten  sind 
St  Gallen  und  Tessin ;  das  letztere  bestimmt  sogar  noch  kritische 
Tage  für  die  Vermuthung  des  Todschlags  (10  Tage).  Die  Strafe 
ist  in  Aargau  doppelt  so  streng,  als  in  Oesterreich,  dagegen  sind 
Basel,  Luzem  und  St.  Gallen  (schwerste  beabsichtigte  Verbrechen 
ausgenommen)  sehr  müd,  letzteres  lässt  sogai-  für  schwere  Fälle 
blosse  Geldstrafe  zu. 

17.  Die  Ehrverletzung  ist  in  den  correctionellen  G.  B. 
der  deutschen  Cantone  im  Anschluss  an  das  alte  Recht  (vgl.  S. 
29  ff.,  S.  132  ff.)  behandelt  und  unterscheidet  sich  in  Begriff 
und  Strafe,  in  der  ganzen  Construction  vom  österreichischen  und 
Ijayrischen  Gesetzbuch. 

Das  österreichische  G.  B.  von  1805  über  Verbrechen  be- 
handelt die  Verläumdung  im  26.  Hauptstück  (§  188  ff.).  Es 
versteht  unter  dieser  Bezeichnimg  die  falsche  Anklage  und  fallt 
daher  fiir  den  engeren  Begriff  ausser  Betracht.  Die  eigentliche 
Ehrverletzung  ist  im  Gesetzbuch  über  schwere  Polizeiübertretungen 
§§  234  —  242  entwickelt.  Ehrbeleidigung  ist  a)  wenn  Jemands 
guter  Name  durch  ungegri'mdete  Beschuldigung  angegriffen  wird, 


"  Vgl.  Bayern,  Art.  367  und  368. 


228 

h)  wenn  eine  schwere  PoHzeiübertretung  mit  erdichteten  wahr- 
scheinlichen Umständen  ausgebracht,  c)  wenn  sonst  eine  Handlang 
fälschlich  beigemessen  wird,  die,  wenn  sie  wahr  wäre,  die  büi^er- 
liche  Achtung  verminderte  und  das  Fortkommen  •erschwearte, 
d)  wenn  Jemand  durch  Schrift  oder  Bild  dem  öffentlichen  Spott 
preisgegeben  wird.  Die  Strafe  ist  (h  ausgenommen)  Arrest  von 
1  bis  3  Monaten,  welcher  geschärft  wird,  wenn  durch  die  Ehr- 
verletzung nachtheilige  Folgen  eingetreten  sind.  Ueberdies  sind 
noch  eine  Anzahl  besonderer  Fälle  angefiihrt;  auf  die  Mangel 
dieser  casuistischen,  unbestimmten  Sätze  einzutreten,  liegt  ausser 
der  Aufgabe.*^ 

Das  bayrische  St.  G.  B.  zerreisst  das  Delict  in  schlecht  syste- 
matisirte  Fetzen.  Als  Verletzung  der  Ehre  sind  nur  Majestats- 
beleidigung  und  andere  Verbrechen  gegen  die  Ehre  des  Staates 
im  Criminalgesetzbuch  angefiihrt  (Art.  309  ff.),  femer  unter  den 
Vergehen  die  Verletzung  der  dem  Monarchen  schuldigen  Ehrfiircht 
(Art.  404),  Beleidigung  der  Amtsehre  (Art.  405),  Beleidigung 
der  Ehrfurcht  gegen  die  Obrigkeit  (Art  409  ff.)  —  Das  wich- 
tigste Delict  gegen  die  Ehre,  die  Verläumdung,  ist  als  Betrug 
gegen  den  guten  Namen  (Art.  284)  aufgefasst  und  erscheint 
wieder  als  Vergehen,  wenn  ausser  den  Fällen  des  Art.  286  diurh 
aussergerichthche  Ausstreuungen  oder  heimliche  Insinuationen  Ver- 
läumdung  begangen  wird  (Art.  393). 

^Verläumdung  ist  wissentliche  und  fälschliche  Andichtung  von 
Verbrechen  und  Vergehen.'^  Die  Auffassung  als  Betrug  hat  zur 
Folge,  dass  andere  Ehi'verletzungen,  sie  seien  noch  so  schimpflicb 
und  herabwürdigend,  durch  Reden  oder  Schmähschriften,  sowie 
die  Verbreitung  wahrer  Ehrenkränkungen  nicht  im  Strafgesetzbuch 
sein  können,  da  eben  nicht  falsche  Andichtung  vorliegt ;  sie 
sind  daher  nur  civilrechtlich  zu  behandeln.  ReaHnjurien  werden 
als  Angriffe  auf  die  physische  Unverletzlichkeit  aufgefasst  und 
poUzeilich  geahndet.**  Die  Strafe  der  Verläumdung  ist  1 — 3  Jalu^ 
Ai'bcitshaus,  in  leichteren  Fällen  (Art.  393)  Gefängniss  von  1  Mo- 
nat bis  1  Jahr,  womit  der  Zwang  zu  gerichtlichem  Widerruf  ver- 
bimden  ist. 


"  Vgl  Mittermaier,  im  Archiv  des  C.  R.,  Bd.  XIII,  8.  614  ff. 
^*  Officielle  Anmerkungen  zu  Art.  369  (Korperverletsungen). 
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Von  Nachahmung  oder  Benutzung  dieser  Rechte  .  durch  die 
schweizerischen  Gesetzbücher  kann  nicht  die  Rede  sein.  Die  G.  B. 
von  St.  Gallen  von  1807  und  1819,  von  Basel  und  Luzern  stim- 
men zum  Theil  wörtlich,  dem  Wesen  nach  völlig  überein.  Aus- 
gangspunkt ist  das  st.  gallische  Gesetz  von  1807,  welches,  an  das 
Feiierbach' sehe  Lehrbuch  sich  anlehnend,  die  alten  Rechtselemente, 
die  in  Deutschland  nur  noch  durch  Obserwinz  sich  fristeten  und 
mehr  und  mehr  verdrängt  wurden,^*  gesetzlich  fixirt. 

Der  Elu^erletzung  macht  sich  schuldig,  wer  durch  Wort, 
Handlung,  schriftliche  oder  bildliche  Darstellung  Jemand  zu  krän- 
ken oder  zu  beschimpfen  sucht  (Luzern),  den  guten  Namen  oder 
die  jedem  rechtlichen  Bürger  schuldige  Ehre  verletzt  (St.  Gallen). 
—  Je  nach  Umständen  erkennt  der  Richter  auf  EhrenerkläiTing, 
Abbitte,  Widerruf,**^  womit  überdies  Geldbusse  bis  300  Fr.  oder 
Gefängniss  bis  auf  1  Monat  verbunden  werden  kann  (Basel,  §  38). 
In  Luzern  und  St.  Gallen  tritt  jedenfalls  Busse  und  Abbitte  ein. 

1.  Fall.  Der  Beleidiger  behauptet  die  Wahrheit  seiner  Aus- 
sage. Wenn  der  Beweis  gelingt,  so  ist  er  frei,  ausgenommen, 
wenn  der  Schimpf  auf  Leibesgebrechen  ging,  um  zu  kränken, 
oder  wenn  ein  abgebüsstes  Verbrechen  vorgeworfen  wurde  (St. 
Gallen,  §  69). 

2.  Fall.  Der  Beweis  der  Wahrheit  misslingt;  dann  liegt 
beharrliche  Schelte  vor  (vgl.  S.  45,  Bemer  Gerichtssatzung) 
und  die  Strafe  der  einfachen  Verletzung  erreicht  das  Doppelte  bis 
Sechsfache;  dieselbe  Strafe  trifft  den  Ehrabschneider  durch  bos- 
hafte Erdichtungen  (Verläumder).  In  schweren  Fällen  kann  über- 
dies auf  „Ausstellung  mit  einem  Prügel  im  Maule"  erkannt  werden 
(St  Gallen,  §  71).  Nach  Luzeni  wird  in  jedem  Wiederholungs- 
falle gegen  die  gleiche  Person  die  Strafe  verdoppelt. 

3.  Fall.  Der  Beleidiger  bestreitet  den  Vorsatz  des  Beschim- 
pfens;  dann  soll  er  dem  Kläger  eine  mündliche  oder  schriftliche 
Ehrenerklärung  geben,  des  Inhalts,  dass  er  nicht  die  Absicht 
gehabt  habe,  die  Ehre  zu  kränken  (Luzern),  oder,  dass  er  den 
Kläger  als  einen  rechtschaffenen  Ehrenmaim  anerkenne  (St.  Gallen). 

4.  Fall.  Hat  der  Beklagte  jedenfalls  sich  unvorsichtig  ge- 
äussert,  so    trägt   er   die  Processkosten  (Luzern  und  St.  Gallen). 

•*  Vgl.  I'euerbach-Mittermaier,  Lehrbuch,  XIV.  Auflage,  S.  478. 
••  Vgl.  Tittmann,  Handbuch,  1825,  Bd.  I,  S.  285. 


230 

Wenn  aus  der  Ehrverletzung  Schaden  fiir  den  Gekränkten 
entstand;  so  ist  nach  allgemeinen  Regeln  Ersatz  zu  leisten.  Real- 
injurien erwähnt  nur  St.  Gallen  ausdrücklich. 

Die  Strafen  der  Ehrverletzung  f&r  leichte  und  schwere  Falle 
sind  viel  geringer  als  irgendwo  sonst  (vgl.  S.  134).  St.  Gallen  setzt 
nicht  einmal  Gefengniss  an  und  für  einfache  Ehrverletzung  blos 
Geldbusse  von  2 — 50  Fr. ;  auch  fiir  die  andern  Cantone  ist  Qeld- 
busse  die  Regel :  Luzem  von  4  — 100,  Basel  bis  300  Fr.  und 
beide  eventuell  Gefangniss  bis  3  oder  4  Wochen. 

Genf.  Der  Code  unterscheidet  Injurien,  die  als  Vergehen 
oder  als  Polizeiübertretungen  bestraft  werden.  Calomnie  (Art.  367) 
ist  öffentliche  Beschuldigung  mit  Thatsachen,  welche,  wenn  sie 
wahr  wären,  den  Andern  einer  criminellen  oder  correctionellen 
Untersuchung  oder  dem  Hasse  imd  der  Verachtung  der  Mitbürger 
aussetzen  würden.  Strafe  je  nach  der  Beschuldigung :  Gefangniss 
von  2 — 5  Jahren  und  Geldstrafe.  Besteht  die  Injurie  nicht  im 
Vorwurf  einer  bestimmten  Thatsache,  sondern  eines  vice  detennine, 
so  tritt  nur  Geldbusse  ein.  Jede  andere  Injurie  ist  Polizeiüber- 
tretung. Obgleich  das  französische  Gesetz  von  1819  für  Genf 
keine  directe  Beziehung  mehr  hatte,  so  mag  doch  dessen  Fest- 
stellung des  Injurienbegriffs,  weil  er  von  Bedeutung  ist  für  die 
weitere  Entwicklung,  hier  angeführt  sein:  Verläumdung  (diffa- 
mation)  ist  der  Vorwurf  einer  Thatsache,  welche  die  Ehre  oder 
den  guten  Ruf  einer  Person  angreift;  Beschimpfung  (injure)  ist 
jeder  beleidigende  Ausdruck  oder  Bezeugung  der  Verachtung,  in- 
sofern darin  eine  Thatsache  nicht  liegt. 

m.  Es  ist  rechtsvergleichend  gezeigt  worden,  wie  die  can- 
tonalen  Gesetzbücher  entstanden  sind,  jedes  nach  Verbesserung 
strebend,  eigenthümlich  und  doch  alle  zusammen  unter  sieb  in 
Wort  und  Wesen  übereinstinmiend. 

Wir  haben  femer  gesehen,  wie  der  Inhalt  derselben  dem 
Stande  der  Wissenschaft  und  Gesetzgebung  jener  Periode  in  vielen 
Mängeln,  unabgeklärten  Begriffen  und  Härten  der  Strafe  entspricht, 
wie  auch  französisches  Recht  neben  dem  deutschen  wesentlichen 
Einfluss  übt,  —  wie  in  diesen  zur  Codification  reifen  und  fort- 
schreitenden Cantonen  Grundzüge  des  alten  Rechts  (abgesehen 
von  den  Polizeistrafgesetzbüchem,  welche  noch  Reste  des  Friedens- 
rechts enthalten)   und  der  Eigenthümlichkeit  des  Landes  sich  er- 
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halten  haben  und  wie  die  Gesetzgebung  fortwährend  bestrebt  war, 
verbessernd  den  veränderten  Bedürfnissen  zu  genügen. 

Man  ist  gewohnt,  die  schweizerischen  Strafgesetzbücher  ein- 
fach als  Nachahmung  der  deutschen,  vorzüglich  des  bayrischen, 
später  bald  des  einen  oder  andern  Gesetzbuches  oder  Entwurfs 
zu  betrachten  und  die  bezüglichen  allgemeinen  Urtheile  sind  durch 
Tradition  so  selbstverständlich  anerkannt,  dass  von  einem  eigen- 
artigen, neben  das  deutsche,  französische,  österreichische  Recht  zu 
stellenden  schweizerischen  Strafrecht  nie  die  Rede  war.  Es  ist 
darum  hier  unerlässUch,  auf  dasjenige  Werk  einzutreten,  welches 
am  meisten  dazu  beigetragen  hat,  diese  Ansicht  zu  begründen, 
auf  Temme's  Lehrbuch  des  schweizerischen  Strafrechts. 

Tenime,  dessen  Verdienst,  zuerst  eine  Anzahl  schweizerischer 
Strafgesetzbücher  im  Detail  behandelt  zu  haben,  um  so  voller 
anzuerkennen  ist,  als  die  Menge  und  Verschiedenheit  des  Stoffes 
der  Befaandlimgsweise  die  grössten  Schwierigkeiten  entgegensetzen, 
versteht  das  schweizerische  Strafrecht  nur  in  dem  Sinne,  dass  es 
deutsches  Strafrecht  in  der  Schweiz  heisst  und  die  vorgesetzte 
Tendenz  zielt  unter  Ausschluss  von  allem  Andern  dahin,  die 
scjiweizerischen  Strafgesetzbücher  unter  die  gemeinrechtliche  Doc- 
trin  und  neuem  deutschen  Strafgesetzbücher  einzureihen.  (Vgl. 
S.  1 — 4  daselbst.)  Obgleich  oft  in  unbestimmten  Ausdrücken 
die  Bede  ist  von  Abweichungen,  Eigenthümlichkeiten,  so  sind 
damit  nur  diejenigen  mehr  oder  weniger  zu&lligen  gemeint,  welche 
als  eantonale  Verschiedenheiten  detaillirt  bei  den  einzelnen  Lehren 
abgedruckt  sind. 

Eine  Untersuchung  über  den  altem  Rechtszustand  und  die 
alten  Rechtsquellen  oder  auch  nur  über  die  Quellen  der  behandelten 
Gesetzbücher  hat  nicht  stattgefunden.  FreiUch  ist  über  das  letztere 
nichts  gedruckt  und  nur  auf  dem  Wege  minutiöser  Rechtsver- 
gleichung Positives  zu  finden;  allein  dieser  Weg  war  von  vorne- 
herein abgeschnitten  durch  die  systematische  Behandlung  der  Ein- 
reihung aller  Gesetzbücher  unter  die  einzelnen  Lehren  —  ohne 
Unterscheidung,  ob  sie  im  Anfang  des  Jalu'hunderts  oder  in  den 
Fünfziger  Jahren  entstanden  seien.  Das  geltende  Recht  ist 
massgebend.  Deswegen  ist  auch  über  das  Verhältniss  der  ersten 
Gesetzbücher  zum  österreichischen,  bayrischen  oder  gar  franzö- 
sischen Recht  und  über  das  Verhältniss  der  schweizerischen  Gesetz- 
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bücher  unter  sich  und  zu  den  nachfolgenden  gar  nicht  oder  nur 
gelegentlich  in  allgemeinen  Ausdrücken  kurz  Erwähnung  gethan.  — 
Und  doch  liegt  in  jenen  Gesetzbüchern  der  ersten  Periode,  welche, 
verschieden  vom  österreichischen  und  bayrischen  Recht,  unter  dem 
Einfluss  des  helvetischen  P.  G.  im  Norden,  Osten,  Süden,  Westen 
und  durch  Luzem  in  der  Centralschweiz,  an  jedem  Orte  auf  das 
Recht  der  Nachbarcantone  einwirkend,  entstanden  sind,  das  Stamm- 
recht der  weiteren  Entwicklung,  mit  der  ersten  Kraft  aus  dem 
ursprünghchen  Boden  des  alten  Rechts  hervorgeschossen. 

Ich  verweise  auf  die  übereinstimmende  grundsätzliche  Be- 
handlung des  Versuchs  und  der  Theilnahme,  worin  St.  Gallen 
von  1807  leitend  war,  ebenso  verschieden  von  dem  zu  einfachen 
und  unbestimmten  österreichischen,  als  von  dem  überladenen,  aus- 
dehnenden doctrinellen  bayrischen  Gesetzbuch,  auf  den  Ausschluss 
oder  die  äusserste  Beschränkung  der  berüchtigten  Parthien  über 
Complott  und  Bande,  auf  die  enge  Fassung  der  Fahrlässigkert; 
femer  auf  die  Beschränkung  der  allgemeinen  Denunciationspflicht, 
auf  die  Nothwehr,  auf  den  Strafinilderungsgrund  der  widerrecht- 
lichen Anreizung  auf  den  wohlthätigen  Einfluss  des  französischen 
Rechts  in  Bezug  auf  RehabiHtation,  körperliche  Züchtigung  u.  A. 
m.,  auf  die  selbständige  Ausbildung  der  Tödtungsverbrechen  und 
der  Ehrverletzung. 

Ist  sonach  in  den  hervorgehobenen  Punkten  eigenartiges 
Schaffen  unverkennbar,  so  springen  einige  Grundeigenschaften 
in's  Auge,  die  allen  gemeinsam  sind  und  mit  der  Richtung  der 
deutschen  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und  Lehre  auffallend 
contrastiren. 

Es  ist  die  Einfachheit  und  Kürze  der  Gesetzbücher  und  da- 
mit zusammenhängend  der  Ausschluss  derjenigen  Hauptmängel  der 
deutschen  Richtung,  welche  Mittermaier  nie  müde  wurde,  immer 
und  immer  wieder  zu  rügen  — :  das  Bestreben ,  zu  verallgemei- 
nem und  zu  sy stematisiren ,  einerseits  aus  jedem  Fall  eine  all- 
gemeine Regel  abzuleiten  und  daran  endlose  Streitfragen  zu  knü- 
pfen, anderseits  aus  ausgeklügelten  Allgemeinheiten  das  positive 
Recht  gestalten  zu  wollen  mit  Ausserach tlassung  der  praktischen 
Bedürfnisse  imd  des  historischen  Zusammenhangs.  „Jede  neue 
Eintheilung  wird  von  der  Wissenschaft  als  Entdeckung  begrüsst; 
jeden   mögUchen  Fall   sucht   der  Gesetzgeber  vorauszubestimmen 
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und  mit  fester  Strafe  zu  versehen,  um  dem  richterlichen  Ermessen 
die  engsten  Grenzen  zu  ziehen  imd  die  Richter,  an  ihre  Theorien 
und  Systeme  gewöhnt,  suchen  in  jeden  Fall  hinein  ihre  vorgefassten 
juristischen  Begriffe  hineinzutragen  —  eine  Behandlung,  die  in 
den  allgemeinen  Lehren,  in  Versuch,  Theilnahme,  Fahrlässigkeit, 
mit  den  vielfechen  streitigen  Graden,  zu  den  bedenklichsten  Ver- 
irrongen  führte." 

Dieser  gelehrten  Richtung  gegenüber  trägt  das  schweizerische 
Strafrecht  den  Stempel  des  gemein  Praktischen ;  die  Gesetzbücher 
sind  einfach,  klar,  bestimmt;  sie  wollen  nicht  Alles  zum  Voraus 
festsetzen  und  dehnen  daher  das  strafrechthche  Gebiet  nicht  über- 
mässig aus.  Der  Richter  ist  nicht  gebunden  an  die  juristisch  prä- 
parirten  Unterabtheilungen  der  Verbrechen  und  deren  specielle 
Strafen.  Dass  diese  Verschiedenheit  der  Form  zugleich  eine  we- 
sentlich andere  Handhabung  des  Strafrechts  bedingt,  ist  selbst- 
verständlich. 

Das  ist  das  schweizerische  Strafrecht  in  der  ersten  Periode. 
Kann  es  überraschen,  wenn  es  eigene  Wege  ging  und  wäre 
es  nicht  viel  mehr  überraschend,  wenn  ein  so  altes  selbstän- 
diges, formeureiches  Staats-  und  Volkswesen  wie  die  Schweiz  — 
kein  eigenthümliches  Strafrecht  hätte? 
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Cap.  2. 

Zweite  Periode  1830  —  1848. 

A.   Die  Strafgesetzgebung  der  Regenerationsperiode. 

§  50.  Kein  Zeitabschnitt  der  neuen  Schweizergescliichte  ist  von 
so  tiefem  Interesse,  so  reich  an  Thätigkeit  fiir  die  innere  Umgestal- 
tung und  so  wichtig  in  den  Ergebnissen  wie  diese  Periode  der 
Regeneration.'  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  das  Strafirecht,  in 
engem  Zusammenhang  mit  dem  Verfassungsleben,  massgebende 
Impulse  empfing  und  tiefgehende  Spuren  der  Kämpfe,  des  Druckes, 
der  Befreiung  und  der  verschiedenen  Zeitbestrebungen  aufweist, 
bald  als  Fortschritt,  bald  als  Rückwärtsbewegung. 

Im  Anschluss  an  die  Julirevolution  in  Frankreich  erhob  sich, 
von  Zürich  und  Thurgau  ausgehend,  eine  Bewegung,  welche  in 
kurzer  Zeit  über  die  Schweiz  sich  ausbreitete  und  schon  inner- 
halb 6  Jahren  in  16  Cantonen  neue  Verfassungen  hervorrief,  die 
zahbeiche  Bestimmungen  strafrechtUchen  Inhalts  innehaben. 

Wir  finden  darin  das  Verlangen,  „beförderlichst*^,  mit  „Beför- 
derung" neue  Strafgesetze  aufzustellen,  ferner  jene  bekannten  pro- 
cessualischen  Schutzbestimmungen  in  Bezug  auf  bürgerliche  Frei- 
heit, fireie  Meinungsäusserung,  freie  Presse  (keine  Censur,  keine 
Präventivmassregeln),  u.  A.  Schutz  gegen  ungesetzUche  Verhaftung, 
gegen  Ausnahmegerichte,  gegen  Durchsuchung.  —  Man  verlangte 
Abschaffung  der  Peinlichkeit,  öffentUches  und  mündUches  Verfahren; 
femer  ist  bestimmt,  dass  jeder  Angeklagte  so  lange  als  schuldlos 
zu  betrachten  sei,  so  lange  kein  Urtheil  die  Schuld  ausgesprochen 
habe,  dass  Derjenige,  welcher  ohne  eigenes  Verschulden  peinliche 
Untersuchung  erduldete,  Anspruch  habe  auf  vollen  Ersatz  des 
ausgemittelten  Schadens  und  öffentliche  Ehrenerklärung,  dass 
Todesurtheile  nur  unter  speciellen  Garantien  ausgefällt  werden 
dürften  u.  A.  m.    Nicht  alle  diese  Sätze  finden  sich  in  allen  Ver- 


*  Vgl.  Feddersen,  Geschichte  der  schweizerischen  Regeneration  von 
1830  —  1848,  Zürich,  1867.  —  Blumer ^  Handbuch  des  schweizerischen  Bundes- 
staatsrechts,  Bd.  I,  S.  59  ff. 
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ässungen,  sondern  sie  sind  in  denselben  mehr  oder  weniger  voll- 
ständig enthalten.* 

Obgleich  das  Bedürfniss  nach  strafrechtlichen  Reformen  an- 
erkannt war^  ergaben  sich  doch  nicht  in  dem  Masse,  wie  neue 
Verfassungen  aufgestellt  wurden,  auch  neue  Strafgesetzbücher, 
wie  wir  einen  solchen  vollen  Schuss  nach  1848  in  den  Cantonen 
hervortreiben  sehen;  denn  zu  jenen  Zeiten,  welche  der  Gesetz- 
gebung imgünstig  »ind,  gehört  vornehmlich  die  drangvolle  Periode 
der  schweizerischen  Wiedergeburt  mit  ihren  Unruhen,  Aufständen, 
^Putschen"  und  Freischaarenzügen. 

Die  innere  Gährung  und  der  äussere  Druck  zeigen  sich  je 
nach  den  Schwankungen  des  Augenblicks  in  den  cantonalen  und 
eidgenössischen  Gesetzen.  .  So  begegnen  wir  dem  Bemer  zwei- 
schneidigen Gesetz  über  Hochverrath  von  1832,  erlassen  in  Folge 
der  reactionären  Erlacherhof- Verschwörung ;  den  Gesetzen  gegen  die 
Bildung  von  Freischaaren  und  bewaflfheten  Vereinen,  Gesetzen  gegen 
strafbare  Umtriebe  der  Flüchtlinge  als  Folge  des  Savoyerzuges 
und  des  Steinhölzlihandels  und  der  Action  der  fremden  Kabinette ; 
den  Artikeln  cantonaler  Gesetzbücher  über  Beleidigung  fremder 
R^ieningen  und  ilirer  Gesandten  und  über  polizeiliche  Regie- 
rongsdelicte  (in  den  correctionellen  Gesetzen),  wie  sie  fiiiher  nicht 
bestanden  hatten;  ferner  Gesetzen  gegen  den  Missbrauch  der 
Presse  von  sehr  verschiedenem,  mehr  oder  weniger  beschränken- 
dem Inhalt:  Basel  und  Freiburg  1831,  Waadt  1832,  Tessin  1834, 
Solothum  1836,  Schaffhausen  1837,  Graubünden  1839,  Luzern  1843 
(das  strengste,  schon  nach  5  Jahren  aufgehoben),  Zug  1846. 

Zu  den  Gelegenheitsgesetzen  schlimmster  Art  gehörte  das 
Zürcher  Gesetz  gegen  communistische  Umtriebe,  worin  Angriffe  auf 
die  Unverletzbarkeit  des  Eigenthums  imd  Aufreizung  zum  KJassen- 
has«  unter  Strafe  gestellt  wurden.  Inunerhin  konnte  bei  dem  Gleich- 
gewicht und  der  freien  Bewegung  der  Parteien  und  der  Viel- 
artigkeit der  jeweihgen  Lage  in  den  versehiedenen  Cantonen 
trotz  einzelner  Ausschreitungen  ein  einheitlicher,  andauernder 
Missbrauch  der  politischen  Macht  durch  das  Strafgesetz  nicht  ein- 
treten wie  anderswo. 

Trotz  ungünstiger  Umstände  sehen  wir  bald  nach  1830  eine 

'  VgL  BomhatiseTf  Yerfassungen  der  Cantone  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft.    2  Bde.  1833  —  1836. 
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Reihe  neuer  Strafgesetzbücher.  Die  Hauptthätigkeit  aber  galt  dem 
Strafprocess  gemäss  den  Grundsätzen,  welche  die  Verfassungen 
aufgestellt  hatten,  und  die  Competenzbestimmungen  gaben  Ver- 
anlassung, auch  die  Grundlinien  des  materiellen  Strafrechts  in  Be- 
zug auf  die  Verbrechensarten,  Strafmittel  und  Strafrahmen  zu 
ziehen,  wie  nachfolgend  bei  Zürich  näher  gezeigt  werden  wird. 
Gerade  im  Process  ging  Deutschland  nur  zögernd  vor,  da 
man  die  Grundfragen  des  Verfahrens  über  Organisation,  Oeffent- 
lichkeit,  Mündlichkeit,  Geschwornengericht  gar  nicht  berühren 
wollte  und  lieber  die  Mängel  und  Unbestimmtheiten  des  gemeinen 
Processes  bestehen  Hess.  „Diejenigen,  von  welchen  die  Gesetz- 
gebung ausgehen  musste,  fürchteten  den  Zusammenhang  des  Pro- 
cesses mit  der  Politik,  prüften  die  neuen  Formen  häufig  darnach^ 
wie  sie  sich  in  den  Processen  gegen  politische  Verbrecher  be- 
währen würden,  und  hatten  ein  gewisses  Misstrauen  gegen  Neue- 
rungen, in  dem  Glauben,  dass  hinter  den  Anträgen  auf  Umge- 
staltung des  Strafprocesses  schlau  berechnete  Umsturzpläne  der 
Neuerer  lauerten.*^  • 

Processordnungen  von  grösserer  oder  geringerer  Vollständig- 
keit erhielten.  Zur i  ch  vom  10.  Juni  1831,  Genf  3.  December 
1832,  Solothurn  10.  November  1832,  Bern  7.  u.  15.  December 
1834,  Thurgau  19.  Juni  1834,  Schwyz  14.  März  1835, 
Waadt  Januar  1836,  Luzern  17.  Juni  1836,  Glarus  1837. 
Besonderer  Aufmerksamkeit  sind  die  Verhandlungen  der  Commission 
und  der  Tagsatzung  über  den  Entwurf  der  Militärstrafprocess- 
ordnung  werth;  in  eingehenden  Commissionsberichten  und  Gut- 
achten von  Keller,  Rüttimami  und  Andern  wird  das  schriftliche, 
öffentlich  mündliche,  französische  und  englische  Verfahren  gewür- 
digt.   (MiUtärstrafgesetzbuch  von  1838.) 

*  Die  Grundrichtung  dieser  Periode  kann  dahin  bestimmt  wer- 
den, dass  das  alte  Strafsystem  ganz  oder  theilweise  preisgegeben 
und  in  Verbindung  mit  der  Reform  des  Gefangnisswesens  die 
Freiheitsstrafe  als  Hauptstrafmittel  in  den  Vordergrund  gestellt 
wird,  dass  die  Strafrahmen  erweitert,  insbesondere  die  Minima 
herabgesetzt  werden,  dass  allgemein  grössere  Milde  der  Straf- 
drohung  eintritt   und   insbesondere  Milderungsgründe    zugelassen 


•  MiHermaieTj  Archiv  des  C.  R.,  1837,  S.  1.  28. 
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werden,  dass  eine  mildere  Auffassung  der  politischen  Verbrechen 
Platz  greift 

In  dieser  Richtung  war  Frankreich  wieder  vorangegangen 
durch  das  Gesetz  vom  29.  April  1832,  wodurch  die  qualifi- 
cirte  Todesstrafe^  Brandmarkung  und  Pranger  abgeschafft  wur- 
den; die  öffentliche  Ausstellimg  und  die  Polizeiaufsicht  erfuhren 
Modificationen ;  fiir  politische  und  gemeine  Verbrechen  wurde  eine 
zweifache  Strafscala  aufgestellt  und  durch  Erweiterung  des  Systems 
mildernder  Umstände  ein  Universalmittel  gegen  die  Härten  des 
Gesetzes  geschaffen.  Tendenziöse  Schärfen  des  allgemeinen  Theils 
wurden  beseitigt,  wie  die  ausgedehnte  Anzeigepflicht  und  Bestim- 
mungen über  Complott. 

In  der  Schweiz  findet  diese  Richtung  ihren  hervorragendsten 
Ausdruck  im  Strafgesetzbuch  von  Zürich  von  1835,  dessen  Re- 
daktor Ulrich  neben  F,  L.  Keller,  dem  Präsidenten  des  Ober- 
gerichts, zu  den  Führern  der  siegreichen  liberalen  Partei  gehörte.* 
Das  Gesetzbuch  kennt  keine  qualificirte  Todesstrafe,  keine  Todes- 
strafe fiir  politische  Verbrechen,  es  droht  sie  absolut  nur  fui»  Mord 
und  in  den  schwersten  andern  Fällen  kann  sie  erkannt  werden. 
Die  Strafen  der  Brandmarkung,  des  Staupenschlags,  der  öffentlichen 
Ausstellung,  der  körperlichen  Züchtigung  kommen  nicht  mehr 
vor,  wogegen  noch  der  Entwurf  von  1829  in  diesen  Dingen  auf 
dem  alten  Boden  stand.  —  Nach  der  gleichen  Richtung  schafft 
»St  (lallen  Brandmarkung,  Pranger,  Staupenschlag  und  selbst 
die  Kettenstrafe  ab  und  beschränkt  die  Todesstrafe  ebenfalls  auf 
Mord.  Solothurn  setzt  allgemein  die  Minima  herunter.  Luzern 
beseitigt  die  Todesstrafe  fiir  pohtische  Verbrechen  (Tödtung  aus- 
genommen) und  die  Strafen  des  Prangers  und  der  Brandmarkung, 
€8  setzt  die  älinima  herunter  und  nimmt  Strafmilderungsgründe  auf. 
Thurgau  setzt  ebenfalls  auf  politische  Verbrechen  keine  Todes- 
strafe und  ist  eines  der  mildesten  Gesetze;  auch  Waadt  steht  auf 
derselben  Linie.  Baselland  erniedrigt  alle  Minima  und  verändert 
<ladurch  grundsätzlich  das  von  Baselstadt  übernommene  Gesetzbuch. 
Einzig  Basel  hält  noch  die  alten  Strafmittel  fest  und  reducirt  das 
durch  Gesetz  von  1832  ausgedehnte  richterliche  Ermessen. 

Im  Anschluss   an   die    fi'anzösische    und    vorzüglich    deutsche 


*  Vgl.  Feddersen,  Geschichte,  8.  41.  72. 
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Wissenschaft  zeigen  die  Gesetzbücher  dieser  Periode  genauer  be- 
stimmte und  abgegrenzte  Begriffe  in  Bezug  auf  Zurechnungs- 
fahigkeit,  Rückfall,  Verjährung,  Mord,  Todtschlag,  Kindsmord^ 
Diebstahl,  Betrug,  Brandstiftung  u.  A.,  woneben  freilich  auch  in 
zweien  derselben  der  nachtheilige  Einfluss  der  doktrinellen  deutschen 
Entwürfe  sich  geltend  macht. 

Alle  aber  zeichnen  sich  durch  Kürze,  Einfachheit,  Beschrän- 
kung des  Strafgebiets,  Freiheit  des  richterUchen  Ermessens  aus 
vor   den  andern   gesetzgeberischen   Erzeugnissen   dieser   Periode« 


B.   Die  StrafgesetzbOcher. 

Zfiricli  1835. 

§  51.  Der  Grosse  Rath  des  Cantons  Zürich  traf  schon,  als  er 
die  Geltung  des  helvet.  Gesetzbuches  aufhob,  Veranstaltungen,  dass 
ein  neues,  den  Bedürfnissen  des  Cantons  angepasstes  peinliches  Ge- 
setzbuch mit  Beförderung  abgefasst  werde  imd  ordnete  vorerst,  weil 
in  Ansehung  der  Criminalprocedur  die  Gerichte  von  aller  Anleitung 
entblösst  waren,  durch  Gesetze  vom  15.  und  19.  December 
1803  die  Competenz  der  Gerichtsstellen  und  das  Verfahren. 

Das  Gesetz  betreffend  die  Competenz  stellt  ein  Verzeichnis^ 
der  strafbaren  Handlungen,  ohne  die  Thatbestähde  näher  zu  be- 
stimmen, auf  und  ordnet  dieselben  nach  ihrer  Schwere  den  drei 
nach  französischem  Muster  aufgestellten  Instanzen:  Zunftgericht, 
Bezirksgericht,  Obergericht,  unter,  deren  Strafcompetenz  zugleich 
den  Strafrahmen  fiir  die  Delicte  bildet. 

Als  Frevel  werden  bestraft  mit  Geldbusse  bis  8  Franken 
oder  2  Tage  Einsperrung:  Diebstahl,  Betrug,  Veruntreuung  in 
geringem  Betrag,  unbeharrliche  Scheltung  und  ehrenrührige 
Verleumdung  von  Privatpersonen,  geringfiigige  Beschädigung  von 
Person  und  Eigenthum  u.  A.  m. 

Die  Bezirksgerichte  beurtheilen  folgende  Vergehen:  Dieb- 
stähle, Veruntreuungen,  betrügliche  Handlungen  in  Bezug  auf 
öffentliche  Abgaben,  Urkundenfälschung,  Getreidewucher,  wenn 
der  Betrag  über  6  und  unter  160  Franken  steht;  femer  Ver- 
rückung von  Grenzmarken,  Schlaghändel  ohne  lebensgeföhrliche 
Verwundung  oder  ohne  Verstümmelung,  schwere  Gesundheitschädi- 
gung ohne  mörderischen  Anschlag  oder   ohne  Waffen,   beharr- 
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liehe  Scheltangen^  Umtriebe  zur  Störung  der  öffentlichen  Ruhe^ 
Schmähreden  gegen  die  Regierung,  beharrlichen  Ungehorsam,  erheb- 
liche fahrlässige  Beschädigung  von  Person  oder  Eigenthum  u.  A.  m. 

Strafen  kann  das  Gericht  aussprechen:  Geldstrafe  bis 
100  Franken,  Gefängniss  bis' 3  Wochen  bei  Wasser  und  Brod, 
Wirthshausverbot,  Ausschliessung^  von  Wahlrechten,  Verweisung 
aaf  Haus  und  Güter,  öffentliche  Schaustellung,  Züchtigung  bis 
20  Rutfaenstreiche,  Zucht-  odet*  Arbeitshaus  bis  2  Jahre.  Unter 
gravirenden  Umständen  sind  die  Fälle  dem  Obergericht 
zuzuweisen^  an  welches  auch  die  Appellation  in  jenen  Fällen  mög- 
lich ist,  wo  das  Gericht  eine  Strafe  über  6  Tage  Gefängniss  und 
üher  24  Franken  Geldbusse  verhängt  hat. 

Dem  Obergericht  unterstehen  folgende  Verbrechen: 
^Diebstähle  mit  Gewalt",  nächtliche  Einbrüche  und  Strassenraub, 
Entwendung  von  der  Bleiche  oder  vom  Acker,  einfache  Dieb-  . 
Stahle  und  Veruntreuungen  von  über  160  Franken,  Falschmünzerei, 
Verfertigung  von  falschem  Maass  und  Gewicht,  Schlaghändel  mit 
Waffen,  mörderischem  Anschlag  oder  Tödtung,  Verstümmelung, 
Hochverrath  und  alle  eigentlichen  Staatsverbrechen,  Mord,  Ver- 
giftung, Kindsmord,  Selbstmord  und  unvorsätzlicher  Todschlag, 
Blutschande,  Nothzucht,  Abtreibung,  Aussetzung,  vorsätzliche 
Brandstiftung,  Eidbruch  und  Falscheid,  Bestechung,  Falschwerben. 
In  Fällen,  wo  die  Todesstrafe  in  Anwendung  kam,  wurden  die 
Mitglieder  des  Obergerichts  aus  dem  Kleinen  Rathe  verstärkt, 
wodurch  ein  eigenthümliches  Malefizgericht  entstand. 

Mehrfach  ist  in  der  Anführung  der  Verbrechen  das  helve- 
tische Strafgesetzbuch  zu  erkennen,  z.  B.  in  der  Unter- 
scheidung des  Diebstahls  ohne  Gewalt  und  mit  Gewalt  (an  der 
Person,  vol),  in  den  Bestimmungen  über  Schlaghändel,  in  den 
Entwendungen  an  Vieh,  Pflug,  Bleichestücken  (nov.)  u.  A.,  wo- 
gegen in  der  beharrlichen  und  unbeharrlichen  Schelte  noch  das 
Recht  der  alten  Statuten  erhalten  ist. 

Die  Folter  war  längst  abgeschafft.  Da  aber  eine  Verurtheilnng 
nur  möglich  war  auf  Ueberweisung  und  Geständniss,  „so  über- 
zeugte sich  der  Rath  von  der  traurigen  Nothwendigkeit,  nachdem 
er  in-  und  ausländische  Erfahrungen  zu  Rathe  gezogen  *,  das  pein- 


'  In  gleichem   Geiste   sind   auch   die  andern   neuen   Processgesetze   der 
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liehe  Verhör  in  gesetzlich  bestimmten  Fällen  auf  Gerichtsbeschlttss 
zu  gestatten."  Der  erste  Grad  bestand  in  Gefangenschaft,  der 
zweite  in  Ruthenschlägen  und  in  wichtigen  Fällen  konnte  das  Ober- 
gericht auf  Weisung  der  Regierung  auch  schärfere  Mittel  anwenden. 

Die  im  Gesetz  von  1803  vom  Grossen  Rath  erwähnten  Ver- 
anstaltungen zu  beförderlicher  Herstellung  eines  neuen  Strafgesetz- 
buches ergaben  mehrere  Entwürfe,  der  erste  wurde  den  Säthen 
vorgelegt  1806  2;  1819  liess  die  Regierung  einen  neuen  ausarbeiten 
und  ein  dritter  erschien  1829,  der  auch  nicht  zum  Gesetz  erhob^i 
wurde.  Dieser  letzte  Entwurf  (430  Paragraphen),  von  Mitter- 
maier  und  Tenime  verschieden  beurtheilt,^  hat,  abgesehen  von  dem 
doctrinellen  Charakter,  als  Strafraittel  Brandmarkung,  Staupen- 
fichlag  und  körperliche  Züchtigung  bis  zu  72  Streichen,  Pranger, 
Ausstellung  unter  der  Kanzel  und  öflFentlichen  Verweis  vor  der 
Kirchgemeinde,  und  die  Strafdrohungen  sind  sehr  hart.  —  Der 
Entwurf  von  1835  steht  auf  ganz  anderem  Boden. 

Ausser  den  erwähnten  grösseren  Gesetzen  und  Entwürfen 
finden  wir  eine  Anzahl  von  Beschlüssen  und  Specialgesetzen,  welche 
für  den  Zustand  vor  Erlass  des  Strafgesetzbuches  charakteristisch 
sind ;  so  die  Sittenmandate  gegen  Schauspieler,  Unfiig  treibende  und 
unzüchtige  Personen  (1804),  Verordnung  über  strenge  Beaufsich- 
tigung der  Handwerksburschen,  Gesetz  betreffend  Censurwesen, 
Missbrauch  der  Publicität,  Beaufsichtigung  der  Druckerpresse, 
über  Wirthshausverbot,  Stellung  vor  der  Kirchenbehörde,  über  die 
an  Ehren  schändenden  Strafen,  über  warnende  Erwähnung  der 
Todesurtheile  in  Kirchen  und  im  Schulunterricht,  über  Ausstellung 
der  Marktdiebe  an  Wochenmärkten.  1824  wird  die  Ausstäupung 
durch  die  Stadt  und  die  Brandmarkung  aufgehoben. 


Oantone  aus  jener  Zeit  abgefasst.  Vgl.  MittermaieTy  Archiv  des  C.  R.,  1837, 
■S.  188.     Neue  schweizerische  Sti'afprocessordnungen. 

•  Vgl.  aber  denselben  vorstehend,  S.  166. 

'  Temm€y  Lehrbnch  des  schwoiz.  8t.  R.,  S.  44:  „Der  Entwurf  hat  viel 
Doctrinelles ;  im  Uebrigen  ist  sein  Inhalt  zusammengetragen  aus  dem  prcus- 
«ischen  Landrecht,  dem  österreichischen  St.  G.  B.  und  dem  Code  p^nal.*'  — 
Mittermaier,  im  Archiv  des  C.  R.,  Bd.  XII,  S.  194:  „Er  trSgt  das  Goprige 
«der  Originalität,  legt  vorzüglich  Werth  auf  die  Schftrfe  des  Ausdrucks,  be- 
stimmt weise;  obgleich  er  oft  wörtlich  dem  bayrischen  G.  B.  entlehnt,  kann 
er  nicht  als  Nachbildung  irgend  eines  deutschen  G.  B.  oder  Entwurfs  be- 
zeichnet werden." 
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Das  Gresetz  über  die  Strafrechtspflege  vom  10. 
Brachmonat  1831  vervollständigt  das  Verzeichniss  der  Straf- 
Me,  offenbar  im  Anschluss  an  bestehende  Entwürfe  und  Straf- 
gesetzbücher. Es  bezeichnet  die  Delicto  genauer  und  gibt,  ver- 
schieden vom  früheren  Gresetz,  in  den  wesentlichsten  Stücken  eine 
Auffassung  kund,  wie  sie  dem  damaligen  Stande  der  Gesetzgebung 
und  Wissenschaft  entspricht. 

Theils  neu  hinzugekommen,  theils  neu  gefasst  sind  im 
WesentUchen  folgende  Verbrechen :  Lebensgefährliche  Verfälschung 
von  Lebensmitteln  und  vorsätzhche  Verbreitung  von  ansteckenden 
Krankheiten,  Mord,  Todschlag,  fahrlässige  Tödtung,  Aussetzung 
hulfloser  Personen,  Zweikampf,  Sittlichkeitsdelicte,  worunter  mehr- 
fache gleichzeitige  Schwängerung  unter  Eheversprechen,  wider- 
rechtliches Gefangenhalten,  Entfuhrung,  vorsätzliche  und  fahr- 
lässige Brandstiftung,  Verheimlichung  der  Schwangerschaft  und 
Siederkunfl:.  —  Raub,  Erpressung,  Diebstahl,  Unterschlagung, 
Betrug,  Fälschung,  fahrlässigen  und  betrüglichen  Bankerott  hatte 
das  ältere  Gesetz  theils  nicht  genannt,  theils  nicht  unter- 
schieden, theils  anders  begriffen;  der  Betrag  der  Ver- 
mögensbeeinträchtigung  kommt  nun  durcligehend  zur  Geltung; 
Köq)erverletzung  und  Ehrverletzung  haben  eine  andere  Gestalt 
gewonnen  und  die  letztere  insbesondere  wird  unterschieden  als 
Beschimpfung  —  welche  in  die  Competenz  der  Zunftgerichte  — 
und  als  Verläumdung  und  Beschimpfimg  mittelst  Pasquill  oder  mit 
Verletzung  eines  besonderen  Achtungsverhältnisses,  welche  in  die 
Competenz  der  Bezirksgerichte  fallen.  Selbstmord  ist  nicht  mehr 
erwähnt. 

Wie  im  älteren  Gesetz  ist  der  Strafrahmen  durch  die  Com- 
petenz der  Gerichte  gegeben  und  diejenige  des  Mittelgerichts  wurde 
erheblich  erweitert. 

Das  Strafensystem  erfahrt  eine  gründliche  Umgestal- 
tung. Das  Criminalgericht  erkennt  auf  L  einfache  Todesstrafe, 
2.  Freiheitsstrafen,  3.  Ehrenstrafen,  4.  Geldstrafen,  im  Ganzen  14 
Strafmittel.  Freiheitsstrafen  sind:  Kettenstrafe  und  öffentliche 
Arbeit  für  Männer,  Zuchthaus,  Gefängniss,  Verbannung,  Ein- 
grenzung. —  Brandmarkung,  Pranger,  Schandausstellung  und 
körperliche  Züchtigung  sind    abgeschafft. 

Gemäss    der  Verfassung   führt   das   Gesetz   aus,   dass  jedes 

Fftmmingm',  Scbwels.  Strafrecht.  16 
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Mittel  zur  Erpressung  eines  Geständnisses  bei  schwerer  Verant- 
wortliclikeit  untersagt  sei.  Entsprechend  ist  aucli  nicht  mehr  ein 
Geständniss  zur  Verurtheiiung  nöthig,  sondern  es  genügt  der  Be- 
weis durch  Zeugen  oder  Indizien,  welch'  letztere  jedoch  nicht  zur 
Fällung  eines  Todesurtheils  genügen.  Bei  hohem  Grade  von  Ver- 
dacht findet  Entlassung  von  der  Instanz  statt. 

Die  Praxis  bewegte  sich  ziemlich  willkührlich  in  Anlehnung 
an  die  deutsche  Theorie.  Im  Manual  findet  sich  ohne  Anfuhrung 
von  Gesetzesstellen  im  Urtlieil  die  Hinweisung  auf  die  Grundsätze 
der  Wissenschaft,  welche  auch  für  die  Feststellung  des  Delict», 
mangels  festen  gesetzlichen  Thatbestandes,  frei  herbeigezogen  wird. 
Die  in  Band  I  und  II  der  Polizei-  und  Criminalappellationen  aus- 
gesprochenen Strafen  sind  mild.* 

Bis  zum  Erlass  eines  Strafgesetzbuches  erschienen  noch  Ge- 
setze betreffend  Begnadigung,  Abkürzung  der  Strafzeit  w^n 
Wohlverhalten,  Strafumwandlung,  Massregeln  gegen  gewaltthätigt- 
Schädigung  von  Eigenthum  und  1834  wurde  die  Scharfrichter- 
stelle aufgehoben. 

II.  Das  Strafgesetzbuch  von  1835.  Der  Entwurf  *  von 
Oberrichter  Ulrich  wurde  mit  wenigen  Abänderungen  zum  Ge- 
setz erhoben.®  Es  zeichnet  sich  aus  durch  Kürze,  Einfachheit 
des  Ausdruckes,  Schärfe  der  Begriffe  und  Milde.  Vorbild  der 
Bundesgesetze.    Es  bestand  mit  Novellen  in  Kraft  bis  1871. 

Das  Gesetzbuch  behandelt  Vergehen  und  Verbrechen  un- 
getrennt in  273  Paragraphen.  Der  erste  Abschnitt  handelt  in  6 
Titeln  von  Verbrechen  und  Strafen  überhaupt,  von  der  Vollendung 
und    dem    Versuche,    von    der   Theilnahme,    vom    rechtswidrigen 


*  Manual  des  Obergerichts,  Polizei-  und  Criminalappellationen,  Bd.  I  u. 
II,  1831/32.  Von  1833  an  bringt  wichtige  Fälle  die  Monatschronik.  Inter- 
essant Bd.  I,  Brandstiftung  an  der  Fabrik  in  Uster  durch  die  Handweber. 

*  Vgl.  Mittermaier,  im  Archiv  des  C.  R.,  1835,  S.  422.  437. 

*  Näheres  findet  sich  im  handschriftlichen  Protocoll  der  Commissioos- 
berathungen,  S.  35  —  38,  im  Staatsarchiv.  —  Mitglied  der  Commissiou  wat 
auch  F,  L.  Keller,  ErwähneuHwerth  ist,  dass  Zürich  gleicltzeitig  hervor- 
ragende Juristen  hatte,  wie  Keller^  Bluntschli,  liüitimanuy  der  im  Auf- 
trage der  Regierung  in  England  das  Gerichtswesen  studirte  (vgl.  dessen  aus- 
gezeichnete Schrift  über  die  englische  Strafrechtspflege,  1837),  Escher^  den 
Verfasser  des  früheren  Entwurfs  und  der  bekannten  rechts  vergleichenden  Ab- 
handlung über  Betrug  und  Fälschung. 
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Vorsatz  und  der  Fahrlässigkeit,  von  den  Gründen,  welche  die 
Strafbarkeit  ausschliessen  oder  aufheben,  von  den  Schärfungs-  und 
Milderungsgründen. 

Der  zweite  Abschnitt  bestimmt  in  13  Titehi  von  den  Ver- 
brechen wider  das  Dasein  und  die  Sicherheit  des  Staates,  vom 
Aufruhr,  Ungehorsam,  W^idersetzung,  von  Verbrechen  gegen  öffent- 
liche Treue  und  Glauben,  von  der  Rehgionsstörung,  von  der 
Unzucht,  von  den  Verbrechen  gegen  das  Leben,  gegen  die  per- 
sonliche Freiheit,  Ehre,  von  den  Verbrechen  gegen  das  Eigenthum, 
vom  Betrüge,  von  Verbrechen  der  öffentlichen  Beamten,  von  den 
Verbrechen,  welche  mittelst  der  Druckerpresse  begangen  werden. 
Durch  die  letztgenannten  Bestimmungen  (§§  267  —  273)  wurden 
die  angeführten  Pressgesetze   im  Sinne    der  Verfassung  beseitigt. 

Das  Strafensystem  ist  mit  geringer  Abweichung  da» 
bereits  vom  Gesetz  von  1831  festgestellte  und  findet  im  Gesetz- 
buch die  nähere  Ausführung.  Die  Tode^sti'afe  besteht  in  Ent- 
hauptung mittelst  des  Fallbeils.  Die  Kettenstrafe,  auf  Weiber 
mcht  anwendbar,  dauert  mindestens  6  Jahre  und  hat  den  Verlust 
des  Activbürgerrechtes  auf  Lebenszeit  zur  Folge.  Die  Zuchthaus- 
strafe hat  dieselben  Ehrenfolgen  und  dauert  1  — 10  Jahre;  gegen 
Weiber  tritt  sie  au  Stelle  der  Kettenstrafe.  Die  Gefängnisstrafe 
dauert  von  1  Tag  bis  zu  3  Jahren.  Der  Sträfling  dai'f  nicht 
zu  öffentlicher  Arbeit  verwendet  werden  und  darf  sich  beliebiger 
Nahrung  und  Kleidung  bedienen  und  seine  Beschäftigung  wählen. 
Die  Verweisung  wird  verschieden  gohandhabt,  je  nachd(im  es  sich 
um  Burger  des  eigenen  oder  eines  andern  Cantons  oder  um  Fremde 
handelt;  sie  kann  lebenslänghch  oder  zeitig,  für  den  Bezirk,  den 
Canton  oder  die  Eidgenossenschaft  ausgesprochen  werden  und  zum 
Theil  an  Stelle  der  Freiheitsstrafe  treten.  —  Die  Eingrenzung 
ersetzt  theilweise  längere  Gefangnissstrafe,  oder  „Kerker".  Die 
Schwäche  dieses  Ersatzmittels  der  Detention  gibt  sich  im  Einzel- 
nen kund  in  der  nothwendigen  polizeilichen  Aufsicht,  in  dem 
öffentlichen,  entehrenden  Anschlagen  des  Namens  und  in  der 
Sicherheitsmassregel,  dass  gefährUchere  Sträflinge  durch  Anlegen 
eines  Blockes  an  Ueberschreitung  der  Eingrenzung  gehindert 
werden  sollen.  —  SämmtHche  Freiheitsstrafen  können  verschärft 
werden  durch  Einzelhaft,  magere  Kost  und  Dunkelarrest  (8  Tage). 
—  Ehrenstrafen  sind :  Verlust  des  Activbürgerrechtes  lebenslang- 
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lieh  oder  zeitig  bis  auf  8  Jahre,  Amtsentsetzung,  EinsteUung  im 
Amt,  Wirthshausverbot,  richterlicher  Verweis,  letzterer  nur  da 
zuLässig,  wo  nicht  Freiheitsstrafe  oder  Geldbusse  verhängt  wird.  — 
Vermögensstrafen :  Geldbussen,  Einziehung  einzelner  Sachen,  Ent- 
zug von  einträglichen  Rechten  (Beruf). 

Wohlverhalten  eines  Sträflings  berechtigt  zur  Straf  Um- 
wandlung, sofern  anzunehmen  ist,  dass  der  Zweck  der  Strafe, 
Besserung  und  Abschreckung  Anderer,  erreicht  ist  und  dass  der 
Sträfling  Willen  und  Mittel  habe,  auf  rechtliche  Weise  sein  Aus- 
kommen zu  finden.  Das  Begehren  kann  gestellt  werden  bei  Ver- 
urtheilung zu  lebenslänglicher  Freiheitsstrafe  nach  20  Jahren, 
sonst,  wenn  Y»  ^^^  wenigstens  1  Jahr   der  Strafe  erstanden  ist 

Sätze  über  Willensfreiheit  und  Vermuthung  des  bösen  Vor- 
satzes finden  sich  nicht  mehr,  dagegen  ist  noch  die  Vollendunj; 
der  Verbrechen  allgemein  bestimmt  und  eingehend  über  den 
Versuch  im  Anschluss  an  das  bayrische  Recht,  wenn  auch  in 
selbständiger  Formulirung  gehandelt;  danach  liegt  naher  Ver- 
such vor,  wenn  die  Handlung  zur  wirklichen  Ausführung 
des  Verbrechens  gehört,  entfernter,  wenn  sie  als  Vorbereitun«; 
zu  derselben  erscheint.  Als  entfernter  Versucli  wird  bestraft,  wenn 
aus  Einfalt  absolut  untaugliche  Mittel  'gewählt  wurden.  —  Die 
Strafe  des  Versuchs  ist  viel  milder  als  im  bayrischen  St  G.  B.  oder 
im  hannoverischen  Entwurf:  Ziirich,  Strafe  nahen  Versuchs  todes- 
wiurdiger  Verbrechen,  Maximum  15  Jahre  Ketten  —  Bayern  und 
Württemberg  Minimum  15  Jahre.'  —  Der  nahe  Versuch  umfasst 
den  beendigten,  der  entfernte  auch  Vorbereitungshandlungen.  Ob 
eine  Handlung,  die  sich  als  Anfang  der  Ausführung  dar- 
stellt, als  entfernter  oder  als  naher  Versuch  (als  schon  zur  wirk- 
lichen Ausführung  gehörend)  zu  betrachten  sei,  ist  eine 
Frage  des  richterlichen  Ermessens.  (Vgl.  Hirzel^  PräJudicien, 
Nr.  2840.)  Es  ist  jedoch  die  Ansicht,  als  müssten  alle  Mani- 
festationen eines  verbrecherischen  Willens,  die  in  das  Gebiet  der 
äussern  Handlung  übergegangen,  als  mit  Strafe  bedroht  angesehen 
werden,  unrichtig ;  insbesondere  muss  man  in  Bezug  auf  den  Ver- 
such am  untauglichen  Object  auf  die  Absicht  des  Gesetzgebers 
schliessen,  dass  er  solche  Acte  straflos  lassen  wollte.  {Hirzel  2834.) 

'  Zürich,  §  44  b,  Bayern,  §  60,  12,  Württemberg,  Art,  C8,  Entwurf  von 
Hannover,  Art.  86. 
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Als  Versuch  wird  Anstiftung  eines  Andern  zur  Begehung 
eines  Verbrechens,  wenn  dieses  unausgeflihii;  geblieben  ist,  bestraft.'* 
Dieser  angefochtene  Satz  ging  auch  in  das  Gesetz  von  1871  über 
mit  der  durch  die  Praxis  gegebenen  Beschränkung,  dass  der 
Wille  des  Andern  wirklich  bestimmt  worden  sein  müsse. 

Die  Theilnahme  ist  kurz  und  bestimmt  gehalten  und 
anterscheidet  sich  wesentlich  sowohl  von  den  genannten  schwei- 
zerischen Strafgesetzbüchern,  als  von  dem  bayrischen  St.  G.  B. 
und  den  vorliegenden  deutschen  Entwürfen.  Die  Unterscheidung 
von  Haupt-  und  NebengehiÜfen,  Gehülfen  hohem  oder  geringern 
Grades,  ist  fallen  gelassen,  die  Begünstigung  selbständig  aus- 
geschieden, das  Complott  einfach  bestimmt  als  vorlmnden  „wenn 
ein  Verbrechen  von  mehreren  Theilnehmern  auf  vorangegangene 
Verabredung  hin  begangen  wurde".*  Die  Bande  ist  nicht  erwähnt. 
Anzeige-  und  Hinderungspflicht  besteht  nur  für  Beamte  oder  zur 
Aufsicht  besonders  Verpflichtete  (Blutsverwandte  ausgenommen  — ) 
für  Alle  in  den  Fällen  des  Hoch-  und  Landesverraths.  Im  ersteren 
Falle  wird  Unterlassung  als  Gehülfenschaft,  im  letzteren  Falle  nach 
besonderem  Strafsatz  bedroht.  —  Strafe  des  Gehülfen  7*  ^^^  '/^ 
der  auf  das  Verbrechen  gesetzten  Strafe  —  des  Begünstigers 
höchstens  5  Jahre  Zuchthaus. 

Vergleichen  wir  diesen  Titel  mit  den  entsprechenden  Capiteln 
im  bayrischen  St.  G.  B.  von  1813  (vgl.  vorstehend  S.  187)  oder 
mit  den  §§  55 — 77  des  bayrischen  Entwurfs  von  1831,  mit  den 
§§  74  —  95  des  württembergischen  G.  B.  oder  Art.  52 — 76 
des  hannoverischen  Entwurfs  von  1830,  so  erkennen  wir  zwar  in 
(dnzelnen  Punkten  die  Vorbildlichkeit,  vorzüglich  des  hannoveri- 
schen Entwurfes,  im  Ganzen  aber  die  selbständige  Arbeit.  Der 
Stoff  ist   viel   kürzer   zusammengefasst,    einfach  ausgedrückt  und 


*  Vgl.  Entwurf  von  Hannover,  Art.  55;  Feuerbach,  Lehrbuch,  XIV.  Aufl., 
S.  88,  Note  IV;  Derne:!-,  Lehrbuch,  IV.  Aufl.,  S.  178:  „Eine  unwirksame  An- 
Etlftang  mit  Au.snahme  der  öffentlichen  Anstiftung  ist  straflos.  Manche  Gesetz- 
bäclier  strafeu  die  Anstiftung  bei  nicht  ausgeführten  Verbrechen  schon  als 
Versuch.  Dies  führt  zu  Widersprüchen."  Vgl.  auch  desselben  Strafgesetz- 
ffebung  in  Deutschland,  §  149.  —  Mittermaier,  Fortbildung,  II.,  S.  25:  „Ein 
Mangel,  der  beseitigt  werden  sollte  in  den  neuem  Gesetzbüchern,  ist  die 
•Strafbarkeit  der  erfolglosen  Anstiftung   als  Versuch." 

*  Die  Kürze  des  Satzes  hat  die  von  Mittermaier  im  Archiv  d.  0.  K., 
1835,  befürchtete  Verwirrung  nicht  zur  Folge  gehabt. 


246 

Alles  ist  vermieden,  was  besser  der  Wissenschaft  und  der  Praxis 
überlassen   bleibt. 

Ueber  rechtswidrigen  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit 
handeln  zwei  kurze  Sätze  des  Inhalts,  dass  die  strafbare  Hand- 
lung, soweit  nicht  ausdrücklich  das  Gesetz  das  Gegentheil  bestinunt, 
rechtswidrigen  Vorsatz  voraussetzt  —  und  dass  Schädigung  durch 
Fahrlässigkeit  nur  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen 
bestraft  wird.  Die  Entwürfe  von  Bayern,  Hannover,  Württem- 
berg handeln  noch  ausführlich  von  den  Arten  des  Dolus  und  der 
Culpa  xmd  erst  nach  1848  sind  hierin  die  Gesetzbücher  zur  Ein- 
fachheit zuiückgefiihrt  worden. 

Die  Gründe,  welche  die  Strafbarkeit  ausschliessen,  sind  wesent- 
lich dem  bavrischen  Gesetzbuch  entnommen.  —  Nothwehr  ist 
kiu'zer  als  in  den  vorliegenden  deutschen  Gesetzen  und  Entwürfen 
behandelt.  „Abwehr  von  Angriffen,  durch  welche  dem  Angegriffeneu 
ein  „bedeutender"  Nachtheil  zugefügt  worden  wäre."  (§  65.)  Ver- 
jährung findet  nur  statt  (nach  15  Jahren)  bei  Verbrechen,  die 
nicht  höher  als  mit  Zuchthaus  bedroht  sind.  (§  68.)  Steht  Tod 
oder  Ketten  strafe  auf  der  That,  so  wird  die  Strafe  nach  Ablauf 
von  25,  20  Jahren  gemildert.  (§§  84,  85.)  —  Rückfall  ist 
vorhanden,  wenn  der  Thäter  nach  erlittener  Strafe  sich  eines 
neuen  Verbrechens  schuldig  macht.  Die  Strafe  kann  bis 
auf  das  Doppelte  erhöht  werden.  Die  genannten  deutschen  Ent- 
würfe und  Gesetzbücher  verlangen  Begehung  eines  Verbrechens 
gleicher  Art,  während  dies  Erforderuiss  fiir  das  zürcherische 
Gesetzbuch  nur  die  Bedeutung  eines  Strafmehrungsgrundes  inner- 
lialb  der  genannten  Strafgrenze  hat.     (Vgl.  §  78.) 

Nach  der  Art  des  bavrischen  St.  G.  B.  werden  manche 
Verbrechen  nach  Graden  abgestuft  und  mit  specieller  Strafdrohun^ 
versehen,  z.  B.  Hochverrath,  Aufruhr,  Religionsstörung,  Menschen- 
raub u.  A.  Religionsstörung  insbesondere  ist  sehr  im  Detail  be- 
liandelt. 

Todschlag  begeht,  wer  ohne  Vorbedacht  in  der  Hitze  des 
Affects  und  in  der  Absicht,  zu  tödten,  ebenso  wer  mit  Absicht, 
jedoch  ohne  dass  diese  gerade  auf  Tödtung  gerichtet  war,  so 
verletzt,  dass  der  Tod  erfolgt.  Einfacher  als  -die  Entwfufe  von 
Hannover  und  Bayern  hat  das  Gesetzbuch  weder  Bestimmungen 
über  Lethalität,   noch,    wie   das    erstgenannte    und   das   bayri:$che 
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Strafgesetz,  Fälle  des  qualificirten  Mordes.  Tödtung  im  Zwei- 
kampf wird  dem  Todschlag  unterstellt  mit  der  Milderung,  dass 
der  Richter  unter  den  geringsten  Grad  der  Strafe  herabgehen 
darf.  —  Viel  milder  als  in  Bayern,  Hannover,  Württemberg 
ist  Tödtung  in  Folge  widerrechtlicher  Anröizung 
bedroht.  Kinds mord  wird  bestraft  mit  Zuchthaus  von  6 — 20 
Jahren.  Die  Merkmale  „neugeboren",  „lebensfähig'^  sind  ohne 
nähere  Bestimmung,  wie  sie  das  bayrische  und  hannoverische  Recht 
hat,  geblieben.  —  Körperverletzung  im  ersten  Grad  umfasst 
die  schwersten  Fälle  —  im  zweiten  Grade  die  Fälle  der  Arbeits- 
unfaliigkeit  über  30  Tage  und  bleibenden  Nachtheils,  Strafe  4 
Monate  Gefangniss  und  Geldbusse  oder  Zuchthaus  —  im  dritten 
Grade  alle  geringeren  Fälle.  Andere  erhebliche  Verletzungen 
gelten  als  thätliche  Beschimpfung.*®  Strafmehrungsgründe  sind: 
Gebrauch  von  Steinen,  Stöcken,  Messern,  Gift,  Verletzung  mit 
Auflauem,  vorzüglich  Begehung  znr  Nachtzeit. 

Die  Ehrverletzung  ist  nun  unterschieden  als  Verläum- 
dung,  gerichthche  und  aussergerichtliche  und  Beschimpfung.  Der 
Verlaumdung  ist  schuldig,  wer  einem  Andern  bei  dritten  Personen 
mit  dem  Bewusstsein  der  Falschheit  Thatsachen  vorwirft,  welche 
im  Strafgesetz  oder  in  Verordnungen  als  strafbar  erklärt  sind 
oder  die  den  guten  Ruf  entziehen  könnten.  Dass  die  geschehene 
Aeusserung  mit  dem  Bewusstsein  der  Falschheit  gemacht  worden 
sei,  ist  so  lange  anzunehmen,  als  nicht  die  Richtigkeit  der  That- 
sache  oder  wenigstens  dass  sie  vom  Thäter  für  wahr  gehalten 
worden  sei,  zur  Wahrscheinlichkeit  gebracht  ist.  Strafe,  wenn 
ein  Verbrechen  vorgeworfen  wurde:  Busse  von  30 — 1000  Fr., 
womit  in  bedeutenden  Fällen,  besonders  wenn  es  durch  die  Presse 
geschah,  Gefangniss  verbunden  werden  kann.  In  den  schwersten 
Fällen  mag  auch  auf  Zuchthaus  erkannt  werden.  Die  Arats- 
ehrverletzung  ist  Strafmehrungsgrund.  Sehr  ausführlich  wird 
die  gerichtliche  Verlaumdung  behandelt.  —  Betrug  ist  jede  zum 
Nachtheil  der  Rechte  eines  Andern  unternommene  Täuschimg; 
er  ist  vollendet,  sobald  die  täuschende  Handlung  beendigt  ist,  auf 
wirklieh  verursachten  Schaden  kommt  es  nicht  an. 

III.  Verglichen  mit  den  vorangegangenen  schweizerischen  Straf- 


'•  Vgl.  Hirzel,  Prajudicien,  Nro.  2965. 
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gesetzbüchem  lässt  sich  ein  Zusammenhangs  wie  er  unter  diesen 
nachgewiesen  ist,  nicht  auffinden;  nur  im  Grundcharakter  und 
in  der  Richtung  stimmen  sie  überein.  Aber  auch  den  dentscbea 
Strafgesetzbüchern  und  den  neuen  Entwürfen  gegenüber  hat  es. 
die  Aufgabe  selbständig  gefasst  und  durchgeflihrt.  Die  Fundamente 
hat  das  bayrische  St.  Gr.  B.  gegeben:  die  feste  Bestimmmig 
der  Begriffe,  die  genauere  Abstufung  in  Grade,  die  Aufstellung 
specieller  Strafsätze.  Es  ist  aber  dem  bayrischen  Gesetzbuch  nicht 
gefolgt  in  der  verhängnissvollen  systematischen  Zergliederung  der 
Delictsbegriffo  in  der  ausgedehnten  casuistischen  Strafbestimmun^ 
für  die  Einzelfalle  in  der  doctrinellen  Ueberladung  des  allgemeinen 
Theils,  in  den  gefährlichen,  weitgefassten  Sätzen,  welche  das  Straf- 
gebiet übermässig  ausdehnen.  Die  Vergleichung  von  Satz  zu  Satz 
zeigt  völlig  freie  Behandlung  und  eine  Selbständigkeit,  welche 
bereits  auf  dem  Boden  der  Gerichtspraxis  stand  und  die  eigen- 
tht'milichen  Bedürfnisse  des  Landes  begriff.  —  Der  Entwurf 
eines  Strafgesetzbuches  für  Bayern  von  1831  ist  von 
geringem  Einfluss  gewesen.  (Vgl.  z.  B.  die  Bestimmungen  de& 
Entwurfs  über  Zurechnung  und  Zumessung  der  Strafe  mit  den 
entsprechenden  Paragraphen  des  zürcherischen  St.  G.  B.)  —  Der 
Entwurf  von  Hannover  von  1830  zeigt  in  der  Anordnung, 
in  einigen  Begriffen  und  Strafsätzen,  worin  er  sich  vom  ba>'Tischen 
Gesetz  unterscheidet,  Verwandtschaft  mit  dem  zi'u*cherischen  St. 
G.  B.,  allein  in  den  wesentlichsten  Punkten  ist  die  Verschieden- 
heit grösser  als  zwischen  dem  bayrischen  und  dem  hannoverischen 
Recht.  Man  braucht  nur  die  Capitel  über  Versuch,  Theilnahme 
Complott,  Bande,  Fahrlässigkeit,  Strafausschliessungsgri'mde  zu  ver- 
gleichen. Die  Strafzumessungsgründe,  welche  übrigens  schon  in 
den  altern  schweizerischen  Strafgesetzbüchern  nach  dem  öster- 
reichischen Gesetzbuch  mit  den  üblichen  Zusätzen  und  Omissionen 
vertreten  sind,  bilden  Gemeingut.  —  Auch  im  württember- 
gischen Entwurf,  wie  später  im  Gesetz,  findet  sich  die  breite 
Ausfuhrung  der  Lehrbuchsätze,  welche  erst  durch  das  Gesetz 
vom  13.  August  1849  beseitigt  wurden.  —  Der  hannoverische 
Entwurf  hat  noch  die  qualificirte  Todesstrafe  (Schleifung  zur 
Richtstätte),  Schandausstellung,  Auspeitschen ;  der  beendigte  Ver- 
such wird  bis  zu  lebenslänglicher  Freiheitsstrafe  bedroht.  Auf 
Zweikampf   steht  Icbenslän  liehe  Kettenstrafe,    auf  Brandstiftung 
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in  10  FäUen  Tod.  Das  zürcherische  Gesetz  hat  nur  einfache 
Todesstrafe,  droht  sie  absolut  nur  bei  Mord  (§§  145,  189).  „In 
den  schwersten  Fällen"  von  Raub,  Brandstiftung,  in  Begehung 
eines  andern  Verbrechens  kann  darauf  erkannt  werden.  —  Schon 
die  Vergleichung  der  Zahl  der  Paragraphen  der  erwähnten  Gesetze 
imd  Entwürfe  ergibt  eine  überlegene  Einfachheit  des  zürcherischen 
Gesetzbuches. 

IV.  Ueber  den  Werth  des  Gesetzbuches  äussert  sich  das 
Obergericht  in  den  Jahresberichten  günstig.**  Wenn  seit  der  Ein- 
fuhrung desselben  die  Zahl  der  Verbrecher  stieg,  so  beruhte  diese 
auch  anderwärts  mit  neuen  Gesetzbüchern  geraachte  Erfahrung 
nicht  auf  zunehmender  Immoralität,  sondern  darauf,  dass  Hand- 
lungen nun  criminell  bestraft  wurden,  die  früher  nicht  zur  Com- 
petenz  des  Criminalgerichts  gehörten.  Immerhin  beuninihigte  die 
Erscheinung  dermassen,  dass  zu  deren  Beschwörung  1840  eine 
Motion  auf  Einfiihrung  der  körperlichen  Strafen,  freilich  ohne  Er- 
folg gestellt,  und  im  folgenden  Jahr  eine  Untersuchung  betreffend 
die  zunehmende  Zahl  der  Gefangenen  provocirt  wm*de. 

Als  Mängel  wurden  hauptsächlich  empfunden :  die  Verbindung 
der  lebenslängUchen  Ehrenfolgen  mit  dem  Zuchthaus,  die  in  man- 
chen Fällen  zu  hohen  Minima,  die  Abstufung  mancher  Verbrechen 
in  Grade,  letzteres  besonders  unangemessen,  nachdem  1852  die 
Jury  eingeführt  worden  war,  femer  die  mit  der  Spaltung  der 
Verbrechensbegriffe  verbundene  Beengung  des  richterlichen  Er- 
messens. Zum  Theil  wurde  bereits  Abhülfe  geschaffen  durch  das 
erwähnte  Processgesetz,  indem  §§  273  ff.  die  Begnadigung  regulirt 
und  §§  275  ff.,  nach  dem  Vorbild  des  eidgenössischen  Gesetzes, 
die  Rehabilitation  eingeführt  wurde,  wonach  bereits  3  Jahre  nach 
überstandener  Strafe  das  Gesuch  um  Wiedereinsetzung  in  die 
bürgeriichen  Rechte  gestellt  werden  konnte. 

^Entwurf  eines  Strafgesetzbuches  für  den  Canton  Zürich 
von  Jb.  Duhs,  Regierungspräsident,"  erschien  1855.  Der  Ver- 
fasser sucht  die  Mängel  zu  beseitigen,  eine  wirksame  imd  zugleich 
humane  Repression  zu  ermöglichen  und  stellt  manche  neue  und 
beachtenswerthe  Gesichtspunkte  auf  in  Bezug  auf  Strafmittel, 
Theilnahme,  Versuch,  Strafvollzug,  Rückfall  (S.  31)  u.  a.  m.    Der 


"  Vorzuglich  der  achte  Rechenschaftsbericht  von  1838,  S.  20. 
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Entwurf  wurde  aber  nicht  zum  Gesetz  uijd  blieb   auch  ohne  er- 
heblichen Einfluss.    Mitterinaier,  Archiv  des  C.  R.  1856,  S.  261. 
Walther  in  der  kritischen  Ueberschau  der  deutschen  Gesetzgebung, 
Bd.  III,  S.  377. 

Der  Entwurf  von  Benz  von  1865  wurde  zur  Grundlage  des 
Gesetzbuches  von  1871.  Gutachten  über  denselben  ergingen  von 
Mittermaier,  von  Holtzendorff  in  der  „Allgemeinen  deutschen 
Strafrechtszeitung"  1866,  Heft  10 ;  Olaaery  Bemerkungen  über 
den  Entwurf  eines  Strafgesetzbuches  etc.,  1867,.  122  S. ;  St.  G.  B. 
von  1871. 

Die  Praxis  unter  dem  Gesetzbuche  von  1835  ist  nieder- 
gelegt in  der  Monatschronik  der  zürcherischen  Rechtspflege,  den 
Beiträgen  (Auszüge  von  Owüter,  Bd.  XVII,  und  Suter,  Bd.  XVIII; 
und  in  der  Zeitschrift  für  zürcherische  Rechtspflege,  Bd.  VI. 
1857/59.  Bd.  XI,  1860/62  u.  a.  (Vgl.  vorstehend  S.  5.)  Auf 
Gnmdlage  dieser  Zeitschriften  hat  Hirzd  eine  Sammlung  von 
PräJudicien  zusammengestellt.  Bd.  II,  S.  407 — 513.  1863.  Spater 
finden  sich  wichtige  Entscheide  in  den  Berichten  des  Obergeriehts. 
Einzelne  Rechtsfalle  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  (Bd.  X,  S.  31. 
Process  Tnidel,  Gebetheilanstalt). 

Novellen.  Gesetz  betreflend  politische  Flüchtlinge  1836. 
Gesetz  betreffend  den  Wucher  1839,  aufgehoben  durch  Gesetz 
von  1863.  Gesetz  gegen  communistische  Umtriebe  1846  („Maul- 
krattengesetz").  Gesetz  betreffend  das  Duell  1866,  um  der  Duellir- 
sucht  der  Studenten  entgegenzutreten.  Processordnung  von  1852, 
revidirt  1866.  Eingehende  Besprechungen  der  P.  O.  in  Zeitschr. 
f.  Schweiz.  R.,  Bd.  II  und  XV. 

Ausser  der  bereits  angefi'ihrten  Literatur  ist  noch  zu 
nennen :  Mittermaierj  die  Strafgesetzgebung  in  ihrer  Fortbildung, 
1841,  S.  145.  Temme^  Lehrbuch,  S.  44.  Osenbrüggen,  allgemeine 
Strafrechtszeitung  1860.  A,  v,  Orelliy  die  Grundlagen  des  Straf- 
rechts nebst  Vorschlägen  zur  Reform  unseres  Strafgesetzbuches 
1857.  Derselbe  über  Gefängnissanstalten  und  Besserung  1855. 
BluntsrJiH,  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Bd.  II,  S.  385. 

Rechtsquellen.  Richtebrief  der  Burger  von  Zürich  im 
Archiv  für  schweizerische  Geschichte,  Bd.  V,  S.  149  ff.  (Vgl. 
ßluntschli,  Rechtsgesehichte,  Bd.  I,  S.  234  ff.)  Der  Richtebrief 
ist  eingehend  berücksichtigt  in  Osenbrüggen^s  alam.  St.  R.    Ueber 
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die  strafrechtliche  Thätigkeit  des  Rathes  geben  die  Richtebücher 
von  1357  an  Aufschluss.  Schaiiherg,  nngedr.  R.  Q.  Bd.  I,  Blut- 
gerichtsordnung, S.  374.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  III  und  IV., 
Rechtsquellen  von  Ott.  Pestahitz,  Sammlung  der  Herrschaftsrechte 
1834,  2  Bde.  (noch  das  alte  Friedensrecht  enthaltend.  Vgl.  be- 
jionders  Amtsrechte  von  Grüningen,  Knonau,  Kyburger  Grafschaft), 
üie  Gesetzessammlung  von  1752 — 1793  enthält  zahlreiche  Sitten- 
imd  Kleidermandate,  Versicherungen  des  „Wohlwollens  der  ver- 
ehrungswürdigen Väter  des  Vaterlandes"  neben  Aeusserungen 
unbeschrankter  Willkür  und  Bibelsprüche  neben  Erinnerungen 
an  Montesquieu.     Officielle  Sammlung  der  Gesetze,  Bd.  I,  1804. 

t 

Basel  1835  und  1846. 

§  52.  I.  Kein  anderer  Canton,  Waadt  ausgenommen,  hat 
sein  Strafgesetzbuch  so  wohl  vorbereitet,  die  Motive  klargelegt 
und  durch  Druck  zugänglich  gemacht.  Im  Jahre  1829  erscliie- 
nen  behufs  Revision  des  St.  G.  B.  von  1821 :  Gutachten  ,des 
Criminalgerichts  über  die  leitenden  Grundsätze  bei  Abfassung  der 
Revisionsvorschläge  (A),  die  Revisionsvorschläge  selbst  (B),  Ma- 
joritätsgutachten (C)  und  Minoritätsgutachten  (D).  Das  letzt- 
genannte feilt  ausser  Betracht,  da  die  wenig  glücklichen  Vorschläge 
im  Gesetz  gar  keine  Berücksichtigimg  gefunden  haben. 

Es  ist  nachgewiesen  worden,  wie  das  G.  B.  von  1821  im 
Einzelnen  aus  den  bestehenden  Gesetzbüchern  der  Schweiz  sich 
'^nt^'ickelt  hat.*  Es  blieb  die  feste  Grundlage  und  fand  aus  sich 
«elbst  heraus,  anders  als  z.  B.  das  G.  B.  von  Luzem,  eine  con- 
•^^equente  Fortbildung  auf  Grundlage  der  Praxis,  so  dass  das  Ge- 
•^etz  von  1835  als  ein  durchaus  eigenartiges  landeseigenthümliches 
Werk  bezeichnet  werden  muss. 

Das  Gutachten  des  Criminalgerichts'  äussert  sich  folgender- 
mafisen:  „Als  Quellen  der  Veränderungen  am  früheren  Gesetz- 
buch sind  die  bei  den  Gerichten  gemachten  Erfiihrungen  zu  be- 
zeichnen; sodann  wurden  die  Canzleien  der  schweizerischen  Mit- 
stande um  Uebersendung  ihrer  Strafgesetze  und  Entwürfe  ersucht, 


*  Vorstehend  S.  203  ff. 
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Faclikenner  aus  anderen  Cantonen  um  Bemerkungen  angesprochen 
und  die  Kritiken  des  Gesetzes,  vor  Allem  aber  die  früheren  Be- 
rathungen  des  grossen  Raths  über  diesen  Gegenstand  nicht  ausser 
Acht  gelassen." 

„In  Bezug  auf  Strafgesetze  anderer  Staaten  und  ausländische 
Lehrbücher  musste  man  sich  bereits  in  der  Commission  überzeugen, 
dass  diese  Art  Hülfsmittel  nur  mit  vieler  Vorsicht  benutzt  werden 
könne,  und  dass  selbst  die  kritischen  Bemerkungen  über  einzelne 
Paragraphen  selten  fruchtbar  waren,  da  sie  den  Zusammenhang  mit 
dem  ganzen  Strafgesetze,  mit  unsern  übrigen  Gesetzen,  mit  unserer 
Organisation,  unseren  Bedt'u'fnissen  nicht  berücksichtigten." 

„Es  erhielt  daher  die  Arbeit,  indem  sie  sich  von  den  Nach- 
ahmungen anderer  Gesetze  entfenite,  ein  immer  mehr  abweichendes 
und  eigenes  Gepräge  auf  Grundlage  der  eigenen  geprüften  Er- 
fahrung." • 

„Vor  allem  strebten  wir,  die  Gewolmheit,  dogmatische  Lehr- 
sätze in  Gesetzesartikel  zu  verwandeln,  zu  meiden  und  zu  unter- 
suchen a)  ob  die  gesetzlichen  Vorschriften  auch  wirklich  praktisch, 
b)  ob  sie  in  ihrer  Allgemeinheit  auch  bei  Berücksichtigung  der 
schwereren  und  der  leichteren  Fälle  haltbar  seien." 

Gemäss  diesen  Grundsätzen  suchte  man  der  Strafdrohung 
den  Charakter  eines  Schreckmittels  zu  nehmen,  das  richterliche 
Ermessen  zu  erweitem,  Verbrechen  aus  Leidenschaft  weniger, 
diejenigen  aus  Ueberlegung  oder  verbrecherischer  Gewohnheit 
strenger  zu  bestrafen;  mehrere  Handlungen,  welche  bisher  als 
criminell  und  infamirend  galten,  dem  correctionellen  Gesetz  zu 
unterstellen,  Verweisung  bei  weniger  bedeutenden  Verbrechen  al- 
ternativ anzudi'ohen,  verschiedene  Begriffe  schärfer  zu  fassen,  um- 
fiissende  zu  trennen,  unpraktische  Eintheilungen  wogzidassen. 

In  den  Revisionsvorschlägen  (B)  sind  diese  Grundsätze  in 
Verbesserung  des  früheren  Gesetzbuches  verwirkHcht,  allein  die 
weitere  Entwicklung  zum  Gesetz  wurde  unterbrochen  durch  die 
Bewegung,  welche  im  folgenden  Jahre  ausbrach  und  die  Trennung 
des  Cantons  1832  zur  Folge  hatte.  —  Um  den  dringensten  Uebel- 
ständen  abzuhelfen,  wurde  die  „zeitgemässe  Abänderung"  einiger 
Hauptbestimmungen  durch  das  Gesetz  vom  9.  Januar  1832 
herbeigeführt : 
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1.  Wo  das  Strafgesetz  ein  Minimum  von  mehr  als  1  Jahr 
festsetzt,  kann  der  Richter  bei  vorhandenen  erhebUchen 
Milderungsgründen  auf  die  Hälfte  jenes  herabgehen. 

2.  Für  Hochverrath,  Landesverrath,  Aufruhr  ^  wird  dem  Rich- 
ter überlassen,  bei  wesentlich  mildernden  Umständen  auf 
24-jährige  Ketten-  oder  Zuchthausstrafe  zu  erkennen  und 
die  vorgenannte  Milderung  in  Anwendung  zu  bringen. 

3.  Gotteslästerung  und  Religionsstörung  werden  dem  correc- 
tionellen  Gericht  überwiesen  und  ebenso  die  Fälschung 
polizeilicher  Ausweisschriften. 

Rathschlag  und  Entwurf  vom  8.  April  1833  ist  blos 
eine  breite  Umschreibung  der  Grundsätze  (A),  des  Majoritäts- 
gutachtens (C)  und  —  wie  die  Vergleichung  ergibt  —  mit  ge- 
ringen Abweichungen  des  Vorschlags  oder  Entwurfs  von  1829  (B) 
mit  Berücksichtigung  des  Gesetzes  von  1832,  dessen  Milderungs- 
system durch  einige  Erweiterungen  der  Strafrahmen  ersetzt  wurde. 
—  Dieser  Entwurf  wurde  wenig  verändert  zum  Gesetz  erhoben 
den  18.  Mai  1835. 

n.  Sehen  wir  nun,  wie  die  Grundsätze  und  Bestrebungen 
gemäss  der  gewonnenen  Erfahrung  auf  Grundlage  des  Gesetzes 
von  1821  in  den  hauptsächlichsten  Punkten  im  St.  G.  B.  von 
1835  zu  Tage  treten. 

Die  Bestimmungen  über  Vorsat«  und  freien  Willen 
sind  beseitigt,  „da  dergleichen  Sätze  in  den  deutschen  Gesetzen 
nur  die  Theorien  der  gelehrten  Verfasser  zum  Ausdruck  bringen, 
streitig  und  fi'ir  ein  Gesetzbuch  unpraktisch  seien."  —  Die  Zu- 
rechnungsfähigkeit, früher  nur  in  schweren  Fällen  der 
Geistesstörung  und  der  Drohung*  aberkannt,  wird  in  weiterer  Fas- 
sung auch  in  leichteren  Fällen  als  nicht  vorhanden  angenommen. 
Die  Nothwehr  ist  von  den  früheren  Besclu'änkungen  nach  deut- 
schem Muster  befreit,  „da  es  oft  unmöglich  war,  in  den  augen- 
scheinlichsten Fällen  einen  Entschuldigungsgrund  zu  finden,  ohne 


*  Einige  Milderung  war  schon  durch  die  Novelle  von  1825  für  Neben- 
gehalfen  eingetreten  und  der  Entwurf  von  1829  hatte  bereits  Weiteres  vor- 
gesehen. 

'  Sowohl  der  Vorschlag  als  das  Gesetz  von  1835  enthalten  offenbar  einen 
Redaktionsfehler  in  §  2  c,  wie  man  aus  dem  Gutachten  C  S.  4  dem  Sinne  nach 
schliessen  muss. 
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dem  Gesetz  Gewalt  anzuthun"  und  ist,  dem  G.B.  von  Luzem  (1827> 
entsprechend,  als  Verletzung  in  gerechter  Nothwehr,  um  sein  oder 
eines  Andern  Leib^  Leben,  Eigenthum  oder  Freiheit  zu  schützen, 
ohne  weitere  Ausführung  hingestellt.  —  Fahrlässigkeit  ist 
ohne  Unterscheidungen,  wie  sie  die  deutschen  Entwürfe  und  Ge- 
setzbücher aufweisen,  in  einem  einzigen  Paragraphen  wörtlich  nach 
dem  Gesetz  von  1821  behandelt.  (Vgl.  vorstehend  S.  204.)  — 
Theilnahme  unterscheidet  noch  Haupt-  und  NebengehüMen, 
jedoch  wird  der  erstere  nicht  mehr  gleich  dem  Urheber  be- 
straft, die  Strafe  für  beide  y,nach  Massgabe  des  genommenen 
Anteils  **  gemildert  und  der  Strafrahmen  erweitert  (Vgl.  S.  204. 
221.)  —  Die  ausführlichen  Bestimmungea  der  deutschen  Entwürfe 
und  Gesetze  über  Complott  und  Bande  fehlen  vollständig. 
(Vgl.  S.  222.)  Neu  ist  der  auch  vom  späteren  G.  B.,  sowie  von 
Luzem  wörtlich  übernommene  §  14  des  Inhalts,  dass  wenn  das 
Verbrechen  für  einen  der  Theilnehmer  qualificirt  ist,  nur  diesen 
die  Strafe  des  qualificirten  Verbrechens  trifft,  sowie  die  Hehler 
und  Begünstiger,  wenn  sie  schon  vorher  von  der  Qualification 
wussten. 

Versuch  (ohne  Bestimmung  über  Vollendung)  entspricht 
mit  einer  wichtigen  Veränderung  dem  Gesetz  von  1821.  Erfor- 
derlich ist  eine  aus  serliche  zur  wirklichen  Vollbrin- 
gung fühi'ende  Handlung.  Das  neue  Gesetz  trennt  den  §  16 
des  altem  über  „verhinderte  Vollendung",  indem  es  einen  ent- 
fernten Versuch  construirt  (vgl.  vorstehend  S.  220) ;  zudem  erhöht 
es  die  Strafe  beträchtlich. 

Die  Strafmittel  bleiben  dieselben.  Todesstrafe  wird  in  eini- 
gen Fällen  nicht  mehr  angedroht,  in  andern  kann  Freiheitsstrafe 
an  deren  Stelle  treten.  Kettenstrafe  —  „unser  Gericht  wird  schwerlich 
einen  Kantonsbürger  oder  selbst  niedergelassenen  Schweizerbürger 
dazu  verurtheilen".*  Zuchthaus.  Brandmarkung.  Staupbesen. 
Pranger.  Verweisung.  Es  kommen  hinzu  Eingrenzung  und  Wirtlis- 
hausverbot.  —  Brandmarkung  kommt  nur  gegen  Rückfällige  zur 
Anwendung,    Prangerstellung   ist  selten.* 

Rückfall  hört  auf  Strafmehrungsgrund  zu  sein;  erforderlich 
ist,  dass  der  Thäter  sich  eines  Verbrechens  gleicher  Art  schul- 

*  MajoritätsguUchten  S.   7.  ^ 

^  Entwurf  eines  corr.  Gesetzes  1844,  S.  14. 
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dig  mache.  Strafe:  die  in  der  Art  nächst  höhere  oder  Vermehrung 
der  Dauer  um  die  Hälfte  des  Maximums.  Was  Verbrechen  glei- 
cher Art  sei,  wird  bestimmt. 

In  manchen  Fällen  sind  die  Verbrechen sbegrifFe  vereinfacht, 
die  Minima  herabgestzt,  Delicte  beseitigt,  neue  Thatbestände  auf- 
genommen. 

Bedeutende  Veränderungen  haben  in  Bezug  auf  Tödtung 
und  Körperverletzung  platzgegriflFen.  Die  Gattungen  des  Morde» 
sind  aufgehoben,  die  Bestimmung  über  die  Causalität  der  Ver- 
letzung beseitigt.  Mord  ist  mit  dem  Tode,  Todschlag  mit 
mit  12 — 24jähriger  Kettenstrafe  bedroht.  (Vgl.  S.  225  vorstehend 
über  die  Entwicklung  des  Begriffs.)  Das  Unterscheidungsmerkmal 
des  Mordes  ist  Vorbedacht  und  Ueberlegung,  während  Todschlag 
einfach  als  absichtliche  Tödtung  bestimmt  wird.  —  Kindsmord 
ist  als  selbständiger  Begriff  (neugeborenes,  unehehches  Kind)  aus- 
geschieden und  der  altern  Auffassung  gemäss,  wie  das  Gesetz  von 
1846  erläutert,  als  „vorbedachter  Mord"  gefasst.  Entsprechend  ist 
die  Strafe  sehr  hart  (vgl.  226). 

Die  Strafe  der  Körperverletzung  mit  tödtlichcm  Aus- 
gang („unvorsätzliche  Tödtung**)  ist  im  Minimum  auf  6  (statt  16) 
Jahre  herabgesetzt  und  die  Beweisfrage  völlig  aus  dem  Begriff 
ausgeschieden.  Gewaltsame  Verwundung  und  Verstümmelung  ist 
genauer  gefasst,  die  Strafrahmen  sind  erweitert,  als  Strafmehrungs- 
grund  ist  neben  dem  ttickischen  Anfall  die  Begehung  bei  Nacht 
und  durch  Mehrere  hervorgehoben.  In  allen  diesen  Fällen  ist 
die  Verletzung  von  nächsten  Verwandten  qualificirend.  Für  die 
Fälle  der  unvorsätzlichen  Tödtung  und  der  Körperverletzung  wird 
der  Strafmilderungsgrund  der  widerrechtlichen  An- 
reiz ung  neu  eingefugt. 

Eine  eingreifende  Veränderung  mit  Berücksichtigung  des 
französischen  Kechts  hat  die  Behandlung  des  Betrugs  erfixhren* 
Die  idlgemeine  Definition  desselben  umfasste  sowohl  die  criminell 
wie  die  correctionell  strafbaren  Fälle  und  es  ergab  sich  die 
Schwierigkeit,  auszuscheiden,  welche  mit  infamirender  Criminal- 
strafe  zu  belegen  seien.  Man  suchte  daher  im  Gesetze  sie  zu 
i^pccialisiren  und  stellte  im  Weitem  auf  die  Erfahrung  ab, 
welche  lehren  würde,  welche  -^Vrten  von  Betrügereien  wirklich  eine 
andere  Berücksichtigung  erfordern  möchten. 
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Die  Aufzählung  der  criminell  strafbaren  Betrugsarten  enthalt 
^Is  erste  Klasse  diejenigen  Betrügereien,  welche  wegen  der  an- 
gewandten Schlauheit  und  List  besonders  gefährlich  erschei- 
nen (manoeuvres  frauduleuses) ;  —  als  zweite  diejenigen,  welche 
durch  die  Häufigkeit  des  Vorkommens  und  die  Leichtigkeit 
des  Begchens  sich  auszeichnen,  z.  B.  Aufnehmen  von  Waaren, 
Contrahiren  von  Schulden  auf  fremden  Namen ;  —  als  dritte  die- 
jenigen, in  welcher  der  erschwerende  Umstand  des  öffentlichen 
Charakters  hinzutritt;  in  den  andern  werden  Abstufungen  vor- 
genommen, die  Minima  ermässigt,  schärfere  Begriffe  ge&sst,  wie 
in  Fälschung,  Münzfalschimg,  betrüglichem  Bankerott  u.  A.  Als 
selbständiges  Delict  wird  aufgestellt  die  Unterschlagung,  welche 
bisher  im  Gresetz  nicht  genannt  und  in  der  Praxis  als  Special&ll 
des  Betrugs  bestraft  worden  war  (§  161). 

Hat  sich  nun  dieses  Gesetzbuch  ausgebildet  aus  demjenigen 
von  1821,  wie  dieses  nachgewiesenermassen  aus  den  einfachsten 
schweizerischen  G.  B.  der  ersten  Periode  (vgl.  S.  204  ff.)  hervor- 
ging und  hat  es  auch  in  Anlage  imd  Begriffen  des  Eigenartigen 
genug  und  wichtige  Verbesserungen  auf  Grundlage  der  Basler 
Gerichtspraxis  erfahren,  so  liegt  doch  das  Schwergewicht  seiner 
eigenthüralichen  Bedeutung  weniger  in  jener  Selbständigkeit  und 
in  der  besonderen  Fassimg  der  Begriffe,  als  in  der  bewussten 
Ausbildung  derjenigen  Grundsätze,  welche  schon  in 
den  Motiven  herausgehoben  sind,  im  Gesetz.  Es  stellt  den  aus- 
geprägtesten Typus  eines  einfachen,  klaren,  volksthilmlichen  Ge- 
setzbuches dar. 

Gemäss  jenen  Grundsätzen  sind  alle  doctrinellen  Sätze  über 
Vorsatz,  Willensfreiheit,  Vollendung,  Fahrlässigkeit,  Complott, 
Bande,  Causalität,  viele  Präsumptionen,  sowie  die  zahlreichen  Ein- 
theilungen  und  Abstufungen  der  Verbrechen  und  Strafen  vermie- 
■den,  womit  grössere  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens,  Be- 
schränkung des  Stra%ebietes  und  Milde  in  der  Anwendung  ver- 
bunden ist.  Einige  Strafinittel  und  manche  Strafdrohungen  tragen 
den  Charakter  des  strengen  Stadtrechts  und  sind  härter  als  in 
andern  gleichzeitigen  schweizerischen  St.  G.  B. 

Das  Gesetzbuch  von  Basel-Stadt  wurde  nach  der  Abtrennung 
der  Landschaft  1832  von  dieser  unter  Vorbehalt  baldiger  Revision, 
welche   indessen   nicht   zu  Stande  kam,  übernommen.     Die  Vct- 
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Änderungen ,  welche  1838  (Herabsetzung  der  Minima)  vorgenom- 
men wurden,  rechtfertigen  eine  besondere  Darstellung  nicht  und 
auch  fernerhin  schloss  sich  das  Strafgesetz  der  Landschaft  dem- 
jenigen der  Stadt  an.'  Gesetz  vom  24.  Januar  1854.  (Vgl. 
Zeitschr.  f.  Schweiz  R.,  Bd.  IV,   75.) 

Auch  der  Canton  Schaffhausen  übernahm,  zunächst  proviso- 
i-isch,  den  Basler-Entwurf  von  1833  als  Gesetz  mit  wenigen  mil- 
dernden Abänderungen ;  es  blieb  in  Kraft  bis  zum  neuen  St.  G.  B. 
von  1859  neben  dem  ebenfalls  Basel  nachgebildeten  Zuchtpolizei- 
gesetz von  1842. 

ni.  Das  Strafgesetzbuch  von  1846  enthält  168  Para- 
graphen. Als  zweiter  Theil  ist  die  Processordnung  beigegeben. 
Gleichzeitig  trat  das  correctionelle  Gesetz^  (76  Paragraphen),  dem 
in  weitem  20  Paragraphen  das  „Verfalu'en  bei  Untersuchung  und 
Bestrafung  der  Vergehen"  folgt,  in  Kraft. 

Das  St.  G.  B.  ist  der  fast  unveränderte  Abdruck  des  fiii- 
heren^  insbesondere  sind  die  Straf drohungen  nicht  herabgesetzt 
worden.  Die  Veränderungen  beziehen  sich  auf  Zuweisung  einiger 
Vergehen  an  das  correctionelle  Gesetz,  auf  Vereinfachung  und 
Herabsetzung  der  Sti'afe  bei  Diebstahl  und  Betrug,  Unterschla- 
gung, Eigenthumsschädigung,  deren  Qualificationsgründe  zu  ein- 
fachen Erschwerungsgründen  innerhalb  eines  erweiterten  gemein- 
samen Strafrahmens  gemacht  wurden.®  Neu  hinzugekommen  sind 
Strafbestimmungen  gegen  Beschädigung  von  Eisenbahnen  „aus 
Eigennutz,  Bosheit,  Rache".  (§  162.) 

Das  correctionelle  Gesetz  von  1846  hat  durchgrei- 
fende Veränderungen  herbeigeführt.  —  Es  ist  ausfuhrlicher,  in 
manchen  Fällen  härter,  räumt  weitere  Strafgrenzen  ein,  bringt 
Geldstrafen  häufiger  und  in  höheren  Beträgen  zur  Anwendung 
und  hat  nicht  Mos  einige  Delicte  aus  dem  St.  G.  B.  aufgenom- 
men, sondern  auch  neue  hinzugefügt  und  manche  Thatbestände 
neu  gefasst;  in  andern  Fällen  hat  es  gemildert  und  die  Minima 
beseitigt.  —  Die  Prügelstrafe,    welche   das   frühere   Gesetz  nicht 


*  Das  MildeniDgsgesetz  vom  8.  October  1838  ist  nichts  anderes  als  das 
in  Stadtbasel  erlassene  provisorische  und  durch  das  spätere  Strafgesetzbuch 
Aufgehobene  Gesetz  vom  9.  Januar  1832. 

^  Vgl.  Rathschlag  und  Entwurf,  vorgelegt  den  2.  December  1844. 

'  Vgl.  Bericht  der  Grossrathscommission  1845  und  Entwurf  S.  102. 

P/innimger,  Sehvelz.  Btrafrecht.  17 
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kannte,  ist  fiir  rückfällige  Vaganten  und  Solche,  die  sich  grober 
Unsittlichkeit  schuldig  machen,  eingefiihrt,  „da  gegen  diese  der 
Richter  nur  ungenügende  Mittel  in  der  Hand  hat."  Die  öffentliche 
Ausstellung,  welche  der  Entwurf  wegen  seltener  Anwendung  nicht 
mehr  hatte,  ist  wieder  als  Schärfungsmittel  aufgenommen. 

Die  Strafe  der  Nichtanzeige  aufrührerischer  Anschläge  wird 
im  Minimum  herabgesetzt  auf  einen  Monat,  „da  bei  höherer  Straf- 
drohung die  Sympathie  des  Publikums  den  Richter  bestimmen 
könnte,  gar  keine  Strafe  auszusprechen." 

Mit  den  Zeitverhältnissen  in  nächster  Beziehung  stehen 
die  neuen  Paragraphen :  a)  betreflfend  gewaltsame  Unternehmungen 
gegen  die  Behörden  anderer  Cantone  oder  des  Auslandes  (§  16). 
Wer  auf  irgend  eine  Weise  —  auch  bei  auswärtigen  Unternehmun- 
gen —  mitwirkt  oder  sie  vorbereitet,  ist  je  nach  Umständen  bis  auf 
ein  Jahr  mit  Freiheitsstrafe  zu  belegen;  b)  wer  an  der  Bildung 
bewaffneter  Freicorps  theilnimmt,  ist  bedroht  mit  Freiheitsstrafe* 
bis  zu  sechs  Monaten;  c)  betreffend  die  Presse  (§  19),  wer  aus- 
ländische Blätter,  die  von  der  Regierung  verboten  sind,  verbreitet 
oder  öffentlich  zugänglich  macht,  verfallt  in  Geldstrafe  bis  100  Fr. ;'® 
d)  betreffend  Ehrverletzung  von  Behörden,  Beamten,  fremden 
Staatsregierungen'*  (§  20)  Freiheitsstrafe  bis  6  Monate  oder  Geld- 
strafe bis  1000  Fr.  In  die  gleiche  Strafe  verfällt,  wer  höhere  Be- 
amte oder  Offiziere  „in  Folge"  amtlicher  Aeusserungen  beschimpft; 
ist  bloss  ein  untergeordneter  öffentlicher  Diener  Gegenstand  der 
Beschimpfung,  so  tritt  Freiheitsstrafe  von  1  Tag  bis  2  Monaten 
oder  Geldbussc  bis  200  Fr.  ein.  Man  fand  namentlich  ftu*  nöthig, 
„der  immer  häufiger  werdenden  Frechheit  im  Schreiben  und 
Drucken"  entgegenzutreten. 

Wer  mit  Reden  oder  Schriften  die  Ehrfiircht  vor  der  Reli- 
gion durch  Hohn  und  Verachtung  verletzt,  wird  bestraft  mit 
Freiheitsstrafe  von  14  Tagen  bis  zu  einem  Jahr.  —  Schän- 
dung  und   Missbrauch   Minderjähriger    zwischen  14  und  16 


'Nie   Zuchthausstrafe,  welche  die  bürgerlichen  Rechte  entzieht. 

*®  Entwurf  und  Rathschlag  sagen  sogar  blos  „wer  sie  hält". 

*^  Das  ältere  Gesetz  hatte  die  Ehrbeleidigung  gegen  Behörden  nicht 
so  speciaüsirt.  Vgl.  betreffend  Beleidigung  auswärtiger  Staatsregierungeu  da» 
Pressgesetz. 
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Jahren  ebenfalls  ein  Jahr  im  Maximum  und  dieselbe  Strafe  steht 
auf  dritter  ausserehelicher  Schwangerschaft. 

Die  Ehrverletzung  hat  einerseits  im  Zusammenhang  mit 
der  strengeren  Behandlung  der  Amtsehrverletzung  und  der  Re- 
pression der  „Frechheit  der  Presse"  eine  strengere  Auffassung 
gefimden^  anderseits  ist  sie  gemäss  der  bisherigen  Praxis  auf  der 
altem  Grundlage  im  Wesentlichen  stehen  gebüeben.** 

Wer  durch  Reden,  Schriften  oder  auf  andere  Weise  Jeman- 
den an  Ehre  oder  gutem  Namen  kränkt,  verfällt  in  Freiheitsstrafe 
bis  4  Monate  oder  Geldstrafe  bis  400  Fr.  '*  Das  frühere  Gesetz 
stellt  die  Genugthuung  in  erste  Linie  und  setzt  das  Maximum 
auf  blos  einen  Monat.  Die  Strafbarkeit  ist  um  so  grösser,  wenn 
die  Wahrheit  böswillig  entstellt  worden  oder  je  mehr  der  Angegrif- 
fene geschädigt,  in  seinem  sittlichen  Ruf  gekränkt  wurde,  oder  je 
zuversichtlicher  oder  je  weiter  der  Vorwurf  besonders  dm-ch  die 
Presse  verbreitet  "v^Tirde. 

•  Demnach  ist  zwischen  Beschimpfiing  und  Verleumdung  ein 
Unterschied  nicht  gemacht,  bloss  ist  die  böswillige  Entstellung 
der  Wahrheit  Strafmehrungsgrund.  Der  ^Rathschlag"  (S.  60) 
bemerkt  hiezu,  dass  man  sich  nicht  entschUessen  konnte,  von  dem 
bisherigen  mit  keinen  Uebelständen  verbundenen  Gesetz  — 
da  doch  ein  Dritttheil  aller  correctionellen  Straffälle  Injuriensachen 
seien  —  abzugehen.  Auf  diese  Weise  veimeide  man  auch  die 
Nothwendigkeit,  eine  Bestimmung  über  die  Frage  aufzunehmen, 
in  welchen  Fällen  eine  Beschimpfung  straflos  werde,  wenn  die 
vorgeworfene  Thatsache  als  wahr  bewiesen  werden  könne  und  es 
bleibe  dem  Tacte  des  Richters  überlassen,  zu  entscheiden,  ob  der 
Wahrheitsbeweis  zulässig  oder  ob  er  unzulässig  sei :  „in  manchen 
Fällen,  wo  der  Beweis  der  Wahrheit  geleistet  werden  kann,  ist 
('ben  die  Beschimpfung  doch  strafbar,  während  sie  in 
manchen  Fällen  straflos  wird,  auch  wo  ein  solcher  Beweis 
nicht  geführt  werden  kann." 

Erfolgt  ein  fr  ei  williger  Widerruf,  so  nimmt  der  Rich- 
ter denselben  zu  Protokoll  und  kann  die  Strafe  nach  Umständen 
ganz  wegfallen  lassen;^*    erfolgt  kein  Widerruf ,' so  kann  er 

"  Vgl.  vorstehend  227  ff. 

"  Der  Entwurf  war  bis  auf  6  Monate  und  1000  Fr.  gegangen 

**  JSin  alter  Rechtssatz.    Nidwaiden :  „Welcher  dem  Andern  an  die  Ehre 
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die  Ehrbeleidigung  aufheben  oder  selbst  eine  Ehrenerklärung  bei- 
fügen. In  unbedeutenden  Fällen  kann  der  Richter,  statt  auf 
Strafe  zu  erkennen,  dem  Beleidiger  einen  Verweis  ertheilen  oder 
blos  die  Processkosten  auflegen. 

Diese  bemerkenswerthe  Einfachheit,  welche  die  ^krankhafte 
Reizbarkeit  des  Ehrgefühls"  in  keiner  Weise  fördert,  findet  auch 
im  Process  ihre  Stütze,  indem  alle  leichteren  Fälle  eben  so  ein- 
fach der  Einzelcompetenz  des  Präsidenten  unterstellt  smd,  und  es 
hat  sich  dies  als  sehi'  wohlthätig  bewährt,  in  der  Erleichtening 
der  Geschäftslast  der  correctionellen  Gerichte,  in  schnellem  und 
wohlfeilem  Rechtsgang  und  in  der  gütlichen  Vermittlung  vieler 
Ehrbeleidigungsklagen.  ** 

Erinnerungen  an  das  alte  Recht  finden  sich  noch  bei  Körper- 
verletzung, indem  bis  zum  Rathserlass  von  1830  die  Competeoz 
zwischen  Stattlialter  und  correctionellem  Gericht  getheilt  war,  je 
nachdem  bei  der  Thätlichkeit  Blutruns  vorkaim  oder  nicht ;  an 
Stelle  trat  die  Unterscheidung  nach  der  Dauer  der  Arbeitsimfaliig- 
keit;  ferner  steht  im  Gesetz  von  1824  bei  gefährlicher  Drohun'^ 
das  Anhalten  zur  Bürgschaft*®  im  Vordergrund,  womit  bei 
erschwerenden  Umständen  Einsperrung  verbunden  werden  kann; 
in  jedem  Fall  soll  angemessener  Zuspi-uch  stattfinden.  Das  Gesetz 
von  1846  stellt  in  erste  Linie  die  erhöhte  Strafe,  lässt  Cautioii 
unter  Umständen  hinzutreten  und  gibt  dem  Begriff  der  gefahr- 
lichen Drohimg  ein.e  weitere  Ausdehnung. 

IV.  Die  G.  B.  von  1846  bestanden  in  Kraft  his  1872  mit 
folgenden,  hauptsächlich  Milderung  der  Strafen  herbeifubrenden 
Novellen.    Gesetz  vom  1.  October  1849  über  die  Umwand- 


redt und  bereut,  kauu  folgenden  Tages  vor  dem  Landammann  Satisfactiou 
geben  ohne  weitere  Kosten.**  —  Hannover  bot  die  alten  Mittel  der  Genug*- 
thuung  bei  Elirverletzungen  lange  erbalten  und  bestimmt  in  Art.  265  des 
Entwurfs  entsprechend,  dass  Zornschelte,  freiwillig  und  bald  widen*ufen,  ohne 
IStrafe  bleibt;  dagegen  zeigt  es  bereits  das  Zurücktreten  der  Privatgenugthu- 
ung  in  der  hohen  Strafdrohung.  (Art.  264,  267.) 

'*  Vgl.  S.  26  des  Berichtes  der  Grossrathscommission. 

'*  Von  Interesse  sind  die  Motive  zum  St.  G.  B.  für  Baden  zu  Art.  280. 
Mittermaier,  Fortbildung  II,  19,  bemerkt  über  die  Mängel  der  neuen  St  G.  B.: 
„Warum  wendet  man  nicht  bei  der  Drohung  das  germanische  System  der 
Cautiouen  an,  das  sicherer  als  die  Gefängnissstrafe  den  Bedrohten  gegen  den 
Drohenden  schützt?*' 
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lung  der  Todesstrafe,  die  Begnadigung  und  Rehabilitation.  Jedem 
zum  Tode  Verurtheilten  muss  in  Gegenwart  seines  Vertheidigers 
Kenntniss  davon  gegeben  werden,  dass  er  ein  Gesuch  um  Um- 
wandlong  der  Todesstrafe  in  24-jährige  Kettenstrafe  eingeben 
dürfe,  —  Begnadigungsbegehren  können  nur  nach  Verfluss  von 
Vs  der  Strafzeit  (mindestens  einem  Jahre)  gestellt  werden.  —  Re- 
habilitation kann  in  der  Regel  3  Jahre  nach  beendigter  Strafzeit 
begehrt  werden.  Uebcr  die  Motive  vgl.  Rathschlag  und  Entwurf 
von  1849. 

Gesetz  vom  4.  October  1852.  Die  Einleitung  der  Klage 
wegen  Ehrbeleidigung  auswärtiger  Behörden  geschieht  nicht  mehr 
auf  Schritte  der  Betheiligten  (§81  des  correctionellen  Gesetzes), 
sondern  von  Amts  wegen.  Die  gleichen  Gründe,  welche  den 
Bundesrath  bestimmt  hatten,  diesfiillige  Anträge  zu  stellen,  wirk- 
ten auch  auf  Basel." 

Gesetz  vom  6.  December  1864  betreffend  Abschaf- 
fung der  Kettenstrafe  und  Anwendung  der  Einzelhaft.  Der 
Ifezug  der  neuen  Strafanstalt  und  die  Jlöglichkeit  sicherer  Ver- 
wahrung, —  das  Vorbild  des  Bundesstrafrechts  und  der  Strafgesetz- 
gebung anderer  Cantone,  —  der  vorwiegende  Besserungszweck,  — 
führten  die  Abschaffung  dieser  Strafart,  welche  schon  längst  zu  hart 
befunden  worden  war,  herbei.  Brandmarkung,  Staupbesen,  Pranger, 
obgleich  im  Gesetz  noch  bestehend,  waren  längst  ausser  Uebung. 
Einzelhaft  kann  bis  auf  zwei  Jahre  verfiigt  werden. 

Das  Gesetz  vom  1.  Februar  1869  betreffend  einige 
Abänderungen  des  Criminalgesetzbuches  ist  von  entscheidender 
Wichtigkeit.  Es  soll  die  Hauptmängel  beseitigen  und  ist  zugleich 
der  erste  Schritt  zu  einer  völlig  neuen  Gesetzgebung. 

Als  Mängel  hatten  sich  herausgestellt:  Die  hohen  Straf- 
drohimgen  und  zahlreichen  Minima,  welche  den  Richter  zu  Aus- 
legungskünsten nöthigten,  —  die  scharfe  Trennung  zwischen  Ver- 
^hen  und  Verbrechen,  —  die  rein  äusserliche  Art  der  Unterschei- 
dung nach  dem  Werth  bei  Eigenthumsdclicten  oder  nach  der  Zeit 
der  Arbeitsunfähigkeit  bei  Körperverletzungen,  —  die  unbedingte 
Verknüpfung  der  Ehrenfolgen  mit  jedem  Criminalurtheil,  —  die 
Ansetzung  gleicher  Minima  für  sehr  ungleiche  Fälle  u.  A. 


"  Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  II,  S.  11. 
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Das  Gesetz  führt,  entgegen  dem  Rathschlag  und  Entwurf 
(vom  5.  October  1868)  eine  radikale  Aenderung  herbei,  indem 
§  1  desselben  dem  Criminalgericht  gestattet,  bei  Verbrechen  bis 
auf  den  dritten  Theil  der  Minima  herunterzugehen 
eventuell  die  Zuchthausstrafe  zu  verwandeln;  —  femer  fallen  die 
gesetzlichen  Folgen  des  Criminalurtheils  weg,  wenn  dieses  auf 
Gefängniss  lautet;  —  wo  Todesstrafe  allein  angedroht  ist,  kann 
das  Gericht  auf  12 — 24-jährige  Zuchthausstrafe  erkennen;  — 
Personen  unter  18  Jahren  können  von  den  Ehrenfolgen  entbun- 
den werden. 

Damit  wurden  mit  einem  Scldage  die  Uebelstände  auf  ein- 
fache Weise  beseitigt,  zugleich  kam  aber  auch  ein  dem  Straf- 
gesetzbuch selbst  fremdes  Princip  hinein :  die  Eintheilimg  des  cri- 
minellen und  correctionellen  Gebietes  wurde  durchbrochen,  die 
Competenzen  verwirrt  und  die  Vornahme  einer  Totalrevision  des 
St.  G.  B.  war  nicht  etwa,  wie  der  Rathschlag  befiirchtete,  hin- 
ausgeschoben, sondern  dringend. 

Der  Entwurf  eines  St.  G.  B.  wurde  denn  auch  schon  im 
selben  Jahr  (1869)  gedruckt,  zur  Begutachtung  versandt  und  mit 
den  Bemerkungen  an  eine  Commission  gewiesen.  Entwurf  von 
1870  mit  Bericht  des  Justizcollegiums.  Strafgesetzbuch  vom  17. 
Juni  1872,  in  Kraft  den  1.  Januar  1873.  Strafprocessordnung 
1862.     Vgl.  Zeitsclu-.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XI  und  XIV. 

Zahlreiche  Rechtsfälle  bietet  die  Zeitsclu'ift  fiir  schweizerisches 
Recht,  Bd.  I,  betreffend  Diebstahl,  Betrug,  Eigenthumsschädigung 
durch  Brand.  Bd.  III.  Fälschung  von  Handelsmarken.  Bd.  VI. 
Kindsmord,  Unterschlagung.  Bd.  XII.  Versuch  der  Falschmün- 
zung  (Rücktritt),  Tödtungsversuch.  Bd.  XV.  Gehülfenschaft.  — 
Eine  Präjudiciensammlung  existirt  nicht.  Staatsanwaltschaft  und 
Strafgericht  erstatten  jährUch  Berichte  an  das  Appellationsgericht, 
die  sich  jedoch  selten  über  das  Materielle  auslassen  und  wesent- 
lich statistischer  Natur  sind.  ^®  Bis  zum  Jahre  1878  wurden  dif 
auf  Zuchthaus  lautenden  Urtheile  vollständig  im  Cantonsblatt  ver- 
öffenthcht. 


"  Entbalten    in   den  jährlichen   Verwaltiingsberichten    des  Reperungs- 
rathes  und  des  Appellationsgerichtes  an  den  Grossen  Rath. 


V 
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Luzern  1836. 

§  53.  I.  Es  ist  gezeigt  worden,^  wie  das  G.  B.  von  1827 
vorzüglich  aus  dem  Basler  G.  von  1821  schöpfte,  dabei  aber, 
trotz  meist  wörtlicher  Nachfolge ,  in  wesentlichen  Stücken  sich 
selbständig  stellte. 

Während  das  Basler  Gesetz  von  1835  auf  Grundlage  seines 
ersten  Gesetzbuches  und  der  Praxis  sich  trefflich  ausgebildet  iiat, 
veriässt  dasjenige  von  Luzern  den  gewonnenen  Boden  und  schliesst 
sich  enger  an  die  deutschen  Entwürfe  an.  Aus  den  176  Para- 
graphen des  Criminalgesetzes  sind  281  geworden,  statt  68  Para- 
graphen des  Gesetzbuches  für  Vergehen  hat  das  neue  deren  168. 
Das  gleichzeitige  verbesserte  Basler  Gesetz  bleibt  ein  Muster  der 
Einfachheit  und  praktischen  Verwendbarkeit,  —  über  das  Luzerner 
Gesetz  erheben  sich  bald  Klagen  wegen  Mangel  an  Einfachheit, 
wegen  allzu  vielen  Classificationen  und  Distinctionen.  Das  Gesetz- 
buch von  1835  ist  nach  Form  und  Inhalt  ein  völlig  anderes.  Es 
ist  systematisch  geordnet.  Die  Unterscheidung  von  Staats-  und 
Privatverbrechen  ist  weggefallen,  dagegen  besteht  die  Trennung  der 
Verbrechen  und  Vergehen  fort.  Die  Anordnung  des  allgemeinen 
Theils  folgt  dem  bayrischen  Entwurf,  diejenige  des  speciellen  dem 
St  G.  B.  von  Zürich.  —  Ueber  die  St.  P.  0.  von  1836  vgl. 
Mitienmier,  Archiv  d.  C.  R.,  1837,  S.  188. 

Der  allgemeine  Theil  zeigt  zumeist  die  Mängel  der  deutschen 
Entwürfe.  —  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit  sind  als  selb- 
ständige Titel  herausgehoben  (6  statt  früher  2  Paragraphen),  schärfer 
grfasst,  aber  auch  mehr  doctrinell  gehalten.  Die  ältere  Bestim- 
mung über  Zufall  und  die  Praesumptio  doH  sind  weggefallen,  an 
der  Stelle  der  letzteren  aber  andere  Präsumptionen  eingeführt,  die 
Basel  nicht  hat.  —  Der  Vorsatz  ist  definirt,  die  Regel  über  die 
Ausmittlung  desselben  gegeben  (wörtlich  nach  Hannover)  und  der 
imbestimmte  Dolus  aufgenommen.  Fahi-lässige  Begehung  straf- 
barer Handlungen  unterliegt  allgemein  correctioneller  Strafe,  Grade 
der  Culpa  sind  nicht  angeführt. 

Vergleichen  wir  das  bayrische  und  württembergische  St.  G.  B., 


*  Vgl,  S.  208  und  209. 
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die  Entwürfe  von  Bayern,  Hannover,  Baden,  so  ergibt  sich  doch 
eine  viel  grössere  Einfachheit,  Kürze  und  Bestimmtheit.* 

Der  Versuch  ist  vöUig  abweichend  von  dem  früheren  Ge- 
setz behandelt  (vgl.  S.  219),  im  ganzen  Umfiinge  nach  den  deut- 
schen Entwürfen  meist  wörtlich  nach  dem  Entwürfe  von  Bayern 
(vgl.  die  Paragraphen  L.  38  =  B.  48;  37  ^  49;  35  =  50; 
36  =  51).  Begriff:  eine  äussere  Handlung,  welche  wenigstens^ 
schon  als  Anfang  der  Ausführung  zu  betrachten  ist.  —  Arten: 
Naher  oder  beendigter,  entfernter  Versuch,  Zusammentreffen  von 
Versuch  und  Vollendung,  Versuch  mit  untauglichen  l^litteln.  Be- 
stimmung über  Vollendung  und  Causalität. 

Den  stärksten  doctrinellen  Einflüssen  unterliegt  das  Gesetz- 
buch in  Bezug  auf  Theilnahme.  Die  Paragraphen  dieses  Titelte 
sind  auf  das  Doppelte  angewachsen  und  im  Einzelnen  sehr  aus- 
führhch  behandelt.  Neben  die  Bezeichnung:  ^ Haupt-  und  Neben- 
gehülfen"  tritt  diejenige  „Gehülfen  höheren  und  niederen  Grades*^. 
Der  Begriff  des  Complotts  ist  erweitert,  derjenige  der  Bande 
neu  hinzugefilgt.  —  Dem  bayrischen  Entwurf  sind  theils  dem  In- 
halte nach,  theils  wörtlich  entnommen  die  Bestimmungen  über 
Urheberschaft,  Anstiftung,  Verbrechen  von  Corporationen,  der  all- 
gemeine Satz  über  das  Complott.  Dass  dem  Redactor  die  Ent- 
würfe von  Bayern  und  Hannover  neben  einander  vorlagen  und 
dass  er  aus  dem  einen  und  dem  andern  nach  Gutfinden  die  Sätze 
herausgriff,  zeigen  die  speciellen  Bestimmungen  über  Haupt-  und 
Nebengehülfen ,  meist  wörtlich  Hannover,  in  Einzelheiten  dem 
bayrischen  Entwurf  von  1831  entnommen. 

Immerbin  unterscheidet  sich  das  Luzemer  Gesetz  von  den 
beiden  Entwürfen  durch  grössere  Einfachheit.*  Es  hat  die  aus- 
führlichen Details  über  Complott  und  Bande  nicht  aufgenommen, 
CS  bestraft  nicht  alle  Complottanten  als  Urheber,  wie  es  der  bay- 
rische Entwurf  dem  Gesetzbuch  entsprechend  thut*  und  bestraft 
nicht  wie  Hannover  die  erfolglose  Anstiftung  als  Versuch. 

Eine  wesentliche  Verbesserung  gegenüber  dem  alten  St.  G.  B. 


*  Bayern,    Art.    »9    ff. ;    Württemberg,    Art.    64    ff. ;     Bayern,    Entwarf, 
Art.  34  ff.;    Hannover,  Art.  41  ff.;    Baden  (1836),  §  84   ff. 

*  Hannover,  Art.  52—74;    Bayern,   Art.   65—77;    Luzem,   Art.   41—57. 

*  Dagegen  Entwurf  von  Hannover. 
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besteht  darin,    dass   die  Haüptgehtilfen  nicht  mehr  den  Urhebern 
gleichgestellt,  die  Strafgrenze  der  Gehiilfenschaft  bedeutend  redu- 
cirt  und  wörtlich  nach  Basel  (§  14)  eine  Bestimmung  über  ge-^ 
nerelle  Theilnahme  aufgenommen  wurde. 

Die  Strafausschliessungsgrande  sind  wesentlich  er- 
weitert, insbesondere  in  Bezug  auf  Geisteskrankheit,  Sinnesstörung. 
Strafmilderung  bei  geminderter  Zurechnungsfähigkeit  ist  wörtlich,, 
gleich  der  Mehrzahl  der  andern  Paragraphen  über  Zurechnung^ 
dem  bayrischen  Entwurf  entnommen. 

Bedenklich  ist  die  Nachahmung  des  Entwurfs,  wenn  auch 
nicht  mit  voller  Umständlichkeit,  in  der  Nothwehr.  Während 
Basel  die  Beschränkung  derselben  als  unhaltbar  aufhob  und  sich 
der  einfachen  Form  des  älteren  Luzemer  Gesetzbuches  anschloss, 
gibt  Luzem  diese  preis,  um,  Bayern  folgend,  wieder  die  Unmög- 
lichkeit obrigkeitlicher  Hülfe  und  die  Anwendung  des  möglichst 
nngefthrlichen  Vertheidigungsmittels  zu  fordern. 

Die  Strafzumessungsgründe  entsprechen  wörtlich  dem  G.  B. 
von  Zürich;  nach  dem  bayrischen  und  hannover' sehen  Entwurf 
ist  die  Strafmilderung  wegen  Menge  und  Wichtigkeit  zusammen- 
treffender mildernder  Umstände  hinzugefligt ;  jedoch  entscheidet 
in  Luzem  der  Richter  —  nicht  die  Gnade.  StrafnaehLiss  bei 
Wohlverhalten  (vgl.  Bayern  Art.   16). 

Gemäss  der  schon  vom  G.  B.  von  1827  eingeschlagenen 
Richtung  wird  über  ideale  und  reale  Concurrenz  und  fortgesetztes 
Verbrechen  abgehandelt,  jedoch  noch  umständlicher  als  früher. 
Verschärfend  ist  fi\r  reale  Concurrenz  das  Cumulationsprincip 
aufgestellt. 

Das  alte  Gesetz  bestimmte  den  Rückfall  als  Begehung 
eines  neuen  Verbrechens  nach  Verurtheilung  und  drohte 
in  4  Fällen  wiederholten  Rückfalls  in  schwere  Verbrechen  den 
Tod.  Das  neue  Gesetz  fordert  Begehung  von  Verbrechen  glei- 
cher Art  nach  erlittener  Strafe.  Die  Gleichartigkeit  beruht 
auf  Gesinnung,  Neigung,  Thätigkeit,  wörtlich  wie  im  Entwurf  von 
Hannover  (Art.  112).  Todesstrafe  ist  nicht  mehr  angedroht;  bei 
jedem  weitem  Rückfall  wird  die  Strafe  um  die  Hälfte,  das  Dop- 
pelte, Dreifache  u.  s.  w.  gesteigert.  Wesentlich  wie  früher  ist 
Rehabilitation  (nach  10  und  5  Jahren)  und  Verjährung  (mit 
erstreckten  Fristen)  gefasst  und  die  Begnadigung  zum  ordentlichen 
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Mittel  des   Strafnachlasses   oder  der   Umwandlang  bei 
Wohlverhalten  gemacht. 

Die  Verbrechen  gegen  den  Staat  zeigen  eine  mildere 
Auffassung.  Das  G.  B.  von  1827  beschränkte  den  Hochverrat]) 
auf  3  kurze  bestimmte  Paragraphen  (vgl.  S.  223).  Dasjenige  von 
1835  schliesst  sich  an,  nimmt  aber  in  Hoch-  und  Landesverrat!! 
einige  erweiternde  und  bedenkliche  Sätze  wörtUch  nach  Hannover 
auf:  „wer  zu  bewirken  sucht",  „wer  öffentlich  auffordert  zu  einer 
hoch-  oder  landesverrätlferischen  Handlung"  (§§  113.  114).*  Den- 
noch ist  das  Luzemer  Gesetz  viel  kürzer  und  milder  als  die 
deutschen  Entwürfe,  Todesstrafe  (Hannover  geschärft)  ist  nicht 
gedroht,  es  wäre  denn,  dass  in  Ausfiihrung  des  Hochverraths 
ein  Mensch  getödtet  worden.  —  Verschwörung  ist  nicht  in  den 
Begriff  des  Hochverraths  aufgenommen  und  keine  Denunciations- 
pflicht  aufgestellt,  wie  in  Bayern  und  Hannover.  Ebenso  ist  Auf- 
ruhr viel  einfacher  behandelt ;  die  Anstifter  und  Rädelsfiührer  sind, 
wenn  der  Aufstand  sich  legte,  nur  correctionell  zu  bestrafen  und 
wurden  schwere  Verbrechen  begangen,  so  tritt  nur  Kettenstrafi* 
bis  zehn  Jahre  ein  (Hannover  und  Bayern  Tod). 

Die  Verbrechen  gegen  die  Religion  sind,  obgleich  milder 
als  früher,  doch  noch  hart  bedroht.  Auf  Gotteslästerung  steht 
Zuchthaus  bis  sechs  Jahre.  (Das  Gesetz  von  1827  setzte  auf 
Heiligthumsentweihung  den  Tod.)  Ausfulirlicher  und  milder  sind 
die  Sittlichkeitsverbrechen  behandelt.  Nothzucht  wird 
den  Verbrechen  gegen  die  Freiheit  unterstellt. 

Charakteristisch  (ür  die  doctrinelle  Richtung  des  G.  B.  sind 
die  §§  166  ff.  über  Mord,  Todschlag,  Kindsmord. 

Nicht  nur  unterlässt  das  Gesetz,  auf  der  gegebenen  Grund- 
lage, wie  Basel  that,  eine  einfache  Entwicklung  zu  fördern  oder 
das  einfache  Gesetzbuch  von  Zürich  sich  zum  Muster  zu  nehmen» 
sondern  es  geht  sogar  noch  zurück  hinter  die  oft  benutzten  hannover- 
schen und  bayrischen  Entwürfe,  um  wörthch  Bestimmungen  auf- 
zunehmen, welche,  sonst  aufgegeben,  nur  noch  dem  B.  G.  B.  von 
1813  angehören,  und  Sätze  aus  seinem  älteren  G.  B.  damit  zu 
verbinden. 

Es  bestimmt,  wann  eine  Verwundung  in  rechtlicher  Hinsicht 


*  Ebenfalls  neu  ist  §  127,  Anffordernng  zum  Aufruhr. 
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iur  tödtlicli  zu  halten^  welche  Fälle  auf  die  rechtliche  Beurtheilung 
der  Tödtlichkeit  keinen  Einfluss  haben,  welche  Zwischen- 
arsachen,  wenn  ihr  Vorhandensein  zur  Gewissheit  oder  hohen 
'Walirscheinlichkeit  erbracht  ist,  blos  das  Verbrechen  der  Körper- 
verletzung begründen,  und  zum  Schluss,  dass  blosse  Muthmassung 
über  die  mögliche  Nichttödtlichkeit  der  Verletzung  nicht  genügend 
sei.    (B.  G.  B.  Art.  143.  144.   Entwurf  Art.  238.    L.  §§  167.  168.) 

Von  den  Gattungen  des  Mordes  ist  nicht  mehr  die  Rede. 
Der  Begriff  des  Todschlags,  von  andern  Entwürfen  und  Ge- 
setzen abweichend,  begreift  in  sich  die  „vorbedachte"  schwere 
Xürper\'erletzung  mit  tödtlichem  Ausgang;  der  Begriff  ist  Zürich 
nachgebildet  mit  der  —  Eigenthümlichkeit,  statt  „Absicht"  „Vor- 
bedacht" zu  setzen.'  Leichte  Körperverletzung  mit  tödt- 
lichem Ausgang  ist  gleich  wie  die  Tödtung  in  Folge  wider- 
rechtlicher Anreizung  mit  Zuchthaus  ohne  Minimum  (drei 
Monate)  bedroht.     Strafe   des  Todschlags    10  —  20  Jahre  Ketten. 

Eine  Zusammenstellung  aus  den  beiden  Entwürfen  und  dem 
^t  G.  B.  von  1813  bilden  die  Vorschriften  über  Kindsmord. 
Dem  bajTischen  Entwurf  (Art.  245)  entsprechen  in  Luzem  §§  179 
und  180.  Dem  letzteren  angefügt  aus  dem  hannoverischen  (§  232) 
ist  der  Satz,  dass,  wenn  das  Kind  nicht  lebensfähig  war, 
die  Strafe  auf  die  Hälfte  reducirt  wird,  und  endlich  sind  dem 
Gesetzbuch  von  1813  (Art.  160  ff.)  entnommen:  die  detaillirten 
Artikel  über  Strafe  bei  unvollkommenem  Beweis  oder  Mangel  an 
Thatbestand.  Auf  vorbedachten  Kindsmord  steht  Tod,  auf  andere 
Fälle  die  Strafe  des  Todschlags. 

Die  Begriffe  der  Eigenthumsdelicte  sind  schärfer  ge- 
fasst,  zum  Theil  ist  eine  vermehrte  Classification,  wie  z.  B.  bei 
Diebstalil,  eingetreten ;  die  Unterschlagung,  früher  in  Veruntreuung 
inbegriffen,  ist  selbständig  herausgehoben  und  die  Vollendung  der- 
selben bestimmt;  in  Brandstiftung  sind  die  Motive  der  Rache, 
des  Eigennutzes  u.  A.ruicht  mehr  berücksichtigt,  die  Vollendung 
ist  sicher  als  „in  Brand  setzen"  bezeichnet;  Betrug  ist  in  der 
Definition  wörtlich  nach  Hannover  und  Zürich,  in  der  Behandlung 


*  Das  helvetische  G.  B.,  §  151 ,  setzt  auf  vorsUtzUche  schwere  Körper- 
verletzung mit  Auflauern  den  Tod.  Es  ist  aber  nicht  zu  denken,  dass 
<lie8e  Stelle  Einfluss  übte. 
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der  Specialfalle   einfacher   als   die  hannoverischen  und  bajTischen 
Entwürfe. 

II.  Das  correctionelle  Gesetzbuch  hat  die  Strafen  der 
Ausstellung  und  der  Verurtheilung  zu  fremdem  Kriegsdienst  nicht 
mehr.  —  Versuch  mit  absolut  untauglichen,  aus  Einfalt  gewählten 
Mitteln  ist  bedroht  mit  Freiheitsstrafe  von  14  Tagen  bis  2  Monaten. 
Stark  tritt  der  Einfluss  der  deutschen  Entwürfe  in  den  Vergehen 
ffeffen  den  Staat  und  die  Ehre  des  Staates  und  in  der  Ehn-er- 
letzung  hervor. 

Wer  schriftlich  oder  mündlich  zum  Ungehorsam  anreizt  oder 
falsche,  zur  Störung  des  öffentlichen  Vertrauens  geeignete  Gerüchte 
ausstreut,  wird  mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft.  Die 
Schmähung  oder  Beschimpfung  der  obersten  Behörde,  der  unteren 
Behörde  oder  ihrer  Handlungen,  der  Beamten  mit  Bezug  auf 
das  Amtsverhältniss,  der  Wachen  und  obrigkeitlichen  Diener, 
Drohung  gegen  dieselben,  die  Verunglimpfung  der  Zeichen  obrig- 
keitlicher Würde  sind  ausführlich  behandelt  imd  unter  den  In- 
jurien auch  die  Beleidigung  der  Regierungen  anderer  Cantone  oder 
fremder  Staaten  erwähnt.  Die  Verfolgung  kann  der  Rath  auf 
Zusicherung  des  Gegenrechts  eintreten  lassen.     (§  83.) 

Die  Vergehungen  wider  die  Ehre  sind  ganz  verschieden 
vom  älteren  Gesetz  behandelt.  Der  allgemeine  Begriff  der  Ehren- 
kränkung ist  getrennt  in  Verleumdung  und  Beschimpfung.  Die 
Strafe,  früher  Geldbusse  von  4  — 100  Franken  oder  Einsperrung: 
von  1  —  25  Tagen,  ist  erhöht  fiir  Vorwurf  eines  Verbrechens  auf 
1  —  3  Monate  Gefängniss  oder  angemessene  Geldbusse.'  In  den 
schwersten  Fällen  kann  auf  Arbeitshausstrafe  bis  auf  zwei  Jahre 
erkannt  werden.  Beleidigung,  wozu  auch  geringere  Körperver- 
letzung gehört,  wird  bestraft  mit  Gefängniss  von  1  —  6  Wochen 
oder  angemessener  Geldstrafe.  Retorsion  ist  strafbar,  jedoch  gilt 
die  Anreizung  als  Strafmilderungsgrund.®  Von  der  wiederholten 
Beleidigung,  die  früher  mit  doppelter  Strafe  bedroht  war,  da  auf 
einfache   so  geringe  Strafe  stand,   ist  nicht  mehr   die  Rede;  Ge- 


'  Der  Entwurf  von  Hannover  droht  Arbeitshaus  bei  Vorwurf  schwerer 
Verbrechen,  in  andern  Fällen  Gefängniss  oder  Geldstrafe  bis  600  Thaler,  für 
mittlere  Fülle  der  Injurie  Gefängniss  von  14  Tagen  bis  zu  3  Monaten.  Der 
bayrische  Entwurf  ist  noch  strenger. 

'  Wortlich  nach  Bayern.     Hannover  droht  keine  Strafe. 


.  • 
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fangniss  ist  in  erster,  Geldbusse  in  zweiter  Linie  genannt.  Die 
Ehrenerklärung  ist  wörtlich  nach  dem  älteren  Gesetz  wieder 
eingefiihrt  mit  Anfügung  des  §  268  des  Entwurfs  von  Hannover 
über  Widerruf,  Abbitte  und  Ehrenerklärung. 

Das  G.  B.  von  1827  hatte  unter  dem  Titel  „Drohungen" 
noch  Reste  alten  Rechts,  wie  das  Messer-  oder  Waffenzucken 
und  die  Bürgschaftsleistung;  beides  ist  im  neuen  verschwunden, 
dagegen  findet  sich  noch  die  Wurfdrohung  und  haben  sich  zahl- 
reiche sittenrichterliche  Vorschriften  erhalten. 

ni.  Die  Mängel  des  Gesetzbuches  liegen  in  der  Nachahmung 
doctrineller  Mustergesetze,  die  Haupt  Vorzüge  in  der  besseren 
Bestimmung  der  VerbrechensbegriflFe,  in  der  Milde  gegen  pohtische 
Verbrecher,  in  der  Aufnahme  der  Strafmilderung  bei  zusammen- 
treffenden mildernden  Umständen,  bei  geminderter  Zurechnungs- 
fähigkeit, in  der  Einrichtung  des  Strafnachlasses  bei  Wohlverhalten, 
in  der  Rehabilitation  gegen  Ehrenfolgen,  in  Nichtaufnahme  von 
Bestimmungen  über  Denunciationspflicht  ®  und  Strafe  der  erfolg- 
losen Anstiftung,  in  mannigfach  grösserer  Einfachheit,  die  trotz 
<ler  doctrinellen  Richtung  im  Vergleich  mit  den  deutschen  Ent- 
A?ürfen  und  Gesetzen  hervortintt. 

Naiiezu  ein  Vierteljahrhundert  bestanden  die  Gesetze  ohne 
grosse  Veränderungen  fort,*®  obgleich  schon  1850  Anträge  auf 
theil weise  Revision  gestellt  und  1853  ein  Entwurf  hiezu 
ausgearbeitet  worden  war.  Man  fand,  es  sei  mit  blossen  Ergänzungs- 
gesetzen den  vielseitig  kundgegebenen  Bedürfnissen  nicht  möglich 
zu  entsprechen,  und  dieser  Standpunkt  wurde  auch  einer  allge- 
meinen Direction  des  Rathes  gegenüber  insoweit  aufrecht  erhalten, 
als  eine  freiere  Bearbeitung  des  ganzen  Gesetzbuches  imtemommen 
wurde.  *^ 


•  Vgl.  S.  127.  —  Casimir  PfyffeTy  Meine  Betheiligung  an  der  Raths- 
lierr  Lea*schen  Mordgesckichte.    1846. 

^  Die  Vorschriften  über  Begnadigung  und  Rehabilitation  wurden  zeit- 
weilig beseitigt,  später  aber  (1848)  wieder  hergestellt. 

'*  Vgl.  hierüber  Entwurf,  Verhandlungen  im  Grossen  Rath,  die  Motionen  und 
Memoriale  betreifend  Revision  der  Strafgesetze,  den  Bericht  des  Regierungs- 
Tathes  vom  22.  Februar  1860.  —  Ungenau  nimmt  der  Bericht  den  Code  des 
<lelict8  et  des  peines  von  1796  als  Muster  des  helvetischen  6.  B.  und  nennt 
<lie  CCC.  als  Rechtsquelle  Luzems   und  der  meisten  übrigen  Cantone.     Das 
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Hauptsächlich  ging  das  Bestreben  dahin^  „im  Einklang  mit 
den  neuesten  legislativen  Bestrebungen  auf  schickliche  Verein- 
fachung des  vorhandenen  Materials  Bedacht  zu  nehmen,  Defini- 
tionen und  Erörterungen  mehr  doctrinärer  als  praktischer  Xatur 
wenn  immer  entbehrlich  auszuscheiden." 

Ueberraschen  muss  dabei,  dass  die  Vereinfachungstendenz  auf 
die  neuesten  legislativen  Bestrebungen  sich  beruft,  dass  die  ein- 
fache Quelle  (Basel)  des  ersten  St.  G.  B.  und  die  wichtigen 
Verbesserungen  jener  einfach  ignorirt  sind,  und  dass  das  Resultat 
dieser  Bestrebungen  ein  so  minimes  war,  —  überraschen,  dass  das 
Gesetzbuch  von  1860  noch  so  viele  doctrinelle  Sätze  enthält,  die 
bereits  von  der  älteren  schweizerischen  und  auch  von  der  deutschen 
Gesetzgebung  nach  1848  aufgegeben  waren. 

Literatur.  Mitter maie7',  Archiv  1833,  S.  426,  437.  Straf- 
gesetzgebung i.  Fortbildung,  Bd.  I,  S.  145.  Temnie,  Lehrbuch, 
S.  46,  LiebenaUy  die  Stellung  Luzems  zu  den  Vehmgerichten, 
1878.  Wapfy  die  luzernische  Strafanstalt  seit  25  Jahren  1876. 
Von  Interesse  ist  der  im  neuen -Pitaval  referirte  und  von  Escher 
separat  herausgegebene  Process  wegen  Ermordung  des  Schult- 
heissen  Keller,  Process  Feiher,  Casimir  Pfyffer,  actemnässige 
Darstellung  merkwürdiger  Criminalrechtsfalle  aus  der  deutschen 
Schweiz,  1846. 

Thnrgan  1841. 

§  54.  I.  Im  Canton  Thurgau  bestand  bis  zum  genannten 
Jahre  das  helvetische  Gesetzbuch  mit  Abänderungen  und  Zusätzen, 


letztere  hat  Osenbrilggen  (Alam.  St.  R.,  S.  7)  nicht  zugeg^eben  und  nach 
Segesser  selbst  (Rechtsgeschichte,  B.  IV,  S.  176  ff.)  wnrde  sie  nie  als  Reich«- 
gesetz  acceptirt,  selbst  nicht  in  der  Art,  dass  sie  aus  eigener  Autorität  zam 
Landesgesetz  gemacht  worden  wäre;  kein  Urtheil  stützt  sich  auf  Artikel  der 
C  C  C.  Sie  fand  auch  nicht  als  Ganzes  in  Luzern  freiwillige  Reception,  son- 
dern wurde  nur  th  eil  weise  als  theoretische  Belehrung  gemäss  dem  Instructionen- 
bnch  vom  Untersuch angsrichter  benutzt.  Ihre  Hauptbedeutung  hatte  sie  nur 
fiir  den  Process,  der  überdies  vor  dem  urtheilenden  Richter  nach  der  Malefiz* 
Ordnung  geregelt  war.  Der  geschwome  Brief,  vervollständigt  im  Stadtrechts- 
buch von  1480,  und  das  Statut  von  1373  zogen  überall  vor.  Vgl.  Segesser, 
Rechtsgeschichte,  Bd.  IV,  S.  188  u.  191;  Bd.  II,  S.  614  u.  617;  Zeitschrift 
für  schweizerisches  Recht,  Bd.  V.;    Osenhrilggeriy  Beitrag,  S.  21,  Fall  Weibel. 
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wie  sie  bereits  durch  das  Decret  vom  12.  Mai  1804  und  besonders 
durch  das  Gesetz  vom  11.  Oetober  1838  gegeben  wurden.  Schon 
das  erwähnte  Decret  nahm  die  Erstellung  eines  neuen  Strafgesetz- 
buches (wie  dies  auch  in  Zürich  geschehen  war)  in  Aussicht,  allein 
esbedmfte  des  mächtigen  Anstosses  von  1830,  um  die  Angelegen- 
heit wieder  zu  beleben  und  die  Verfassung  von  1831  stellte  aus- 
drücklich den  Satz  auf,  dass  die  beförderliche  Aufstellung  eines 
Strafgesetzbuches  an  Hand  zu  nehmen  sei. 

Das  peinliche  Gesetzbuch  mit  seinen  Milderungsdecreten  und 
sparsamen  Bestimmungen  liess  der  Praxis  Aveiten  Spielraum,  so 
dass  „in  Anlehnung  an  die  geläuterten  Grundsätze  der  Strafrechts- 
wissenschaft und  die  neueren  Werke  fremder  Gesetzgebung"  ein 
Gerichtsgebrauch  sich  ausbildete,  der  das  Gesetz  selbst  durchbrach.* 
Autorität  hatte  das  St.  G.  B.  von  Zürich. 

Erst  1839  und  1840  wurden  der  allgemeine  und  besondere 
Theil  eines  Strafgesetzbuches  im  Entwurf  vorgelegt,^  und  mit 
manchmal  eingreifenden  Modificationen  durch  den  Grossen  Bath 
am  15.  Juni  1841  zum  Gesetz  erhoben.  War  der  Entwurf  schon 
verhältnissmässig  mild  und  einfach,  so  sind  die  Abänderungsanträge 
der  Commission  des  Grossen  Käthes  merkwürdig  durch  die  häufig 
angestrebte  noch  grössere  Milde.  In  den  Verhandlungen  des 
Grossen  Raths  ergab  sich  sogar  eine  starke  Minorität  für  Ab- 
schaffung der  Todesstrafe. 

Vorbild  ist  der  Entwurf  eines  Strafgesetzbuches  für  Baden 
von  1839,  welchem,  verglichen  mit  andern  Entwürfen  und  Ge- 
setzen, das  Lob  vorzüglicher  Milde  und  Einfachheit  zu  Theil  ge- 
worden ist.  Es  bemerken  die  Motive  der  Regierungscommission,* 
dass  man  vorsichtig  trachtete,  das  Strafgebiet  nicht  zu  weit  aus- 
zudehnen, dem  richterlichen  Ermessen  weitern  Spielraum  zu  geben 
und  im  Gesetzbuch  Begriffe,  Regeln  und  Anweisungen,  die  nur 
der  Wissenschaft  angehören,  sowie  eine  weitgehende  Casuistik  zu 


*  Vgl.  Bericht  der  Justizcommission  über  den  Entwurf  eines  St.  G.  B. 
ftn  den  Grossen  Ratb. 

*  Ueber  den  Entwurf  vgl.  Mittermaier  im  Archiv  des  C.  R.,  1839, 
S.  343,  547.     Derselbe,  Strafgesetzgebung  i.  Fortbildung,  Bd.  I,  S.  148. 

*  Vgl.  St.  G.  B.  für  das  Grossherzogthum  Baden  mit  den  Motiven  der 
Regierung  und  den  Resultaten  der  Ständeverhandlungen,  dargestellt  von  Thilo. 
1845,  S.  6. 
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vermeiden.  "Wie  sehr  aber  trotz  dieser  Erkenntniss  immer  noch 
Entwm'f  und  Gesetzbuch  (1845)  in  den  alten  Geleisen  der  doctri- 
nellen  Gesetzgebung  fortfuhren,  dafür  spricht  schon  rein  äusserlich 
-die  Zahl  der  Paragraphen,  deren  der  Entwurf  665,  das  Gesetz 
714  hat. 

Das  thurgauische  G.  B.  hat  nur  384  Paragraphen.  Mitter- 
maier  hat  es  eingehend  im  Vergleich  mit  dem  badischen  gewürdigt 
und  im  Archiv  des  C.  R.  als  Beleg  fiu'  seine  kritischen  Excurse 
„über  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Strafgesetzgebung,  die  Ge- 
brechen derselben  und  die  Gesichtspunkte  ihrer  Verbesserung"  auf- 
geführt.* Es  hat  viele  Strafdrohungen  des  badischen  gemildert, 
-die  Minima  herabgesetzt,  viele  Artikel  des  badischen  Ent^i'urfs 
verworfen,  die  strengen  Strafvorschriften  über  Staatsverbrechen  nicht 
angenommen,  das  richterliche  Ermessen  weiter  als  Baden  ausgedehnt. 

Verglichen  mit  den  schweizerischen  St.  G.  B.  ist  es  aber 
dasjenige,  welches  am  wenigsten  den  Anforderungen  an  Kürze  mid 
Einfachheit  entspricht  und  am  meisten  doctrinelle  Bestandtheile 
und  selbst  Grundsätze  aufgenommen  hat,  die  sich  bei  andern 
nicht  finden.  Es  erhoben  sich  denn  auch  bald  Klagen  in  der 
Praxis  über  allzu  theoretische  Behandlung,  Unverstandlichkeit 
einzelner  Strafvorschriften,  über  die  Schwierigkeit,  die  Bestinmiun- 
gen  des  allgemeinen  Theils  mit  den  Vorschriften  betreffend  ein- 
zelne Verbrechen  in  Einklang  zu  setzen,  über  die  Härte  einzelner 
Strafdrohungen  und  die  Höhe  vieler  Minima  und  ganz  besonders 
fand  man  die  Urtheile,  welche  nach  dem  neuen  Gesetz  gefallt 
werden  mussten,  weit  härter,  als  sie  nach  der  früheren  Gerichts- 
praxis ausgefallen  waren. 

II.  Das  Gesetzbuch  ordnet  den  StoflF  in  31  Titel.*  Der  all- 
gemeine Theil  folgt  genau  dem  badischen  Entwurf,  der  specielle 
zeigt  erhebliche  Abweichungen,  setzt  aber  wie  das  Muster  (ent- 
sprechend dem  bayrischen  St.  G.  B.)  die  Verbrechen  gegen  den 
Staat   an's   Ende.     Verbrechen    und  Vergehen    sind    ungetrennt. 

Das  G.  B.  nennt  als  Straf  arten:  Todesstrafe,  lebensläng- 
liche Zuchthausstrafe,  zeitliche  von  1 — 20  Jahren  (bei  Verbrechens- 
<;oncurrenz  bis  auf  30  Jahre  erstreckbar),  Arbeitshaus,  2  Monate 

^  Strafgesetzgebang  i.  FortbUdung,  II,  154  ff.  Archiv  d.  C.  B.,  1847, 
Ä.  695. 

*  Abgedruckt  in  Temmt^  Lehrbuch,  S.  51. 
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bis  8  Jahre.  Gefangniss  bis  2  Jahre.  Mit  Zuchthausstrafe  ist  in 
d&  Regel  lebenslänglicher  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
verbunden,  jedoch  kann  der  Richter  in  besondem  Fällen  auch 
blos  bis  auf  5  Jahre  erkennen;  Arbeitshausstrafe  über  3  Monate 
tmt  in  der  Regel  (ähnliche  Milderungsbefugniss  dem  Richter  vor- 
behalten) Entzug  für  3  Jahre  zur  Folge.  Gefangniss  hat  keine 
Ehrenfolgen.  Das  badische  Gesetz  trennt  nach  den  Ehrenfolgen 
peinliche  und  bürgerliche  Strafen  und  rechnet  zu  den  letzteren 
das  Arbeitshaus.*     Obgleich  die  Kettenstrafe   nicht  mehr  genannt 

•  

wird,  ist  mit  Zuchthaus  doch  das  Tragen  von  Ketten  verbimden 
und  als  Strafschärfung  in  beschränktem  Masse  die  Züchtigung 
anerkannt.  Weitere  Strafmittel  sind:  Verweisung,  Entziehung  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte,  Amtsentsetzung  und  Einstellung,  Ver- 
mögensstrafen, Verweis. 

Die  Strafdrohungen  sind  in  den  meisten  Fällen  niedriger  als 
im  badischen  Entwurf.  Die  Todesstrafe  ist  bei  Hochverrath  und 
Landesverrath  gar  nicht  gedroht  und  im  Uebrigen  nur  bei  Mord, 
Vergiftung  und  den  schwersten  Fällen  des  Raubes  und  der  Brand- 
«tifhing.  —  Die  Zuchthausstrafe  ist  seltener  angewendet  als  im 
badischen  Entwurf.  In  einigen  Fällen,  wo  der  Entwurf  Zuchthaus 
absolut  droht,  ist  im  thurgauischen  Gesetzbuch  alternativ  Arbeits- 
haus angesetzt.  Geringere  Strafe  steht  auch  auf  Münz  verbrechen, 
Aufruhr.  Meist  bemerkt  man  das  Streben  des  Gesetzgebers,  das 
Minimum  der  gedrohten  Strafe  überhaupt  herabzusetzen  oder  durch 
ebien  Zusatz  für  Fälle  geringerer  Verschuldung  auch  zur  An- 
wendung einer  mildern  Strafe  den  Richter  zu  ermächtigen ;  so  bei 
Tödtung  eines  Einwilligenden,  Abtreibung,  Körperverletzung.  In 
letzterem  Falle  ist  zwar  das  Maximum  dem  badischen  Entwurf 
enöiommen,  aber  überall  das  Minimum  erniedrigt.  Dasselbe  findet 
«?tatt  bei  Entführung  und  Bigamie.  Bei  Verleumdung  und  Ehren- 
kränkung ist  Geldbusse  anwendbar. 

Strenger  als  der  badische  Entwurf  ist  das  G.  B.  bei  Kinds- 
mord, Sittlichkeitsverbrechen,  Diebstahl. 

Von  dem  badischen  Entwürfe   weicht  das  G.  B.   besonders 


*  Ueber  die  Berücksichtigung  der  Motive  der  That  in  der  Wahl  der 
Strafart  vgl.  Thilo j  S.  90.  Zuchthaus  für  schändliche  Verbrech en,  Arbeitshaus, 
wo  gemeine  Gesinnung  zu  Grunde  liegt,  GefUngniss  fiir  Verbrechen  aus  Affect 
oder  Leichtsinn. 

Ffnmingtrf  Sohwels.  8trafr«eht.  lg 
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dadurch  ab,  dass  es  sehr  viele  Artikel,  in  welchen  jener  Ent- 
wurf allgemeine  Regeln  der  Rechtsanwendung  gibt,  beseitigt  oder 
viele  im  badischen  Entwurf  vorkommende  Abstufungen  bei  den 
einzelnen  Verbrechen  nicht  aufnimmt  und  so  das  Ermessen  der 
Richter  nicht  beschränkt.  So  lässt  das  G.  B.  das  im  badischen 
Entwurf  aufgestellte  Princip  der  Zurechnungsfkhigkeit  weg,  ebenso 
den  Paragraphen  über  den  allgemeinen  Vorsatz.  Bei  dem  Versuche 
sind  die  in  den  deutschen  Gesetzbüchern  vorkommenden  un- 
bestimmten Ausdrücke  beendigtes,  unbeendigtes  Unternehmen  nicht 
aufgenommen.  Der  Rückfall  ist  anders  als  im  badischen  Entwarf 
bestimmt.  Weder  Raufiiandel  noch  Vergiftung  sind  in  eigenen 
Capiteln  entwickelt,  in  andern  Stücken  sind  die  badischen  Unter- 
scheidungen nicht  aufgenommen,  sondern  die  Strafdrohung  ist  ear- 
weitert. 

Ueberall  sind  dem  richterlichen  Ermessen  weitere  Räume 
gegeben.  Insbesondere  enthält  das  thurgauische  G.  B.  mehrere 
Bestimmungen,  durch  welche  die  Richter  ermächtigt  werden,  in 
geringeren  Fällen,  die  zwar  auch  unter  die  Kategorie  des  an  sich 
schwerer  bestraften  Verbrechens  gestellt  werden  müssen,  eine 
mildere  Strafe  zu  erkennen,  z.  B.  bei  Unterschlagung,  Beschädi- 
gung aus  Muthwillen,  bei  Brandstiftung  mit  unbedeutendem  Scha- 
den. —  Ueberhaupt  ist  der  Richter  ermächtigt,  eine  mildere  Strafe 
zu  erkennen  —  und  zwar  ohne  Ansetzung  eines  Minimums  — • 
wenn  diejenigen  Zustände,  welche,  wenn  sie  in  vollem  Grade  vor- 
handen wären,  alle  Zurechnung  ausschlössen,  in  geringerem  Grade 
gegeben  sind.    (§  71.) 

In  manchen  Beziehungen  hat  das  Gesetzbuch  das  Strafgebiet 
zweckmässig  mehr  beschränkt  als  Baden  (z.  B.  bei  Blutschande^ 
falscher  Anschuldigung,  Betrug). 

Die  Nothwehr,  Selbstvertheidigung  in  Fällen,  wo  ein  be- 
gonnener oder  eben  bevorstehender  rechtswidriger  Angriff  nicht 
durch  obrigkeitliche  Hülfe  imd  nicht  dui'ch  andere,  dem 
Bedrohten  bekannte  Mittel  mit  Sicherheit  und  ohne  Nachtheil  ab- 
gewendet werden  kann,  ist  erlaubt  gegen  alle  gewaltthätigen,  mit 
Gefahr  fiir  Leben,  Gesundheit,  Freiheit  oder  Ehre  verbundenen 
Angriffe  auf  die  Person  selbst,  gegen  Gewaltthaten  am  Besitzthumt 
gegen  Denjenigen,  der  in  eines  Andern  Besitzthum  einzudringen 
sucht.  —  Die  Grenzen  der  Nothwehr  sind  überschritten,  wenn 
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lebensgefährliche  Vertheidigungsmittel  angewendet 
wurden,  ohne  dass  der  Werth  des  bedrohten  Gutes  in  an- 
gemessenem Verhältniss  damit  steht,  wenn  der  Gebrauch  eines 
weniger  gefährlichen  Vertheidigungsmittels  hinreichend  und 
möglich  und  wenn  der  Gebrauch  erlaubter  Vertheidigungsmittel 
weiter  ausgedehnt  wurde,  als  zur  Abwendung  der  Gefahr  erfor- 
derlich war. 

In  den  Rathsverhandlungen  war  dieser  Gegenstand  viel  um- 
i^tritten;  man  fand,  dass  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
(rrenzen  der  Nothwehr  nur  Andeutungen  sein  könnten  und  dass 
das  richterliche  Ermessen  entscheiden  müsse.  Trotzdem  wurden 
doch  diese  thatsächlich  den  Richter  beschränkenden  Sätze  auf- 
genommen und  selbst  das  Erfordemiss,  dass  „die  obrigkeitliche 
Hülfe  nicht  angerufen  werden  könne",  acceptirt,  ein  Merkmal,  wel- 
ches die  badische  Kammer  verworfen  hatte,  um  nicht  die  Nothwehr 
über  Gebühr  zu  schmälern.^  Selbst  das  in  Beschränkung  der 
Xothwehr  weiter  als  die  andern  schweizerischen  G.  B.  gehende 
Luzemer  Gesetz  bestimmt  über  die  Grenzen  der  Nothwehr  nicht 
in  dieser  engen,  specialisirenden  Weise.  —  Neben  der  Nothwehr 
enthält  überdies  das  G.  B.  von  Thurgau  gemäss  dem  badischen 
Entwurf  überflüssige  Sätze  über  erlaubte  Selbsthülfe. 

Der  vierte  Titel  handelt  vom  Vorsatz  und  der  Fahrlässig- 
keit, von  Vollendung  und  Versuch  und  von  der  Theilnahme.* 
Er  ist  kürzer  und  einfacher  als  die  entsprechenden  Vorschriften 
des  Musters.  Der  Vorsatz  ist  nicht  bestimmt,  noch  finden  sich 
Dolus  generalis  und  Aberratio,  wohl  aber  der  Dolus  indeterminatus 
(§  35)  und  die  Culpa  dolo  determinata  (§  36)  behandelt.  Fahr- 
lässigkeit wird  nur  in  den  vom  Gesetz  genannten  Fällen  be- 
straft. Vollendung  und  Versuch  folgen  Baden.  Vorberei- 
tungshandlungen haben  keine  Strafe,  sondern,  wo  sie  gefährlich 
scheinen,  nur  polizeiliche  Aufsicht  zur  Folge.  Anfang  der  Aus- 
fiihrung  des  Verbrechens  wird  als  entfernter  Versuch  bis  zur 
Hälfte  der  auf  Vollendung  stehenden  Strafe  bedroht.  Der  nahe 
Versuch,  welcher  dann  vorhanden  ist,  wenn  der  Thäter  Alles  ge- 
than  hat,  was  von  seiner  Seite   zur  Vollendung  nothwendig   war, 


'  Vgl.  Thilo,  8.  121. 

^  Vgl.  die  Entwürfe  von  Bayern  und  Baden. 
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ohne  dass  der  Erfolg  eintrat,  ist  im  Minimum  mit  einem  Dritt- 
theil  der  auf  Vollendung  stehenden  Strafe  belegt.  Als  entfernter 
Versuch  wird  auch  Versuch  mit  untauglichem  Mittel  und  am  un- 
tauglichen Object  unter  Strafe  gestellt.    Rücktritt  macht   straflos. 

Bei  Anstiftung  sind  die  Mittel  zur  Begehung  spccialisirt. 
Wegen  Versuch  wird  Derjenige  bestraft,  welcher  zu  einer  Tliat 
anstiftete,  die  nicht  ausgeführt  wurde.  Dagegen  ist  der  Auf- 
trag  zum  Verbrechen  (§  108  des  bad.  Entwurfs)  nicht  erwähnt. 

Nach  Baden  ist  die  Menge  der  Bestimmungen  über  Com- 
plott,  wie  sie  kein  anderes  schweizerisches  G.  B.  hat,  aufgenom- 
men. Jeder  Theilnehmer  am  Complott,  ob  er  vor,  bei  oder  nach 
der  That  mitwirkte,  ist  als  Urheber  strafbar,  der  Gi'ad  seiner 
Bethätigung  ist  Massstab  der  Zumessung  der  Strafe,  die  selbst  bis 
zur  Strafe  eines  Ge hülfen  herabsinken  kann,  wenn  die  Theil- 
nahme  nur  gering  war.  Schon  die  blosse  Eingehung  des  Com- 
plott wird  als  entfernter  Versuch  bestraft.  —  Kein  schweizerische*«» 
Gesetzbuch  hat  so  detaillirte  Bestimmungen  über  Banden  (§  348) 
nach  dem  Vorbilde  Badens. 

Umständlich  ist  von  der  Beihülfe  mit  Hervorhebung  der  Früh- 
der  Hauptgeliülfenschaft  und  der  versprochenen  Beihülfe  gehandelt. 
Auf  gewerbsmässige  Begünstigung  ist  stets  Ai'beitshaus,  verbündten 
mit  Entziehung   der  Berechtigung   des    Gewerbebetriebes,  gesetzt. 

Eine  Ausnahmestellung  nimmt  das  G.  B.  in  Bezug  auf  die 
äusserst  breit  behandelte  Denunciations-  und  Verhinderungs- 
p flicht  gegen  Verbrechen  imd  Vergehen  ein.  Sie  ist  nicht  bloss 
allgemeine  Bürgerpflicht,  sondeni  sie  ist  auch  ausgedehnt  auf  alle 
strafbaren  Handlungen,  die  nicht  Antragsverbrechen  sind  und  eine 
höhere  Freiheitssti'afe  als  3  Monate  nach  sich  ziehen.  Die  Strafe 
ist  zwar  eine  entsprechend  milde,  sogar  nur  einfacher  Verweis 
und  in  den  schwersten  Fällen  Gefängniss  oder  Geldbusse  allein 
oder  in .  Verbindung.  Die  Anzeigepflicht  besteht  femer  in  den 
gesetzlich  bestimmten  Fällen  auch  für  begangene  Verbrechen 
mit  dereelben  Strafdrohung. 

Verjährung  tritt  bei  Verbrechen,  welche  mit  Tod  oder 
Zuchthaus  bedroht  sind,  nur  bedingt  ein,  indem  nach  Ablauf  von 
20  Jahren  an  Stelle  der  Todesstrafe  mindestens  15  Jahre  Zucht- 
haus kommt. 

Das   G.  B.   folgt   in   der   Bestimmung   der  Tödtung,  der 
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Lethalität,  des  Mordes,  Todschlags,  der  Tödtung  eines  Einwilligen- 
den, der  Beifaülfe  zum  Selbstmord,  des  Strafinilderungsgrundes 
widerrechtlicher  Anreizimg  fast  wörtlich  Baden.  Mord  ist  Töd- 
timg  mit  Vorbedacht  oder  im  AfFect  in  Folge  eines  mit  Vorbe- 
dacht gefassten  fortdauernden  Entschlusses.  Strafe  des  Todschlags 
wenigstens  8  Jahre  Zuchthaus,  bei  widerrechtlicher  Anreizung 
wenigstens  2  Jahre  Arbeitshaus. 

Kindsmord,  Tödtung  eines  unehelichen  Kindes  während 
der  Gebiui;  oder  in  den  ersten  24  Stunden  nach  derselben, 
wird  mit  Zuchthaus  von  5 — 10  Jahren  bedroht;  war  der  Ent- 
sehluss  schon  vor  der  Entbindung  gefasst,  mit  Zuchthaus  von 
wenigstens  10  Jahren.  Die  strenge  Beschränkung  auf  24  Stunden 
wird  durch  den  Zusatz  gemildert,  dass  auch  nachher  noch  Töd- 
tung als  Kindsmord  gelte,  wenn  der  besondere  Zustand  der  ver- 
minderten Zurechnung  fortdauerte.  Ist  die  Tödtung  an  einem 
nicht  lebensfähigen  Kinde  begjmgen,  so  wird  auf  Arbeits- 
haus erkannt. 

Körperverletzung  und  Raufhandel  sind  casuistisch  be- 
bandelt mit  der  Grundunterscheidung,  ob  die  Verletzung  mit  Vor- 
bedacht oder  im  Affect  geschah.  Ist  der  AfFect  durch 
widerrechtliche  Anreizung,  zu  welcher  der  Thäter  keine 
hinreichende  Veranlassung  gab,  hervorgerufen,  so  tritt  Strafmil- 
dening  ein.  Qualificirt  ist  Körperverletzung  an  Ascendenten.  Die 
Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang  wird  mit  mindestens 
zweijährigem  Arbeitshaus  oder  Zuchthaus  bestraft,  wenn  bei  der 
Beschaffenheit  der  verletzenden  Handlung  der  Tod  als  wahrschein- 
liche Folge  vorausgesehen  werden  konnte,  andernfalls  mit 
Geföngniss  oder  Arbeitshaus.* 

Wer  eine  ausgesetzte  hülflose  Person  findet  und  die  Anzeige 
UDterlässt  oder  auf  andere  Weise  nicht  fiir  die  Rettung  sorgt,  wird 
mit  Gefängniss  oder  Geldbusse  belegt. 

Ein  charakteristischer  Unterschied    zwischen    dem   badischen 


*  Baden  anterscheidet  noch:  Verletzuug,  die  ohne  Kiinsthülfe  oder 
besonders  günstige  ZnfaUe  wahrscheinlich  den  Tod  zur  Folge  gehabt 
Haben  wurde  —  den  unbestimmten  Vorsatz  auf  Körperverletzung  oder  Tödtung  — 
die  längere  Peinigung  —  die  Misshandlung  einer  Schwangern  —  die  Selbst- 
ventnmmelnng. 
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und  thurgauischen  Gesetzbuch  besteht  in  der  Behandlung  der 
Nothzucht.  Das  Letztere  fasst  Nothzucht  und  Schändung  2ni> 
»ammen  und  bestimmt  einfach  drei  Strafgrenzen,  je  nachdem  Tod 
oder  bleibender  Nachtheil  oder  keines  von  beiden  die  Folge  war. 
Baden  trennt  Nothzucht  und  Schändung,  berücksichtigt  den  un- 
bescholtenen Ruf  und  gibt  eine  Reihe  von  Strafabstuftmgen  und 
Unterscheidungen  mit  Rücksicht  darauf,  ob  die  Verletzung  zum 
bestimmten  oder  unbestimmt en  Vorsatz  zuzurechnen  sei 
oder  ob  sie  als  wahrscheinliche  Folge  vorausgesehen  werden  konnte. 

Diebstahl  fordert  die  Absicht,  sich  oder  einem  Andern 
einen  unrechtmässigen  Gewinn  zu  verschaffen.  Betrug 
begeht,  wer  einen'  Andern  aus  gewinnsüchtiger  Absicht  durch  arg- 
listige Entstellung  oder  durch  Vorenthaltung  der  Wahrheit  mit 
Verletzung  einer  besonderen  Rechtspilicht  wissentlich  zu  einer 
Handlung  oder  Unterlassung  verleitet,  wodurch  das  Vermögen 
des  Getäuschten  beschädigt  wurde.  Die  Strafe  ist  diejenige 
des  gemeinen  Diebstahls.  Wer  den  von  einem  Andern  verübten 
Betrug  zur  Beschädigung  des  Getäuschten  rechtswidrig  benutzt 
wird  von  zwei  Drittheil  der  Strafe  des  Betrugs  getroffen.  Betrug 
bei  Vertragsverhältnissen  ist  Antragsverbrechen  und  wird  nur  be- 
straft, wenn  die  betrügliche  Absicht,  das  abzuschliessende  Rechts- 
geschäft als  Täuschungsmittel  zur  Beschädigung  des  Andern  zu 
gebrauchen,  schon  bei  Eingehung  des  Vertrages  bestand. 

Als  besondere  Form  ist  Betrug  aus  Bosheit  oder  Rache  (nicht 
Gewinnsucht)  ausgezeichnet.  Wucher  wird  mit  dem  10-  bis 
lo-fachen  Betrag  des  zu  viel  Erhobenen,  bei  gewerbsmässiger  Be- 
treibung auch  mit  Gefängniss  bedroht. 

Brandstiftung  begeht,  wer  Wohngebäude  oder  solche 
Gebäude  oder  Sachen,  von  welchen  sich  das  Feuer  menschlichen 
Wohnungen  leicht  mittlieilen  kann,  in  Brand  setzt ;  Strafe  Minimmn 
8  Jahre.  Fälle  mit  besonderem  Strafsatz  sind:  Brandstiftung  an 
Kirchen,  Fabriken,  je  nachdem  sie  zum  Aufenthalt  von  Menschen 
dienen;  Brandstiftungen  an  unbewohnten  Gebäuden  ohne  weitere 
Gefahr,  an  Fruchtfeldem,  Waldungen.  Das  Anzünden  des  eigenen 
Hauses  ohne  Gefahr  für  Menschen  (betrüglich)  wird  mit  Arbeits- 
haus oder  Zuchthaus  bis  zu  acht  Jahren  belegt.  Das  St.  G.  B. 
führt  eme  Anzahl  von  ßtraferhöhungsgründen  an,  unter  welchen 
auch  die  Grösse  des  Schadens  genannt  ist;    ist   nm'   unbedeu- 


279 

tender  Schaden  entstanden,  so  kann  die  Strafe  bis  auf  die 
Hälfte  herabgehen  oder  eine  mildere  Strafart  platzgreifen. 

Die  Ehrverletzung  ist  ebenfalls  im  Anschluss  an  Baden 
geordnet,  zeichnet  sich  jedoch  vor  dem  Muster  durch  grössere 
Einfachheit  der  allgemeinen  Begriffe,  grössere  Gedrängtheit  und 
Kvarze  aus  (18  Paragraphen  gegen  30  des  Entwurfes,  41  des 
St  G.  B.  von  Baden).  Wer  wissenthch  falsch  von  einem  Andern 
bestimmte  Handlungen  aussagt,  welche  im  Gesetzbuch  mit  Strafe 
bedroht  oder  die  unsittlich  sind  oder  geeignet,  verächtlich  zu  machen, 
irird  wegen  Verleumdung  mit  Geldbusse  nicht  unter  25 
Gulden  oder  mit  Gefangniss  bestraft.  Baden  droht  viel  härtere 
Strafe,  nämlich  Gefilngniss  nicht  unter  4  Wochen  oder  Arbeits- 
haus bis  zu  2  Jahren  (vgl.  B.  §§  287,  313). 

Verleumdung  oder  Beschimpfung  von  Ascendenten  und 
Beamten  im  Dienste  hat  eine  Erhöhung  der  Strafe  um  die 
Hälfte  zur  Folge ;  dasselbe  tritt  ein  bei  öffentHcher  Injurie,  durch 
Pasquill  oder  durch  Körperverletzung.  Retorsion  im 
gleichen  Masse  ist  straflos.  Der  Beweis  der  Wahrheit  schliesst, 
wenn  nicht  die  Art  und  Weise  der-  Bekanntmachung  beschimpfend 
ist,  die  Strafe  aus.  Auf  Verlangen  des  Beleidigten  kann  öffent- 
liche Bekanntmachung  des  Urtheils  auf  Kosten  des  Beleidigers 
gerichtlich  verfügt  werden. 

Unter  den  Baden  nicht  nachgemachten  Vorschriften  sind 
hervorzuheben  diejenigen  über  Beschränkung  des  Wahrheitsbeweises 
bei  Injurien  durch  die  Presse  und  über  Beleidigung  fremder  Re- 
gierungen oder  Gesandten. 

III.  Ueber  die  Praxis  geben  Aufschluss  die  jährlichen  Be- 
richte des  Obergerichts  und  der  Justizcommission.  Widmer,  Bei- 
träge zur  thurgauischen  Rechtspflege,  2  Bde.,  1843/44.  Thurgauische 
Rechtsfälle  1846.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  X,  S.  32.  Brand- 
«tiftung  an  eigener  Sache:  Rechtsstatistik,  Bd.  III,  199. 

Novellen.  Gesetz  vom  16.  Januar  1845  betr.  Abänderung 
des  §  85.  Gesetz  von  1852,  Jury.  Decret  vom  27.  Juni  1861 
betr.  Injuriensachen  (Verfahren  geregelt  durch  C.  P.  0.  von  1867). 
Decret  vom  10.  März  1862  betr.  gerichtliche  Vertheidigung  in 
correet  Sachen  (aufgehoben  durch  das  Anwaltsgesetz  vom  11.  April 
1880).  Stra^rocessordnung  von  1867  (eingehend  besprochen  in 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  VIT,  107),  modificirt  durch  Competenz- 
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gesetz  vom  10.  November  1872.  Gesetz  vom  30.  Mai  1866  betr. 
Begnadigung,  Rehabilitation,  Strafumwandlung,  St.  G.  B.  von  1868. 
Literatur  und  Rechtsquellen.  Mittermaier  und  Tefnme 
a.  a.  0.  Puppikofer,  Gesch.  d.  C.  Thurgau  1884,  II.  Aufl. 
Krapf,  die  Strafrechtspflege  in  der  Landvogtei  Thurgau.  Zeitschr.  f. 
Schweiz.  R.,  Bd.  IV  (Wigoldingerhandel  1664).  Schauherg,  ungedr. 
K  Q.,  Bd.  II.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  I.  Manches  in  Bei- 
träge zur  vaterländischen  Geschichte,  herauÄgegeben  vom  histori- 
schen Verein  des  Cantons  Thurgau. 

Waadt  1843. 

§  55.  I.  Das  helvetische  Gesetzbuch  beseitigte  im  Waadt- 
land  die  Herrschaft  des  alten  Gewohnheitsrechts  und  der  Bemer 
Gesetze  und  dauerten  durch  einzelne  ältere  und  neue  Gesetze,  haupt- 
sächlich durch  den  Code  con'cctionel  von  1805,  ergänzt  bis  zum 
St.  G.  B.  von  1843. 

Der  Code  correctionel  zeichnet  sich  aus  durch  Kürze,  Prad- 
sion,  ungewöhnliche  Milde  und  Freiheit  des  richterhchen  Ermessens. 
Er  setzt  nur  Maxima  (Art.  8),  keine  Minima  und  gestattet 
dem  Richter,  auch  eine  andere  Strafart  anzuwenden.  Straf- 
mittel sind :  Gefangniss,  Verweisung,  Eingrenzung,  Hausarrest, 
Geldbusse,  Verweis.  Züchtigung  kommt  nicht  vor.  Die  speciii- 
cirende  Methode  des  helv.  G.  B.  tritt  besonders  in  der  Behandlung 
der  Körperverletzungen  heraus.  Ehrverletzung  wird  nur  durch 
Civilklage  verfolgt.*  Die  specielle  Anklage  eines  begangenen  Ver- 
brechens kann  mit  Geldbusse  oder  höchstens  Gefangniss  bis  l*/« 
Monat  bestraft  werden  (Art.  27,  28).  Der  sittliche  Ernst  aus  der 
Zeit  der  Reformation  und  der  Berner  Consistorialgesetze  zeigt  sich 
in  vielen  Sätzen  betr.  Familienzucht,  Massigkeit,  Schutz  der  Jugend. 
Der  Code  ist  grösstentheils  in  das  Strafgesetzbuch  übergegangen. 

Die  wichtigsten  Novellen  unter  der  Herrschaft  des  helvetischen 
Gesetzbuches  sind:  Gesetz  vom  3.  Juni  1826  über  Begnadigung, 
Gesetz  vom  1.  Juni  1829  über  Diebstahl,  abgeändert  1839,  Gesetz 
vom  9.  Juni  1841  über  Eigenthumsschädigung,  Gesetz  über  die 
Presse  1832,  über  Wahlumtriebe  1833,  Religionsfreiheit  1834^ 
letztere  drei  bleiben  neben  dem  Gesetzbuch  noch  in  Kraft. 


'    Vgl.  Code  de  proc^dure  civile  du  11  Dec.  1824. 
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Schon  1819  war  ein  Concurs  über  Einführung  der  Jury  aus- 
geschrieben ;  vier  der  eingelaufenen  Arbeiten  sind  durch  den  Druck 
bekannt.  In  der  Folge  wurde  eine  Commission  zur  Herstellung 
von  Entwürfen  für  eine  Strafprocessordnung  und  ein  Strafgesetz- 
buch ernannt  und  bereits  1822  ein  solches  über  das  materielle 
und  1825  über  das  formelle  Strafrecht  beendigt.  Allein  die  Ver- 
tagung der  Juryfrage,  über  welche  in  der  gesetzgebenden  Behörde 
eine  Einigung  nicht  erzielt  werden  konnte,  hatte  auch  die  Zurück- 
legung des  Entwurfs  eines  Strafgesetzbuches  zur  Folge  und  es 
bedurfte  der  Verfassungsänderung  von  1830,  um  die  Angelegen- 
heit wieder  in  Fluss  zu  bringen.  Es  wurde  dann  auch  vom  neuen 
Staatsrath  eine  Commission  für  den  Entwurf  einer  Processordnung 
ernannt  und  bereits  den  18.  December  1832  ein  Gesetz,  welches 
die  Grundlagen  des  neuen  Verfahrens  (ohne  Jury)  feststellte  (P.  0. 
vom  28.  Januar  1836,  in  Kraft  1838),  erlassen.^ 

Nach  sechsjährigen  Arbeiten,  von  deren  Gründlichkeit  und 
Verständniss  der  gesetzgeberischen  Aufgabe  die  Motive  Zeugniss 
ablegen,^  konnte  1842  der  Entwurf  eines  Strafgesetzbuches  dem 
Grossen  Rathe  vorgelegt  werden.  Die  Motive  setzen  unter  Prüfung 
der  Frage,  ob  nicht  der  Erlass  einzelner  Gesetze  der  systema- 
tischen Codification  vorzuziehen  wäre,  Werth  darauf,  dass  der  Ent- 
wurf als  harmonisches  Ganzes  betrachtet  werde.  * 

Nach  gründlichen  Debatten  im  Grossen  Rath  wurde  der  Ent- 
wurf zum  Gesetz  erhoben.  Es  ist  milder  als  das  frühere  Recht 
und  hat,  indem  es  den  Code  correctionel  in  sich  aufnahm,  auch 
dessen  Art,  die  Strafe  nur  mit  dem  Maximum  zu  bezeichnen,  viel- 
fach angenommen,  während  es  für  die  wichtigeren  Fälle  die  Mini- 
ma festhielt,  da  eine  zu  grosse  Milde  und  Freiheit  des  Er- 
messens den  Richter  über  den  Gesetzgeber  stelle   und   das  Recht 


«  Vgl.  Mittermaier  im  Archiv  d.  C  R.  1837,  S.  28,  117  und  594. 
^Zine  originelle,  vielfache  Verbesserungen  enthaltende  Bearbeitung  des  Code 
d'instruction.*' 

*  Temmej  Lehrbiich,  8.  53  Note  3.  —  Mittermaier^  Strafgesetzgebung 
in  Fortbildung,  II,  204. 

*  Vgl.  Exposä  des  motifs  1842,  S.  7.  —  Die  Ansicht,  dass  die  Abfassung 
einzelner  Gesetze  über  Hanptclassen  der  Verbrechen  der  Bearbeitung  systema- 
tischer Gesetzböcher  vorzuziehen  sei,  hatte  Rossi  (Traite  de  droit  p^nnl,  III, 
p.  245)  nachdrücklich  verfochten  und  dadurch  auch  die  Annahme  des  Ent- 
würfe Dumont  für  Genf  vereitelt.     Vgl,  Archiv  des  C.  R.  1831,  S.  175,  179.. 
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und  die  öffentliche  Moral  schädige.  Entsprechend  sind  principiell 
weite  Strafrahmen  gegeben,  Lücken,  deren  Ausfüllung  früher  der 
Praxis  überlassen  war,  durch  Gesetz  ergänzt  und  Abstufungen  in 
Verbrechen  und  Strafen  aufgestellt.  Dem  helvetischen  Gesetzbuch 
gegenüber,  welches  vorzüglich  den  Erfolg  in's  Auge  gefasst  hatte, 
wurde  im  Anschluss  an  das  deutsche  Recht  grössere  Rücksicht 
auf  die  Absicht  und  den  Grad  der  Verschuldung  gelegt.  „Die 
Strafe  soll  mild  sein,  aber  auch  gerecht,  sie  soll  als  Uebel  em- 
pfunden werden,  aber  den  Rest  von  Ehrgefühl  nicht  im  Verbrecher 
ersticken,  sondern  die  Mittel  der  Besserung  in's  Auge  fassen." 

Das  Gesetzbuch  ist  eine  gelungene  Verbindung  französischen 
und  deutschen  Rechts,  *  wie  die  Motive  sagen,  einheitlich  concipirt 
und  selbständig  durchgefi'ihrt.  Es  hat,  nicht  wie  das  preussische 
St.  G.  B.  1851,  die  Schwächen  des  französischen  z.  B.  in  Bezug 
auf  Versuch  und  Theilnahme*  aufgenommen,  wohl  aber  die  Vor- 
züge der  Kürze  und  Präcision;  es  hat  nicht  nach  den  deutschen 
Mustern  die  Menge  allgemeiner  Sätze  und  schulmässiger  Unter- 
scheidungen und  Abstufungen.'^  Es  ist  neben  Basel  und  Zürich 
ein  echt  schweizerisches  Gesetzeswerk. 

II.  Die  Eintheilung  ^  entspricht  mit  Abweichungen  derjenigen 
des  St.  G.  B.  von  Luzern,  welches  auch  im  Einzelnen  vielfach  bt*- 
nutzt  wurde.  Das  G.  B.  kennt  nur  Verbrechen  (ohne  Dreitheilungi. 
Die  Strafmittel  entsprechen  dem  neuern  Strafsystem.'  Die 
Todesstrafe  ist  einfach  und  mit  so  vielen  Beschränkungen  ver- 
sehen, dass  sie  fast  als  abgeschafft  erscheint.  Im  Gesetzbuch  ist 
sie  nur  für  die  schwersten  Fälle  angedroht.  Sind  mildernde  Um- 
stände vorhanden,  so  kann  der  Richter  an  ihrer  Statt  auf  Zucht- 
haus von  15—30  Jahren  erkennen^  sie  ist  ausgeschlossen,  wenn 
drei  Jahre  seit  der  Begehung  des  Verbrechens  verflossen  sind  und 
aus  Gründen  des  Alters  oder  Geschlechts  (§§  60 — 62).  Reclusion, 

^  Osenbriiggen:  „Das  sehr  gute  St.  G.  B.  von  Waadt  zeiji^,  dass  der 
frnuzösische  Code  sehr  gut  die  Einwirkungen  der  deutscheu  Wissenschaft  er- 
trägt."    Vgl.  auch  Miftennaier,  Fortbildung  II,  203. 

^  §§  32  u.  35.  Vgl.  Temme,  Lehrbuch  des  preussischen  St.  R.,  S.  304  ff. 
und  310  ff. 

'  MittermaieTy  Fortbildung,  I,  S.  130:  ,.AUe  wissenschaftlichen  Begriffe, 
z.  B.  vom  Dolus,  sind  vermieden."     Temmey  Lehrbuch,  S.  &o. 

^    Abgedruckt  bei  Temmey  Lehrbuch,  S.  54. 

'  Vgl.  auch  Gesetz  über  die  Organisation  der  Strafanstalt. 
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Zuchtbaus^  dauert  von  einem  Tag  bis  zu  dreißsig  Jahren; 
Gefangniss  (emprisonnement)  von  einem  T ag  bis  zu  20  Jahren.*® 
Wo  die  Strafe  einzelner  Verbrechen  nur  mit  einem  Maximum  be- 
zeichnet ist,  gestattet  demnach  die  Dauer  der  Strafart,  sehr  weit 
Lerabzugehen ;  als  erheblicher  Uebelstand  erscheint  aber  gerade, 
düss  die  schwerste  Freiheitsstrafe  auf  so  kurze  Dauer  verhängt 
werden  kann  und  dass  Ehrenfolgen  jedenfalls  mit  derselben  ver- 
bunden sind.  Eine  Correctur  des  letztgenannten  Mangels  liegt 
darin,  dass  der  Entzug  der  bürgerlichen  Rechte  nach  Umfang 
und  Dauer  abgestuft   ist   und   dass  Rehabilitation  eintreten  kann. 

Der  Entzug  der  Ehrenrechte  ist  ein  allgemeiner  oder  ein 
specieller,  der  nur  auf  einzelne  Rechte  sich  bezieht.  Unter  den 
Folgen  ist  auch  die  Unfähigkeit  zum  Zeugniss  erwähnt.  —  All- 
gemeiner Entzug  tritt  ein  bei  Verurtheilung  über  10  Jahre  Zucht- 
haus; specieller  Entzug  auf  5  Jahre  bei  Verurtheilung  über  5 
Jahre-,  bei  Zuchthaus  über  10  Monate  kann  der  Richter  den 
Verlust  specieller  Rechte  aussprechen.  In  jedem  Fall  kann  das 
Begehren  um  Rehabilitation  5  Jahre  nach  erlittener  Strafe 
gestellt  werden.  —  Im  Weiteren  sind  Strafmittel:  Verbannung, 
Amtsentsetzung,  Untersagung  eines  Berufs,  Geldstrafe,  Wirthshaus- 
verbot,  Verweis  und  Confiscation  einzelner  Objecto. 

Kettenstrafe,  ^*  körperliche  Züchtigung  kommen  nicht  vor, 
letztere  selbst  nicht  als  Strafschärfung.  Die  Milde  des  Gesetz- 
buches und  die  ausserordenthche  Freiheit  des  richterlicheu  Er- 
messens ergeben  sich  vornehmlich  aus  den  zahlreichen  Fällen, 
wo  ein  Minimum  gar  nicht  angesetzt  ist,  während  andere  Gesetz- 
bücher mehr  oder  weniger  hohe  Strafgrenzen  haben,  —  ferner 
aus  den  sehr  reducirten  Minimalansätzen  schwerer  Verbrechen,  — 
aus  der  häufig  vorkommenden  Weise,  für  dasselbe  Delict  Re- 
clusion,  Geföngniss,  selbst  Busse  zu  drohen,  wodurch  alle  Einzel- 
heiten des  Falles  volle  Berücksichtigung  finden  können,  —  aus 
den  kurzen  Verjährungsfristen,  —  aus  der  Ausdehnung  der  Alters- 
grenze, innerhalb  welcher  die  Frage   auf  Unterscheidung  gesteUt 


^^  Bei  Todesstrafe  and  Freiheitsstrafen  ist  das  Vorbild  des  helvetischen 
^*  B.  leicht  zn  erkennen.  —  Reclusion  soll  mehr  die  Verbrechen  aus  gemeiner 
Oesinnnng,  emprisonnement  diejenigen  aus  Uebereilnng  oder  Verirrung  treffen. 
Vgl.  Expose,  8.  20. 

'^  Vgl.  £xpo8<S,  8.  19:    „Etant  un  obstacle  k  la  reforme   da   condamnö.** 
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werden  muss,  —  aus  den  oft  zugelassenen  mildernden  Umständen^ 
wie  bei  Diebstahl  von  geringem  Werth  und  Brandstiftung  ohne 
grossen  Schaden. 

Kein  Minimum  ist  angesetzt  bei  Störung  des  Religions- 
friedens, Störung  des  öffentlichen  Friedens  durch  Tumult,  FäU 
schung  von  Privaturkunden,  leichteren  Sittlichkeitsvergehen  und 
Vergehen  gegen  die  persönHche  Freiheit,  Hausfriedensbruch,  Dro- 
hung von  Verbrechen,  Nöthigung,  falsche  Anklage,  Verleumdung, 
Hehlerei  u.  A.  m.  Niedere  Minima  oder  weite  Sti'afrahmen 
haben:  Falschmünzerei  (1 — 6  Jahre),  Fälschung  öffentlicher  Ur- 
kunden (6  Monate  bis  6  Jahre),  falsches  Zeugniss  (3  Monate  bis 

3  Jahre,  wenn  es  schwere  Verurtheilung  zur  Folge  hat,  5  bis 
30  Jahre),  Nothzucht  (2 — 8  Jahre),  Körperverletzung  mit  tödt- 
lichem  Ausgang  (5 — ^20  Jahre,  in  leichteren  Fällen  10  Monate 
bis  15  Jahre),   Raub  (l  — 12  Jahre),    Abtreibung   (4  Monate  bis 

4  Jahre),  Kindsmord  (2  — 15  Jahre),  schwere  Fälle  widerrecht- 
lichen Gefangenhaltens  (3  Monate  bis  10  Jahre),  Brandstiftung 
(2 — 12,  in  schweren  Fällen  bis  20  Jahre).  Geringe  Strafen  stehen 
auch  auf  Amtsbeleidigung,  Meineid. 

Das  Gesetzbuch  hat  über  Dolus  und  Fahrlässigkeit 
gar  nichts  aufgenommen.  Die  Behandlung  des  Versuchs  ist 
von  musterhafter  Einfachheit,  so  dass  der  Entwurf  von  1879 
dieselben  Bestimmungen  wieder  übernehmen  konnte,  mit  Aus- 
nahme zweier  Zeilen  über  Vollendung. 

Die  Begriffsbestimmung  entspricht  dem  französischen  Recht 
(Code  penal  Art.  2),  der  Grundsatz  der  milderen  Bestrafung  dem 
deutschen  **  ohne  weitere  Unterscheidung  von  Graden.  Versuch 
ist  vorhanden,  wenn  der  Entschluss,  ein  Verbrechen  zu  begehen, 
in  äusseren  Handlungen,  welche  einen  Anfang  der  Ausfuhrung 
bilden,  sich  manifestirt.  Wurde  er  unterbrochen  durch  ausser 
dem  Willen  des  Urhebers  liegende  Umstände,  so  tritt  statt  Todes- 
strafe Zuchthaus  von  10  —  25  Jahren  ein,  in  andern  Fällen  eine 
Strafe  von  der  Hälfte  des  Minimums  bis  drei  Viertel  des  Maxi- 
mums. Rücktritt  macht  straflos.  Vorbereitungshandlungen  sind 
ausdrücklich  straflos  erklärt. 

In   der   T  hei  Inahme   ist   der  Inhalt   des  deutschen  Rechts 

*'  Das  Diebstahlgesetz  von  1829  hatte  wie  der  Code  fran^is  den  Vorsocli 
der  Vollendung  gleichgestellt. 


^ 
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mit  französischer  Eleganz  und  Sicherheit  gegeben.  Die  Haupt- 
unterschiede von  Urheber  (Anstifter)  und  Gehülfe  sind  zu  Grunde 
gelegt,  dem  Gehülfen  ist  eine  mildere  Strafe  bestimmt.  Es  fehlen 
aber  die  Grade  der  Gehülfenschaft,  die  allgemeinen  Definitionen, 
die  casuistisch  und  zugleich  allgemein  gehaltenen  Detailausfiih- 
rungen.  Das  Gesetz  bestimmt  ohne  Weiteres:  als  Urheber  gilt 
1.  wer  das  Verbrechen  begeht  oder  direct  an  der  Ausführung 
mitwirkt,  —  2.  derjenige,  auf  dessen  Anstiftung  hin  das  Ver- 
brechen begangen  wurde.  Die  Mittel  der  Anstiftung  sind  kurz 
»specialisirt.  —  Gehülfe  ist,  wer  ausdrücklich  und  direct  zu  dem 
begangenen  Verbrechen  provocirte,  wissentlich  die  Mittel  lieferte 
oder  die  Ausführung  erleichterte,  vor  der  Begehung  Begünstigung 
zusagte.  Erschwerende  Umstände  für  den  Thäter  fallen  nur  dann 
zu  Ungimsten  des  Anstifters  oder  Gehtilfen,  wenn  das  Eintreten 
jener  vorausgesehen  wurde  oder  werden  konnte.  Kurz  ist  auch 
das  Complott  erwähnt,  dessen  Theilnehmer  als  Urheber  oder 
als  Gehülfen  bestraft  werden.*®  Die  Strafbarkeit  der  An- 
stiftung ohne  Erfolg  **  und  die  Denunciationspflicht  sind  nicht 
aufgenommen  (letztere  bei  Aussetzung). 

Titel  V,  Thl.  I  des  G.  B.  handelt  von  den  Umständen, 
welche  die  Strafbarkeit  (culpabilite)  ausschhessen  oder  mindern, 
und  von  der  Strafumwandlung.  Der  weite  Begriff  der  Geistes- 
störung begreift  auch  den  Zustand  einer  Krankheit  oder  eines 
Leidens  (infirmite),  das  ausser  Stande  setzt,  die  Folgen  und  die 
lloralität  der  Handlung  einzusehen.  —  Die  Nothw^ehr  ist  kurz 
gefasst  und  beschränkt  auf  Vertheidigung  der  Person,  des  Hauses 
und  Eigenthums,  auf  die  Abwesenheit  obrigkeithcher  oder  anderer 
genügender  Hülfe  und  auf  Anwendung  von  angemessenen  Mitteln 
der  Abwehr.  Im  Falle  widerrechtlicher  Anreizung  (s'il 
a  ete  violemment  provoque)  kann  die  Strafe  völlig  erlassen  werden. 

Eine  Schwäche  des  Code  tritt  auffallend   in  der  Behandlung 


"  Nach  gef.  Notizen  des  Herrn  Prof.  Favey  in  Lausanne  waren  die 
Oomplottartikel  schon  im  Rathe  als  überflüssig  und  ohne  praktische  Bedeutung 
neben  den  Art.  39,  40  und  43  über  Urheber  und  Gehülfen  angefochten. 

**  Miftermaier'B  (Strafgesetzgebung  in  Fortbildung,  Bd.  II,  S.  207)  ent- 
gegengesetzte Ansiicht  ist  unbegründet.  Eine  solche  Bestimmung  wurde  unter 
<iem  überwiegenden  Einflüsse  RossCb  nicht  aufgenommen,  obgleich  das  Gesetz 
«bei  die  Presse  von  1832  den  Fall  erwähnt. 
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des  Rückfalls  zu  Tage,  insofern  durch  22  Nummern  hindurch^ 
wovon  jede  auf  eine  Anzahl  einzelner  Delicte  verweist,  specialisirt 
ist,  was  zu  verstehen  sei  als  Verbrechen  gleicher  Art.  Rückfall 
ist  vorlianden,  wenn  nach  einer  Verurtheilung,  ohne  dast^ 
die  Strafe  bereits  erlitten  ist,  ein  Verbrechen  gleicher  Art  be- 
gangen wird. 

Die  Verjährung  der  Strafklage  tritt  ein  nach  10  Jahren^ 
wenn  das  Verbrechen  mit  dem  Tode  bedroht  ist,  in  andern  Fällen 
nach  6  oder  3  Jahren,  6  oder  3  Monaten  (vgl.  §  75).  Die  Ver- 
jähiiing  der  Strafe  todeswürdiger  Verbrechen  ist  eine  bedingte, 
insofern  nach  drei  Jahren  die  schon  erwähnte  Strafv^erwandlung 
eintritt;  in  Fällen,  wo  auf  Zuchthaus,  Gefilngniss  oder  Verbannung 
erkannt  worden  war,  tritt  Verjährung  ein  nach  der  doppelten 
Dauer   der  ausgesprochenen  Strafzeit,  jedenfalls  nach  30  Jahren. 

Die  Verbrechen  gegen  den  Staat  sind  mit  einer  Aus- 
fiihrlichkeit  und  Strenge,  mit  einer  Wichtigthuerei  behandelt,  als 
ob  eine  Grossmacht  im  Kampf  mit  inneren  und  äusseren  Feinden 
um  die  Existenz  zu  ringen  hätte.  Theils  erklärt  sich  dies  aui^ 
dem  früher  geltenden  Recht,  theils  aus  dem  ganz  absonderlichen 
Souverainetätsbewusstsein,  das  diesem  Lande  und  Volke  von  den 
Miteidgenossen  nicht  mit  Unrecht  zugeschrieben  wird.  Unter  den 
strafbaren  Vorbereitungshandlungen  eines  Attentats  auf  die  Un- 
abhängigkeit des  Cantons  oder  der  Schweiz  ist  die  Verschwörung 
genannt,  unter  den  Ausfiihrungshandlungen  Proclamationen  und 
Ausstellung  revolutionärer  Zeichen.  Wir  finden  die  Begriffe  pra- 
tiquer  des  machinations,  des  manoeuvres,  und  ausfi'ihrlicher  aU 
sonst  ist  die  Beleidigung  fremder  Souveraine,  oder  Regierungen, 
oder  diplomatischer  Agenten  aufgefiihrt.  Mehrfach  ist  für  die 
schweren  Fälle  Todesstrafe  gedroht  —  freilich  schon  nach  den 
allgemeinen  Bestimmimgen,  ohne  weitere  praktische  Bedeutung. 
Wie  der  Code  fran9ais  im  Einzelnen  Nachahmung  gefunden  hat, 
so  tritt  dessen  Charakter  allgemein  daraus  hervor,  dass  die  Ver- 
gehen der  Beamten  sehr  mild,  diejenigen  gegen  Beamte  sehr  hart 
bedroht  sind. 

Eigenthümlich,  kurz,  jede  Definition  und  allgemeine  Sätze 
venneidcnd,  ist  die  Tödtung  entwickelt.  Wer  einen  Andern 
absichtlich  tödtet,  wird  mit  Zuchthaus  von  12  —  30  Jahren  be- 
straft,   —    mit   dem   Tode   (mildernde  Umstände   vorbehalten)  in 
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folgenden  Fällen :  a)  wenn  mit  Vorbedacht  begangen,  b)  durch 
Vergiftung,  c)  an  den  nächsten  Angehörigen  oder  einem  Beamten 
in  Ausübung  seiner  Thätigkeit. 

Diese  Lösung,  wonach  die  Bestimmung  und  Abgrenzung  der 
Begriffe  von  Mord  und  Todschlag  einfach  dahinfällt 
und  die  Tödtung  mit  Vorbedacht  blos  ein  Qualificationsgrund  der 
Tödtung  neben  andern  wird,  ist  sehr  beachtenswerth,  umsomehr 
als  eine  vierzigjährige  Praxis  diese  Gestaltung  bewährt  hat,  so 
dass  sie  unverändert  wieder  in  den  Entwurf  von  1882  aufge- 
nommen ist. 

Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang  unter- 
scheidet zwei  Fälle.  Ist  die  absichtliche  Körperverletzung  derart^ 
dass  nach  dem  gewöhnlichen  Lauf  der  liinge  die  Tödtung  hätte 
vorausgesehen  werden  können,  so  tritt  Zuchthaus  von  5 — 20  Jah- 
ren ein,  —  war  im  Gegentheil  die  Todesfolge  wider  die  Wahr- 
scheinlichkeit eingetreten,  Zuchthaus  von  10  Monat  bis  15  Jahre. 

Kindsmord,  vom  helvet.  G.  B.  gar  nicht  erwähnt,  vom 
Code  von  1810  (Art.  302)  neben  dem  Verwandtenmord  und  Gift- 
mord mit  dem  Tode  bedroht,  ist  der  deutschen  Auffassung  ge- 
mäss milder  angesehen.  Das  Merkmal  der  unelielichen  Geburt 
ist  nicht  aufgenommen  und  die  Strafe  verschieden,  je  nachdem 
die  Tödtung  durch  Handeln  oder  Unterlassen,  mit  oder  ohne  Vor- 
bedacht geschah.  Strafe:  ohne  Vorbedacht  2 — 15  Jahre  Zucht- 
haus; durch   absichtUche  Unterlassung   10  Monate   bis   10  Jahre. 

Der  Titel  V,  Thl.  VI  über  Körperverletzungen  scheint 
sich  der  Bezeichnung  nach  (lesions  corporelles)  dem  deutschen 
Recht  anzuschliessen  und  ist  auch  so  taxirt  worden,  allein  die 
Vergleichung  mit  dem  helvetischen  Strafgesetzbuch  lässt  sofort 
nach  Inhalt  und  Behandlungsweise  für  die  schweren  Verletzungen 
dieses  Vorbild  erkennen,*^  während  die  leichteren  und  die  Quali- 
ficationsgründe  dem  Code  correctionel  von  1805  entnommen  sind. 
Manches  ist  eigenthümlich,  insbesondere  die  Auffassung  des  Duells. 
Die  scharfe  Trennung  zwischen  Körperverletzung  und  Injurie 
nach  dem  Momente  des  „Handanlegens"  entspricJit  dem  alten 
wie  dem  französischen  Recht.  Schon  der  Code  correctionel  be- 
zeichnet die  Körperverletzung  als  voie  de  fait,    Thätlichkeit,   und 


'^  Vgl.  auch  LiHsern. 
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der   Code   von    1843   setzt  denn   auch   vier   Stufen   der  Körper- 
verletzung fest. 

Schon  die  Einthcilung  des  Titels  lesions  corporelles  in  voie» 
de  &it  und  batteries  et  duel  zeigt  die  Eigenthümlichkeit  Die 
voies  de  fait  stufen  sich  folgen dermassen  ab:  a)  wer  eine  Thät- 
lichkeit^  eine  Misshandlung  oder  gesundheitsschädliche  Acte 
begeht,  wird  bestraft  mit  Geldbusse  nicht  über  60  Franken  oder 
Gefängniss  nicht  über  14  Tage.  Verletzungep,  die  nicht  quali- 
ficirt  sind,  werden  nur  auf  Antrag  bestraft,  b)  Verletzung,  die 
Arbeitsunfähigkeit  zwischen  10  —  30  Tagen  zur  Folge  hat:  Ge- 
fkngniss  von  14  Tagen  bis  zu  10  Monaten,  c)  Arbeitsunfähigkeit 
über  30  Tage,  GHedbruch,  Verlust  eines  Beines,  Annes,  Auges: 
Zuchthaus  von  3  Monaten  bis  zu  4  Jahren,  d)  Gänzlicher  Ver- 
lust eines  Sinnes,  beider  Arme,  Beine,  des  Verstandes:  Zucht- 
haus 1 — 8  Jahre.  —  Die  Strafe  wird  erhöht: 

wenn  die  Misshandlung  bei  Nacht,  auf  der  Strasse,  in  der  Woh- 
nung des  Verletzten,  gegen  den  Gatten  oder  Vormund  oder 
Vorgesetzten,  gegen  Schwache  (Weib,  Kind,  Greis,  Kranke 
oder  Krüppel)  oder  von  mehreren  Personen  verübt  wurde; 
wenn   ein   gefährliches   Instrument   zur   Anwendung   kam,    mit 
Vorbedacht  oder  gegen  einen  Ascendenten  gehandelt  wurde. 
Auch  die  schwere  Körperverletzung  kann  mit  der  Hälfte  der 
angesetzten  Minimalstrafe  belegt   werden,   wenn   die    Absicht 
nur  auf  eine  geringere  Verletzung  gerichtet  war,  oder  wenn  nach 
der  Natur   des  Falles   das  Einti-eten   des  schweren  Erfolgs  unge- 
wöhnlich ist.     (§  237.) 

Das  Duell  ist  mit  der  Schlägerei  zusammengestellt,  weil  e« 
mit  dieser,  ungeachtet  mehrerer  Verschiedenheiten,  am  meisten 
gemeinschaftliche  Merkmale  habe;  *•  nicht  selten  nehme  auf  dem 
Lande  der  Kampf  der  DorQugend  die  Form  regelrechten  Gefechts 
in  Folge  der  Herausforderung  an.  Diesen  Standpunkt  hat  auch 
noch  der  Entwurf  von  1879  festgehalten,  da  dieses  System  sich 
praktisch  bewährt  habe  und  die  Schlägerei,  anders  als  sonst  Thftt- 
lichkeiten,  einen  Wortwechsel,  Ehrverletzungen  und  das  gegen- 
seitige Einverständniss,  sich  zu  schlagen,  voraussetze.'^   Art.  247 

"  Vgl.  Expose,  S.  73  und  74. 

*'  Projet  de  code  p^nal  pr^c^d^  du  r^sum^  des  proc&a  verbauz  des  s^nces 
de  la  Commission  legislative  1882. 
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bestimmt,  dass  die  Art.  240  —  246  über  Schlägerei  Anwendung 
linden  anf  das  Duell.  Wer  thätigen  Antheil  nimmt^  wird  bestraft, 
wean  keine  schweren  Folgen  eintreten  mit  Geldbusse  bis  60  Fran- 
ken oder  Gefangniss  bis  14  Tage;  ist  eine  Arbeitsunfähigkeit  bis 
zu  30  Tagen  die  Folge :  Ge&ngniss  von  10  Tagen  bis  zu  10  Mo- 
naten fiir  Urheber^  —  fhr  Theilnehmer  Gefangniss  bis  4  Monate 
oder  Greldbasse;  ist  der  Tod  die  Folge:  von  10  Monaten  bis  zu 
15  JiJiren  für  den  Urheber. 

Ehrverletzung.  Verleumdung,  d.  i.  öffentlicher  Vorwurf 
von  Thateachen,  welche  einer  Strafklage  aussetzen  oder  den  Ver- 
letzten der  Verachtung  oder  dem  Hasse  seiner  Mitbiü'ger  preis- 
geben, wird  bestraft  mit  Zuchthaus  von  höchstens  10  Monaten 
odof  Geldbusse  von  höchstens  600  Franken.  —  Beschimpfung: 
^]ieiangni88  von  höchstens  3  Tagen  oder  Geldbusse  bis  zu  60  Fran- 
ken oder  Verweis.  —  In  beiden  Fällen  ist  der  Wahrheits- 
beweis  ausgeschlossen  (Art.  267). 

Dieser  überraschende  Satz  begründet  sich  auf  die  mit  dem 
neuen  G.  B.  eingetretene  strengere  Auffassung  in  Beziehung  auf 
Ehnrerletzung,^''  auf  den  Zusammenhang  mit  der  falschen  Anklage 
and  auf  eine  Ausnahme  in  Bezug  auf  Beamte.  Die  Motive  setzen 
voraus,  dass  der  öffentliche  Vorwurf  von  Verbrechen  gegen  eine 
Privatperson  stets  mit  unredlichen  Motiven,  in  beleidigender  Ab- 
sicht geschehe,  da  andernfalls  die  ordentliche  Denunciation  bei 
der  Behörde  gemacht  würde.  —  Der  Beweis  der  Wahrheit  ist 
unbeschrankt  zulässig  gegen  Beamte,  da  diese  nicht  blos 
den  Vorgesetzten,  sondern  auch  dem  Pubhkum  Bechenschaft  schul- 
dig und  der  öffentlichen  Kritik  unterstellt  sind. 

Diebstahl.  Der  weite  Begriff  des  französischen  Rechts^ 
vol,  schon  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1829  verändert,  ist  im 
neuen  Code  im  deutschrechtlichen  Sinne  beschränkt.  Art.  270  a 
bestimmt,  dass  der  geringfi'igige  erste  Diebstahl  mit  blossem  Ver- 
weis belegt  werden  könne.  Die  Strafe  ist  nach  dem  Werth  des 
^gestohlenen  Gegenstandes  unter  10,  200  oder  über  200  Fr.  ab- 
gestuft in  drei  Grrade  zwischen  Zuchthaus  unter  14  Tagen  bis  zu 
'^  Jahren.  Qualificirter  Diebstahl  wird  ebenfalls  nach  dem  Werth 
von  5,  50  oder  über  50  Fr.   gemessen  in   drei  Graden  zwischen 

»'  Vgl.  ExpoB^,  8.  77. 

Pf0tmiMg€r,  Sehwels.  Strefrecht.  19 
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Zuchthaus  von  3  Tagen  bis  zu  4  Jahren.  Jede  Strafetufe  ist 
durch  Mmimum  und  Maximum  begrenzt.  Die  schwersten  Fäll«» 
sind  mit  Zuchthaus  von  4  Monaten  bis  zu  8  Jahren  bedroht  (§  273), 
welche  Strafe  um  die  Hälfte  erhöht  werden  kann^  wenn  mehren» 
gesetzliche  Erschwerungsgründe  zusammentreffen.  Raub  (brigan- 
dage)  ist  Diebstahl  mit  Gewalt  oder  schwerer  Drohung  und  schon 
vollendet  mit  der  Gewaltanwendung,  nicht  erst  mit  der  Weg- 
nahme. 

Betrug  ist  im  Anschluss  an  das  französische  Recht  behan- 
delt, welches  einen  allgemeinen  Begriff  „fraude"  nicht  kennt,  son- 
dern im  Einzelnen  dafür  den  Begriff  der  Escroquerie  aufstellt  Es 
trennt  scharf  die  Urkundenfälschung,  die  hinwieder  in  Fälschung 
von  Privat-  und  öffentlichen  Urkunden  in  materielle  und  immato^ 
rielle  zerfällt.     Der  Art.  405  des  Code  fran9ais   ist   fast   wörtlich 

0 

übernommen  (ohne  dessen  eingehende  Specialisirung),  mit  Hen'or- 
hebung  des  Missbrauchs  der  Leichtgläubigkeit  (credulite).  Mate- 
rielle Fälschung  begeht,  wer  dolos  eine  Schrift  oder  Urkunde 
eines  Andern  verfertigt  oder  vei'falscht,  immaterielle,  wer  dolos 
in  einer  Urkunde  oder  Schrift  eine  unwahre  Thatsache  als  walir 
oder  eine  wahre  Thatsache  als  falsch  bezeugt  oder  bezeugen  lässt. 
Fälschung  einer  öffentlichen  Urkunde  wird  bestraft  mit  Zucht- 
haus von  6  Monaten  bis  zu  6  Jahren,  einer  Privaturkundt* 
mit  Busse  bis  zu  600  Fr.  oder  Zuchthaus  bis  zu  3  Jahren  (Art, 
177.  179). 

Der  Escroquerie  macht  sich  schuldig,  wer  mit  Beilegung 
eines  falschen  Namens  oder  Eigenschaft,  sei  es,  indem  er  sich 
einen  imaginären  Credit  beilegt,  trügerische  Hofihungen  oder  Be- 
fürchtungen erweckt,  sei  es  durch  irgend  andere  betrugliche  Ma- 
növer zum  Missbrauch  der  Leichtgläubigkeit  (credulite),  sich  aus 
dem  Vermögen  eines  Andern  irgend  etwas  zustellen  lässt. 

Von  Interesse  ist  der  Bericht  der  Gesetzgebungscommission 
von  1882,  insofern  das  Verhältniss  des  Begriffs  der  Escroquerio 
zu  dem  deutschrechtlichen  Betrug  anlässlich  eines  Antrages,  den 
letztern  in  das  projectirte  neue  Gesetzbuch  aufzunehmen,  zur 
Erörterung  gelangte."    Der  Titel  Vlfl  fasse  als  atteintes  port(''e.< 


'*  R^aum^  des  proc^s  verbaux,  S.  127.  —  Mitterwaier,  Fortbildung  II, 
S.  207,  Note  26,  bemerkt:  „In  keiner  legislativen  Versammlung  wurde  noch 
die  legislative  Stellung  der  faux  so  prut  erörtert,    als   in   der  waadtlKndiscIieii. 
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au  bien  d'autrui  dans  le  but  de  se  Tapproprier  verschiedene  Ver- 
brechen zusammen^  welche  besser  durch  Aufstellung  eines  beson- 
dem  Begriffs  und  Titels  vom  Betrug  zu  trennen  wären,  wie  dies 
der  Wichtigkeit  dieser  Delictsgattung  und  der  Sicherheit  des  Ver- 
kehrs entspreche.  Es  genüge  nicht,  darauf  hinzuweisen,  dass  der 
Artikel  282  über  Escroquerie  auch  Fälle  des  Betrugs  umfasse, 
denn  viele  andere,  die  strafwürdig  erscheinen,  enthalte  er  eben 
nicht"  und  sei  jedenfalls  zu  eng,  indem  er  von  Handlungen 
spreche,  welche  einen  widerrechtlichen  Gewinn  durch  Missbjauch 
der  Leichtgläubigkeit  Anderer  bezwecken,  nicht  von  solchen,  welche 
die  Ehrlichkeit,  den  guten  Glauben,  die  Rechtlichkeit  im  Verkehr 
missbrauchen.  Der  Antrag  wurde  abgelehnt,  da  die  Mehrheit  der 
Commission  fand,  der  neue  Begriff  der  fraude  sei  zu  allgemein 
und  umfasse  Fälle  die  besser  dem  Civilweg  überlassen  blieben; 
auch  sei  es  leicht,  den  angedeuteten  Uebelständen  durch  eine  Er- 
weiterung des  Begriffs  der  Escroquerie  abzuhelfen. 

Antragsverbrechen  sind  zahlreich. 

III.  Obgleich  das  Gesetzbuch  in  Bezug  auf  Milde,  Weite» 
des  richterlichen  Ermessens,  Einfachheit  und  Schärfe  der  Bestim- 
mungen als  vorzüglich  anerkannt  und  in  manchen  Stücken  sogar 
als  mustei^ültig  erklärt  wurde,  stellte  sich  doch  mit  der  Zeit 
das  Bedürftiiss  nach  Verbesserung  hauptsächlich  in  folgenden 
Punkten  ein. 

Nach  Einfiihrung  der  Jury  war  grössere  Vereinfachung  noth- 
wendig.  Schon  in  den  Rathsverhandlungen  von  1842  hatten  sich 
viele  Stimmen  gegen  die  doctrinelle  Tendenz  des  Gesetzbuches, 
dem  man  den  Vorwurf  machte,  „d'ötre  un  oeuvre  trop  exclu- 
sivement  de  professeurs",  erhoben,  insbesondere  waren  die  häufigen 
Bezugnahmen  auf  andere  Gesetzesstellen  angefochten  und  ein(^ 
<.'asuistik,  wie  sie  in  Tit.  VIII,  Cap.  X  und  in  den  Abstufungen 
des  Diebstahls,  der  Escroquerie  nach  dem  Werth  und  in  den 
Körperverletzungen  nach  der  verschiedenen  Dauer  der  Arbeits- 
unfähigkeit sich  geltend  machte.    In  der  Anwendung  des  Gesetzes 

*•  So  auch  Mittermaier  über  den  Begriff  der  Escroquerie  in  der  Be- 
sprechung des  Code  fraui^ais,  Fortbildung  I,  S.  17.  Vgl.  die  Klage  französischer 
Juristen  über  allzu  enge  Specification.  Feuerhach,  Lehrbuch,  XIV.  Auflage, 
!^.  6.Ö1.  Vgl.  Escher,  die  Lehre  vom  Betrug  und  der  Fälschung  nach  römischem, 
«englischem  und  französischem  Recht.     Zürich  1840. 
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ergab  sich^  dass  manche  Delicte  zu  mild  (z.  B.  öffentliche  Ver- 
letzung der  Sittlichkeit,  Unterschlagung,  Betrug  und  Diebstahl 
in  hohen  Beträgen),  andere  durch  zu  hohe  Minima  zu  streng  be- 
droht seien  (z.  B.  Falscheid,  falsches  Zeugniss,  Diebstahl  mit  Ein- 
bruch, Angriff  auf  die  Schamhaftigkeit).  Trotzdem  hielt  sich  das 
Gesetzbuch  mit  einer  Anzahl  Novellen  und  den  Veränderungen 
durch  die  Bundesgesetze,  wie  es  mit  seinen  überwiegenden  Vor- 
zügen wohl  konnte,  bis  zur  Stunde. 

Praxis.  Boven,  Repertoire  des  arrßts  rendus  1846/1871. 
Rechtsfälle  im  Journal  des  Tribunaux  seit  1853.  Zeitschr.  fiir 
Schweiz.  R.,  Bd.  XV,  S.  77.  80,  Motive.  Expose  des  motifs  du 
projet  de  code  penal,  1842.  Bulletin  des  s^ances  du  grand  oonaeil 
du  canton  de  Vaud,  1842.  Commentar  von  Fehr,  le  code  penal 
explique  par  lui-m^me,  1867.  —  Literatur.  Mittermaiery  a.a.O. 
Temme,  Lehrbuch,  S.  53. 

Novellen.  Gesetz  von  1849,  Abänderutig  des  Art  311 
betreffend  Rückfall  bei  Eigenthumsverbrechen.  —  St.  P.  0.  vom 
1.  Februar  1850.  Einfuhrung  der  Jury  fiir  Verbrechen  und  üeber- 
tretungen,  fiir  jene  12,  fiir  diese  9  Geschwome  (vgl.  Favetf, 
Rapport  am  schweizerischen  Juristen  tag  1881).  —  Decret  von 
1871  betreffend  Errichtung  von  Ackerbaucolonien  fiir  Vagabunden. 
—  Gesetz  von  1872  betreffend  Bestrafung  der  Inländer  för  im 
Ausland  begangene  Verbrechen.  —  Gesetz  vom  20.  Januar  187.') 
betreffend  Aenderung  des  Code  gemäss  Art.  65  der  Bundesver- 
fassung (Abschaffung  der  Todesstrafe).  —  Gesetz  vom  17.  Mai 
1875,  Organisation  der  Strafanstalten,  Strafvollzug.  Colonies  agri- 
coles  et  industiielles,  bedingte  Entlassung,  staatlich  geordnete 
Schutzaufsicht  (Reglement  vom  15.  Januar  1875),  Maisons  de  di- 
scipline  fiir  jugendliche  Verbrecher.  Vgl.  über  das  wichtige  Gesetz 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XXI,  S.  273  und  Bd.  XXU,  S.  151. 
Correvo7i,  im  Avant-projet,  1879,  S.  71  ff.  Die  Gerichtsorgani- 
sation  ist  in  Revision.  Rechtsquellen  vgl.  vorstehend  S.  65. 
68  ff. 
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C.  Resumö.  Verhältniss  zu  Deutschland.  GrundzOge. 


§  56.  I.  Resümiren  wir  das  im  Einzelnen  Dargelegte: 
Basel  entwickelt  selbständig  mit  dem  ausgesprochenen  Bewusst- 
sein  des  Gegensatzes  zu  den  Gesetzbüchern  und  Entwürfen  an- 
derer Staaten  auf  Grundlage  seiner  ersten  Codification  und  der 
Gerichtspraxis.  Sein  Gesetzbuch  ist  das  einfachste  und  klarste 
von  allen ;  es  behält  aber  trotz  mannigfacher  Milderung  und  Aus- 
dehnung des  richterlichen  Ermessens  den  Charakter  des  strengen 
Stadtrechts  in  Strafinitteln  und  Strafdrohung,  während  die  Land- 
schaft dasselbe  Gesetzbuch  durch  allgemeine  Herabsetzung  der 
Minima  mildert.     Schaffhausen  übernimmt  dasselbe  Gesetz. 

Zürich  hat  kein  älteres  G.  B.  fortzubilden  und  schafft  sein 
Strafgesetz  auf  Grundlage  der  an  die  deutsche  Doctrin  sich  an- 
lehnenden Gerichtspraxis  mit  Benutzung  der  Entwürfe  für  Han- 
noYer  und  Bayern.  Es  ist  eine  den  praktischen  Bedürfhissen  an- 
gepasste^  durchdacht  selbständige  Arbeit,  welche  die  Musterentwürfe 
an  Einfachheit  und  Milde  weit  übertrifft  und  durch  Kürze  des  Aus- 
drucks und  durch  Schärfe  der  Begriffsfassung  sich  auszeichnet. 

Waadt  verbindet  eigenartig  französisches  und  deutsches  Recht 
in  trefflicher  Weise,  indem  es  die  deutschrechtUchen  doctrinellen 
Sätze  und  allgemeinen  Bestimmungen  beiseite  lässt,  anderseits  die 
Härten  des  Code  nicht  aufnimmt  und  grösseres  Gewicht  auf  die 
subjective  Verschuldung  legt.  Es  zeigt,  Einzelheiten  ausgenommen, 
die  grösste  Milde  und  das  weiteste  richterHche  Ermessen. 

Luzem  bildet  sein  älteres  Recht  nicht  fort  wie  Basel,  noch 
Ächaffit  es  selbständig  wie  Zürich  und  Waadt,  sondern  es  stellt 
sein  neues  Gesetzbuch  wesentlich  auf  neuen  Boden  in  engerem 
^^schluss  an  die  deutschen  Entwürfe.  Immerhin  ist  es  einfacher 
ak  diese,  das  Strafgebiet  weniger  ausdehnend,  es  gestattet  oft 
Strafinilderung,  reducirt  die  Ehrenfolgen,  ist  mild  in  Bezug  auf 
Staatsverbrechen,  hat  keine  Denunciationspflicht,  hat  überhaupt 
aus  seinem  altem,  vom  französischen  Recht  beeinilussten  G.  B. 
nianches  Gute  erhalten. 

Thurgau  hat  mehr  als  alle  andern  Cantone  den  deutschen 
Mustern  sich  angeschlossen  und  deren  doctrinelle  Bestandtheile  in 
sich  aufgenommen.  Dennoch  kann  es  nicht  als  blosse  Copie  be- 
zeichnet werden.    Die  Fassung  ist  kürzer,  der  Ausdruck  einfacher. 
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eine  Menge  ausführlicher  Sätze  sind  weggelassen  oder  eoncentrirt; 
das  Ermessen  des  Richters  ist  weiter,  die  Strafen  milder,  das 
Strafgebiet  beschränkter  als  in  dem  badischen  Muster-Entwurf. 
Trotzdem  gerade  dieses  Gesetzbuch  den  stärksten  Einfluss  der 
deutschen  Gesetzgebung  zeigt  und  am  meisten  von  deren  Mängeln 
aufgenommen  hat,  ist  gerade  es  von  Mitternuiier  nach  allen  ge- 
nannten Beziehungen  als  dem  badischen  Entwurf  überlegen  be- 
zeichnet worden  und  Temme  nennt  es  das  mildeste  unter  allen 
Strafgesetzbüchern  Deutschland's. 

II.  Als  gemeinsame  Grundzüge  dieser  Gesetzbücher  stellen 
sich  demnach  heraus :  Einfachheit,  Milde,  Freiheit  des  richterlichen 
Ermessens. 

Es  sind  dieselben,  welche  auch  als  leitende  Principien  den 
deutschen  Entwürfen  und  Gesetzbüchern  unterstellt  wurden,  wie 
speciell  aus  den  Motiven  zum  badischen  Entwurf  mitgetheilt  wurde. 

Allein  trotz  dieser  Erkenntniss  blieb  die  Ausfiihrung  in  den 
deutschen  Entwürfen  und  Gesetzen,  wie  gerade  an  dem  genannten 
Entwurf  gezeigt  worden  ist,  weit  hinter  demjenigen  zurück,  wai« 
man  der  Erkenntnis  gemäss  erwarten  durfte.  „Vergleicht  man  die 
neuesten  Gesetzesarbeiten,  so  haben  sie  allerdings  an  Einfachheit 
gewonnen;  aber  leider  scheinen  unsere  neuen  Gesetzgeber  sich 
immer  noch  nicht  mit  dieser  edlen  Tugend  recht  befreunden  zu 
können."  „Einfach  sind  sie  nur  im  Vergleich  mit  dem  bayrischen 
Gesetzbuch,  während  im  Uebrigen  noch  viele  Sätze  vorkommen, 
die  in  kein  Gesetzbuch  gehören,  besonders  in  der  Lehre  von  den 
Urhebern,  Gehülfen,  in  Complott,  Dolus,  Culpa."  „Wer  mag 
läugnen,  dass  nicht  Artikel  vorkommen,  die  man  drei  und  sechs 
Mal  lesen  muss,  z.  B.  Art.  56  des  württembergischen  Gesetz- 
buches, ehe  man  endlich  weiss,  was  der  Gesetzgeber  damit  wollte.  ""^ 
Mehrfach  trifft  man  dieselbe  Klage  in  andern  Schriften  Mitter- 
niaicrs  und  v.  Bar  *  sagt  übereinstimmend,  dass  die  überverfeinerte 
dialektische  Behandlung  des  RechtsstofFes  aus  dem  bayrischen  Ge- 
setzbuch sich  in  die  Partikularrechte  fortpflanzte,  wie  z.  B.  in  den 
unglückUchen ,  ausgeklügelten,  gleichsam  wie  ein  Erankheitsstoff 
die   meisten   spätem   deutschen  G.  B.  inficirenden  und  erst  lang- 

^    Mitterviaier,  Archiv  d.  C.  R;  1839,  S.  649,  551. 
*    V.  Bar,  Geschichte,  S.  177. 
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sani  wieder  ausgeschiedenen  Bestimmungen  über  das  Complott. 
Von  den  Mängeln,  welche  Mittermaier  an  den  neuen  Strafgesetz- 
büchern rügt,  trifft  ein  Theil,  dem  damaligen  Stande  der  Wissen- 
schaft und  Gesetzgebung  entsprechend,  auch  bei  den  schweizeri- 
schen 6.  B.  zu ;  von  andern  dagegen  haben  sie  sich  in  dem  Masse 
freigehalten ,  als  sie  die  eigenthündichen  Verhältnisse  des  Landes 
berücksichtigten.  Zu  letztern  gehört  die  oft  verkünstelte,  geschraubte 
Ausdrucksweise  der  deutschen  Gesetze  und  Entwürfe,  an  deren  Stelle 
.selbst  da,  wo  die  Nachahmung  soweit  geht,  wie  in  Thurgau,  ein- 
fache Kürze  getreten  ist;  dahin  gehört  femer  die  zu  grosse  Aus- 
dehnung des  Strafgebiets  durch  Aufstellung  neuer  Delicte,  die  im 
Volksrechtsbewusstsein  nicht  wurzeln,  und  die  ausdehnende  An- 
wendung der  in  den  Gesetzen  cultivirten  allgemeinen  Sätze  durch 
die  Richter,  „wodurch  Untersuchungen  veranlasst  werden,  welche 
entweder  zu  keinem  Resultat  führen  oder,  wenn  sie  mit  einer  Ver- 
urtheilung  endigen,  dem  gesunden  Sinne  des  Volkes  widersprechen." 

Hieher  gehören  Fälle  der  Bestrafung  der  Selbsthi'dfe,  gering- 
fügigen Diebstahls,  des  Versuchs  der  Beihülfe,  des  Versuchs  eines 
culposen  Verbrechens,  des  strafbaren  Versuchs  der  Anstiftung,  des 
strafbaren  Versuchs  von  Versuchshandlungen,  welche  selbständig 
strafbar  erklärt  waren,  wie  Versuch  der  Eingehung  einer  Ver- 
geh wörung  oder  Versuch  der  Verbreitung  staatsgefahrlicher  Grund- 
sätze. 

„Die  unverhältnissmässige  Ausdehnung  des  Strafgebiets  macht 
sich  besonders  geltend  bei  den  politischen  Verbrechen  und  in  An- 
sehung  der  Arten   der  Theilnahme   am  Verbrechen   überhaupt."'* 

in.  Die  schweizerischen  Strafgesetzbücher  sind,  wie  im  Ein- 
zehen  in  Vergleichung  mit  den  deutschen  Entwürfen  nachgewiesen 
\Turde,  viel  einfacher  in  Bezug  auf  Dolus,*  Fahrlässigkeit,*  Theil- 
nahme, Complott,  Bande,  und  zwar  ausgesprochen ormassen ,  weil 
die  bezüglichen  zahlreichen  und  doctrinären  Bestimmungen  der 
ilentschen    Gesetzgebung    besti*itten,    gefährlich    und    unpraktisch 


*  Mittermaier,  Fortbildung  1843,  II,  17  ff.,  8.  25.    Derselbe  im  Archiv 
d.  C.  R.  1847,  S.  592  und  695. 

*  Basel,   Schaffhausen ,   Zürich,   Waadt   enthalten   übfir  den   Dolus  gar 
nichts. 

*  Temme,  Lehrbuch  S.  160.    „In  den  schweizerischen  St.  G.  B.  ist  die 
Aaffassang  der  Culpa  eine  bessere.** 
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seien.  Die  Denuuciationspflicht  ist  gar  nicht  oder^  Thurgaa  aus- 
genommen; nur  in  beschränktem  Masse  anerkannt ,  während  diu 
österreichische,  preussische,  bayrische,  sächsische,  württembei^gische 
und  badische  Recht  sie  in  weiterem  Umfange  aufgenommen  ha- 
ben.* Die  Strafbarkeit  der  erfolglosen  Anstiftung  als  Versuch 
kennen  nur  Zürich  (nach  Hannover)  und  Thurgau  (nach  Baden}, 
während  Waadt,  Basel,  SchafFhausen ,  Luzem  und  die  Cantom* 
helvetischen  Rechts,  der  französischen  Rechtsansicht  entsprechend, 
das  Strafgebiet  nicht  so  weit  ausdehnen.  Das  Vernichtungsprineip, 
welches  den  Ehrenfolgen  deutscher  St.  G.  B.  zu  Grunde  liegt 
haben  die  schweizerischen  Gesetzbücher,  trotzdem  die  Ehrenstrafen 
zu  häufig  Anwendung  finden,  nicht  aufgenommen,^  insbesondeiv 
zeigt  durch  den  Einfluss  des  helvetischen  Strafgesetzbuchs  die 
Rehabilitation  ihre  wohlthätige  beschränkende  Wirkung. 

Die  Verbrechen  gegen  den  Staat  haben  nicht  die  Schärfe  der 
deutschen  Entwürfe.  Auf  Hochverrath  und  Landesverrath  steht 
keine  Todesstrafe  in  Zürich  imd  Thurgau,  in  Luzem  ist  sie  be- 
schränkt auf  den  Fall,  wo  ein  Mensch  in  Begehung  des  Ver- 
brechens das  Leben  verlor,  in  Waadt  ist  die  Todesstrafe  über- 
haupt so  verklausulirt,  dass  sie  factisch  ausgeschlossen  ist.  Das 
Bestreben,  diese  Begriffe  enger  und  fester  zu  fassen,  äussert 
sich  in  den  verschiedenartigen  abweichenden  Bestinunungen,  in 
der  specificirenden  Tendenz,  in  der  Forderung  der  Gewalt,*  in 
der  ausdrücklichen  Beschränkung  der  Vollendung  des  Hochver- 
raths  auf  die  wirklich  vollendete,  nur  in  dem  beabsichtigten  äus- 
sern Erfolg  fehlgeschlagene  Ausführung  des  zur  Herbeiführung 
des  Erfolgs  unmittelbar  bestimmten  Unternehmens,  wodurch  die 
Hauptfalle  des  Hochverraths  in  das  Gebiet  des  blossen  Versuchs 
fallen.  Die  Verschwörung  ist  nur  von  Thurgau  speciell  behandelt 
und  zwar  als  Versuch. 

Eine  einheitliche  imd  consequente  Ausbildung  haben  dicM' 
Ansätze  nicht  gefunden  und  das  Beste  und  wirklich  Eigenthüni- 
liehe  dabei  ist,  dass  diese  ganze  Partie  praktisch  von  der  gering- 

•    Vgl.  Feuerbach,  Lehrbuch,  XIV.  Aufl.,  8.  94. 

'    Temme,  Lehrbuch,  S.  260. 

^  Es  fordern  Gewalt  zum  Hochverrath  ohne  Unterschied :  Basel,  SchAiT- 
hausen;  beim  Hochverrath  an  der  Verfassung  und  an  den  Beh^rden^  Lns«m 
und  Waadt;  an  der  Verfassung:    Zürich  und  Thurgaa. 
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sten  Bedeutung  war,  während  in  Deutschland  die  Wissenschaft 
und  die  Gerichte  vollauf  damit  beschäftigt  wai-en.®  In  Bezug  auf 
die  sog.  Regierungsverbrechen  haben  die  Gesetzbücher,  wie  manche 
Pressgesetze  Bestimmungen  in  Nachahmung  deutscher  Muster  auf- 
genommen, welche  für  das  Deutschland  jener  Zeit  Bedürfhiss  sein 
moditen,  aber  schlecht  für  schweizerische  Republiken  zu  taugen 
schienen  und  wie  sie  nur  aus  „Sturm  und  Drangt  zu  erklären 
sind;  immerhin  finden  sich  in  den  Gesetzbüchern  keine  Delicte 
uaerlaubter  Verbindung  oder  Zusammenkunft  zu  poUtischen 
Zwecken,  Tragen  von  Vereinszeichen,  Verabredung  von  Arbeits- 
einstellungen, Anreizung  der  Staatsangehörigen  zu  gegenseitigem 
Hass,  blossen  Spottes  über  öffentliche  Einrichtungen  u.  a.  m. 

Der  rege,  wechselvolle  Kampf  der  Parteien  mit  Wort,  Schrift,. 
Verbindung,  Versammlung,  die  Schwankungen  von  Sieg  und 
Niederlage  in  den  verschiedenen  Cantonen  führten  eine  gewisse 
Ausgleichung  und  nothwendiges  Masshalten  herbei.  Hätten  die 
politischen  Strafbestimmungen  der  schweizerischen  Gesetzbücher 
eine  Anwendung  gefunden,  wie  die  entsprechenden  in  Deutschland,, 
so  wäre  weder  die  Regeneration,  noch  eine  Thätigkeit,  wie  Snell 
tmd  andere  Exilirte  sie  betrieben,  möglich  gewesen;  die  Illu- 
stration thatsächUcher  Rechtsverschiedenheit  in  Bezug  auf  die  po- 
litischen Delicte  liefern  die  unausgesetzten  Klagen  und  Noten  der 
fremden  Mächte. 

Die  Ehrverletzung  ist  in  den  schweizerischen  Gesetzbüchern 
viel  milder  bedroht  als  in  den  deutschen  Entwürfen,  obgleich  in 
jenen  wie  in  diesen  die  ausgesprochene  Tendenz  vorwaltet,  die 
Ehre  nachdrücklicher  zu  schützen,  als  dies  bisher  der  Fril  ge- 
wesen war.  Interessant  ist  die  Beobachtung,  dass  in  den  neuen 
Gesetzbüchern  der  vermehrte  Ehrschutz  eine  Vermehrung  der 
Ehrverletzungen  in  den  Klagen  nach  sich  zieht. 

Mittentiaier  bemerkt  hierüber :  *®  „Es  ist  eine  noch  nicht  be- 
friedigend zu  erklärende  Erscheinung,  dass  überall,  wo  neue 
Strafgesetze  über  Ehrenkränkungen  ergangen  sind;  denen  z.  B. 
öffentliche  Strafen  gedroht  werden,  die  Zahl  der  bei  Gericht  ver- 
liandelten  Ehrenkränkungen  wächst.    Man  darf  die  Ursache  nicht 


*   Vgl.  Mittermaier,  Archiv  d.  C.  R.  1835,  S.  554,  ff.  —  Bd.  XIV,  S.  616. 
*•   FortbUdang,  8.  73. 
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in  steigender  Immoralität;  sondern  muss  sie  nach  sorgfidtigen 
Erkundigungen  theils  darin  suchen^  dajss  nach  dem  Erscheinen 
des  neuen  Gesetzes  das  Volk  mit  einem  Mittel  bekannt  wurde, 
-durch  welches  der  Beleidigte  eine  ihm  zufallende  Geldstrafe  er- 
hielt^ theils  däss  die  Unbestimmtheit  des  Ausdruckes  im  Gesetz 
<38  möglich  machte,  viele  Aeusserungen  (wir  glauben,  oft  mehr 
^s  es  recht  ist)  als  Injurien  zu  bestrafen  und  dass  dadurch  die 
Menschen  veranlasst  wurden,  wegen  Injurien  bei  Gericht  zu  klagen 
um  den  Beleidiger  in  Strafe  zu  bringen."    (Vgl.  vorstehend  §  34. i 

Hätte  die  schweizerische  Strafgesetzgebung  eine  eingehende, 
vergleichende  Bearbeitung  gefunden,  so  würde  durch  Entwicklung 
ihrer  Eigenthümlichkeiten  und  Benutzung  der  Fortschritte  der 
deutschen  und  französischen  Doctrin  etwas  Besseres  entstanden 
sein,  als  Luzern  und  Thurgau  mit  ihrer  Hingabe  an  die  deutschen 
Muster  erzielten.  Basel,  Zürich  und  Waadt  waren  auf  dem  rich- 
tigen Wege.  Allein  es  fehlte  einerseits  die  Grundbedingung  der 
wissenschaftlichen  Entwicklung,  andrerseits  die  originelle  Schaffens- 
kraft, welche  die  Produkte  der  ersten  Gesetzgebungsperiode  aus- 
gezeichnet hatte.  Die  Gesetzbücher  von  Luzern  und  Thurgau 
bilden  bereits  die  Vorläufer  einer  Reihe  von  Entwürfen  und  Ge- 
.setzen,  welche,  in  der  nächsten  Periode  entstehend,  als  platte 
Nachahmung  oder  selbst  in  manchen  Stücken  als  Rückschritte 
sich  darstellen. 

Immerhin  repräsentiren  die  Gesetzbücher  von  Basels  Schaff 
hausen,  Zürich,  Waadt  vorzüglich  die  schweizerische  Gesetzgebung 
und  die  zwei  andern  zeigen  selbst  noch  im  nahen  Gefolge  der 
deutschen  Entwürfe  die  bereits  im  Einzelnen  gezeichneten  Charakter- 
züge: Einfachheit,  Milde,  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens. 
Vgl.  S.   162. 

Temme  sagt  vom  Strafgesetzbuch  Basel' s:  ^ Trotz  mancher 
Härten  gehört  es  zu  den  einfachsten,  klarsten  und  humansten 
der  Schweiz  und  geht  in  allen  diesen  Beziehungen  sämmtlichen 
deutschen  weit  vor."  —  „Das  Gesetzbuch  von  Waadt  ist  einfach 
und  klar,  nur  selten  haben  Distinctionen  und  Gradationen  nach 
den  deutschen  Gesetzbüchern  einen  Platz  gefunden;  von  doctri- 
nellem  Ton  ist  keine  Rede.  Die  Vorschriften  tragen  durchweg 
den  Charakter  der  Milde.  Die  Motive  gehören  zu  den  vortreff- 
lichsten legislatorischen  Arbeiten  von  bewunderungswürdiger  Ein- 


299 

:slcht  und  EJarheit.  Die  Zumessungsräume  sind  weit,  die  Minima 
niedrig,  oft  fehlen  sie  ganz."    Dasselbe  hat  Mitlermaie?'  bestätigt. 

—  ;,Das  zürcherische  Gesetzbuch  zeichnet  sich  vor  dem 
hannoverischen  aus  durch  Einfachheit,  Milde  und  weite  Straf- 
zumessungsräume.'^  —  „Dem  Luzerner  Gesetzbuch  hat  das 
Vorbild  der  deutschen  Entwürfe  Eintrag  gethan,  es  ist  aber  immer 
noch  den  meisten  Strafgesetzbüchern  Deutschland's  vorzuziehen." 

—  7,  Das  Strafgesetzbuch  von  Thurgau  zeichnet  sich  bei  allen 
doctrinellen  Schwächen  durch  seine  Milde  vortheilhaft  vor  allen 
Strafgesetzbüchern  Deutschland's  aus."  Seine  grossen  Vorzüge  vor 
dem  deutschen  Vorbild  in  den  andern  Richtungen  sind  von  Mitter- 
inaier  im  Einzelnen  anerkannt  worden. 

Den  schweizerischen  Gesetzbüchern  im  Ganzen  ist  nach 
Temme  nachzurühmen,  dass  sie  sich  auch  durch  Kürze  vortheil- 
liaft  auszeichnen  und  den  grossen  Vorzug  besitzen,  dass  ihnen 
der  absolutistisch  -  polizeiliche  Charakter  der  Strafgesetzbücher 
Deutschland's  fehlt." 

IV.  Auf  einem  Punkte  müssen  wir  noch  einen  Augenblick 
verweilen.     Es  ist  die  Einfachheit  des  Strafgesetzes. 

Wir  sehen  darin  nicht  blos  eine  äusserliche  Form,  sondern 
<jin  fundamentales  Princip,  welches  wir  schon  im  alten  Rechte  zu 
Grunde  gelegt  und  zur  Erklärung  von  Einrichtungen  benutzt 
liaben,  deren  Unterstellung  unter  unsere  Schulbegriffe  keine  be- 
friedigende Lösung  ergab;  wir  haben  es  ferner  in  der  ersten 
Periode  der  Codification  als  wirksam  in  der  Gestaltung  der  can- 
toiialen  Gesetzbücher  im  Gegensatz  zur  bayrischen  Mustergesetz- 
gebung nachgewiesen. 

Es  ist  bekannt,  wie  die  Wissenschaft,  der  Gesetzgeber,  der 
Richter,  das  Volk  an  der  Einfachheit  der  Gesetze  betheiligt  sind 
imd  wie  Recht  und  Unrecht  davon  abhängen,  ob  ein  Zuviel  im 
Gesetz,  ein  Satz,  ein  Wort  der  Definition  mehr,  eine  AusführUchkeit, 
ein  Schweigen,  eine  Aufzählung  oder  eine  Exemplification  gegeben 
sind;  wie  der  untersuchende  und  der  erkennende  Richter  dieses 
Mehr  in  den  Fall  hineinlegen  und  wie  die  Zurechnung  zur  Schuld 
wenigstens  theoretisch  abhängig  ist  von  der  Erkenntniss  der 
Rechtswidrigkeit   oder   einer   einfachen   Norm,    —   wie  in  all' 


"    Temme,  Lehrbuch,  8.  42,  55,  46,  49,  52,  29. 
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diesen  Dingen  die  einfache  oder  dialectisch  complicirte  Form  zn* 
gleich  materiell  sich  in  Recht  umsetzt! 

Es  ist  daher  die  charakterische  Einfachheit  der  schweizeri- 
schen Gesetzgebung  von  grundsätzlicher  Bedeutung.  Mit  ihr  sind 
eng  verbunden  die  Beschränkung  des  Strafgebiets,  das  weite  rich- 
terliche Ermessen,  die  Milde.  Sie  hängt  landeseigenthümlich  zu- 
sammen mit  Yolksthümlichem  Recht  und  Rechtspflege,  mit  innen) 
Fragen  der  Gerichtsorganisation. 

Der  Hauptfehler,  den  Mittennaier  stets  wieder  an  den  deut- 
schen Entwürfen  und  Strafgesetzen  rügt,  ist  der  Mangel  an  Ein- 
fachheit mit  seinen  Consequenzen,  und  erst  nach  1848  ist  die 
deutsche  Gesetzgebung,  ausgehend  von  der  Umgestaltung  de* 
Strafverfahrens,  zur  Einfieichheit  zurückgekehrt.^^  Die  Yerein&ch- 
ung  der  Strafgesetzbücher  ist  das  stehende  Thema  in  Mittermaier& 
Berichten  ^über  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Strafgesetzgebung*^ 
im  Archiv  des  Criminalrechts  und  er  geht  sogar  soweit,  zu  er- 
Idären,  dass  es  viel  besser  sei,  der  Gesetzgeber  bestimme  zu  wenig, 
der  Richter  irre  im  einzelnen  Fall,  die  Entscheidungen  der  ver- 
schiedenen Gerichte  fallen  verschieden  aus,  oder  es  trete  eine  Strafe 
nicht  ein,  als  dass  der  Gesetzgeber  zu  viel  bestimme;  denn  ein 
allfalliger  Irrthum  des  Richters  könne  in  jedem  nächsten  Fall  ver- 
bessert werden,  ein  Irrthum  des  Gesetzgebers  aber  bleibe  und 
wirke  auf  eine  Menge  von  Fällen. 

Der  Gegenstand  ist  für  die  moderne  Rechtsentwicklung  von 
derselben  Bedeutung,  nur  die  Anwendung  ist  eine  verschiedene. 
Wir  haben  glücklich  den  doctrinellen  Ballast  abgeworfen,  daiiir 
aber  zwei  andere  Errungenschaften,  welche  wieder  auf  den  alten 
Standpimkt  zurückföhren.  Es  ist  das  Gesetzgebungsfieber  der 
Gelegenheits-  und  Tendenzgesetze  und  der  Präjudiciencultus.  In 
den  neuesten  schweizerischen  Entwürfen  und  Gesetzen  treffen  wir 
Vieles  derart,  wie  z.  B.  Duchfene- Artikel  und  Dynamit-Paragraphen, 
und  in  den  Berichten  jene  schon  von  Mittermaier  gekennzeichnete 
Phrase,*'  wonach  das  Neue  als  angebliche  Forderung  der  Wissen - 


**  Nnr  die  vorzüglichsten  deatschen  Gesetze  machen  hiervon  eine  Aus- 
nahme: die  St.  G.  B.  von  Sachsen  und  Braunschweig;  der  preassische  Ent- 
wurf von  1836  hatte  noch  797  Paragraphen.  Vgl.  Binding^  die  gemeinen 
deutschen  Strafgesetzhücher  1874.     S.  7,  ff. 

»•     Archiv  d.  C.  R.  1847,  S.  692. 
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Schaft  zur  Geltung  gebracht  wird,  während  der  mit  der  Gesetz- 
gebang  Beschäftigte  oft  nur  ein  auffallendes  Ereigniss  im  Auge 
oder  seine  Wissenschaft  aus  Tagesschriften  und  vorübergehenden 
Bestrebungen  geschöpft  hat.  Mittermaier  bemerkt  hierüber  kri- 
tisch-ablehnend, dass  die  Wissenschaft  nicht  stille  steht  und  nach 
wenigen  Jahren  etwas  als  grundlos  hinstellt,  was  kurze  Zeit  vor- 
her als  Weisheit  angestaunt  war.  —  Der  ausgebildete  Präjudicien- 
eultas  ftihrt  mit  Nothwendigkeit  zur  Ausdehnung  des  strafrecht- 
lichen Gebiets,  denn  das  Präjudiz,  wenn  es  auch  gesetzlich  nicht 
zwingend  ist,  bildet  ftir  verwandte  Handlungen,  an  deren  Straf- 
barkät  früher  nicht  gedacht  wurde,  in  ausdehnender  Interpretation 
des  Gesetzes  Grund  und  Mass  der  Strafbarkeit.  So  sind  z.  B.  die 
Klagen  nicht  selten  ^über  den  geföhrlichen  Missbrauch  der  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts,  wenn  diese,  obgleich  an  die  that- 
^achliche  Gestaltung  des  einzelnen  Falles  gebunden,  in  Samm- 
lungen als  von  absoluter  stringenter  Geltung  angeführt  werden".  — 


■m 
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Cap.  3. 

Dritte  Periode  1848—1870. 

A.    Die  Strafgesetzgebung. 

§  57.  Wir  stellen  die  schweizerische  Gesetzgebung  wiedemm 
in  die  allgemeine  Bewegung  und  skizziren  die  wesentlichen  Ver- 
änderungen^  welche  in  der  Richtung;  der  Form  und  dem  Inhalt 
der  Strafgesetze  in  Deutschland^  Oesterreich  u&d  Frankreich  in 
Folge  des  Jahres  1848  eintraten. 

I.  Mittermaier  charakterisirt  im  Archiv  d.  C.  R.  die  Rich- 
tung folgendermassen :  ^Die  Strafgesetzgebung  eines  Staates  steht 
im  innigsten  Zusammenhang  mit  den  sittlichen  Ansichten  des  Volke» 
und  mit  seinen  sozialen  und  politischen  Zuständen.  Jede  Um- 
gestaltung in  diesen  Einflüssen  fuhrt  nothwendig  zur  Umgestaltung 
des  Strafgesetzbuches  und  es  ist  daher  begreiflich,  wie  einfluss- 
reich die  poKtischen  Erechütterungen  im  Jahr  1848  auf  die  Straf- 
gesetzgebung werden  mussten." ' 

„Die  bisherige  deutsche  Strafgesetzgebung  war  auf  die  An- 
wendung durch  angestellte  gelehrte  Richter  berechnet  und  trug 
das  Gepräge  eines  streng  juristischen  Werkes,  häufig  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Volksrechtsbewusstsein.  Die  Bearbeiter  eines  Entwurf» 
des  Strafgesetzbuches  wurden  von  gewissen  eben  am  meisten  an- 
erkannten wissenschaftlichen  Ansichten  und  dabei  mehr  oder  minder 
von  dem  Glauben  an  die  Trefflichkeit  eines  gewissen  Princip* 
des  Strafrechts  beherrscht  und  suchten  dies  folgerichtig  durch- 
zufuhren. In  der  Einseitigkeit  der  Richtung  ihrer  Studien  ent- 
schieden sie  die  Streitfragen  nach  dem  Standpunkt  der  hebge- 
wordenen Theorie,  freuten  sich,  dem  Gesetzbuch  ein  logisches 
Gewand  zu  geben,  systematisch  —  möglichst  mit  dem  Gebraucl» 
der  doctrinellen  Begriffe  —  durch  eine  kunstreich  gewählte,  den 
herrschenden  wissenschaftlichen  Ansichten  gemä^se  Fassung  alle 
möglichen  Streitfragen  abschneiden  und  der  gefiirchteten  richter- 
lichen Willkür  vorbeugen  zu  können." 

*  Auch  V.  Bar,  Geschichte,  S.  140:  ^Die  Strafgesetze  eines  Volkes 
werden  wesentlich  durch  die  Culturstufe,  zum  Theil  durch  die  grössere  o<l<*r 
geringere  politische  Freiheit  bestimmt/ 
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;,In  Conseqiienz  der  geBetzlichen  Beweistheorie,  welche  zu 
Grande  gelegt  war,  konnte  man  leicht  dazu  kommen,  zur  Ver- 
einfachung der  Anwendung  Rechtsvermuthungen  im  Gesetz  auf- 
zustellen  wie  die  praesumptio  doli  oder  die  Vermuthungen  in  Be- 
zug auf  die  Folgen  der  Körperverletzung  u.  a.  Selbst  die  Strenge 
der  Strafdrohungen  schien  unter  diesen  Umständen  gerechtfertigt 
und  wo  über  Härte  geklagt  wurde,  verwies  man  auf  die  Gnade 
als  Heilmittel.  Jetzt  müssen  aus-  den  Gesetzbüchern  jene  Regeln 
verschwinden  und  eine  Fassung  aufgegeben  werden,  welche  oft 
im  Widerspruch  mit  den  einfachen  Ansichten  des  Volksrechts- 
bewusstseitls  nur  mühselig  erfunden  in  die  künstlichen  Schranken 
einer  gewissen  Theorie  gedrängt  waren." 

Schon  seit  Jahrzehnten  hatte  Mittemiaier  hingewiesen  auf 
die  Grundfehler  der  doctrinellen  Begriffe,  Rechtssätze  und  gene- 
ralisirenden  Vorschriften  in  den  deutschen  Entwürfen  und  Gesetz- 
büchern, bis  ihm  das  Jahr  1848  die  Genugthuung  verschaffte,  die 
Xothwendigkeit  einfacher  und  volksthümlicher  Gesetzgebung  in'fr 
volle  Licht  zu  stellen. 

§  58.  II.  Wie  in  der  Forderung  einer  neuen  Form  der 
Strafgesetze  äussert  sich  die  Bewegung  in  den  Forderungen  grös- 
serer Milde  und  Freiheit,  wie  »ich  im  Einzelnen  ergibt: 

Durch  die  am  27.  December  1848  publicirten  Grundrechte 
des  deutschen  Volkes  *  wurden  Todesstrafe,  Pranger,  Brandmar- 
kong^  und  körperliche  Züchtigung  allgemein  als  abgeschafft  er- 
klärt. Von  den  zahlreichen  processualischen  Schutzbestimmungen 
beben  wir  hervor:  den  Schutz  der  Person  gegen  Verhaftung,  der 
Wohnung  gegen  Haussuchung,  der  Briefe  und  Papiere  gegen  Be- 
schlagnahme und  Durchsicht;  femer  die  Garantie  der  freien 
Meinungsäusserung,  den  Ausschluss  der  Cabinetsjustiz  und  der 
Polizeistrafgerichtsbarkeit,  endlich  die  Forderung  der  Oeffentlich- 
keit  und  Mündlichkeit  und  der  Schwurgerichte  für  schwere  Fälle 
und  politische  Vergehen. 

Bayern  beseitigt  die  Strafe  des  bürgerlichen  Todes  und  der 
öffentlichen  Ausstellung,  die  köi'perliche  Züchtigung  und  die  Ab- 
bitte vor  dem  Bilde  des  Königs  bei  Majestätsbeleidigung  (Art.  311 
und  404),    die  Härten    bei  Wilddiebstahl   und  Rückfall   und   eine 

*  Durch  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  wieder  aufgehoben. 

*  Bereits  von  einigen  Entwürfen  und  G.  B.  aufgegeben. 
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Reihe  von  doctrinellen  Bestimmungen;  wie  die  gesetzliche  Ver- 
muthang des  bösen  Vorsatzes,  die  Mängel  in  der  Nothwehr  u.  A.' 

Oesterreich  entfernt  durch  Decret  vom  22.  Mai  1848  die 
Brandmarkungy  öffentliche  Ausstellung,  die  körperliche  Züchtigung. 

Württemberg  beseitigt  ebenfalls  Todesstrafe  und  körperiidie 
Züchtigung;  ersteres  hatte  eine  wesentliche  Reduktion  der  Straf* 
«cala  zur  Folge.  Es  entfernt  die  ausführlichen  Sätze  über  Dolos 
und  Culpa,  Vollendung,  Versuch  mit  untauglichem  Mittel  und  am 
untauglichen  Object,  die  Grade  des  Versuchs,  es  setzt  die  Mini- 
malstrafe  desselben  herunter  und  schliesst  den  strafbaren  Versuch 
bei  geringeren  Delicten  aus.  —  Die  Theilnahme  erfthrt  Reiche 
Vereinfachung,  wobei-  insbesondere  die  Artikel  über  das  Complott 
und  die  Gehülfenschaffc  grösstenteils,  sowie  diejenigen  über  unter- 
lassene Verhinderung  und  Anzeige  ganz  beseitigt  wurden.  Die 
Staatsverbrechen  werden  gemildert,  die  Amtsehrverletzung,  als  selb- 
ständig aufgehoben,  fällt  nur  noch  als  Strafeumessungsgmnd  m 
Betracht.  Württemberg^  hat  neben  Bayern  am  besten  anfgoibmit. 

Scharf  ausgedrückt  zeigt  sich  der  Umschwung  in  Preussen,' 
wo  bis  zu  dem  epochemachenden  Gesetzbuch  von  1851  das  Straf- 
recht  des  allgemeinen  Landrechts  von  1794  (Thl.  II,  Tit  XX) 
galt  mit  Abänderungen,  hauptsächlich  in  Bezug  auf  Eigenthum«- 
verbrechen  und  diejenigen  Delicto,  welche  mit  der  in  Preussen 
so  lange  fortwuchemden  Revolutions-  und  Demagogenfurcht  zu- 
sammenhingen.^ Im  Uebrigen  hatte  man  nur  den  allerdringendsten 
Zeitbedürfnissen  Concessionen  gemacht  —  Die  Entwürfe  vor 
1848  tragen  noch  einen  grundverschiedenen  Charakter.    Die  Be- 

'  Gesetz  vom  29.  Aug.  1848.  Vgl.  Dollmanriy  das  St.  G.  B.  für  das  König- 
reich Bayern  vom  10.  Nov.  1861,  S.  10—12. 

^  St.  G.  B.  von  Württemberg,  mit  Bemerkungen  von  Kappler ^  1860.  — 
Gesetz  v.  13.  Aug.  1849.  —  Vgl.  Art.  54-  61,  62—73,  74-88,  93,  94,  162-166 
des  St.  G.  B.  —  Vgl.  Archiv  d.  C.  R.,  1851,  S.  53. 

^  Ueber  die  Beseitigung  der  doktrinellen  Bestandthetle  der  Entwürfe 
AUS  dem  Gesetz  vgl.  Temme,  Lehrbuch  d.  pr.  St.  R.,  S.  313. 

*  Holtzendorff^  Handbuch,  Bd.  I,  S.  95.  —  t?.  Bm%  Geschichte,  8. 184. 

^  Hälschner,  Geschichte  des  brandenburgisch -prenssischen  Strafreehts, 
S.  252,  ist  geneigt,  in  Bezug  auf  die  Strafmittel  diesen  Zugeständnissen  eise 
grössere  Bedeutung  beizulegen,  als  es  wohl  in  Wirklichkeit  der  Fall  war. 
Mindestens  berichtet  Temme  in  seinen  Erinnerungen  1883,  dass  noch  in  den 
Dreissiger  Jahren  in  Preussen  viel  gerudert  wurde. 
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stimmtingeii  desjenigen  von  1836  sind  fast  unglaublicher  Natur 
und  enthalten  geschärfte  Todesstrafen  und  öffentliche  Züchtigung 
und  trotz  vielfacher  Verbesserungen  und  wohlthätiger  Einwirkung 
des  französischen  Rechts  hatte  der  Entwurf  von  1847  noch  die 
öffentlidie  Ausstellung  des  Kopfes  des  Hingerichteten,  das  Ab- 
hauen der  Hand^  die  Confiscation  des  ganzen  Vermögens  gegen 
Hoch-  und  Landesverräther  und  MiUtärflüchtige.  —  Das  Jahr 
1848  machte  diesen  Velleitäten  ein  Ende.^ 

In  Frankreich  wurde  durch  die  Gesetze  vom  Februar  und 
April  1848  die  Todesstrafe  für  politische  Verbrechen  und  die 
öffentliche  Ausstellung  aufgehoben^  die  RehabiUtation  ausgedehnt, 
die  Organisation  der  Jury  den  neuen  Verhältnissen  angepasst  und 
endlich  durch  die  Verfassung  vom  4.  November  die  Abschaffung 
der  Todesstrafe  für  poUtische  Verbrecher  bestätigt. 

Es  ist  sonach  das  Jahr  1848^  trotzdem  mannigfache  Verbes- 
serung^! schon  in  den  früheren  deutschen  Entwürfen  xmd  Gesetzen 
liegen,  von  einschneidender  Bedeutung  auch  fiir  das  materielle 
Strafrecht,  wie  es  den  Wendepunkt  bildet  im  deutschen  Straf- 
verfahren. 

So  Vieles  durch  das  Jahr  1848  vom  Alten  beseitigt  und  des 
Neuen  aufgestellt  war,  blieb  doch  nur  ein  Theil  auf  die  Dauer  be- 
stehen und  der  Geist  der  neuen  Bewegung  wich  der  bald  und  ener- 
gisch eintretenden  Reaction,  welche  der  Fortbildung  ihre  breiten 
Spuren  aufdrückte.*  —  Es  blieb  dauernd  das  doctrinelle  Unwesen 
beseitigt  und  das  Streben  nach  Einfachheit  und  kurzer  Präcision 
des  Gesetzes  fand  in  dem  epochemachenden  preussischen  Straf- 
gesetzbuch von  1851  seinen  zutreffenden  Ausdruck.  Dagegen 
wurde  die  Tendenz  zur  Milde  und  einer  nachsichtigeren  Behandlung 
der  politischen  Verbrechen  gehemmt  und  statt  dessen  trat  nach 
beiden  Seiten  eine  Verschärfung  ein. 

In  Frankreich  wurde  die  Todesstrafe  für  Angriffe  auf  das 
Leben  des  Kaisers  wieder  eingeführt  und  an  die  Stelle  des  Fall- 
beils trat  für  politische  Verbrecher  die  „trockene  Guillotine".    Die 


•  Vgl.  V.  Bar,  Geschichte,  S.  184.  —  Vgl.  Abegg  im  Archiv  des  C.  R. 
1B60,  die  Anforderungen  an  eine  neue  Strafgesetzgebung. 

'  V.  Bar,  Geschichte,  S.  182 ,  nennt  das  sächsische  Strafgesetzbuch  von 
ld55  trotz  mancher  Vorzüge  im  Einzelnen  mehrfach  den  Culminntionspunkt 
der  Reaetionszeit  der  Ftinfzigcr  Jahre. 

Pflmming^r,  8ohw«ls.  Strmft«clit.  "^ 
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deutschen  Staaten  beeilten  sich,  mit  Ausnahme  von  Nassau  und 
Oldenburg,  die  Todesstrafe  und  die  körperliche  Züchtigung  wieder 
einzuführen;  so  Württemberg,  Sachsen,  Oesterreich,  und  selbst  in 
Freussen  fand  sie  wieder  Eingang,  obwohl  das  Gesetzbuch  sie 
nicht  erwähnt.  ^Die  Prügelstrafe  besteht  factisch  in  Freussen, 
wenn  auch  nicht  im  Gesetz,  so  als  eingefleischte  Gewohnheit  in 
den  Strafhäusem,  und  der  Unterschied  ist  nur  der,  dass  firüher 
der  Verbrecher  genau  wusste,  dass  er  seine  Zwanzig  Ton  Bechts 
wegen  bekam,  während  er  jetzt  dieselben  unter  der  Form  der 
unbekannten  Grösse  der  Disciphnarstrafen  erhält;  zudem  kann 
die  Feitschung  auch  zu  innerlicher  Einkehr  und  Erweckung  und 
als   Correctur   einer    „wahren  Vergeltung"   gebraucht  werden."" 

§  59.  in.  1.  Die  schweizerischen  Strafgesetzbücher,  16  an 
der  Zahl,  zeigen  die  grösste  Mannigfaltigkeit  Die  einen  schliessen 
sich  dem  französischen,  «die  andern  einem  deutschen  oder  schwei- 
zerischen Gesetzbuch  an.  Dritte  suchen  mit  mehr  oder  weniger 
Glück  zu  vermitteln.  Einige  legen  ein  älteres  in  der  Fraxis  ein- 
gelobtes  Gesetzbuch  zu  Grunde  und  nehmen  diejenigen  Verbes- 
serungen vor,  welche  die  Erfahrung  als  dringlich  herausgeste&t 
und  die  Forderung  der  neuen  Zeit  als  unerlässlich  verlangt  hat 
—  andere  verlassen  vollständig  das  ältere  Gesetz  und  stellen  sich 
auf  einen  neuen  Boden,  indem  sie  ein  deutsches  Gesetzbuch  für 
die  speciellen  Zwecke  herrichten.  Wenige  wagen  selbständig  vor- 
zugehen und,  indem  sie  die  Ergebnisse  der  neuem  Gesetzgebung 
und  Wissenschaft  acceptiren,  eigene,  den  LandeseigenthümUchk^ten 
entsprechende  Grundsätze  mit  Bewusstsein  durchzuführen,  womit 
sie  auch  wirklichen  Fortschritt  erzielen,  während  .  neben  ihnen 
cantonale  Strafgesetzbücher  entstehen,  welche  Fortschritte,  wie 
sie  in  Bayern  und  Württemberg  erreicht  worden  waren,  einfach 
ignoriren  und  in  manchen  Stücken  auf  den  Zustand  des  bayrische 
Gesetzbuches  von  1813  zurückfallen. 

So   bunt   diese  Gesetzgebung   ist,   so   viel  Zufälliges,   Unge- 


*•  Vgl.  Holtzendorff,  Strafrechtszeitting  1866,  S.  600,  222.  Ueber  die 
Peitschung  von  Frauen,  trotz  verschiedener  Cabinetsordres.  (vgl.  HälBchfUrj 
Geschichte ,  S.  255) ,  siehe  Strafrechtszeitung ,  S.  603.  —  Vgl.  T^emme^  Lehr- 
buch des  gem.  d.  St.  R.,  S.  166:  „Das  preussische  Ministerium  ordnete  1866 
an,  dass  zar  Sammlung  von  Erfahrungen  innerhalb  sechs  Monaten  die  Prügel- 
4itrafe  gegen  Weiber  nicht  zu  verhängen  sei.** 
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schicktes^  Verdrehtes  darin  sich  findet,  muss  doch  anerkannt 
werden,  dass  sie  insgesammt  und  jedes  Einzelne  fiir  sich,  sobald 
man  ihrer  Entstehung;  der  gesetzgeberischen  Thätigkeit  in  Ver- 
gleichung  mit  den  Vorbildern,  ihren  Eigenthümlichkeiten,  Sonder- 
bestrebungen im  Guten  und  Schlimmen  näher  tritt,  volles  Interesse 
beanspruchen^  und  massgebende  Einsichten  für  das  Werden,  die 
Eigenart  und  künftige  Fortbildung  der  schweizerischen  Strafgesetz- 
gebang  gewinnen  lassen. 

2«  Wie  in  den  Nachbarländern,  so  finden  wir  auch  bei  uns 
den  unmittelbaren  Einfiuss  des  Jahres  1848.  So  in  der  Abschaffung 
der  Todesstrafe  in  Neuenburg  und  Freiburg  und  der  Todesstrafe 
für  pohtische  Verbrechen  in  der  Bundesverfassung  und  im  Bundes- 
strafi^cht,  sowie  entsprechend  in  den  cantonalen  Gesetzbüchern, 
ferner  in  der  Beseitigung  antiquirter  Strafmittel  (Bundesstrafrecht 
Art,  9),  Herabsetzung  der  Strafgrenzen  und  Beseitigung  der  Minima, 
in  Vereinfachung  der  Gesetze,  in  Einfuhrung  und  Erweiterung 
der  Rehabilitation  (Basel  1849),  in  Gesetzen  über  Begnadigung 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  politischen  Verbrechen,  end- 
lich in  einer  Reihe  von  Novellen,  um  die  cantonalen  Rechte  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Bundesrecht  zu  bringen.  —  Auch  die 
Reaction  nach  1848  hat  ihre  Spuren  hinterlassen,  wie  z.  B.  in 
den  bundesrechtlichen  Bestimmungen  über  Verfolgung  und  Be- 
strafimg  der  Beleidigung  firemder  Regierungen,  Souveräne  und 
Gesandten  in  anschliessenden  Gesetzen  in  den  Cantonen,  wie  in 
Basel  (1852),  in  vereinzelten  Sätzen  über  gewisse  Regierungsdelicte 
in  cantonalen  Gesetzbüchern,  in  der  Verschärfung  der  Strafe  der 
A^tsehrverletzung  und  der  Ehrverletzung  überhaupt,  im  Gesetz 
g^n  den  Missbrauch  der  Presse,  wie  in  Bern  u.  a.  Endlich 
zeigten  sich  in  den  Sechziger  Jahren  die  Zeichen  eines  erneuten 
Att&chwungs  und  einer  Wiederaufiiahme  der  unterbrochenen  Vor- 
wärtsbewegung. 

Am  Schlüsse  der  Periode  1830 — 1848  ist  nachgewiesen  wor- 
den, dass  die  schweizerische  Gesetzgebung,  vergHchen  mit  den 
deutschen  Entwürfen  und  Gesetzen,  Forderungen  verwirklichte, 
welche  in  Deutschland  erst  1848  allgemein  zum  Siege  gelangten : 
die  Forderungen  der  Einfachheit  des  Gesetzes  und  der  Milde 
dCT  Strafen. 

»  Vgl.  §  76  ff. 
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Es  vollzieht  sich  daher  in  den  genannten  Punkten  eine  An- 
näherung zwischen  der  Gesetzgebung  beider  Länder^  welche  da- 
durch erheblich  gefördert  wird^  dass  in  beiden  das  französische 
Becht  eine  massgebende  Bedeutung  erhält^  —  in  Deutschland  —  ab- 
gesehen von  dem  Einfluss,  welcher  in  den  bereits  bestehenden 
Particularrechten  sich  findet^  und  schon  mit  Feuerbach  begonnen 
hatte  —  vorzüglich  durch  das  preussische  Strafgesetzbuch  von 
1851,  —  in  der  Schweiz  schon  früher  durch  die  Geltung  des  Code 
penal  und  des  helvetischen  peinUchen  Gesetzbuches.*  Ein  Straf- 
gesetz wie  dasjenige  von  Solothum  von  1859  als  Fortbildung  des 
bisher  geltenden  helvetischen  P.  G.  unter  Verwerthung  der  deut- 
schen Wissenschaft,  darf  als  Muster  der  Einfachheit,  Präcision  und 
Milde  als  gelungenste  Weiterbildung  bezeichnet  werden.  Grössere 
Uebereinstimmung  zwischen  den  Gesetzbüchern  Deutschland's  und 
der  Schweiz  und  zwischen  den  schweizerischen  unter  sich  gibt  sich 
darin  kund,  dass  mehr  und  mehr  die  strafrechtlichen  Begriffe  und 
Verbrechensthatbestände  in  Uebereinstimmung  mit  dem  fortgeschrit- 
tenen Stande  der  deutschen  Wissenschaft  gefasst  und  die  Straf- 
mittel trotz  verschiedener  Benennung  und  grosser  Variation  in 
der  speciellen  Fassung  ein  übereinstimmendes  Gepräge  haben.  — 
Trotz  dieser  Annäherung  und  grösseren  Uebereinstimmung  schlägt 
die  schweizerische  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  Milde  der  Straf- 
drohung und  Einfachheit  der  Gesetzbücher,  sowie  in  eigenartiger 
Behandlung  mancher  Delicto  einen  von  der  Richtung  in  Deutsch- 
land abweichenden  Weg  ein,  und  gelangt  in  der  Mehrzahl  der 
Gesetzbücher  durch  Beseitigung  der  Minima  und  Ausdehnung  des 
richterlichen  Ermessens,  in  andern  Gesetzen  durch  zusammen- 
fassende Construction  der  Verbrechensthatbestände  zu  eigenartiger 
Entwicklung,  wozu  sich  nach  Zahl  und  Verschiedenartigkeit  der 
Elemente  ein  ungewöhnlicher  Reichthum  von  Formen  gesellt. 

3.  Die  Uebersicht  der  Gesetzgebung  zeigt  ein  Bild  äusserst 
lebhafter  Thätigkeit,  sei  es  Gesetzbücher  aufzustellen  in  C&ntonen, 
deren  Strafrecht  noch  nicht  codificirt  war,  sei  es  ältere  Gesetz- 
bücher mit  den  Forderungen  der  Zeit  in  Uebereinstimmung  zu 
setzen   durch   Verbesserungen   oder   durch   völlige   Umgestaltung. 

Die  Periode  umfasst  15  cantonale  Strafgesetzbücher  und  das 


*  Vgl.  vorstehend  S.  160. 
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Bundesstrafrecht.^  Von  diesen  haben  erste  St.  G.  B.  erhalten 
die  Cantone  Freiburg,  Graubünden,  Neuenburg,  Wallis,  Appenzell 
Äosserrhoden,  Obwalden,  Glarus,  Schwyz  und  Solothum,  letzteres 
an  Stelle  des  modificirten  helvetischen  P.  G. 

Die  zweite  oder  dritte  Revision  haben  durchgemacht  St.  Gallen, 
Aargau,  SchafFhausen,  Luzem,  Thurgau. 

Zur  Stunde  bestehen  mit  Veränderungen  durch  Novellen  und 
Bnndesrecht  noch  in  Ejaft  11  St.  G.  B.,  nämlich  diejenigen  von 
Graubünden  1851,  Neuenburg  1856,  Aargau  1857,  Wallis  1858, 
Schaffhausen  1859,  Luxem  1860,  Obwalden  1864,  Bern  1866, 
Glarus  1867,  Thurgau  1868,  femer  das  Bundesstrafrecht;  das 
Militärstrafgesetzbuch  ist  in  Revision. 

Erneuert  wurden  seit  1870  die  St.  G.  B.  von  Schwyz,  Appen- 
zell A.,  Freiburg,  St.  Gallen  und  Solothum. 

4.  Mit  Bezug  auf  die  Behandlung  dieses  Stoffes  lässt  sich 
nur  sagen,  dass  zwar  die  noch  geltenden  Gesetzbücher  — 
weitaus  die  Mehrzahl  —  ein  grösseres  Interesse  und  entsprechend 
umfängliche  Darstellung  beanspruchen,  dass  aber  die  nicht  mehr 
geltendeQ  schon  deswegen  eine  summarische  Behandlung  nicht 
erleiden  dürfen,  weil  sie  einerseits  in,  ihren  Verbesserungen  den 
Fortschritt  gegen  früher  und  den  Standpunkt  ihrer  Zeit  wieder- 
geben, anderseits  die  nothwendige  Grundlage  für  die  spätere  Re- 
vision bilden.  Wo  es  sich  ergibt,  dass  die  letztere  nur  gering- 
fugige  Resultate  lieferte,  da  wird  es  später  genügen,  auf  die  frühere 
eingehende  Behandlung  zurückzuverweisen,  wie  bei  den  St.  G.  B. 
von  Schwyz,  Appenzell  A.  und  andem.  Eine  Zurücksetzung  der 
nichtgeltenden  ist  aber  schon  deswegen  nicht  statthaft,  weil  mehr- 
fach gerade  das  ältere  Gesetz  das  bedeutende  und  entscheidende 
ist  —  Lässt  sich  nun  keineswegs  von  vorneherein  eine  Ver- 
schiedenheit der  Behandlung  nach  der  Geltung  oder-Nichtgeltung 
des  Gesetzes  feststellen,  so  ist  dies  noch  viel  weniger  der  Fall 
ans  andem  Gesichtspunkten,  wie  z.  B.  der  Zusammenfassung  nach 
Gruppen  (deutsch,  französisch,  Urcantone),  oder  nach  einem  Zeit- 
abschnitt (1860),  oder  den  oben  aufgeführten  Zusammenstellungen; 
viehnehr  kann  über  Umfang  und  Art  der  Behandlung  allein  der 
Werth  oder  selbst  der  instructive  Unwerth  des  Gesetzbuches,  das 


•  Vgl.  8.  172.     Thurgau  1868. 
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zur  VcrfiiguDg  stehende^  sehr  ungleiche  Material;  oder  die  Noth- 
wendigkeit  der  Vergleichung  mit  einem  vorangegangenen  Gesete 
oder  einem  neuen  Vorbild  entscheiden.  —  Für  das  Weitere  em- 
pfiehlt sich  nur  die  chronologische  Ordnung  der  Gesetzbüdier. 

5.  Es  ist  leicht  verständlich;  wenn  die  Gesetzbücher  der 
ersten  und  zweiten  Periode  mit  wenigen  Ausnahmen  ein  grosseres 
Material  zur  Kenntniss  des  Gesetzbuches  nicht  bieten.  So  wün- 
schenswerth  dessen  Vorhandensein  wäre,  wird  es  doch  nicht 
allzu  schwer  entbehrt;  da  es  sich  um  nicht  mehr  geltendes  Recht 
handelt.  Hier  dagegen,  in  einer  Periode;  die  eine  so  ungewöhn- 
liche gesetzgeberische  Thätigkeit  aufweist,  deren  Erzeugnisse  den 
modernen  Anforderungen  entsprechen  sollen  und  welche  grössten- 
theils  noch  in  Kraft  bestehen;  sollte  man  schon  ein  grösseres 
Material  an  gedruckten  Entwürfen,  Berichten;  Gutachten,  Yet- 
handlungs-  und  Sitzungsberichten,  Motiven,  sowie  in  Bezug  auf 
die  Anwendung  des  Gesetzbuches  in  Sammlungen  von  Entschei- 
dungen und  Commentaren  erwarten  dürfen.  Allein  dem  ist  nicht 
so.  Wohl  haben  einige  Cantone  gut  vorbereitete;  mit  Berichten 
ausgestattete  Entwürfe  oder  gedruckte  Verhandlungen  der  Com- 
missionen  oder  Räthc;  Bulletins  und  anderes  Material;  andere  aber 
entbehren  des  Einen  wie  des  Andern  oder  es  ist  nur  durch  per- 
sönliche Einsichtnahme  im  Manuscript  an  Ort  und  Stelle  zu  ge- 
winnen. 

In  Bezug  auf  Novellen  geben  die  cantonalen  Gesetzessamm- 
lungen Auskunft;  allein  nicht  überall  mit  der  wünschbaren  Ge- 
nauigkeit oder;  wenn  die  Sammlung  erst  nach  Jahren  zu  Stande 
kommt;  nicht  beförderlich  genug.  Manche  Gesetzgeber  haben 
sich  die  Mühe  nicht  verdriessen  lassen;  in  Uebergangsbestim- 
mungen  oder  Abänderungsklauseln  zu  neuen  Entwürfen  oder  Oe- 
setzen  anzuführen;  welche  altem  aufgehoben  seien  oder  in  welchem 
Umfang  sie  noch  gelten;  andere  haben  sich  einfach  mit  dem 
Satze  begnügt;  dass  hiemit  alles  Frühere;  was  dem  Gegenwärtigen 
widerspreche;  aufgehoben  sei.  —  Die  Zeitschrift  für  schweize- 
risches Recht  hat  von  Anbeginn  so  weit  mögUch  alle  neuen  Ge- 
setze registrirt;  von  den  wichtigeren  den  Inhalt  angegeben  und 
Kritik  geübt;  sowie  die  neuen  Gesetzbücher  mit  kurzen  Referaten 
begleitet;  allein  auch  die  Zeitschrift  fand  schon  Gelegenheit;  dar- 
über Klage  zu  fuhren;  dass  sie  nicht  in  dem  wünschbaren  Masse 
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durch  MittheiluBgen  aus  den  Cantonen  unterstützt  werde.  —  Nur 
wenige  Cantone  haben  Commentare  oder  Präjudiciensammlungen 
oder  geben  in  den  Justiz-^  Obergerichts-  oder  Amtsberichten  regel- 
mässig die  wichtigeren  Criminalentscheidungen ;  in  einigen  Can- 
tonen ist  die  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  eine  Folge  des  Criminal- 
nrteils  und  hat  weitere  Bedeutung  nicht.  —  Die  Zeitschrift  flir 
schweizerisches  Recht  hatte  den  Versuch  gemacht,  aus  allen  Can- 
tonen wichtige  Entscheidungen  zu  bringen^  allein  so  verdienstlich 
das  Wenige  ist,  mangelte  zureichende  Unterstützung  aus  den  Can- 
tonen und  manches  grelle  Streiflicht  über  die  cantonale  Strai^ustiz 
ninss  man  aus  Tagesblättem  herleiten.  Sehr  verdienstlich  wären 
berichtigte  Textausgaben  älterer  Gesetzbücher,  wie  sie  z.  B.  Stooss 
für  den  Canton  Bern  geliefert  hat.  —  Es  erübrigt  nach  alledem 
noch  die  persönliche  Erkundigung  bei  Kennern  des  Rechts  in  den 
Cantonen  und  es  ist  dankend  anzuerkennen,  dass  mit  wenigen 
Ausnahmen  Erkundigungen  bereitwillige  Antwort  fanden  und  dass 
die  Archive  meist  mit  grosser  Oefälligkeit  Material  zur  Verfiigung 
stellten,  aber  selbst  hier  blieb  eben  doch  in  manchen  Fällen  zu 
wünschen  übrig.  —  Schnell  hat  in  der  Zeitschrift  fiir  schweize- 
risches Recht  (Bd.  XI)  eine  Uebersicht  und  .Charakteristik  der 
gesetzgeberischen  Publicationen  der  Cantone  „über  den  äussern 
Organismus  der  schweizerischen  Gesetzgebungen"  geliefert  und 
wenn  auch  seither  sich  Vieles  verändert  hat,  so  bleiben  seine 
trefflichen  Bemerkungen  über  mangelhafte  Publication,  über  die 
Botschaften,  Weisungen,  Abschiede,  Gutachten,  Gesetzessamm- 
lungen von  unverändertem  Werth. 

6.  Wenn  wir  einen  Blick  werfen  auf  die  Art,  wie  die  Gesetz- 
bücher entstanden  sind,  wobei  wir  weniger  die  sehr  verschieden- 
artige und  verschiedenwerthige  Thätigkeit  der  Redactoren,  Com- 
missionen,  begutachtenden  Gerichte  und  Fachmänner,  der  Räthe, 
sowie  der  indirect  sehr  einflussreichen  öffentlichen  Stimme  und 
des  gesetzgebenden  souveränen  Volkes  in's  Auge  fassen,  als  viel- 
mehr das  Ergebniss  dieser  Arbeit,  das  fertige  Gesetz,  so  müssen 
wir  trotz  trefflicher  Einzelheiten  und  gemeinsamer  Grundzüge 
grossentheils  bestätigen,  was  Snell  in  der  Zeitschrift  für  schweize- 
risches Recht*  ^über  die  acht  neuen  Entwürfe"  gesagt  hat. 


*  Bd.  V  (1866)  8.  41. 
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„Wer  ein  wenig  mit  den  Rechten  der  Cantone  verkehrt  hat 
der  wird  bald  zur  Ueberzeugung  gelangen,  dass  wohl  jeder  da* 
Stände  eine  vollkommen  ausgeprägte  Sondemator  hat.  Um  so 
mehr  überrascht  ihn  in  diesen  Entwürfen,  dass  so  gar  wenig  in- 
dividuelles Gepräge  vorhanden  ist  und  gar  so  getreu  die  lieben 
deutschen  Lehrtraditibnen  nachgeahmt  sind.  Allerdings  sind  die 
gemeinsamen  Interessen  immer  dieselben  ]  dennoch  ist  es  unglanb- 
lich,  wie  festgerannt  wir  in  den  Ueberlieferungen  unserer  Lehrer 
und  unserer  altem  und  neuem  Bücher  hängen,  wie  selten  in 
diesem  lebensvollen  Gebiete  wir  eigene  Schritte  wagen ;  daher  die 
Abgestandenheit  und  Gleichförmigkeit  der  neuesten  Entwürfe ;  und 
doch  sind  wir  in  der  Schweiz  vorzugsweise  dazu  berufen,  die 
ganz  einfache  aber  volle  Anschauung  unserer  Aufgabe  zu  wagen ; 
wir  haben  ja  überaU  die  Freiheit  und  Leichtigkeit  und  die  Willig- 
keit, in  öffentlichen  Angelegenheiten  zu  helfen.^ 

Was  Schnell  von  den  Entwürfen  beklagt,^  ist  in  den  spätem 
Gesetzen  um  Vieles  besser  geworden,  aber  wie  sich  aus  der  Dar- 
stellung der  Gesetzbücher  der  einzelnen  Cantone  ergeben  wird^ 
oft  noch  zutreffend  und  von  bleibender  Bedeutung.  Wir  können 
in  dieser  Beziehung  3  Klassen  unterscheiden :  1.  die  Gesetzbücher, 
welche  sich  an  das  französische  Recht  anlehnen ;  2.  diejenigen  der 
Cantone  Appenzell  A.  Rh.,  Schwyz,  Glarus^  welche  mit  den  ein- 
fachsten Mitteln  wirklich  landeseigenthümliche  Gesetzbücher  von 
unerreichter  Einfachheit  aufstellten;  3.  diejenigen,  welche  im  An- 
schluss  an  ältere  deutsche  Gesetzbücher  manche  Bestimmungen 
enthalten,  die  als  Rückschritt  bezeichnet  werden  müssen. 

Oft  macht  es  einen  peinlichen  Eindruck,  zu  sehen,  dass  die 
Verfertiger  des  Gesetzes  auch  keine  Ahnung  von  der  Nothwendig- 
keit  gründlicher  Studien,  kein  Bewusstsein  von  der  Eigenart  ihrer 
Aufgabe  und  der  Verschiedenheit  der  gesetzgeberischen  Aufgabe 
für  ihr  Land  oder  von  der  Unerlässlichkeit  einer'  die  schweize- 
rischen Rechte  vergleichenden  und  auf  die  Grundsätze  zurück- 
greifenden Arbeit  haben.  —  Irgend  ein  älteres  Gesetzbuch  wird  zu 
Grunde  gelegt  und  in  sinnloser  Weise  die  platte  Nachahmung 
betrieben.  Schlechtes  oder  Unbedeutendes  aufgenonunen^  Gutes 
weggelassen  oder  verunstaltet  recipirt.  Zuweilen  glaubt  man  sogar, 


*  Vgl.  auch  Mittermaier  im  Arohiv  d.  C.  R.,  1853,  S.  1.  33. 
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alte  Collegienhefte  des  Redactors  wiederzuerkennen;  der  dann  in 
den  Commissionen  und  Käthen  seine  Ansicht  mit  „wissenschaftlicher 
Autorität'^  vertritt.  Die  Sucht  nach  Selbständigkeit  und  Originalität 
gibt  sich  in  der  Entstellung  des  Vorbildes  durch  willkürliche 
Umstellung;.  Weglassung  von  Worten  und  Sätzen^  durch  unbe- 
deutende Zusätze  und  allerlei  Willkürlichkeiten  zu  erkennen^  denn 
der  Schöpfer  eines  Strafgesetzbuches  für  den  Canton  X  will  nicht 
blos  Abschreiber  sein  und  man  soll  ihm  nicht  sagen  können^ 
diese  und  jene  Artikel  sind  wörtlich  irgend  einem  Gesetzbuch 
enthoben.  Und  doch  wäre  es  vom  allergrössten  Interesse  und 
sehr  firuchtbar^  wenn  der  Redactor  über  sein  Vorbild  und  die 
Grunde  abweichender  Behandlung  detaillirte  Rechenschaft  ablegte. 
Bedenkliche  Sätze^  welche  oft  aus  persönlichem  Gutfinden  einem 
fremden  Vorbilde  entnommen  sind  und  von  deren  Tragweite 
weder  der  Redactor  noch  die  Commission  und  die  Räthe  sich 
genügende  Rechenschaft  geben^  werden  ein  erstes  Mal  recipirt, 
dann  wurzeln  sie  sich  in  die  Praxis  ein  und  werden  von  einer 
spätem  Revision  wieder  hinübergenommen  als  eingebürgertes  Recht 
und  gehen  schliesslich  von  diesem  Gesetzbuch  als  bewährt  über 
in  die  Gesetzbücher  anderer  Cantone^  wie  man  z.  B.  diesen  Weg 
mit  dem  Delict  der  erfolglosen  Anstiftung  vom  Gesetzbuch  von 
Hannover  in  das  zürcherische  von  1836  imd  1871  und  von  diesen 
in  die  Gesetzbücher  anderer  Cantone  verfolgen  kann.  —  Hat  sich 
ein  solcher  Satz  erst  einmal  eingenistet^  so  ist  er  nicht  leicht 
wieder  wegzubringen;  er  ist  da  und  an  Beispielen  und  Gründen 
für  seine  Fortexistenz  fehlt  es  nie.  —  Hätten  die  Verfasser  von 
Strafgesetzbüchern;  auf  welche  das  Obengesagte  zutrifft,  die  vor- 
handenen schweizerischen  Gesetzbücher  besser  benutzt  und  unter 
Verwerthung  der  fortgeschrittenen  Wissenschaft  in  ihrer  Eigenart 
fortgebildet;  so  hätte  wesentlich  Besseres  entstehen  müssen,  als 
bei  solcher  schlecht  verstandener  Nachahmung  fremder  Muster. 

7.  a)  Diejenigen  Gesetzbücher;  welche  an  das  französische 
Recht  sich  anlehnen;  zunächst  jene  der  romanischen  CantonC;  wie 
die  von  Neuenburg,  Freiburg  und  Wallis,  neben  welchen  wir 
noch  die  altem  von  Waadt  und  Tessin  nennen  dürfen,  sowie 
jene  der  deutschen  Cantone,  welche  im  Anschluss  an  das  hel- 
vetische Recht  und  den  verbesserten  Code  penal  codificirten,  wie 
die  von  Bern   und  Solothum,  —  haben  EigenthümUchkeiten   und 
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Vorzüge,  welche  theils  allen  gemeinsam  sind,  theik  in  einigen  sich 
besonders  ausprägen.  Sie  haben  —  am  wenigsten  Neuenbürg  — 
bei  aller  Berücksichtigung  des  Code  penal  reichlich  deutsches 
Recht  aufgenommen;  was  sie  aber  vor  Gesetzbüchern,  welche 
■ausschliesslich  deutschen  Mustern  folgten,  aaszeichnet,  ist^  dass  sie 
sich  freihalten  von  doctrinellen  Sätzen  insbesondere  über  Dolos, 
Oulpa,  Versuch  und  Theilnahme,  dass  sie  einfach,  kurz,  präcis 
^efasst  sind,  dass  sie  statt  allgemeiner  Sätze  die  Thatbestände 
häufig  in  Einzelheiten  specificiren  und  in  der  französischen  Weise 
•durch  verschiedene  Ausdrücke  denselben  Gegenstand  oder  ver- 
wandte näher  bestimmen,  dass  sie  in  mehrfacher  Richtung  durch 
dieses  Streben  nach  fester  Begrenzung  und  bestimmter  Bezeich- 
nung das  Strafgebiet  einschränken.  Sie  haben  die  körperliche 
Züchtigung  nicht,  Solothurn  ausgenommen;  aus  ihrer  Reihe  sind 
Neuenburg  und  Freiburg  vorangegangen  mit  Abschaffung  der 
Todesstrafe ;  auf  französischem  Recht  ruht  das  gemeinsame  Institut 
•der  Rehabilitation.  Bei  den  vielfachen  Vorzügen,  welche  der  An- 
schluss  an  das  französische  Recht  zur  Folge  hatte,  sind  dessen 
meist  angefochtene  Mängel  vermieden. 

b)  Eine  eigenthümliche  und  folgewichtige  Richtung  ist  von 
•den  demokratischen  Cantonen  ausgegangen,  welche  mit  den  ein- 
fachsten Mitteln  Resultate  erzielen,  die  einen  radicalen  Bruch  mit 
jenen  sub  6  gekennzeichneten  Nachahmungen  und  eine  origi- 
nelle landeseigenthümliche  und  alter  Rechtsbildung  und  Rechts- 
übung entsprechende  Neuerung  bedeuten,  die  sich  auch  bereits  in 
der  Praxis  bewährt  hat.  —  Die  Richtung  ist  von  ihnen  ausge- 
gangen und  erlangt  in  ihren  Gesetzbüchern  den  prägnantesten 
Ausdruck;  wir  finden  sie  aber  bereits  da  und  dort  in  älteren 
schweizerischen  Gesetzbüchern  mit  der  ausgesprochenen  Tendenz 
auf  Vereinfachung  und  Kürze,  sowie  in  den  neueren  von  Solothurn, 
zum  Theil  von  Graubünden,  Obwalden,  femer  im  Bundesstrafrecht 
und  mit  den  äusserten,  in  dieser  Ausdehnung  wohl  nicht  zu  bil- 
ligenden Consequenzen  im  ersten  Entwurf  eines  neuen  Militärstraf- 
gesetzbuches. Das  Gesetzbuch  von  Appenzdl-Ausserrhoden  ent- 
hält 145,  dasjenige  von  Schwjz  115,  das  von  Glarus  138  Para- 
graphen, Solothurn,  vielfach  ähnhch  verfahrend,  deren  136  über 
Verbrechen.  Das  früheste  ist  dasjenige  von  Appenzell.  Es  kann 
jedoch   nicht   gesagt    werden,    dass    die  jüngeren    Gesetzbücher 
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Nachbildungen  seien^  wenn  auch  ohne  Zweifel  der  Vorgang  jenes 
bestiinmend  einwirkte;  yielmehr  sind  sie  unter  sich,  bei  aller 
Uebereinstimmung  in  Kurze,  Einfachheit,  Weise  der  Strafdrohung, 
Weite  des  richterlichen  Ermessens  und  Auffassung  bestimmter 
Delicte  verschieden  und  von  besonderem  Charakter.  Appenzell  A. 
kt  kurz  gefasst,  behält  aber  in  der  Form  eine  bequeme  volks- 
thumliche  Weise.  Schwyz  wie  A.  A.  Vieles  zusammenfassend,  ist 
von  äusserster,  wirklich  lapidarer  Ki'irze.  Glarus  verbindet  mit 
der  Kürze  die  gewandte  formsichere  Darstellung  und  Anordnung 
des  geschulten  Juristen  und  hat  grössere  Strenge  der  Begriffe  und 
der  Strafdrohungen.  Es  gereichte  diesen  Gesetzbüchern  sehr  zum 
Vortheil,  dass  sie,  ausgehend  von  den  eigenartigen  Bedürfnissen 
des  Landes,  frisch  am  Brunnen  einer  gereinigten  Wissenschaft 
und  einer  durch  Erfahrungen  und  Verbesserungen  gezeitigten  Ge- 
setzgebung schöpften  (was  dem  Entwurf  von  Uri  und  dem  Gesetz 
von  Obwalden  abgeht)  und  sich  nicht  mit  der  Ueberlieferung  eines 
älteren  Gesetzbuches  und  einer  festgenagelten  Praxis  zu  schleppen 
brauchten,  wie  dies  bei  andern  Gesetzbüchern  zweiter  oder  dritter 
Bedaction,  welche  am  Fortschritt  gehemmt  wurden  durch  das 
Festhalten  an  einem  alten  Gesetzestext,  nachtheilig  hervortritt. 
(St.  G.  B.  von  Luzem.) 

Die  Eigenart  dieser  Gesetzbücher  besteht  darin  erstens,  dkss 
sie  grundsätzlich  alle  Minima  weglassen  oder  nur  selten  eine 
Ausnahme  gestatten,  oft  nur  die  Strafart  oder  alternativ  mehrere 
derselben  drohen,  —  zweitens,  dass  sie  eine  bedeutende  Zahl  von 
Unterscheidungen,  an  welche  specielle  strafrechtliche  Folgen 
geknüpft  werden,  weglassen  und  verwandte  Begriffe 
zusammenfassen  innerhalb  des  Rahmens  einer  gemeinsamen 
weiten  Strafdrohung. 

Das  Zweite  ist  eine  Folge  des  Ersten ;  denn  sind  die  Minima 
beseitigt  und  das  richterliche  Ermessen  in  Würdigung  des  concreten 
Falls  das  Entscheidende,  so  ergibt  sich  von  selbst,  dass  gewisse 
Unterscheidungen  mit  eigenem  Strafsatz  innerhalb  jener  allgemeinen 
Strafdrohung  bedeutungslos  im  Gesetz,  wenn  auch  nicht  für  den 
Richter  werden. 

Das  ist  ein  Weitergehen  auf  längst  beschrittenen  Pfaden.  Es 
genügt,  auf  die  Entwicklungsgeschichte  der  Gesetzgebung  und 
Wissenschaft  seit  Feuerbach  hinzuweisen,   um  sagen  zu  können, 
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dasB  jene  Richtung  bankrott  geworden  ist^  welche  Tenneinte, 
durch  Begriffsspaltungen  und  Festsetzung  möglichst  genauer 
Strafgrenzen  für  jeden  Fall  der  Gerechtigkeit  zu  dienen,  denn  in 
der  Praxis  verwandelte  es  sich  in  Unrecht  und  führte  zur  Ver- 
wirrung. —  Die  Grundlage  des  seitherigen  Fortschritts  Uegt  in 
Vereinfachung  und  Erweiterung  der  Strafrahmen  und  des  richter- 
lichen Ermessens.  Welche  Reinigung  hat  sich  vollzogen  von 
Stufe  zu  Stufe  im  allgemeinen  Theil  des  Strafrechts,  wie  sind  im 
Speziellen  die  Verbrechen  der  Tödtung,  des  Eindsmords,  der 
Körperverletzung;  des  Diebstahls,  Betrugs,  der  Brandstifhing  u.  a. 
fortschreitend  von  den  Qualificationsgrunden  befreit  und  im  That- 
bestand  auf  einfachere  Form  gebracht  worden! 

Die  Frage  ist  nur  die:  Hat  sich  diese  Richtung  erschöpft, 
ist  das  Höchste  erreicht  und  ist  ein  Weitergehen,  wie  es  die  ge- 
nannten Cantone  unternommen  haben,  vom  Uebel.  Das  lässt  sich 
jedenfalls  ohne  Weiteres  nicht  behaupten,  wenn  sich  auch  Mängel 
in  Bezug  auf  Vollständigkeit,  weitgehende  Zusammenfassung  und 
Verallgemeinerung  oder  Auflösung  mancher  Begriffe  herausstellen 
und  scheinbar  das  richterliche  Ermessen  zu  weit  geht.  Jederzeit 
ist  gegen  die  Ausscheidung  doctrineller  Begriffe  aus  den  Gesetz- 
büchern der  Ruf  erhoben  worden,  es  werden  historisch  gewordene 
Begriffe  preisgegeben  und  die  Wissenschafllichkeit  verbannt,  und  in 
fast  jedem  derartigen  Verlust  hat  die  Folgezeit  einen  Gtewinn  er- 
blickt. Statt  Verwerfung  ist  Prüfung  geboten,  ob  da»  Höchste 
auf  jenem  Wege  erreicht  sei  oder  ob  nicht  eine  weitere  Verein- 
fachung ohne  Preisgebung  ebenso  einfacher  als  dauemderxund  im 
Wesen  begründeter  Begriffe  möglich  sei.  Das  letzte  Wort  in  der 
Sache  gebührt  der  Erfahrung  und  bisher  lautet  das  Urtheil,  soweit 
diese  Gesetzbücher  in  Geltung  waren,  günstig. 


B.   Die  Bundesgesetzgebung. 

I.  Die  Bundesverfassung  von  1848  in  strafrechtliclier  Beziehung. 

§60.  ä)  Verhältniss  von  Bund  und  Cantonen.  Die 
Bundesverfassung  enthält  wesentUch  das  noch  heute  geltende 
Bundesrecht.  Im  Einzelnen  der  strafrechtlich  relevanten  Satze 
sind  beträchtliche  Veränderungen  durch  die  Bundesverfassung  von 
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1874  eingetreten.  In  Bezug  auf  die  Abweichungen  rechtfertigt 
sich  getrennte,  in  Bezug  auf  Qleichbleibendes  eine  zusammen- 
fassende,  die  Zeitgrenze  ausser  Acht  lassende  Behandlung.^ 

1.  Die  Cantone  sind  souverän,  soweit  ihre  Souveränität 
nicht  durch  die  Bundesverfassung  beschränkt  ist,  und  üben  als 
solche  alle  Rechte  aus,  welche  nicht  der  Bundesgewalt  übertragen 
sind.  (Art.  3.)'  —  Ausfluss  dieser  Souveränität  ist  mit  in 
erster  Linie  die  cantonale  Strafgesetzgebung.  Insofern  der  Bund 
besondere  Interessen  strafrechtlich  zu  schützen  hat,  erlässt  er 
eigene  Bundesgesetze,  wie  das  Bundesstrafrecht,  das  Gesetz  über 
die  Bundesstrafrechtspflege,  das  Militärstrafgesetz,  öder  einzelne 
Gesetze  zum  Schutz  der  fiscalischen  oder  der  politischen  Interessen, 
oder  er  bedroht  die  Uebertretung  bestimmter  Bundesgesetze  oder 
Verträge.  Dass  die  internationale  Strafrechtspflege  in  der  Hand 
des  Bundes  liegen  muss  und  der  Bund  die  Aufsicht  darüber  übt, 
dass  cantonale  Strafgesetze  und  ihre  Anwendung  keine  Verletzung 
der  Bundesverfassung  und  Gesetze  enthalten,  ergibt  sich  von  selbst. 

2.  Es  ist  demnach  trotz  der  Souveränetät  der  Cantone  und 
einer  starken  cantonalen  Strafgesetzgebung  das  Strafrecht  des 
Bundes  theils  selbständig,  theils  durch  die  Einwirkung  auf  das 
Strafrecht  der  Cantone  von  entscheidender  Bedeutung.  Ab  Regel 
gilt,  dass  das  Bundesgesetz  dem  cantonalen  vorangeht,  dass  also 
auch  ersteres  anzuwenden  ist,  wenn  zugleich  das  letztere  über  den 
Gegenstand  bestimmt.^ 

Bei  diesem  Grundsatz  der  Bundesverfassung  von  1874  und 
den  seither  zahlreich  auftretenden,  mit  Strafbestimmungen  ver- 
ebenen  Specialgesetzen  ist  eine  bedeutende  Ausdehnung  des 
Bundesstrafrechts,  wie  anderseits  manche  Beschränkung  des  can- 
tonalen Strafrechts  gegeben  und  es  kann  sich  die  Frage  erheben, 
ob  dieser  Process  nicht  zur  Verkümmerung  der  Justizhoheit  der 
souveränen  Cantone  führe.   Die  vermehrte  Bedeutung  des  Bundes- 


^  Die  eingehendere  Berücksichtigang  der  bundesgerichtlichen  Praxis  und 
ihrer  Einwirkung  aaf  die  cantonale  Strafrechtspflege  fällt  der  folgenden  Periode  zu. 

*  Vgl.  Handbuch  des  Schweiz.  Bundesstaatsrechts  von  J.  J.  Blumei\ 
-•  Aufl.,  herausgegeben  von  J,  Morel,  1877,  Bd.  I,  S.  177. 

'  Vgl.  Art.  2  der  Uebergangsbestimmungen  der  Bundesverfassung  von 
IB74,  Art.  4  der  Bundesverfassung  von  1848.  —  Blumer,  Bundesstrafrecht, 
I,  8.  293. 
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rechts  bringt  allerdings  anderseits  Beschränkungen  mit  sich,  allein 
sowohl  von  Seite  der  Bundesbehdrden^  als  von  Seite  der  Cantone 
wird  ernstlich  darüber  gewacht,  dass  der  Bund  das  ihm  reservirte 
engbegrenzte  Gebiet  nicht  überschreite.  * 

3.  Alle  Schweizer  sind  vor  dem  Gesetze  gleich.  (Art.  4.)* 
Sämmtliche  Cantone  sind  verpflichtet,  alle  Schweizerbürger  in 
Gesetzgebung  und  Gerichtsverfahren  den  Bürgern  des  eigenen 
Cantons  gleich  zu  halten.  (Art.  48.  1874:  Art.  60.)  Folgerichtig 
erscheint  es  als  unzulässig,  dass  die  Strafgesetzbücher  der  Cantone 
eine  verschiedene  Behandlang  der  Cantonsangehörigen  und  der 
Schweizerbürger  anderer  Cantone  im  Sinne  einer  grossem  Belastung 
der  letztem  eintreten  lassen.  Insbesondere  ist  die  Unterscheidung 
der  Schweizerbürger  in  Cantonsfremde  und  Angehörige  mit  Bezog 
auf  Umwandlung  von  Freiheitsstrafen  in  körperliche  Züchtigung 
und  Verweisung  unstatthaft.  Demgemäss  erklärte  der  Bundes- 
rath  das  st.  gallische  Gesetz,  wonach  gegen  Nichteantonsbürger, 
die  weniger  als  zwei  Jahre  Zuchthaus  verwirkt  hatten,  körper- 
liche Züchtigung  und  Kantonsverweisung  eintreten  sollte,  für 
verfassungswidrig,  was  St.  Gallen  zu  einer  Reformatio  in  pejus 
führte,  indem  es  die  Strafumwandlung  zu  Prügeln  auch  auf 
Cantonsangehörige  ausdehnte.  — Andere  Cantone  beseitigten 
einfach  die  -erschwerende  Strafumwandlung  gegen  Nichtcantons- 
bürger.  Als  Freiburg  durch  das  Gesetz  vom  Mai  1860  die  Va*- 
weisung  als  Strafverwandlung  fiir  Nichteantonsbürger  (en 
mettant  Tart.  292  du  code  en  harmonie  avec  la  Constitution  fede- 
rale)  entfernte,  ging  es  selbst  noch  weiter  und  stellte  auch  die 
Angehörigen  derjenigen  Staaten  gleich,  mit  welchen  bezügliche 
Staatsverträge  oder  Concordate  bestehen.  —  Neuenburg  eilte  durch 
Gesetz  vom  22.  Juni  desselben  Jahres  die  Schweizerbürger  den 
Cantonsangehörigen,  gegen  welche  Verweisung  gemäss  Art.  21 
des  Code  ausgeschlossen  war,  gleich  zu  stellen. 

Die  erwähnte  Entscheidung  des  Bundesraths  gegenüber  St  Gal- 
len betreflFend  Gleichstellung  der  Cantons-  und  Schweizerböiger 
fand  ihr  Gegenstück  in  der  Cassation  eines  Urtheils  des  Ober- 
gerichts  von   Luzem  und  in   der  Einladung   an    die   Regierung 

*  Vgl.  nachfolgend  Bundesstrafrecht,  Art  106  der  Bundesverfassung. 

*  Vgl.  Blumer- Morel  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  288  ff.  bes.  Art  48.  —  Art.  4 
ist  im  Recurs  an  das  Bundesgericht  ein  viel  angerufener  Satz. 


31» 

dfö  Cantons;  als  im  Jahr  1860  das  Strafgesetzbuch  einer  Revision 
unterzogen  wurde,  dafiir  zu  sorgen,  dass  die  §§16  und  82  ab- 
geandert  und  bis  zu  erfolgter  Abänderung  ausser  Vollzug  gesetzt 
würden.  Die  angefochtenen  Sätze  lauten:  „Die  Verweisung  darf 
nur  gegen  Cantonsfiremde  ausgesprochen  werden^  (§  16)  und  „Bei 
Xichtcantonsbürgem  kann  die  Ketten-  oder  Zuchthausstrafe  nach 
richterlichem  Ermessen  ganz  oder  zum  Theil  in  Landesverweisung 
in  Verbindung  mit  körperlicher  Züchtigung  oder  Einsperrung  um- 
gewandelt werden"  (§  82). 

Dass  Luzern  in  sein  Strafgesetzbuch  von  1860  trotz  der 
Bundesverfassung  noch  solche  Sätze  aufiiehmen  konnte  *  und  dass 
es  zur  Entkräftung  derselben  eines  directen  Vorgehens  des  Bundes- 
rathes  bedurfte^  bezeugt  ebenso  sehr  die  Unsicherheit  auf  diesem 
Gebiete^  als  die  Hartnäckigkeit;  womit  die  Cantone  am  Her- 
gebrachten festhielten.''  Es  finden  sich  denn  auch  in  den  Straf- 
geBetzbüchem  anderer  Cantone,  nach  der  Bundesverfassung  er- 
lasaen,  ähnliche  Sätze  wie  der  §  16  des  Luzemer  Gesetzes  öder 
bloss  die  Bestimmung,  dass  Cantonsbürger  nicht  verwiesen 
werden  dürfen,  wie  z.  B.  in  Neuenburg  und  Aargau.  Ja  selbst 
nach  der  Bundesverfassung  von  1874,  welche  in  Bezug  auf  Gleich- 
stellung der  Schweizerbürger  unverändert  ist  und  die  Verweisung 
der  Cantonsbürger  ausdrücklich  ausschliesst,  haben  Glarus  tmd 
Schwjz  noch  aufgestellt,  dass  Verbannung  gegen  Bürger  anderer 
Cantone  aus  dem  Canton  stattfinde.^ 

Die  Cantonsverweisung  selbst  konnte  demnach  bis  zur  neuen 
Verfassung  fortbestehen®  und  auch  die  Verwandlung  von  Zucht- 
haus in  Verweisung,  wenn  nur  Cantonsbürger  wie  andere  Schweizer- 
bärger  gehalten  waren.  Ausgeschlossen  war  blos  die  Un- 
gleichheit zwischen  beiden. 

Neben  der  criminellen  Verweisung,  welche  als  Strafe  durch 
die  Gerichte  ausgesprochen  wird,  besteht  noch  die  polizeiliche, 
indem  nach  Art.  41  der  Bundesverfassung  von  1848  die  Nieder- 


*  Vgl.  Bericht  des  Regierungsrathes  vom  22.  Februar  1860,  S.  13. 

'  Vgl.  z.  B.  die  einschlttgigen  Bestimmungen  im  St  G.  B.  von  St.  Gallen. 
'  Vgl.  nachfolgend  Bundesverfassung  von  1874. 

*  Vgl.  Concordat  von  17.  Juni  1812  und  Erläuterungen  vom  U.  Juli  1828. 
^Mil,  Handbuch,  Bd.  I,  S.  256.  263.  —  Vgl.  Hiltyy  die  Landesverweisung 
nach  eidgenössischem  Recht,  a.  a.  O.  —  Zeitschrift  f.  Schweiz.  R.,  XVI,  S.  184. 
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lassung  verweigert  oder  der  Niedergelassene  ausgewiesen  werden 
kann  durch  Verf&gung  der  Polizeibehörden^  wenn  er  die  bürger- 
lichen Rechte  und  Ehren  verloren  hat;  oder  sich  eines  unsittlichen 
Lebenswandels  schuldig  macht,  oder  durch  Verarmung  2sur  Last 
fällt,  oder  schon  oft  wegen  Uebertretung  polizeilicher  Vorschriften 
bestraft  werden  musste.  ^^  —  Hiedurch  blieb  Raum,  Angehörige 
anderer  Cantone,  wenn  sie  ein  Verbrechen  begangen  hatten, 
polizeilich  zu  verweisen,  und  indem  dies  zugelassen  war,  bestand 
factisch  eine  Ungleichheit,  während  blos  ausgeschlossen  war,  dass 
die  Cantone  exceptionelle  Strafbestimmungen  gegen  Cantonsfremde 
aufstellten.^* 

4.  Der  Bund  gewährleistet  den  Cantonen  ihr  Gebiet,  ihre 
Souveränetät  innerhalb  der  Schranken  der  Bundesverfassung,  ihre 
Verfassungen,  die  Freiheit,  die  Rechte  des  Volkes  und  die  vct- 
fassungsmässigen  Rechte  der  Bürger  gleich  den  Rechten  und  Be- 
fugnissen, welche  das  Volk  den  Behörden  übertragen  hat.  (Art  5.) 
Bei  gestörter  Ordnung  im  Innern  oder  wenn  einem  Canton  (Ge- 
fahr droht,  trifft  der  Bund  auf  geschehene  Anzeige  innerhalb  der 
Schranken  seiner  Competenz  die  erforderlichen  Massregeln  und 
wenn  die  Cantonsregierung  ausser  Stande  ist,  Hülfe  anzusprechen, 
80  kann,  und  wenn  die  Sicherheit  der  Schweiz  gefährdet  wird, 
so  soll  die  competente  Bundesbehörde  von  sich  aus  einschreiten. 
(Art.  16.)  —  Diese  Verfassungsbestimmungen  in  Verbindung  mit 
dem  Bundesstrafrecht  eröffnen  zwischen  Bund  und  Cantonen  neue 
Verhältnisse.  Während  früher  die  Strafgesetzbücher  der  Cantone 
in  den  Staatsverbrechen  auch  die  gegen  den  Bund  gerichteten 
Unternehmungen  anführten  und  Angriffe  gegen  die  Cantone  von 
Aussen  her  gerade  so  behandelten,  wie  wenn  sie  selbständige 
Staaten  wären,  fallen  DeUcte  derart  nun  in  das  Qebiet  des 
Bundesstrafrechts  und  selbst  Verbrechen  gegen  die  innere  Ruhe 
und  Sicherheit  der  Cantone  können  unter  Umständen  der  Be- 
urtheilung  durch  eidgenössische  Assisen  unterstellt  werden.  Die 
cantonalen  Gesetzbücher  werden  zum  grossen  Theil  entlastet,  was 
:freilich  nicht  hindert,  dass  manche  die  cantonale  Selbstherrlichkeit 


*®  Vgl.  Bundesverfassung  von  1874,  Art.  46,  wiederholte  Bestrafung  wegeu 
schwerer  Vergehen.  —  Entscheidungen  des  B.  G.  in  restrictivexn  Sinne. 

^*  Vgl.  die  Motivirung  des  bundesrftthlichen  Entscheides  gegen  das  Luzemer 
ürtheil.  —  Vgl.  Hilty,  a.  a.  O.,  S.  93. 
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in  einer  grossartigen  Entfaltung  dieser  Partie  schaustellen.  —  In 
jener  Bestimmung  ist  femer  eine  bundesrechtliche  Praxis  in  Be- 
zug auf  Strafsachen  insofern  angebahnt^  als  die  Garantie  der  Ver- 
&£8ungen  und  der  Rechte  des  Volkes  Entscheidungen  der  Bundes- 
behörden herbeifuhrt,  durch  welche  cantonale  Strafurtheile,  die 
gegen  jene  Rechte  Verstössen,  aufgehoben  und  selbst  Gesetze  be- 
seitigt werden  können.  (Vgl.  Bundesstrafirecht  und  garanürte  Rechte.) 

h)  Verhältniss  zum  Ausland,  S  taats  vertrage 
aber  Auslieferung.  Dem  Bunde  allein  steht  das  Recht  zu, 
Staatsverträge  mit  dem  Ausland  einzugehen.  ^^  (Art.  8.)  Competent 
ist  die  Bundesversammlung.    (Art.  74,  5.) 

1.  Schon  zu  einer  Zeit,  wo  die  Souveränetät  der  Cantone  in 
ihrem  Innern  beinahe  völlig  unbeschränkt  war,  betrachtete  man 
die  Eingehung  von  Staatsverträgen  nach  gewissen  Richtungen 
hin  als  gemeineidgenössische  Sache.  So  wurde  mit  Frank- 
reich der  Vertrag  vom  18.  Juli  1828  über  „verschiedene  nachbar- 
liche, gerichtliche  und  polizeiliche  Verhältnisse" 
nicht  blos  im  Namen  derjenigen  Cantone,  welche  sich  zum 
Beitritt  entschlossen  hatten,  sondern  im  Namen  der  ganzen 
Eidgenossenschaft  vollzogen  und  in  gleicher  Weise  erfolgte 
eine  Abänderung  des  Vertrages,  welcher  sich  auf  Auslieferung 
der  Verbrecher  bezog,  am  30.  September  1833.**  Einer  ein- 
lässUchen  PrüAing  wurde  die  Competenzfrage  bei  Anlass  der 
Genehmigung  der  Staatsverträge  mit  Frankreich  vom  30.  Juni 
1864  unterworfen,  da  mit  Bezug  auf  das  Niederlassungsrecht  und 
den  Schutz  des  literarischen,  künstlerischen  und  gewerblichen 
Eigenthums  den  Franzosen  Rechte  eingeräumt  waren,  welche  die 
Schweizer  nicht  in  gleichem  Masse  besassen,  ja  es  war  gleichsam 
ein  Gesetz  über  die  letztere  Materie  mit  Strafbestimmungen 
und  prozessualischen  Vorschriften  für  die  Schweiz 
aufgestellt.  Aus  den  Erörterungen,  welche  in  den  Räthen  gepflogen 
wurden,  ist  die  Grundanschauung  hervorzuheben,  dass,  wollte  man 
den  Bund  auf  Abschluss  von  Verträgen  über  centralisirte  Materien 
beschränken,  die  Schweiz  sich  der  wichtigsten  Verträge  enthalten 
und  sich  völkerrechtlich  isoliren  müsste ;  es  seien  der  Befugniss  des 

'*  Vgl.  amtliche  Sammlung  der  Entscheidungen  des  Bundesgerichts,   IX^ 
178,2;  Vin,  443,2. 

"^gl.  Snellj  Handbach  des  Schweiz.  Staatsrechts,  Bd.  I,  S.  505. 

P/MHiHffe$;  Schwell.  Straf  recht.  21 
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Bandes  zum  Abschluss  von  Verträgen  nur  Schranken  gesetzt 
durch  die  allgemeinen  in  der  Bundesverfassung  niedergelegten 
Fundamentalbestimmungen  und  durch  Rechte;  die  den  Cantonen  in 
der  Beschränkung  der  Bundesgewalt  durch  die  Bundesv^rfassuDg 
ausdrücklich  garantirt  sind."  —  Durch  die  Annahme  der  Verträge 
war  die  Competenzfrage  dahin  entschieden^  dass  der  Bond  in 
Verti*ägen  mit  auswärtigen  Staaten  auch  über  Gegenstände; 
deren  Regulirung  sonst  den  Cantonen  anheim  gegeben  ist,  ver- 
fugen darf. 

Die  cantonalen  Strafgesetzbücher  enthalten  unter  den  Be- 
Stimmungen  über  das  Herrschaftsgebiet  des  Strafgesetzes  die 
Clausel;  dass  Ausnahmen;  die  durch  das  eidgenössische  Recht, 
völkerrechtliche  Grundsätze  oder  Staatsverträge  festgesetzt  sind, 
vorbehalten  werden.  In  Ausführung  der  Uebereinkunit  zwischen 
der  Schweiz  und  Frankreich  zum  gegenseitigen  Schutz  des  lite- 
rarischen; künstlerischen  und  gewerbUchen  Eigenthums  wurden  in 
den  Cantonen  Gesetze  erlassen. 

2.  Wie  die  Auslieferungsverträge  nur  vom  Bunde  als  Ein- 
heit gegenüber  dem  Ausland  abgeschlossen  werden  können,  so 
kann  es  auch  nur  dem  Bunde  zustehen;  mit  den  auswärtigen 
Regierungen  in  Sachen  zu  verkehren.  Art.  10  der  Bundes- 
verfassung bestimmt:  Der  amtliche  Verkehr  zwischen  Cantonen 
und  auswärtigen  Staatsregierungen,  sowie  ihren  Stellvertretem 
findet  durch  Vermittlung  des  Bundesrathes  statt.  Ueber  die  in 
Art.  9  bezeichneten  Gegenstände  können  jedoch  die  Cantone  mit 
den  untergeordneten  Behörden  und  Beamten  eines  auswärtigen 
Staates  in  unmittelbaren  Verkehr  treten.  —  Es  sind  daher  Aus- 
lieferungsbegehreu;  welche  einzelne  Cantone  an  auswärtige  Staaten 
zu  stellen  haben;  durch  den  Bundcsrath  zu  vermitteln,  wie  ander- 
seits Auslieferungsbegehren,  welche  auswärtige  Regierungen  an 
die  Schweiz  stellen;  an  den  Bundesrath  zu  adressiren  sind.  Da- 
gegen können  ohne  diplomatische  Vermittlung  vorläufige  Mass- 
regelu;  wenn  Gefahr  im  Verzug  ist;  z.  B.  Verhaftungen,  un- 
mittelbar bei  den  Polizeibehörden  auswärtiger  Staaten  beantragt 
werden.  Der  Bundesrath  sah  sich  mehrfach  veranlasst;  wegen 
MissgriflFen  (wovon   die  Berichte   des  Justizdepartements  Zeugniss 


»*  Vgl.  BlumerMorel,  Bd.  I,  S.  201  ff. 
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abl^n),   dieses  Verhältniss   den  Cantonen  und  Gerichtsbehörden 
wieder  in  Erinnerung  zu  bringen. 

3.  Die  Entscheidung  darüber^  ob  einem  gestellten  Aus- 
lieferungsbegehren  zu  entsprechen  sei  oder  nicht^  stand  seit  der 
ßondesverfassung  von  1848  in  allen  Fällen  dem  Bundesrathe  zu^ 
der  die  völkerrechtlichen  Beziehungen  der  Schweiz  zu  wahren  und 
für  die  Handhabung  der  eingegangenen  Verträge  zu  sorgen  hat. 
Er  untersuchte;  ob  die  Voraussetzungen  der  Auslieferung  vorhanden 
seien,  und  richtete,  wenn  er  alle  Bedingungen  erfiillt  fand,  an  den 
Canton,  in  welchem  sich  das  requirirte  Individuum  befand,  die 
Einladung,  dem  Begehren  Folge  zu  leisten.  Erachtete  er  dagegen 
das  Gesuch  als  nicht  begründet,  so  lehnte  er  dasselbe  von  sich 
aus  ab.  Nach  Art  113  der  Bundesverfassung  von  1874  und 
Art.  58  des  Bnndesgesetzes  über  die  Organisation  der  Bundes- 
rechtspflege entscheidet  das  Bundesgericht  in  Fällen,  wo  die  An- 
wendbarkeit des  betreffenden  Staatsverti*ags  bestritten  wird. 

Wenn  das  Auslieferungsbegehren  sich  nicht  auf  einen  Staats- 
vertrag stutzt,  sei  es,  dass  kein  Vertrag  zwischen  den  beiden  Staaten 
besteht  oder  dass  es  sich  auf  ein  Verbrechen  bezieht,  welches  im 
Auslieferungsvertrag  nicht  genannt  ist,  so  hat  sich  der  Bundesrath 
in  solchen  Fällen  immer  darauf  beschränkt,  dem  angesprochenen 
Canton  die  Entscheidung  zu  überlassen. 

4.  Die  Auslieferungsverträge  der  Schweiz  mit  aus- 
wärtigen Staaten  wurden  vor  der  Bundesverfassung  von  1848  im 
Namen  derjenigen  Cantone  abgeschlossen,  welche  den  Beitritt  er- 
klärten, so  die  Verträge  mit  Baden  von  1808  (nicht  beigetreten 
ist  Genf),  mit  Frankreich  vom  18.  Juli  1828  imd  30.  September 
1833,  mit  Sardinien  vom  28.  April  1843  (ohne  Basel,  Appenzell 
und  Genf)  •,  als  dieser  Vertrag  auf  ganz  Italien  ausgedehnt  wurde, 
erklärte  ihn  die  Bundesversammlung  auch  filr  die  ganze  Schweiz 
verbindlich;  mit  Belgien  vom  14.  September  1846.  Sämmtliche 
Verträge  sind  durch  neue  ersetzt.^* 

Seit  1848  wurden  Verträge  zwischen  der  Schweiz  und  folgen- 
den Staaten  abgeschlossen: 
1.  Nordamerika  (25.  Nov.  1850,  ratif.  den  21.  JuU  1855.    Eidg. 
Sammlung  Bd.  V,  S.  217). 


»'  Vgl.  über  diese  Verträge  Zeitschrift  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  II,  S.  110. 
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2.  Bayern  (28.  Juni  1851  und  16.  Nov.  1868.  UI,  219.  IX,  650}. 

3.  Niederlande  (21.  Dec.  1853.   IV,   98.    115.    193). 

4.  Oesterreich  (17.  Juli  1855.   V,  188.    187). 

5.  Baden  (29.  Oct.  1864.    VIII,  206).  Vereinbarung  betr.  Aus- 

lieferung von  Gefangenen.   Bundesblatt  1869.   III,  6%. 

6.  Italien   (22.  Juli  1868.  IX,  732.    Zusatzartikel  1.  Juli  1873. 

XI,  294).    Uebergabe  bei  Auslieferung:  16.  Febr.  1881. 

7.  Frankreich  (9.  Juli  1869.  X,  35.  Erläuterndes  Kreisschreiben 

vom  14.  Jan.  1870.  B.  B.  1870. 1,  61.  und  VH,  461  .offic.  S..). 

8.  Portugal  (30.  Oct.  1873  n.  f.  I,  161). 

9.  Russland  (17.  Nov.  1873.   I,  410). 

10.  Deutsches  Reich  (24.  Jan.  1874.   n.  f.  82). 

11.  Belgien    (13.  Mai  1874.   I,  59.     Abänderung  vom  11,  Sept 

1882.   VI,  617). 

12.  Luxemburg  (10.  Febr.  1876.   H,  120). 

13.  Grossbritannien  (28.  Nov.  1874.  I,  356.)    Neuer  Auslieferungs- 

vertrag (26.  Nov.  1880.  V,  313). 

14.  Spanien  (31.  Aug.  1883.   VII,  357). 

15.  Salvador  (30.  Oct.  1883.   VII,  694). 

16.  Monaco  (10.  Dec.  1885.   VIII,  467). 

Literatur.  Blumer y  Bundesstaatsrecht  Bd.  II,  1864,  S.  278. 
Rössel,  les  traites  d'extradition  de  la  suisse  1879.  (Diss.)  Zeit- 
schrift f.  Schweiz.  R.,  Bd.  V,  S.  96  ff.  Vertrag  mit  Nord- 
amerika, Oesterreich,  Sardinien.  Bd.  11,  S.  110,  Vertrag  mit 
Bayern.  Bd.  XI,  S.  199,  mit  Sardinien.  Bd.  XIII,  S.  156,  mit  Baden. 
Bd.  XVII,  S.  111,  mit  Italien.  Bd.  XVHI,  S.  125,  mit  Frankreich: 
mit  Belgien.  Bd.  XIX,  Erweiterung  des  Verti'ags  mit  Belgien.  Ver- 
trag mit  Deutschland  und  Russland;  mit  Italien  (Zusatzartikel >; 
mit  Portugal.  Bd.  XX,  Vertrag  mit  England;  mit  Luxemburg. 
Bd.  XXII,  S.  96,  Vertrag  mit  England.  Bd.  XXIV,  mit  Belgien 
(Aenderung).  Bd.  IV,  n.  f.  S.  339,  mit  Spanien ;  S.  396,  mit  Sal- 
vador. 

Praxis.  Ullmer,  die  staatsrechtliche- Praxis  der  schweize- 
rischen Bundesbehörden  aus  den  Jahrgängen  1848 — 1863.  2  Bde. 
1862.  1866.  —  Die  jährlichen  Geschäftsberichte  des  eidgenössischen 
Justiz-  und  PoHzeidepartements  liefern  ein  reiches  MateriaL  —  Ent- 
scheidungen des  schweizerischen  Bundesgerichts.  Amtliche  Samm- 
lung, Lausanne  1875  ff.  —  Hafner^Q  Qeneralregister  %n  Bd.  I— X 
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(1875 — 1885)  der  amtlichen  Sammlung,  S.  119  ff.:  Entscheidungen 
betreffend  die  Auslieferungsverträge  mit  Deutschland,  Frankreich, 
Grossbritannien,  den  Niederlanden  und  S.  74.  75  betreffend  §  58 
des  Organisationsgesetzes  von  1874  über  Auslieferung. 

c)  Verhältniss  der  Cantone  unter  sich,  Con- 
cordate  und  Bundesgesetze.  —  Die  Cantone  können  Con- 
cordate  abschliessen  über  Gegenstande  der  Gesetzgebung,  des 
Gerichtswesens  und  der  Verwaltung;  jedoch  haben  sie  dieselben 
der  Bundesbehörde  zur  Einsicht  vorzulegen,  welche  prüft,  ob  sie 
etwas  dem  Bunde  oder  den  Rechten  anderer  Cantone  'Zuwider- 
laufendes enthalten.  Unter  derselben  Voraussetzung  haben  die 
Cantone  ausnahmsweise  die  Befugniss,  Verträge  über  Gegenstände 
der  Staatswirthschaft,  des  nachbarlichen  Verkehrs  und  der  Polizei 
mit  dem  Auslande  abzuschliessen,  Art.  7.  9.  74.  Streitigkeiten 
zwischen  den  Cantonen  über  die  Auslegung  und  Anwendung  der 
unter  ihnen  bestehenden  Verträge  entschied  bis  zur  Verfassung 
von  1874  der  Bundesrath. 

1.  Von  Concordaten  strafrechtlichen  Inhalts  unter  den  Can- 
tonen sind  vor  allem  zu  nennen  diejenigen  von  1809  und  1818 
^^betreffend  die  Ausschreibung,  Verfolgung,  Festsetzung  und  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  oder  Beschuldigten ;  die  diesfälligen  Kosten ; 
die  Verhöre  und  Evocation  von  Zeugen  in  Criminal&Uen  und  die 
Restitution  gestohlener  Effecten."*^  —  Durch  diese  Concordate  erst 
ist  der  Grundsatz  der  Auslieferung  der  Verbrecher  von  Regierung 
zu  Regierung  zu  voller  Anerkennung  gelangt,  nachdem  er  in 
der  Praxis  allmälig  sich  Bahn  gebrochen.  Noch  die  Mediations- 
verfassung von  1803  hatte  sich  damit  begnügt,  in  Art.  8  den 
Satz  aufzustellen,  dass  kein  Canton  dem  durch  einen  andern  ver- 
urtheilten  Verbrecher  Aufenthalt  gestatten  dürfe,  ähnlich  wie  schon 
die  ersten  Bünde  das  Hausen  und  Höfen  eines  verurtheilten  und 
verrufenen  Missethäters  von  Ort  zu  Ort  untersagt  hatten. 

Das  Concordat  von  1809  (bestätigt  1818)  bildet  dem- 
nach die  Grundlage  des  bestehenden  Auslieferungsrechtes,  welche 


*•  Snell,  Handbuch  d.  Schweiz.  Staatsrechts,  Bd.  I,  S.  248.  Das  C.  wurde 
angenommen  von  20  Cantonen,  —  bedingungsweise  von  Waadt  und  Genf. 
(Beschränkung  auf  bestimmte  Verbrechen,  Ausschluss  von  Zwangsmitteln  in 
der  Untersuchung,  Erfordernisse  gegenüber  „Angeschuldigten",  Stellung  von 
Zeugen.    Snell,  S.  254. 
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bei  Ausarbeitung  des  Bundesgesetzes  über  diese  Materie  (gemäss 
Art.  55  der  Bundesverfassung)  vielfach  berücksichtigt  werden  musste ; 
zum  Theil  besteht  es  noch,  in  Kraft.     (Zeugenverhöre,  Nacheile/) 

Das  Bundesgesetz  vom  24.  Juli  1852"  über  Aus- 
lieferung von  „Verbrechern  und  Angeschuldigten^  bezeichnet  als 
Verbrechen,  für  welche  Auslieferung  stattfinden  soll,  Mord,  Kinds- 
mord;  Todschlag  und  Tödtung  durch  Fahrlässigkeit;  Abtreibung; 
und  Aussetzung,  Brandstiftung,  Raub,  Erpressung,  Diebstahl,  Unt^- 
schlagung,  Pfandunterschlagung,  Betrug,  betrüglicher  Bankrott, 
böswillige  Eigenthumsschädigung  mit  Ausnahme  unbedeutender 
Fälle;  schwere  Körperverletzung,  Nothzucht,  Blutschande,  wider- 
natürliche Unzucht,  Bigamie,  Menschenraub,  Entfuhrung,  Unter- 
drückung des  Familienstandes,  Anmassung  eines  fremden  Familien- 
standes, Bestechung,  Missbrauch  der  Amtsgewalt,  Anmassung 
derselben,  Fälschung,  Meineid,  falsches  Zeugniss,  falsche  Anklage 
in  Bezug  auf  die  genannten  Verbrechen,  Münzfälschung  und  Ver- 
wandtes. 

Ausgenommen  von  der  Auslieferungspfiicht  sind  poUtiscbe 
Vergehen  und  Pressvergehen"  (Art.  55  der  Bundesverfiassung), 
da  es  bei  den  verschiedenen  politischen  Ansichten,  welche  in  den 
Cantonen  walten,  nicht  anginge,  dass  ein  Mann,  der  in  seinem 
Canton  als  Staatsverbrecher  verfolgt,  in  einem  andern  dagegoi 
vielleicht  als  mannhafter  Verfechter  seiner  Ueberzeugung  bewundert 
und  hochgepriesen  wird,  von  der  Behörde  des  letztem  ausgeliefert 
werden  müsste.^^ 

Eine  weitere  Ausnahme  besteht  darin,  dass  Personen,  welche 
in  dem  angesprochenen  Canton  verbürgert  oder  niedergelassen  sind, 
nicht  ausgeliefert  werden  müssen,  wenn  der  Canton  sich  ver- 
pflichtet, dieselben  nach  seinen  Gesetzen  zu  bestrafen  oder  eine 
bereits  über  sie  verhängte  Strafe  vollziehen  zu  lassen ;  im  letztem 
Falle  hat  der  angesprochene  Staat  immerhin  die  Wahl,  statt  dessen 
ein  neues  Verfahren  anzuordnen. 


"  Officielle  Sammlung,  Bd.  III,  8.  161.  —  Vgl.  ScTiauberg,  Zeitochrift 
f.  Schweiz.  B.,  Bd.  XVI,  S.  114. 

'^  Dem  Beispiele  der  Schweiz  folgte  anch  das  deotsche  Gesetz  Ton  1869. 
Dagegen  setzte  es  in  den  andern  Fällen  die  Auslieferang  der  eigenen  An- 
gehörigen fest. 

"  Vgl.  Blumer-Morel,  Bd.  I,  S.  254. 
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Diese  Beschränkung  der  Auslieferungspflicht  zu  Ungunsten 
des  forum  delicti;  welche  im  internationalen  Verkehr  ihre  Begrünr 
dang  in  den  Souveränitätsrechten  und  in  der  Verschiedenheit  der 
Landesrechte  hat,  scheint  im  Bundesstaat  ohne  Sinn  zu  sein,  und 
doch  ist  sie  ebenso  begründet  wie  dort;  da  die  Strafdrohungen 
und  Strafinittel  sowie  das  Verfahren  die  grössten  Verschiedenheiten 
zeigen  und  kein  Canton  mit  mildem  Strafrecht  und  modernen 
Processgrondsätzen  seine  Angehörigen  einem  andern  ausliefern 
kann,  der  noch  in  der  Blüthe  des  inquisitorischen  Verfahrens^ 
steht  und  Prügel  und  Todesstrafe  kennt. 

Das  Recht  der  CantonC;  die  AusUeferung  des  Angehörigen 
zu  verweigern^  wenn  sie  die  Bestrafung  selbst  an  die  Hand  neh- 
men, schhesst  aus,  dass  der  requirirende  Canton  ein  Contumaz- 
urtheil  erlasse,  oder  (wie  im  Fall  Grübler)  die  Betretung  ab- 
warte, um  die  Gewalt  über  den  Angeschuldigten  zu  gewinnen; 
vielmehr  ist  der  Canton  gehalten,  ein  förmliches  Auslieferungs- 
gesuch zu  stellen  und  vom  Heimatcanton  Recht  zu  nehmen.*^ 

Der  Heimatcanton  ist  zur  Auslieferung  nicht  verpflichtet, 
aber  er  kann  sie,  wenn  das  cantonale  Recht  es  zulässt,  bewiUigen, 
was  denn  auch  innerhalb  dieser  Grenzen  schon  um  der  Kosten 
und  Lasten  und  der  Vorzüge  der  Verhandlung  am  Orte  der  That 
willen  geschieht. 

Das  Recht,  die  Auslieferung  der  Cantonsangehörigen  zu  ver- 
weigern, kommt  endlich  in  Frage,  wo  es  sich  um  mehrere  Mit- 
schuldige handelt  und  die  Einheit  des  Processes  die  Auslieferung 
SQ  den  Canton,  der  den  Hauptthäter  beurtheilt,  fordert.  Art.  4 
des  Gesetzes  bestimmt,  dass  bei  einem  in  mehreren  Cantonen 
begangenen  Verbrechen  derjenige  Canton,  in  welchem  die  Haupt- 
handlung verübt  wurde,  berechtigt  sei,  die  Auslieferung  aller  Mit- 
^huldigen  zu  verlangen,  und  demnach  dürfte  auch  die  Ausliefe- 
ning  der  Cantonsangehörigen  nicht  verweigert  werden.  —  Die 
Ansicht  der  Räthe  gab  sich  verschieden  kund.  Während  der 
Bundesrath  die  processualische  Zweckmässigkeit  fär  unbedingte 
Geltung  des  Art  4,  2  entscheiden  Hess,  welcher  Auffassung  auch 
der  Nationalrath  beipflichtete,  äusserte  sich  der  Ständerath  im 
Sinne  der  herrschenden  Geltung  des  Satzes,  dass  Auslieferung  der 

**  §  5  des  Gesetzes  schliesst  zwar  Zwangsmittel  von  der  Untersuchung  aus. 
"  VgL  SeJiaüberg,  a.  a.  O.,  S.  148. 
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Angehörigen  in  jedem  und  speciell  im  Fall  der  Mitschuld  ver- 
weigert werden  könne.  —  Wenn  eine  Person  in  verschiedenen 
Cantonen  mehrerer  verübter  Verbrechen  angeschuldigt  ist,  so  soll 
die  Auslieferung  zuerst  an  denjenigen  Canton  stattfinden,  in  wel- 
chem das  schwerste  derselben  verübt  wurde.  Ein  grosser  Uebel- 
stand  ist  mit  der  cantonalen  Straf  hohheit  und  dieser  Auslieferangs- 
praxis  insofeiTi  verbunden,  als  die  in  den  einzelnen  Cantonen 
geltenden  Grundsätze  über  Concurrenz  bei  denjenigen  Delicten, 
die  in  mehreren  Cantonen  begangen  werden,  nicht  zur  Geltung 
kommen  und  cumulativ  die  Strafen  so  gehäuft  werden,  dass  die 
Summe  derselben  das  Mehrfache  dessen  übersteigt,  was  ausge- 
sprochen werden  könnte,  wenn  alle  Verbrechen  in  einem  Canton  be- 
gangen worden  wären  (wie  z.  B.  in  den  Fällen  Lipp  und  Thali}. 

Nach  Art.  6  des  Gesetzes  sind  mit  dem  Angeschuldigten 
auch  die  bei  ihm  vorgefundenen  Wahrzeichen,  sowie  die  noch 
vorhandenen  Objecto  des  Verbrechens,  z.  B.  gestohlene  Sachen, 
abzuliefern.  Ist  aber  das  Geld,  welches  sich  auf  dem  Verbrecher 
findet,  nicht  selbst  Object  des  Verbrechens,  sondern  nur  Erlös 
von  gestohlener  Waare,  welche  der  Käufer  zurückgeben  muss, 
so  hat  die  requirirende  Regierung  auf  jenes  Geld  keinen  An- 
spruch. —  Befinden  sich  jene  Objecto  in  den  Händen  von  Dritten, 
so  sind  dieselben  für  den  Zweck  der  strafrechtlichen  Unter- 
suchung auf  dem  Wege  der  amtlichen  Requisition  beizubringen; 
werden  sie  vom  Geschädigten  herausverlangt,  so  muss  der 
Weg  des  ordentlichen  Civilprocesses  gegen  den  dritten  Besitzer, 
vorausgesetzt,  dass  derselbe  nicht  als  Theilnehmer  sich 
qualificirt,  betreten  werden. 

2.  Das  Verfahren  bei  der  Auslieferung **^  ist  im  zweiten  Ab- 
schnitt des  Gesetzes  in  Anlehnung  an  das  Concordat  folgendermas- 
sen  geordnet.  Die  Polizeibehörden  und  Beamten  aller  Cantone  sind 
verpflichtet,  die  ausgeschriebene  Person  im  Falle  der  Betretang 
vorläufig  zu  verhaften  und  der  requirirenden  Behörde  sofort  Kennt- 
niss  zu  geben.  Nach  Art.  8  ist  dem  Verfolgten  zu  eröf&en,  dass, 
von  wem  und  warum  er  ausgeschrieben  sei  \  erhebt  er  keine  Ein- 
sprache gegen  die  Auslieferung,  so  kann  diese  sofort  stattfinden» 
erhebt   er  sie,   so   hat   der   ausschreibende  Canton   ein   förmliches 


tt 


Vgl.  Zeitschrift  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XVI,  S.  147. 
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Aoslieferongsgesuch;  begründet  durch  die  Bescheinigung,  dass  der 
Verfolgte  entweder  wegen  einem  der  im  Vertrag  genannten  Ver- 
brechen verurtheilt  worden  sei,  oder  dass  hinreichende  Verdacht 
gründe  für  Begehung  eines  solchen  Verbrechens  gegen  ihn  vor- 
liegen. Die  angefragte  Regierung  hat  das  Recht,  Mittheilung  der 
Untersuchungsacten  zu  verlangen.  Wird  die  Auslieferung  ver- 
weigert oder  bestritten,  so  entscheidet  der  Bundesrath  (1874  das 
B.  G.  Vgl.  Entschdgn.,  Bd.  IV,  S.  235).  Die  requirirende  Regie- 
rung kann,  wenn  für  die  Verweigerung  der  Auslieferung  entschieden 
wird,  auch  zu  einer  Entschädigung  an  den  Angeschuldigten, 
wenn  dieser  grundlos  verhaftet  wurde,  angehalten  werden. 

Wenn  .die  gerichtliche  Untersuchung  in  dem  einen  Canton 
Verbrechen  aufdeckt,  welche  in  einem  andern  begangen  wur- 
den, so  ist  der  Regierung  dieses  letztem  die  Anzeige  zu  machen 
und  die  Auslieferung  anzutragen  und  zwar  fallt  gar  nicht  in  Be- 
tracht, ob  der  Angeschuldigte  Angehöriger  eines  dritten  Cantons, 
dem  Ansprüche  auf  Grund  der  Angehörigkeit  nicht  zustehen,  sei.** 

Hat  die  Auslieferung  stattgefunden,  so  kann  die  Frage  ent- 
stehen, ob  das  gegen  den  Angeschuldigten  eingeleitete  Strafver- 
fahren sich  auf  diejenigen  Verbrechen  zu  beschränken  habe,  wegen 
deren  die  Auslieferung  verlangt  worden  ist,  oder  ob  es  sich  auch 
auf  andere,  schon  vor  der  Auslieferung  verübte  strafbare  Hand- 
lungen erstrecken  dürfe.  Nach  der  Analogie  internationaler  Ver- 
träge ist  eine  Ausdehnung  derart  nur  mit  Zustimmung  der  aus- 
liefernden Regierung  statthaft,  denn  sie  ist  das  einzige  Mittel,  zu 
verhüten,  dass  nicht  auch  Bestrafung  eintrete  für  Vergehen,  wegen 
deren  die  Auslieferung  hätte  abgelehnt  werden  können. 

Mit  Bezug  auf  Zeugenverhöre  gelten  noch  die  Bestimmungen 
des  Concordats  (Art.  19.  20.  Art.  23  des  B.  Ges.),  woneben 
der  Vorbehalt  Genfs**  „dans  le  cas  d^evocation  d'un  temoin, 
s*il  se  trouvait  complice,  il  sera.renvoye  par  devant  son  juge 
naturel,  au  frais  du  Gouvernement  qui  Faurait  appel6,"  —  in 
einem  Specialfalle  als  verbindlich  für  alle  Cantone  erklärt  wurde. 
Als  Regel  gilt,  dass  wenn  die  Einvernahme  von  Zeugen,  die  in 
einem  andern  Canton  wohnen,  als  nothwendig  erscheint,  dieselben 
vor  dem  Richter   ihres  Wohnorts   zu  verhören   sind;    in  „ausser- 

"  Vgl.  Schauberg  in  Zeitochrift  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XVI,  S.  147. 

»*  Snell,  StaAtsrecht,  Bd.  I,  S.  254.  —  Vgl.  Zeitschrift,  Bd.  XVI,  153.  161. 
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ordentlichen  Fällen^  kann  die  persönliche  Stellung  des  Zeugen 
begehrt  werden^  was  durch  das  öffentlich  mündliche  Verfahren, 
die  geringen  Distanzen  und  die  Leichtigkeit  des  Verkehrs  zu 
einem  ordentlichen  Vorgehen  bereits  da  geworden  ist,  wo 
die  Schwere  der  That  und  die  Bedeutung  des  Zeugen  nach  dem 
Ermessen  des  Richters  es  verlangen.  Persönliche  Zeugenstellang 
hat  jedenfalls  bei  den  angeftihrten  Verbrechen,  für  welche  Aus- 
Ueferung  bewiUigt  werden  muss,  zu  erfolgen. 

Das  Bedürfniss  einer  Verständigung  zwischen  den  Cantonen 
über  die  Gebühren  fär  Zeugenvorladungen  und  Untersuchnngs- 
handlungen  aller  Art,  welche  auf  Requisition  vorgenommen  werden, 
führte  zu  einer  bundesgesetzlichen  Regelung  des  Gegenstandes, 
welche  in  der  Ergänzung  des  Auslieferungsgesetzes  vom  2.  Febroar 
1872  in  dem  Sinne  gegeben  ist,  dass  der  requirirte  Canton  keinerlei 
Gebühren  noch  Auslagen  (vorbehalten  wissenschaftliche  Expertisen) 
zu  fordern  hat.  Das  Bundesgesetz  vom  24.  Juli  1867  betreffend 
Abänderung  des  Gesetzes  von  1852  normirt  die  Kostenvergütung 
für  Transport  und  Unterhalt  Gefangener.**^ 

Von  den  altern  Concordaten  sei  noch  erwähnt  das  Concordat 
vom  7.  Juni  1810  über  Stellung  in  Polizeifällen  auf  Requisition; 
das  Concordat  vom  17.  Juni  1812  betreffend  Verfügungen  gegen 
Gauner,  Landstreicher  etc.,  dessen  Art.  3  die  Verbannung  sicher- 
heitsgefährlicher Schweizer  ausschliesst  und  Einsperrung  zur  Pflicht 
macht.    Art.  4  empfiehlt  Strafcolonien  und  Concordatszuchthäoser. 

3.  Das  Concordat  wegen  gegenseitiger  Stellung  der 
Fehlbaren  in  Polizei  fällen  vom  7.  Juni  1810"  lautet  ein- 
fach :  Die  concordirenden  Stände  wollen  bei  allgemein  anerkannten 
Polizeivergehen  die  aus  alteidgenössischer  Uebung  hervorgegangene 
Stellung  der  Schuldigen  auf  fbrmliche  Requisition  hin  gestatten. 
Aargau,  Waadt,  Wallis  und  Genf  blieben  dem  Concordat  fern 
und  die  andern  Cantone  handhabten  dasselbe  so  verschieden,  als 
dessen  Kürze  und  Unbestimmtheit  verschiedene  Deutungen  zuUess. 
Was  heisst  Polizeivergehen?  Sind  schwerere  bestimmte  Vergehen 
gemeint  oder  auch  alle  Uebertretungen?  Was  heisst  Stellung? 
Auslieferung.     Der  Grund  des  Gesetzes   war  offenbar,   die  Straf- 


**  Vgl.  Zeitschrift  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XVII. 
«•  Snell,  Handbuch,  Bd.  I,  8.  265. 
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losigkeit  in  denjenigen  Fällen,  welche  das  Concordat  über  Aus- 
lieferung von  Yerbrechem  und  Beschuldigten  nicht  umfasste,  zu 
veihüten.  Sobald  aber  Auslieferung  bei  geringem  Polizeivergehen 
stattfinden  sollte,  ergab  sich  ein  Aufwand  von  Mitteln,  der  in 
keinem  Yerhältniss  zum  Delict  mehr  stand  und  die  Auslieferung 
konnte  stärker  treffen  als  die  geringe  Strafe.^^ 

Es  schlössen  daher  die  Cantone  weitere  Concordate  unter 
sich;  so  Bern  und  Freiburg  vom  15.  und  26.  August  1825,  er- 
läutert durch  Ereisschreiben  von  1837,  wonach  nicht  bloss  Ro- 
gatorialcitation  an  den  Beschuldigten,  sondern  nöthigenfalls  selbst 
die  Stellung  vor  den  rogirenden  Richter  gegenseitig  zugestanden 
wurde;  letzteres  jedoch  blieb  bestrittenen  Falls  abhängig  von  der 
Einwilligung  des  Regierungsrathes.  Die  herrschende  Verschieden- 
heit veranlasste  einen  weitem  Zusatz  von  1840  (dem  jedoch 
andere  Concordatscantone  nicht  beitraten)  des  Inhalts,  dass  Stel- 
lung bloss  amtliche  Insinuation  bedeute  und  Anwendung  von 
Zwangsmassregeln  zur  wirklichen  Stellung  vor  der  Behörde,  welche 
die  Requisition  verlangt  hatte,  unzulässig  sei.  Damit  war  die 
Rechtsunsicherheit  auf  die  Spitze  getrieben  und  abermals  Ver- 
anlassung zu  Concordaten  unter  einzelnen  Cantonen  gegeben, 
welche  wirklich  die  Verpflichtung  zu  zwangsweiser  Stellung 
eingingen  —  jedoch  nur  in  bestimmten  Fällen.  Concordat 
zwischen  Bern  und  Solothum  vom  6.  April  1853.  Bern  und 
Luzem  1856.  Bern  und  Aargau  1867.**  Bern  und  Obwalden. 
Bern  und  Zürich.**  Bern  und  Basel.  Zwischen  Thurgau  und 
St.  Gallen  besteht  ein  Concordat  seit  dem  5.  Mai  1845. 

Den  richtigen  Weg,  geringerer  Uebertretung  wegen  die  Voll- 
ziehung aussercantonaler  Urtheile  zuzugestehen,  haben  später  andere 
Cantone  eingeschlagen.  So  haben  1865  Luzem '^  und  Aargau  die 
Uebereinkunft  getroffen,  dass  die  Regierungen  beider  Cantone  die 
erlassenen  Polizeistrafiirtheile  des  andern  sowohl  gegen  eigene  wie 
gegen  Angehörige  des  andern  Cantons  vollziehen  lassen,  wie  wenn 


"  Ygl  Bundesblatt  1866,  II,  S.  104. 

"  Vgl.  Schauberg  in  Zeitschrift  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XVI,  8.  213  ff.  — 
Zeitschrift,  Bd.  XVII,  8.  111;  Bd.  XIV,  8.  140. 

**  Zeitschrift,  Bd.  XXI,  8.  290. 

^  Das  Obergericht  Lnzerns  hat  zuerst  in  seinem  Rechenschaftsbericht 
für  1865  diese  Ansicht  vertreten. 
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sie  von  den  eigenen  Gerichten  ausgesprochen  worden  wären. 
Appenzell  und  St.  Gallen^  Uebereinkunft  vom  11.  Februar  1881.** 
—  lieber  verschiedene  strafrechtliche  Gegenstände^  wie  Zusteliang 
der  Strafurtheile,  Benutzung  der  Strafanstalten,  Errichtung  von 
intercantonalen  Rettungsanstalten  für  jugendliche  Verbrecher,  *- 
gemeinsames  Vorgehen  gegenüber  den  Ausschreitungen  der  Heils- 
armee ®'  u.  a.  sind  zwischen  einzelnen  Cantonen  Uebereinkommen 
getroffen  worden. 

4.  Das  Concordat  über  den  Schutz  des  schrift- 
stellerischen und  künstlerischen  Eigenthums  vom  3.  De- 
cember  1856.'*  Ausser  in  Genf  und  Solothum  waren  Künstler  und 
Schriftsteller  bisher  nicht  geschützt.  1854  legte  der  Bundesrath 
den  Cantonen  ein  Concordat  zur  Berathung  vor  und  empfahl 
dessen  Annahme.  Die  Mehrzahl  der  Cantone  stimmte  zu  und 
nur  Luzern,  Zug,  Freiburg,  St.  Gallen,  Wallis  und  Neuenburg 
blieben  ohne  alle  gesetzlichen  Normen.  —  Nachdem  Art.  1 — 4  das 
Autorrecht  bestimmt  haben,  stellt  Art.  5  folgende  Strafdrohung 
auf:  Unbefugte  Veröffentlichung  eines  schriftstellerischen  oder 
künstlerischen  Werkes  durch  eigenen  Nachdruck  oder  wissent- 
lichen Verkauf  fremden  Nachdrucks  ist  auf  eine  Anzeige  des 
Autors  oder  seines  Rechtsnachfolgers  mit  einer  Busse  bis  auf 
1000  Franken  zu  belegen  und  es  sind  überdies  die  noch  unver 
kauften  Exemplare  zu  Händen  des  Autors  zu  confisciren.  —  lieber- 
tretungen  des  Concordats  sind  von  dem  competenten  Richter  des 
Cantons,  in  welchem  der  unbefugte  Nachdruck  oder  Verkauf  statt- 
fand, zu  beurtheilen. 

5.  Von  eingreifender  Bedeutung  ist  der  Staatsvertrag  mit 
Frankreich  vom  30.  Juni  1864  zum  gegenseitigen  Schutz  des 
literarischen,  künstlerischen  und  gewerblichen  Eigenthums,  welcher 
das  ganze  Gebiet  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  umschloss 
und  in  die  bezüglichen  Bestimmungen  der  cantonalen  Strafgesetz- 
bücher, so  weit  solche  vorhanden  waren,  eingriff. 

•>  Vgl.  Zeitschrift  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XXIII,  8.  284. 

'*  Vgl.  Bericht  des  eidg.  Justizdepartements,  1880,  S.  6. 

•*  Zeitschrift  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  VI  n.  f.,  8.  444. 

•*  Amtliche  Sammlung,  Bd.  V,  S.  494.  Vgl.  OrelHy  das  schweizerische 
Bandesgesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst 
unter  Berücksichtigung  der  bezüglichen  Staats  vertrage.  1884.  —  Blumer  ^ 
Bundesstaatsrecht.     1864.     Bd.  II,    8.  166. 
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Der  Schatz  erstreckt  sich  auf  literarische  und  künstlerische 
Werke,  auf  Uebersetzungen^  auf  die  Darstellung  oder  Auffuhrung 
<lramatischer  oder  musikalischer  Werke,  auf  Musterzeichnungen, 
auf  Fabrik-  und  Handelsmarken. 

Bei  Nachdruck  unterliegt  der  Nachdrucker  einer  Busse  von 
100—2000  Fr.,  der  Verkäufer  von  25  —  500  Fr.  Zugleich  ist 
Schadenersatz  zu  leisten.  Derselben  Busse  unterliegt  wissentliche 
Nachahmung,  Verkauf  oder.  Einfuhr  nachgemachter  Musterzeich- 
nungen. Besonders  streng  sind  die  Strafbestimmungen  betreffend 
Missbrauch  Yon  Fabrik-  und  Handelsmarken,  indem  Bussen  von 
i)0 — 3000  Fr.  und  Gefangenschaft  von  3  Monaten  bis  auf  3  Jahre 
oder  eine  der  beiden  Strafen  allein  gedroht  sind.  Bei  Bückfällen 
können  die  Strafen  verdoppelt  werden.  Sind  mildernde  Umstände 
vorhanden,  so  können  die  Gerichte  unter  das  Minimum  gehen. 
Wie  nach  dem  Concordat  wird  das  forum  delicti  commissi  fiir 
die  in  der  Schweiz  anzubringenden  Klagen  festgesetzt  und  ebenso 
findet  Verfolgung  nur  auf  Begehren  des  Geschädigten  statt.'* 

Durch  diesen  Vertrag  wurden  in  denjenigen  Cantonen,  welche 
sich  dem  Concordat  von  1856  nicht  angeschlossen  hatten,  die 
Franzosen  besser  gestellt  als  die  Schweizer  selbst,  welcher  Zustand 
durch  den  Abschluss  gleicher  Verträge  mit  Belgien  vom  25.  April 
1867,  Italien  vom  22.  Juli  1868,  mit  dem  norddeutschen  Bund 
1869,  mit  Baden,  Bayern,  Württemberg,  Hessen  1869,  Ueberein- 
kunft  mit  dem  deutschen  Reich  vom  23.  Mai  1881,  an  Ausdeh- 
nung wie  an  sichtUcher  Unhaltbarkeit  gewann,  bis  durch  das 
eidgenössische  Gesetz  von  1883  dem  schreienden  Uebelstand  ein 
Ende  gemacht  wurde,  nachdem  die  Bundesverfassung  von  1874 
den  Weg  hiezu  geebnet  hatte.** 

d)  Schutz  von  Verfassungsrechten.  —  Die  Ver- 
fassungsbestimmungen über  Pressfreiheit  und  Missbrauch  derselben, 
über  das  Vereinsrecht,  über  das  Verbot  von  Ausnahmegerichten 
und  über  Gerichtsstand,  über  Glaubens-  und  Cultusfreiheit  geben, 
wie  der  bereits  besprochene  Grundsatz  der  Gleichheit  der  Schweizer- 
bürger und   wie   die  Rechte    in   den  Cantonalverfassungen,   Ver- 

••*  Vgl.  Ch-elHy  a.  a.  O.,  S.  14  ff. 

"  Art.  64  der  BundeBverfassung  von  1874.  Bundesgesetz  über  das  Ur- 
heberrecht vom  23.  April  1883.  Bandesgesetz  betreffend  den  Schatz  der 
Fabrik-  and  Handelsmarken  vom  19.  December  1879. 
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anlassung  zu  Entscheidungen  des  Bundesrathes  und  Bundesgerichtes, 
welche  in  cantonale  Strafurtheile  und  Strafgesetze  eingreifen  und 
wichtige  strafrechtliche  Fragen  aus  diesen  Berührungspunkten  zwi- 
schen Bund  und  Cantonen  zur  Lösung  bringen. 

1.  Der  Art.  44  der  Bundesverfassung  von  1848  hatte  bloss 
die  zwei  kurzen,  aber  inhaltsschweren  Sätze :  ^Die  freie  AusübuDg 
des  Gottesdienstes  ist  den  anerkannten  christlichen  Confessionen 
im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  gewährleistet.  Den 
Cantonen  sowie  dem  Bund  bleibt  vorbehalten;  fiir  Handhabung 
der  öffentlichen  Ordnung  und  des  Friedens  unter  den  Confessionen 
die  geeigneten  Massnahmen  zu  treffen."  Viel  weiter  ging  angeaichts 
des  grossen  Kampfes  zwischen  Staat  und  Ejrche^  den  das  vati- 
kanische Concil  eröfihet  hatte,  die  Bundesverfassung  von  1874, 
indem  sie  an  die  Spitze  einer  Keihe  von  Artikeln  die  volle  Frei- 
heit des  Glaubens  und  Gewissens  proclamirte."'  Diese  Artikel 
wurden  oft  angerufen,  wo  es  sich  um  Bestinmiungen  der  can- 
tonalen  Strafgesetzbücher  über  Vergehen  gegen  die  Religion,  (Gottes- 
lästerung, Religionsstörung,  Beschimpfung  von  Religionsgesell- 
schaften, Uebertretung  von  Sonntagsgesetzen  und  um  eigentliche 
Kirchenstrafen  handelte. 

2.  Die  Pressfreiheit  ist  gewährleistet.  Ueber  den  Missbraucii 
derselben  trifft  die  Cantonalgesetzgebung  die  erforderlichen  Be- 
stimmungen, welche  jedoch  der  Genehmigung  des  Bundesrathes 
bedürfen.  Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  Straf bestimmungen 
gegen  den  Missbrauch  der  Presse  zu  erlassen,  der  gegen  die  Eid- 
genossenschaft und  ihre  Behörden  gerichtet  ist!*®  Unvereinbar  mit 
dieser  Pressfreiheit  sind  vorgängige  Censur,  Unterwerfung  unter 
administrative  Willkür,  Ausnahmen  von  allgemein  geltenden  straf- 
rechtlichen Grundsätzen  zum  Nachteil  der  Presse,  Erschwenmg 
in  Bezug  auf  Gerichtsstand,  gänzliches  Verbot.  Tit.  VII  des 
Bundesstrafrechts  hat  die  bekannten  Sätze  über  Theilnahme.  Der 
Art.  46  der  Bundesverfassung  von  1848  ist  unverändert  in  die 
Bundesverfassung  von  1874  übergegangen. 

Folgende  bundesgerichtlichen  Entscheidungen  sind  anzußihren 


•*  Vgl.  Bundesverfassung  von  1874,  Art.  49—58. 

*^  Vgl.  Bericht  der  ständeräthlichen  Commission  betreffend  Recnrs  gegen 
den  Beschluss  des  Bundesrathes  über  das  Bemer  Pressgesetz  von  1SÖ2.  — 
Blumer,  Bundesstrafrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  S93  ff. 
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betreffend:  Cantonale  Strafbestimmungen  gegen  Missbrauch  der 
Presse,  amtliche  Sammlung  Bd.  11,  37.  195;  VIII,  176.  —  Auf- 
stellung besonderer  Bestimmungen  bei  Vergehen  durch  die  Presse, 
successive  Verantwortlichkeit,  II,  37;  III,  211.  —  Strafbarkeit 
mehrerer  Verfasser,  II,  38.  —  Unterstellung  des  Missbrauchs  der 
Presse  unter  das  gemeijie  Strafrecht,  II,  195;  III,  211,  4;  VI, 
513,  1;  VIII,  411,  2.  —  Begriff  der  sittenlosen  Schrift.  Ver- 
theidigung  der  Polygamie,  ü,  197.  —  Statuirung  eines  besondem 
Begrifis  der  Amtsehrverletzung,  VII,  299.  —  Bestrafung  religiöser 
Lehrmeinnngen,  VIII,  412.  Genehmigung  cantonaler  Straf bestim- 
iDungen  durch  den  Bundesrath,  II,  37.  —  Competenz  des  Bundes- 
gerichts betreffend  Auslegung  und  Anwendung  der  cantonalen 
Strafbestimmungen  über  Missbrauch  der  Presse,  II,  196;  VI,  165. 
512;  Vra,  176.  411,  3.  414,  5.  —  Selbständige  Strafbarkeit  re- 
producirter  Zeitungsartikel,  III,  211.  —  Ort  der  Begehung  für 
Pressdelicte,  II,  38.  —  Ist  Auflegung  einer  Processcaution  bei 
Klagen  wegen  Pressinjurien  zuläÄsig?  VIII,  176,  2  u.  a. 

3.  Art.  46  der  alten  und  56  der  neuen  Bundesverfassung 
lauten  übereinstimmend.  Die  Bürger  haben  das  Recht,  Vereine 
zu  bilden,  sofern  solche  weder  in  ihrem  Zweck  noch  in  den  dafür 
bestimmten  Mitteln  rechtswidrig  oder  ptaatsgefahrlich  sind.  Ueber 
den  Missbrauch  dieses  Rechts  trifft  die  Cantonalgesetzgebung  die 
erforderlichen  Bestimmungen.^'  Entscheidungen  d^  Bundesgerichts : 
Amtliche  Sammlung,  Bd.  VII,  666.  Bestrafung  der  Veranstaltung 
einer  Collecte  zu  Vereinszwecken.  —  Bestrafung  des  Proselyten- 
machens. 

4.  Niemand  darf  seinem  verfassungsmässigen  Richter  ent- 
zogen und  es  düi*fen  daher  keine  Ausnahmsgerichte  eingeführt 
werden.  Art.  53  der  alten,  58  der  neuen  Verfassung  spricht  zu- 
dem die  Abschaffung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  aus.  —  Die 
nächste  Veranlassung  zu  diesem  und  dem  nachfolgenden  Artikel 
gaben  poUtische  Rücksichten.  Man  wollte  keinen  Zweifel  darüber 
lassen,  dass  auch  die  Cantone  Ausnahmegerichte,  wozu  in  auf- 
geregten Zeiten  die  Versuchung  nahe  lag,  nicht  aufstellen 
dürften.^® 


■•  Vgl.  Blumer,  Bundesstaatsrecht,   2.  Aufl.,  Bd.  I,   S.  403  ff.  —  OreUiy 
Staatsrecht  der  Eidgenossenschaft,  S.  72.  77. 

**  Auf  diesen  Artikel   stützte   sich   auch  die  Opposition,    als   durch  den 
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Betreffend  den  Gerichtsstand  bei  Injurien  kam  die  Ansicht, 
das  forum  delicti  concurrire  mit  dem  forum  domicilii  nicht  zur 
Anerkennung ;  vielmehr  gewann  die  Auffassung  die  Oberhand,  die 
Ehrverletzung  sei  als  ein  persönlicher  Civilanspruch  zu  fassen 
und  gemäss  Art.  50  (neue  Verfassung  Art.  59)  sei  die  Klage  an 
dem  Wohnsitz  des  Beklagten  anzubringen.  Indessen  hat 
die  neuere  Praxis  der  Bundesbehörden  entschieden,  dass  die  Klage 
am  forum  delicti  commissi  nicht  gegen  die  Bundesverfassung  ver- 
stosse,  da  Ehrverletzung  als  Straf-  und  nicht  als  Civilsache  za 
betrachten  sei.^^  Als  Begehungsort  einer  in  einem  geschlossenen 
uiid  durch  die  Post  versandten  Schriftstück  enthaltenen  Injurie 
gilt  der  Ort,  wo  es  geöffnet  und  gelesen  wurde. 

Entscheidungen  des  Bundesgerichts,  amtliche  Sammlung:  Zu- 
ständigkeit der  Administrativbehörden  zur  Bestrafung  von  Steuer- 
defraudationen,  Bd.  II,  404 ;  V,  349 ;  VI,  429.  —  Zeugnisspflicht 
in  solchen  Fällen,  II,  404.  —  Verfassungsmässiger  Gerichtsstand 
in  Strafsachen,  Bd.  IV,  1 2 ;  I,  191 ;  VI,  208, 1 ;  520,  1 ;  VU,  214,  2; 
719;  VIII,  178;  420;  IX,  427,  1.  —  Bussen  wegen  Milchfölschung, 
gemäss  Gresellschaftsstatuten  II,  75.  —  Injurien,  I,  178;  II,  38; 
V,  447;  VI,  13.  16.  —  Civilanspruch  im  Strafverfahren,  I,  180. 
185,  4;  V,  301;  VII,  231.  673;  IX,  142  u.  a.  —  Gerichtsstand 
der  unerlaubten  Handlung,  vgl.  Hafner,  G.  Reg.,  S.  31. 

5.  Gleichwie  die  Verfassungsrechte  des  Bundes,  so  können 
die  Verfassungsrechte  der  Cantone  durch  das  Mittel  des 
Recurses  an  die  Bundesbehörden  gegen  Gerichtssprüche  angerufen 
werden  und  zu  strafrechtlich  wichtigen  Entscheidungen  fuhren. 
Vgl.  z.  B.  amüiche  Sammlung,  Bd.  VII,  751;  IX,  71;  VI,  521, 
die  Entscheidungen  betreffend  Aargau,  ob  gestützt  auf  die  Ge- 
währleistung der  persönlichen  Freiheit,  das  Gesetz  den  Thatbestand 
des  Delicts  nach  seinen  einzelnen  Merkmalen  genau  definiren  müsse, 
oder  ob  die  Bezeichnung  mit  einem  technischen  Namen  genüge, 
oder  Bd.  IX  über  den  Begriff  „Vergehen  gegen  die  öffentliche 
Ordnung",    oder  Bd.  VIT,    752,   ob   dem   aargauischen  Strafirecht 

„Stabioartikel"    eine   Erweiterung   der  Bundescompetenz   bei  politischen  Ver- 
brechen angestrebt  worde. 

**  Vgl.  Blumer,  Bundesstaatsrecht.  1863.  Bd.  I,  S.  «84  und  Vorwort 
S.  X;  2.  Aufl.  1877.  6.  425.  —  Ulmer,  staatsrechtliche  Praxis,  Bd.  ü, 
No;  88.3  (FaU  BUe). 
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das  Vergehen  der  fahrlässigen  Eidesleistung  bekannt  sei  u.  a.  m. 
Es  mag  an  diesen  Beispielen  genügen.  Für  Weiteres  sei  ver- 
wiesen auf  Bundesrichter  Hafner^s  Generalregister  zur  amtliehen 
Sammlang^  S.  135  ff. 

e)  Weitere  Bestimmungen.  Die  Bundesverfassung  stellt 
femer  unmittelbar  einige  strafrechtliche  Positionen  her  oder  sie 
nimmt  solche  Gesetze  in  Aussicht.  Art.  54  heisst:  „Wegen  po- 
litischer Vergehen  darf  kein  Todesurtheil  gefällt  werden",  wozu 
die  spätere  Verfassung  noch  das  Verbot  der  körperlichen  Strafen 
fiigte.  Der  Antrag,  die  Todesstrafe  für  politische  Verbrechen  aus- 
zuschliessen,  war  von  Zürich  (vgl.  Strafgesetzbuch  von  1835)  aus- 
gegangen. 

Art.  56  setzt  fest,  dass  ein  Bundesgesetz  über  die  inter- 
cantonale  Auslieferung  Bestimmungen  zu  treffen  hat.  Es  kann 
jedoch  die  Auslieferung  für  politische  Vergehen  und  für  Press- 
vergehen nicht  verbindlich  gemacht  werden.  (Vgl.  vorstehönd 
Bundesgesetz  vom  24.  Juli  1852.) 

Obgleich  Administrativsache,  ist  zu  erwähnen  Art.  57. 
Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  Fremde,  welche  die  innere  oder 
äussere  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  gefährden,  aus  dem 
schweizerischen  Gebiete  wegzuweisen.  (Vgl.  Blumer-Morel,  Bd.  I, 
S.  251.   Schaiiberg,  a.  a.  0.,  Bd.  XVI,  S.  122.) 

Art.  94.  Zur  Ausübung  der  Rechtspflege,  soweit  dieselbe 
in  den  Bereich  des  Bundes  fällt,  wird  ein  Bundesgericht  aufgestellt. 
Für  Beurtheilung  von  Straffallen  werden  Schwurgerichte  gebildet. 
~  Art.  107  überträgt  der  Bundesgesetzgebung  die  Aufstellung 
eines  Bundesstrafrechts.  (Gesetz  vom  4.  Februar  1853.)  —  Art.  103. 
Die  Slitwirkung  des  Bundesgerichts  bei  Beurtheilung  von  Straf- 
fällen wird  durch  die  Bundesgesetzgebung  bestimmt.  (Bundesgesetz 
vom  5.  Juni  1849,  modificirt  1862;  in  Ausführung  des  Art.  87 
desselben :  Gesetz  über  die  Bundesstrafrechtspflege  vom  27.  August 
1851-,  erstere  aufgehoben  durch  Organisationsgesetz  vom  27.  Juni 
1874.) 

Art.  104.  Das  Assisengericht  mit  Zuziehung  von  Ge- 
schwomen,  welche  über  die  Thatfrage  absprechen,  urtheilt:  a)  über 
Hochverrath  gegen  die  Eidgenossenschaft,  Aufruhr  und  Gewalt- 
that  g^en  die  Bundesbehörden,  b)  über  Verbrechen  und  Ver- 
gehen gegen  das  Völkerrecht,   c)  über  politische  Verbrechen  und 

P/euniHger,  Sehvelz.  Strafrecbt.  22 
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Vergehen,  die  Ursache  oder  Folge  derjenigen  Unruhen  sind,  dorcb 
welche  eine  bewaffnete  eidgenössische  Intervention  veranlasst  wird, 
und  d)  in  Fällen,  wo  von  einer  Bundesbehörde  die  von  ihr  er- 
nannten Beamten  ihm  zur  strafrechtlichen  Beurtheilung  überwiesen 
werden.  (Neue  Bundesverfassung,  Art.  112.  Bundesstrafrecht, 
Art.  73 — 77:  Ausführung  der  Competenzbestimmungen.  — Vgl.  Ge- 
setz über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  vom  27.  Juni  1874.'. 

Art.  106  überlässt  der  Bundesgesetzgebung,  auch  noch  andere 
Fälle  als  die  erwähnten  in  die  Competenz  des  Bundesgerichts  zu 
legen,  und  man  hat  daraus  mit  Unrecht  die  Berechtigung  folgern 
wollen,  die  Bundesstrafgesetzgebung  auf  Unkosten  der  cantonalen 
auszudehnen.^* 

/)  Competenz  der  Bundesbehörden.  Es  gibt  keine 
Polizei-,  Verwaltungs-  oder  gerichtliche  Massregel  in  Bezug  auf 
irgend  ein  verfassungsmässiges  Recht,  die  nicht  auf  dem  Wege 
der  Beschwerde  oder  der  Intervention  von  sich  aus  vor  das  Forum 
der  Bundesbehörde  gebracht  werden  könnte.  Nach  der  Bundes- 
verfassung von  1848  »waren  die  Befugnisse  der  Räthe  und  des 
Bundesgerichts  in  einer  Weise  vertheilt,  dass  daraus  mancherlei 
Uebelstände  hervorgingen,  welche  die  Verfassung  von  1874  und 
das  Gesetz  über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  zu  be- 
seitigen suchten  durch  Beschränkung  der  Competenz  der  Räthe  zu 
Gunsten  des  Bundesgerichtes  und  strengere  Abgrenzung  der  Be- 
fugnisse. 

Nach  Art.  105  der  Bundesverfassung  von  1848  urtheilt  da» 
Bundesgericht  über  Verletzung  der  durch  die  Bundesverfassung: 
garantirten  Rechte,  wenn  hierauf  bezügliche  Klagen  von  der  Bundes- 
versammlung an  dasselbe  gewiesen  werden. 

Art.  90.  2  bestimmt,  dass  der  Bundesrath  für  Beobachtung 
der  Verfassung,  der  Gesetze  und  Beschlüsse  des  Bundes,  sowie  der 
Vorschriften  eidgenössischer  Concordate  sorge ;  er  trifft  zur  Hand- 
habung derselben  von  sich  aus  oder  auf  eingegangene  Beschwerde 
die  erforderlichen  Verfügungen.  Nähere  Auslegung  erhielt  dieser 
Satz  durch  Artikel  25  des  Bundesgesetzes  vom  16.  Mai  1849 
über  die  Organisation   und   den  Geschäftsgang  des  Bundesrathes, 


**  Vgl.  Minoritätsgutachten  im  Bundesblatt.    1882.    IV.  —  Vgl.  Dlumtr. 
1862.     Bd.  II,  S.  80. 
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durch  welchen  dem  Justiz-  und  Polizeidepartement  u.  A.  zur 
Vorberathung  überwiesen  wurden:  Verfugungen  bezüglich  die 
Handhabung  der  bundesmässigen  Rechte  des  Volkes,  der  Bürger 
wie  der  Behörden,  Prüfung  der  Competenzstreitigkeiten  der 
Cantone  unter  sich,  ferner  Streitigkeiten  unter  den  Cantonen  über 
die  Erfüllung  von  strafpolizeilichen  und  civilrechtlichen  Concordaten ; 
er  beurtbeilt  die  Conflicte  betreffend  die  Strafgerichtsbarkeit  unter 
den  Cantonen.  Es  war  demnach  der  Bundesrat h  nach  der  Ver- 
fassung von  1848  regelmässige  Recursinstanz.  Er  kann  gericht- 
liche Urtheile,  selbst  wenn  sie  sich  auf  cantonales  Recht  stützen, 
aufheben,  wobei  er  sich  darauf  beschränkt,  zu  prüfen,  ob  das  Ur- 
theil  eine  Verletzung  der  garantirten  Rechte  enthalte.  Ist  dies 
der  Fall,  so  ist  auch  nicht  nöthig,  zuerst  die  Rechtsmittel  der 
Cantone  zu  erschöpfen. 

Zu  den  Befugnissen  der  Bundesversammlung  gehörten : 
Massregeln,  welche  die  Handhabung  der  Bundcsverfassung,  die 
Garantie  der  Cantonalverfassungen,  die  Erfüllung  der  bundes- 
mässigen Verpflichtungen  und  den  Schutz  der  durch  den  Bund 
gewährleisteten  Rechte  zum  Zwecke  haben.  —  Die  Bundesver- 
sammlung entscheidet  über  Beschwerden  von  Cantonen  oder  Bürgern 
über  Verfügungen  des  Bundesrathes;  über  staatsrechtliche  Streitig- 
keiten unter  den  Cantonen,  über  Competenzstreitigkeiten,  ob  ein 
Gegenstand  in  den  Bereich  der  Bundes-  oder  Cantonalsouveränetät 
oder  in  die  Competenz  des  Bundesrathes  oder  Bundesgerichtes  falle, 
Ueber  die  Praxis  vgl.  Ullmer,  die  staatsrechtliche  Praxis  der 
Bundesbehörden,  1848-^1863.  2  Bde.  1862.  1866.  Blumer, 
Bundesstaatsrecht,  1.  Aufl.  1863—1865.  2  Bde. 

Diese  Vertheilung  der  Competenzen  hatte  die  Hauptübel- 
stände zur  Folge,  dass  sich  der  Bundesrath  als  Administrativ- 
behörde nicht  wohl  eignete,  Urtheile  cantonaler  Gerichte  aufzu- 
heben, und  dass  ebensowenig  die  gesetzgebenden  Räthe  geeignet 
waren,  als  Richter  zu  fungiren;  zudem  musste  die  Bundesver- 
sammlung in  die  Lage  kommen,  bei  Erledigung  des  Ueberweisungs- 
beschlusses  nach  Art.  105  der  Bundesverfassung  in  verfassungs- 
mässig an  sie  gelangenden  Fragen  die  dem  Bundesgericht  zu  unter- 
stellende Sache  erst  selbst  zu  prüfen. 

Die  neue  Verfassung  hat  in  den  Art.  85.  102.  113  Bundesrath 
und  Bundesversammlung  zu  Gunsten  des  Bundesgerichtes  beschränkt. 
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Sehr  beachtenswerth  sind  die  Bestrebungen;  welche  bei  Be- 
rathung  der  Bundesverfasssung  auf  Erweiterung  der  Bundes- 
competenz  gingen.  So  wollte  man  Münzvergehen,  Postvergehen, 
Schmuggel,  Vergehen  gegen  die  Regalien  noch  hinzufugen,  sogar 
gegen  alle  cantonalen  Erkenntnisse  den  Recurs  an  das  Bundes- 
gericht gestatten  in  der  Absicht,  gewisse  Fälle  von  Rechtsver- 
weigerung unmöglich  zu  machen,  wie  die  Parteileidenschaften  in 
den  Cantonen  sie  zu  Tage  gefördert  hatten.  Uri  beantragte,  den 
Recurs  an  das  Bundesgericht  bei  cantonalen  Strafiirtheilen  wegen 
politischer  Vergehen  zuzulassen,  ein  anderer  Vorschlag  wollte  gar 
alle  politischen  Vergehen  irgendwelcher  Art  direct  unter  Bundes- 
competenz  stellen. 

^r)  Strafrechtliche  Nebengesetze.  Ausser  den  bereits 
angeführten  Gesetzen  sind  noch  folgende  zu  nennen,  welche  straf- 
rechtliche Bestimmungen  enthalten  oder  sich  auf  das  Strafrecht 
beziehen : 

Bundesgesetz  über  das  Schiesspulverregal  vom  5.  Mai  1849, 

—  über  das  Postregal  vom  4.  Juni  1849,  —  betreffend  das  Ver- 
fahren bei  Uebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bundes- 
gesetze vom  30.  Juni  1849,*'  —  über  die  Verantwortlichkeit  der 
eidgenössischen  Behörden   und  Beamten  vom  9.  December  1850,** 

—  betreffend  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von  Privatrechten 
vom  1.  Mai  1850,  —  betreffend  Heimatlosigkeit  vom  3.  December 
1850,  abgeändert  den  24.  Juni  1867,  —  über  das  Zollwesen  rem 
27.  August  1851,  —  über  die  politischen  und  polizeilichen  Garan- 
tien zu  Gunsten  der  Eidgenossenschaft  vom  23.  December  1851,*^ 

—  Verordnung  über  den  Viehtransport  auf  Eisenbahnen  vom 
1 .  März  1 865,  —  Bundesgesetz  über  polizeiliche  Massregeln  gegen 
Viehseuchen  vom  8.  Februar  1872,  —  Zusatzbestimmungen  vom 
19.  Juli  1873,  —  Verordnung  betreffend  Massregeln  zur  Tilgung 
der  Maul-  und  Klauenseuche  vom  3.  October  1873. 

Mit  der  Bundesverfassung  von  1874  dehnte  sich  die  Thätig- 
keit  der  Bundesgesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  in  vermehrtem 
Masse  aus. 


**  Amtl.  Samml.,  Bd.  I,  S.  87.     Vgl.  Blumer,  1864.  Bd.  U,  S.  80. 
^^  Klagen  gegen  ihre  AmtsfiLhrung  sind   in  erster  Linie   bei  der  Admini 
strativbeliördo  anzubringen. 

**  Vgl.  Bhimer,  a.  a.  O.,  S.  82. 
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n.  Die  Bnndesgesetze  über  die  Organisation  nnd  das  Verfahren 

Yom  5.  Juni  1849  und  27.  August  1851. 

§  61.  In  Ausfuhrung  des  Art.  103  der  Bundesverfassung 
bestimmte  das  Bundesgesetz  vom  5.  Juni  1849  ^  (modificirt  1862) 
die  Mitwirkung  des  Bundesgerichts  bei  Beurtheilung  von  Straf- 
fäDen  und  gemäss  Art.  87  dieses  Gesetzes  über  die  Organisation 
folgte  bald  das  Gesetz  über  das  Verfahren. 

Es  kann  nicht  im  Rahmen  unserer  Aufgabe  liegen,  dieselben 
.lusfuhrlicher  zu  behandeln.  Es  genügt,  auf  die  Gesetze  selbst  und 
deren  Darstellung  bei  Blumer  zu  verweisen.^  Das  Gesetz  über 
die  Bundesstrafrechtspflege  kommt  für  uns  nur  insofern  in  Be- 
tracht, als  sich  in  Verwendung  der  Jury  das  eigen thümliche 
Verhältniss  von  Bundesstrafrecht  und  Cantonalstrafrecht  in  seinen 
Mängeb  ausprägt,  und  es  unerlässlich  scheint  für  das  Ver- 
standniss  der  Wechselwirkung  zwischen  jenem  und  diesem,  die 
Grundzüge  zu  skizziren;  überdies  enthält  die  Bundesstrafrechts- 
pflege Bestimmungen  über  Begnadigung  und  Rehabilitation,  welche 
für  die  Strafgesetzbücher  der  Cantone  vorbildlich  wurden. 

Für  die  Verwaltung  der  Strafrechtspflege  theilt  sich  das 
Bundesgericht  in  eine  Anklagekammer,  in  Criminalkammem 
und  ein  Cassationsgericht.  Die  Anklagekammer  überwacht 
die  Untersuchung  und  entscheidet,  ob  der  Angeschuldigte  vor  die 
eidgenössischen  Assisen  oder  an  das  zuständige  C  an  ton  s- 
gericht  zu  überweisen  sei.  Die  Criminalkammem  von  je 
drei  Mitgliedern  haben  den  Schwurgerichtssitzungen  beizuwohnen. 
Das  Cassationsgericht  beurtheilt  die  Nichtigkeitsbeschwerden 
über  das  Verfahren  oder  ein  Urtheil  des  Assisengerichtes.  —  Das 
Bundesgericht  wählt  für  seine  Amtsdauer  zwei  Untersuchungs- 
richter, welche  unter  Aufsicht  und  Leitung  der  Anklagekammer 
stehen.  —  Die  Geschwornenlisten  werden  in  den  Cantonen 
durch  directe  Volkswahl  gebildet.  Die  Geschwornen  ver- 
sammeln sich,  wenn  von  der  Anklagekammer  ein  Fall  ihnen  zu- 
gewiesen wird,  in  demjenigen  der  fünf  Assisenbezirke,  in  welchem 
das  Verbrechen  sich  ereignete.  Die  Bundesanwaltschaft 
ist  keine  ständige  Beamtung,  sondern  der  Anwalt  wird  für  jeden 
Fall  besonders   bezeichnet.     Seine  Stellung   im  Process   vor  can- 

*  Nene  officielle  Sammlung  I,  65. 
*    Blumer,  Bundesstaatsrecht,  1864.  Bd.  II,  S.  64  ff.,  S.  68  ff. 
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tonalen  Gerichten  ist  eine  vielfach  unklare  und  führt  zu  Com- 
petenzstreitigkeiten  zwischen  dem  Bundesrath  und  der  KegieniDg, 
der  Staatsanwaltschaft  und  den  Gerichten  der  Cantone;  auch  ist 
seine  Thätigkeit  von  Beginn  an  gehemmt  durch  das  umständliche 
Verfahren.  Sobald  nämlich  die  Polizei  eine  Uebertretung  der 
Bundesgesetze  entdeckt,  hat  sie  die  Spuren  zu  sichern,  die  Indicien 
zu  sammeln  und  der  competenten  Behörde  des  Cantons,  sowie 
der  Bundesanwaltschaft  —  die  erst  gewählt  werden  muss  — 
Anzeige  zu  machen.  Bei  politischen  Verbrechen  schreitet  der 
Bundesanwalt  erst  ein  in  Folge  einer  vorläufigen  Entscheidung 
des  Bundesrathes.  Der  Bund  hat  eine  eigene  Polizei  nicht,  sondern 
bedient  sich  derjenigen  der  Cantone,  welche  in  eidgenössischen 
Strafsaclien  unter  der  Leitung  des  eidgenössischen  Justiz-  und 
Polizeidepartements  steht. 

Die  Bundesassisen  beurtheilen  die  bereits  in  Art.  104  der 
Bundesverfassung  aufgezählten  Fälle  politischer  Verbrechen,'  welche 
in  den  Competenzbestimmungen  Art.  73  des  Bundesstrafrechts 
wiedererscheinen . 

Die  andern  im  Bundesstrafgesetz  aufgeführten  Verbrechen 
gelangen  nur  in  den  seltensten  Fällen  nach  Anweisung  des 
Bundesrathes,  wo  erhebliche  Bundesinteressen  auf  dem  Spiele 
stehen,  vor  die  Assisen  •,  in  der  Regel  werden  sie  an  die  Cantonal- 
behörden  zu  Untersuchung  und  Beurtheilung  gewiesen,  wobei  das 
eidgenössische  Recht  zur  Anwendung  gelangt.  Es  urtheilen  auch 
bei  andern  Bundesgesetzen,  welche  Strafdrohungen  aussprechen,  die 
cantonalen  Gerichte. 

Wie  regelt  sich  die  Competenz  zwischen  Bund  und  Cantouen, 
wenn  Bimdesbeamte  in  ihrer  amtlichen  Stellung  gemeine  Ver- 
brechen begehen,  oder  wenn  Private  verschiedener  connexer 
Verbrechen,  von  denen  die  einen  der  Bundes-,  die  andern  der 
Cantonalcompetenz  unterstehen,  angeklagt  sind?  Im  erstem  Falle 
sind  die  Beamten  nach  den  Gesetzen  und  von  den  Gerichten  des 
Cantons,  worin  sie  delinquirten,  zu  bestrafen,  im  letztern  Falle 
steht  es  den  Bundesassisen  frei.  Beides  zu  beurtheilen  oder  das 
Cantonale  dem  Gerichte  des  Cantons  zu  überweisen.  (Vgl.  hiezu 
Art.  77  d.  B.  St.  R.  und  Blumer,  Staatsrecht,  1864,  Bd.  ü,  S.  82.) 

•  Vgl.  §  60  e. 
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Aus  den  Wechselbeziehungen  der  Competenzen  ergeben  sich  er- 
liebb'che  Uebelstände.  Der  umständliche  Apparat  des  eidgenössi- 
schen Schwurgerichtes,  dessen  ganze  Organisation  die  seltene 
Anwendung  voraussetzt,  kann  nicht  überall  eingesetzt  werden,  wo 
das  Bundesinteresse  es  verlangt ;  dann  aber  ist  dieses  Interesse  nur 
mangelhaft  geschützt,  oder  wenn  der  Versuch  gemacht  wird,  die 
Jury  anzuwenden,  so  entspricht  weder  das  Object  noch  der  Erfolg 
den  aufgewendeten  Mitteln.  Es  ergibt  sich  aus  den  jährhchen 
Berichten  des  eidgenössischen  Justizdepartements,  dass  die  Fälle 
häufig  vorkommen,  wo  die  Bundesbehörde  in  die  cantonale  Recht- 
sprechung eingreifen  muss,  sei  es  wegen  Nichtanwendung  oder 
unrichtiger  Anwendung  des  eidgenössischen  Rechts,  *  sei  es  wegen 
einer  sonderbaren  Milde  der  cantonalen  Gerichte  fiir  ihre  An- 
gehörigen, entgegen  den  Intentionen  des  Gesetzes.  Sieht  sich 
der  Bundesrath  genöthigt,  einen  Fall  den  Assisen  zuzuweisen,  weil 
erfahrungsgemäss  und  voraussichtlich  die  Gerichte  des  Cantons 
freisprechen  würden,  so  tritt  jenes  erwähnte  Missverhältniss  ein, 
dass  für  geringfügige  Verletzungen,  welche  wegen  ihrer  Häufig- 
keit wichtig  sind,  ein  unverhältnissmässiger  Kraftaufwand  ver- 
schwendet wird.  —  Das  Verfahren  selbst  wird  ein  ungleiches,  die 
Stellung "  der  Bundesbehörden ,  des  Bundesanwalts  des  Ange- 
schuldigten eine  schiefe.  Dasselbe  Delict  kann  bald  durch  die 
Assisen,  bald  durch  die  cantonalen  Gerichte,  bald  strenge,  bald 
mild  bestraft  werden.  Der  Angeklagte  hat  das  grösste  Interesse 
daran,  ob  er  diesem  oder  jenem  Gericht  unterstellt  werde  — 
wäre  es  auch  nur  der  Kosten  eines  Assisenprocesses  wegen  —  er 
hat  aber  kein  Recht,  einen  bestimmten  Richter  zu  verlangen, 
sondern  derselbe  wird  ihm  von  der  Partei  des  Verletzten,  des 
Bundes,  gesetzt.  Darin  liegt  eine  Erschwerung,  die  gegen  die 
Gleichheit  und  Gerechtigkeit  verstösst,  wobei  man  wahrlich  nicht 
tiöthig  hat,  auf  den  garantirten  Gerichtsstand  und  das  Verbot  der 
Ausnahmegerichte  zu  verweisen. 


^  Die  Rechtsmittel  hiegegen  müssen  sich  im  cantonalen  Rahmen  halten, 
"Kahrend  gerade  eine  hundesgerichtliche  Cassationsinstanz  durch  die  Verhält- 
niBse  geboten  wäre;  nur  in  wenigen  Fällen  ist  dies  vorgesehen.  Vgl.  Orelliy 
Staatsrecht,  1886,  S.  41.  Ein  besonderes  Verfahren  mit  bundesgerichtlicher 
CassationsiüBtanz  stellte  schon  das  Gesetz  vom  30.  Januar  1849  zum  Schutz 
^er  eidgenössischen  Regalien  auf.  Vgl.  Blumer,  a.  a.  O.,  1864,  Bd.  II,  S.  81. 
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III.   Das  Bandesgesetz  iiber  die  Strafrechtspflege  für  die 
eidgenössischen  Truppen  vom  27.  Angnst  185L 

§  62.  Das  Militärstrafgesetzbuch*  verdient  ganz  besondere 
Berücksichtigung^  obwohl  es  an  sich  und  för  sein  abgeschlossenes 
Gebiet  unserer  Darstellung  fem  bleiben  könnte. 

Denn,  was  noch  nie  gewürdigt  wurde,  —  dieses  Strafgesetz- 
buch ist  in  Verbindung  mit  seinem  Vorgänger  von  1837  für  eine 
grössere  Zahl  cantonaler  Gesetzbücher  direct  massgebend  gewesen, 
—  es  hat  fast  wörtlich  einen  wichtigen  Theil  seiner  Bestimmungen 
an  das  Bundesstrafrecht  abgegeben  und  hiedurch  indirect  aber- 
mals auf  die  cantonalen  Gesetzbücher  Einfluss  geübt,  —  es  hat 
femer  zum  Ausgangspimkt  eines  der  vorzüglichsten  Strafgesetz- 
bücher aus  dem  Anfang  der  dreissiger  Jahre,  welche  ursprüngliche 
Quelle  für  die  Entwicklung  der  schweizerischen  Strafgesetzgebung 
durch  die  genannten  eidgenössischen  Mittelträger  von  weitgehendster 
Wichtigkeit  ist  und  durch  den  Nachweis  der  Verbindung  mit  dem 
Militärstrafrecht  in  das  richtige  Licht  gestellt  wird. 

Die  allgemeinen  Bestimmungen  §  4—40  des  Militärstraf- 
gesetzes von  1851  sind  wörtlich  übergegangen  in  das 
Bundesstrafrecht.  Ausgenommen  sind  natürlich  die 'wenigen 
Sätze,  welche  einen  ausschliesslich  milftärischen  Charakter  haben, 
wie  z.  B.  über  Todesstrafe  und  Cassation,  oder  einen  ausschliesslich 
nichtmilitärischen,  wie  über  Zurechnung  gegen  Minderjährige  u.  a. 

Die  Vergleichung  des  Militärstrafgesetzbuches  von  1851  mit 
demjenigen  von  1837  ergibt,  dass  das  erstere,  soweit  nicht  eine 
Abänderung  dringend  war,  wie  z.  B.  im  Strafensystem,  sich  aufs 
Engste  dem  altern  Gesetz  anschliesst:  Es  stimmen  wörtlich 
überein  die  Artikel  über  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit,  Vollendung 
und  Versuch,  Theilnahme  (die  Bestimmung  der  Urheberschaft 
ausgenommen),  femer  die  Sätze  über  Zurechnung  und  Straf- 
zumessung mit  geringen  Abweichungen,  endlich  die  Behandlung 
der  einzelnen  gemeinen  Delicto. 

Wir  haben  bereits  die  Betheihgung  der  Zürcher  Juristen  an 


*  Historische  Notizen  bei  Hilty,  Ueber  die  Grundsüg^e  eines  Militar- 
strafgesetzbuches,  1876,  S.  41  ff.  —  Vgl.  Botschaft  des  Bundesrathes  betreffend 
das  Militärstrafgesetz  vom  30.  Mai  1884,  Bandesblatt  1884.  III,  S.  197.  — 
Schneider y  znr  Geschichte  der  militärischen  Rechtspflege,  1874. 
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den  Entwürfen  des  altem  Gesetzes  hervorgehoben.*  Der  Entwurf 
des  Gesetzes  von  1851  stammt  ebenfalls  von  dem  Zürcher  Rütti- 
)nann  und  so  werden  wir  auf  die  Quelle  des  Strafgesetzbuches 
für   den   Canton   Zürich   von  1835  hingewiesen. 

Es  ergibt  sich  denn  auch  aus  der  in's  Einzelne  gehenden 
Untersuchung,  dass  dem  zürcherischen  Strafgesetzbuch  entnommen 
sind:  Art.  11.  Verlust  des  Activbürgerrechts ;  Art.  15.  16  vom 
Vorsatz  und  von  der  Fahrlässigkeit;  von  der  Vollendung;  Art.  17. 
Strafe  des  Versuchs;  Art.  18  Regeln  der  Strafzumessung  bei 
Versuch.  Die  Bestimmung  des  Versuchs  selbst  ist  dem  Luzerner 
Gesetz  ohne  dessen  doctrinelle  Ausfiihrungen  enthoben.  Dem 
zürcherischen  Gesetz  entsprechen  ferner  die  Artikel  über  Theil* 
nehmer,  Urheber,  Gehülfen,  zum  Theil  über  Begünstigung  (Art. 
20  ß.).  Das  eidgenössische  Gesetz  hat  aber  die  Artikel  über  erfolg- 
lose Anstiftung  und  Verhinderungspflicht  nicht  aufgenommen.  Der 
Titel  von  der  Zumessung  der  Strafe,  von  den  Milderungs-  und 
Schärfungsgründen  lässt  ebenfalls  in  manchen  Punkten  die  zum 
Theil  wörtliche  Nachbildung  des  Zürcher  Gesetzes  erkennen,  ins- 
besondere stimmt  die  Behandlung  der  Concurrenz  und  des  Rück- 
falls überein,   wogegen  die  Strafdrohungen  sehr  verschieden  sind. 

Es  ist  sonach  das  zürcherische  Strafgesetzbuch,  dem  ja  auch 
das  luzemische  vielfach  gefolgt  ist,  die  Hauptquelle  des  nicht 
ausschliesslich  militärischen  Theils  des  Bundesgesetzes,  und  zwar 
ist  dieser  Einfluss  im  revidirten  Strafgesetzbuch  von  1851  noch 
gewachsen,  wie  z.  B.  die  Bestimmung  der  Urheberschaft  (1837  nach 
Luzem,  jetzt  nach  Zürich)  zeigt,  und  es  ist  sonach  weiterhin  das 
zürcherische  Gesetzbuch  auch  das  Stammrecht  des  Bundesstraf- 
rechts und  aller  ihm  folgenden  cantonalen  Strafgesetzbücher. 

Das  zürcherische  Strafgesetzbuch  ist  aber  auch  in  anderen 
Stücken  für  das  Militärstrafgesetzbuch  vorbildlich  gewesen  und 
zwar  für  die  meisten  gemeinen  Verbrechen.  Solcher  führt  das 
Militärstrafgesetz  auf:  Mord,  Todschlag,  Körperverletzung,  Sittlich- 
keitsverbrechen, Verbrechen  gegen  die  Freiheit,  Brandstiftung, 
Verheerung,  Diebstahl,  Raub,  Erpressung,  Betrug,  Veruntreuung, 
falsches  Zeugniss,  Ehrverletzung,  Religionsstörung  u.  a.  In  einigen 
Funkten,  wie  in  Körperverletzung  und  Betrug,  hat  Luzem  be- 
stimmenden Einfluss  geübt. 

*  üblich  trat  1SS4  an  die  Stelle  von  Rossi  in  die  Revisionscommission. 
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Das  Militärstrafgesetzbuch  zeichnet  sich  vor  seinem  Vorbilde 
aus  durch  grössere  Einfachheit.  Die  mehrfachen  Abstafongen 
nach  Graden  finden  sich  nur  bei  Körperverletzung;  die  Straf- 
rahmen sind  weiter;  in  manchen  Fällen  ist  einfach  die  Strafiirt 
bezeichnet. 

Novelle  zum  Mihtärstrafgesetz  vom  30.  Juli  1859  betreffend 
Werbung  in  Folge  der  Vorgänge  bei  den  Soldtruppen  in  Neapel. 
(Vgl.  Bhimer-Morel,  I,  S.  242.) 


IV.   Das  Bnndesgesetz  über  das  Bundesstrafrecht 

vom  4.  Februar  1853. 

§  63.  Schon  Anfangs  des  Jahres  1849  hatten  die  Arbeiten 
zur  HerstelluDg  eines  Bundesstrafgesetzbuches  gemäss  Art.  107 
der  Bundesverfassung  begonnen,  und  waren  im  Mai  und  Juni  1852 
von  einei:  Commission  von  Sachkundigen  unter  dem  Vorsitz  des 
Justizdirectors  beendigt  worden.  Der  Entwurf  wurde  vom  Bundes- 
rath  berathen,  mit  begleitender  Botschaft  im  Juli  desselben  Jahres 
der  Bundesversammlung  vorgelegt  und  mit  wenigen  Abänderungen 
am  3.  Februar  vom  Nationalrathe  und  am  folgenden  Tag  vom 
Ständerath  angenommen  und  zum  Gesetz  erhoben;  am  6.  April 
1853  wurde  es  vom  Bundesrathe  publicirt  und  trat  mit  dem  1.  Mai 
in  Kraft. 

Das  Strafgesetzbuch  enthält  78  Artikel  in  zwei  Abschnitten, 
wovon  der  erste  „von  den  allgemeinen  Bestimmungen",  der  zweite 
„von  den  Verbrechen  im  Besondern"  handelt. 

I.  Abschnitt.  Tit.  1.  Von  den  Strafen  und  ihren  Wirkungen. 
2.  Von  dem  Vorsatz  und  der  Fahrlässigkeit.  3.  Von  der  Vollendung 
und  von  dem  Versuche.  4.  Von  dem  Urheber  und  den  Mit- 
schuldigen. 5.  Von  der  Zurechung  der  Strafe.  6.  Von  den 
Milderungs-  und  Schärfun gsgründen  und  den  Strafverwandlungen. 
7.  Von  dem  Erlöschen  der  Strafbarkeit  durch  Verjährung. 

II.  Abschnitt.  Tit.  1.  Verbrechen  gegen  die  äussere  Sicherheit 
und  Ruhe  der  Eidgenossenschaft.  2.  Verbrechen  gegen  fremde 
Staaten.  3.  Verbrechen  gegen  die  verfassungsmässige  Ordnung 
und  die  innere  Sicherheit.  4.  Verbrechen,  welche  von  den  Bundes- 
beamten in   ihrer   amtlichen  Eigenschaft  verübt  werden.     5.  Ver- 
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brechen  gegen  Bandesbeamte.  ^  6.  Vermischte  Bestimmungen. 
7.  Von  den  Verbrechen,  welche  mittelst  der  Druckerpresse  oder 
auf  ähnliche  Weise  verübt  werden.  Anhangstitel  Art.  73 — 78, 
Competenzbestimmungen. 

Das  Bundesstrafrecht  überlässt  demnach  das  Gebiet  der  ge- 
meinen Verbrechen  den  Cantonen  und  begnügt  sich  mit  Bestim- 
mungen gegen  Angriffe  auf  die  Sicherheit  des  Staates,  gegen  und 
für  Beamte,  und  zum  Schutz  eidgenössischer  Anstalten. 

Straf  mittel    sind:     Zuchthaus,    1 — 30  Jahre,    ausnahms- 
weise   lebenslänglich,    wo    das    Gesetz    es   ausdrücklich   androht. 
—    Gefangniss,    höchstens    6    Jahre.      Mit    Zuchthausstrafe    ist 
immer  Verlust   des   Activbürgerrechts   auf  eine   vom  Richter  zu 
bestimmende    Zeit    verbunden ;     mit    der    Gefangnissstrafe    kann 
sowohl   Amtsentsetzung    als  Verlust    des   Activbürgerrechts    nach 
richterlichem  Ermessen  verknüpft  werden.    Es  ist  nicht  gestattet, 
den  Verlust  der  Freiheit  durch  andere  üebel    zu   erschweren.  — 
Landesverweisung  ist  niemals  gegen  gefahrliche  Verbrecher  und 
nur  in  Verbindung    mit  Freiheitsstrafe    oder  Amtsentsetzung   an- 
wendbar, und  dadurch  beschänkt,  dass  bei  Ausftlllung  der  Strafe 
Wahrscheinlichkeit    vorhanden    sein    muss,    dass  der  Verurtheilte 
ausser  Landes  sich  auf  rechtliche  Weise  durchbringen  kann.   Sie 
soll    gegen  Schweizerbürger    nie    länger    als    auf    10  Jahre   aus- 
gesprochen werden.    Schon  in  diesen  Sätzen  Hegt  der  Uebergang 
zur  Beseitigung   dieses  Strafmittels.    —   Amtsentsetzung    ist   ver- 
bunden mit  der  Unfähigkeit,  für  eine  durch  Urtheil  zu  bestimmende 
Zeit  von  2 — ^10  Jahren  ein  öffentliches  Amt  zu  bekleiden.   Verlust 
des  Aktivbürgerrechts  bei  Zuchthausstrafe   kann  bis  auf  Lebens- 
dauer ansteigen;  bei  Gefangniss  darf  der  Verlust  10  Jahre  nicht 
übersteigen.    Betreffend  Rehabilitation  vgl.  Bundesstrafrechtspflege 
Art  175  ff.  —  Geldbusse  bis  auf  10,000  Fr.« 

*  Vgl.  hierüber  Dlumer,  Bund esstaatsr echt,  II,  S.  75  und  ebenda  über  die 
Bandesgesetze  vom  9.  December  1850  betreffend  die  Verantwortlichkeit  der 
eidgenössischen  Behörden  und  Beamten  und  Gesetz  vom  23.  December  1851 
über  die  politischen  und  polizeilichen  Garantien  zu  Gunsten  der  Eidgenossen- 
schaft.   Amtl.  Sammlung,  II,  S.  149.  III,  S.  33. 

*  Die  Botschaft  weist  darauf  hin,  dass  in  den  Bundesgesetzen  von  Nord- 
amerika, welche  so  viel  als  möglich  zu  Rathe  gezogen  wurden,  neben  der 
Freiheitsstrafe  immer  auch  eine  Geldbusse  und  zwar  neben  10  jährigem  Gefang- 
niss eine  solch©  von  10,000  Dollars  angedroht  wird. 
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Die  Strafdrohungen  sind  sehr  mild.  Lebenslängliche  Freiheits- 
strafe ist  nie  absolut  gedroht  und  nur  im  schwersten  Falle  des 
Landesverraths  (§  36.  37)  ein  Minimum  angesetzt  Da  Minima 
mangeln^  Maxima  nur  in  wenigen  Fällen  vorkommen  und  meist 
nur  eine  oder  mehrere  Strafarten  gedroht  sind^  so  hat  das  richter- 
liche Ermessen  weiten  Spielraum.  Es  ist  daher  die  Bemerkung 
Mittermaie?'' 8,^  das  Gesetz  sei  weit  härter  als  die  deutschen  Ge- 
setzbücher, weil  die  Beschränkung  der  Willensfreiheit  durch  erheb- 
hche  Gründe  nur  Strafminderungs-,  nicht  Milderungsgrund  sei, 
unzutreffend;  da  letztere  Unterscheidung  nur  von  Bedeutung  ist, 
wo  Minima  gesetzt  sind  (LandesveiTath  und  Theilnahme). 

Das  Strafgesetzbuch  zeigt  einen  vollkommenen  Bruch  mit 
dem  alten  Strafsystem:  Weder  Todesstrafe  noch  Ketten,  noch 
Strafschärfungen  kommen  vor.  Art.  9  bestimmt  ausdrücklich, 
dass,  wenn  Bundesassisen  in  den  Fall  kommen,  auf  gemeine  Ver- 
brechen das  Gesetzbuch  des  Cantons,  in  welchem  das  Verbrechen 
verübt  worden  ist,  anzuwenden,  körperliche  Züchtigung,  Brand- 
markung,  öffenthche  Ausstellung  unter  keinen  Umständen  aus- 
gesprochen werden  darf;  dagegen  ist  ein  Urtheil  auf  Todesstrafe 
nicht  ausgeschlossen,  wenn  cantonales  Recht  zur  Anwendung  kommt, 
gemäss  den  Art.  9  und  76. 

Ueber  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit,  Vollendung  und  Versuch, 
Theilnahme,  Zurechnung,  Strafzumessung,  Verjährung  kann  im 
Allgemeinen  verwiesen  werden  auf  dasjenige,  was  über  die  Quellen 
des  Gesetzbuches,  Militärstrafgesetz,  Strafgesetzbuch  von  Züricli 
und  Luzern  gesagt  wurde;  im  Einzelnen  heben  wir  hervor: 

Herrschaftsgebiet.  Das  Strafgesetz  findet  Anwendung 
1.  auf  Verbrechen,  welche  auf  schweizerischem  Gebiet  verübt 
wurden,  2.  auf  Verbrechen,  welche  im  Ausland  verübt  ^vurden 
gegen  die  Sicherheit  und  Ruhe  der  Eidgenossenschaft  (Art.  3C 
bis  40),  gegen  Bundesverfassung  und  -Behörden  durch  Handlungen 
welche  deren  Umsturz  bezwecken  (Art.  45),  femer  auf  Fälschung 
von  Bundesacten  und  -Siegeln  (Art.  61)  und  Falschwerbung  (Art.  65) 
im  Ausland. 

Fahrlässigkeit  soll  nur  dann  bestraft  werden,  wenn  der 
besondere  Theil  des  Gesetzbuches    es   vorschreibt.  —  Versuch 


*  Archiv  d.  C.  R.,  1833,  S.  36,  ad  Art.  32.  b.  des  B.  St.  G.  B. 


349 

ist  aUgemein  strafbar;  er  ist  vorhanden,  wenn  in  der  Absicht, 
das  Verbrechen  zu  begehen,  eine  äussere  Handlung  vorgenommen 
wurde,  welche  wenigstens  schon  als  Anfang  der  Ausführung  an- 
zusehen ist.  Grade  des  Versuchs  sind  nicht  aufgestellt.  Die  Strafe 
besteht  höchstens  in  der  Hälfte  der  auf  Vollendung  gesetzten, 
wobei  auch  eine  gelindere  Strafart  angewendet  werden  kann.  — 
Theilnahme  (vgl.  M.  St.  G.  B.)  ist  frei  von  doctrinellem  Gehalt. 
„Der  Gehulfe  wird  nach  den  fiir  den  Urheber  geltenden  Vor- 
schriften bestraft"  mit  der  Beschränkung,  dass  er  höchstens  V* 
und  mindestens  Y*  der  Strafe  des  Urhebers  zu  erleiden  hat.  In 
seinem  ersten  Theile  scheint  der  Satz  dem  französischen  Rechte 
zu  folgen,  während  der  zweite  die  deutschrechtliche  Grundlage 
der  mildern  Bestrafung  festsetzt.  Wenn  ein  Verbrechen  von 
Zweien  oder  Mehreren  auf  vorhergegangene  Verabredung  hin  be- 
gangen wurde,  so  sind  Alle  als  Urheber  zu  betrachten. 

Zurechnung.  Nicht  strafbar  sind  Diejenigen,  welche  in 
einem  Zustand,  in  dem  sie  ohne  ihr  Verschulden  der  Urtheils- 
kraft  oder  der  Willensfreiheit  beraubt  waren,  gehandelt  haben. 
Dahin  gehören  insbesondere  Raserei,  Wahnsinn  u.  dgl.  Der  Ge- 
setzgeber dachte  hiebei  offenbar  an  die  selbstverschuldete  Trunken- 
heit, von  welcher  §  32  6  gesagt  ist,  dass  sie  in  der  Regel  nicht 
als  Milderungsgrund  gelte ;  in  der  Weise  des  Gesetzes  ausgedrückt, 
ist  aber  der  specielle  Grund  nicht  erkennbar  und  das  „ohne 
Verschulden"  auf  alle  Zustände  abwesender  Urtheilskr/ift  oder 
Willensfreiheit  anwendbar.*  Keine  Zurechnung  findet  statt  gegen 
Kinder  unter  12  Jahren;  zwischen  12  und  16  Jahren  ist  die  Frage 
auf  vorhandene  Unterscheidung  zu  stellen.  Diese  Altersgrenzen 
sind  in  der  Folge  auch  von  den  cantonalen  Gesetzbüchern  auf- 
genommen worden.  Die  Bestimmung  der  Nothwehr  ist  in  guter 
Wahl,  frei  von  den  Beschänkungen  mancher  Gesetzbücher,  wört- 
lich Basel  entnommen  (vgl.  S.  253). 

Bei  Concurrenz  wird  die  Strafe  des  schwersten  Verbrechens 
angewendet  und  die  übrigen  als  Strafschärfungsgrund  in  der  Weise 
berücksichtigt,  dass  der  Richter  das  Maximum  um  die  Hälfte  über- 
schreiten darf. 

Eigenthümlich  ist  die  Stellung  beim  Rückfall.    Das  Militär- 


*  Vgl.  Mittermaier,  im  Archiv  d.  C.  R.,  1853,  S.  36. 
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Strafgesetzbuch  behandelt  ihn  wie  die  Coneurrenz*  und  so  auch 
der  Entwurf.  Das  Bundesstrafrecht  hat  einen  selbständigen  Artikel 
nicht  aufgestellt,  weil,  gemäss  dem  Bericht  des  Referenten  des 
Nationalraths,  bei  der  grossen  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens 
die  Maxima  vollkommen  zur  angemessenen  Berücksichtigung  zu- 
reichten. Die  Rückfallstheorie  mit  ihren  generalisirenden  Sätzen 
lasse  sich  nicht  rechtfertigen,  da  die  Motive  ganz  gleichnamiger 
Verbrechen  in  concreten  Fällen  ganz  verschieden  sein  können  und 
man  deswegen  durch  Präsumptionen  zu  Ungunsten  des  Angeklagten 
dem  Recht  und  der  Natur  Gewalt  anthue.  Entsprechend  ist  der 
Strafmehrungögrund  des  Rückfalls  Art.  31  d  folgendermassen  ein- 
geführt: „Je  öfter  der  Schuldige  wegen  aus  gleicher  Neigung  ent- 
sprungener Verbrechen  bestraft  worden  ist." 

Die  Verbrechen  gegen  den  Staat,  gegen  dessen 
äussere  oder  innere  Sicherheit  gewinnen  im  Bundesstaat 
eine  zweiseitige  Bedeutung,  indem  ein  Angriff  auf  das  Ganze  zu- 
gleich gegen  die  Theile  gerichtet  ist  und  umgekehrt  kein  Theil 
angegriffen  oder  losgerissen  werden  kann,  ohne  den  Bestand 
des  Ganzen  zu  gefährden.  So  garantirt  die  Bundesverfassung 
Art.  5.  16  den  Cantonen  Gebiet  und  Verfassung  und  die  Can- 
tone  schliessen  in  den  Bestimmungen  über  Hoch-  und  Landes- 
verrath  auch  den  Bund  ein.  Mit  dem  Inkrafttreten  des  Bundes- 
strafgesetzbuches ergab  sich  für  das  Strafrecht  der  Cantone  eine 
wesentlich  andere  Stellung.  Erstens  werden  die  cantonalen  Ge 
setze  zum  Schutze  des  Bundes  überflüssig,  zweitens  verlieren 
jene  Sätze  ihre  Bedeutung,  welche  einen  Angriff  von  Aussen  oder 
die  Unterstützung  desselben  im  Innern,  den  Landesverrath  zum 
Gegenstand  haben,  drittens  werden  selbst  manche  Bestimmungen 
überflüssig,  die  den  Schutz  der  Ruhe  im  Innern  bezwecken,  so- 
weit diese  Fälle  vom  Bundesstrafrecht  vorgesehen  sind. 

Die  cantonalen  Gesetzbücher  nehmen  in  Folge  dessen  eine 
verschiedene  Haltung  ein.  Einige  bemerken  einfach,  dass  Ver- 
brechen gegen  die  äussere  Sicherheit  nach  Massgabe  des  Bundes- 
rechts bestraft  werden;  andere  führen  den  alten  Apparat  weiter, 
um  die  cantonale  Souveränetät  zu  bekunden;  dritte  treffen  eine 
Auswahl,  lassen  Landesverrath  oder  Hochverrath  oder  Beides 
fallen  und  begnügen  sich  mit  wenigen  Sätzen  über  Aufruhr. 

^  Arr.  35.     Ueberdies  als  Sirafmehrungsgrund  Art.  32  d. 


351 

Das  Bundesstrafrecht  setzt  die  höchste  Strafe  von  mindestens 
10  Jahren  Zuchthaus  bis  auf  Lebenszeit  nur  in  zwei  Fällen: 

1.  Dem  Schweizerbürger;  der  in  einem  Kriege  gegen  die  Eid- 
genossenschaft die  WaflGen  gegen  dieselbe  trägt. 

2,  Dem  Bürger  oder  Einwohner  der  Schweiz,  welcher  die 
Eidgenossenschaft  oder  einen  Theil  derselben  in  die 
Gewalt  oder  Abhängigkeit  einer  fremden  Macht  zu  bringen  oder 
einen  Canton  oder  einen  Theil  eines  Cantons  von  ihr 
loszureissen  versucht,  oder  eine  fremde  Macht  zu  Feindseligkeiten 
gegen  die  Schweiz  oder  einen  Theil  derselben,  oder  zu 
einer  die  Schweiz  gefährdenden  Einmischung  in  ihre  innem  An- 
gelegenheiten anreizt,  oder  bei  ausgebrochenem  Krieg  vorsätzlich 
die  Absichten  des  Feindes  begünstigt. 

Alle  andern  Verbrechen  gegen  den  Staat  sind  ohne  Straf- 
minimum oft  nur  mit  der  Strafart  oder  alternativ  mehreren  Straf- 
arten bedroht:  Wer  absichtlich  die  Landesgrenzen  verändert  oder 
durch  Vernichtung,  Verfälschung  von  Urkunden  oder  andere 
rechtswidrige  Handlungen  zum  Nachtheil  der  Eidgenossenschaft 
einen  fremden  Staat  unterstützt,  wird  mit  Zuchthaus  belegt.  Wer 
das  schweizerische  Gebiet  verletzt  oder  eine  andere  völkerrechts- 
widrige Handlung  gegen  die  Schweiz  oder  einen  Theil  derselben 
begeht  oder  dazu  Vorschub  leistet,  wird  bestraft  —  mit  Gefang- 
niss  und  Geldbusse,  in  schweren  Fällen  mit  Zuchthaus. 

Die  Verbrechen  gegen  die  verfassungsmässige  Ordnung  und 
die  innere  Sicherheit  sind  eben  so  kurz  als  mild  gefasst 
ohne  alle  Minima. 

Die  Theilnahme  an  einem  Unternehmen,  welches  den  gewalt- 
samen Umsturz  der  Bundesverfassung  oder  die  gewaltsame  Ver- 
treibung oder  Auflösung  der  Bundesbehörden  bezweckt,  wird  mit 
Zuchthaus  bestraft.  —  Zusammenrottung  mit  gewalt- 
samen Handlungen,  um  einer Bundesbehörde  Widerstand 
zu  leisten,  dieselbe  zu  einer  Verfügung  zu  zwingen  oder 
daran  zu  hindern,  oder  an  einem  Mitgliede  einer  Bundesbehörde 
als  solchem  Rache  zu  nehmen  —  wird  mit  Gefängniss  und 
Geldbusse,  in  schweren  Fällen  mit  Zuchthaus  bestraft.  —  Die 
gleiche  Strafe  steht  auf  der  Theilnahme  an  Zusammen- 
rottungen, welche  zum  Zwecke  haben,  die  Vollziehung  der 
Bundesgesetze  oder  die  Vornahme  von  Wahlen,  Abstim- 
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mungen  u.  dgl.  gemäss  den  Bundesgesetzen  zu  hindern.  Wer 
(ohne  Zusammenrottung)  Gewalt  anwendet,  um  in  Bezug  auf 
Wahlen  etc.,  amtliche  Befehle,  Verfiigimgen  einen  Zwang  der  an- 
geführten Art  zu  üben,  soll  mit  Gefengniss  und  Geldbusse  bestraft 
werden.  Die  gleiche  Strafe  trifft  Jeden,  der  an  einem  Mitglied 
einer  Bundesbehörde  oder  an  einem  Bundesbeamten  wegen  einer 
amtlichen  Handlung  thätHche  Rache  nimmt. 

Mit  Geldbusse,  mit  welcher  in  schweren  Fällen  Gefangniss 
bis  auf  zwei  Jahre  verbunden  werden  kann,  werden  bestraft:  Wahl- 
betrug  und  widerrechtliche  Wahlbeeinflussung  oder  Betheiligung 
(Art.  49)  und  Befreiung  von  Gefangenen  (Art.  50). 

Denunciations-  und  Verhinderungspflicht  ist  nicht  aufgestellt, 
wohl  aber  wird  die  mündliche  oder  schriftliche  Aufreizung  zu 
gewaltsamem  Umsturz  (Art.  45)  und  gewaltsamer  Zusammenrottung 
(Art.  46),  auch  wenn  ein  Erfolg  nicht  eintrat,  als  Versuch  be- 
straft. 

Wenn  diese  Verbrechen  sich  nicht  ereignen  und  die  Strafen 
keine  Anwendung  finden,  so  liegt  es  jedenfalls  nicht  im  ab- 
schreckenden Charakter  der  Drohung.  Gerade  zum  Schutze  der 
Bundesverfassung  und  der  Bundesbehörden  zeigen  sich  die 
schwersten  Bestimmungen  als  überflüssig  und  wenn  auch  zuweilen 
selbst  Aeusserungen  sich  kundgeben,  die  als  hochverräthische  nach 
Art.  37  betrachtet  werden  könnten,  so  ist  es  doch  den  Bundes- 
behörden, vertrauend  auf  den  innern  Halt  des  Staates,  noch  nie 
eingefallen,  so  vereinzelte,  blos  persönliche  und  praktisch  ungefihr- 
liche  Kundgebungen  einem  Hochverrathsprocess  zu  unterwerfMi.* 
Was  gar  die  Strafbarkeit  der  erfolglosen  öffentlichen  Aufreizung 
zum  gewaltsamen  Umsturz  der  Bundesverfassung  oder  Vertreibung 
der  Bundesbehörden  u.  s.  w.  betrifft,  so  ist  sie  facti  seh  nicht 
vorhanden,  denn  die  Bundesbehörden  pflegen  solche  Aufreizer  und 
Staatsfeinde  mit  Ruhe  und  Sicherheit  dem  Urtheil  der  Mitbürger 
zu  überlassen. 


^  Beispiele  für  die  ruhige  Auffassung  und  milde  Behandlung  der  poli- 
tischen Verbrechen  sind  der  Fall  Contini,  mit  dessen  Wegweisung  man  sich 
begnügte,  vgl.  Bericht  des  Bundesrathes  1853,  S.  71  und  1854,  S.  81 ;  ferner 
die  Niederschlagung  der  Processe  wegen  Verbrechen  gegen  die  rerfassnngs- 
mässige  Ordnung  und  innere  Sicherheit,  vgl.  Bericht  1835,  S.  206;  die  Frei* 
sprechungen  wegen  der  Genfer  Wirren  u.  a. 


■   • 
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Es  darf  hier  noch  der  besondere  Schutz  erwähnt  werden,  der 
durch  Art.  59  der  Bundesversammlung  oder  einer  Abtheilung 
derselben  oder  des  Bundesrathes  oder  Bundesgerichts,  oder  einem 
ReprSsentanten  gegen  öffentliche  Beschimpfung  oder  Verleumdung 
gegeben  ist,  indem  eine  Geldbusse  bis  auf  2000  Fr.,  in  schweren 
Fällen  G^^gniss  bis  6  Monate,  auf  solchen  Vergehen  steht,  wenn 
sie  bei  Gelegenheit  der  Ausübung  der  amtlichen  Verrichtungen 
oder  mit  Beziehung  auf  dieselben  stattgefunden  haben. 

Eine  Begriffsbestimmung  ist  nicht  aufgenommen.  Gegen  den 
Vorwurf  der  Unbestimmtheit  bemerkt  die  bundesräthliche  Bot- 
achaft,  dass  es  kaum  möglich  sei,  Ehrverletzungen  auf  eine  völlig 
befriedigende  Weise  zu  definiren.  Das  amerikanische  Bundes- 
gesetz vom  14.  Juli  1798  bedrohe  die  Veröffentlichung  einer 
Schmähschrift  gegen  den  Präsidenten  oder  die  Kammern  ^with 
intent  to  diffame  them  or  to  bring  them  into  contempt  or  disrepute 
or  to  excite  against  them  the  hatred  of  the  good  people"  —  mit  Geld- 
busse bis  auf  2000  Dollars  und  Gef&ngniss  bis  auf  zwei  Jahre. 
Aehnlich  nenne  das  französische  Hecht  neben  der  Beschimpfung 
die  Verleumdung  durch  Vorwurf  von  Thatsachen,  welche  geeignet 
seien,  dem  Hass  und  der  Verachtung  auszusetzen.  Man  halte 
ohne  nähere  Bestimmung  die  einfache  Ausdrucksweise  Be- 
schimpfung und  Verleumdung  för  genügend,  da  schliessHch 
Alles  darauf  ankomme,  welchen  Eindruck  eine  Aeusserung  auf 
die  öffentliche  Meinung  hervorzubringen  geeignet  sei  und  wie  die 
Geschwomen  die  Sache  nach  ihrem  Gefühle  beurtheilen;  Regeln 
lÄÜrden  sie  nicht  binden,  sondern  höchstens  verwirren.  Die  Z  ahl 
in  der  Geldbusse  stimmt  wieder  mit  dem  amerikanischen  Gesetz, 
dort  Dollars,  hier  Pranken;  die  Freiheitsstrafe  ist  viel  milder. 

Trotz  der  Straf  bestimmungen  gegen  Missbrauch  der  Presse, 
der  sich  gegen  die  Eidgenossenschaft  und  ihre  Behörden  richtet, 
haben  sich  die  Bundesbehörden  niemals  veranlasst  gesehen,  wegen 
solchen  Missbrauchs   der  Fresse   gerichtliche  Klage   zu   erheben.^ 

Die  angefahrten  Bestimmungen  für  die  innere  Sicherheit 
können  in  einem  Falle  auch  analoge  Anwendung  finden  auf  die 
Gantone,  dann  nämlich,  wenn  eine  der  (Art,  45—50)  bezeichneten 


'  VgL  Blumer-Morely  Handbuch  des  Schweiz.  Bundesstaatsrecbts,  1877, 
Bd.  I,  S.  402. 

r/imlHger,  Schwele  8trafr««ht.  23 
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Handlungen  gegen  eine  durch  den  Bund  garantirte  Can- 
tonalverfassung  oder  gegen  eine  Behörde  oder  einen  Beamten 
eines  Cantons  oder  auf  Wahlen,  Abstimmungen  u.  dgL,  wdche 
durch  die  Gesetzgebung  eines  Cantons  vorgeschrieben;  gerichtet 
sind;  sofern  die  betreffenden  Handlungen  als  Ursache  oder  Folge 
von  Unruhen  erscheinen,  durch  welche  eine  bewaifihete  eidgenös- 
sische Intervention  veranlasst  worden  ist. 

Streng  genommen  nach  der  Bundesverfassung,  würde  die 
Bundesbehörde  immer  vei'pflichtet  sein,  einzuschreiten,  wenn  die 
verfassungsmässige  Ordnung  in  einem  Canton  aufgehoben  ist; 
allein  nach  den  Erfahrungen  der  Kegenerationsperiode  -  ist  klar, 
dass  es  Fälle  geben  kann,  in  denen  die  Eidgenossenschaft  kein 
Interesse  hat,  der  Bevölkerung  eines  Cantons  eine  von  ihr  ge- 
stürzte Regierung  wieder  aufzuzwingen,  nur  damit  die  Verfassung 
in  ihren  formellen  Vorschriften  eine  Wahrheit  bleibe.®  Die  Can- 
tone  haben  bei  Uninihen  zunächst  selbst  fiir  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  zu  sorgen.  Die  Bundesbehörden  interveniren  erst  auf 
vorangegangene  Anrufung  von  Seite  der  Cantonsregierung  oder 
ohne  diese,  wenn  die  Regierung  sich  nicht  mehr  in  der  Lag0  be- 
findet, sich  an  den  Bundesrath  zu  wenden,  und  die  Sicherheit  der 
Schweiz,  wie  dies  in  den  Grrenzcantonen  naheliegt,  gefährdet 
wäre.  Die  Fälle  von  Bundesintervention  und  Anwendung  des 
Bundesstrafrechtes  durch  Bundesassisen  sind :  Die  Genfer  Wirren 
im  Jahr  1864,  welche  zu  einem  blutigen  Strassenkampfe  föhrten  und 
mit  einer  Freisprechung  sämmtUcher  Angeklagten  durch  die  Bundes- 
assisen, welche  von  der  Erwägung  ausgingen,  dass  för  die  Be- 
ruhigung des  Cantons  eine  allgemeine  Freisprechung  besser  sein 
dürfte  als  Strafurtheile,  endigten,  —  die  Zürcher  Tonhalleaffiure 
von  1871,   welche   mit  Verurtheilung   zu  Freiheitsstrafen  schloss. 

Seit  dem  Jahre  1848  ist  niemals  eine  Cantonsregierung  auf 
gewaltsame  Weise  gestürzt  worden,  während  früher  die  „Putsche'* 
sehr  häufig  waren.  Der  Grund  ruht  auf  den  bundesrechtlichen 
Garantien  der  verfassungsmässigen  Rechte  des  Volkes  und  auf 
dem  Ausbau  der  Volksrechte  in  den  cantonalen  Verfassungen  und 
Gesetzen.  Ist  bei  vorkommenden  Unruhen  die  Cantonsregierung 
stark  genug,  Ordnung  zu  schafien,   so   kommt  gegen  die  Ueber- 


*  Blum  er f  Bundesstaatsrecht.  Bd.  I,  8.  236, 
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treter  natürlich  das  cantonale  Strafgesetzbuch  zur  Anwendung;* 
handelt  es  sich  um  Acte,  welche  den  Canton  gegenüber  dem 
Ausland  gefährden,  so  kommen  die  bundesrechtlichen  Bestimmungen 
imd  nicht  die  entsprechenden  cantonalen  zur  Geltung  und  nur 
wenn  jene  Handlungen  das  heute  undenkbare  feindliche  Verhält- 
niss  von  Canton  gegen  Canton  zur  Unterlage  hätten,  wie  der  neue 
Entwarf  von  Waadt  annimmt,  könnte  das  Strafgesetzbuch  des 
Canton»  in  Wirkung  treten. 

Das  Verhältniss  des  Bundesstrafrechts  zum  Strafrecht  der 
Cantone  erhielt  durch  die  Vorgänge  in  Stabio  eine  Beleuchtung, 
welche  die  Mängel  desselben  unabweisbar  in  den  Vordergrund 
rückte  nnd  zu  allseitiger  Prüfung  in  den  Käthen  und  einer  wich- 
tigen Novelle  führte. 

Schon  im  Jahr  1865  war  in  Folge  der  Genfer  Vorkommnisse 
der  Bundesrath  vom  Ständerath  zu  Schritten  für  eine  Revision 
des  Bundesstrafrechts  (Art.  45  —  52  und  76)  eingeladen  worden 
und  der  Bundesrath  brachte  auch  einen  Gesetzesentwurf  ein,  der 
jedoch  von  der  Bundesversammlung  abgelehnt  wurde.  *^ 

Im  Canton  Tessin,  von  jeher  durch  die  leidenschaftlichen 
Ausbrüche  des  Parteihasses  bekannt,  kam  es  im  October  1876 
bei  Gelegenheit  einer  Schiessübung  in  Stabio  wieder  zu  blutigen 
Excessen.  Die  Ermordung  Pedroni's,  deren  Urheberschaft  das 
Gerücht  einem  gewissen  Catenazzi  zuschrieb,  veranlasste  eine  An- 
zahl Schützen,  das  Haus  Ginella,  in  welches  Catenazzi  eingetreten 
war,  zu  umzingeln.  Beiderseits  fielen  Schüsse  und  vier  Bürger 
verloren  das  Leben,  einer  wurde  lebensgefährlich  verwundet. 

Die  Tessiner  Anklagekammer  überwies  eine  Anzahl  Bethei- 
ligter  beider  politischen  Parteien  den  cantonalen  Assisen.  Allein 
die  zur  liberalen  Partei  gehörenden  recurrirten  aus  Furcht,  es 
könnte  die  herrschende  Aufregung  eine  unparteiische  Rechtsprechung 
verhindern,  an  das  Bundesgericht,  indem  sie  geltend  machten,  die 
ilmen  zur  Last  gelegten  Handlungen  hätten  einen  derartig  poli- 
tiachen  Charakter,  dass  sie  nicht  von  den  cantonalen,  sondern  von 
den  Bundesassisen  zu  beurtheilen  seien,  es  liege  somit  in  der 
TJeberweisung  des  Falles  an  die  cantonalen  Gerichte  die  Verletzung 


*  Vgl.  Botschaft  des  Bundesrathes  zu  Art.  44 — 62. 
'^  Vgl.  Bandesblatt  1883.  I,  S.  88. 
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eines   verfassungsmässigen   Rechts.     Das  Bandesgericht  wies   die 
Beschwerde    ab;    weil    eine    bewaffnete    Intervention    nicht    statt- 
gefunden habe   und  die  angefochtenen  Vergehen  nicht  unter   den 
Begriff  der   Verbrechen   gegen   die   verfassungsmässige   Ordnung 
und  innere  Sicherheit  (Art.  45 — 50  des  Bundesstrafrechts)    unter- 
gebracht werden  könnten.     So   verblieb   die  Rechtsprechung   den 
tessinischen  Gerichten  und  damit  erhob  sich  sowohl  für  den  Canton 
als    die  Eidgenossenschaft   eine   ernstliche  Gefahr,   da    der   ganze 
Canton,  in  zwei  Parteien  gespalten,  sich  mit  grösster  Leidenschaft 
am  Processe   betheiligte.     Zwar  versöhnte   eine  allgemeine  Frei- 
sprechung die  Gemüther,  aber  der  Wunsch  äusserte  sich  allgemein, 
es  möchte  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  in  ähnlichen  Fällen  ein 
eidgenössisches  Gericht,   unbezweifelt   über  den  Parteien  stehend, 
Recht  sprechen. 

Im  Juni  1880  stellte  Ständerath  jSroj^i  die  Motion:  DerBundes- 
rath  wird  eingeladen,  Bericht  und  Antrag  zu  hinterbringen  über 
Revision  des  Bundesstrafrechts  im  Sinne  der  Erweiterung  des  Be- 
griffs der  politischen  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  in  die 
Competenz  der  Bundesassisen  fallen. 

Der  schweizerische  Juristenverein  erhob  die  Frage  über  den 
Begriff  der  politischen  Verbrechen,  welche  in  weiterer  Ausdehnung 
durch  die  Zeitverhältnisse  zu  einer  brennenden  geworden  war,  zum 
Gegenstande  seiner  Verhandlungen.** 

Mit  Botschaft  vom  13.  Januar  1882  beantragte  der  Bundes- 
rath,  eine  Definition  oder  Erweiterung  des  Begriffs  politischer 
Verbrechen  umgehend,  —  die  Erweiterung  seiner  Competenz  durch 
einen  Zusatzartikel  74  bis,  wonach  es  dem  Bundesrath  zustehen 
sollte,  das  Bundesgericht  mit  der  Untersuchung  und  Abortfaeilung 
von  Verbreclien,  wenn  diese  auch  nicht  im  Bundesstrafrecht  vor- 
gesehen wären,  zu  betrauen,  sobald  die  politischen  Verhältnisse 
der  Art  seien,  dass  die  Unabhängigkeit  cantonaler  Gerichte  als 
gefährdet  angesehen  werden  müsse.  Das  Bundesgericht  hätte  nach 
der  cantonalen  Gesetzgebung  zu  urtheilen,  wäre  an  kein  Minimum 
gebunden  und  würde  die  Todesstrafe  nicht  aussprechen. 


^*  Siehe  die  Verhandlungen  und  mein  Referat  über  den  Begriff  des  poli- 
tischen Verbrechens  im  Protocoll  der  XVIII.  Versammlung  des  schweizerischen 
Juristenvereins  in  Bern  18S0. 
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Dagegen  wurde  geltend  gemacht^  dass  eine  solche  Ausdehnung 
der  Bundescompetenz  einen  Terfassungswidrigen  Eingriff  in  das 
Stva6recht  der  souveränen  Cantone  enthalte^  dass  es  in's  Belieben  jeder 
Partei  gestellt  sei^  die  ordentlichen  Gerichte  zu  umgehen^  und  dass 
solchergestalt  ein  geordnetes  Strafverfahren  in  den  Cantonen  nicht 
mehr  fortbestehen  könne  und  dass  es  nicht  angehe ;  die  Ent- 
scheidung über  die  Frage  der  richterlichen  Competenz  dem  Er- 
messen einer  politischen  Behörde  zu  überlassen. 

Der  modiiicirte  Gesetzesvorschlag  erhielt  folgende  Fassung : 
;,Wemi  in  Folge  politischer  Aufiregung  das  Vertrauen  in  die 
Unabhängigkeit  cantonaler  Gerichte  in  Bezug  auf  eine  ihrer  Be- 
urtheilung  unterstellte;  auf  ein  Verbrechen  gerichtete  Strafklage 
als  beeinträchtigt  angesehen  werden  muss,  so  ist  der  Bundesrath 
berechtigt;  die  Untersuchung  und  Erledigung  einer  solchen  Klage 
an  das  Bundesgericht  zu  überweisen;  auch  wenn  das  Verbrechen 
in  dem  gegenwärtigen  Gesetz  nicht  vorgesehen  ist  Das  Bundes- 
gericht urtheilt  in  letzterem  Falle  nach  der  Gesetzgebung  des 
Cantons;  in  welchem  das  Verbrechen  begangen  wurde."  ** 

In  der  Volksabstimmung  vom  11.  Mai  1884  wurde  das  Ge- 
setz mit  202,773  gegen  159;068  Stimmen  verworfen. 

Zwischen  den  Verbrechen  gegen  die  äussere  Sicherheit  und 
gegen  die  innere  steht  der  dritte  Titel  über  Verbrechen  gegen 
fremde  Staaten.  Er  bestimmt  1.  dass  mit  Gefangniss  oder  Geld- 
basse belegt  wird;  wer  ein  fremdes  Gebiet  verletzt  oder  eine 
andere  völkerrechtswidrige  Handlung  Begeht;  und  2.  dass  öffent- 
liche Beschimpfung  eines  fremden  Volkes  oder  seines  Souveräns 
oder  einer  fremden  Regierung  mit  Geldbusse  bis  2000  Fr.  be- 
straft wird;  womit  in  schweren  Fällen  Gefangniss  bis  auf  sechs 
Monate  verbunden  werden  kann ;  Verfolgung  findet  nur  auf  Ver- 
langen der  fremden  Regierung  bei  Gegenrecht  statt;  3.  dass  die 
Beschimpfung  oder  Misshandlung  eines  beglaubigten  Repräsentanten 
einer  firemden  Regierung  mit  Gefangniss  bis  höchstens  zweiJahre 
und  Geldbusse  bis  höchstens  2000  Fr.  zu  bestrafen  ist.  Ver- 
folgung tritt  nur  ein  auf  Beschluss  des  Bundesratbes. 

Es  ist  gezeigt  worden;  wie  diese  Sätze  bereits  aus  deutschen 


^  Poblieirt  im  Bondesblatt   vom   12.  Jan.  1884.     Vgl.  Bundesblatt  1882. 
IV,  640 ;  1883.  I,  33. 


358 

Gesetzbüchern  und  Entwürfen  in  einzelne  sehweizerisehe  G.  B. 
übergegangen  waren.  Dass  sie  selbst  in  *das  Bundesstrafinecht  als 
eigener  Titel  eingefügt  wurden,  legt  Zeugniss  ab  für  den  Druck, 
den  die  Hochflut  der  europäischen  Beaction  auf  die  Schweiz  aus- 
übte. Sie  wurden  denn  auch  nicht  ohne  lebhaften  Widerstand 
einerseits  und  energisches  Verlangen  der  Bundesbehörden  ander* 
seits  durchgesetzt.*^ 

Der  Bericht  des  Bundesraths  vom  Jahr  1852  bemerkt  zwar 
(S.  437),  dass  die  Botschaft  zum  Entwurf  den  Zweck  habe,  „die 
Thatsache  zu  bestätigen,  dass  die  Bestimmungen  desselben  das 
selbständige  Werk  der  Bundesbehörden  sind  und  dass  im  Wider- 
spruch mit  dem,  was  oft  gesagt  worden  ist,  das  Ausland  keinen 
Einäuss  auf  den  Inhalt  des  G^esetzes  ausgeübt  hat''.  Dies  ist, 
so  weit  erkennbar,  glaubwürdig  und  wohl  richtig  mit  Bezug  auf 
den  grössten  Theil  des  Entwurfs;  für  die  erwähnten  Paragraphen 
aber  bleibt  ein  Zweifel  übrig,  der  durch  die  Botschaft  selbst 
durchaus  nicht  beseitigt  wird;  denn  die  bezügliche  Motivirong 
gleitet  sehr  kurz  über  diesen  Titel  hinweg  und  spricht  nur  von 
„Verletzungen  des  Völkerrechts,  welche  das  gute  Vemdimen 
zwischen  der  Schweiz  und  dem  Auslande  stören  und  der  Eid- 
genossenschaft Schaden  und  Nachtheil  bringen  können,  worunter 
Alle  durch  den  Unverstand  oder  bösen  Willen  Einzelner  zu  leiden 
haben".»* 

Die  gleichen  Gründe,  welche  den  Bundesrath  bestimmten, 
Anträge  zu  stellen  und  durchzusetzen  betreffend  Ehrbeleidigong 
auswärtiger  Regierungen,  bestimmten  auch  einige  Cantone  zur  Ab- 
änderung ihrer  correctionellen  Gesetze,  wie  Aargau  (Abänderung 
des  Correct.  Ges.  von  1846,  Art.  81.  88)  und  Basel,  im  Sinne 
der  Verfolgung  von  Amtswegen.  Zu  den  schlimmsten  Fruchten 
dieser  Richtung   gehört  das  viel  angefochtene  Berner  Pressgesetz 


>»  Vgl.  Schnell  in  Zeitschrift  f.  ßchw.  R.,  Bd.  III,  8.  83.  „In  den  Ver- 
brechen gegen  das  Ausland  gaben  die  §§  42 — 44  den  meisten  Anstoss.  Es  ist 
Grund,  zu  bezweifeln,  ob  das  vom  Bundesrath  nicht  auf  die  löblichste  Weise 
endlich  durchgesetzte  Ergebniss  den  Interessen  einer  einfachen  PolitUc  ent- 
spreche.'* 

**  Botschaft  des  schweizerischen  Bundesrathes  an  die  hohe  Bunde8Te^ 
yersammlnng  zum  Gesetzesentwnrf  über  das  Bundesstrafirecht  im  Bnndesblatt 
1852.  Bd.  II,  S.  586. 
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Ton  1852,  welches  wegen  seines  pressfeindlichen  Charakters  über- 
haupt von  der  Bundesversammlung  beanstandet  wurde J^ 

In  der  Praxis  blieben  diese  Artikel  bedeutungslos.  Es  fehlte 
nicht  an  Begehren  von  auswärts^  dieselben  zur  Anwendung  zu 
bringen,  allein  man  verlangte  fiir  jeden  einzelnen  Fall  förmliche 
Zusicherung  des  Gegenrechts  und  musste  naturlich  solche  An- 
erbietangen  zurückweisen,  wo  die  Grundlage  der  Gemeinsamkeit 
der  Interessen  fehlte,  da  ja  die  Schweiz  von  andern  Staaten  der- 
artige Liebesdienste  in  Anspruch  zu  nehmen  nach  ihren  Grund* 
«atzen  und  Institutionen  kaum  in  den  Fall  kommen  kann.'^  Der 
Art.  41  kam  zur  Anwendung  im^Jahr  1879  im  Falle  Brousse" 
wegen  Pressvergehen ,  in  welchen  eine  ,, völkerrechtswidrige 
Handlung'^  gesehen  werden  musste.  Die  Strafe  war  eine  geringe. 
Ergänzend  kommt  in  Betracht  Art.  90.  8  und  der  schon  erwähnte 
Art  57  der  Bundesverfassung. 

Unter    dem    Titel    „Vermischte   Bestimmungen^    sind    Straf- 
vorschriften  gegen   folgende  Vergehen   aufgeführt:     Verfölschung 
oder   Zerstörung  von   Bundesacten,   falsches   Zeugniss   vor   einer 
Bandesbehörde;    Uebertretung    der   Landesverweisung,    Beihülfe 
hiezu;   Anwerbung  in  fremden  Militärdienst,   Handlungen,   durch 
welche   die   Benutzung   der  Telegraphenanstalt  (Telephon)  gestört 
wird,    Beschädigung  und    Gefährdung   von  Post-  und  Eisenbahn- 
zügen   (Tramway).      Es    handelt    sich    hiebei    ausschhesslich    um 
Bundesinteressen ;  dessenungeachtet  hielt  die  bundesräthliche  Bot- 
schaft ftir  nöthig,   ausdrücklich  darauf  hinzuweisen,   dass  die  Be- 
iiigniss     der    Bundesversammlung     zum     Erlass     solcher     Straf- 
bestimmungen  nach  Art  106,  welcher  die  Unterstellung   „auch 
noch  anderer  Fälle^    unter   die  Bundescompetenz   gestattet,  wohl 
nicht  zu  bezweifeln   sei,   woraus   sich  deutlich  ergibt,   dass   „die 
andern  Fälle  ^  nicht  in  so  ausdehnendem  Sinne  verstanden  werden 
dürfen,  dass  die  cantonale  Jiuisdiction  wesentlich  beschränkt  würde.** 


'*  Vgl.  Blumer^  Bandesstaatsrecht,  Bd.  I,  1877.  S.  395. 

**  Vgl.  ÜIImeTy  die  staatsrechtliche  Praxis  der  Schweiz.  Bundesbehörden, 
Bd.  I,  637,  Bd.  II,  1059.  1061. 

"  Vgl.  Justizbericht  1879.  S.  65  betreffend  Art.  108.  1.  des  B.  G.  über 
fitrafreehtopflege. 

'*  Vgl.  die  Argumentation  im  Majoritätsgutachten  der  stUnderftthlicheu 
Commissiony  Bundesblatt  1883.  S.  36. 
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In  Anwendung  dee  Art.  106  der  Bandesverfassnngy  welcher 
gestattet;  auch  „andere  FäUe^  in  die  Bundescompetenz  zu  legen, 
sind  in  verschiedenen  Bundesgesetzen  Strafvorschriften  angestellt 
worden*,  in  weiterer  Ausdehnung  geschah  dies  seit  der  Bundcs- 
verfassung von  1874.  Wie  dies  die  Specialgesetzgebung  mit  sich 
bringt;  vermisst  man  in  den  vielen  Gesetzen  den  Zusammenhang 
und  die  einheitliche  Bearbeitung. 

Das  ßundesgesetz  hat  Bestimmungen  über  Münzdelicte  nicht 
aufgenommen^  da  die  cantonalen  Gesetzbücher  mit  hinreich^ider 
Strenge  dieselben  bedrohen.  Doch  zeigen  Vorkommnisse  wie  der 
Genfer  Process  wegen  Anfertigtmg  egyptischer  Münzen,**  das« 
eidgenössisches  Hecht  nicht  überflüssig  gewesen  wäre.  Während 
Bestimmungen  über  Münzverbrechen  der  cantonalen  Strafgesetz- 
gebung überlassen  wurden,  zog  man  den  Schutz  der  Posten, 
Telegraphen,  Eisenbahnen  (Bundesgesetz  über  die  Bahnpolizei  von 
1878)  in  den  Kreis  des  Bundesrechts,  weil  in  den  Cantonen  fast 
überall  es  an  Strafbestimmungen  über  diesen  Gegenstand  mangelte. 

Der  siebente  Titel  handelt  von  DeUcten,  welche  mittelst  der 
Druckerpresse  verübt  werden,  und  bestimmt  nur  üoer  die  Haft- 
pflicht; in  erster  Linie  haftet  der  Verfasser,  nach  diesem  der 
Herausgeber,  dann  der  Verleger,  in  letzter  Linie  der  Drucker. 
Herausgeber  oder  Verleger  haften  subsidiär  för  Processkosteix  und 
Entschädigungen ;  der  Richter  kann  die  Veröffentlichimg  des  Straf- 
urtheils  auf  Kosten  des  Verurtheilten  verfugen.  Weiter  wurde 
von  der  verfassungsmässigen  Befugniss,  Strafbestimmungen  gegen 
den  Missbrauch  der  Presse  zu  erlassen,  nicht  Gebrauch  gemacht, 
da  man  es  vorzog,  keine  Rücksicht  darauf  zu  nehmen,  ob  ein 
Dehct  durch  mündliche  oder  schriftliche  Aeusserungen  oder  durch 
das  Mittel  der  Presse  verübt  worden  sei,  ausgenommen  die  er- 
wähnten  erleichternden  Bestimmungen  i'iber  die  Haftbarkdt 


*'  Vgl.  Bericht  des  Justizdepartements  3882.  S.  15. 
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C.  Die  Strafgesetzbücher  der  Cantone. 

Freiburg  1849. 

§  64.  L  Freiburg  hatte  nach  Abschaffung  des  helvetischen 
P.  Q.  die  C  C  C.  förmlich  als  Strafgesetz  proklamirt  mit  erheb- 
lichen Aendenmgen  (vgl.  S.  84),  welche  durch  spätere  zahlreiche 
Zusätze  vermehrt  wurden.  (Vgl.  Uebergangsbestimmungen  zum 
St  6.  B.  von  1849.)  Unmittelbar  nach  jenem  Act  unternahm 
ein  Hitglied  des  AppellationsgerichtS;  T.  Barras,  die  Herstellung 
eines  Strafgesetzentwurfs,  welcher  1808  dem  Käthe  vorgelegt 
wurde,  aber  ohne  weitere  Folge  blieb. 

Dieser  Entwurf  (Manuscript)  gibt  mit  der  Titelfolge  des  hel- 
vetischen P.  Q.  auch  den  wesentlichen  Inhalt  in  mancher  Richtung 
vervollständigt  oder  abgeändert.  Das  Ö.  B.  enthält  214  Para- 
graphen. Als  dritter  Theil  ist  ein  correctionelles  Gesetz  mit  399 
Paragraphen  angefügt,  worin  von  besonderem  Interesse  das  alte 
Friedensrecht  ist,  da  wir  annehmen  dürfen,  dass  ein  Praktiker 
des  Obergerichts  nicht  abgestorbene  Rechtselemente  in  seinen 
Entwurf  eines  neuen  Gesetzbuches  aufgenommen  hätte. 

Unter  dem  Titel  „delits  contre  la  sürete  personnelle"  sind 
aufgeführt:  Lügenvorwurf,  Strafe  1  Franken.  Beschimpfung  oder 
Herabsetzung  der  Ehre  eines  Andern,  Strafe  2  Franken  und  Ver- 
pflichtung zu  Widerruf  oder  Ehrenerklärung.  Schriftliche  Injurie, 
Stafe  2 — 100  Franken.  Vorlaufen,  trockene  Schläge,  2  Franken. 
Blutruns,  4  Franken.  Bewafihetes  Anlaufen  ohne  Auf  lauem, 
4  Franken ;  wenn  ein  Schlag  faUt,  8  Franken.  —  Die  Nothwehr 
ist  frei  von  den  Beschränkungen  der  C  C  C.  und  der  spätem 
Gresetzbücher.  Strenge  bedroht  ist  Herausforderung  aus  dem  Hause. 
—  Der  Gmchtsfrieden  tritt  stark  heraus  in  der  vierfachen  Strafe 
der  Injurien  vor  Gericht. 

Friedbieten,  Friedverweigerung,  Friedbruch .  und  Friedens- 
gelöbniss  bestehen  noch  in  alter  Strenge.  —  Beamte  und  Bürger 
sind  verpflichtet,  den  Streitenden  Frieden  zu  bieten  (obeissance  ä 
la  loi)  und  Sicherheit  aufzulegen  (imposer,  selon  notre  enonciation 
volgaire  les  suretes).  Wer  auf  dreimaliges  Friedgebot  nicht  Folge 
leistet,  „sera  pour  cela  seul  puni  d'une  prison  de  quatorze  jours, 
dure  relegation  particuliere  d'une  ann^e  et  de  l'amende  de  8  fr.^. 
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Beschimpft  oder  stösst  der  Friedverweigerer  den  Friedbieter,  so 
wird  die  Strafe  verdoppelt  oder  um  V*  erhöht  Jedes  Wort  oder 
Schlag  nach  Frieden  von  Seite  der  Parteien  gilt  als  Friedbrach. 

Jede  Partei  kann  die  andere  vor  Gericht  oder  Beamte  zur 
Auferlegung  des  Friedens  für  beide  citiren^  worauf  jede  Verletzung 
von  der  einen  oder  andern  Seite  die  erwähnten  Folgen  hat. 

Während  der  Zeit  der  Mediation  und  Restauration  wurde 
kein  weiterer  Versuch  zur  Codification  gemacht  und  es  war  erst 
der  Begierung  von  1830  und  der  Anregung  des  Sturmjahres  zu 
verdanken^  dass  Schritte  zur  Verbesserung  des  Strafrechts  unter- 
nommen wurden^  gemäss  der  ausdrücklichen  Forderung  der  Ver- 
fassung von  1831. 

Den  9.  Mai  desselben  Jahres  proponirte  die  Justizdirection  die 
Erstellung  eines  Strafgesetzbuchs  mit  Processordnung  auf  Grand- 
lage der  einfachen  Strafgesetze  des  Cantons  Aargau,  als  am 
besten  den  eigenen  Bedürfiiissen  entsprechend,  und  die  Begierung 
setzte  sich  unverzüglich  mit  derjenigen  Aargau's  in  Verbindung, 
um  Auskunft  über  die  Erfahrungen  mit  dem  G.  B.  einzuziehen. 

Durch  Decret  vom  17.  Mai  1833  wurde  zu  möglichster  Be- 
förderung der  Arbeiten  eine  Commission  beauftragt,  die  bestdien- 
den  G.  B.  der  Schweiz  und  anderer  Staaten  mit  verwandten  In- 
stitutionen zu  prüfen,  das  Beste  auszuwählen  und  darin  diej^sigeo 
Veränderungen  vorzunehmen,  welche  die  Bedür&isse,  Gewohn- 
heiten und  besondem  Verhältnisse  des  Cantons  erforderten,  um 
dann  das  Besultat  als  Entwurf  den  Bäthen  vorzulegen.  Die 
Arbeiten  dauerten  bis  1840.  Der  erste  Entwurf  wurde  vorgdegt 
1844,  der  zweite  gedruckte  1846.  Der  Sonderbundskrieg  unter- 
brach den  Abschluss  und  setzte  zugleich  infolge  der  Verfassungs- 
änderung eine  neue  Grundlage.  Art.  8  der  neuen  Verfassung 
schafft  die  Todesstrafe  ab,  Art.  102.  d.  stellt  die  Forderung  eines 
neuen  Strafgesetzbuches  auf. 

Der  dritte  Entwurf  von  1848  wurde  in  der  Maisitzung  1849 
berathen  und  nach  mancherlei  Modificationen  zum  Gesetz  erhoben. 
Höheres  Interesse  als  die  Bulletins  der  Bathsverhandlungen  be- 
ansprucht das  handschrifdiche  Protocoll  d^  Gesetzgebungs-Com- 
mission. 

II.  Das  Strafgesetzbuch  hat  276  Peragraphen  über  Ver- 
brechen, 181  über  Vergehen,  52  über  Polizeiübertretungen.    Be- 
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nutzt  sind  die  St.  O.  B.  von  Zürich^  Luzern,  Waadt  und  das 
eidgenöasisclie  Militärstrafgesetzbuch  von  1837;  in  einigen  Punkten 
war  der  Code  penal  fran9ai8  Vorbild. 

Die  Eintbeilung  stimmt  fast  ganz  mit  dem  Luzemer  Gesetz- 
buch und  zum  kleinem  Tbeil  mit  dem  waadtländischen  überein. 
Es  trägt  wesentlich  deutschrechtlichen  Charakter^  in  Einzelheiten 
folgt  es  dem  französischen  Recht^  z.  B.  in  den  dispositions  pre- 
liminaires,  in  Fälschung,  escroquerie,  Verbrechen  gegen  die  Sitt- 
lichkeit, gegen  den  Civilstand  u.  a.  m. 

Die  Dreitheilung  hat  die  mehrfache  Behandlung  desselben 
Delicts  als  Verbrechen,  Vergehen  und  Uebertretung  und  eine  ver- 
wirrende Zerreissung  des  Stoffes  zur  Folge.  So  bestimmt  z.  B. 
der  Art.  436  der  Polizeiverordnung,  dass  Blutschande  mit  Zucht- 
haus bis  auf  8  Jahre  belegt  werden  kann  und  dass  gleiche  Strafe 
widernatürliche  Unzucht  trifft.  Gleich  nebenan  in  Art.  438  wird 
verftgt:  „Wer  durch  seine  Besoffenheit  Aergemiss  erregt,  wird 
mit  einer  Geldbusse  von  4  Fr.  bestraft." 

Freiburg  ist  der  erste  Canton,  welcher  die  Todesstrafe  ab- 
schafft; er  hat  weder  Kettenstrafe,  noch  Züchtigung,  selbst  nicht 
in  der  Form  der  Strafschärfung  oder  der  Disciplinarstrafe.  Pein- 
liche Strafarten  sind:  Zuchthaus  (maison  de  force),  lebenslänglich 
und  zeitig,  mit  öffentlicher  Arbeit ;  Reclusion,  ohne  solche  (Minimum 
3  Monate),  Geiangniss  (1  Monat  bis  2  Jahre),  lebenslängliche  und 
zeitige  Verbannung,  letztere  oft  gedroht,  Geldstrafe,  Confiscation. 
Peinlidie  Strafe  zieht  Verlust  des  Acti vbürgerrechts 
(auch  Zeugnissun&higkeit)  nach  sich.  Rehabilitation  kann 
jedenfalls  nach  5  Jahren,  nie  früher  als  2  Jahro,  stets  nach  der 
halben  Strafdauer  verlangt  werden.  Freibarg  folgt  hierin  wörtlich 
theils  Luzem,  theils  Waadt,  dem  erstem  in  dem  erschwerenden 
Zusatz^  dass  dem  Rehabilitationsbegehren  der  Beweis  des  Schaden- 
ersatzes beigelegt  werden  muss.^  —  Das  correctionelle  Gesetz  hat  die- 
selben Straänittel,  nur  die  Dauer  ist  beschränkt;  überdies  Ver- 
weis, Eingrenzung,  Amtsentsetzung,  Untersagung  des  Berufs,  Ent- 
zug der  väterlichen  Gewalt. 

Der  dritte  Titel  des  ersten  Abschnitts  zeigt  eine  eigenthüm- 
liche  Verquickung  französischen  und  deutschen  Rechts.    Offenbar 


»  VgL  Freiburg  Art.  82—85,  Lnzern  95—99,  Waadt  86—88. 


364 

sind  die  §§  28  «.  dem  Luzemer  St.  G.  B.  §§  27  ff.  über  YorsaU 
und  Fahrlässigkeit  nachgebildet.  Freiburg  bezeichnet  den  Vor- 
satz als  Wille  (volonte)  und  gibt  statt  der  Bestimmung  des  Vor- 
satzes eine  solche  des  Vorbedachts  (pr^meditation) ; '  es  folgt 
in  Fahrlässigkeit  (negligence)  dem  Luzemer  Gesetz  und  ebenso 
in  Bezug  auf  den  Dolus,  mit  der  Abkürzung,  den  indirecten  Dolos 
an  Stelle  des  alternativen  zu  setzen  (L.  §  31,  F.  §  32). 

Versuch;^  Anfang  der  Ausföhrung,  ist  wie  im  Bundes- 
strafrecht behandelt  und  höchstens  mit  der  Hälfte  der  auf  Voll- 
endung gesetzten  Strafe  bedroht ;  Versuch  mit  unzulänglichen 
Mitteln  wird  zuchtpolizeilich  bestraft,  Art.  297.  Nach  Zürich 
sind  die  Zumessungsgründe  angeführt;  die  Bestimmungen  sind 
kurz,  treffend,  mild,  besser  als  diejenigen  von  Luzem,  Zürich. 
Mit  guter  Wahl  zwischen  den  G.  B.  von  Zürich  und  Waadt  ist 
auch  die  Theilnahme  bestimmt.  Nach  Waadt  die  Urheber- 
schaft, die  specialisirte  Anstiftung,  die  Sätze  über  generelle  Theil- 
nahme, Complott  und  Verbrechen  von  Corporationsmitgliedern. 
Die  Complotteure  werden  als  Urheber  oder  Gehülfen  nach  Mass- 
gabe ihrer  Theilnahme  bestraft.  Begünstigung  ist  nicht  erwähnt, 
sondern  erst  in  den  besondern  Fällen  hervorgehoben. 

Nach  Zürich  ist  die  Gehülfenschaft  redigirt  und  das  Minimum 
der  Strafe,  ein  Viertheil  der  ftLr  das  Verbrechen  gedrohten,  ge- 
setzt. —  Weder  von  Nichtanzeige  und  Verhinderung,  noch  von 
erfolgloser  Anstiftung  ist  die  Rede. 

Die  Strafzumessungs-  und  Strafausschliessungs- 
gründe  folgen  theils  wörtlich  Waadt,  wie  der  Satz,  dass  zwischen 
14  und  18  Jahren  die  Frage  auf  vorhandene  Unterscheidung 
gestellt  werden  muss,  und  die  Bestimmung  der  Nothwehr, 
theils  wörtlich  Zürich.  —  Waadt  bestimmt  nur  allgemein,  dass 
strafmindemde  Umstände  vom  Richter  innerhalb  Minimum  und 
Maximum  zu  berücksichtigen  seien,  Zürich  zählt  diese  Umstände 
auf  und  wörtlich   ebenso   Freiburg,   mit  der  Ausnahme,   dass  es 


'  Das  SitzusgRprotocoU  (S.  14}  der  Coxamission  beweist,  dass  man  rieh 
nicht  ganz  klar  war  über  diese  Begriffe.  Der  Titel  hiess  ursprünglich  de  Is 
pr^m^ditation  et  de  la  n^ligence  und  der  Ausdruck  sans  prem^itation  warde 
verändert  in  sans  volonte. 

'  Le  titre  III  du  code  p^nal  militaire  de  la  Conf^^ation  Art.  19/23  s 
^t^  adopt^.     Sitznngsprotocoll  der  Comniission  S.  6. 
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die  unverschuldete  Trunkenheit  nicht  als  regelmässigen  Minderungs- 
grand anfuhrt,  sondern  bestimmt,  dass  Trunkenheit  in  der  Regel 
kein  Minderungsgrund  sei.  Ausdrücklich  hebt  Freiburg  hervor, 
dass  Diebstahl  an  Esswaaren  in  äusserster  Noth  straflos  bleiben 
kann. 

Rückfall  und  Concurrenz  zeigen  eine  erhebliche  Ver- 
besserung der  Gesetzbücher  von  Luzern  und  Waadt,  indem  Frei- 
hai^  weder  die  doctrinellen  Ausfuhrungen  Luzerns  über  ideale, 
reale  Concurrenz  und  fortgesetztes  Verbrechen,  noch  dessen  Cu- 
mulationsprincip  hat  und  nicht  wie  Waadt  in  die  übermässige 
Specialisimng  der  Delicte  gleicher  Art  fällt.  Bei  Zusammenfluss 
mehrerer  Verbrechen  wird  nur  die  Strafe  des  schwersten  zu- 
erkannt, die  übrigen  werden  als  erschwerende  Umstände  be- 
trachtet (Art.  67).  Rückfällig  ist,  wer  nach  der  Verurtheilung 
sich  eines  Verbrechens  gleicher  Art  (10  Fälle)  schuldig  macht. 
Die  Strafe  ist  wörtlich  nach  Luzern  festgesetzt  (vgl.  Luzern). 

Verjährung  findet  nicht  statt  bei  Brandstiftung,  Mord  und 
Kaub  bei  erfolgter  Verurtheilung,  bei  Flucht,  Nutzung  des  Ver- 
brechens u.  a.,  sonst  nach  20  und  10  Jahren,  in  correctionellen 
Sachen  nach  5  Jahren.  Bei  Wohlverhalten  kann  nach  Erstehung 
von  */«  der  Strafe,  bei  Lebepslänglichkeit  nach  20  Jahren  Be- 
gnadigung begehrt  werden. 

Landesverrath  und  Hochverrath  (Verrath  und  Verrätherei) 
sind  wörtlich  ^Luzern  entnommen.  Eigen thümlich  ist  die  aus- 
schliesslich angewendete  Strafe  der  Verbannung.  Denunciations- 
pflieht  ist  nicht  aufgestellt.  Auch  die  übrigen  Verbrechen  gegen 
den  Staat  sind  Luzern  nachgeschrieben  und  ebenso  wörtlich  die 
Bestimmungen  über  Befreiung  von  Gefangenen,  Bannbruch, 
gemeingefährliche  Vergiftung,  Brandstiftung  und  Ueber- 
schwemmung. 

Die  Verbrechen  gegen  öffentliche  Treu  und  Glauben  ent- 
sprechen den  G.  B.  von  Luzern  und  Waadt.  Wörtlich  nach 
Luzern,  auch  im  Strafsatz  übereinstimmend,  ist  MünzMschung 
und  zum  Theil  falsches  Zeugniss  behandelt,  während  der  Aus- 
nahmesatz,  dass  die  Strafe  ^falschen  Zeugnisses  nicht  Anwendung 
finde  auf  Diejenigen,  welche  durch  das  Zeugniss  sich  oder  die 
Nächsten  vor  Unehre  oder  Strafverfolgung  bewahren  wollten,  dem 
Gesetzbuch  von  Waadt.  entnommen  ist. 
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Fälschung,   Nachahmung,   betrüglicher  Missbrauch   amtlicher 
Siegel,   Zeichenhämmer,   l^Iasse   und   Gewichte    sind   vollständig 
Waadt  entsprechend,  nur  ist  Freiburg  auch  hier  wieder  einfBU^er 
in   der   Straf bestimmung,   indem   es   nur   eine   Strafdrohung  mit 
erweiterten    Grenzen    für    verschiedene   Fälle    aufstellt.     £s    ist 
unterschieden,   ob   die   nachgemachten   oder  betrügerischer  Weise 
benutzten  echten  Zeichen,  Stempel  etc.  einer  öffentlichen  Behörde 
oder  Privaten  zustehen,  und  als  Hauptfall  der  letztem  ist  hervor- 
gehoben:    „Wer  auf  Erzeugnisse    seiner  Kunst   oder  seines   Ge- 
werbes  das   Zeichen   anwendet,   dessen   sich  ein  Anderer  an  Er- 
zeugnissen  gleicher   Gattung   bedient,    wird  mit  Ge&ngniss   bis 
1   Jahr  und  Geldbusse  bis  500  Fr.  bestraft."     (Freiburg  §  147, 
Waadt  §  171,   blos  Geldbusse  bis  60  Fr.   unter  Vorbehalt,   dass 
die  Handlung  nicht  Mittel  zur  Begehung  eines  andern  Verbrechens 
sei.)  — 

Schriftfalschung  ist  wörtlich  Waadt  entnommen  mit  allen 
angeführten  Unterscheidungen  und  denselben  Strafdrohungen,  je- 
doch sind  die  Verweisungen  auf  andere  Paragraphen  und  mehrere 
Strafabstufungen  mit  Recht  weggelassen.    Vgl  Waadt. 

In  den  SittUchkeitsdelicten  folgt  Freiburg  ebenfaUs  Waadt 
Nach  französischrechtlicher  Auffassung*  ist  von  Blutschande  und 
Unzucht  gegen  die  Natur  nicht  die  Rede,  was  mit  Straflosigkeit 
nicht  gleichbedeutend  ist,  da  öffentlich  gewordene  Acte  der  Art 
nach  andern  Bestimmungen  bestraft  werden  können  (de  Tattentat 
public  aux  mo&urs,  de  Tattentat  ä  la  pudeur).  Gleich  Waadt  gibt 
auch  Freiburg  keine  Definition  von  viol. 

Die  eigenthfimliche  Behandlung  von  Tödtung  und  Mord, 
welche  das  waadtländische  Gesetzbuch  aufweist,  ist  auch  von 
Freiburg  übernommen  worden,  mit  beträchtlicher  Erhöhung  des 
Strafminimums  der  Tödtung  (20  Jahre).  Wer  ohne  die  Absicht, 
zu   tödten,    Thätlichkeiten   begeht,    von   welchen   er   voraussehen 


*  Der  französische  Gesetzgeber  wollte  das  Eindringeu  in  die  Familien- 
verhältnisse und  die  schmutzigen,  Aergemiss  veranlassenden  Untennchnngen 
vermeiden.  Vgl.  H^liCf  th^orie,  Vol.  VI,  pag.  110.  111.  —  In  den  Ver- 
handlungen des  Grossen  Baths  von  Freiburg  wurde  der  Antrag,  diese  Ver- 
brechen anzuführen,  mit  der  Motivirung  abgelehnt,  dass  man  Scandal  der  Art 
nicht  der  Oeffentlichkeit  übergeben  dürfe  und  besser  die  Sache  correctionell 
behandle.     Bulletin  officiel  des  s^anoes  du  grand  conseil,  1849,  p.  20. 
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konnte,  dass  der  Tod  darauf  erfolgen  müsse;  wird  bestraft  mit  5 
bis  20  Jahren;  von  10  Monaten  bis  zu  15  Jahren^  wenn  der 
tödüiche  Erfolg  unwahrscheinlicher  Weise  eintrat.  Anders  als 
Waadt  bestimmt  Freiburg  über  den  Raufhandel;  und  zwar  wi^ 
Luseni;  jedoch  einfacher  als  dieses^  in  Verbindung  mit  Tödtung 
und  Körperverletzung.  Der  Zweikampf  ist  selbständig  unter  den 
Vergehen  behandelt. 

Kindsmord:  Strafe  2 — 10  Jahre;  im  Uebrigen  wie  Waadt. 
Körperverletzung  folgt  wörtlich  Luzem;  die  Strafmehrungs- 
gründe  des  nächtUchen  BegehenS;  des  AuflauemS;  der  Betheiligung 
Mehrerer;  der  Misshandlung  von  FraueU;  Kindern  und  Greisen 
sind  Waadt  entnommen.^  Im  Einzelnen  zeigt  sich  bei  allen  drei 
Gesetzbüchern  die  Grundlage  des  helvetischen  Code. 

Die  mehr  oder  weniger  glückUche  Vermittlung  zwischen  den 
Gesetzen  von  Luzem  und  Waadt,  wie  sie  bei  widerrechtlichem 
Ge&ngenhalten;  Menschenraub;  Entführung  zu  Tage  tritt,  ergibt 
sich  auch  in  der  Bestimmung  des  Raubes. 

Nach  Waadt  macht  sich  des  Baubes  schuldig;  wer  mit  Ge- 
walt oder  schwerer  Drohung  einen  Diebstahl  begeht;  ausdrück- 
lich wird  der  Versuch  der  Vollendung  gleichgesetzt  und  je  nach 
der  Grösse  der  verübten  Gewalt  speciell  die  Strafe  bestimmt. 
Freiburg  verlangt  nicht  die  Begehung  des  Diebstahls;  sondern 
begnügt  sich  mit  der  Begehung  der  Gewalt  in  der  Absicht;  sich 
des  fremden  Eigenthums  zu  bemächtigen;  wie  Luzem;  und  setzt 
demnach  wie  Waadt  den  Versuch  der  Vollendung  gleich.  Ln 
Uebrigen  schliesst  es  sich  enge  an  Luzem  an. 

Der  Diebstahl  zeigt  dieselbe  Weise  der  Verbindung  der  ein- 
schl&gigen  Bestimmungen  von  Waadt  und  Luzeru;  sogar  die  De- 
finition ist  80  zusammengestoppelt.  Wie  Luzem  bestimmt  Frei- 
borg  über  die  Vollendung;  über  den  animus  rem  sibi  habendi  als 
unerheblich;  über  Diebstahl  an  gemeinschaftlichen  Sachen  und  an 
onvertheilter  Erbschaft.  Der  Diebstahl  wird  zum  Verbrechen  nach 
Massgabe  des  Werthes  oder  durch  die  Beschaffenheit  der  That- 
umstandc;  welche  beiden  Momente  hauptsächlich  nach  Luzern 
specialisirt  werden. 

*  Von  Interesse  sind  die  Bemerkungen  Landerset's  über  die  Behandlung 
dieser  Delicte  nach  der  alten  Bürgermeisterordnung.  Bulletin  du  grand  conseil, 
1689,  p.  145. 
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Während  Waadt  für  Diebstähle  über  300  Fr.,  ohne  weitere 
Erschwerungsgründe,  nur  ein  Maximum  von  3  Jahren  zolässt 
(was  in  der  Praxis  auch  als  Uebelstand  empfanden  wurde)  und 
Luzem  Zuchthaus  bis  zu  6  oder  10  Jahren  droht,  steigert  Frei- 
burg  mit  ausserordentlicher  Härte  die  Strafe  des  Diebstahb  an 
Werthen  über  1000  Fr.  zu  10— 2Cöährigem  Zuchthaus,  Die  Be- 
griffe des  Einsteigens,  des  Einbruchs,  falscher  Schlüssel,  welche 
das  waadtländische  G.  B.  in  den  dispositions  preliminaires  in  aus- 
führlicher Au&ählung  näher  bestimmt  hat,  sind  von  Freibui^ 
neben  der  Specialisirung  derjenigen  Sachen,  welche  als  der  öffent- 
lichen Treue  anvertraut  anzusehen  sind,  wörtlich  übernommen. 

Das  compilatorische  Verfahren  des  freiburgischen  Gesetz- 
gebers gipfelt  in  den  Bestimmungen  über  Betrug.  Der  Canton 
Waadt,  dem  französischen  Recht,  wie  gezeigt  wurde,  folgend, 
bedroht  die  einzelnen  betrügerischen  Handlungen,  trennt  scharf 
die  materielle  und  immaterielle  Fälschung  öffentlicher  und  privater 
Urkunden  und  specialisirt  ohne  einen  allgemeinen  Begriff  der 
fraude  die  escroquerie.  Freiburg  folgt  wörtlich  Waadt  (Art.  133  ff. 
Schriftfälschung,  Art.  144  Fälschung  und  betrügerischer  Miss- 
brauch  von  Stempeln  etc.,  Art  210  ff.  Erpressung  und  Prellerei), 
dann  fügt  es  den  ganzen  Titel  XI  ^vom  Betrüge^  des  luzemiachen 
Gesetzes  bis  §  264  mit  Einschluss  des  betrügerischen  Bankrotts 
hinzu  und  überdies  Cap.  VIII  des  waaddändischen  Gesetzes  „des 
däits  relatifs  ä  la  discussion  des  biens^. 

Die  Schlusstitel  beider  Gesetzbücher  über  Missbrauch  der 
Amtsgewalt,  Fälschung,  Veruntreuung,  Bestechung,  Verletzung  des 
Postgeheimnisses,  Widerspenstigkeit  gegen  Vorgesetzte  stimmeo 
fast  wörtlich  überein,  einige  Strafdrohungen  sind  milder  und  weiter 
in  Freiburg  als  in  Luzem. 

Das  St.  G.  B.  von  Freiburg,  eine  Verbindung  der  Gesetze 
von  Luzem  und  Waadt,  hat  die  Vorbilder  nicht  wörtlich  copirt; 
das  eigenthümliche  Verdienst  ist  darin  zu  suchen,  dass  man  sich 
bestrebte,  die  Mängel  des  einen  und  des  andern  zu  vermeide 
und  die  Vorzüge  zu  vereinigen.  Dies  ist  denn  auch  in  der  That 
in  Hauptstücken  gelungen,  indem  Luzem  gegenüber  das  Gesetz- 
buch einfacher,  klarer  ist  und  doctrinelle  Sätze  vermeidet,  wie 
dies  besonders  im  allgemeinen  Theil  und  bei  Tödtung,  Kindsmord 
hervortritt,  anderseits,  mit  Waadt  verglichen,  die  zu  weit  gehende 
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Specification  ^  die  schwerfälligen  Verweisungen  nicht  hat.  Die 
Ausschliessung  der  Todesstrafe,  die  Verbannung  für  schwerste 
politische  Verbrechen  geben  ihm  ein  eigenes  Gepräge;  sein 
Hauptfehler  ist,  keine  systematische  Durcharbeitung,  sondern  blos 
eine  gelungene  Zusammensetzung  zu  sein  und  diese  innere  Halt- 
losigkeit in  Durchführung  der  Dreitheilung  zu  den  äussersten 
Consequenzen  zu  fuhren. 

in.  Der  dritte  Theil  des  Gesetzbuches  über  Vergehen  und 
Polizeiübertretungen  ist,  wie  das  bereits  dargelegte  Verhältniss 
zum  Strafgesetz  von  Luzern  voraussehen  lässt,  mit  geringen  Ver- 
änderungen eine  fast  wörtliche  Copie  des  Luzerner  Polizeistraf- 
gesetzbuches. 

Wir  erwähnen  insbesondere  die  Uebereinstimmung  in  den 
•Vergebungen  wider  die  Staatsgewalt",  an  deren  Spitze  der  Safts 
steht,  dass  mit  Geldbusse  oder  Gefängniss  bestraft  wird,  wer 
gegen  Landesgesetzc  oder  obrigkeitliche  Verfugungen,  auf  deren 
üebertretung  keine  bestimmten  Strafen  angesetzt  sind,  sich  ver- 
fehlt, die  Uebereinstimmung  in  den  Vergehen  gegen  die  Ehre  des 
Staates  und  gegen  öffentliche  Treu  und  Glauben.  Bemerkens- 
werth  unter  den  letztem  ist  der  Satz,  dass,  wer  die  Erfüllung 
einer  Verbindhchkeit  durch  einen  vor  Gericht  oder  einer  andern 
Behörde  abgelegten  Eid  angelobt  hat,  die  eidliche  Zusage  aber 
bricht,  vierzehntägige  bis  dreimonatliche  Zuchthausstrafe  oder  Geld- 
busse von  40 — 300  Fr.  verwirkt.  (Vgl.  Landbuch  von  Uri,  vor- 
stehend S.  109.) 

Wie  Luzern  stellt  auch  Freiburg  Wurf  und  Fehhvurf  unter 
Strafe  (Luzern  §  67,  Freiburg  346). 

Die  Behandlung  der  Ehrvcrletzung  zeigt  in  Einzelheiten 
das  Schwanken  zwischen  Luzern  und  Waadt.  Gleich  der  That- 
bestand  der  Verleumdung  gibt  davon  Zeugniss.  Nacli  Luzern  ge- 
hört Andichtung  sti-afbarer  oder  solcher  Handlungen,  welche  den 
guten  Namen  oder  das  zum  Beruf  nothwendige  Vertrauen  entziehen 
können,  zum  Begriff.  Freiburg  acceptirt  dies,  fügt  aber  nach 
Waadt  das  weitere  Merkmal  hinzu  „oder  welche  den  Betreffenden 
der  Verachtung  und  dem  Hass  seiner  Mitbürger  aussetzen";  dass 
die  Verleumdung  Dritten  gegenüber  geschehe,  hebt  Luzern  her- 
vor, Freiburg  nicht.  Die  ganze  weitere  Durchführung  steht  im 
engsten  Anschluss   an  Luzern    —    auch  die  Strafdrohung  stimmt 

Fftnning^r,  Sohwels.  Strafrecht.  ^^ 
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überein  und  insbesondere  sind  neben  den  leichtesten  Formen  der 
Körperverletzungen  in  beiden  G.  B.  die  Realinjurien  oder  Be- 
schimpfungen durch  Thätlichkeiten  genannt  ^  die  Retorsion  be- 
schränkt; der  Wahrheitsbeweis  verklausulirt  (F.  Art.  367)  und 
die  Ehrverletzung  anderer  Cantone  oder  fremder  Staaten  erwähnt 
(F.  Art.  366).  Beide  G.  B.  endlich  bestimmen  gleich  über  Widerruf 
und  Ehrenerklärung.®  Wir  haben  gesehen^  welche  Gründe  Waadt 
hatte ;  dem  Wahrheitsbeweis  gegen  öffentliche  Beamte  eine  be- 
sondere Stellung  zu  geben,  für  Freiburg  ist  eine  NachahmuDg; 
wie  sie  in  Art.  328  liegt,  ohne  Sinn.'' 

Der  Titel  XI  des  St.  G.  von  Freiburg  enthält  die  „all- 
gemeine Polizeiverordnung",  übereinstimmend  mit  Titel  X  des 
Luzemer  Polizeistrafgesetzbuches.  —  St,  P.  0.  vom  1.  Januar 
1851,  vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  1. 

Novellen.  Gesetz  vom  1.  Mai  1860  betreffend  Abändenmg 
des  §  292  über  Verweisung  Cantonsfremder  in  UebereinstimmaDg 
mit  der  Bundesverfassung.  Gesetz  vom  29.  Mai  1869  betreffend 
Organisation  und  Competenz  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XIX, 
S.  108).  St.  P.  0.  vom  27.  Mai  1839  und  vom  11.  März  1850 
(Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  I,  S.  89).  Gesetze  betreffend  Gre- 
fangnissanstalten  von  1852.  Verordnung  gegen  den  Wucher  1867. 
St.  G.  B.  von  1873. 

IV.  Literatur.  Jfif^ennaier  nennt  das  St.  G.  B.  bedeutend 
durch  die  Einfachheit  seiner  Bestimmungen  und  seines  Strafen- 
systems und  manche  mildernde  Zusätze  (Archiv  d.  C.  R.,  1853, 
S.  469).  Temme,  Lehrbuch  d.  Schweiz.  St.  R.,  S.  56.  57,  Inhalts- 
angabe. Lehr,  Handfeste  de  Fribourg  1249;  etude  comparative, 
1881.  Weitere  Literatur  ist  nicht  bekannt.  Eine  Präjudicien- 
sammlung  ist  nicht  vorhanden,  noch  ein  Commentar.  Die  Ver- 
handlungen im  Grossrath  über  die  verschiedenen  Entwürfe  finden 
sich  gedruckt  im  Bulletin  (non  officiel)  du  grand  conseil  von  1839, 
S.  116.  127.  139.  141  ff.,  -  1840,  S.  21.  145  ff.  271,  —  1846, 
und  Bulletin  officiel   1849.     Ausfiihrlicher  sind  der  Auszug  aus 


•  Vgl.  über  Widerruf  und  Ehrenerklärung  Bulletin  off.,  p.  26. 

^  Das  französische  Gesetz  von  1819  hatte  den  Wahrheitsbeweis  geg6n 
Beamte  ausdrücklich  gestattet,  indem  es  ihn  für  die  Nichtbeamten  auf- 
gehoben hatte.     Vgl.  Waadt. 
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dem   Sitzungsprotocoll  von    1839    und   das  ProtocoU   der   Straf- 
gesetzgebungscommission  von  1848/49^  beides  ungedruckt.® 

Granbfinden  1851. 

§  65.     I.  Seit  dem  Anfang  .des  15.  Jahrhunderts  bestand  in 
Graubünden   die   Republik   der   drei   Bünde.     Anders   als  in  den 
übrigen    Theilen    Deutschland's    konnten    die    Gerichtsgemeinden 
Corräthien's  sich  frei  erhalten^  indem  es  weder  dem  Bisthum,  noch 
den    weltlichen  Feudalherren   gelang,   ihre  Landeshoheit  in   dem 
Masse  auszubilden  wie  anderswo.  Vielmehr  erhielt  sich  eine  grosse 
Menge  Gemeinfreier.   Aus  dem  Kampf  der  Herrschaftsrechte  und 
der   Gemeinderechte  entwickelten   sich   die   drei  Bünde   und    der 
Sieg  der  aufkeimenden  Volkskrafl  gegen  den  Feudalismus.  Ueber 
den    drei   Bünden    (Gotteshausbund,    Zehngerichtenbund,    grauer 
Bund)  erhob   sich   der   Gesammtstaat  mit   eigener  Bundesgesetz- 
gebung und   Bundesgericht,   in   dessen   Competenz   aber  die  Be- 
urtheilung   der   Criminalfölle   nicht   gehörte,   vielmehr  blieb  diese 
den  Gemeinden.^    Mit  Bezug  auf  den  Umfang  der  Geltung  der 
Carolina  im  Canton  Graubünden   sei  auf  das  bereits  Entwickelte 
verwiesen.   Die  Empfehlimg  derselben  im  Landbuch  von  Klosters 
hat  Osenbrüggen  nicht  bestimmen  können,   ihr  eine  grössere  Be- 
deutung in  der  Schweiz  zuzugestehen,   und  dies  bleibt  auch  auf- 
recht erhalten  gegenüber  einer  ähnlichen  Stelle  im  Landbuch  von 
Langwies.*  —  Als  1715  der  Bundestag  sich  in  Chur  versammelte, 
liess   er,    veranlasst    durch    Ausschreitungen    in    Hexenprocessen, 
durch  drei  Rechtsgelehrte  eine  kurze  Malefizordnung  aus  der  C  C  C 
zusammenstellen  und  den  Gemeinden   zu  willkürlichem  Ge- 


*  Herrn  StaatsarchiTar  Schneuwly  verdanke  ich  entgegenkommendste 
Unterstützung  durch  Zusendung  von  Material  und  Notizen. 

*  Vgl.  Tschamer,  der  Canton  Graubünden»  1838.  —  Wagner  in  Zeit- 
schrift f.  Schweiz.  R.,  Bd.  25. 

*  f^Die  form  und  Ordnung  die  malefizischen  prozeduren  zu  verführen 
bestirnt  Art.  77.  eher  man  eine  person  peinlich  fragen  thut,  soll  es  durch 
den  Landammann  und  12  Geschwome  erkent  werden  wie  sie  soll  gefragt 
werden  und  wie  hoch  gepeinigt.  Art.  82.  Man  soll  die  urtheil  sprechen  in 
mslefizsaehen  so  gleichmässig  als  möglich  ist  dem  gemeinen  rächten  und 
sonderlich  den  Constitutionen  Caroli  V  so  genannten  peinlich  halsgerichts- 
ordnung." 
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brauch  übergeben;  und  es  wird  beklagt,  dass  „der  Geist  einer 
irregeleiteten  demokratischen  Unabhängigkeitsliebe  verbot^  sie  als 
bindendes  Gesetz  einzufuhren".* 

Bis  zum  gemeinsamen  Strafgesetzbuch  galten  erst  die  Statuten 
der  verschiedenen  Landestheile,  später  wurde  der  revidirte  Ent- 
wurf eines  Criminalgesetzbuches  von  1829  laut  Gesetz  vom  9. 
August  1838  der  Rechtsprechung  zu  Grunde  gelegt.^ 

Der  Entwurf  eines  St.  G.  B.  von  1825  zeigt  neben  einer 
gewissen  Einfachheit  in  auffälHgem  Contrast  das  complicirte,  ge- 
künstelte System  deutscher  Entwürfe.  Der  erste  Theil  enthält 
die  Crirainalordnung,  der  zweite,  mit  einer  philosophischen  Ein- 
leitung über  den  Zweck  des  Strafrechts  u.  dergl.  beginnend,  das 
materielle  Strafrecht.'*  Der  Entwurf  wurde  zur  Kritik  veröffent- 
licht und  bildete  unter  Benutzung  der  eingegangenen  Bemerkungen 
die  Unterlage  für  die  Beratlmngen  der  Revisionscommission  und 
des  Grossen  Rathes,  aus  welchen  ein  wesentlich  verschiedener 
zweiter  Entwurf  von  1829  von  nur  133  Paragraphen  liervorging, 
der  sich  durch  Kürze,  Milde,  weite  Strafzumessungsräume  und 
einfache,  populäre  Sprache  auszeichnet.  Fahrlässigkeit  und  Ver- 
such sind  als  Milderungsgründe  erklärt,  Concurrenz  und  Ruckfall 
gelten  nur  als  erschwerende  Umstände.^  Auch  dieser  Entwurt 
führte  nicht  zum  Gesetz. 

Ein  dritter,  nicht  gedi'uckter  Entwurf  wurde  vom  Grossen 
Rath  1850  genehmigt,  den  Gemeinden  zur  Abstimmung  vorgelegt 
und  von  diesen  angenommen. 

II.  Das  Strafgesetzbuch  vom  8.  Juli  1851,  mit  AbänderungeD 
gültig  bis  heute,  enthält  208  Paragraphen  in  zwei  Theilen  und 
36  Titeln.^  Die  Eintheilung  folgt  keinem  der  schon  genannten 
G.  B. ;  am  meisten  Verwandtschaft  besteht  mit  Thurgau  und 
Freiburg.  Die  Form  lässt  die  gesetzgeberische  Kürze  vermissen, 
denn  manche  Paragraphen  sind  in  dem  Bestreben  nach  Deutlich- 

*  THcharntr,  der  Canton  Graubüudea,  S.  65. 

*  Vgl.  SAell,  Handbuch  des  Schweiz.  Staatsrechts,  1845,  Bd.  2,  S.  571 
S.  670  ff.,  Gerichts verfassang. 

*  Vgl.  Mitterinaier  im  Archiv  d.  C.  R.,  Bd.  VIII,  S.  203  bis  211. 

*  Vgl.  Mittermaier  im  Archiv  d.  C.  R.,  Bd.  XII,  S.  199  ff,;  v^.  oben 
SnelL 

^  Abgedruckt  bei  Temmey  Lehrbuch,  S.  69. 
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keit  breit  gerathen.  Der  allgemeine  Theil  gehört  durch  den  über- 
wiegenden Einäuss  deutscher  Gesetzbücher  zu  den  geringsten 
Erzeugnissen  schweizerischer  Legislatur^  wogegen  im  besondem 
Theil  Milde,  weitgehende  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens  und 
das  Bestreben  nach  Bestimmtheit  und  Begrenzung  der  ThatbestHnde 
anzuerkennen  sind. 

Die  Herrschaft  des  Strafgesetzes  findet  nach  §  2  eine  ver- 
einzelt stehende,  aber  beachtenswerthe  Beschränkung.  Wenn  ein 
Xichtbüi'ger  Verbrechen  auswärts  und  andere  im  Canton  begangen 
hat  und  von  auswärtigen  Behörden  verfolgt  wird,  so  kann  Aus- 
lieferung bewilligt  und  die  Bestrafung  auch  des  inländischen  Ver- 
brechens jener  Behörde  überlassen  werden.  Besondere  Beachtung 
verdient  dieser  Verzicht  mit  Rücksicht  auf  die  Uebelstände,  welche 
mit  Auslieferung  und  mit  der  mehrfachen  Bestrafung  von  Ver- 
brechern, die  in  mehreren  Cantonen  delinquirten,   verknüpft  sind. 

Unter  den  Strafmitteln  finden  sich  noch  Todesstrafe  und 
körperliche  Züchtigung,  erstere  umständHch  dahin  begrenzt,  das» 
m  weder  durch  Marter  oder  Verstümmelung  verschärft,  noch  bei 
schwängern  Weibspersonen  angewendet  werden  dürfe  —  eine 
wohl  unnöthige  Ausführlichkeit,®  zu  welcher  die  weitere  Be- 
stimmung hinzutritt,  der  Leichnam  sei  nach  vollzogenem  Urtheil 
durch  den  Scharfrichter  auf  dem  Richtplatz  zu  beerdigen  — 
wenn  nicht  der  Richter  auf  ein  bezügliches  Gesuch  etwas  Anderes 
zu  verfilgen  fiir  gut  finde. 

Zuchthaus,  zeitlich  (bis  25  Jahre)  oder  lebenslänglich, 
kann  durch  Ketten  (jedoch  nie  gegen  Weiber),  in  Folge  be- 
sondem Urtheils,  verschärft  werden.  Gefängniss  bis  3  Jahre. 
Verbannung.  Eine  Form  der  Eingrenzung  ist  der  Haus- 
strrest.  Geldstrafen  bis  800  fl.  Der  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehre  besteht  in  der  Entsetzung  von  Ehr  und  Gewehr, 
was  auch  die  Unfähigkeit  zu  gerichtlichem  Zeugniss  nach  sich 
zieht.  Ehrverlust  auf  Lebenszeit  —  Rehabilitation  vorbehalten  — 
ist  nur  mit  der  sdhiwersten  Strafe  verbunden,  in  allen  andern 
Fällen  kann  Ehrverlust  vom  Richter  zuerkannt  werden. 

Das  richterliche  Ermessen   ist  sehr  frei,    wie  z.  B.  bei  Ver 
such  und    Beihülfe    Minima   nicht   gesetzt    sind;     meist    ist    ein 

'  Art.  60  bestimmt,  dass  am  Leichnam  keine  weitere  Execution  yor- 
genommen  werden  dürfe. 
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Maximum;  aber  kein  Minimum  gegeben.  Nur  in  den  schwersten 
Fällen  der  Tödtungsverbrechen,  der  Körperverletzung,  der  Sitt- 
lichkeitsverbrechen;  sowie  bei  Raub,  Falsehmünzen  und  Brand- 
stiftung finden  sich  solche.  Die  Grenzen  sind  weit  gesteckt,  z.  B. 
schwere  Körperverletzung  1  —  20  Jahre ,  Menschenraub  2  —  20 
Jahre.  Die  Todesstrafe  ist  selten  gedroht,  absolut  nur  bei  Ver- 
giftung und  Brandstiftung  mit  Tod;  bei  Mord  sind  mildernde 
Umstände  zugelassen  und  selbst  bei  Raub  mit  absichtlicher  Tödtung 
kann  auf  Todesstrafe  erkannt  werden.  Die  Strafminderungs- 
gründe  werden  zu  eigentlichen  Milderungsgründen,  indem  es  nach 
§  50  dem  richterlichen  Ermessen  überlassen  ist,  ob  durch  den 
einen  oder  andern  der  Gründe  oder  durch  Zusammentreffen 
mehrerer  Strafmilderung  oder  ausnahmsweise  gänzliche  Straflosig- 
keit eintreten  soll. 

Kein  anderes  schweizerisches  Gesetzbuch  bestimmt  so  um- 
ständlich wie  dasjenige  von  Graubünden  über  den  Dolus  und 
die  Culpa  (§§  29.  b.,  23).  —  Als  Versuch  können  auch  Vor- 
bereitungshandlungen bestraft  werden,  da  der  Begriff  nur  eine 
äusserliche  Handlung  erfordert,  welche  auf  Ausfuhrung  eines  Ver- 
brechens gerichtet  ist.  Die  Strafe  kann  nie  die  volle,  auf 
Vollendung  gesetzte  sein ;  sie  richtet  sich  nach  Massgabe  der  An- 
näherung des  Versuchs  an  die  Vollendung,  ohne  genauere  Groiz- 
bestimmung.  Rücktritt  macht  straflos.  Hiezu  bemerkt  Mitter- 
maier  ^:  „Das  Graubündner  Gesetz  (wie  der  bemische  Entwurf) 
hat  sich  durch  die  unseligen,  in  deutschen  Gesetzbüchern  vor- 
kommenden Vermuthungen  (Nachbildungen  des  bayerischen  G.  B.^ 
wo  aber  selbst  1848  die  Gesetzgebung  diese  Artikel  wegstrich) 
in  der  Lehre  vom  Vorsatz  irrefuhren  lassen  und  hat  auch  von  der 
Rechtsübung  als  unhaltbar  erkannte  Unterscheidungen  im  Versuch 
aufgestellt." 

Theilnahme.  In  der  Gehülfenschaft  sind  Grade  nicht  an- 
geführt, die  Strafe  ist  nach  Beschaffenheit  und  Grösse  der  Mit- 
wirkung ^milder"  (ohne  schärfere  Begrenzung)  als  für  den  Ur- 
heber. Eltern  und  Vormünder  werden  als  Theilnehmer  bestraft; 
wenn  sie  die  Begehung  von  Verbrechen  durch  ihre  Kinder  oder 
Mund  el  auch  nurdulden.  —  Erfolglose  Anstiftung  ist  nicht  bedroht 


•  Archiv  d.  C.  R.,  1868,  8.  41. 
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Kein  anderes  Strafgesetzbuch  (Thurgau  ausgenommen)  hat 
60  umständliche  Bestimmungen  über  Complott  (§§  33  —  36). 
Die  Strafe  der  Complottanten  ist  nach  Massgabe,  der  Mitwirkung 
die  YoUe  auf  das  Verbrechen  gesetzte  oder  eine  verhältnissrndAsig 
mildere.  Die  blosse  Eingehung  des  Complotts  wird  als  Versuch 
bestraft. 

Auch  darin  stimmt  Graubiinden  mit  Thurgau  überein,  dass 
es  eine  allgemeine  Anzeigepflicht  für  bevorstehende  Ver- 
brechen (nicht  beschränkt  auf  schwere  Fälle  wie  in  Thurgau) 
statuirt  und  die  Anzeige  begangener  Verbrechen  zur  Pflicht 
macht,  wenn  Unschuldige  deswegen  in  Untersuchung  stehen.  Ge- 
meinrechtlich sind  von  der  Denunciationspflicht  die  nächsten  Bluts- 
verwandten ausgenommen. 

§  44  bestimmt;  dass  nach  freiem  Ermessen  des  Richters 
Eltern  für  die  Vergehen  minderjähriger  Kinder  zum  Schadenersatz 
ganz  oder  theil weise,  nach  Massgabe  ihrer  Schuld,  angehalten 
werden  können. 

Die  Nothwehr  ist  straflos  zur  Abwehr  rechtswidriger  An- 
griffe auf  Leib,  Leben,  Gesundheit,  Eigenthum,  Freiheit  oder 
Ehre  —  jedoch  nur  dann,  wenn  keine  obrigkeitliche  Hülfe 
angerufen  werden  kann  und  die  Abwehr  nicht  weiter  ging,  als 
durchaus  nothwendig  war. 

Die  widerrechtliche  Anreizung  ist  eigentlicher  Strafmilderungs- 
gnmd,  der  nach  der  allgemeinen  Regel  des  §  50  selbst  bis  zur 
Straflosigkeit  berücksichtigt  werden  kann  und  nach  §§  91  und 
122  bei  Tödtung  und  Körperverletzung  eine  geringere  Strafe  be- 
gründet. 

Bei  Concurrenz  sollen  in  der  Regel  sämmtliche  Strafen 
vereinigt  erkannt  werden. 

Verjährung  bereits  erkannter  Strafen  findet  nicht  statt. 
Nach  Ablauf  von  25,  lö,  5  Jahren  ist  je  nach  der  Schwere  des 
Delicto  die  Verfolgung  nicht  mehr  zulässig  (§  54.  Vgl.  §§  55.  56 
betr.  Strafminderung.) 

Staatsverbrechen.  Der  Hochverrath  und  der  Landes- 
veirath  werden  nach  Massgabe  des  Erfolges,  der  grossem  oder 
geringem  Gefährlichkeit  des  Unternehmens  der  crstere  mit 
^efängniss  oder  Geldbusse  oder  Zuchthaus  bis  20  Jahre, 
^er  letztere,   wenn  das  Unternehmen   wirklich   einen  feindlichen 
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Angriff  zur  Folge  hatte^  mit  Zuchthaus  bis  auf  Lebenszeit 
bestraft. 

Unternehmungen  gegen  einen  andern  Canton  oder 
Staat  werden  nach  Massgabe  der  Ausdehnung  und  Greföhrlich- 
keit  der  wirklich  verursachten  Ruhestörung  und  Be- 
schädigung bestraft  in  leichtem  Fällen  mit  Gefängniss  bis  auf 
ein  halbes  Jahr  oder  mit  Eingrenzung  oder  Geldbusse,  in  schweren 
Fällen  (bewafineter  Einfall;  Tödtung;  Zerstörung)  mit  Gefängniss 
bis  1  Jahr  oder  Eingrenzung  oder  Geldbusse.  Der  Satz  steht  in 
Zusammenhang  mit  den  bereits  charakterisirten  Zeitumständen. 
Die  Strafdrohungen  sind  sehr  mild,  ohne  Minimum.  Statt  un- 
bestimmter und  ausdehnender  Ausdrücke  sucht  das  Gesetz  eng 
bestimmt  die  einzelnen  Acte,  die  ernste  Gefahr  in  der  That,  den 
wirklichen  Schaden  zu  treffen.  Von  strafbarer  Aufreizung  ist 
nicht  die  Rede. 

Der  Titel  XVI  von  der  Tödtung  beginnt  mit  der  dem  bayr. 
Gesetz  und  neuen  Entwurf  entnommenen,  auch  in  die  deutschen 
und  einige  schweizerische  Gesetzbücher  übergegangenen  Aus- 
einandersetzung, wann  eine  Verletzung  als  tödtlich  zu  betrachten 
sei.  Mord,  Tödtung  mit  Vorbedacht,  wird  mit  dem  Tode,  bei 
ganz  besondern  Milderungsgründen  mit  Zuchthaus  von  mindesteas 
15  Jahren  bestraft.  Weitere  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  An- 
stiftung, unmittelbare  Theilnahme,  mittelbare  Theilnahme  oder 
Gehülfenschaft  und  Versuch.  Strafe  des  Todtschlags  6  — 15 
Jahre  Zuchthaus,  bei  widerrechtlicher  Anreizung  durch  schwere 
Beleidigung  Gefängniss  oder  Zuchthaus  von  höchstens  6  Jahren. 
Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgange  wird, 
wenn  der  Tod  als  wahrscheinUche  Folge  vorausgesehen  werden 
konnte,  mit  6 — 12  Jahren,  und  wenn  dies  nicht  der  Fall,  mit 
höchstens  6  Jahren  Zuchthaus  bedroht.  —  §  101  handelt  von  der 
straflosen  Tödtung  durch  Zufall  oder  vermöge  des  Amtes 
in  Verfolgung  eines  gefahrUchen  Verbrechers.  Kindsmord^  am 
unehehchen  Kind  innerhalb  24  Stunden  oder  später  bei  fort- 
dauernder verminderter  Zurechnungsfähigkeit,  wird  bestraft  mit  5 
bis  20  Jahren  Zuchthaus.  Innerhalb  dieser  Grenzen  sind  Vor- 
bedacht, Handlung  oder  Unterlassung,  Lebensunfahigkeit  blos 
Strafzumessungsgründe.  Titel  XVIII  handelt  noch  eingehend  von 
der  Vergiftung. 
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Nothzucht,  auch  Schändung  und  Missbrauch  Minder- 
jähriger umfassend^  ist,  wenn  kein  bedeutender  bleibender  Nach- 
theil erfolgt,  bedroht  mit  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren;  mit  Ge- 
fSngmss  oder  Zuchthaus  bis  zu  3  Jahren,  wenn  die  Genöthigte 
in  Ansehung  der  Geschlechtsehre  keine  unbescholtene 
Person  war.  Mit  der  Zuchthausstrafe  kann  bei  Kothzucht 
immer  körperliche  Züchtigung  verbunden  werden.  Der 
§  135  gibt  dem  Richter  die  Freiheit,  in  leichtern  Fällen  wider- 
natürlicher Unzucht,  wenn  die  Handlung  noch  nicht  öffentliches 
AergemisB  gegeben,  zu  dessen  Vermeidung  sich  mit  vorsorglichen 
Massnahmen  zu  begnügen.  —  Ehebruch  ist  ausnahmsweise 
auch  von  Amtswegen  zu  verfolgen,  wenn  (in  4  Fällen)  öffent- 
licher Scandal  gegeben  ist. 

Diebstahl  zeigt  die  gewöhnliche  und  umständliche  Be- 
handlung und  Abstufung  der  Strafe  nach  dem  Werth  und  den 
Umstanden  der  Begehung.  Wenn  der  Dieb,  ehe  die  amtliche 
Anschuldigung  zu  seiner  Kenntniss  gelangt  ist,  den  Schaden  aus 
freiem  Antrieb  ganz  oder  theilweise  wieder  gut  macht,  so  kann 
die  Strafe  herabgesetzt  oder  selbst  gänzlich  erlassen  werden. 

Unterschlagung  ist  gleich  Diebstahl  zu  bestrafen.  Ver- 
untreuung begeht,  wer  die  anvertraute  fremde  Sache  zu  seinem 
oder  Anderer  Vortheil  verwerthet,  nicht  um  unrechtmässigen  Ge- 
winn zu  machen,  sondern  mit  der  Absicht,  später  Ersatz  zu  leisten, 
ohne  es  in  der  Folge  wirklich  zu  können.  Vorkommenden  Falls 
ist  aus  den  Umständen  zu  entscheiden,  ob  Unterschlagung  oder 
Veruntreuung  vorliege.  Die  Strafe  der  Veruntreuung  ist  höchstens 
'/s  derjenigen  der  Unterschlagung. 

Eigenthümlich  und  einfach  ist  der  Betrug  behandelt.  Nach- 
dem er  definirt  wurde  als  wissentliches  Vorbringen  falscher  oder 
Unterdrückung  wahrer  Thatsachen  zum  Zwecke,  einen  Andern 
zu  benachtheiligen ,  sich  oder  einem  Andern  einen  unerlaubten 
Vortheil  zuzuwenden,  ist  die  Strafe  des  einfachen  Diebstahls  an- 
gesetzt, wenn  durch  den  Betrug  ein  unerlaubter  Vortheil 
bezweckt  wurde;  er  wird  nach  den  Bestimmungen  über  Eigen- 
thumsschädigungen  bestraft,  wenn  blos  die  Schädigung  des 
Andern  beabsichtigt  war.  Die  Gefährlichkeit  der  Handlung  und 
der  verursachte  Schaden  sind  Strafzumessungsgründe  und  derselbe 
Charakter  kommt    einer  Anzahl    von   Erschwerungsgründen    des 


378 

Betrugs  zu^  welche  innerhalb  Minimum  und  Maximum  der  Strafe 
des  einfachen  Diebstahls  zu  berücksichtigen  sind.  —  Betrag  in 
Vertragsverhältnissen  ist  Antragsverbrechen. 

Brandstiftung  mit  Gefahr  fiir  Menschen  oder  fremdes 
Eigenthum  wird  unterschieden  von  betrüglicher  Brandlegung,  auf 
welche  die  Strafe  des  Betrugs  steht;  ausdrücklich  ist  erwähnt, 
dass  Brandlegung  am  eigenen  Gebäude  ohne  jene  Gefahr  oder 
diese  betrügerische  Absicht  straflos  ist. 

Verleumdungen  und  andere  Ehrenkränkangen 
werden  nach  besondem  Gesetzen  und  Statuten  und  in  deren  Er- 
manglung nach  Ermessen  des  Richters  bestraft. 

Das  Gesetz  über  den  Missbrauch  der  Pressfreiheit  vom  13. 
Juli  1839  setzt  auf  Ehrverletzungen  durch  die  Presse  gegen 
Privatpersonen  Geldstrafe  von  höchstens  160  Fr.  oder  Einsperrung 
bis  höchstens  30  Tage;  das  Doppelte,  wenn  sie  gerichtet  sind 
gegen  Bundes-  und  cantonale  Behörden  in  amtlicher  Stellung, 
gegen  Fürsten  und  Regierungen  befreundeter  Staaten  unter  Be- 
dingung des  Gegenrechts,  gegen  Gesandte. 

Ausser  der  gesetzlichen  Strafe  kann  auf  diesfallige  Ent- 
schädigungsklage dem  Beleidigten  eine  gebührende  Entschädigung 
zugesprochen  werden. 

Verleumdung  und  Ehrenkränkuiig  sind  geregelt  im  Polizei- 
gesetz. ^^  Verleumdung  ist  üble  Nachrede  wider  besseres  Wissen 
in  Wort  oder  Schrift  oder  durch  heimliche  Verbreitung,  wenn 
dieselbe  Handlungen  beimisst,  welche  als  Verbrechen  oder  schwere 
Polizeiübertretungen  bedroht  sind.  Strafe:  Geldbusse  bis  100  Fr. 
oder  Gefängniss  bis  1  Monat.  —  Ehrenkränkung  ist  Vorwurf 
zwar  nicht  strafbarer,  jedoch  unehrbarer  Handlungen  oder  ver- 
ächtlicher Eigenschaften  und  Gesinnungen  oder  Begehung  von 
beschimpfenden  Thätlichkeiten.  Strafe:  Geldbusse  bis  auf  30  Fr. 
—  Für  beide  Formen  der  Ehrverletzung  mnss  die  Strafdrohung 
als  eine  milde  bezeichnet  werden,   worin,  wie  in  einigen  Funkten 


*®  Hiezu  „Entwurf  za  einem  Polizeigesetz  für  den  Canton  Graubünden' 
ohne  Datum,  ferner,  wesentlich  verändert  und  gekürzt,  „Vorschlag  zu  einem 
Polizeigesetz,  Beilage  B  zum  Abschied  des  Grossen  Raths  1864**,  worin  ron 
besonderem  Interesse  die  Umgestaltung  des  früheren  §  54,  jetzt  §  Sl,  Über 
Friedensgelöbniss  und  Caution  bei  Drohungen« 
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der  BegriffsfasBung,   wohl   das   alte  Statutarrecht  nachwirkte;   die 
Klage  ist  auf  den  Civilweg  verwiesen. 

Das  Polizeigesetz  bestimmt  u.a.  über  unerlaubte  Selbst- 
hülfe^  Amt8ehrverletzung>  Strafe  der  Mitglieder  von  Secten^  welche 
die  Sittlichkeit  oder  öffentliche  Ruhe  ge&hrden^  Strafe  der  Un- 
zucht und  des  Concubinats,  der  ausserehelichen  Schwangerschaft 
und  Prostitution^  über  geringfügige  Diebstähle^  Injurien  u.  a.  m. 
ni.  Commentar  oder  Präjudiciensammlung  existiren  nicht; 
noch  werden  wichtige  Entscheidungen  publicirt. 

Ein  neuer  Strafgesetzentwurf  liegt  zur  Zeit  bei  der  Re- 
gierung. 

lY.  Novellen.  Gesetz  über  Ausübung  des  Begnadigungs- 
rechtes von  1847  und  1869.  Gesetz  gegen  betrügerische,  muth- 
willige  imd  fahrlässige  Falliten  und  Accorditen  vom  28.  October 
1853.  Gesetz  über  Ausscheidung  der  Polizeivergehen  von  den 
criminellen,  sowie  über  das  bezügliche  Verfahren  vom  26.  Juli 
1873.  Gesetz  über  das  gerichtliche  Veifahren  in  Straffällen  vom 
28.  October  1853,  geringere  Fälle  bleiben  den  Kreisgerichten, 
alle  schwereren  werden  dem  Cantonsgericht  überwiesen.  Aus- 
fuhrungsbeschluss  und  Ergänzungsgesetze,  Bd.  IV  der  Gesetzes- 
sammlung, S.  493. 

Literatur.  Mitter  maier,  Archiv  d.  C.  R.,  Bd.  VIII,  XII, 
1853.  Temme,  Lehrbuch,  S.  58.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  I, 
S.  79.  89,  Bd.  III,  S.  87.  89,  Bd.  IV,  S.  70. 

Rechtsquellen.  Die  Landbücher  von  Daves  und  Klosters 
und  die  Landsatzungen  des  Hochgerichts  der  5  Dörfer.  (1831. 
1833.  1837.)  V.  Wyss^  die  Strafsatzungen  des  Bischofs  Remedius 
von  Chur  im  Archiv  für  Schweizergeschichte,  Bd.  VII.  Sprecher, 
das  Strafgericht  und  die  Landesreform  von  1684.  1881.  R.  Q. 
von  Graubünden,  herausgegeben  von  Wagiier  in  Zeitschr.  f.  Schweiz. 

R.,  Bd.  xxv-xxvn. 

Neuenbürg  1856. 

§  66.  I.  Ueber  das  ältere  Recht  und  über  die  Geltung  der 
CCC  im  Canton  Neuenburg  vgl.  S.  76.  84.  —  Schon  1837  war 
ein  Polizeistrafgesetz  erlassen,  woneben  eine  Anzahl  von  Special- 
gesetzen Geltung  hatte. 
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Die  Einleitung  des  Gesetzes  lautet :  „Nous,  Frederic-Guülaume 
ni  par  la  grace  de  dieu  roi  de  Prusse,  prince  souverain  de  Neu- 
chätel  et  Yalengin^  etc.;  saroir  faisons^  que  le  conseil  d'Etat  de 
notre  Principaute  ayant  soumis  ä  Notre  Royale  Sanction  un  pro- 
jet  de  loi  vote  par  le  corps  legislatif;  et  que  la  loi  exposee  dans 
ce  projet,  sans  changer  les  bases  de  la  pratique  actuelle, 
nous  ayant  paru  apporter  dans  ces  details  des  modifieations  utües 
et  desirees  dans  le  pays,  tout  en  formant  le  compl^ment  de  celle 
du  16  aoilt  1835  concemant  la  procedure  criminelle • 

Das  Gesetz  enthält  nur  20  Artikel.   Art.  3,  4  und  5  zählen 
die  Fälle  auf,  in  welchen  Geldstrafen  von  12  Batzen,  4  Franken, 
10  Franken  oder  Geföngniss  von  1  bis  zu  3  Tagen  in  Anwendung 
kommen.     Wir    heben    nur   Weniges    heraus ,    Reste    des    alten 
Friedensrechts.     Die    Strafe    der   Ehrverletzung,    Strafe   von    12 
Batzen,  zahlen   1.  Diejenigen,  welche,  ohne  provocirt  worden 
zu    sein,    Injurien    gegen    Jemanden    ausstossen,    2.    Diejenigen, 
welche  sich  an  Streit  oder  einfachen  Schlägereien  betheiligen,  vor- 
behalten das  Recht   des  Angegriffenen,   sich  am  Angreifer 
zu  erholen;   der  Richter  kann   auch    in   vollständiger  Entlastung 
des  Erstem  den  Angreifer  zu  beiden  Bussen  verurtheilen, 
3.   Diejenigen,   welche   einer   ersten   amtlichen  Aufforderung  den 
Gehorsam   versagen    (Ungehorsam   gegen   die   zweite,   dritte  Auf- 
forderung: Busse  4  Franken,  Gefkngniss).    Streit  an  Fest-  oder 
Markttagen,   Nachts   oder  mit  Blutruns   wird   mit  4  Fr. 
gebüsst,    dieselbe  Strafe  steht  auf  Wurf  und   Fehlwurf,   auf 
Unterlassung  der  Hülfe  bei  Unglücksfällen. 

Gefängniss  von  1  bis  zu  3  Tagen  steht  auf  ernsten  Ver- 
letzungen, die  criminellen  Charakter  nicht  haben.  Rückfällig  ist, 
wer  innerhalb  Jahresfrist  zweimal  wegen  Polizeivergehen  bestraft 
wurde.  Mildernde  Umstände  kommen  bei  Gefängniss  von  3  Tagen 
zur  Geltung. 

Die  wichtigsten  vor  dem  neuen  St  G.  B.  erlassenen  Gesetze 
sind:  Gesetz  vom  10.  Juni  1851  betr.' Repression  der  Vergehen 
und  Uebertretungen ;  über  Staatsverbrechen  vom  31.  Juli  1852. 
Gelegenheitsgesetz,  erlassen  am  Tage  nach  der  Unterdrückung  der 
Bürgerschaft  von  Valengin;  vom  29.  Nov.  1852  betr.  Begnadigung; 
Gesetz  vom  23.  Febr,  1854,  Aufhebung  des  harten  Gesetzes  über 
die  Presse;  Gesetz  vom  8.  Juni  1854,  Aufhebung  der  Todesstrafe. 
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IL  Da«  St.  G.  B.  rom  21.  December  1855,  promulgirt  den 
19.  Januar  1856,  zäMt  258  Artikel  mit  einem  Anhang  (8  Artikel) 
enthaltend  Polizeiübertretungen,  Uebergangsbestimmung  imd  Auf- 
zählung der  Delicte,  wofür  der  Inländer  zur  Strafe  gezogen  werden 
kann,  wenn  er  im  Ausland  delinquirtc. 

Das  Gesetzbuch  ist  einfacher,  milder,  kürzer  und  in  wesent- 
Uchen  Stücken  selbständig  gegenüber  dem  Vorbild  des  Codepenal 
franyais.  Es  hat  mit  Nutzen  die  Strafgesetzbücher  von  Waadt  und 
das  preussische  Gesetzbuch  von  1851  zu  Rathe  gezogen.  Von 
deutschrechtlichen  Elementen  hat  es  weniger  als  irgend  ein  anderes 
schweizerisches  aufgenommen.  —  Der  Staatsrath  erklärt  in  seinem 
Bericht,  dass  das  Gesetz  zwar  oft  die  französische  Richtung  wegen 
ihrer  „concision  et  nettete"  befolgt  habe,  aber  doch  selbständig  nach 
den  Bedürfnissen  und  im  Anschluss  an  die  bisherige  Rechtsübung 
bearbeitet  worden  sei,  so  dass  weder  der  Code  penal,  noch  irgend 
ein  anderes  Gesetzbuch  als  massgebendes  Vorbild  gedient  habe. 

Die  Redaction  ist  äusserst  klar  bei  kürzester  Form  und 
treffendem  Ausdruck.  Die  französische  Weise,  die  Begriffe  zu 
specificiren,  ist  verwendet  ohne  beengende  Casuistik,  wie  der  Code 
und  vielfach  das  St.  G.  B.  von  Waadt  sie  haben. 

Die  Frage,  welche  Stellung  der  Richter  in  Bezug  auf  die 
Würdigung  der  Verschuldung  des  Angeklagten  und  die  Zumessung 
der  Strafe  einzunehmen  habe,  beschäftigte  die  Commission  ein- 
gehend und  führte  zu  einer  eigen thümlichen  Festsetzung  über 
strafmQdemde  und  erschwerende  Umstände,  Ausdehnung  des  Sti'af- 
rahmens  und  einen  normalen  Mittelstandpunkt.  Man  fand,  dass 
der  Gesetzgeber  bei  der  unendlichen  Verschiedenheit  der  Schuld- 
grade niemals  im  Stande  sei,  durch  Casuistik  und  bestimmte 
Strafen  (wie  im  Code)  ein  gerechtes  Mass  absolut  festzustellen, 
dass  es  daher  sehr  weiter  Strafgrenzen  mit  Berücksichtigung  der 
denkbar  günstigsten  und  schlimmsten  Umstände  bedürfe.  Zwischen 
diesen  soll  sich  der  Richter  bewegen  und  bei  mildernden  Um- 
ständen das  Mittel  zwischen  Minimum  und  Maximum  nicht  über- 
schreiten dürfen  (vgl.  Art.  29).  Es  hat  daher  Neuenburg  das 
System  mildernder  Umstände  nicht  aufgenommen. 

Das  G.  B.  hat  keine  Todesstrafe,  keine  Ketten  strafe,  keine 
körperliche  Züchtigung,  keine  Strafschärfung  (vgl.  Art.  20),  keine 
Polizeiaufsicht. 
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Durchweg  ist  sorgfaltig  Rücksicht  auf  das  Bundesrecht  ge- 
nommen, was  sich  von  andern  schweizerischen  Gesetzbucbem  nicht 
sagen  lässt. 

Die  Eintheilung  folgt  im  allgemeinen  Theil  dem  Code  fran- 
9aiS;  im  speciellen  dem  waadtländischen  G.  B.  Die  dispositions 
preliminaifes  entsprechen  wörtlich  dem  Code,  insbesondere  die 
Bestimmung  des  Versuchs:  ^Toute  tentative  de  crime  oa  de 
delit  qui  aura  ete  manifestee  par  un  commencement  d'execution, 
si  eile  n'a  ete  suspendue  ou  si  eile  n'a  manque  &on  effet  que  par 
des  circonstances  independantes  de  la  volonte  de  son  auteur,  est 
consid6r6e  comme  le  crime  ou  le  delit  m6me,  —  et  sera  punie 
de  peines  de  möme  nature."  Der  Versuch  ist  durchweg  auch 
bei  Vergehen  strafbar;  es  fehlt  eine  Bestimmung,  wie  sie  der 
Code  penal  und  auch  das  preussische  St.  G.  B.  haben,  dass 
er  bei  Vergehen  nur  strafbar  sei,  wo  das  Gesetz  es  ausdrück- 
lich vorschreibt. 

Der  Einfluss  des  preussi sehen  St.  G.  B.  ergibt  sich  sowohl 
aus  dem  angeführten  Schlusssatz,  als  aus  der  weitem  Bestimmung: 
„Toutefois  le  juge  devra  tenir  compte,  dans  TappUcation  de  la 
peine,  du  degre  auquel  sera  parvenue  Texecution,  sans  descendre 
cependant  au-dessous  du  minimum.^  Im  preussischen  G.  B.  hat 
man  in  Nachahmung  des  Code  fran9ais  das  deutsche  Princip  für 
die  Anwendung  des  Strafgesetzbuches  einigermassen  zu  retten 
gesucht^  durch  die  Zusätze:  ^Dem  Richter  bleibt  überlassen,  bei 
Festsetzung  des  Strafmasses  innerhalb  der  dafür  vorgeschriebenen 
Grenzen  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  das  Verbrechen  nicht 
vollendet  worden  ist."  —  „Insoweit  bei  dem  vollendeten  Ver- 
brechen unter  Umständen  eine  der  Art  und  dem  Masse  nach 
mildere  Strafe  eintritt,  soll  dieselbe  auch  beim  Versuche  zur  An- 
wendung kommen.". 

Straf  mittel,  a)  Bei  Verbrechen:  1.  Lebenslängliche 
Zwangsarbeit,  2.  zeitliche,  3.  Detention,  4.  Entzug  der  bürger- 
lichen Rechte,  5.  Verbannung.  Die  Strafen  1.,  2.  und  4.  sind 
„afflictives  et  infamantes",  3.  und  5.  blos  ^peines  afflictives"  nach 
der  dem  französischen  Recht  eigenthümlichen  Unterscheidung. 
Der  zur  Detention  Verurtheilte   hat  die  Wahl  der  Arbeit  und 


'  TemTne,  Lehrbuch  des  preussischen  Strafrechts,  1853,  S.  306. 
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zum  Theil  den  Genuas  des  Ertrags.  —  Der  Entzug  der  bürger- 
lichen Rechte  umfasst  in  ausführlicher  Aufzählung  auch  die  Un- 
fähigkeitzum  Zeugniss  (einfache renseignements vorbehalten) 
und  ist  stets  mit  Zwangsarbeit  verbunden. 

b)  Bei  Vergehen:  1.  Gefängniss;  zeitlich;  2.  zeitlicher  Ent- 
zug der  bürgerlichen  Rechte^  ganz  oder  theilweise ;  3.  Geldbusse ; 
4.  Ausweisung.  Cantonsbürger  dürfen  nicht  aus  dem  Canton^ 
Schweizerbürger  nicht  aus  der  Eidgenossenschaft  verwiesen  werden 
(Art  21). 

Wenn  ausdrücklich  imd  speciell  zu  Gunsten  des  Angeklagten 
mildernde  Umstände  zugelassen  werden^  so  hat  dies  blos 
die  Wirkung,  dass  der  Richter  das  Mittel  zwischen  Minimum 
und  Maximum  nicht  überschreiten  darf,  wogegen  bei  er- 
schwerenden Umständen  er  unter  dieses  Mittel  nicht 
herabgehen  kann  (Art.  29). 

Eigenthümliche  Anwendung  findet  diese  Bestimmung  bei 
Concurrenz.  Ist  Jemand  gleichzeitig  wegen  mehrerer  Delicte 
verfolgt,  80  tritt  die  Strafe  des  schwersten  derselben  ein  und  die 
Mehrheit  gilt  als  erschwerender  Umstand.  —  Es  kann  in 
solchen  Fällen,  selbst  wo  es  sich  nur  um  mehrere  Vergehen 
handelt,  mit  gewissen  Beschränkungen  eine  Criminalstrafe 
ausgesprochen  werden. 

Rückfall  ist  äusserst  einfach  behandelt.  Wer^  nachdem 
er  wegen  eines  Verbrechens  verurtheilt  wurde,  ein  neues 
b^ht,  wird  mit  dem  Maximum  der  Strafe  belegt,  sie  wird 
um  die  Hälfte  erhöht^  wenn  der  Thäter  bereits  rück- 
fällig war.  War  der  Thäter  früher  schon  zu  mehr  als  6  Monaten 
Gefangniss  wegen  Vergehen  verurtheilt,  so  gilt  dies  als  er- 
schwerender Umstand. 

Tit.  II,  Chap.  unique:  des  personnes  punissables,  excusables 
ou  responsables  (vgl.  Code  p^nal  fran9ais),  behandelt  die  Theil- 
nahme,  Hehlerei^  die  Strafausschliessungs-  und  Milderungsgründe 
in  blos  9  Paragraphen. 

Die  Art,  wie  Neuenburg  zwischen  dem  Code  fran$ai8  und 
dem  preussischen  St.  G.  B.  vermittelt,  ist  beachtenswerth. 

In  der  Begriffsbestinmiung  der  Complicität  stimmt  der  Art.  36 
wörtlich  überein  mit  Art.  60  des  Code  (vgl.  Art.  34  des  preussi- 
schen St.  G.  B.).  Das  preussische  hat  die  wesentUche  Abweichung 
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vom  Code,  dass  es  die  von  ihm  specificirten  Mittel  der  Anstiftung 
nur  als  Beispiel  anfuhrt  und  daneben  auch  Anstiftung  „durch 
andere  Mittel"  zulässt.  —  Neuenburg  speciiicirt  die  Mittel  dw 
Anstiftung  wie  der  Code  und  stellt  dann  für  die  Provocation  zum 
Verbrechen  „durch  andere  Mittel"  in  Art.  37  besondere  Strafsatze 
auf.  „Wer  durch  „audere  als  die  genannten  Mittel"  zur  Be- 
gehung eines  Verbrechens  provocirt,  wird,  wenn  das  Verbrechen 
begangen  wurde,  mit  Gefangniss  von  1  Monat  bis  1  Jahr;  und, 
wenn  das  Verbrechen  nicht  begangen  wurde,  mit  Ge&ngniss  von 
8  Tagen  bis  zu  3  Monaten  bestraft."  Freussen  nennt  in  dem 
entsprechenden  §  36  die  öffentliche  Au£forderung  mit  und 
ohne  Erfolg  und  ist  in  der  Strafdrohung  härter. 

Rücksichtlich  der  Strafe  gehen  alle  drei  Gesetzbücher  aus- 
einander. 

Der  Code  (Art.  59)  setzt  fest :  „les  complices  seront  punis  de 
la  mi^me  peine  que  les  auteurs  mömes."  Preussen  (Art  35)  be- 
stimmt: auf  den  Theilnehmer  ist  dasselbe  Strafgesetz  anzuwenden 
wie  auf  den  Thäter,  und  in  Beiücksichtigung  des  deutsch- 
rechtlichen Grundsatzes  der  geringeren  Bestrafung  der  Gehülfen 
und  der  Unterscheidung  der  wesentlichen  und  unwesentlichen 
Theilnahme  fügt  es  hinzu,  dass  die  Strafe,  wenn  die  Theünahme 
keine  wesentliche  war  oder  wenn  mildernde  Umstände  vorhanden 
sind,  in  Fällen  der  Todes-  und  lebenslänglichen  Zuchthausstrafe 
eine  geringere  ist.  Diese  Bestimmung  wurde  modificirt  durch  das 
Gesetz  von  1859,  wodurch  bei  nicht  wesentlicher  Theilnahme  in 
allen  Fällen  ausser  den  mit  Tod  oder  lebenslänglichem  Zuchthaus 
bedrohten  bis  auf  die  Hälfte  des  Minimums  herabgegangen  werden 
kann. 

Neuenburg  übernimmt  vom  Code  den  Satz,  dass  den  Com- 
plicen  dieselbe  Strafe  wie  den  Urheber  trifft  —  es  fugt  aber 
hinzu,  vom  Code  wie  vom  preussischen  Gesetz  sich  unterscheidend^ 
in  Anlehnung  an  das  deutsche  Recht  und  mit  Rücksicht  auf  seine 
besondere  Weise  der  Strafdrohung,  dass  der  Richter  in  Anwendung 
der  Strafe  den  Grad  und  die  Wichtigkeit  der  Theilnahme 
zu  berücksichtigen  hat. 

Damit  ist  aber  immer  noch  nicht  die  Möglichkeit  gegeben^ 
unter  das  gesetzliche  Minimum  herabzugehen,  und  thatsacblich 
bleibe  die  französische  Härte.    Ganz  anders  stellt  sich  die  Sache, 
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wenn  das  Gesetz  entweder  keine  Minima  aufstellt  oder  die- 
selben sehr  niedrig  hält  und  grundsätzlich  weite  Strafzumessungs- 
räume  aufstellt,  indem  dadurch  sofort  die  Möglichkeit  gegeben 
ist,  die  Strafe  des  Gehülfen  nach  Grad  und  Wichtigkeit  der 
Theilnahme  bei  gleichzeitig  strenger  Bestrafung  des  Urhebers  so 
niedrig  zu  fassen,  dass  in  der  That  praktisch  die  Strafe  der  Ge- 
hulfen nicht  höher  ausfällt  als  da,  wo  bei  hohen  Minima  das 
Gesetz  dem  Richter  gestattet,  auf  einen  Theil  der  Minimalstrafe 
zu  erkennen.  Der  französische  Satz:  „Der  Theilnehmer  ist  wie 
der  Urheber  zu  bestrafen"  verliert  sofort  seine  Härte,  sobald 
daneben  wie  in  Neuenbürg  der  Grundsatz  der  Bestrafung  nach 
Massgabe  der  Betheiligung  aufgestellt  ist  und  die  Minima  weg- 
fallen oder  reducirt  sind.  Im  concreten  Fall  ergibt  sich  daraus 
eine  Uebereinstimmung  französischen  und  deutschen  Rechts  in  der 
Rechtsanwendung  trotz  verschiedener  Formulirung. 

Ueber  Complott  und  Bande  finden  sich  keine  Bestimmungen. 

Dem  Code  (Art.  62)  entnommen  ist  Art.  38  über  Hehlerei. 
Der  Hehler  wird  als  Complice  bestraft. 

Die  Strafaussc'hliessungs-  und  Milderungsgründe 
sdiliessen  sich  im  Thatbestand  wörtUch  dem  Code  an,  während 
die  Strafdrohungen  milder  und  mit  Vermeidung  der  Casuistik 
nel  einfacher  sind.  An  dieser  Stelle  ist  nach  deutscher  Weise 
die  Nothwehr  eingefugt  —  einfach  bezeichnet  als  „defense  le- 
gitime de  lui-möme  ou  d'autrui". 

Statt  der  vielfachen  Strafabstufungen  des  Code  bei  Ver- 
brechen, deren  Thäter  das  sechszehnte  Altersjahr  noch  nicht  er- 
mcht,  jedoch  mit  Unterscheidung  gehandelt  haben,  setzt  das 
neuenburgische  Gesetz  einfach  eine  höchste  Strafgrenze  von  vier 
Jahren  Gefängniss  und  überlässt  es  besser  dem  Richter,  im  ein- 
zeben  Fall  das  Strafmass  festzusetzen. 

Die  Verbrechen  gegen  die  äussere  und  innere  Sicher- 
heit des  Staates  sind  mit  musterhafter  Mässigung  in  Bezug 
auf  Ausdehnung  und  Strafdrohung  behandelt  und  es  bietet  ein 
besonderes  Interesse,  die  Bestimmungen  des  neuenburgischen  Ge- 
setzes mit  denjenigen  von  Waadt,  welches  Vorbild  war,  zu 
vergleichen,  sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  zwischen  den  G.  B. 
beider  Cantone  liegende  Bundesgesetzgebung  und  den  Umschwung 
in  der  Auffassung  dieser  Delictsgattung  nach   dem  Jahre   1848, 

f/mmi»gtr.  Sehweis.  Strafrecht.  26 
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als  auf  die  colossalen  und  unmotiyirten  Unterschiede ,  welche 
zwischen  zwei  französischen  Nachbarcantonen  bestehen^  die  beide 
aus  dem  Code  penal  schöpften. 

Während  Waadt  mit  grosser  Strenge  und  Auaflthrlichkeit 
(§§  89  —  105)  die  Verbrechen  gegen  die  äussere  Sicherheit  be- 
handelt und  selbst  in  den  Entwürfen  von  1882  glaubte  auf  diesen 
Gegenstand  nicht  verzichten  zu  können^  setzt  Neuenburg  einfiich: 
^Les  crimes  et  delits  de  cette  categorie  sont  punis  ä  teneur  des 
lois  penales  de  la  Confed^ration.^ 

An  der  Spitze  der  Verbrechen  gegen  die  innere  Sicher- 
heit steht  der  Satz:  „Si  ces  crimes  ou  delits  ont  donn^  Uea  a 
une  intervention  federale^  ils  seront  poursuivis  et  punis  confor- 
mement  aux  lois  penales  de  la  Confederation.^  Die  Art.  46—50 
dieses  Capitels  schliessen  fast  wörtlich  an  Waadt  an,  indem  sie 
specialisirend '  die  strafbaren  Vorbereitungshandlungen  und  die 
Ausführungshandlungen  bezeichnen  und  mit  verschiedenen  Strafen 
belegen.  Immerhin  sucht  Neuenburg  grössere  Bestimmtheit  des 
Ausdrucks  und  Beschränkung  des  Gebiets.  N.  bedroht  jene  Vor- 
bereitungshandlungen zum  gewaltsamen  Umsturz  mit  G^ffuigniss 
von  1 — 5  Jahren  für  Rädelsführer.  W. :  3 — 12  Jahre  Geftngniss 
und  Verlust  aller  Ehrenrechte  während  20  Jahren.  Ausftkhrungs- 
handlungen,  N.:  2—10  Jahre  fiir  die  Führer,  W.:  5—20  Jahre 
und  lebenslänglicher  Ehrverlust.  Ist  Plünderung  und  schwere 
Gewaltthat  damit  verbunden,  so  droht  W.  den  Tod  für  die  Führer 
und  10—25  Jahre  Zuchthaus  fiir  die  Theilnehmer,  N.  für  beide 
2 — 15  Jahre. 

Von  classischer  Kürze  und  Bestimmtheit  sind  die  Sätze  über 
sedition  und  rebellion  (Chap.  III). 

Es  ist  nicht  die  Rede  von  Complott,  strafbarer  Verabredung 
hochverrätherischer  Unternehmungen,  von  besonders  strafbarer 
Aufforderung  hiezu,  von  allgemein  strafbaren  Vorbereitung!- 
handlungen  oder  strafbarer  Nichthinderung  durch  unterlassene 
Anzeige. 


*  Das  preussische  G.  B.  sagt  allgemein:  „Jede  andere,  ein  hoch- 
verrätherisches  Unternehmen  vorbereitende  Handlung  wird  mit  Zuchthaus  bis 
zu  6  Jahren  oder  bei  mildernden  Umständen  mit  Einschliessung  von  1—5 
Jahren  bestraft/ 
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Unter  den  Verbrechen  der  Beamten  ist  neben  der  Be- 
Btechung  auch  das  Annehmen  von  Gaben  bei  Gelegen- 
heit der  Außübung  der  amtlichen  Thätigkeit  unter  Strafe  gestellt 
(Art  70).  Die  Bestimmung  ist  beachtenswerth  und  entspricht 
dem  öffentlichen  Gefühl  für  Anstand  und  Recht;  denn  das  so- 
genannte „Schmieren"  ist  der  Anfang  der  Corruption^  wo  nicht 
diese  selbst  und  eine  Art  der  Bestechung  ^  die  sich  dem  Gesetz 
entzieht. 

Chap.  X  über  Verletzung  der  Familienpflicht  be- 
stimmty  dass  Derjenige^  der  die  Sorge  für  seine  Familie  in  lieder- 
licher Weise  vernachlässigt^  mit  Ge&ngniss  bis  zu  6  Monaten  und 
Entzug  der  bürgerlichen  Rechte  bestraft  werden  kann. 

Falschmünzung,  das  Nachmachen  von  Münzen  jeder 
Art  —  der  Eidgenossenschaft  oder  des  Auslandes  —", 
sowie  die  dolose  Mitwirkung  an  der  Ausgabe  oder  Einfuhrung 
wird  bestraft  mit  Zwangsarbeit  von  1  bis  zu  6  Jahren;  wie  im 
Code  ist  das  blosse  Weitergeben  des  in  guten  Treuen  Em- 
pfisoigenen  ausdrückhch  von  Strafe  ausgenommen  und  für  den 
Fall;  dass  der  Ausgeber  die  Unächtheit  des  als  gut  empfangenen 
Stückes  kannte  y  blos  eine  Busse  vom  mehrfachen  Werth  an- 
gedroht. (Vgl,  Waadt  Art.  163.)  Ausserdem  kann  die  Strafe 
auf  3  Monate  einfacher  Detention  herabgehen  ^  wenn  es  sich  um 
geringe  Werthe  handelt  und  keine  erschwerenden  Umstände  — 
eigentliche  Fabrication  und  Mehrheit  der  Theilnehmer  —  handelt. 
—  Die  Fälschung  von  Siegeln^  Stempeln^  Mass  und  Gewicht 
folgt  dem  (x.  B.  von  Waadt ^  mit  dem  Unterschied,  dass  die 
Strafdrohungen  strenger  sind^  so  setzt  z.  B.  N.  auf  die  Ver- 
wendung fremder  Fabrikmarken  für  eigene  Producte  Geld- 
strafe bis  auf  100  Fr.  oder  Gefangniss  bis  14  Tage,  Waadt  blos 
Geldstrafe  bis  60  Fr. 

Die  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  sind  mit  an- 
gemessener Strenge  bedroht  und  verschieden  vom  Code  Ehebruch 
an  beiden  Theilen  mit  der  gleichen  Strafe  belegt. 

Das  Capitel  über  Mord,  Todtschlag,  Vergiftung  ist 
wörtlich  dem  Code  penal  entnommen ;  assassinat  wird  mit  lebens- 
länglicher Zwangsarbeit,  meurtre,  wenn  nicht  qualificirt,  sehr  hart 
mit  Zwangsarbeit  von  15 — 30  Jahren  bestraft. 

Die  Körperverletzungen   sind  in  engem  Anschloss  an 
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das  französische  Recht  behandelt^  die  Strafdrohungen  aber  wie  im 
waadtländischen  Q.  B.  äusserst  mild.  Geringe  Köiper- 
verletzungen  werden  polizeilich  bestraft  (Geldbusse  von  2,  5^ 
15  Fr.y  Haf{  von  1^  2^  3  Tagen;  Art.  251)^  wenn  sie  aber  mit 
Vorbedacht  oder  Auflauern  zugefügt  wurden,  mit  Ge- 
fkngniss  von  14  Tagen  bis  zu  2  Monaten.  Verletasungen,  die 
eine  Arbeitsunfähigkeit  über  20  Tage  zur  Folge  haben ,  mit  Ge- 
fangniss  von  8  Tagen  bis  1  Jahr  (Code:  Gefängniss  von  2—5 
Jahren  und  Geldbusse  bis  2000  Fr.),  Körperverletzung  mit  tödt- 
lichem  Ausgang  mit  Detention  von  1 — 5  Jahren  (Code :  zeitliche 
Zwangsarbeit).  Auch  das  preussische  Gesetz  droht,  dem  französi- 
schen entsprechend,  viel  härtere  Strafen.  —  lieber  Zweikampf 
enthält  das  G.  B.  nichts. 

Kindsmord  entspricht  wörtlich  dem  St.  G.  B.  von  Waadt 
(vgl.  S.  287),  jedoch  sind  die  Strafen  milder  (1 — 15  Jahre,  wenn 
ohne  Vorbedacht ;  mindestens  6  Monate,  wenn  Folge  absichtlicher 
Unterlassung  der  nothwendigen  Sorge). 

Den  französischen  mangelhaften  Begriff  vol  hat  auch  Neuen- 
bürg aufgenommen:  „Quiconque  a  soustrait  frauduleusement  une 
chose  qui  ne  lui  appartient  pas,  est  coupable  de  vol.^  Art.  20r>; 
wie  im  Code  sind  die  Begriffe  ^bewohntes  Haus^,  Einbruch, 
Einsteigen,  falsche  Schlüssel  definirt,  die  qualificirenden  Umstände 
aufgestellt  und  die  Strafe  nach  der  Zahl  derselben  bestimmt,  doch 
ist  die  des  schweizerischen  G.  B.  milder  und  bringt  den  Werth 
der  entfremdeten  Sache  theils  als  Strafmehrungs-  (Art.  214),  theils 
als  Strafmilderungsgrund  (Art.  216)  zur  Geltung. 

Wörtlich  dem  Code  entnommen  sind  auch  die  Capitel  über 
Escroquerie,  Bankrott:  ^^Wer  nach  den  Bestimmungen  des 
Handelsrechts  (oder  Specialgesetzen)  des  Bankrotts  schuldig  er- 
klärt ist,  wird  bei  betrüglichem  Bankrott  bestraft  mit 
Detention  von  3  Monaten  bis  zu  3  Jahren  (Code:  zeitliche  Zwangs- 
arbeit), bei  einfachem  Bankrott  mit  Gefangniss  von  15  Tagen  bis 
zu  6  Monaten"  (Code:  1  Monat  bis  zu  2  Jahren). 

Ehrverletzung  schUesst  sich  den  Bestimmungen  des 
französischen  Gesetzes  vom  17.  Mai  1819  an.  Jeder  Vorwurf 
einer  Thatsache,  welcher  die  Ehre  oder  den  guten  Ruf  einer 
Person  oder  Körperschaft  angreift,  ist  Verleumdung  und  ynri 
bestraft   mit   Gefangniss    von   8   Tagen   bis   zu   6   Monaten   und 
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GddbuBse  bis  500  Fr.  (Code:  -8  Tage  bis  1  Jahr  und  Geldbusse 
von  25 — 2000  Fr,).  —  Beschimpfung  ist  jede  beschimpfende 
Aeusaening;  Ausdruck  der  Verachtung,  wenn  nicht  der  Vorwurf 
einer  Thatsache  darin  liegt.  Strafe:  entweder  Gefängnis»  von  4 
bis  20  Tagen  oder  Geldbusse  von  20 — 60  Fr.,  in  geringen  Fällen 
Polizeistrafe  (Code:  Geldbusse  bis  500  Fr.,  einfache  Polizeistrafe 
für  nicht  öffentliche  einfache  Beschimpfungen). 

Wer  eine  Verleumdung  oder  Beschimpfung  verbreitet,  wird 
direct  bestraft  fibr  Verleumdung  oder  Beschimpfung. 

Der  Beweis  der  Wahrheit  in  Verleumdungssachen  kann  nur 
durch  die  Production  des  Urtheils  erbracht  werden  und  ist  in 
allen  Fällen  blosser  Beschimpfung  ausgeschlossen.' 

Unter  den  Polizeivergehen  sind  die  Theilnehmer  an  Raufe- 
reien mit  Polizeibusse  zu  belegen  und  je  nach  der  Sachlage  kann 
der  Richter  dem  Angreifer  auch  die  Busse  des  Angegriffenen 
auferlegen.  —  Wer  der  ersten  förmlichen  Aufforderung  einer  ge- 
setzmässigen  Autorität  nicht  Folge  leistet,  wird  mit  2  Fr.,  einer 
zweiten  mit  5  Fr.,  einer  dritten  mit  Polizeihaft  bestraft,  und  ver- 
harrt er  in  seinem  Ungehorsam,  so  verfällt  er  der  Strafe  der 
Widersetzung  nach  Art.  60  des  Strafgesetzbuches. 

Neben  den  Vorzügen  des  Gesetzes  ergeben  sich  als  Mängel, 
dass,  trotz  niederer  Minima,  in  einzelnen  Fällen,  wo  solche  ge- 
setzt sind,  Härten  hervortreten  (z.  B.  wo  lebenslängliche  Frei- 
heitsstrafe gedroht  ist  und  wo  Versuchshandlungen  zur  Bestrafung 
gelangen),  dass  die  Strafe  des  Todtschlags  zu  hart  ist  und  dass 
man  Bestimmungen  veimisst  über  delits  excusables;  femer  ist 
der  Wahi'heitsbeweis  zu  sehr  beschränkt  und  einzelne  Delicto, 
wie  z.  B.  vol,  viel,  hätten  mit  Nutzen  die  Einwirkung  des  deutchen 
Rechts  erfahren  können. 

ni.  Praxis.  Rechtsfälle  in  Zeitschrift  für  schweizerisches 
Recht,  Bd.  X,  S.  59,  Bd.  XV,  S.  76  über  Injurie.  Die  Motive 
zum  G.  B.  sind .  ersichtlich  aus  den  Berichten  der  Regierung  und 
der  Gesetzgebimgscommission   zum  Entwurf  und   aus   den  Ver- 


'  Nach  Art.  368—370  des  Code  p^nal  von  1810  wurde  der  Beweis  der 
Wahrheit  zugelassen,  wenn  er  durch  gerichtliches  Urtheil  oder  eine  andere 
5ffentliche  Urkunde  geliefert  werden  konnte.  Das  Gesetz  von  1819  hob  ihn, 
«ugenommen  für  Beamte,  auf. 
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handlangen  des  Grossen  Raths  im  Bulletin  officiel.  Expose  da 
procureur  g^n^ral  au  corps  l^gislatif  au  sujet  du  projet  de  Code 
penal.  Bulletin  des  seances  du  corps  l^gislatif,  Tome  IX,  1843. 
Rapport  de  la  commission,  T,  X.  —  Projet  de  Code,  X, 
page  243.  —  Discussion;  T.  X.  —  Rapport  du  conseil  d'Etat 
ä  la  commission  sur  le  Code,  Neucfafttel  1855.  Rapport  de  la 
commission  legislative  au  grand  conseil  1855. 

Novellen.  Gesetz  vom  22.  Juni  1860  betreffend  Ab- 
änderung des  Art.  21  des  Code  und  Art.  7  des  Gesetzes  von 
1860.  In  Bezug  auf  Ausweisung  werden  die  Scbweizerbürger 
den  Einheimischen  gleichgestellt.  Gesetz  über  Gerichtsorganisation 
vom  19.  Juli  1860,  eingehend  besprochen  in  Zeitschr.  f.  Schweiz. 
Recht,  Bd.  XI,  S.  197,  St.  P.  O.  vom  26.  September  1861  und 
Ergänzungsgesetz  vom  2.  April  1862,  alle  drei  hervorgerufen 
durch  die  neue  Verfassung.  Gesetz  vom  15.  September  1863, 
Geständige  werden  nicht  von  Geschwomen  beurtheilt  Gesetz 
vom  28.  Februar  1868 ,.  Abänderung  der  Art.  215,  216,  218,  226 
des  Code  betreffend  Diebstahl,  Unterschlagung,  Prellerei,  schwindel- 
hafte Anpreisungen.  Gesetz  von  1871  über  Abänderung  der 
Art.  163,  164,  194  des  Code  betr.  Körperverletzung  (Schärfang) 
und  Ehrverletzung  (Milderung).  Gesetz  vom  22.  October  1873, 
irisches  System,  bedingte  Entlassung.  Gesetz  vom  31.  Januar 
1876  ,  Modification  der  Art.  92—94  des  Code  und  Decret  be- 
treffend Correctionshaus.  St.  P.  O.  ausführlich  behandelt  in  Zeit- 
schrift für  schweizerisches  Recht,  Bd.  XXI,  S.  283.  —  Decret 
in  Folge  der  schweizerischen  Volksabstimmung  über  die  Todes- 
strafe, feierUche  Bestätigung  der  Abschaffung  vom  Jahr  1854.  - 
Pfandleihgesetz  vom  15.  Februar  1883. 

Literatur.  Archiv  d.  C.  R.,  1856,  S.  363,  Mittermaier 
über  das  St.  G.  B.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  V,  S.  57,  93. 
Ueber  einzelne  Gesetze:  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  I,  S.  88, 
Bd.  II,  S.  125,  103,  105,  Bd.  IV,  S.  73,  Bd.  XI,  Bd.  XH, 
S.  104,  120,  Bd.  XIX,  S.  95,  Bd.  XXI,  S.  270,  283,  Bd.  XXH, 
S.  147,  Bd.  XXV,  S.  447.  Ouillaume,  Notice  historique  sur  le 
Systeme  penal  et  sur  les  prisons  dans  le  canton  de  Neuchätel, 
1872.  Lardy,  Le  systfeme  penitentiaire,  1865.  Rapport  du  conseil 
d'Etat  sur  la  maison  p6nitentiaire,  1866.  Rapport  de  la  commission 
speciale,  1867.     Rapports  des  directions,  1870—1885. 
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Aargan  1857. 


§  67.  I.  Das  Strafgesetzbuch  von  1805  (vgl.  S.  176),  für 
seine  Zeit  eine  treffliche  Leistung,  blieb  trotz  vieler  Mängel  ohne 
grosse  Veränderungen  ein  halbes  Jahrhundert  hindurch  —  auch 
darin  seinem  österreichischen  Vorbild  folgend  —  in  Kraft.  Schärfer 
als  bei  dem  letztem  machten  sich  die  Uebelstände  der  Härte  und 
Gebundenheit  der  Strafdrohungen,  der  Lückenhaftigkeit  mangels 
eines  ergänzenden  Gesetzbuchs  f&r  Vergehen  geltend  und  es 
drängte  sich  die  Nothwendigkeit  auf,  die  Verbrechensbegriffe, 
Strafmittd  und  Strafdrohungen  den  fortgeschrittenen  Bedürfnissen 
and  dem  Stande  der  Wissenschaft  anzupassen.  Der  Entwurf 
anes  peinlichen  Strafgesetzes  wurde  dem  Grossen  Rath  vorgelegt 
1854.  Gedruckte  Commissionalberichte  und  Gutachten  hiezu  be- 
stehen nicht,  jedoch  finden  sich  Materialien  zum  Gesetz  von  18Ö7 
in  den  ProtocoUen  des  Begierungsraths  und  des  Grossen  Raths, 
sowie  in  den  bezüglichen  grossem  Actensammlungen,  deren  Ein- 
sicht an  Ort  und  Stelle  offen  steht. 

IL  Das  G.  B.  von  1857  zählt  Mos  174  Paragraphen.  Das 
Polizeigesetz  hat  deren  52.  Zwar  schliesst  es  sich  der  neuem 
Gesetzgebung  an  und  ist  nicht  frei  von  doctrinellen  Beigaben, 
jedoch  verfährt  es  in  diesem  Punkte  mit  grosser  Zurückhaltung. 
Das  neue  österreichische  Strafgesetz  von  1852  ist  nicht  von  Ein- 
fluss  gewesen,  wie  dies  aus  Versuch,  Theilnahme  und  den  Tödtungs- 
delicten  erhellt;  manche  Aehnlichkeiten  stammen  noch  aus  dem 
frühem  Gesetz. 

Nach  dem  altem  G.  B.  sind  die  Verbrechen  in  14  Haupt- 
titel gruppirt;  im  neuen  ist  diese  allgemeine  Systematik  auf- 
gegeben und  sind  die  Delicto  möglichst  im  Anschluss  an  die 
ältere  Reihenfolge  zwanglos  in  36  Titeln  abgehandelt.  Die  Ver- 
einfachung des  Strafsjstems  hat  einen  fast  extravaganten  Ausdruck 
gefond^,  indem  nur  zwei  Strafmittel  genannt  sind:  Todesstrafe 
und  Zuchthaus  ^  von  6  Monaten  bis  zu  24  Jahren.  Das  Maximum 
der  Zuchthausstrafe  darf  überschritten  werden  im  Falle  der  Um- 


'  Trefflicli  spricht  sich  gegen  diese  Starrheit  der  Strafarten,  „worin  ohne 
Untersekied  und  Bücksicht  anf  die  Niederträchtigkeit  der  Handlang  jeder 
Mensch  begraben  wird*,  der  Bericht  von  1860,  S.  9ff.  ans. 
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Wandlung  der  Todesstrafe.  Verschärfung  durch  Eingrraizung 
mit  Wirthshausverbot,  Verweisung,  körperliche  ZüchtiguDg  (bis 
25  Hiebe),  Geldbusse  bis  5000  Franken.  —  Zuchthausstrafe  kann, 
sofern  sie  einen  Ausländer  trifft,  ganz  oder  zum  Theil  in 
Verweisung  und  Züchtigung  mit  10  —  50  Hieben  um- 
gewandelt werden. 

Verlust  der  politischen  Rechte  ist  Folge  jedes  Criminalurtfaeils. 
Rehabilitation. 

Der  Grundzug  des  altem  Rechtes,  die  Strafe  durch  Auf- 
steflung  von  Graden  genau  abzumessen  und  den  Richter  innerhalb 
derselben  zu  beschränken,  wodurch  dem  Gesetz  grössere  Con- 
sequenz,  aber  auch  grössere  Strenge  als  dem  österreichischen  zu 
Theil  wurde,  tritt  auch  im  neuen  Recht  hervor  und  macht  das- 
selbe unter  den  schweizerischen  zu  einem  der  am  meisten  ge- 
bundenen. 

Die  Ansetzung  von  Minima  ist  die  Regel;  die  Strafgrenzen 
stellen  sich  wie  früher  in  vielen  Fällen  von  4  zu  4  Jahren, 
während  in  andern  eine  Erweiterung  zu  Gunsten  des  richterlichen 
Ermessens  eingetreten  ist.  Todesstrafe  ist  absolut  gedroht  bei 
Mord,  Raubmord,  Aussetzung,  gemeingefährlicher  Vergiftung  und 
Tödtung,  falscher  Anklage,  die  den  Tod  eines  Unschuldigen  zur 
Folge  hat,  und  in  den  schwersten  Fällen  der  Brandstiftung. 

In  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit  verbindet  das  G.  6. 
Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1805,  z.  B.  die  Definition  des 
bösen  Vorsatzes  (§  18,  alt  §  2),  des  Zufalls  (§  21,  alt  §  4),  mit 
ausführlichem  Sätzen  über  den  unbestimmten  Dolus  und  die  Ab- 
erratio, wie  sie  in  kürzerer  Form  die  G.  B.  von  Braunschweig, 
Hessen  und  das  St.  G.  B.  von  Graubünden  haben. 

Der  Versuch  ist  so  kurz  —  ohne  weitere  Distinctionen  —  und 
treffend  bestimmt  wie  im  altem  Gesetz  als  äussere,  zur  wirkUchen 
Verübung  fuhrende  Handlung,  jedoch  ist  neu  hinzugefügt,  dass 
unter  den  Begriff  auch  der  Versuch  mit  untauglichen  Mitteln 
fällt  und  dass  blosse  Vorbereitungshandlimgen  nicht  strafbar 
sind.  Die  Strafe  ist  dieselbe  für  Versuch,  Beihülfe,  Begünstigung, 
§  39. 

Auf  ganz  neuen  Boden  ist  die  im  altem  Gesetzbuch  noch 
mangelhaft  behandelte  Theilnahme  gestellt  (vgl.  S.  221,  177, 
178),  und  zwar  durch  Ueberaahme  der  einfachen  Bestimmung® 
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des  Bnndesfl  traf  recht  8.  Die  Strafe  der  Beihülfe^  der  Be- 
günstigung, des  Versuchs  ist  höchstens  7^  ^^^  Strafe  der  Volt 
endung  (ohne  das  Minimum  des  Bundesgesetzes).  £s  besteht  nicht 
mehr  die  Hinderungspflicht  und  die  Anzeigepflicht  bei  Hoch- 
Terrath. 

Titel  V,  „allgemeine  Grundsätze  über  Bestrafung  der  Ver- 
brechen^, gibt  in  engem  Anschluss  an  das  G.  B.  von  1805  in 
kürzerer  Form  Bestimmungen,  dass  die  Strafe  nur  vom  com- 
petenten  Richter  ausgefällt  werden  kann,  dass  fbr  eine  bereits 
bestrafte  That  nicht  noch  einmal  eine  Strafe  verhängt  werden 
darf,  dass  die  Strafe  streng  nach  dem  Gesetz  nach' Massgabe  der 
Grosse  der  Bechtsverletzung  und  dem  Grad  des  bösen  Willens 
zuzumessen  ist. 

Während  das  ältere  Gesetz  für  Concurrenz  das  Ab- 
sorptionsprincip  aufstellte,  gestattet  das  neue,  bei  Menge  und 
Wichtigkeit  der  Verbrechen  die  höchste  Strafe  um  die  Hälfte  zu 
erhöhen,  imd  entsprechend  dem  alten  §  20,  dass  als  Mitverbrecher 
zu  behandeln  ist,  wer  sich  zugleich  des  Vorschubs  und  der  Theil- 
nahme  schuldig  macht,  bestimmt  der  neue  §  40,  dass  bei  Zu- 
sammentreffen von  Beihülfe  und  Begünstigung  die  Strafe  des 
Hauptverbrechens  eintritt. 

Die  Strafmehrungs-  und  -Minderungsgründe  sind, 
die  erstem  dem  Bundesstrafrecht,  die  letztem  dem  frühem  Gesetz- 
buch entnommen.  Als  Strafinehrungsgrund  ist  auch  der  Rück- 
fall zu  betrachten,  der  speciell  nicht  erwähnt  ist. 

Die  Grründe,  welche  die  Strafbarkeit  ausschliessen,  eröffnet 
dem  frühem  Gesetz  entsprechend  der  Satz,  dass  das  Verbrechen 
den  „freien  Willen^  voraussetzt  und  dass  dieser  als  Regel 
angenommen  wird,  im  Uebrigen  gibt  sich  die  frühere  Einfachheit 
in  den  Bestimmungen  kund;  nur  die  Nothwehr,  erst  bei  Tödtung 
behandelt,  zeigt  eine  breite  xmd  zugleich  beschränkende  Bearbeitung. 
Dem  neuem  Standpunkt  entsprechend  ist  der  Begriff  der  Geistes- 
krankheit erweitert,  jedoch  festgehalten  an  dem  Satz,  dass  Bosheit 
das  Alter  erftült  (unter  15  Jahren). 

Verjährung  tritt  bei  todeswürdigen  Verbrechen  nicht  ein, 
blos  Strafinilderung  nach  Ablauf  von  20  Jahren.  Die  Verbrechen, 
deren  Strafzeit  mindestens  10  Jahre  beträgt,  verjähren  in  15,  alle 
übrigen  in  10  Jahren. 
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Die  Staatsverbrechen  zeigen  den  Einfloss  des  Biindes- 
rechts  und  der  altem  Gesetzgebung.  Ueber  Landesy^rath  ist 
nicht  mehr  bestimmt.  Hochverrath  ist  in  der  altem  Weise  durch 
allgemeine  Definition  gegeben,  Strafe:  10 — 24  Jahre  Zuchthans; 
Beihülfe  wird  wie  das  Hauptrerbrechen  bestraft.  —  Wie  das 
G.  B.  von  1805,  so  enthält  auch  das  neue  die  Aufreizung  zum 
Ungehorsam  gegen  das  Gesetz  oder  gegen  eine  verfassungsmftsnge 
obrigkeitliche  Verordnung  —  und  zwar  nicht  blos  die  öSentlidie 
Aufforderung.  Eine  Verbesserung  ist  insofern  eingetreten,  als  Auf- 
reizung, die  keine  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  nach  sich  zidit, 
blos  zuchtpoliz^ilich  bestraft  wird,  während  andemfaUs;  wo  solche 
Störung  eintrat,  Zuchthaus  bis  auf  2  Jahre  angedroht  ist. 

Fälschung  öffentlicher  Urkunden,'  Siegel,  Stempel,  MOnz- 
fälschimg  sind  im  Anschluss  an  das  ältere  Gesetzbuch  fbrmulirt 
Die  Münzfälschung  insbesondere  ist  ebenso  einfach  als  trefflich 
behandelt.  Das  Delict  ist  nicht  beschränkt  auf  B^dung  an 
Münzen,  die  im  Canton  cursiren,  sondern  jede  gangbare  Münze 
nach  dem  Gepräge  irgend  eines  Staates  kann  Object  der  Fälschung 
sein.  Zusammenfassend  ist  bestimmt,  dass  Verfertigung,  Werth- 
vermindemng,  täuschende  Wertherhöhung  mit  der  Absicht,  diese 
Münzen  zu  verwerthen,  bestraft  wird  mit  Zuchthaus  von  1  bis 
zu  12  Jahren. 

Die  Tödtungsverbrechen  haben  eine  durchaus  neue 
Behandlung  erfahren.  Mord  und  Todtschlag  sind  getrennt  nach 
Vorbedacht  und  Affect,  Kihdsmord  ist  als  selbständiger  Begriff 
-ausgeschieden,  Gattungen  des  Mordes  sind  nicht  mehr  erwähnt 
Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang  (früher  us- 
vorsätzlicher  Mord)  wird  als  „fahrlässige  Tödtung  durch  vorsätz- 
Uche  Körperverletzung"  herausgehoben  und  verschieden  bedroht, 
le  nachdem  die  Folge  der  Misshandlimg  als  wahrscheinlich 
vorausgesehen  werden  konnte  oder  nicht,  der  Thäter  mit 
Vorbedacht  handelte  oder  durch  schwere  Beleidigung  zum 
Zorne  gereizt  war.  Mord  wird  mit  dem  Tode  bestraft;  Todt- 
schlag mit  Zuchthaus  von  6  bis  zu  20  Jahren,  in  Fällen  wider- 
r^cbtliober  Anreizung  von  2  bis  zu  6  Jahren;  Kindsmord  von 


*  Strafe :  Zuchthaus  bis  4  Jahre ;  dass  nicht  auf  6  Jahre  erkannt  werden 
kann,  erkl&rt  der  Bericht  des  Criminalgerichts  als  Bedactionsfehler. 
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6  bis  2sa  12  Jahren  und;  wenn  der  Entschluss  vor  der  Ent- 
bindung ge&8st  war,  von  12  bis  zu  20  Jahren. 

Körperverletzung  iit  sehr  einfach^  ohne  die  Unter- 
scheidung der  Dauer  der  Arbeitsunf^iigkeit^  im  Anschluss  an 
das  erste  G.  B.  behandelt.*  Körperverletzung  ist  wesentliche 
Verletzung.  Die  schwerite  Art,  Verletzung  mit  Lebensgefahr, 
mit  bleibendem  Nachtheil ^  mit  lebensgefährlichem  Werkzeug 
oder  auf  tückische  Weise,  ist  bedroht  mit  Zuchthaus  von 
4  bis , zu  8  Jahren.  —  Unwesentliche  oder  geringfügige 
Beschädigungen  werden  zuchtpolizeilich  bestraft.  Alle  mittlem 
Fälle  trifft  Zuchthaus  bis  auf  4  Jahre.  Vorbedacht  in  der 
Körperverletzung  bewirkt,  dass  die  Strafe  nicht  unter  Ys  des 
Maximums  fallen  darf.  Zweikampf  wird  blos  zuchtpolizeilich 
bestraft,  wenn  weder  Tödtung,  noch  lebensgefährliche  Verletzung 
oder  Verstünmielung  eingetreten  sind;  Zeugen,  Secundanten  und 
Aerzte  sind  „in  der  Kegel"  straflos.  Tödtung  im  Zweikampf 
ohne  erschwerende  Umstände  wird  mit  Zuchthaus  von  4  bis  zu 
10  Jahren  bedroht. 

Der  Titel  vom  Menschenraub  entspricht  genau  den  be- 
züglichen Bestimmungen  der  Strafgesetzbücher  von  Luzem  und 
Zürich,  welch  letzteres  den  bayerischen  Entwurf  von  1831  copui; 
hatte,  mit  Ausnatime  der  Strafdrohungen  und  der  Altersgrenze 
von  15  Jahren  (St.  Q.  B.  von  1813). 

Raub  ist,  wie  im  alten  Recht  und  wie  in  den  Gesetzbüchern 
von  Zürich,  Luzem  u.  a.,  schon  dann  vollendet,  wenn  die  räube- 
rische Handlung  ihren  Zweck  nicht  erreichte ;  m.  a.  W. :  die  Weg- 
nahme der  Sache  {«t  nicht  erforderlich. 

Der  Diebstt^hl,  in  der  Weise  der  neuem  G.  B.  definirt, 
wird  zum  Verbrechen  durch  die  Höhe  des  Betrags  über  100  Fr., 
durch  das  Vbrhandensein  der  bekannten  qualificirenden  Umstände 
bei  einem  Betrag  yon  50  Fr.  oder  wenn  der  Diebstahl  mit  Waffen 
oder  Einbruch*   geschah,     üebersteigt  der  Werth   600  Fr.  oder 


*  Der  Bericht  des  (Mminalgerichts  von  1860,  S.  8,  tadelt,  dass  unter 
Umständen  die  Strafe  m^verhSltnissmassig  hart  ausfallen  kann,  wenn  ohne 
niedertrSchtige  Gesinnung  ein  „unglücklicher  Streich"  falle. 

^  Vgl.  Bericht  von  1963,  S.  10. 
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ist  relativ  bedeutender  Schaden  zugefügt  oder  besondere  Ver- 
wegenheit an  den  Tag  gelegt,  so  tritt  Zuchthausstrafe  von  6  bis 
zu  16  Jahren  ein.  —  Während  nach  dem  frühem  G.  B.  rück- 
falhge;  gefährliche  Gewohnheitsdiebe  noch  mit  dem  Tode  bestraft 
werden  konnten  —  wie  denn  wirklich  noch  im  Jahre  1854  ein 
solches  Urtheil  geföUt  und  vollzogen  wurde  — y  setzt  das  neue  G.  B. 
auf  den  vierten  Diebstahl  die  immerhin  noch  harte  Strafe  von  10 
bis  zu  24  Jahren  Zuchthaus. 

Betrug  ist  Verleitung  zu  Handlungen  oder  Unterlassungen, 
durch  welche  der  Getäuschte  oder  ein  Dritter  Schaden  leidet,  in 
gewinnsüchtiger  oder  einer  andern  bösen  Absicht  durch  das 
Mittel  der  Irrthumserregung  vermöge  arglistiger  Entstellung  oder 
rechtswidriger  Vorenthaltung  der  Wahrheit.  —  Er  ist  vollendet, 
ohne  Rücksicht  auf  wirklich  eingetretenen  Schaden,  sobald  die  in 
betrügerischer  Absicht  vorgenommene  täuschende  Handlang  be- 
endigt ist.^  —  Als  Betrug  wird  bestraft:  wissentlich  falsches 
Zeugniss,  Meineid,  Verrücken  von  Grenzsteinen,  betrüglicher 
Bankrott. 

In  Anlehnung  an  das  erste  Gesetz  ist  die  Brandstiftung 
allgemein  definirt  und  in  7  Fällen  qualificirt,  wovon  4  mit  dem 
Tode  absolut  bedroht  sind,  während  in  3  andern  auf  Todesstrafe 
erkannt  werden  kann.  —  Ist  das  Feuer  bei  Tag  ohne  Gefahr 
der  Weiterverbreitung  angelegt  und  wieder  erloschen  oder  beträgt 
der  Schaden  unter  100  Fr.  oder  ist  das  Feuer  am  eigenen 
ohne  Gefahr  für  fremde  Gebäude  oder  Personen  gelegt,  so  kommt 
Zuchthaus  von  1  bis  auf  8  Jahre  in  Anwendung,  in  allen  andern 
Fällen  Zuchthaus  von  8  bis  auf  24  Jahre.  Wenig  glücklich, 
offenbar  im  Bestreben,  dem  altem  Gesetz  sich  anzupassen,  ist  die 
Definition  des  Verbrechens :  ^^^^  Brandstiftung  ist  schuldig, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Brand  wirklich  ausbricht,  wer, 
um  ein  eigenes  oder  fremdes  Gebäude  oder  einen  fremden  Wald 
in  Brand  zu  stecken,   eine  zur  Anzündung   desselben   geeignete 


*  Der  Bericht  von  1860,  S.  7,  tadelt,  das«  für  Betrug  das  Mimmnm  to/ 
1  Jahr,  für  Diebstahl  anf  6  Monate  angesetzt  ist.  —  Für  die  Vollendang 
kommt  es  nicht  auf  das  Eintreten  des  beabsichtigten  Schadens  an,  sondern 
darauf,  dass  eine  geeignete  Täuschung  stattfand;  vgl.  Bericht  von  1863, 
S.  11. 
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und  keine  weitere  Thätigkeit  von  seiner  Seite  erheischende  Vor- 
kehr triffi.«  « 

m.  Die  Erstellung  eines  Zuchtpolizeigesetzes  war  schon 
längst  dringendes  Bedürfiiiss^  theils  der  Lückenhaftigkeit  des 
Criminalgesetzes ;  theils  der  Verschiedenartigkeit  der  von  der 
Praxis  berücksiditigten  Bestimmungen  wegen.  So  wurde  z.  B. 
Ehrverletzung  an  manchen  Orten  nach  der  Berner  Gerichts - 
Satzung  behandelt,  an  andern  wurden  die  josephinischen  Gesetze 
für  die  ehemals  vorder-österreichischen  Lande  (Frickthal  und 
Laufenburg)  herbeigezogen.  Die  Grenze  zwischen  Criminal-  und 
Polizeigebiet  blieb  völlig  ungewiss,  so  lange  in  dem  einen  Bezirk 
dasselbe  Vergehen  mit  Haft  von  2  Jahren,  in  dem  andern  mit 
solcher  von  2  Monaten  belegt  war.  Die  veralteten  Strafinittel 
der  Leistung  und  des  Ausschwörens  u.  a.  gelangten  noch  zur 
Anwendung.  (Zeitschrift  für  schweizerisches  Becht,  Bd.  VI, 
S.  151.) 

Als  endlich  1868  ein  Zuchtpolizeigesetz  zu  Stande  kam, 
enthielt  dieses  gerade  nur  die  äussersten  Umrisse  ohne  präcise 
Begriffe  und  Strafdrohungen.  In  26  Paragraphen  bestimmt  es 
ganz  allgemein,  erstens,  dass  folgende  Vergehen,  sofern  sie  nicht 
criminell  bestraft  werden,  der  zuchtpolizeilichen  Bestrafung  unter- 
liegen: Ehrverletzung,  körperliche  Angriffe  auf  Personen,  Ver- 
letzungen des  Eigenthums,  Beschädigung  durch  Vertrauensmissr 
brauch,  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung  und  Sittlichkeit; 
—  zweitens,  dass  zuchtpolizeiliche  Strafmittel  folgende  (8  an  der 
Zahl)  sind  .  .  .  Als  zuchtpolizeiliches  Strafmittel  ist  neben  Ge- 
fäDgniss  auch  Zuchthaus  bis  auf  2  Jahre  und ,  soweit  es  im 
Urtheil  ausgesprochen  wird,  Einstellung  im  Activbürgerrecht  ge- 
nannt {§§  5,  22).  Nach  §  88  der  Uebergangsbestimmungen 
wurden  durch  dieses  Gesetz  aufgehoben  der  IV.  Theil  der  Bemer 
Gerichtssatzung  von  1761  und  die  Ehegerichtssatzung  von  1787, 
soweit  diese  noch  in  Kraft  bestanden.  Die  durchaus  ungenügen- 
den Bestimmungen  dieses  Gesetzes  wurden  von  den  massgebenden 
Juristen  damit  begründet,    „dass  es  überhaupt  nicht  möglich  sei. 


*  Zu  hart  iBt  es,  ohne  Rücksicht  auf  das  Inbrandsetzen  schon  die  Vor- 
kehren als  zur  Vollendung  genügend  zu  bezeichnen.  Vgl.  Bericht  von  1884, 
8.  7,  welcher  auf  das  deutsche  St.  G.  B.  hinweist. 
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ein  umfassendes  correctionelles  Gesetzbuch  zu  erstellen.  Nach 
dem  gegenwärtigen  Stande  entscheiden  die  Richter  im  einzehien 
Fall  mit  völlig  freiem  Ermessen,  sind  also  Oesetzgeber  und 
Richter  zugleich.^''  In  Bezug  z.  B.  auf  Ehrrerletzung  dieilt 
Herr  Oberrichter  Schneider  mit,  dass  specielle  Bestimmungen 
darüber  nicht  bestehen^  dass  der  Richter  nach  freiem  Ermessen 
eine  Geldstrafe  ansetzt  und  dass  selten  und  nur  in  schweren 
Fällen;  hauptsächlich  bei  Rückfall  (beharrlich),  eine  Freiheitsstrafe, 
kaum  über  8  Tage,  ausgesprochen  wird. 

Das  Strafgesetzbuch  ist  von  Miitermaier  rühmend  anerkannt 
worden  wegen  seiner  Einfachheit  und  gedrängten  Fassung.  Als 
Mängel  machten  sich  fühlbar^  die  Härte  mancher  Strafdrohungen 
(z.  B.  bei  Kindsmord,  Münzfälschung,  Betrug),  die  zu  engen  Zu- 
messungsräume  und  hohen  Minima,  die  Einheitsstrafe  des  Zucht- 
hauses f^  Delicto  der  verschiedensten  Art  und  die  criminelle 
Bestrafung  mancher  Delicte,  welche  ihrer  Natur  nach  zu  den 
geringem  Vergehen  gehören,*  die  Härte  der  Ehrenfolgen  und  der 
Mangel  des  Strafmilderungsgrundes  geminderter  Zurechnungs- 
fähigkeit. Es  wurden  denn  auch  bald  verbessernde  Novellen  bei- 
gefügt. 

IV.  Praxis.  Ein  Commentar  zum  St  G.  B.  existirt  nicht; 
ebensowenig  eine  Präjudiciensammlung.  Ueber  die  Motive  ist 
gedruckt  nichts  vorhanden.  Wichtigere  Entscheidungen  finden 
sich  in  den  seit  dem  Jahre  1859  bis  heute  fortgeführten  Jahres- 
berichten des  aargauischen  Criminalgerichts.  (Regelmässige  Sta- 
tistik. —  Vieles  über  Meineid,  Brandstiftung.)  Die  Zeitschrifi 
f^r  schweizerisches  Recht  enthält  wichtigere  Fälle  in  Bd.  I; 
Bd.  IV,  betreffend  Gesetzesauslegung,  Betrug,  Diebstahl,  Brand- 
stiftung; Bd.  VI,  Brandstiftung  (die  Häufigkeit  dieses  Debets 
veranlasste  1884  den  Regierungsrath  zu  einer  Enquete),  Geistes- 
störung, Mord;  Bd.  X,  S.  38  ff.,  1864,  Fall  Matter,  Hinrichtung 
eines  Gewohnheitsdiebes. 

Novellen.  Gesetz  vom  19.  Februar  1868.  Die  Todes- 
strafe  wird   beschränkt   auf  Fälle,    wobei  ein  Mensch  das 


^  Nach  gef.  Mittbeilungen  des  Herrn  Jastizdirector  Dr.  Kftppeli. 
'  Vgl.  Bericht  des  Cri  min  Alger  ichts  von  1860,  S.  8  ff.,  1876,  8.  6. 
*  Bericlit  von  1884.  Vgl.  S.  6.    Ergänsungsgesetz  Tom  7.  Jali  1886. 


•   Vß' 
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Leben  verlor  und  dieser  Erfolg  vorausgesehen  werden  konnte. 

—  Die  körperliche  Züchtigung  ist  beseitigt.  —  Der 
Richter  erhält  ein  weitgehendes  Milderungsrecht,  wonach 
bei  Strafdrohungen  unter  6  Jahr  Zuchthaus  bis  auf  das  Minimum 
von  6  Monaten^  bei  hohem  Strafdrohungen  bis  auf  Y»  ^^^  ^i* 
nimums  herabgegangen  werden  kann.  —  Die  Ehren  folgen 
wurden  beschränkt^  die  Ausweisung  auf  Ausländer  reducirt 
(§  12  hatte  noch  den  Unterschied  von  Cantonsangehörigen  und 
andern  Schweizern.)  —  Polizeigesetz  vom  19.  Februar  1868. 

—  Organisationsgesetz  für  die  Strafanstalt  Lenzburg  tnit  Voll- 
Ziehungsverordnung  vom  20.  April  1868  und  Verordnung  vom 
21.  Juli  1870.  —  Verordnung  über  Vollzug  der  bedingten  Frei- 
lassung und  Schutzaufsicht  vom  6.  Januar  1869  und  vom  19.  Fe- 
bruar 1872.  —  Decret  des  Grossen  Raths  vom  13.  December  1876 
zur  Ausführung  des  Art.  65  der  B.  V.,  Aufhebung  der  Todes- 
strafe. —  Processordnung  vom  31.  März  1858.  —  Gesetz  betr. 
Abänderung  derselben  vom  29.  März  1863.  —  Gesetz  vom  7.  Juli 
1886  betr.  Abänderung  des  Criminal-  und  Polizeigesetzes. 

In  die  neue  Verfassung  von  1885  wurde  eine  Bestimmung 
aufgenommen^  welche,  den  frühem  Bestrebungen,  eine  Anzahl  von 
Vergehen  aus  dem  Criminalgesetzbuch  auszuscheiden,'^  Nachdruck 
verschaffte,  indem  Art.  62  den  sofortigen  Erlass  eines  Gesetzes 
fordert,  welches  diejenigen  strafbaren  Handlungen  bezeichne,  die 
aus  dem  peinlichen  Strafgesetz  auszuscheiden  und  als  Zucht- 
polizeivergehen zu  beurtheilen  seien.  Der  vom  Begierungsrath 
dem  Grossen  Bath  vorgelegte  Entwurf**  überweist  dem  Zucht- 
polizeigericht unter  Anderm:  Aufreizung  zum  Ungehorsam,  Un- 
zucht gegen  die  Natur,  alle  nicht  schweren  Körperverletzungen, 
einfachen  Diebstahl  bis  300  Fr.,  erschwerten  bis  150  Fr.,  mit 
Einbruch  bis  50  Fr.,  böswillige  Eigenthumsschädigung  bis  300  Fr. 
Neue  Titel  bilden:     Verheimlichung  von  Vermögen  im  Concurs, 


*•  Eine  dieabezugliche  Novelle  von  1878  war  vom  Volke  verworfen 
worden. 

'*  Gedruckt  ala  Ergänzung^gesetz  betreffend  die  Strafrecbtspflege  vom 
17.  Febmar  1886;  biezu  Ergebniss  der  ersten  Berathung  im  Grossen  Ratb 
vom  31.  März  (ProtocoU  der  Grossratbssitzung  vom  31.  März  1886),  Ab- 
indernngsanträge  des  Regierungsraths  vom  22.  Mai  (gedruckte  Protocolie  der 
Ratbssitzaogen). 
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beharrliche  Vernachlässigung  der  Eltempflicht  (bisher  Zwangs- 
arbeitsanstalt).  Nach  der  Botschaft  des  Regierongsraths  soQ  die 
Novelle  blos  transitorischen  Charakter  haben  und  nur  die  dnngend- 
8ten  Bedürfnisse  bis  zum  Erlass  der  vorgesehenen  revidirten  Strai- 
gesetzgebung  be&iedigen. 

Das  neue  Polizeidelict :  „Verheimlichung  von  geldstaglichem 
Vermögen  zum  Nachtheil  der  Gläubiger"  (den  Thatbestand  be- 
sonderer Verbrechen  vorbehalten),  verdankt  seine  Entstehung  der 
Beobachtung,  dass  das  Bundesgericht  eine  Strafbarkeit  der  hieher 
gehörenden  VergehensföUe  nur  anerkennt,  sofern  sie  sich  unter 
den  Begriff  eines  bestehenden  St.  G.  B.  subsumiren  lassen^  und 
dass  die  Bestrafung  als  Betrug  und  Unterschlagung  nicht  alle 
Fälle  umfasst.  Das  neue  Delict  gestattet  kurz  und  praktisch  die 
zuchtpolizeiliche  Abwandlung  durch  die  Bezirksgerichte. 

§  2;  II,  des  Gesetzes  bestimmt  die  Bestrafung  der  Gelds- 
tager,  welche  den  Vorschriflen  der  Art.  877,  878,  879  (Führung 
der  Geschäftsbücher)  des  eidgenössischen  Obligationenrechts  nicht 
nachkommen. 

Literatur.   Mittermaier,  Archiv  des  C.  R.,  1857,  S.  476. 

—  Hurhin^  die  Strafanstalt  Lenzburg,  1877.  —  Periodische  Be- 
richte von  1864  bis  1884.  —  Zeitschrift  fiir  schweizerisches  Recht, 
Bd.  VT  und  VH,  über  das  St.  G.  B.;  Bd.  VIII,  über  die  P.  0.; 
Bd.  XVn,   über   das   Zuchtpclizeigesetz   vom  19.  Februar  1868. 

—  1886  wurde  vom  Volk  die  Revision  des  Strafverfahrens  an- 
genommen. 

St.  Gallen  1857. 

§  68.  I.  Es  ist  nachgewiesen  worden  (S.  180  ff.),  dass 
unter  den  Strafgesetzbüchern  der  schweizerischen  Cantone  die- 
jenigen St.  Gallen's  eine  hervorragende  Stellung  einnehmen.  So 
trefflich  das  st.  gallische  Gesetz  fiir  seine  Zeit  war  und  so  grosse 
Verbesserungen  es  durch  Novellen  erfahren  hatte,  zeigte  sich  doch 
schon  bald  nach  den  einschneidenden  Veränderungen  von  1839 
das  Bedürfniss  einer  gründlichen  Umgestaltung.  „Manche  Be- 
stimmungen boten  durch  ihren  Wortlaut  den  untersuchenden  und 
erkennenden  Behörden  zu  verschiedenen  Anwendungen  Stoff, 
andere  unterlagen  gezwungenen  Interpretationen,  um  Demjenigen 


401 

l{aam  zu  geben^  was  als  materielles  Becht  erkannt  wurde^  andere 
waren  durch  den  Widerpruch  mit  den  Zeitideen  obsolet  geworden.^ 
Bas  Gesetzbuch  Hess  empfindliche  Lücken,  ermangelte  der  Milde 
und  der  wünschenswerthen  Berücksichtigung  des  subjectiven  That- 
bestandes.^ 

Man  entschloss  sich  denn  auch,  nicht  blos  eine  Revision  des 
altem  Gesetzbuches  vorzunehmen,  sondern  von  Grund  aus  ein 
den  neuen  Zeitbedürfnissen  entsprechendes  neues  zu  schaffen. 

Die  Hauptunterschiede  zwischen  dem  alten  und  dem  neuen 
Gesetzbuch  von  1857  bestehen  darin,  dass  das  letztgenannte 
den  philosophischen  Theil  beseitigt,  die  Trennung  von  Verbrechen 
und  Vergehen  in  zwei  Gesetzbücher  aufgegeben  hat  und  um 
Vieles  einfacher  und  kürzer  ist,  dass  es  eine  Anzahl  neuer  De- 
hcte  formulirte,  dass  es  dem  Stande  fortgeschrittener  Wissenschaft 
gemäss  viele  Delictsbegriffe  genauer  bestimmte  oder  neu  fasste, 
dass  an  den  Strafmitteln  Veränderungen  vorgenommen  und  dem 
richterlichen  Ermessen  weiterer  Spielraum  gegeben  wurde,  theils 
durch  Herabsetzung  der  Minima  oder  Aufiiahme  alternativer  Straf- 
drohungen, theils  durch  Ausdehnung  der  Milderungsgründe. 

Formell  steht  es  vielfach  hinter  den  früheren  zurück,  die 
Bedaction  ist  oft  gesucht,  verworren,  unjuristisch  und  leidet  an 
der  Tendenz,  mit  eigenen,  oft  sehr  ungeschickten  Worten  Das- 
jenige auszudrücken,  was  viel  besser  in  dem  benutzten  Muster 
gegeben  war.    Die  Systematik  ist  willkürlich. 

n.  Das  Gesetzbuch  über  Verbrechen  imd  Vergehen  vom 
4.  April  1857  enthält  nur  202  Artikel  mit  einem  Anhang:  „Be- 
stimmungen über  Verfolgung  der  Pressdelicte,  Strafbestimmungen 
gegen  Thierquälerei,  Uebergangsbestimmungen  betreffend  die  Com- 
petenz,  nebst  Verzeichniss  der  aufgehobenen  Gesetze  und  Be- 
stimmungen des  Gesetzbuches  über  Vergehen  von  1808."  Es 
blieb  mit  Abänderungen  in  Kraft  bis  1.  Mai  1886. 

Nachdem  bereits  das  Gesetz  von  1839  den  Bruch  mit  dem 
alten  Strafsystem  vollzogen  hatte,  sollte  das  neue  Gesetzbuch 
ohne  grosse  Veränderungen  im  bestehenden  Zustand  fortkommen, 


'  Aufsehen  erregte  die  Yerhäng^ng  Ton  Prügelstrafe  über  Nicbtcantons- 
bui^er  im  Widerspruch  mit  Art.  48  der  Bundesverfassung  und  die  Ausdehnung 
dieser  Strafe  auf  Cantonsbürger  durch  Oesetz  yom  8.  Juni  1853. 

Tfmmiwg€rf  Sehweis.  Strafreeht.  26 
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insbesondere  wollte  man  sich  nicht  entschliessen,  Todesstrafe  und 
körperliche  Züchtigung  zu  beseitigen,  worauf  Anträge  gestellt 
waren. 

Das    St.   G.  B.    zählt    19   verschiedene    Strafmittel    auf;   4 
Arten  von  Haft :   Zuchthaus^  Arbeitshaus,  Qefängniss,  Besserungs- 
anstalt (auf  „bestimmte^   Zeit  von    1  bis  4,    auf  ^ unbestimmte "^ 
bis  5  Jahre) ;    auf  Verbrechen   steht  Landesverweisung,   auf  Ver- 
gehen Ausweisung;   neu  eingeführte  Strafmittel  sind:  Besserungs- 
anstalt, amtlicher  Verweis,  für  einige  Fälle  das  Wirthshausverbot: 
beseitigt    werden    Widerruf  und    Ehrenerklärung,     „da    sie   er- 
niedrigen".    Zuchthaus,   früher  3  Monate  im  Minimum,   wird  auf 
6  Monate  bis  Lebenszeit  erweitert  und  die  Arbeitshausstraf«* 
von  3  auf  1  Monat  im  Minimum  herabgesetzt.   Die  Häufung  der 
Freiheitsstrafen   entspricht  nicht   der   innem   Disciplin   derselben. 
Die  Leibesstrafe  darf  nur  gegen  Vaganten,  Gewohnheitsverbrecher 
und  Rückfällige,   überhaupt   gegen   Personen   übler  Leumde  aus- 
gesprochen werden  (bis  30  Hiebe)  und  kann  an  Stelle  von  Zucht- 
haus  bis   zu   zwei   Jahren   treten.     Der  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehre  hat   die    Zeugnissunfähigkeit    in   Strafsachen  nicht 
unbedingt  zur  Folge  und  wird  auch   als   besondere  Strafe  auf 
2 — 6  Jahre  ausgesprochen.    Mit  Zuchthaus,  Leibesstrafe  und  Ver- 
weisung ist  Ehrverlust  stets  verbunden  bis  zur  Rehabilitation. 

Die  Strafdrohungen  enthalten  durchweg  in  den  leichtem 
Fällen  kein  Minimum,  aber  auch  in  vielen  schweren  fehlt  dasselbe 
und  nur  in  den  schwersten  ist  es  angesetzt.  Oft  sind  mehrere 
Strafarten  neben  einander  gedroht.  Von  der  Geldstrafe  ist  in 
ausgedehnterem  Masse  als  in  irgend  einem  andern  schweizerischen 
G.  B.  Gebrauch  gemacht.  In  Criminalsachen  steht  dem  Grossen 
Rath  das  Begnadigungsrecht  zu,  in  correctionellen  der  Regierung, 
welche  unter  besondem  Umständen  bis  zur  Hälfte  der  Strafe 
nachlassen  kann.  Dem  Richter  ist  gestattet,  eine  leichtere  als  die 
im  Gesetz  vorgeschriebene  Strafart  zu  wählen  bei  geminderter 
Zurechnungsfähigkeit,  bei  Affect  infolge  vorangegangener  schwerer 
Anreizung  und  bei  werkthätiger  Reue. 

Das  Capitel  von  der  Zurechnung  beginnt,  entsprechend 
dem  Gesetzbuch  von  1819,  mit  der  Bestimmung  des  bösen  Vor- 
satzes, welcher  vorhanden  ist,  wenn  der  Thäter  die  Rechtsverletzung 
oder  ihre  Hauptwirkung  bezweckt  hat  oder  wenn  er  eine  Rechts- 
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verietzung  überhaupt  bezweckte  und  dabei  mit  Wahrscheinlichkeit 
vorauszusehen  war,  dass  die  That  den  eingetretenen  Erfolg  haben 
werde.  Beseitigt  sind  die  Begriffe  vom  freien  Willen,  vom  alter- 
nativen dolus  und  von  der  prsesumptio  doli. 

Der  Strafausschliessungsgrund  der  Geistesstörung  ist 
kurz,  aber  zu  enge  gefasst;  Zwang  und  Nothstand  schliessen 
die  Strafe  aus,  wenn  die  begangene  That  nicht  schwerer  ist  als 
das  drohende  Uebel ;  Nothwehr  macht  straffrei,  „soweit  sie  bei 
Abgang  obrigkeitlicher  Hülfe  nach  Massgabe  der  unter- 
laufenen Umstände  dem  Thäter  als  nothwendig  ei'scheinen  musste, 
um  sich  oder  Andere  gegen  eine  Rechtsverletzung  zu 
schützen". 

In  der  Lehre  vom  Versuch  war  die  beschränkende  kurze 
Fassung  des  altem  G.  B.  für  andere  Cantone  massgebend  ge- 
wesen. Das  Gesetz  von  1857  bleibt  nur  theilweise  auf  dieser 
Grundlage.  Versuch  ist,  „soweit  er  durch  Ausfülirungs- 
oder  Anfangshandlungen  bewiesen  vorliegt,  straf  bar  nach  dem 
Grade  des  gewalteten  Vorsatzes,  der  Bethätigung  zur 
Ausfuhrung  und  der  gewalteten  Gefahr"  mit  'A — V*  ^^^  Strafe 
der  Vollendung. 

Das  ältere  Gesetz  hatte  den  entfernten  Versuch  sehr  be- 
schränkt und  zum  Versuch  Handlungen  verlangt,  welche  un- 
verkennbar zur  wirklichen  Vollendung  führen;  das  neue  spricht 
vom  entfernten  Versuch,  ohne  nähere  Bestimmung,  und  von  Ver- 
suchshandlungen am  untauglichen  Object  und  mit  un- 
tauglichen Mitteln,  worauf  eine  gelindere,  unter  Umständen 
correctionelle  Strafe  steht. 

Erfolgt  eine  andere  als  die  bezweckte  Rechtsverletzung,  so 
soll  mindestens  die  Strafe  des  Versuchs  eintreten;  geht  die  That 
in  ein  schwereres  Verbrechen  über,  so  sind  die  auf  das  letztere 
gesetzten  Strafen  anzuwenden.  —  Rücktritt  macht  straflos. 

In  der  Theilnahme  findet  sich  der  Begriff  der  Urheber- 
schaft verbessert,  aber  noch,  wenn  auch  wesentlich  vereinfacht, 
die  Unterscheidung  von  Haupt-  und  Nebengeh ülfen.  Den 
Hauptgehülfen  trifft  die  volle  Strafe,  den  Nebengehülfen  ein  Fünftel 
bis  zur  Hälfte  der  Strafe  des  Urhebers.  —  Das  alte  Gesetzbuch 
statuirte  die  Anzeige-  oder  Hinderungspflicht  unter  der 
Voraussetzung  bestimmter  Wissenschaft  von   dem  bevorstehenden 
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Verbrechen,  das  neue  sagt  einfach,  wer  ohne  Gefahr  für  sich  oder 
Andere  die  Ausfuhrung  eines  Verbrechens  nicht  hindert,  wird 
wegen  Begünstigung  bestraft.  Zwar  hat  die  Praxis*  sich  dahin 
ausgesprochen,  dass  Wissen  erforderlich  sei  und  Vermuthung  nicht 
genüge,  jedenfalls  war  aber  das  iütere  Recht  bestimmter  und  auf 
diesem  gefährlichen  Gebiet  enger  gefasst.  —  Erfolglose  Anstifhmg 
und  Complott  sind  nicht  erwähnt. 

Ueber  die  ^Zusammenrechnung  gleichartiger  Begangen- 
Schäften'^  sagt  Art.  48,  dass  mehrere  nach  einander  begangene 
gleichartige  Verbrechen  zusammenzurechnen  und  mit  einander  als 
fortgesetztes  Delict  zu  bestrafen  sind.  Die  B^ehong  des 
Delicts  durch  eine  wiederholte  Handlung  ist  als  Erschwerongs- 
grund  anzurechnen.  —  Fallen  dem  Thäter  mehrere  Delicte  zur 
Last,  so  ist  die  Strafe  des  schwersten  zu  schärfen. 

Rückfall,  Begehung  eines  Verbrechens  gleicher  Art  oder 
aus  gleicher  Neigung  nach  stattgehabter  Bestrafung,  hat  Straf- 
schärfung bis  auf  das  Doppelte  oder  eine  schwerere  Strafart  zur 
Folge. 

Das  G.  B.  von  1819  hatte  die  Verjährung  auf  Vergehen 
beschränkt,  das  neue  lässt  sie  in  begränzter  Weise  allgemein 
zu.  Todeswürdige  Verbrechen  verjähren  nicht,  sie  dürfen  aber 
nach  Verfluss  von  10  Jahren  nicht  mehr  mit  dem  Tode  bestraft 
werden.     Nur  die  Straf  klage  verjährt,  nicht  aber  die  Strafe. 

Die  Eintheilung  des  speciellen  Theils  weicht  völlig  —  und 
nicht  gerade  günstig  —  von  derjenigen  des  altem  Gesetzbuchs 
ab.  Abschnitt  A,  Tit.  I,  widerrechtliche  Aneignung;  Tit  11, 
Betrug  und  Untreue;  Tit.  III,  Eigenthumsschädigung ;  Tit.  IV, 
andere  Verletzungen  fremder  Eigen thumsrechte  (Erbrechen 
fremder  Gegenstände  —  Schlösser,  Siegel,  Briefe  — ,  Verletzung 
des  Hausrechts) ;  Tit.  V,  Bedrohung  und  Gefilhrdung  verschiedener 
Rechte  (boshafte  Drohung,  gefährdende  Lebensweise). 

Es  folgen:  Abschnitt  B,  Delicte  gegen  die  Ehre;  C,  gegen 
die  persönliche  Freiheit ;  D,  Körperverletzungen ;  E,  Delicte  gegen 
das  Leben;  F,  gegen  die  öffentliche  Ordnung  und  die  Sicherheit 
des  Staats;  G,  gegen  den  confessionellen  Frieden;  H,  gegen  die 
Sittlichkeit;  I,  gegen  besondere  Familienpflichten. 


■  Vgl.  Urtheil  des  Cantonsgerichts  im  Fall  Züblin,  1881. 
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An  der  Spitze  steht  die  Fundunterschlagung:  Strafe 
das  Duplum.  Unbefugte  Verwendung  fremden  Guts  im 
Werth  von  unter  100  Fr.,  wenn  kein  Schaden  erfolgt  oder 
die  Absicht  der  Unterschlagung  mangelte;  Strafe  des  Drei- 
fachen. Unterschlagung,  rechtswidrige  Zueignung,  Ab- 
läugnung  oder  Verwendung  von  anvertrautem  Gut  in  seinem 
Nutzen,  hat  die  Strafe  des  Doppelten  bis  Fünffachen, 
wenn  der  Schaden  unter  100  Fr.  betrug,  oder  Gefangniss  zur 
Folge.  —  Einfacher  Diebstahl  bis  25  Fr.  wird  mit  dem 
Doppelten  bis  Fünffachen  bestraft  oder  mit  Gefangniss  bis 
1  Monat,  Diebstahl  zwischen  25  und  100  Fr.  mit  dem  Drei- 
biä  Achtfachen  oder  Geföngniss  oder  Arbeitshaus  bis  3  Jahre, 
bei  hohem  Beträgen  Zuchthaus  bis  auf  8  Jahre.  Beim  einfachen 
wie  bei  dem  in  zahlreichen  Umständen  entwickelten  qualificirten 
Diebstahl  bestimmen  verschiedene  Werthansätze  verschiedene  Straf- 
drohungen. Das  neue  Gesetz  folgt  hierin  wesentlich  dem  alten, 
dem  auch  die  Strafe  des  mehrfachen  Werths  der  unterschlagenen 
oder  gestohlenen  Sache  entnommen  ist. 

Betrug  (wie  früher):  „Wer,  um  Rechte  von  Privaten  oder 
des  Staates  zu  verletzen,  absichtlich  die  Wahrheit  unterdrückt, 
entstellt  oder  verfälscht  oder  den  Irrthum  eines  Andern  benützt, 
ist  des  Betruges  schuldig."  Das  G.  B.  führt  7  Fälle  qualificirten 
Betruges  und  7  Fälle  des  Betruges  durch  Fälschung  auf.  Ein- 
facher und  quahficirter  Betrug  werden  dem  Diebstahl  entsprechend 
bestraft,  Betrug  durch  Fälschung  wird  mit  besonders  strengen 
Strafdrohungen  versehen. 

Wucher  wird  mit  dem  fünf-  bis  zehnfachen  Betrag  des  zu 
>iel  Bezogenen  bestraft.  Eingehend  und  gut  sind  Eigen thums - 
Schädigungen  behandelt.  Schädigung  aus  schwerer  Fahr- 
lässigkeit hat  Geldstrafe  bis  200  Fr.  zur  Folge,  Beschädigung 
aus  Muthwillen  je  nach  dem  Betrag  vier-  bis  zehnfache  Geld- 
strafe oder  Gefangniss  oder  Arbeitshaus  bis  3  Jahre,  boshafte 
Eigenthumsschädigung  zehn-  bis  zwanzigfache  Geldstrafe  nebst 
Gefangniss,  bei  hohen  Beträgen  selbst  Zuchthaus  von  2  bis  10 
Jahren.  —  Die  Strafe  kann  bis  auf  das  Doppelte  erhöht  werden, 
wenn  Sachen,  die  der  öffentlichen  Sicherheit  anvertraut 
sind,  beschädigt  werden.  —  War  die  Beschädigung  mit  grosser 
Gefahr  für  das  Publikum  verbunden,  so  kann  Arbeitshaus  oder 
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Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  eintreten.  —  Die  häufigen  Fälle  der 
Art  rechtfertigen  sowohl  die  Unterscheidungen,  die  in  der  Haupt- 
sache auch  das  alte  Recht  hier  trifft,  als  die  ernsten  Strafdrohungen. 
Soweit  Telegraphen-  und  Eisenbahnschädigungen  zur  Klage  ge- 
langen, muss  das  Bundesstrafrecht  zur  Anwendung  kommen. 

Unter  dem  Titel:  „Andere  Verletzungen  fremder  Eigen- 
thumsrechte"  (Art.  106)  ist  das  Erbrechen  von  Scbloss  und 
Riegel,  Siegel  ohne  diebische  Absicht  bedroht  und  daneben 
das  widerrechtliche  Eindringen  in  den  befriedeten  Raum  als  Ver- 
letzung des  Hausrechts  unter  Strafe  gestellt.  —  Das  Einsteigen, 
Einschleichen,  Einbrechen  in  verschlossene  Räume  in  diebischer 
Absicht  ist  (Art.  69.  70)  mit  Zuchthaus  bis  zu  2  (3)  Jahren 
bedroht. 

Ehr  Verletzung.  Beschimpfung  ist  je  nach  dem  Grade 
der  Bosheit,  Absicht  und  Oeffentlichkeit  und  der  Gefahr  der 
Verachtung  und  Benachtheiligung  oder  des  wirklich  ent- 
standenen Schadens  mit  Geldstrafe  von  20—150  Fr.  zu  be- 
legen. —  Verleumdung,  d.  i.  Aussage  strafbarer,  unsittlicher  oder 
unehrenhafter  Handlungen  über  einen  Andern  mit  dem  Bewusst- 
sein  der  Unwahrheit,  wird  bestraft  mit  Geldstrafe  von  50  bis 
400  Fr.,  allein  oder  in  Verbindung  mit  Gefangniss  bis  1  Monat 
So  lange  nicht  bewiesen  ist,  dass  die  Aussage  Wahrheit  ent- 
halte oder  in  guten  Treuen  erfolgt  sei,  wird  das  Gegentheil 
angenommen. 

Vermögens-  und  andere  civilrechtliche  Nachtheile  der  Ehr- 
verletzung hat  der  Beleidiger  nach  civilrechtlichen  Grundsätzen 
gutzumachen. 

Unter  Körperverletzung  wird,  auch  wenn  kein  Schaden  ent- 
standen ist,  wegen  Beschaffenheit  der  Handlung  an  und  für  sich 
mit  Zuchthaus  bis  zu  2  Jahren,  in  leichten  Fällen  mit  Geld- 
strafe, Gefangniss  oder  Arbeitshaus  bedroht:  —  der  Anfall  in 
der  Absicht,  zu  verletzen,  mit  Auflauern  oder  lebensgefahrUehem 
Werkzeug;  —  Schlägereien,  Misshandlungen  und  körperliche 
Gewaltthätigkeiten  jeder  Art  sind  mit  Geldstrafe  bis  auf 
200  Fr.  oder  mit  Gefangniss  bis  auf  2  Monate  zu  belegen. 

Tödtung.  Kurz  ist  bestimmt,  dass  die  rechtswidrige 
Handlung  die  zureichende  Ursache  des  Lebensverlustes  sein  müsse 
und   dass   weitere   Rücksichten,    „ob   derselbe  nur  unter  den  ge- 
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gebenen  Umständen  erfolgt  oder  ob  Rettung  möglich  gewesen 
wäre  u.  s.  f.",  nicht  in  Betracht  fallen.  —  Todtschlag  wird 
mit  3  bis  15  Jahren  bestraft  und  ebenso  der  Fall  der  Körper- 
verletzung mit  tödtlichem  Ausgang.  Die  Ueberlieferung  des  alten 
G.  B.  tritt  hierin  hervor  neben  der  Neubildung  der  Begriflfe  von 
Mord  und  Todtschlag.  —  Eindsmord  wird  sehr  milde  bedroht, 
indem  ein  Minimum  nicht  gesetzt  ist,  Maximum  15  Jahre  Zucht- 
haus oder  10  Jahre  in  Fällen,  wo  das  Kind  nicht  lebens- 
fähig war  oder  Mangel  am  Thatbestand  vorliegt  (G.  B.  von  1819, 
Art.  152). 

Sehr  ausfuhrlich  ist  Aufruhr  behandelt  und  auch  Auf- 
reizung zu  Aufruhr  und  Widersetzlichkeit  unter  Strafe  gestellt. 
Hochverrath  wird  an  den  Urhebern  mit  Zuchthaus  bis  zu  6  Jahren 
bestraft,  Aufruhr  mit  schweren  Qewaltthätigkeiten  an  den  Rädels- 
führern höchstens  mit  4  Jahren;  sind  erst  Verbindungen  ge- 
schlossen oder  vorläufige  Anstalten  getroffen,  so  sind  die  Urheber 
mit  Geldstrafe  oder  selbst  mit  Gefangniss  zu  bestrafen. 

Umständlich  ist  die  Verletzung  der  Amtsehre  in  den 
Art.  169  ff.  behandelt  und  mit  grosser  Ausführlichkeit  und  ernster 
Sü^afdrohung  sind  die  Delicte  gegen  den  confessionellen 
Frieden  und  gegen  die  Achtung  der  vom  Staate  anerkannten 
und  geduldeten  Confessionen  (Abschnitt  G)  entwickelt. 

Die  Sittlichkeitsvergehen  enthalten  noch  die  Be- 
strafung des  ausserehelichen  Beischlafs  mit  40  Fr. ;  bei  Rückfall 
Gefangniss  und  selbst  Arbeitshaus.  Buhlerei  hat  Gefangniss  bis 
3  Monate  zur  Folge.  Nothzucht  (Schändung)  wird,  wenn  keine 
weitem  nachtheiUgen  Folgen  an  Leib  und  Leben  eintreten,  mit 
Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  bedroht. 

Der  letzte  Abschnitt  des  Gesetzbuches  ist  Delicten  gegen 
besondere  Familienpflichten  gewidmet  und  stellt  die  Eltern  unter 
Strafe,  welche  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Erziehungspflichten 
vernachlässigen  oder  sich  trotz  amtlicher  Warnung  fortgesetzter 
Vernachlässigung  der  nöthigen  Pflege  und  häuslichen  Erziehung 
der  Kinder  schuldig  machen. 

Ueber  das  G.  B.  äussert  sich  Mittermaier  im  Archiv  dahin, 
dass  es  sich  durch  Einfachheit,  gedrängte  Fassung  und  Ent- 
fernung doctrinärer  Vorschriften  auszeichne,  und  die  Revisions- 
commission   von   1868   gibt   ihm   das   Zeugniss,   dass   es  sich  im 
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Ganzen  in  der  Praxis  gut  bewährt  habe^  einen  wesentlichen  Fort- 
schritt darsteUe  und  in  Beziehung  auf  humane  Auffassung  m  der 
Seite  der  vorzüglichsten  Gesetzbücher  dieser  Periode  stehe. 

Dennoch  machten  sich  bald  Bevisionsbestrebungen  geltend. 
Ein  erster  Entwurf^  die  Todes-  und  Leibeastrafe  beseitigend,  ^ng 
im  Jahre  1866  vom  Regierungsrathe  aus^  als  „Nachtragsgesetz 
zum  Strafgesetzbuch^,  und  enthielt  in  21  Artikehi  so  tiefgehende 
Neuerungen,  trug  so  sehr  den  Charakter  eines  Gelegenheits- 
gesetzes, hervorgegangen  aus  dem  Uebelstande  der  Ueberfullung 
der  criminellen  Strafanstalt,^  dass  die  Prüfungscommission  des 
Grossen  Rathes  fand,  es  sei  zweckmässiger,  das  ganze  Strafgesetz 
einer  Durchsicht  (nicht  aber  einer  wirklichen  Totalrevision) 
zu  unterziehen.  So  entstand  der  zweite  Entwurf  von  1868,  der 
keine  weitere  Folge  hatte.  Erst  im  Jahre  1875  nahm  eine  neu- 
bestellte  Commission  die  Arbeit  wieder  auf  imter  der  Einwirkung 
der  neuesten  Gesetzgebung.  Es  entstand  der  dritte  Entwurf  von 
1880,  der  sich  enge  an  denjenigen  von  1868  und  an  das  alte 
St.  G.  B.  anschliesst.  Freier,  materiell  und  formell  besser  die 
neue  Gesetzgebung  berücksichtigend  und  auf  der  Verbesserung 
des  Strafvollzugs  rationell  aufgebaut,  steht  der  neue  Entwurf  von 
1885,  die  Grundlage  des  neuen  St.  G.  B. 

Novellen.  Gesetz  vom  26.  November  1 873 ,  Eanzel- 
paragraph  nach  preussischem  Muster,  vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz. 
Recht,  Bd.  XIX,  S.  87.  Gesetz  vom  2.  December  1882  be- 
treffend Wiedereinführung  der  Todesstrafe  (aufgehoben  durch  die 
B.  V.  von  1874);  sie  existirt  nur  auf  dem  Papier.  Gesetz  be- 
treffend Vollzug  der  Freiheitsstrafen  vom  8.  Januar  1883.  Irisches 
System.  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  XXIV.)  St  P.  0. 
vom  16.  Juni  1866,  eingehend  besprochen  in  Zeitschr.,  Bd,  XIV, 
S.  136.  Organisationsgesetz  vom  9.  Mai  1867.  P.  O.  über 
Vergehen  und  Uebertretungen  vom  28.  November  1878.  Vgl.  im 
Uebrigen  die  Uebergangsbestimmungen  zum  St.  G.  B.  vom  4.  De- 
cember 1885,  in  Kraft  3.  Januar  1886. 


•  Im  Jahre  1883  wurden  21  Vo  der  DIebstfthle  crimineU  abgeartheilt, 
während  dieser  Procentsatz  in  Deutschland  nur  8.4,  im  Canton  Zürich  nnr 
2.»Vo  betrug.  Der  Entwurf  suchte  durch  Höherstellung  der  Schadensbetrü^ 
bei  Diebstahl  (Betrug)  eine  Herabsetzung  der  Zahl  der  Crimlnairälle  herbei- 
zuführen. 
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Rechtsfälle  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht;  1854,  S.  107, 
Bi  XXTTT,  S.  480.  Amtsberichte  des  CantOBsgerichts  von 
St  Gallen.  Process  Weber -Bischoff,  1883  (476  Tage  Unter- 
sachimgshaft). 

Literatur.  Mittemiaier,  Archiv  d.  C.  R.,  1857,  S.  478. 
—  Schnell  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  V,  S.  43,  über 
den  Entwurf.  —  Commissionalberichte  zu  den  Entwürfen  des  altem 
und  des  neuen  G.  B.  —  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  VII,  S.  92 
(St.  G.  B.).  —  Kühne,  Rückblick  auf  die  Wirksamkeit  etc.  der 
Strafanstalt  St.  Jacob,  1864.  —  Oonzenhach,  Eine  Stadt  st.  gallische 
ürgicht  in  den  Annalen  von  1854.  —  Derselbe  in  den  st.  gallischen 
Mittheilungen  (vgl.  S.  190),  Die  ältesten  geschriebenen  Strafgesetze 
St  Gallen's  (Blutgerichtsordnung  von  Glarus). 

Wallis  1858. 

§  69.  I.  Ueber  die  alten,  im  ganzen  Canton  geltenden 
Statuta  Vallesiae  vgl.  S.  74.  Ueber  die  Geltung  der  CaroUna  und 
des  gemeinen  Rechts  vgl.  S.  83.  Durch  das  Gesetz  vom  22.  No- 
vember 1804  wurde  abermals  dem  Commentar  von  Fröhlichs- 
burg  Gesetzeskraft  verliehen.  —  Nach  der  Erneuerung  des  Cri- 
minalrechts  durch  Feuerbach  sind  dessen  Lehrbücher  zu  Rathe 
gezogen  worden;  die  Strafzumessung  lag  in  der  Willkür  des 
Biebters  unter  Beobachtung  des  Gewohnheitsrechts  und  der  Rechts- 
übuDg  anderer  Cantone. 

n.  Das  Strafgesetzbuch  von  1858  enthält  353  Paragraphen, 
wovon  13  die  Polizeiübertretungen  beschlagen.  Die  Titelfolge 
des  speciellen  Theils  entspricht  derjenigen  des  waadtländischen 
G.  B.,  mit  dem  Unterschied,  dass  bezeichnender  Weise  an  der 
Spitze  aller  Verbrechen  die  Verletzung  der  Achtung,  welche  der 
Religion  gebührt,  genannt  ist.  Im  Einzelnen  sind  zahlreiche  Ab- 
weichungen von  der  Anordnung  der  Mustergesetzbücher  sowohl 
im  speciellen  als  im  allgemeinen  Theil  des  Gesetzbuches.  Bei 
genauer  Vergleichung  der  verschiedenen  Gesetzbücher  kann  man 
sich  trotz  mancher  Verbesserungen,  die  das  wallisische  Gesetz 
enthält,  der  Erkenntniss  nicht  verschliessen,  dass  auch  hier  der 
Redactor  oft  das  Vorbild  in  gesuchter  Originalität  durch  un- 
wesentliche Abweichungen  und  Verstellungen  zu  verläugncn  sucht. 
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Ueber  Vorarbeiten,  Verhandlungen  ist  nichts  bekannt.  HotiTe 
liegen  nicht  vor,  noch  aufklärende  Berichte,  Gutachten  oder  Bot- 
schaft. 

Jede  Verletzung   des   Strafgesetzes   ist   ein   Verbrechen   (in- 
fraction);    die  Unterscheidung  von   crime   und   dilit   bezieht  sich 
nur    auf    den   höheren    oder    geringeren    Grad    der    Strafbarkeit 
(culpabilite).    —    Die   Strarfmittel   sind   (Wirthshausverbot  und 
Verweis  ausgenommen)   dem  Namen  nach  diejenigen  von  Waadt, 
jedoch  hat  Wallis  mehrere  derselben  geschärft.    Der  Art  22  be- 
stimmt wörtlich  nach  dem  Code  fran9ais,    dass  der  Hingerichtete 
auf  Reclamation  der  Familie   auszuliefern  sei  —  fögt  aber  hinzu, 
die  Leiche   sei   ausserhalb   des   Kirchhofs   zu   verscharren. 
—  Reclusion  erstreckt  sich  von  6  Monaten   bis   auf  Lebens- 
zeit; lebenslänglich  Verurtheilte  tragen  eine  Kette,  welche  auch 
durch  Urtheil   im  besonderen   Falle   den   zeitig  Verurtheilten  zu- 
erkannt  werden   kann   (Frauen,  Greise  und  körperlich  Schwache 
ausgenommen).     Lebenslänglich  Verurtheilte  erleiden,   wenn  nicht 
das   Urtheil    ausdrücklich    anders    bestimmt,    die    öffentliche 
Ausstellung    von    einer   Stunde.    —    Wer   zu   Reclusion  ver- 
urtheilt  wm'de,   bleibt  nach  erlittener  Strafe  für  eine  gleiche  Zeit 
unter  strenger  Polizeiaufsicht.  —  Gefangniss  (wie  in  Waadt) 
von  1  Tag  bis  zu  20  Jahren,  Verbannung,  allgemeiner  und  spe- 
cieller  Entzug  der  Ehrenrechte,    Busse   (bis   3000  Fr.)   sind  alle 
dem   Strafgesetz   von  Waadt   fast  wörtlich  nachgebildet,   es  lässt 
jedoch  WaUis,    milder  als  jenes,   den  Ehrenentzug  bei  Verurthei- 
lungen  auf  kürzere  Zeit   als  10  Jahre  und  Reclusion   nur  in  den 
Fällen   eintreten,   wo   das  Gesetz  es  ausdrücklich  bestimmt.    Mit 
wenigen  Ausnahmen  sind  die  Strafdrohungen  milder  als  diejenigen 
von  Waadt,  indem  Wallis  niedere  Maxima  und  weite  Strafgrenzen 
setzt  und  selbst  oft  bei  schweren  Verbrechen   kein  Minimum 
bestimmt,  wie  z.  B.  bei  Todtschlag,  Kindsmord,  Körperverletzung, 
Diebstahl,  Raub  u.  a.    Wie  Waadt  hat  Wallis  keine  körperliche 
Züchtigung. 

Tit.  III  handelt  du  delit  consomme,  du  delit  manque, 
de  la  tentative.  Das  Verbrechen  ist  vollendet,  wenn  es  seinen 
vollen  Erfolg  erreicht  hat.  —  Es  ist  verfehlt,  wenn  der 
Thäter  von  seiner  Seite  Alles  gethan  hat,  ohne  die  Vollendung 
herbeifuhren   zu   können.     Strafe:    drei  Viertheile  der  Strafe  der 
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Vollendung.  —  Versuch  ist  vorhanden,  wenn  der  Entschluss 
zur  Begehung  in  solchen  Ausfilhrungshandlungen  zu  Tage  ge- 
treten ist,  welche  noch  der  weiteren  Thätigkeit  von  Seiten 
des  Handelnden  bedürften,  um  zur  Vollendung  zu  gelangen. 
Strafe:  höchstens  die  Hälfte  der  auf  Vollendung  gesetzten.  Bei 
todeswlirdigen  Verbrechen  beträgt  die  Strafe  des  Versuchs 
höchstens  10  Jahre  Reclusion.  (Keine  Minima.)  Die  §§  59  und 
60  über  Straflosigkeit  des  Rücktritts  und  blosser  Vorbereitungs- 
handlungen entsprechen  wörtlich  den  §§  37  und  38  des  St.  G.  B. 
von  Waadt. 

Sehr  ausführlich  bebandelt  das  G.  B.  die  Th eilnah me  in 
durchaus  deutschrechtlicher  Weise.  Es  stellt  sogar,  was  Waadt, 
Freiburg,  Neuenburg,  nach  französischem  Recht,  nicht  gethan 
haben ,  den  Begriff  der  Begünstigung  auf.  Begünstiger 
(fauteurs)  sind  Diejenigen,  welche  nach  der  Ausfuhrung  des  Ver- 
brechens ohne  vorangegangenes  Einverständniss  den  Schuldigen 
begünstigen,  indem  sie  wissentlich  die  zur  Entdeckung  führenden 
Objecte  verheimlichen  oder  die  durch  das  Verbrechen  gewonnenen 
Gegenstände  verhehlen  (§  64).  Die  Begriffe  der  Urheber-  und 
Gehülfenschaft  sind  in  veränderter  Form  diejenigen  von  Waadt, 
welchem  wörtlich  die  Bestimmungen  über  die  den  Theilnehmer 
<iualificirenden  Umstände,  über  Complott,  Delicte  der  Mit- 
glieder einer  Gemeinde  oder  Corporation  entnommen  sind ;  es 
setzt  aber  Wallis  kein  Strafminimum;  das  Maximum  der 
Strafe  des  Gehülfen  ist  ^/a  derjenigen  des  Urhebers.  Strafe  des 
Begünstigers  höchstens  die  Hälfte. 

Concurrenz  und  Rückfall  lehnen  sich  ebenfalls  an  das 
6.  B.  von  Waadt  an.  Rückfällig  ist,  wer  nach  der  Verurtheilung 
ein  Verbrechen  gleicher  Art  begeht,  ob  er  die  Strafe  bereits  er- 
standen habe  oder  nicht.  Die  Strafe,  welche  nach  Waadt  im 
zweiten  Rückfall  verdoppelt,  im  dritten  verdreifacht  werden  kann, 
ist  in  Wallis  bei  mehrfachem  Rückfall  höchstens  der  Verdoppelung 
fähig.  Die  umständliche  Aufzählung  von  „Delicten  gleicher  Art" 
fehlt  bei  Wallis. 

Ueber  die  Zurechnung  ist  bestimmt,  dass  der  voll- 
ständige Mangel  der  Vernunft,  unwiderstehlicher  Zwang, 
Schlaftrunkenheit,  vollständige  Trunkenheit,  Alter  unter  14  Jahren 
die  Strafe  ausschliessen.    Strafmilderungsgründe  sind  geminderte 
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Zurechnungsfähigkeit;  Alter  zwischen  14  und  18  Jahren 
(wenn  mit  Unterscheidung  gehandelt  wurde)^  in  gewissem  Hasae 
auch  das  Alter  zwischen  18  und  23  Jahren,  femer  die  Eigen- 
schaft der  Taubstummen  und  Excess  der  Nothwehr.  —  Noth- 
wehr  ist  Vertheidigung  gegen  einen  ungesetzlichen  gegenwärtigen 
Angriff  auf  die  Person,  die  Wohnung,  das  Eigenthum  und  er- 
fordert verhältnissmässige  Abwehr  und  die  Unmöglieh- 
keit,  den  Schutz  der  Obrigkeit  oder  andere  Hülfe  zu  er- 
langen. 

Wie  von  den  deutschschweizerischen  G.  B.  werden  die  Straf- 
mehrungs-  und  Minderungsgründe  aufgeführt  (wohl  nach  dem  Vor- 
bild des  St.  Q.  B.  von  Luzem). 

Der  Tit.  I  des  speciellen  Theils  handelt  von  den  Verbrechen 
gegen  die  der  Staatsreligion  schuldige  Achtung.  Der 
Stellung  dieses  Delicts  ist  auch  die  Strafe  angepasst.  Wer  die 
heiligen  Handlungen  oder  religiösen  Ceremonien  unterbricht  oder 
auf  irgend  eine  Weise  stört,  wer  einen  Kirchendiener  in  Amts- 
thätigkeit  schmäht,  wer  mit  Worten  oder  Zeichen  die  Religion 
oder  die  Cultusgegenstände  beschimpft,  wird  bestraft  mit  Ge- 
fangniss  bis  auf  10  Jahre  und  Geldbusse,  oder  auch  mit  letzterer 
allein,  und  wer  ein  Sacrilegium  begeht,  kann  mit  Ge&ngniss  bis 
auf  15  Jahre  belegt  werden.' 

Die  Verbrechen  gegen  den  Staat  sind  nach  den  Vor- 
bildern von  Neuenburg  und  Waadt,  zwischen  welchen  WaDis  so- 
wohl in  Bezug  auf  Strafdrohung  als  Ausführlichkeit  der  Be- 
handlung in  der  Mitte  steht,  bearbeitet.  Wie  Neuenburg  be- 
stimmt es  einfach,  dass  Delicto  gegen  die  äussere  Sicherheit, 
sowie  Delicto  gegen  die  innere  Sicherheit,  wenn  sie  Ursache  oder 
Folge  einer  eidgenössischen  Intervention  sind,  nach  Bundesreeht 
bestraft    werden.     Andere    Unternehmungen,    welche    durch   un- 


*  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  IX,  S.  165.  Schnell  macht  die  be- 
rechtigte Einwendung:  „Wenn  Wallis  so  schwere  Strafe  ansetzt,  während 
Schaffhausen  (und  andere)  darin  nur  die  Verletsung  der  einer  Keligioi»' 
gesellschaft  schuldigen  Achtung  sehen,  so  passt  es  sehr  wenig,  wenn  Wallis 
das  enge  Verhältuiss  zwischen  Glauben  und  Sittlichkeit  völlig  ignorirt  und  so 
geringe  Strafe  auf  Blutschande  setzt.**  Die  Erklärung  lieg^  gerade  in  der 
Entstehungsweise  des  G.  B.  und  in  seinem  Verhältuiss  zum  französischen 
Recht. 
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gesetzliche  und  gewaltthätige  Mittel  den  Umsturz  der  Constitution 
oder  der  Behörden  oder  den  Bürgerkrieg  bezwecken,  werden, 
wenn  sie  bestimmte  Vorbereitungshandlungen  darstellen,  an  den 
Rädelsführern  bestraft  mit  Ge&ngniss  von  2  bis  6  Jahren  und 
Entzug  der  bürgerlichen  Rechte  (Waadt  3 — 12  Jahre,  Neuenburg 
1—5  Jahre). 

Die  Fälschung  öffentlicher  und  privater  Schriftstücke  wird 
im  Anschluss  an  das  neuenburgische  G.  B.  im  erstem  Falle  mit 
Zuchthaus  von  6  Mouaten  bis  zu  6  Jahren,  im  letztern  mit  Zucht- 
haus bis  zu  höchstens  3  Jahren  bestraft. 

Die  Sittlichkeitsverbrechen  sind  in  Thatbestand  und 
Strafdrohungen  fast  wörtlich  dem  waadüändischen  G.  B.  ent- 
nommen (vgl.  die  Capitel  de  Fattentat  aux  moeurs  publiques,  de 
Tattentat  ä  la  pudeur,  de  la  bigamie  et  de  l'adultere).  Eine  Be- 
sonderheit weist  Wallis  darin  auf,  dass  es  ausdrücklich  den  Incest 
{in  directer  Linie  bis  zum  dritten  Glied,  Strafe:  Ge&ngniss  bis 
6  Monate  oder  Geldbusse  bis  500  Fr.)  bedroht. 

In  den  Tödtungs verbrechen  zeigt  sich  besonders  hervor- 
stechend die  Art  des  Redactors,  aus  den  Gesetzbüchern  von 
Waadt,  Neuenburg  und  dem  Code  fran9ais  die  Sätze  mit  mehr 
oder  weniger  Glück  zusammenzufegen  und  mit  eigenen  Zuthaten 
^eigenthümhch^  zu  versehen.  Die  Bestimmungen  über  Mord, 
Todtschlag,  über  Vorbedacht,  Hinterhalt  (guet-apens),  Vatermord, 
zum  Theil  über  Vergiftung  sind  wörtlich  und  ausschliesslich  dem 
französischen  Code  entnommen.  Strafe  des  Mordes:  Tod; 
des  Todtschlags:  Zuchthaus  bis  auf  Lebenszeit.  Kindsmord, 
abweichend  von  den  genannten  Gesetzbüchern,  ist  Tödtung  eines 
Neugeborenen  im  Moment  der  Geburt  oder  unmittelbar  nachher. 
(Das  Merkmal  der  UneheUchkeit  ist  nicht  aufgenommen.)  Ver- 
schieden von  Waadt  und  Neuenburg  und  andern  schweizerischen 
Gesetzbüchern  wird  auf  die  Tödtung  des  Kindes  mit  Vor- 
bedacht keine  Rücksicht  genommen,  dagegen  unterschieden,  ob 
die  Tödtung  durch  Gewalt  oder  durch  Unterlassung 
(letzteres  wörtlich  nach  Waadt)  geschehen  sei.  Im  erstem  Falle 
sind  im  Maximum  25  Jahre,  im  letztern  15  Jahre  Zuchthaus  ge- 
droht, in  beiden  Fällen  ist  ein  Minimum  nicht  gesetzt.  Eigen- 
timmlich  ist  auch  die  umständliche  und  doch  ungenügende  De- 
finition giftiger  Substanzen.    Art.  223  über  unfreiwillige  Tödtung 
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entspricht  wörtlich  dem  §  215  des  St.  G.  B.  von  Waadt  (Vgl. 
S.  287,  Körpei-verletzung  mit  tödtlichem  Ausgang.) 

Mittermaier  hat  mit  Recht  dem  St.  Q.  B.  von  Neuenbürg 
den  Vorwurf  gemacht,  dass  es  bei  seinem  strengen  Anschluss  an 
den  Code  franjais  die  Fälle  gar  nicht  berücksichtigt  habe,  in 
welchen  Tödtung  zu  entschuldigen  sei.  Wallis  folgt  darin  dem 
Code,  indem  es  die  Tödtung  der  Ehebrecherin  und  des  Genossen, 
Tödtung  bei  schwerer  Provocation  und  bei  gewaltsamem  Ein- 
dringen  in's  Haus   am  Tage    als  Strafmilderungsgrunde  aufiuhrt. 

Wallis  geht  aber  in  einer  Richtung  viel  weiter.  Gleich- 
wie es  den  Ehebruch  an  Mann  und  Weib  (in  Uebereinstimmung 
mit  Neuenburg  und  Waadt)  gleich  bestraft,  so  h&lt  es  auch  der 
Frau  das  gleiche  Recht  wie  dem  Manne,  bei  Tödtung  des  Ehe- 
brechers in  flagrant  delit  Strafmilderung  in  Anspruch  zu  nehmen. 
—  Ueberdies  ist  im  Anschluss  an  das  alte  Recht  gegenüber  den 
„auf  Schand  und  Laster"  im  eigenen  Haus  Ertappten  den  Eltern 
bei  Tödtung  der  Strafmilderungsgrund  zugestanden. 

Ein  Beispiel  unverstandener  Vereinigung  deutscher  und  fran- 
zösischer Rechtssätze  bietet  das  Capitel  de  Thomicide  qui  ne 
constitue  ni  crime  ni  delit,  eine  wörtliche  Copie  des  Code 
penal  über  homicide,  blessures  et  coups  non  qualifies  crimes  et 
delits.  Hier  wird  ohne  Rücksicht  auf  die  ausführliche  deutsch- 
rechtliche Bestimmung  der  Nothwehr  im  Tit.  VI,  de  Timputabilite, 
abermals  die  Nothwehr  eingefahrt  nach  dem  Wortlaut  des  franzö- 
sischen Gesetzbuchs. 

Das  Duell,  von  Neuenburg  nicht  erwähnt,  von  Waadt 
durchaus  eigenthümlich  unter  batteries  behandelt,  ist  ausfuhrlich 
berücksichtigt.  Begriff:  Jeder,  der  aus  irgendwelchem  Grunde 
einen  Andern  herausfordert,  indem  er  ihm  den  Kampf  mit  tödt- 
lichen  Waffen  vorschlägt,  ist  schuldig  des  Duells  (§  237).  Strenge 
Strafe. 

Die  Artikel  über  Körperverletzung  sind  fast  wörtlich 
Waadt  entnommen  (vgl.  S.  287)  und  blos  anders  angeordnet;  die 
Strafrahmen  wurden  erweitert,  die  Minima  beseitigt  und  aus  dem 
französischen  Code  die  Castration  hinzugefugt. 

Die  Ehrverletzung  folgt  wörtlich  dem  Vorbild  Neuen- 
burg's,  es  ist  jedoch  die  Strafdrohung  milder.  Auf  Verleumdung 
steht   Geldbusse  bis   500  Fr.,   in   zweiter  Linie   Gef&ngniss  von 
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höchstens  6  Monaten ;  auf  Beschimpfung  Geldbusae  bis  60  Fr., 
geringere  Beschimpfungen  werden  polizeilich  geahndet.  —  In 
beiden  Fällen  der  Ehrverletzung  kann  der  Richter  den  Wider- 
ruf oder  die  Publication  des  Urtheils  verfügen.  Wie  in 
Neuenburg  ist  der  Wahrheitsbeweis  bei  Verleumdung  nur  durch 
Production  des  Urtheils  zu  erbringen  und  bei  Beschimpfung  aus- 
geschlossen. 

Das  G.  B.  hält  auseinander  Diebstahl,  vol,  und  Raub, 
brigandage.  Es  folgt  hierin,  wie  in  der  Aufzählung  der  quali- 
ficirenden  Umstände,  in  den  Begriffen  Einbruch,  Einsteigen, 
falsche  Schlüssel,  in  dem  Satz,  dass  ein  erster  leichter  Diebstahl 
blos  polizeilich  geahndet  werden  kann  u.  a.,  dem  Gesetzbuch 
von  Waadt,  von  welchem  es  sich  durch  grössere  Einfachheit  in 
Aufstellung  der  verschiedenen  Werthe  der  gestohlenen  Sache  und 
der  entsprechenden  Strafdrohungen  auszeichnet.  Die  Strafen  sind 
zum  Theil  um  die  Hälfte  niedriger  und  sind  in  keinem  Falle 
durch  ein  Minimum  beschränkt,  welches  letztere  auch  vom 
Raube  gilt. 

IIL  Das  Strafgesetzbuch  besteht  mit  einigen  Novellen  und 
den  durch  die  Bundesgesetzgebung  herbeigeführten  Veränderungen 
bis  heute  in  Kraft.*  Wichtig  ist  die  Novelle  von  1883  be- 
treffend Wiedereinführung  der  Todesstrafe,  jedoch  ist  seit  1844 
kein  Todesurtheil  vollstreckt  worden. 

Praxis.  Präjudicipnsammlung  oder  Common tar  existirt 
nicht.  Erst  in  neuerer  Zeit  werden  wichtigere  Criminal- 
entscheidungen  alljährlich  in  den  Berichten  des  Obergerichts  an- 
geführt. Einzelne  Fälle  in  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht,  Bd.  II 
(Injurie)  und  Bd.  XIII.  Die  Anwendung  des  Gesetzbuches  ist  oft 
eine  harte.® 

Schaffhausen  1859. 

§  70.  I.  Schaffhausen  hatte  in  seinem  Strafgesetzbuch  von 
1834  und   in   dem   Zuchtpolizeigesetz   von   1842   Basler  Recht.* 


*  Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  IX,  S.  162  ff. 

*  Gef.  Mittheilung  des  Herrn  Dr.  Claasen,  Advocat  in  Brieg. 

*  Vgl.  vorstehend  8.  257.  —  Kurze  Notiz  zum  G.  B.  von  1834  in  Temine's 
Lefarbneh,  S.  43. 
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Durch  die  Novelle  vom  25.  Februar  1842  wurde  das  Capitel 
vom  Betrug  (§§  155 — 162  des  St.  G.  B.)  abgeändert  und  ver- 
vollständigt und  durch  Gesetz  vom  25.  Juli  1845  die  Theil- 
nähme  an  gewaltthätigen  Unternehmungen  gegen  andere  Cantone 
bedroht.  Aufgehoben  wurden  diese  Bestimmungen  durch  das  In- 
krafttreten des  Strafgesetzbuchs  vom  9.  November  1859.  Ueber 
die  Vorarbeiten;  die^  wie  sich  aus  dem  Nachfolgenden  ergibt,  auch 
nicht  von  Belang  gewesen  sein  können,  war  Näheres  nicht  in  fjr- 
fahrung  zu  bringen. 

Das  neue  Gesetzbuch  hat  den  grossen  Vorzug,  dass  Ver- 
brechen und  Vergehen,  deren  Trennung  in  Basel  so  vielen 
Schwierigkeiten  gerufen  hatte,  ungetrennt  behandelt  sind.  Das- 
selbe enthält  267  Paragraphen.  Von  dem  fiiiheren  Gesetze 
unterscheidet  es  sich  mehr,  als  dies  bei  irgend  einem  anderen 
schweizerischen  G.  B.  gegenüber  einem  älteren  der  Fall  ist,  in 
Systematik,  Thatbeständen,  neuen  Delicten,  femer  durch  breite 
Form  und  doctrinelle  Haltung.'  Vorbild  war  das  badische  St.  G.  B. 
und  daneben  auch  das  thurgauische  und  das  Bundesgesetz,  und 
zwar  so,  dass  in  Einzelheiten  die  wörtliche  Uebemahme  bald  des 
einen,  bald  des  andern  sich  ergibt.  Von  jenen  beiden  unter- 
scheidet es  sich  aber  durch  gedrängte  Zusammenfassung,  grossere 
Freiheit  ded  richterlichen  Ermessens  und  grössere  Milde;  es  ist 
weniger  casuistisch  und  viel  einfacher  als  das  badische  Gesetz- 
buch. 

II.  Die  Eintheilung  ist  folgende :  Erster  Theil.  Tit  L  Von 
den  Strafen.  11.  Vorsatz,  Fahrlässigkeit,  Zurechnung.  HL  Voll- 
endung, Versuch,  Vorbereitung.  IV.  Urheber  und  Mitschuldige. 
V.  Anwendung  der  Strafe.  VI.  Erlöschung  der  gerichtlichen 
Verfolgung  imd  der  Strafbarkeit.  VII.  Wiedereinsetzung  und 
Begnadigung.  —  Zweiter  Theil.  Tit.  I.  Verbrechen  und  Ver- 
gehen wider  die  verfassungsmässige  Ordnung.  11.  Selbsthülfe 
und  Friedensstörungen.  III.  Gemeingefährliche  Handlungen. 
IV.    Verbrechen   wider   das    Leben.     V.    Verbrechen   wider  die 


*  Treffend  bemerkt  Schnell  in  Zeitschrift  fdr  schweix.  Recht,  Bd.  IX, 
S.  162 :  „Es  scheint,  dass  das  Basler  Gesetz  in  seiner  schmucklosen  Einfach- 
heit den  casuistischen,  doctrinellen  Bedürfnissen  der  Schaffhaoaer  Gerichte 
nicht  g^enug  that.** 
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Oesnndheit.  VI.  Verbrechen  wider  die  persönliche  Freiheit. 
Vn.  Verbrechen  wider  den  Stand  der  Person.  VIII.  Ver- 
letzungen der  Sittlichkeit.  IX.  Verletzungen  der  Ehre.  X.  Ver- 
brechen nnd  Vergehen  gegen  das  Eigenthum.  XI.  Verbrechen 
wider  Treu  und  Glauben.  XU.  Verletzung  von  Amtspflichten. 
ScUnssbestimmungen. 

Strafen.  Das  G-esetzbuch  zählt  zwei  Arten  peinlicher 
—  die  Todes-  und  die  Zuchthausstrafe  —  und  vier  Arten  zucht- 
polizeilicher  Strafe  auf:  Ge&ngniss  ersten  und  zweiten  Grades,' 
Geldstrafe;  Dienstentsetzung  und  Einstellung,  —  ferner  sechserlei 
Kebenstrafen,  und  lässt  überdies  Strafschärfungen  zu. 
Die  Zuchthausstrafe  ist  lebenslänglich  oder  zeitlich,  letztere  von 
1  bis  zu  24  Jahren,  und  ist  in  allen  Fällen  mit  Entzug  der 
Ehrenrechte  verbunden.  Keine  .Kettenstrafe.  Geftlngniss  ersten 
Grades  von  1  Monat  bis  zu  6  Jahren,  zweiten  Grades  von 
3  Tagen  bis  zu  6  Monaten.  —  Die  Nebenstrafen  umfassen 
zwei  Arten  des  Ehrenentzuges:  den  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehre,  welcher  auch  die  Zeugnissunfähigkeit  einschliesst,  und  die 
Einstellung  im  Activbürgerrecht,  welche  den  Ausschluss  von  den 
politischen  Rechten  bis  auf  6  Jahre  bewirkt.  —  Die  Landes- 
verweisung unterscheidet  noch  Cantons-  und  Schweizerbürger.  — 
Eingrenzung.  Wirthshausverbot.  Entziehung  öffentlicher  Be- 
rechtigungen (Gewerbebetrieb).  —  Strafschärfungen  sind 
Rathenhiebe  und  Stockprügel  (bis  30),  jedoch  nur  bei  Zuchthaus 
im  Rückfalle  anwendbar;  Entziehung  von  warmer  Kost,  Einzel- 
haft, Dunkelarrest  auf  beschränkte  Zeit.  —  Alle  Strafurtheile  zu 
Zuchthaus  oder  Gefängniss  ersten  Grades  werden  im  Amtsblatt 
publicirt. 

Vorsatz  und  Fahrlässigkeit  waren  vom  bisherigen 
wie  vom  Basler  Gesetz  der  erste  gar  nicht,  die  letztere  äusserst 
einfach  behandelt  und  die  Praxis  konnte  unmöglich  die  Noth- 
wendigkeit  weiterer  Bestimmungen  herausgestellt  haben;  zudem 
hatten  das  Bundesgesetz  und  die  Mehrzahl  der  neuern  cantonalen 
Gesetze,  die  wissenschaftliche  Kritik  und  das  neue  preussische 
St.  G.  B.  eingehende  Bestimmungen  hierüber  verworfen.    Nichts- 


*  Die  vorbildlichen  G.  B.    von   Baden  und  Thnrg'aa  nennen  es  Arbeits- 
haiu.  ^ 

Fftnningtr,  Schwell.  Strafrecht.  t!7 
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desioweniger  nimmt,  'v^as  gerade  bei  Schaffhausen  als  nachtfaeilige 
Veränderung  aufTallen  muss;  dieser  Canton  nach  dem  Master  des 
Strafgesetzbuches  von  Baden  die  antiquirten  Sätze  auf  und  be- 
stimmt in  §  30  ausfuhrlich  über  den  Vorsatz,  in  §  31  ebenso 
über  Fahrlässigkeit  (§  101  des  St  G.  B.  von  Baden)  und  in 
§  33  über  die  culpa  dolo  determinata  (§  103  von  Baden).  Immer- 
hin ist  das  G.  B.  einfacher  als  das  in  den  angeführten  Punkten 
wörtlich  nachgeschriebene  Vorbild,  indem  es  die  Paragraphen  des- 
selben über  unbestimmten  Vorsatz,  allgemeinen  Voi-satz  und  Lrr- 
thum   in  der  Person  nicht  aufgenommen  hat. 

Die  Zurechnung  ist  ausgeschlossen  durch  jeden  Zustand, 
in  welchem  der  Thäter  ohne  sein  Verschulden  der  Urtheilskraft 
oder  der  Willensfreiheit  beraubt  war.  Neben  dieser  allgemeinen 
Bestimmung  sind  in  Anlehnung  an  Baden  im  Einzelnen  als 
Strafausschliessungsgründe  genannt:  Jugend,  mangelnder  Ver- 
nunftgebrauch, Zwang,  unverschuldeter  Irrthum,  Nothwehr  und 
erlaubte  Selbsthülfe.  Die  Nothwehr  schliesst  sich  wörtlich 
Thurgau  an  (vgl.  S.  274).  In  der  Vereinfachung  des  badischen 
Vorbildes  ist  Schaffhausen  noch  weiter  gegangen  als  selbst  Thur- 
gau, während  beiden  der  beschränkende  Zug  der  gemeinsamen 
Quelle  eigen  ist.     Ueber  erlaubte  Selbsthülfe  vgl.  S.  275. 

Der  Titel  über  Vollendung,  beendigten  und  nicht  be- 
endigten Versuch,  Versuch  am  untauglichen  Object  und  mit 
untauglichen  Mitteln  ist  mit  den  beliebten  Umstellungen  und 
kleinen  „Eigenthündichkeiten"  wörtlich,  dem  badischen  Gesetz 
entnommen.  (S.  §  45  -=  B.  §§  105.  104;  S.  47  =  B.  107; 
S.  52  r=  B.  108.)  Die  Strafen  des  nicht  beendigten  und  be- 
endigten Versuchs  entsprechen  genau  Baden.  (S.  §  50  ==  B.  §§  112. 
114.)  Damit  ist  der  Uebelstand  der  Beengung  des  richterlichen 
Ermessens,  der  Nothwendigkeit  oft  schwieriger  Unterscheidung 
zwischen  beiden  Versuchsformen  und  der  Härte  bei  beendigtem 
Versuch  wegen  Ansetzung  hoher  Minima  gegeben.  Immerhin  ist 
gegenüber  dem  Basler  Gesetz  von  1846  ein  Fortschritt  zu  besserer 
Form  und  grösserer  Milde  vorhanden,  während  es  an  Einfachheit 
und  richtiger  Berücksichtigung  der  Freiheit  des  richterlichen  Er- 
messens hinter  andern  schweizerischen  G.  B.  zurücksteht. 

Die  Theilnahme  folgt  kurz  in  den  §§  54  und  55  dem 
Bundesgesetz,  um  sich  im  Weitem  wieder  wörtlich  dem  badischen 


419 

Gesetzbach  anzuschliessen  mit  dem  Unterschied,  dass  SchafF- 
hausen  um  Vieles  einfacher  ist,  wodurch  der  Gegenstand  auf  16 
gegenüber  28  Pai*agraphen  des  badischen  reducirt  wird.  So  z.  B. 
sind  nicht  aufgenommen  die  zu  sehr  in's  Detail  gehenden 
Satze  über  geminderte  Sti'afbarkeit  des  Anstifters,  über  die  Fälle 
der  Straflosigkeit  desselben,  über  die  Strafmilderung,  über  blosse 
Eingehung  des  Oomplotts  und  dessen  verschiedene  Strafen  je  nach 
Art  der  Betheiligung  daran,  nicht  der  strafbare  Auftrag  zum 
Verbrechen.  —  Dagegen  entsprechen  wörtlich  Baden  die  Pai-a- 
graphen  über  die  Zurechnung  des  über  die  Anstiftung  hinaus- 
gehenden Erfolges  zur  Fahrlässigkeit  (S.  §  57  =  B.  §  121), 
über  Complott  (S.  §  58  =  B.  §  125),  über  Gehülfenschaft  (S. 
§§  61,  62,  63  =  B.  §§  134  —  137),  über  Begünstigung  (S. 
§§  64—66  r=  B.  §§  142-145)  und  endHch  über  Strafbarkeit 
der  erfolglosen  Anstiftung  und  unterlassenen  Ver- 
hinderung eines  Verbrechens.  Zur  Verhinderung  ist  Jeder- 
mann verpflichtet  (mit  der  üblichen  Reserve  zu  Gunsten  der 
nächsten  Angehörigen),  wenn  es  sich  um  Verbrechen  handelt,  die 
höher  als  mit  3  Jahren  Zuchthaus  bedroht  sind.  —  Die  Straf- 
drohungen sind  zum  Theil  milder  als  im  badischen  Gesetzbuch. 
Das  Maximum  der  Strafe  des  Gehülfen  ist  drei  Viertheile  der  für 
das  Verbrechen  angedrohten  Strafe. 

Bei  Concurrenz  tritt  die  Strafe  des  schwersten  Delicts 
ein,  welche  um  die  Hälfte  überschritten  werden  kann. 

Im  Rückfall  befindet  sich,  wer  das  gleiche  oder  ein 
Verbrechen  gleicher  Art  begeht,  nachdem  er  früher  ver- 
urtheilt  worden  war.  Gleichartig  sind  Verbrechen,  die 
derselben  rechtswidrigen  Gesinnung  und  Neigung  entspringen, 
wie  diese  in  der  verbrecherischen  Thätigkeit  und  im  verletzten 
Recht  zu  Tage  tritt.  Die  Strafe  kann  das  gesetzliche  Strafmass 
um  die  Hälfte  übersteigen. 

Rehabilitation  kann  4  Jahre  nach  erlittener  Strafe  be- 
gehrt werden.  Begnadigung  ist  auf  Wohlverhalten  des 
Sträflings  bei  erstmalig  Verurtheilten  nach  "/^  der  Strafzeit  zu- 
lässig. 

Die  Staatsverbrechen  sind  selbstverständlich  kurz  und 
mild  behandelt;  sie  lassen  in  den  Hauptverbrechen  keinen  Ver- 
gleich mit  dem  fremden  Muster  zu,   während  in   den  regierungs- 
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polizeilichen  Delicten  das  deutsche  Vorbild  sich  abgeschwächt 
widerspiegelt.  Die  Strafmilderungsgründe,  welche  das  badische 
G.  B.  bei  Widersetzlichkeit  zulässt,  sind  in  SchafFhausen  anch 
auf  Aufruhr  ausgedehnt. 

Die  Bestimmungen  über  Hochverrath  und  Landes- 
verrath  (§§  91  und  92)  berücksichtigen  das  eidgenössische 
Recht  nicht  genügend.  Die  Strafe  ist  ohne  Minimum. im  Maxi- 
mum 12  Jahre  Zuchthaus. 

Das  Gesetzbuch  bedroht  die  öffentliche  Aufreizung 
zu  hochverrätherischen  oder  aufrührerischen  Handlungen  mit  der 
Strafe  des  Versuchs.  —  Wenn  in  Zusammenrottung  den  Be- 
hörden und  ihren  Dienern  Missfallen  oder  Geringschätzung 
bezeigt  wird,  so  trifft  die  Theilnehmer  die  Strafe  des  Tumults: 
Gefangniss  bis  4  Wochen  oder  Geldstrafe.  —  Erinnerungen  an 
die  Zeit  vor  1848  liegen  in  den  Paragraphen  über  Landfriedens- 
bruch und  Verbot  der  Freischaaren.  —  Amtsehrverletzung 
ist  mit  Gefangniss  bis  auf  6  Monate  bedroht. 

Brandstiftung  wird  mit  Zuchthaus  von  5  Jahren  bis  anf 
Lebenszeit  und  mit  dem  Tode  bestraft^  wenn  ein  Mensch  dabei 
das  Leben  verlor  und  dieser  Erfolg  als  höchst  wahrscheinlich 
vorausgesehen  werden  konnte.  Das  Verbrechen  ist  vollendet, 
wenn  der  Gegenstand  in  Flammen  gerathen  ist.  Anzündung  des 
eigenen  Hauses  ohne  Gefahr  für  Menschen  oder  fremdes  Eigen- 
thum  zum  Zwecke  des  Betruges  wird  mit  Zuchthaus  bis  auf  8 
Jahre^  in  mildem  Fällen  mit  Gefangniss  von  mindestens  6  Monaten 
bestraft.  Massgebend  war  nicht  das  badische  Gesetz,  sondern  das 
eidgenössische  Militärstrafgesetzbuch. 

Die  Art.  66  und  67  des  Bundesstrafgesetzes  über  Gefährdung 
von  Post  und  Eisenbahnzügen  und  Störung  der  Telegraphen  sind 
wiedergegeben  in  §§  138.  139. 

Auf  dem  alten  Standpunkt  steht,  in  Nachfolge  des  badischeo^ 
das  SchafThauser  Gesetz  in  Bezug  auf  die  Verbrechen  wider 
das  Leben.  Das  Verbrechen  der  Tödtung  überhaupt  wird 
wörtlich  nach  Baden  definirt  und  ebenso  die  Tödtlichkeit 
der  Beschädigung  näher  bestimmt  als  vorhanden,  „wenn  sie  im 
einzelnen  Falle  die  wirkende  Ursache  des  erfolgten  Todes  ge- 
wesen ist",  wodurch,  wie  im  St.  G.  B.  von  Baden  und  demjenigen 
von  Bayern  von  1813  (§  143),  die  Fragen  über  die  verschiedenen 
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Arten  der  Letbalitat  abgeschnitten  werden  sollen.  In  weiterer  Aus- 
führung bestimmen  alsdann  Baden  und  Bayern ,  dass  es  nicht 
mehr  darauf  ankomme,  ob  in  andern  Fällen  der  tödtliche  Erfolg 
durch  ärztliche  Hülfe  schon  abgewendet  wurde  oder  im  speciellen 
Falle  hätte  abgewendet  werden  können ,  ob  die  Beschädigung 
mittelbar  oder  durch  andere  aus  ihr  entstandene  Zwischenursachen 
den  Tod  bewirkt  habe,  ob  dieselbe  allgemein  tödtlich  sei  oder 
blos  wegen  der  besondem  Leibesbeschaffenheit  oder  anderer  Um- 
«tände.  —  Nun  hatte  aber  die  Erfahrung  und  die  Wissenschaft 
die  Gefährlichkeit  und  UntaugUchkeit  solcher  Ausfuhrung  er- 
wiesen und  die  neuere  Oesetzgebung  hatte  darauf  verzichtet. 
Trotzdem  übernimmt  sie  wörtlich,  wenn  auch  nur  als  gesetzliche 
Anmerkung  zu  §  142,  das  Schaffhauser  Gesetz,  von  welchem  um 
so  eher  die  Nichtaufnahme  erwartet  werden  durfte,  als  das  ander- 
weitig berücksichtigte  Bundesgesetz  nichts  Derartiges  hat. 

§  143  über  Mord  entspricht  wörtlich  dem  Art  99  des  eid- 
genössischen Militärstrfifgesetzbuches  und  unterscheidet  sich  vor- 
theilhaft  von  den  badischen  Vorschriften,  indem  es  die  quali- 
ficirende  Unterscheidung  des  Mordes  mit  bestimmtem  Vor- 
satz gegenüber  demjenigen  mit  unbestimmtem  nicht  be- 
rücksichtigt. —  Tödtung  durch  Gift,  wenn  auch  nur  mit  der 
Absicht  der  Beschädigung,  wird  wie  Mord  bestraft;  selbst  blosse 
Vorbereitungshandlungen,  wie  Giftkauf,  sind  mit  Ge- 
fangniss  ersten  Grades  nicht  unter  3  Monaten  bedroht.  Dieselbe 
Strafe  verwirkt,  wer  einen  Andern  zum  Selbstmord  verleitet 
oder  dazu  Hülfe  leistet.  —  Todtschlag  wird  mit  Zuchthaus 
von  5  bis  zu  20  Jahren  bestraft  (Baden  und  Thurgau  mindestens 
8  Jahre).  —  Körperverletzung  mit  tödtlichem  Aus- 
gange wird  je  nach  dem  Grade  der  Wahrscheinlichkeit,  mit 
welcher  die  tödtliche  Wirkung  der  Handlung  vorauszusehen  war, 
mit  Zuchthaus  nicht  unter  2  Jahren  (Baden  nicht  unter  8)  oder 
mit  Ge&ngniss  bestraft.  —  Kindsmord  mit  Vorbedacht,  Zucht- 
haus von  mindestens  6,  ohne  Vorbedacht,  von  mindestens  3  Jahren. 
War  das  Kind  nicht  lebensfähig  oder  der  Thatbestand 
mangelhaft,  so  ist  auf  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  zu  er- 
kennen. 

Die  Körperverletzung  ist  mit  Bücksicht  auf  das  Basler 
Recht  mit   freier   Benutzung    des   badischen   G.    B.    entwickelt. 
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Insbesondere  entstammt  dem  letztgenannten  die  zu  Grunde  ge- 
legte Unterscheidung  der  Verletzung  mit  Vorbedacht  und  im 
Affect.  In  der  Abstufung  der  Grade,  in  der  Vielheit  der  Fälle 
und  der  besondem  Strafdrohungen,  in  der  Ausfi'ihrung  der  Arten 
des  Dolus  und  der  Wahrscheinlichkeiten  zwischen  That  und  Er- 
folg  ist  es  viel  einfacher  und  besser  als  das  badische.  Die  Straf- 
erhöhungsgründe  der  Verletzung  mit  Auflauem,  bei  Nachtzeit, 
durch  Mehrere,  mit  Messern  oder  gefährlichen  Werkzeugen  stimmen 
in  dieser  Ausführlichkeit  mit  Basel  überein.  ' 

Sehr  ausfuhrlich  sind  dieSittlichkeitsdelicte  entwickelt 
Völlig  abweichend  von  den  casuistischen  und  doctrinellen  Be- 
stimmungen Badens  ist  die  Nothzucht  behandelt.  Die  Strafe 
besteht  in  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren,  in  den  schwersten  Fällen 
bis  auf  Lebenszeit.  Als  Nothzucht  im'  weiteren  Sinne  wird  die 
naturwidrige  Befriedigung  des  Triebes  mit  Zwang  oder  Drohung 
und  schwerer  Missbrauch  von  Kindern  (§  177)  bestraft.  Un- 
züchtige Handlungen  mit  Kindern,  Strafe:  G^fangniss  ersten 
Grades  nicht  unter  3  Monaten.  Dieselbe  Strafe  steht  auf  wider- 
natürlicher Unzucht  mit  Mensch  oder  Thier.*  Weibspersonen, 
die  gewerbsmässig  Unzucht  treiben,  werden  mit  Gef^gniss  bis 
zu  6  Wochen  und,  wenn  eine  solche  Person  mit  der  Lust- 
s  e  u  c  h  e  behaftet  ist,  mit  geschärftem  Gefängniss  bis  auf  6  Monate 
bestraft  (Baden  §  369).  —  Wer,  mit  der  Lustseuche  behaftet,  ini 
Bewusstsein  dieses  Zustandes  den  Beischlaf  ausübt,  soll  mit  Ge- 
fängniss  ersten  Grades  bis  auf  3  Monate  bestraft  werden.  — 
Concubinat,  Strafe :  Gefängniss  bis  auf  1.  Monat.  —  Entsprechend 
dieser  energischen  Reaction  gegen  sexuelle  Ueberschreitungen 
wird  die  Sittlichkeit  im  weiteren  Sinne  durch  Strafvorschriften 
gegen  liederlichen  Lebenswandel ,  Verletzung  der  EltempflicLt, 
Thierquälerei  u.  a.  gewahrt.  Wer  durch  fortgesetzten  lieder- 
lichen Lebenswandel  Diejenigen,  deren  Erhaltung  ihm  ob- 
liegt oder  welche  zu  seiner  Erhaltung  verpflichtet  sind,  in  Nach- 
theil versetzt,  wird,  wenn  auf  zweimalige  polizeiliche  Bestrafung 
keine   Besserung   erfolgt,   auf  Anzeige  der  Gemeindsbehörde  mit 


*  Baden  streift  dieses  Verbrechen  blos  (§  B77)  und  Ittsst  das  g^riebtUcfae 
Einschreiten  abhängige  sein  von  der  Erregung  Öffentlichen  Aergomisses;  r^ 
€ommentiir  Thilo,  1845,  S.  318. 
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Gcfangniss  von  1  Monat  bis  zu  1  Jahr  und  mit  Eingrenzung  oder 
Wirthshauaverbot  belegt. 

Ehrverletzung  ist  kurz  und  treffend^  von  einfacher  Form 
mit  richtiger  Würdigung  des  Wahrheitsbeweises  und  der  Re- 
torsion und  hat  milde  Strafdrohungen.  Wer  von  einem  Andern 
strafbare  oder  unsittliche  oder  sonst  unehrenhafte  Handlungen 
oder  Thatsachen,  die  dessen  guten  Ruf  zu  gefährden  geeignet 
sind,  mit  dem  Bewusstsein  der  Unwahrheit  aussagt  oder  weiter 
verbreitet,  ist  der  Verleumdung  schuldig.  — Beschimpfung 
ist  vorhanden,  wenn  solche  Aeusserungen  als  unbesonnenes  Ver- 
breiten falscher  Gerüchte  erscheinen,  wenn  unbedeutende  Thät- 
lichkeiten  begangen  werden  oder  in  Wort,  Schrift,  Bild,  durch 
Geberden  ein  Anderer  beschimpft  wird.  —  Die  Strafe  der  Ver- 
leumdung ist  Geldbusse  bis  300  Fr.  oder  Gefangniss  zweiten 
Grades  bis  2  Monate.  (Baden:  Ge&ngniss  nicht  unter  4 
Wochen  oder  Arbeitshaus  bis  zu  zwei  Jahren.)  Strafe  der 
Beschimpfung:  Geldbusse  bis  200  Fr.,  in  den  schwersten  Fällen 
Gefangniss  zweiten  Grades  bis  zu  1  Monat.  (Baden,  Maximum: 
Gefangniss  bis  auf  4  Monate.)  Besondere  Schärfungsgründe  gibt 
es  nicht.  Der  Wahrheitsbeweis  ist  nicht  beschränkt  wie  in  Baden. 
Die  Retorsion  hat  die  richtige  Form,  indem  es  nicht  blos  in  das 
Ermessen  des  Richters  gestellt  ist,  ob  und  wie  und  wen  er  strafen 
will,  sondern  es  wird  rund  erklärt,  dass  keinem  Theile  ein  Recht 
auf  Klage  zusteht,  wenn  die  Ehrverletzung  auf  der  Stelle,  wenn 
auch  mit  unerheblicher  Ueberschreitung  des  Masses,  erwidert  wurde. 
(Vgl  Baden  §  312.) 

§  207  bedroht  das  Auflauern  in  räuberischer  Absicht  mit 
Gefangniss  ersten  Gb*ades  bis  auf  3  Jahre.  Betrug,  in  der 
neueren  Fassung  des  Begriffs,  hat  das  Merkmal  der  Schadens- 
zofügung  aufgenommen.  Strafe:  Diejenige  des  gemeinen  Dieb- 
stahls (§  224).  Betrug  bei  Verträgen  tritt  nur  dann  ein,  wenn 
schon  bei  Eingehung  des  Vertrages  die  Absicht  vorhanden  war, 
das  Rechtsgeschäft  als  Täuschungsmittel  zu  benutzen,  und  wenn 
aus  den  Umständen  hervorgeht,  dass  der  Täuschende  die  un- 
wiederbringliche Schädigung  des  Andern  beabsichtigte  (§  226). 
Wucher  begeht,  wer  bei  „Darlehn  und  andern  belasteten  Ver- 
trägen^ sich  übermässige  Vortheile  bedingt  in  Ausnutzung  von 
Koth  oder  Leichtsinn  oder  von  minderjährigen  Personen.  Unter  den 
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Fälschungen  ist  der  fälschlichen  Yerwerthnng  fremder  Waja«n- 
Stempel  oder  Fabrikzeichen  gedacht  (§  237). 

Als  Mängel  des  Gesetzbuches  traten  in  der  Folge  hervor  die 
zahlreichen  doctrinellen  Bestinmiungen;  die  Unhaltbark^t  mancher 
Yerbrechensbegriffe;  die  Lückenhaftigkeit,  die  veralteten  Straf- 
bestimmungen und  ThatbeständC;  endlich  die  Gebundeniieit  des 
richterlichen  Ermessens  und  die  hiedurch  bedingte  Härte. 

Zu  Beginn  der  achtziger  Jahre  wurde  die  Revision  des 
St.  6.  B.  beschlossen  und  ein  erster  Entwurf  von  Staatsanwalt 
Walter  ausgearbeitet.  Die  niedergesetzte  Commission  beendigte 
die  Berathungen  den  7.  November  1885  und  legte  mit  Bericht 
des  Redactors  eineA  zweiten  Entwurf  1886  vor,  welcher  im  Winter 
der  Berathung  entgegengeht.  Der  Entwurf  einer  St.  P.  O.  li^ 
ebenfalls  vor. 

m.  Praxis.  Präjudiciensammlung  oder  Commentar 
existiren  nicht,  noch  Motive  zum  Q,  B.  Wichtigere  Ent- 
scheidungen linden  sich  im  Amtsblatt  und  in  den  Berichten  des 
Obergerichts,  ferner  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  I,  IV,  VI, 
betreffend  Betrug,  Fälschung,  Unterschlagung,  Theilnahme, 
Hehlerei,  Rückfall,  Diebstahl  oder  Betrug;  Bd.  Xu  und  XXID, 
Betrug,  Fälschung,  fortgesetztes  Verbrechen,  Entschädigung  nach 
Straf  klagen;  Rechtsstatistik,  Bd.  IV,  S.  168. 

Von  Einfluss  auf  die  Praxis  waren  die  Lehrbücher  de» 
deutschen  Stra&echts,  der  Conmientar  von  Thilo  zum  St  G.  B. 
von  Baden  und  neuestens  die  durch  die  reichsgerichtlichen  Ent- 
scheidungen erfolgte  Auslegung  des  deutschen  Strafgesetzes. 

Literatur.  J.  Mayer,  1857,  Der  Schaff hauser  Richte- 
brief (1291),  im  Wesentlichen  übereinstimmend  mit  der  ersten 
Recension  des  Züricher  Richtebriefs.  Vgl.  Osenbrüggen,  alam. 
St.  R.,  S.  18.  Chronik  der  Stadt  Schaff  hausen,  Imthum  und 
Härder,  1844. 

Solothnrn  1869. 

§  71.  I.  Bis  zu  dem  genannten  Jahre  galt  das  helvetische 
peinliche  Gresetzbuch  mit  folgenden  hauptsächlichen  Novellen: 
Gesetz  über  Einrichtung  des  Gerichtswesens  vom  5.  Hai 
1803.      Es  wurde   die   sehr  wesentliche  Modification  eingeführt, 
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dass  nur  die  schwersten  Verbrechen^  auf  welche  mindestens  10 
Jahre   Freiheitsstrafe  oder   Tod  stand,    als    Criminalverbrechen, 
alle  andern   als  Polizeivergehen  zu  betrachten  seien,  welche  auf- 
Mende  Bestimmung  durch  die  Gerichtsordnung  von  1819^ 
wonach  alle  im  P.  G.  B.  angeführten  Delicto  als  criminell  gelten 
sollten,  wieder  aufgehoben  wurde.    Dies  hatte  Gültigkeit  bis  zum 
Gesetz  ftber  das  Verfahren  von   1832.    —    Gesetz    vom 
18.  Februar  1834  über  die  Wohlthat  von  Vis  Strafiiachlass  und 
vom  17.  Mai  desselben  Jahres   über  Rehabilitation.   —    Gesetz 
vom  11.  Juni    1834   über  Herabsetzung  der  Freiheitsstrafen. 
Das  letztere  stützte  sich  darauf,   dass  die  Strafen  noch  zu  hoch 
erschienen,    trotzdem    das    Gesetz   vom    22.    Januar    1800   dem 
Kchter  die  Gewalt  eingeräumt  hatte,   die   im  peinlichen   G.  B. 
bestimmten   Freiheitsstrafen   bis   auf  den   vierten  Theil  herabzu- 
setzen,  und  es  bestimmt:    1.  Das  Maximum  der  Freiheitsstrafen 
ist  auf  die  Hälfte  herabgesetzt    2.  Wo  Mildei*ungsgründe  vor- 
handen sind,    kann  die  Freiheitsstrafe  bis  zum  vierten  Theil 
dieser  Hälfte  vermindert  und  die  Todesstrafe  in  eine  Ketten- 
strafe   von    höchstras   24,    mindestens    11    Jahren   umgeändert 
werden.  —  Gesetz  vom  17.  November  1835  über  Verbannung. 
—  Gesetz  vom  13..  Juni  1836   über  die  Presse.     Das 
Pressgesetz  hat  keinen  beschränkenden  oder  harten  Charakter, 
wie  sich  beispielsweise  aus  den  Bestimmungen  über  Ehrverletzung 
durch  die  Presse  (§§  4.    6.    9)   ergibt,    gemäss  welchen   selbst 
Injurie  gegen  Beamte  blos  mit  Geldstrafe  von  höchstens  100  Fr. 
bedroht  ist,    woneben   dem  Beleidigten   eind  Entschädigung   ge- 
sprochen  werden  kann.     Ehrverletzungen   gegen  Private  werden 
vom  Civilrichter  beurtheilt   —   Feriier  wurden  Gesetze  erlassen 
über  Strafe  ausserebelicher  Geburten,  Werthbestimmung  bei  Dieb- 
stählen, über  Geldstage,  Kuppelei,  Freischaaren,  Wahlbestechung. 
Es  erklärt  sich  aus  diesen  zahlreichen  Novellen,  wenn  wieder- 
holt der  Wunsch  nach  einer  Totalrevision  der  Strafgesetzgebung 
laut  wurde.     Erst  hatte  man,   im  Hinblick   auf  die   (wenn  auch 
kurze)  Einheit  unter  dem  helvetischen  Gesetzbuch,  auf  die  Mög- 
lichkeit eines   eidgenössischen   oder   eines   doch  mehrere  Cantone 
umfasseoden  Gesetzbuchs  gehofft.   Als  aber  diese  Erwartungen  sich 
nicht  erfüllten,  ging  man  selbständig  voran,  und  es  wurde,  nachdem 
der  Grosse  Bath  Jahre  hindurch  auf  beförderliche  Vorlegung  eines 
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Entwurfs  bei  der  Regierung  gedrungen  hatte,  endlich  im  April  1854 
der  erste  Theil  eines  solchen  von  Rcgierungsrath  Lack  vorgelegt 
und  vom  Cantonsrath  ein  Decret  über  den  Berathungsmodus  er- 
lassen. Sobald  einzelne  Abtheilungeu  des  Entwurfs  voll^idet 
waren,  wurden  sie  vom  Rcgierungsrath,  sodann  von  einer  elf- 
gliederigen  Commission  des  Cantonsrathes  berathen.  Das  £r- 
gebniss  wurde  veröffentlicht  und  an  die  Gerichte  und  Fachleute 
verschickt  mit  der  Einladung  zur  Kritik.  Hierauf  erfolgte  die 
zweite  Berathung  in  der  Commission,  in  welcher  die  Mitglieder 
des  Obergerichts  berathende  Stimme  hatten.  Der  Entwurf  wurde 
alsdann  dem  Cantonsrath  vorgelegt,  wobei  dieser  sich  in  ein 
Comite  umwandelte,  die  einzelnen  Theile  prüfte  und  seine  Be- 
merkungen der  Commission  übergab,  welche  schUesslich  nach  er- 
neuter Berathung  die  endgültige  Fassung  feststellte.  Ueber  jede 
Abtheilung  sprach  dann  der  Cantonsrath  die  Annahme  od^  Ver- 
werfung aus.     Vgl.  Verhandlungen  1859,  S.  111  — 148. 

II.  Das  Gesetzbuch  enthält  191  Paragraphen  (136  für  Ver- 
brechen, 55  f&r  Vergehen)  und  ist  von  vorzüglicher  Kürze  trotz 
mehrfach  doppelter  Behandhmg  desselben  Delicts  als  Verbrechen 
und  Vergehen.* 

Es  gehört  zu  den  besten  Gesetzbüchern  der  Schweiz  durch 
Einfachheit,  Kürze  mit  Präcision,  consequente  Durchführung  der 
Grundsätze  und  Milde  der  Strafdrohungen.  Es  ist  mild,  trotzdem 
es  in  beschränkten  Fällen  noch  körpei*liche  Züchtigung  zulässt. 
Es  enthält  nichts  über  Arten  des  Versuchs  oder  der  Gehülfen- 
schaft,  nichts  über  Complott,  strafbaren  Versuch  der  Anstiftung, 
strafbare  Nichthinderung  der  Verbrechen,  nichts  Doctrinelles  über 
Dolus  und  Culpa.  Oft  sind  verschiedene  Strafarten  alternativ 
gedroht.  Die  Todesstrafe  ist  nur  bei  Mord  und  Brandstiftung  an- 
wendbar.    Minima  sind  consequent  nicht  gesetzt. 

Das  Gesetzbuch  nennt  13  Strafmittel:  Todesstrafe.' 
Drei  Aii;en  der  Freiheitsstrafe:  Zuchthaus  von  1  bis  20  Jahre; 
Einsperrung  von  3   Monaten  bis   zu   10. Jahren  und  Geftngmss 


'  Die  Verhandlungen  des  Cantonsrathes,  S.  114  und  S.  148  ff.,  erörteni 
eingehend  diese  Frage.  Man  konnte  aber  trotz  Mittermaiei-'B  Gntacbten  sich 
nicht  SU  Anderem  entschliessen.  Die  Justizdirection  hielt  gegen  den  Redactor 
an  der  Trennung  fest. 

*  Vgl.  Verhandlangen  1859,  S.  127. 
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von  1  Tag  bis  zu  1  Jahr.  Haupt-  und  Zusatzstrafe  in  Criminal- 
imd  Zuchtpolizeifallen  ist  die  körperliche  Züchtigung  von  10 
bis  zu  100  Streichen,  wovon  auf  einmal  nicht  mehr  als  25  ver- 
abreicht werden  dürfen.  Eingrenzung.  Wirthshausverbot.  Der  Ver- 
lust der  Ehrenrechte  ist  mit  jeder  Criminalstrafe  und  ebenso 
mit  Zuchtpolizeistrafe  wegen  Diebstahl;  Unterschlagung,  ^  Betrug 
auf  eine  im  Urtheil  zu  bestimmende  Zeit  verbunden.  Ueber 
Geldbussen  ist  sehr  eingehend  verfügt  (§§  24—26).  Wenn 
ein  zu  einer  Geldbusse  von  wenigstens  100  Fr.  Verurtheilter 
nachweist,  dass  dieselbe  den  vierten  Theil  seines  reinen  Ver- 
mögens übersteigt,  so  kann  er  Umwandlung  in  Gefängniss  ver- 
langen. §  22  zählt  5  Schärfungen  der  Freiheitsstrafe  auf,  unter 
welchen  auch  das  Tragen  von  Ketten  flir  Zuchthäusler  genannt 
ist,  jedoch  nicht  Züchtigung. 

Am  einfachsten  ist  der  Versuch  behandelt.  §  36  ent- 
spricht der  massgebenden  Formel  des  Code  penal;  über  die 
Strafe  jedoch  ist  bestimmt  (§  37):  a)  Dass  den  Versuch  eines 
Verbrechens  Zuchtpolizeistrafe  trifft,  d.  h.  an  Stelle  der  Todes-, 
Zuchthaus-,  Einsperrungsstrafe  tritt  Gefängniss  von  mindestens 
10  Tagen,  allenfalls  mit  Nebenstrafen  ]  b)  dass  den  Versuch  eines 
Vergehens  einfache  Polizeistrafe  trifft,  d.  h.  Gefängniss  oder  Geld- 
basse. Es  hat  sonach  das  richterliche  Ermessen  eine  Weite  des 
Spielraums,  wie  sie  nur  denjenigen  Gesetzbüchern  zukommt,  welche 
der  Strafe  des  Versuchs  kein  Minimum  setzen.  Vgl.  Versuch  bei 
Mord,  Todtschlag,  Brandstiftung. 

Gleichfalls  äusserst  kurz  und  in  der  Fassung  mustergültig 
ist  die  Theilnahme  behandelt,  wesentlich  im  Anschluss  an  die 
§§  19  ff.  des  Bundesstrafrechts,  jedoch  mit  dem  Unter- 
schied, dass  die  Mittel  der  Anstiftung  specialisirt  sind  gleich- 
^vie  die  Arten  der  Begünstigung,  —  dass  die  Strafe  der  Beihülfe  im 
Maximum   auf  die  Hälfte  statt  auf  */4  der  Urheberstrafe  fixirt 

« 

und  dass  das  Complott  ausser  Betracht  geblieben  ist.  Ausser- 
dem erklärt  Solothurn  ausdrücklich  den  Anstifter  straflos,  wenn 
er  die  Ausfuhrung  rechtzeitig  zu  verhindern  strebte.  Von  straf- 
barer Nichthinderung  und  Versuch  der  Anstiftung' 
ist  hier  wie  dort  nicht  die  Rede. 


'  In^s  spiltere  G.  B.  aufgenommen. 
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Ueber  Fahrlässigkeit  ist  ohne  Begrifisbestiiniiiung  em- 
fach  gesagt  y  dass  sie  nur  in  den  vom  Gesetz  bestimmten  Fällen 
bestraft  werde.  —  Ausschluss  der  Zurechnung  wegen  geistiger 
Störung   hält   die   weitesten   Grenzen,    indem   die   Erfordernisse 
mangelnder    Willensfreiheit    und    mangelnden    Bewusstseins    der 
Strafbarkeit,    sowie   die  einzelnen  Formen   solcher  Mängel  blos 
als  Beispiele   aufgeführt   sind.      Zurechnung   ist   unbedingt  aus- 
geschlossen bei  Alter  unter   12   Jahren.     Zwischen    12   und  18 
wird  die  Frage  auf  die  Unterscheidungskraft  gestellt  —  Notfa- 
wehr  wird  einfach  bestimmt  als  Vertheidigung  von  Person  oder 
Sachen,  welche  erforderlich  ist,  einen  gegenwärtigen  rechtswidrigen 
Angriff  abzuwenden.    —   Verjährung  der  Klage   bei  todes- 
würdigen  Verbrechen  beträgt  15,   bei  anderen   10,    bei  Vergehen 
8  Jahre.     Die  Strafe  verjährt  nach  Ablauf  der  doppelten  Zeit- 
dauer,  nie   in   weniger  als  ö  und  nie  in  mehr  als  20  Jahren.  — 
Concurrenz  kann  in  allen  Fällen  derselben  mit  dem  Maximum 
des    schwersten   Verbrechens    belegt   werden,    wozu   für  jedes 
weitere  Verbrechen    1   Jahr  Verlängerung   hinzutreten 
darf.    —    Rückfall    ist   Begehung   eines    gleichartigen   Delicts 
nach    einer   früheren   Verurtheilung,    bevor    10   Jahre   seit 
Abbüssung  der  früheren   Strafe  verflossen   sind.     Rückfällige 
Diebe  und  Landstreicher  können   an   Stelle    einer  Freiheitsstrafe 
bis  auf  2  Jahre  eine  entsprechende  Zahl  von  Streichen  erhalten 
(§  76). 

Die  Verbrechen  gegen  den  Staat  sind  mit  3  Para- 
graphen (§§  79  bis  81)  abgethan.  Hochverrath  ist  Bethefligang 
an  einem  Unternehmen,  welches  den  gewaltsamen  Umsturz 
der  Staatsverfassung,  Vertreibung  der  obersten  Behörden  oder 
Losreissung  von  Gebietstheilen  zum  Zwecke  hat.  Strafe  ist 
Einsperrung  bis  zu  10  Jahren.  -~  Versuchshandlungen 
sind  ausdrücklich  herausgehoben,  wie  Sammlung  von  Waffen  und 
Munition,  Anwerbung  von  Theilnehmem,  und  werden  mit  Ein- 
sperrung bis  zu  2  Jahren  und  Oeldbusse  bestraft.^  —  Aufruhr 
ohne  Gewaltthat  und  erschwerende  Umstände  wird  polizeilich  ge- 
ahndet (§  137).    Von  strafbarer  Aufreizung  ist  so  wenig  die  Kede 


^  In  den  Verhandlungeii  machten  sich  gewichtige  Stimmen  für  gSosIiche 
Beseitigung  geltend. 
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als  von  andern  Delicten  dieser  Richtung;  wie  sie  einige  schweize- 
rische G-.  B.  nach  deutschen  Mustern  enthalten. 

Die  Selbsthälfe,  der  bestrittene  und  von  Mittermaier 
mehrfach  -wegen  der  weiten  Ausdehnung  in  den  deutschen  St.  G-.  B. 
angefochtene  Begriff;  ist  auch  in  das  Solothumer  Gesetz  (§  142) 
aufgenommen ;  nachdem  die  Verhandlungen  im  gesetzgebenden 
Körper  in  langem  Streite  gefuhrt  worden  waren.  Ursprünglich 
war  sie  nicht  als  Vergehen  anerkannt;  wegen  der  Schwierig- 
keiten und  der  bedeutenden  Tragweite  solcher  Bestimmungen; 
der  Regierungsrath  steUte  sie  jedoch  in  den  Entwurf  ein  und  der 
Cantonsrath  stimmte  bei;  indem  er  den  Begriff  möglichst  zu  be- 
schränken suchte.^ 

Vortrefflich  ist  die  T  öd  tung  behandelt.  Mord  und  Todt- 
schlag  sind  einfach  in  Anlehnung  an  das  frühere  französische 
Recht  nach  dem  Merkmal  der  Ueberlegung  geschieden.  Jener 
wird  mit  dem  Tode^  dieser  mit  Einsperrung  oder  Zuchthaus  bis 
zu  10  Jahren  bestraft;  bis  zu  20  bei  Tödtung  eines  Ascendenten 
oder  in  Begehung  eines  anderen  Verbrechens.  Mordversuch  wird 
mit  Zuchthaus  bis  20;  Tödtungsversuch  mit  Einsperrung  bis  zu 
8  Jahren  bestraft  Zu  Vermeidung  von  Bestimmungen;  die  in 
anderen  G.  B.  oft  erscheinen;  wird  in  §  83  kurz  zusammen- 
gefasst:  ^Die  Strafe  des  Mordes  ist  der  Tod;  mag  jener  durch 
Gift;  Aussetzung  oder  irgend  andere  Mittel  verübt  worden 
sein." 

Die  Sätze  über  Körperverletzung  mit  tödtlichem 
Ausgang;  im  Raufhandel;  nach  ProvocatioU;  im  Zweikampf; 
bei  Absicht  auf  geringe  Verletzung  sind  so  eigenartig;  kurz  und 
beachtenswerth;  dass  sie  besonders  hervorgehoben  zu  werden  ver- 
dienen. 

Die  §§  88  und  89  bestimmen :  „Wer  unvorsätzlich;  jedoch 
in  feindseliger  Absicht  auf  Misshandlung  den  Tod  eines  Andern 
verursacht;  wird  mit  Einsperrung  oder  Zuchthaus  bis  zu  6  Jahren 
bestraft.  —  Ist  der  Tod  die  Folge  mehrerer  einzeln  nicht  tödt- 
licher  Verletzungen  durch  mehrere  Schuldige,  so  ist  Einsperrung 
bis  zu  5  Jahren  anwendbar." 


*  Vgl.  Yerhandlangen  1869,  S.  122  ff. 
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Auf  EinspeiTungsstrafe  von  höchstens  3  Jahren  ist  zu  er- 
kennen: 1.  Bei  schwerer  Provocation;  2.  wenn  nur  eine  gering- 
Aigige  Misshandlung  beabsichtigt  war;  3.  wenn  eine  Tödtung 
im  Zweikampf  erfolgte.  Die  zum  Zweikampf  beigezogenen  Aerzte 
bleiben  straflos.  Es  werden  demnach  die  übrigen  Betheiligten 
nach  den  Bestimmungen  über  Theilnahme  getroffen. 

Kindsmord;  vorsätzliche  Tödtung  eines  unehelichen 
Kindes  durch  die  Mutter  während  oder  bald  nach  der  Ge- 
burt, wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  15  Jahren  bestraft. 

Die  Körperverletzung  bietet  wiederum  ein  Beispiel 
äusserst  einfacher  und  milder  Behandlung.  Nach  §  94  werden 
schwere  Körperverletzungen  (Verlust  eines  Sinnesorgans  oder  des 
Zeugungsvermögens ,  Berufsunfähigkeit  während  mehr  als  40 
Tagen,  Verstümmelung  oder  bleibender  Nachtheil  an  der  Ge- 
simdheit)  mit  Einsperrung  bis  auf  8  Jahre  bestraft,  alle  anderen 
mit  Geßtngniss  bis  zu  6  Monaten  oder  Geldbusse  bis  600  Fr. 

Diebstahl  erfordert  die  Absicht  gewinnsüchtiger 
Zueignung  und  eine  fremde,  bewegliche  Sache  von  Werth, 
Diebstahl  im  Werth  von  über  100  Fr.  wird  mit  Zuchthaus  bis 
zu  4  Jahren  bestraft;  in  anderen  Fällen  tritt  polizeiliche  Be- 
straftmg  ein.  Die  Strafe  kann  auf  das  Doppelte  ansteigen, 
wenn  der  Diebstahl  mit  Waffen,  Einbruch,  falschen  Schlüsseln, 
an  Reisegepäck  etc.,  an  Sachen,  welche  der  öffentlichen  Sicher- 
heit anvertraut  sind  und  einen  Werth  von  über  50  Fr.  haben, 
ausgefiihrt  wird.  Diesen  einfachen  Bestimmungen  schliessen  sich 
die  bekannten  französischrechtlichen  Definitionen  über  Einbruch, 
Einsteigen,  falsche  Schlüssel  an. 

Der  Betrugsbegriff  erfordert,  dass  durch  die  Täuschung 
die  Vermögensrechte  eines  Andern  geschädigt  seien  xmd  dass 
der  erregte  Irrthum  „bei  gewöhnlicher  Vorsicht  nicht  ver- 
m eidbar  war",  ein  Zusatz,  der  nicht  verfehlen  konnte,  in  der 
Praxis  zu  Schwierigkeiten  zu  flihren. 

Brandstiftung  ist  sehr  enge  bestimmt,  indem  sich  dieses 
Verbrechens  schuldig  macht:  1.  Wer  ein  fremdes  Gebäude, 
Waldung  oder  Getreidefeld  unmittelbar  oder  mittelbar  in 
Brand  steckt;  2.  wer  einen  ihm  selbst  gehörenden  Gegenstand 
dieser  Art  in  rechtswidriger  Absicht  oder  zu  gemeiner  Gefiihr  an- 
zündet. Strafe  des  Verbrechens  oder  Versuchs  desselben:  Zucht- 
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haus  bis  zu  20  Jahren.  Wenn  der  Thäter  die  Gefahr  für 
Menschenleben  einsah,  so  tritt  Todesstrafe  ein  (§  134).* 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Behandlung  der  Ehr- 
verletzungen. Das  Strafgesetzbuch  enthält  gar  nichts  darüber, 
das  Pressgesetz  und  einige  andere  Gesetze  nur  Weniges.  Nach 
einer  Verordnung  von  1803  sollten  Beschimpfungen  gegen  Be- 
hörden und  einzelne  Beamte  in  Amtsverrichtungen  mit  Gefangniss 
bestraft  werden.  Ehrverletzungen  gegen  Privatpersonen  wurden 
nach  Willkür  und  den  dürftigen  Bestimmungen  des  Stadtrechts 
von  1604  gebüsst.  Man  wies  nun  diese  Klagen  im  Gesetz  über 
das  Verfahren  in  Civil-  und  Administrativsachen  vom  2.  No- 
vember 1832  auf  den  Civilweg,  und  als  hierauf  Zweifel  ent- 
standen, ob  der  Schuldige  neben  den  Civilfolgen  noch  zu  einer 
Strafe  verfallt  werden  dürfe,  wurde  unterm  20.  November  1836 
ein  Ergänzungsgesetz  erlassen^  wonach  der  Schuldige  nebst  Ehren- 
verwahrung und  allfälligen  Civilfolgen  auf  Verlangen  des  Klägers 
noch  zu  einer  Geldbusse  und  im  Rückfalle  zu  Gefängnissstrafe 
verfallt  werden  konnte.  Von  einer  Begriffsbestimmung  oder  von 
Unterscheidung  zwischen  Verleumdung  und  Beschimpfung  findet 
sich  nirgends  eine  Spur. 

Unter  diesen  Umständen  wurde  es  als  Fortschritt  begrüsst, 
als  das  Civilgesetzbuch  von  1847  in  den  §§  1393  bis  1403  Be- 
stimmungen über  Ehrverletzung  aufnahm,^  und  man  stiess  sich  um 
so  weniger  daran,  dass  die  strafrechtliche  Materie  nicht  in*s  Civil- 
gesetz  passte,  als  man  die  strafrechtliche  Genugthuung  in  der 
civilrechtlichen  Pflicht  zum  Schadenersatz  auflösen  wollte. 
Allein  in  der  Praxis  erwies  sich  dies  unhaltbar,  indem  die  Ge- 
richte, wo  kein  vermögensrechtlicher  Nachtheil  nachgewiesen  war, 
auch  keinen  EAatz  zusprachen,  und  auf  diese  Weise  nur  äusserst 
selten  der  Fall  sich  ereignete,  wo  Genugthuung  für  den  Kläger 
aus  zugesprochenem  Schadenersatz  resultirte.  So  bHeb  eben  nichts 
übrig,  als  was  auf  dem  Wege  des  Civilprocesses  anzustreben  war. 
Dieses  Verfahren  erwies  sich  aber  aus  der  Natur  der  Sache  als 
ungeeignet   für  die  Strafsache  und  stellte  eine  Menge  von  Uebel- 


•  Vgl.  Verhandlungen  1859,  S.  136. 

'  Vgl.  Verhandlungen  1859,  S.  145,   betreffend  Ehrverletzang  durch  die 
Presse. 
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ständen  heraus,  welche  das  Obergericht  in  seinen  Rechenschafts- 
berichten häufig  zu  rügen  in  den  Fall  kam.  Der  Zustand  dauerte 
fort  bis  zum  St.  0.  B.  von  1874,  welches  die  Ehnrerletzong  neu 
ordnete,  indem  es  zugleich  den  bisherigen  Rechtszustand  im  Punkte 
des  Strafwerthes  beibehielt. 

Unter  den  Vergehen  findet  sich  die  Bestimmung,  dass, 
wer  durch  unordentliche  Lebensweise  die  Wohlfahrt  seiner  Familie 
gefährdet,  mit  Wirthshausverbot  zu  bestrafen  ist.  Wer  durch 
Arbeitsscheu,  Verschwendung  oder  wiederholte  aussereheliche  Ge- 
burt zur  Last  fällt,  kann  mit  Eingrenzung  und  Wirthshausverbot, 
Verweisung  oder  Oefängniss  bis  auf  4  Monate  bestraft  werden. 
Nach  §  149  wird  „naturwidrige  Geschlechtsbefriedigung^  mit  Ge- 
fängniss  und  Geldbusse  bestraft.^ 

Als  Mängel  wurden  hauptsächlich  empfunden  die  Trennong 
der  Delicto  in  Verbrechen  und  Vergehen,  der  Fortbestand  einiger 
antiquirter  Strafmittel  und  die  Art  des  Strafvollzugs,  die  Fassung 
einer  Anzahl  von  Begriffen,  wie  z.  B.  der  Urkundenfälschung, 
der  Unterschlagung,  des  Betrugs,  der  Körperverletzung,  der  Ehr- 
verletzung. 

in.  Praxis.  Präjudiciensamndung  oder  Commentar  gibt 
es  nicht.  Berichte  zu  den  St  G.  B.  von  1859,  1874  und  1886 
und  Verhandlungen  im  Cantonsrathe  von  1859,  1873  und  1885. 
Einige  Rechtsfätle  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht. 

Novellen.  Gesetz  vom  9.  Mai  1864  betreffend  Ve^ähroog 
bei  Polizeiübertretungen,  vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XIII, 
S.  155.  Gesetz  vom  1.  März  1865  über  Bestrafung  der  ausser- 
halb des  Cantons  begangenen  Verbrechen,  vgl.  Zeitschr.,  Bd.  XSX, 
S.  130.  Strafprocess  vom  5.  März  1863,  hervorgerufen  durch 
die  Verfassungsänderung  von  1856,  welche  Reorganisation  der 
Strafrechtspflege  nach  den  Grundsätzen  der  Oeffentlichkeit  und 
Mündlichkeit  verlangte;  eingehend  besprochen  von  Schneü  in 
Zeitschr.,  Bd.  XU,  S,  165,  und  von  Osenbrüggen  in  der  Dent^hen 
Strafrechtszeitung,  Bd.  III,  S.  150.  Strafgesetzbuch  vom  18.  JoU 
1874  und  St.  P.  0.  Die  Uebergangsbestimmungen  enthalten  ein 
sorgfältiges  Verzeichniss  aller  strafrechtlichen  Nebengesetze. 


'  Ueber   die  strengere  Auffassung  der  Sittlichkeitsdelicte  vgl.  Veriksnd* 
lungen  1859,  8.  124  ff. 
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Literatur.  St.  G.  B.,  besprochen  in  Zeitschr.  f.  Schweiz. 
Eecht,  Bd.  IX,  S.  161.  Strohmeier,  der  Canton  Solothurn,  1836. 
Brost,  Entwicklung  und  Stand  des  Geßlngnisswesens  im  Canton 
Solothurn,  im  ProtocoU  des  Vereins  f..  St.  u.  G.W.,  1876.  Oseti- 
hrüggen,  alam.  St.  R.,  S.  15. 

Appenzell- Ansserrboden  1859. 

§  72.  I.  Ueber  den  altern  Kechtszustand  vgl.  S.  105  ff. 
Das  vorliegende  Gesetzbuch  darf  als  ächter  Repräsentant  eigen- 
thfimlichen  und  volksthümlichen  Rechts  gelten;  eine  selbständige, 
durch  Einfachheit  und  Consequenz  ausgezeichnete,  die  gleich- 
zeitige Wissenschaft  und  Gesetzgebung  verwerthende  Codification 
des  Strafrechts  eines  Landsgemeindecantons.  Die  Thatbestände 
sind  modern,  die  Sätze  kurz,  die  Sprache  treffend,  die  Straf- 
mittel  human,  die  Drohungen  mild,  das  richterliche  Ermessen 
sehr  weit.  Es  hat  consequent  keine  Minima  angesetzt  und  meist 
die  Strafe  einfach  durch  die  Strafart  bezeichnet,  was  zur  Folge 
hat,  dass  viele  Distinctionen  und  Strafabstufungen  wegfallen. 
Schnell  bemerkt  darüber:  „Es  ist  ein  Kleid,  fiir's  Volk  gemacht, 
ohne  allen  Apparat  stellt  es  kurz  seine  Hauptsätze  hin  und  gibt 
dem  richterlichen  Ermessen  so  ziemlich  Alles  frei."  ^  Obgleich 
zeitlich  und  räumlich  dem  HeiTschaftsgebiete  der  St  G.  B.  von 
St.  Oallen  und  Thurgau  nahe,  ist  es  doch  grundverschieden  von 
diesen,  und  gerade  die  Vcrgleichung  mit  den  genannten  und  den 
andern  Gesetzbüchern  zwischen  1857  und  1859  zeigt,  wie  selb- 
ständig und  tüchtig  die  Leistung  ist. 

n.  Die  äussere  Anordnung  lässt  das  zürcherische  Straf- 
gesetzbuch, welches  auch  im  Einzelnen  der  Verbrechens  thatbestände 
vielfach  nachgebildet  wurde,  erkennen.  Der  allgemeine  Theil 
enthält  folgende  Titel:  I.  Von  den  Strafen  und  ihren  Wirkungen, 
n.  Von  der  Vollendung,  vom  Versuche  und  der  Drohung  von 
Verbrechen.  III.  Von  der  Theilnahme  an  Verbrechen.  IV.  Von 
den  Gründen,  welche  die  Strafbarkeit  ausschliessen  oder  aufheben. 
V.  Von  der  Zumessung  der  Strafe  und  von  den  Schärfungs-  und 
iülderungsgründen. 


*  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  IX,  S.  162. 
^tmiinger,  Schweiz.  Stntftrecbt.  S8 
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Der  ;5weite  Abschnitt,  „besonderer  Theil",  enthält :  Titel  L 
Von  den  Verbrechen  gegen  den  Staat  und  seine  Ordnung. 
IL  Von  den  Verbrechen  gegen  Leben  und  Gesundheit.  IIL  Von 
den  Unzuchtsvergehen.  IV.  Von  den  Vergehen  gegen  die 
persönliche  Freiheit.  V.  Von  den  Verbrechen  gegen  die  Ehre. 
VI.  Von  den  Verbrechen  gegen  das  Eigenthum.  Als  Anhang 
sind  einige  geringere  Vergehen  angefugt.  Im  Ganzen  hat  das 
G.  B.,  das  kürzeste  von  allen,  145  Paragraphen. 

Es  zählt  12  Strafmittel,  in  Anlehnung  an  das  Zürcher 
Gesetz  (jedoch  verschieden  im  Vollzug),  auf.  —  Es  hat  keine  Ketten- 
strafe, aber  noch  Leibesstrafe  gegen  Vaganten  und  Rückfällige.  — 
Todesstrafe.  —  Zuchthaus,  lebenslänglich,  und  zeitig  bis  20  Jahre, 
womit  stets  Verlust  der  bürgerlichen  Rechte  verbunden  ist  — 
Gefängniss  bis  zu  4  Jahren,  womit  Herabsetzung  in  den 
bürgerlichen  Rechten  verbunden  werden  kann.  —  Verweisung  kann 
der  Richter  auch  dann  in  Anwendung  bringen,  wenn  derselben 
bei  der  speciellen  Strafdrohung  nicht  gedacht  ist.  Verlast  der 
bürgerlichen  Rechte  macht  zeugnissuniähig.  Bei  Ausfällung  der 
Ehrenstrafen  soll  der  Richter  vor  Allem  auf  die  Verdorbenheit 
der  Gesinnung  des  Thäters  Rücksicht  nehmen.  Rehabilitation 
kann  bei  ganzem  oder  theilweisem  Entzug  durch  Beschluss  des 
Obergerichts  gewährt  werden.  Geldbussen  dürfen  1000  Fr.  nicht 
übersteigen  und  sollen  nicht  ausgesprochen  werden,  wo  eine  Härte 
gegen  die  Familie  darin  läge.  In  der  Begnadigung  sind  die 
politischen  Verbrechen  besonders  berücksichtigt,  indem  die  Strafe 
gänzlich  (bei  andern  Verbrechen  nur  theilweise)  erlassen  werden 
kann,  überdies  hat  hier  ausnahmsweise  das  Begnadigungsgesuch 
aufschiebende  Wirkung. 

Höchst  interessant  ist  die  Behandlung  von  Versuch  und 
Drohung.  Die  §§  25.  26  entsprechen  der  Bestimmung,  von 
Vollendung  und  Versuch  im  Bundesstrafrecht.  Der  strafbare 
Versuch  muss  wenigstens  einen  Anfang  der  Ausfuhrung  ent- 
halten. Er  ist  gelinder  zu  bestrafen  als  das  vollendete  Ver- 
brechen, nach  Massgabe  der  Annäherung  an  die  Vollendung. 
Unter  Umständen  kann  der  Richter  selbst  auf  gänzliche  Straf- 
losigkeit erkennen. 

Wie  im  zürcherischen  Gesetz  steht  neben  dem  Versuch  die 
Drohung,   jedoch   in   anderer   Fassung;   denn  während  Zürich 


435 

den  Gegensatz  von  Versuch  und  Drohung  betont  (§  47),  gehen 
hier  Versuch  und  Drohung  in  einander  über.  Es  handelt  sich 
nicht  um  Drohung  von  Verbrechen  (geeignet,  die  Ruhe 
zu  stören),  sondern  um  ernstlich  gemeinte  Drohung  einer  straf- 
baren Handlung  in  weiterem  Sinne.  Während  bei  Drohung 
von  Verbrechen  vorzüglich  wörtliche,  schriftliche  Androhung  in's 
Auge  gefasst  wird  und  die  Bedrohung  durch  Handlungen  eher 
unter  den  Gesichtspunkt  von  Vorbereitungs-  und  Versuchshand- 
lungen fällt,  femer  die  bedrohliche  Handlung  nach  der  Absicht, 
ob  diese  auf  Ausführung  oder  blos  auf  psychische  Einwirkung 
gerichtet  war,  sich  als  Drohung  oder  Versuch  charakterisirt,  wird 
bei  jener  Drohung  im  weiteren  Sinne  die  Handlung,  der  die  Absicht 
innewohnt,  in  ihrem  Fortschreiten  zum  Ziele  als  Drohung  gefasst. 

Es  liegt  hierin  noch  ein  Rest  der  alten  Rechtsanschauung 
aus  jener  Zeit,  wo  die  feinere  Unterscheidung  der  Absicht  und 
der  Natur  des  Versuchs  nicht  gemacht  war  und  wo  gewisse 
Handlangen,  in  welchen  wir  Versuch  oder  Vorbereitungshandlungen 
eines  bestimmten  Delicts ,  Drohung  oder  Anderes  sehen ,  als 
friedenbedrohende  Handlungen  selbständig  unter  Strafe  ge- 
stellt wurden.  (Vgl.  vorstehend  das  alte  Recht.)  Der  §  28,  „von 
der  Drohung  und  der  Strafe  derselben",  bestimmt,  dass  ernstlich 
gemeinte  Drohung  einer  strafbaren  Handlung  je  nach  dem  Grade, 
bis  zu  welchem  dieselbe  und  die  angedrohte  Handlung 
bereits  vorgeschritten  ist,  mit  Geldbusse  oder  auch  mit 
Geßingniss  bis  auf  1  Jahr  bestraft  werden  kann.  Als  solche 
Drohung  kann  es  auch  angesehen  werden,  wenn  Jemand  den 
Versuch  eines  Verbrechens  macht,  aber  hiezu  aus  Einfalt  an  und 
für  sich  ganz  untaugliche  Mittel  anwendet.  In  geringfügigeren 
Fällen  von  Versuch  und  Drohung  kann  blos  polizeiliche  Ueber- 
wachung  verfugt  werden. 

Die  Theilnahme  ist  in  3  kurzen  Paragraphen  abgethan. 
Urheber  ist,  wer  das  Verbrechen  durch  eigene  Handlung  oder 
Unterlassimg  unmittelbar  bewirkt  oder  einen  Anderen  vorsätzlich 
zur  Begehung  bewogen  hat.  Keine  nähere  Bezeichnung  der 
Jlittel  der  Anstiftung.  Nichts  über  Strafe  erfolgloser  Anstiftung, 
noch  über  strafbare  Aufforderung.  —  Gehülfe  ist,  wer  das  Ver- 
brechen eines  Anderen  durch  Rath  oder  That  wissentlich  be- 
fördert.   Der   Gehülfe   ist   gelinder   zu   bestrafen   als   der  Ur- 
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heber.  Keine  Strafgrenzen,  keine  Theilnafame  durch  Nichthindemng 
mittelst  unterlassener  Anzeige,  kein  Complott  Wenn  ein  Ver- 
brechen von  Mehreren  verübt  wird,  so  trifft  nach  §  34  Jeden 
(Miturheber)  die  ganze  Strafe  des  Verbrechens.  —  Die  Strafe 
des  Begünstigers  ist  gelinder  als  diejenige  des  Oe- 
hülfen.  Kurz  und  gut  und  die  der  Handlung  zu  Grande 
liegende  Gesinnung  berücksichtigend,  wird  herausgehoben,  dass 
gewerbsmässige  Begünstigung,  sowie  die  auf  Sicherung  des  Vor- 
theils  gerichtete  stärker  bestraft  werden  soll  als  diejenige,  welche 
blosse  Entziehung  der  Person  von  der  gerichtlichen  Verfolgung 
zum  Zwecke  hat.  —  Die  §§  36—39  behandeln  die  Haftbarkeit 
bei  Press  vergehen. 

Kurz,  in  allgemeiner  Form,  ohne  Casuistik  und  dennoch 
mit  treffender  Bestimmtheit  ist  über  mangelnde  Zurechnungs- 
fähigkeit bestimmt.  Unter  12  Jahren  findet  absolute  Straf- 
unmündigkeit statt;  zwischen  12  und  16  Jahren  ist  es  Sache  der 
individuellen  Prüfung,  ob  mit  oder  ohne  Unterscheidung  gehandelt 
wurde.  Im  ersteren  Falle  kann  gerichtlicher  Verweis ,  Unter- 
bringung in  eine  Besserungsanstalt  oder  Ueberweisung  an  die 
Gemeindevorsteherschaft  zu  besonderem  erzieherischen  Unterricht 
angeordnet  werden.  Kinder,  welche  Verbrechen  begehen,  sind  der 
häuslichen  Züchtigung,  jedoch  unter  Aufsicht  der  Gemeinde- 
vorsteherschaft, zu  überlassen.  —  Sehr  milde  ist  über  ge- 
minderte Zurechnungsfähigkeit  festgesetzt,  dass,  wenn 
die  Geisteskräfte  getrübt  und  geschwächt  sind,  z.  B.  in  Folge 
von  körperlichen  Krankheiten,  welche  eine  Störung  des  Gleich- 
gewichts der  Seelenkräfte  entwickelt  haben,  solche  Zustande  als 
wesentliche  Mild erungs gründe  zu  beachten  sind. 

Nothwehr  stellt  den  Satz  an  die  Spitze:  „Jeder  rechts- 
widrig Angegriffene  ist  zu  seiner  Vertheidigung  ermächtigt,  nur 
soll  er  die  Grenzen  derselben  nicht  schuldhaft  überschreiten.  Sic 
ist  gestattet  gegen  rechtswidrige  Angriffe  auf  Personen  oder 
Güter.  Ueberschreitung  ist  nicht  strafbar,  wenn  sie  im  Zustond 
des  Schreckens  oder  gestörter  Besonnenheit  begangen  wurde,  und 
stets  ist,  wenn  kein  kaltblütiger  feindseliger  Vorsatz  zu  Grunde 
liegt,  der  rechtswidrige  Angriff  Strafmilderungsgrund  der  Ueber- 
schreitung. ** 

Die  Strafminderu'ngsgründe  gewinnen  bei  mangelnden 
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Minima  den  Charakter  eigentlicher  Milderung8gi*ünde ,  überdies 
bestimmt  §  50,  dass  wegen  Menge  und  Wichtigkeit  mildernder 
Umstände  selbst  der  geringste  Grad  der  gesetzlichen  Sti'afe,  wo 
er  ausser  Verhältniss  steht  zur  Strafbarkeit  des  besondern  Falls, 
durch  den  Richter  ermässigt  werden  kann. 

Concurrenz  ist  Schärfungsgrund,  der  Richter  darf  über 
das  Maximum  hinausgehen. 

Rückfall,  Begehung  eines  Verbrechens  gleicher  Art  nach 
ganz  oder  zum  Theil  erlittener  Strafe,  ist  Erschwerungs- 
grund. 

Die  Verbrechen  gegen  den  Staat  und  seine  Ordnung 
sind:  Landesverrath,  Aufruhr,  unbefugte  Theilnahnie  an  öffent- 
lichen Versammlungen,  Widersetzung,  Ungehorsam  gegen  Ver- 
iugungen,  Ungehorsam  gegen  ein  Friedgebot,  Störung  des  Haus- 
friedens, Uebertretung  der  Verweisung  und  Eingrenzung  und  des 
Wirthshausverbots,  Werbung,  Selbsthülfe,  Religionsstörung,  Amts- 
verbrechen, falsche  Anklage  und  Meineid. 

Landesverrath  ist  bedroht,  nach  Massgabe  der  Gefährlichkeit 
und  des  Erfolges,  mit  Zuchthaus  oder  Gefängniss,  Aufruhr  in 
schwereren  Fällen  mit  Gefengniss  und  Geldbusse,  in  leichteren 
mit  Qeldbusse.  —  Widersetzung  gegen  die  Obrigkeit  mit  Drohung 
oder  Gewalt  wird  mit  Geldbusse,  in  schweren  Fällen  mit  Geld- 
bnsse  und  Geföngniss  bis  zu  3  Monaten  bestraft. 

Neben  der  amtlichen  Verfügung  steht  als  Verstärkung  das 
Eidgebot,  ein  Rest  des  vor  und  von  dem  Richter  auferlegten 
Friedensgelöbnisses  oder  der  Sicherheit.  Während  einfacher  Un- 
gehorsam blos  mit  Geldbusse  bis  auf  20  Pr.  bestraft  wird,  steht 
auf  Ungehoi*sam  gegen  eine  Verfügung  mit  Eidgebot  die  Strafe 
der  gewalttbätigen  Widersetzung.  —  Es  Hegt  hierin  ein  be- 
achtenswertbes,  einfaches  Mittel,  ob  es  nun  auf  Eid  oder  Hand- 
gelübde (Handfrieden)  sich  stütze,  Rechtsverletzungen  einer  Partei 
in  Missachtung  einer  Verfügung  zum  Schutze  der  anderen  wirk- 
samer zu  verhüten,  als  dies  geschieht  durch  verclausulirte  und 
lax  gehandhabte  Bestimmungen  über  Ungehorsam  gegen  amtliche 
Verffegungen. 

Ungehorsam  gegen  ein  Friedgebot.  Wer  bei  ent- 
stehenden Streitigkeiten  von  einer  Amts-  oder  Privatperson  auf- 
gefordert wird  zum  Frieden  und  dieser  Aufforderung  keine  Folge 
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leistet,  ist  mit  Geldbusse  bis  auf  40  Fr.  zu  bestrafen.  SoDte  er 
sich  zu  diesem  Ungehorsam  auch  noch  thätlich  an  dem  Fried- 
gebieter vergreifen,  so  wird  ihm  dies  zur  Strafe  körperlicher  Ge- 
waltthätigkeit  als  Schärfungsgrund  angerechnet  (§  59). 

Mord,  widerrechtliche  absichtliche  Tödtung  mit  vorbedachtem 
Entschluss  oder  Ueberlegung  in  der  Ausfuhrung,  wird  mit  dem 
Tode  bestraft",  —  Todtschlag,  Tödtung  ohne  Vorbedacht  aus 
Jähheit  und  Zorn,  mit  Zuchthaus  bis  auf  15  Jahre,  und,  wenn 
der  Thäter  durch  schwere  Beleidigung  provocirt  wurde  oder  in 
Ueberschreitung  der  Nothwehr  handelte,  mit  Gefängniss,  Ge- 
fängniss  und  Geldbusse  oder  auch  Zuchthaus  bis  zu  6  Jahren. 
Tödtung  aus  Unbesonnenheit  (Körperverletzung  mit  tödtlichem 
Ausgang),  in  der  Absicht  und  „mit  dem  Vorbedacht",  zu  miss- 
handeln, wird  mit  Gefengniss  und  Geldbusse,  in  schweren  Fällen 
mit  Zuchthaus  bis  auf  10  Jahre  bestraft. 

Kindsmord  („heimlich")  wird  mit  Zuchthaus  bis  auf  10 
Jahre  bestraft. 

Kurz  und  gut  ist,  abgesehen  von  der  überflüssigen  Definition« 
die  Körperverletzung  behandelt:  In  leichteren  Fällen  wird 
sie  mit  Geldbusse,  in  schwereren  mit  Geföngniss  und  Geldbusse, 
und,  wenn  völlige  Unbrauchbarkeit  zu  Berufsgeschäften,  Verlust 
eines  Organs,  Geistesstörung  und  sonst  schwere  bleibende  Folgen 
eintreten,  mit  Zuchthaus  bestraft.  Bei  der  Zumessung  ist  zu  be- 
achten, ob  sie  in  hinterlistigem  Anfall,  mit  Vorbedacht  oder 
im  Affect  geschah,  welche  Mittel  angewendet  wurden  —  be- 
sonders strafbar  ist  der  Gebrauch  von  Gift,  Waffen,  Instrumenten 
—  oder  ob  besonders  gefahrlicher  Wille  sich  kundgibt.  Wesent- 
liche Strafmilderung  tritt  ein  bei  widerrechtlicher  Anreizung  und 
Ueberschreitung  der  Nothwehr. 

Körperliche  Gewaltthätigkeiten,  welche  keine  Verletzung  des 
Körpers  nach  sich  ziehen,  sind  mit  Geldbusse  bis  100  Fr.  zu 
bestrafen.  Gegen  Raufbolde  kann  Wirthshausverbot  ausgesprochen 
werden. 

Die  Sittlichkeitsvergehen  zeigen  an  der  Spitze  das 
Vergehen  des  Beischlafs  zweier  lediger  Personen,  die  noch  kein 
rechtsgültiges  Eheversprechen  eingegangen  haben,  welcher  Frevel 
mit  40  Fr.  und  bei  mehrfachem  Rückfall  mit  Ehrverlust  gebfisst 
wird.    Die  Sittenstrenge  zeigt  sich  ebenso  in  der  Strafe  dos  Ehe- 
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bmclis ;  zwar  ist  auch  hier  blos  Geldstrafe,  jedoch  stets  verbunden 
mit  Ehrverlust,  gedroht.  —  Die  Strafe  der  Nothzucht  ist  Zucht- 
baas; mangelt  der  Genöthigten  der  gute  Ruf,  so  kann  auf  6e- 
fangniss  erkannt  werden. 

Die  Ehrverletzung  ist  fast  wörtlich  dem  St.  G.  B.  von 
Zürich  nachgebildet  (vgl.  Appenzell  §§  98  ff.,  Zürich  §§  187  ff.), 
wenn  auch  vereinfacht  und  in  der  Strafdrohung  milder.  Ver- 
leumder ist,  wer  einem  Andern  mit  dem  Bewusstsein  der  Falschheit 
Verbrechen  oder  andere  Handlungen,  welche  strafbar  sind  oder 
dem  guten  Namen  nachtheilig  sein  können,  andichtet  oder  solche 
Abdichtungen  mit  dem  Bewusstsein  der  Falschheit  weiter  ver- 
breitet. Die  Regel  des  zürcherischen  G.  B.,  dass  die  Aeusserung 
als  mit  dem  Bewusstsein  der  Falschheit  gethan  angesehen  werde, 
80  lange  nicht  die  Richtigkeit  der  angegebenen  Thatsache  oder 
dass  der  Thäter  sie  für  wahr  gehalten,  zur  Wahrscheinlichkeit 
erbracht  sei,  hat  Appenzell  nicht  aufgenommen.  Strafe:  Geldbusse, 
in  schweren  Fällen  Gefangniss  und  Busse.  Beschimpfung  (Appen- 
zell §  103,  Zürich  §  196)  ist  mit  einer  Geldbusse  zu  belegen 
(Zürich  auch  Geföngniss).  Beschimpfung  oder  Verleumdung  von 
Beamten  oder  Behörden  während  der  Ausübung  ihres  Amtes  oder 
mit  Bezug  auf  ihre  Amtsverhältnisse  etc.  (Appenzell  §  105,  Zürich 
§  199)  gilt  als  Strafschärfungsgrund. 

Von  Interesse  ist  die  Vergleichung,  wie  in  den  Gesetzbüchern 
Zürich's  und  AppenzelPs  in  Uebereinstimmung  und  Abweichung 
Raub,  Erpressung,  Diebstahl  behandelt  sind. 

Die  Definitionen  des  Raubes  stimmen  in  beiden  G.  B.  über- 
ein,  —  Zürich  nennt  aber  vier  Grade  mit  besonderer  Strafdrohung, 
—  Appenzell  lässt  diese  weg  und  setzt  einfach :  „Raub  wird  mit 
Zuchthaus,  bei  ganz  unwichtigen  Fällen  mit  Gefkngniss  belegt." 
Innerhalb  dieser  weiten  Grenzen  hat  der  Richter  nach  den  Um- 
ständen völlig  freie  Hand.  Beide  G.  B.  stimmen  überein  in  der 
Anfuhrung  einiger  Strafmehrungsgründe.  —  In  der  Erpressung 
fugt  Appenzell  dem  zürcherischen  Text  das  Merkmal  hinzu,  dass 
durch  die  abgenöthigte  Handlung  oder  Unterlassung  auch  eine 
Vermögensbeeinträchtigung  stattgefunden  haben  müsse.  —  Dieb- 
stahl wird  in  beiden  G.  B.  gleich  definirt.  Appenzell  aber  sagt 
kurz:  Die  Strafe  des  Diebstahls  besteht  in  leichteren  Fällen  in 
Oe&ngniss   und   Geldbusse ,    in   schweren   Fällen   in   Zuchthaus  \ 
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stets  ist  Herabsetzung  in  den  bürgerlichen  Rechten  damit  ver- 
bunden; ferner:  Die  Strafe  richtet  sich  wesentlich  nach  dem 
Werth  —  sie  ist  zu  erhöhen^  wenn  der  Diebstahl  unter  folgenden 

Umständen    begangen    wurde (Folgen   die   bekannten 

Qualificationsgründe).  —  Dagegen  hat  Zürich  ähnlich  der  Mehr- 
zahl der  G.  B.  mehrfach  abgestufte  Strafen  des  ausgezeichneten 
Diebstahls  je  nach  dem  Betrage  des  Gestohlenen  und  nach  dem- 
selben Princip  mehrere  Strafen  des  einfachen  Diebstahls  und 
überdies  eine  Anzahl  von  besonderen  Strafschärfungsgründen. 
(§  216.) 

In  ähnlicher  Weise  hat  Appenzell  die  präcisen  Bestimmungen 
des  zürcherischen  G.  B.  über  Betrug,  Brandstiftung  u.  a.  über- 
nommen, indem  es  zugleich  nach  seinen  Bedürfnissen  die  Ab- 
stufungen der  Strafe  und  die  Qualiiicationen  der  Verbrechen  bei 
Seite  liess  und  die  äusserste  Einfachheit  mit  der  grössten  Freiheit 
des  richterlichen  Ermessens  verband. 

III.  Das  Polizeigesetz  hat  nur  Satzungen  rein  polizeilicher 
Natur,  Wirthshausvorschriften  strenger  Art:  Wirthe  dürfen  Un- 
erwachsenen und  Trunkenen  nicht  zu  trinken  geben ,  haben 
strenge  auf  Sitte  und  Gebräuche  zu  achten,  alles  Strafbare, 
welches  bei  ihnen  vorgeht,  anzuzeigen;  femer  wird  Trunkenheit, 
unsittliches  Reden  und  Singen  unzüchtiger  Lieder,  Schwören  und 
Lärmen,  ungebührliches  Tanzen  unter  Strafe  genommen;  auch 
die  alte  Rechtspflicht,  arge  Frevel,  von  denen  Jemand  Zeuge  ist, 
anzuzeigen,  findet  sich  noch  erwähnt  und  ihre  Missachtung  ist 
mit  einer  Busse  von  5 — 20  Fr.  bedroht. 

Gleichzeitig  mit  dem  St.  G.  B.  wurde  auch  eine  Straf 
processordnung  ^  erlassen.  Das  Gesetzbuch  bestand  in  Kraft  bis 
zum  Strafgesetzbuch  vom  28.  April  1878. 

IV,  Praxis.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  I,  Diebstahl, 
Ehebruch,  Lügenstrafe,  Anwendung  des  Landbuches;  Bd.  VI, 
Brandlegung;  Bd.  II,  S.  170,  Statistik  der  Straffklle  von  1843 
bis  1852. 


'  Schnell  bemerkt  liieza:  „Die  Schriftsteller,  welche  rieh  unter  der 
Schweiz  noch  ein  pAtriurchalisch  organisirtes  Hirtenland  vorstellen,  werden 
nicht  besser  als  durch  Lesung  dieses  Gesetzes  enttäuscht  werden  können.** 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  IX,  8.  167. 
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Novellen.  Beschluss  von  1873:  Es  sind  Injurien  nicht 
mehr  als  CivilfäUe  zu  behandeln^  sondern  zum  Voruntersuch  zu 
weisen.  Verträge  mit  Aargau  und  Thurgau,  1869,  über  Benützung 
der  Strafanstalt  Lenzburg  und  der  Zwangsarbeitsanstalt  Kalchrain. 

Ueber  Rechtsquellen  und  Literatur  vgl.  S.  104. 


Luxem  1860. 

§  73.  I.  Ueber  das  St.  G.  B.  von  1836,  dessen  Mängel, 
die  Bestrebungen  zur  Revision  und  über  den  Entwurf  von  1853 
vgl.  S.  263  und  269.  Der  letztere,  vom  Frühjahr  1853,  enthielt 
in  Form  einer  Novelle  blos  Abänderungen  einzelner  Artikel  des 
Criminal-  und  Polizeistrafgesetzbuches  und  der  Processordnung.* 
Da  dies  ungenügend  befunden  wurde  und  doch  der  Rath  weiter- 
gehenden Bestrebungen  gegenüber  das  Festhalten  des  Bisherigen 
mit  Verbesserungen  empfahl ,  so  wurden  zwei  Entwürfe  aus- 
gearbeitet, von  denen  derjenige,  welcher  nicht  blos  Einzelnes  ver- 
besserte, sondern  in  weiterer  Ausdehnung  die  Revision  vollzog, 
der  Berathung  des  Cantonsrathes  zu  Qrunde  gelegt  wurde.  Der 
Entwurf*  wurde,  erheblich  modificirt,  den  29.  December  1860 
vom  Cantonsrath  zum  Gesetz  erhoben,  welches  den  28.  Januar 
1861  in  Kraft  trat. 

Während  die  G.  B.  anderer  Cantone,  wie  z.  B.  Schaff- 
hausen's,  durch  die  Revision  eine  wesentliche  Umgestaltung  er- 
fuhren, ist  das  neue  luzernische,  trotz  mehrfacher,  mitunter  ein- 
greifender Reformen^  im  Ganzen  enge  an  das  alte  angeschlossen 
geblieben.  Zwar  sind  wichtige  materielle  Verbesserungen  ein- 
getreten: Milderung  der  Strafdrohungen  und  Ausdehnung  des 
richterlichen  Ermessens,  Beseitigung  oder  Einschränkung  harter 
Straimittely  und  auch  formell  ist  ein  Fortschritt  zu  verzeichnen, 
insofern  manche  doctrinelle  Bestandtheile  ausgeschieden  und  Kürze 
und  Gemeinverständlichkeit  der  Sprache  angestrebt  wurden. 


'  Gedruckt  als  OesetzesvorBchlag  des  Regierungsrathes ,  enthaltend  die 
Modification  einiger  BeBtimmiingen  des  St.  O.  B.  Näheres  im  Bericht  der 
Commission,  S.  34  der  Grossrathsverhandlungen  von  1853. 

*  Demselben  ist  ein  Bericht  des  Regierungsrathes  vom  22.  Februar  1860 
beigegeben. 
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Der  Bericht  äussert  sich  folgendermassen :  ;,Ein  Gesetz^  das 
von  allen  Bürgern  gekannt  und  allgemein  angewendet  werden 
soll,  darf  nicht  nur  auf  das  Verständniss  der  Juristen  berechnet 
sein,  und  es  ist  deshalb  Gemeinverständlichkeit,  bestmögliche 
Klarheit  und  Schärfe  des  Ausdrucks,  Vereinfachung,  Beseitigung 
doctrinärer  Erörterungen  und  Definitionen,  freiere  Stellung  des 
richterlichen  Ermessens  gegenüber  dem  firüheren  Gesetz  angestrebt 
und  ferner  ist  zugleich  Bedacht  genommen  worden,  grossere  Voll- 
ständigkeit zu  erreichen,  insbesondere  auch  die  Strafgesetzgebung 
des  Bundes  zu  berücksichtigen." 

Der  Entwurf  ist  gemäss  diesen  Bestrebungen  oft  einfach, 
während  später  das  Gesetz  selbst  wieder  auf  die  frühere  Stufe 
zurücksinkt,  wie  z.  B.  in  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit,  Vollendung 
und  Versuch,  Theilnahme,  in  der  Tödtung  u.  a.  Es  ist  zu  viel 
von  dem  Alten  und  von  dem  Misslichen  der  deutschen  Entwürfe 
aus  den  Dreissiger  Jahren  hinübergenommen  worden,  was  bei 
gründlicher  Prüfung  und  Verwerthung  der  wissenschaftlichen  Re- 
sultate, sowie  der  neueren,  insbesondere  schweizerischen  Gesetz- 
gebung —  und  bei  einiger  Selbständigkeit,  wie  sie  andere 
schweizerische  G.  B.  haben  —  nicht  hätte  geschehen  dürfen« 

II.  Die  Anordnung  ist  mit  geringen  Abweichungen  diejenige 
des  G.  B.  von  1836.  Das  Criminalgesetzbuch  enthält  257  Para- 
graphen, daneben  besteht  das  Polizeistrafgesetz  über  Vergdien  vom 
6.  Juni  1861  (in  Kraft  den  11.  August  1861)  mit  176  Paragraphen 
Beide  gelten  noch  heute. 

Der  allgemeine  Theil  ist  durch  Verschmelzung  und  Ver- 
einfachung auf  8  statt  10  Titel  und  auf  89  statt  107  Paragraphen 
reducirt  worden.  Tit.  I.  Von  Verbrechen  und  Strafe  überhaupt. 
II.  Von  dem  Vorsatz  und  von  der  Fahrlässigkeit.  III.  Von  Voll- 
endung und  Versuch.  IV.  Von  den  Urhebern,  Gehülfen  und  Be- 
günstigem. V.  Von  den  Gründen,  welche  die  Strafbarkeit  bedingen 
und  ausschliessen  oder  tilgen.  VI.  Von  der  Stra&umessung  und 
Strafverwandlung.  VII.  Von  der  Behabilitation.  VIII.  Von  der 
Begnadigung,  Amnestie  und  Abolition. 

Der  Einfluss  des  Bundesrechts  zeigt  sich  in  den  Bestimmungen 
über  das  Herrschaftsgebiet  des  Gesetzes,  insofern  das  Bundesgesetz 
über  Auslieferung  vom  24.  JuU  1852  und  das  Bundesstrafrecht 
Berücksichtigung  fanden. 
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Die  Strafmittel  sind  dieselben  geblieben^  insbesondere  ist 
die  Todesstrafe^  die  Kettenstrafe  und  die  körperliche  Züchtigung 
aufrecht  erhalten.     Bei    der   Todesstrafe   ist   die  Auffuhrung   des 
Mörders  im  rothen  Hemde  unterdrückt  und  gemäss  der  Bundes- 
verfassung die  Nichtanwendbarkeit  dieses  Sti'afmittels  auf  politische 
Verbrechen   ausdrücklich   erwähnt.    —   Der   Kettensträfling 
kann  in  und  ausser  der  Anstalt  zu'" schwerer  Arbeit  angehalten 
werden  (§  6  b)    —    ein  Uebelstand,  der  1881  zusammen  mit  den 
bedauerlichen    Zuständen     der     cantonalen    Strafanstalt    in     den 
Tödtungs-  und  KörperverletzungsaflFairen  auf  der  Hirschmatt  und 
in  Gerlischwyl   und   in  den  Ausbruchsfallen  Thali  die  allgemeine 
Aufmerksamkeit  auf  diesen  Canton  lenkte.    Die  Dauer  der  Ketten- 
strafe von  5  Jahren  bis  auf  Lebenszeit  ist  gleich  geblieben,    auf- 
gehoben  wurde    die    früher    damit    verbundene    Ausstellung.    — 
Zuchthaus    von   4  Monaten   (früher  3)  bis  15  Jahre  (früher  10); 
es   tritt    in    manchen   Fällen   an   Stelle    der    früher    angedrohten 
Eettenstrafe.    —    Die  Einsperrungsstrafe  kann  bis  auf  6  Wochen 
(früher  12)    durch  Fasten   verschärft  werden.     Dauer:    3  Monate 
his  2  Jahre.    Sie  findet  nur  auf  leichtere  Verbrechen  Anwendung. 
—  Landesverweisung  ist  wie  in  den  St.  G.  B.  anderer  Cantone, 
trotz  der  Forderung  der  B.  V.,   dass  alle  Schweizer  gleichgestellt 
sein   sollen,    nur    anwendbar    auf   cantonsfremde   Schweizer   und 
Fremde.    —    Körperliche  Züchtigung   bis  auf  50  Streiche  (früher 
100).   —    Geldstrafe   darf  nie   unter   200   Fr.   herabsinken.    — 
Entzug  der  Ehrenrechte  bis  zur  Rehabilitation  ist  mit  jedem 
Criminalurtheil  verbunden  und  hat  unter  Anderm  auch  die  Zeug- 
nissunfähigkeit  zur  Folge. 

.Rehabilitation  kann  gewährt  werden  bei  Kettenstrafe  1 0, 
bei  den  übrigen  5  Jahre  nach  Erstehung  und  „bei  sogenannten 
politischen  Verbrechen  ist  sie  an  keine  Zeitfrist  gebunden". 
Bei  den  letztgenannten  Verbrechen  kann  der  Rath^  auch  bevor 
eine  Untersuchung  angehoben  ist,  Amnestie  aussprechen  oder  vor 
dem  Urtheil  Abolition  beschliessen. 

Nach  dem  älteren  Gesetzbuch  trat  in  den  gesetzlich  be- 
stimmten Fällen  die  Stellung  unter  Polizeiaufsicht,  welche 
eingehend  normirt  war  (§  23),  ein;  —  das  neue  hat  sie  fallen 
lassen,  da  dieses  Präventivmittel  theils  unzureichend,  theils  un- 
ausführbar sei. 
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Doctrinelle  Bestimmungen  über  Vorsatz  und  Fahrlässig- 
keit (vgl.  S.  263)  waren  im  Entwurf  mit  Recht  als  abstracte^ 
gesetzlich  schwer  zu  formulirende  Regeln  nicht  mehr  berücksichtigt 
worden;  das  Gesetz  nahm  den  alten  §  31  über  den  dolos  in- 
determinatus  wieder  auf;  während  es  auf  eine  Definition  des  Vor- 
satzes Verzicht  leistete. 

Versuch.  Der  Entwurf  hatte  die  doctrinellen  Unter- 
scheidungen (vgl.  S.  264)  des  älteren  G.  B.  fallen  lassen  und 
einfach  den  Grad  der  Annäherung  des  Versuchs  an  die  VoU- 
endung  als  Strafzumessungsgrund  aufgestellt.  Das  G.  B.  fiel 
wieder  zurück  auf  den  alten  Standpunkt^  indem  es  das  Straf- 
gesetz von  1836  einfach  copirte^  mit  Ausnahme  einer  Modification 
in  der  Begriffsbestimmung  und  einer  Bestimmung  über  Ausschluss 
der  Vorbereitungshandlungen  (§  28)^  was  um  so  auffallender  ist 
als  die  neueren  Gesetzgebungen  ein  gutes  Vorbild  sein  konnten 
und  der  Entwurf  bereits  den  richtigen  Weg  eingeschlagen  hatte.* 

Besser  findet  sich  die  Theilnahme  behandelt  Vor  Allem 
ist  die  Unterscheidung  der  Haupt-  und  Nebengehülfen  und  die 
anschliessende  Casuistik  beseitigt  und  einfach  festgesetzt^  dass  der 
Gehülfe  je  nach  der  Grösse  seiner  verbrecherischen  Mitwirkung 
bestraft  wird  bis  auf  drei  Viertheile  der  auf  das  Ver- 
brechen gesetzten  Strafe.  Dann  ist  der  Begriff  der  Urheberschaft 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  zürcherischen  und  Bundesstraf- 
gesetz gefasst  als  eigenes  Handeln  oder  Unterlassen  oder  An- 
stifteU;  welche  Hauptursachen  eines  Verbrechens  sind;  der  Rath 
(der  „bestimmte^^  „umständliche^)  ist  beseitigt  und  anders  ab 
früher  sind  die  Mittel  der  Anstiftung  nicht  mehr  beispielsweise 
aufgezählt.  —  Im  Uebrigen  schliesst  sich  das  Gesetz  enge  dem 
iütem  an  und  fbhrt  auch  wieder  die  Verbrechen  von  Corporationen, 
Complott  und  Bande  mit  sich. 

Die    Strafausschliessungsgründe     sind    fast    unver- 
ändert dem  altem  Gesetz  entnommen  (vgl.  S.  265)  und  auch  die 


'  Z.  B.  bestimmt  uoch  §  27,  dass  anzanelunen  sei,  der  Terbrecheiisebe 
£rfolg  sei  aus  einer  Handlung  entstanden,  wenn  sie  nach  ihrer  Xatnr  cur 
Hervor briugung  des  Erfolges  genügte  und  nicht  das  Gegentheil  mindesten» 
sehr  wahrscheinlich  sei.  Der  Entwurf  hatte  diesen  Satz  des  alten  G.  B.  «ab- 
gegeben. 
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Nothwehr  hat  n.ur  geringe  Veränderungen  erfahren.  Straflos 
ist,  wer  sich  gegen  einen  begonnenen  oder  unmittelbar  drohenden 
AngriiF  auf  seine  Person  oder  Güter  bei  Abgang  oder  Unzu- 
länglichkeit obrigkeitlicher  Hülfe  zu  schützen  sucht  und 
die  Grenzen  der  Abwehr  nicht  schuldhaft  überschreitet,  sowie  die 
Ueberschreitung  aus  Schrecken,  Furcht,  gestörter  Besonnenheit. 
Neben  der  Nothwehr  ist  die  erlaubte  Selbsthülfe  genannt. 

Die  Strafzumessungsgründe,  früher  ausfuhrlich  be- 
handelt (vgl.  S.  265),  sind  nun  ganz  bei  Seite  gelassen  und  an 
ihrer  Stelle  steht  die  einfache  Vorschrift,  dass  bei  Zumessung  der 
Strafe  der  Richter  nach  der  Beschaffenheit  der  Handlung  und  der 
Willensbeschaffenheit  des  Thäters  innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen 
die  Strafe  zu  erhöhen  oder  zu  mindern  hat. 

Strafmilderung  bis  auf  ein  Viertheil  des  gesetzlichen 
Strafmasses  findet  statt  bei  geminderter  Zurechnung  (§  72,  früher 
§  62)  und  wegen  Menge  und  Wichtigkeit  zusammentreffender 
mildernder  Umstände  (1836:  §  79).  Bei  einer  Anzahl  von  Ver- 
brechen ist  überdies  Strafinilderung  aus  besonderen  Umständen 
zulässig,  z.  B.  bei  geringfügiger  Brandlegung,  Sachbeschädigung 
und  anderen,  wogegen  weitergehende  Milderungen  des  Entwurfs 
bei  Körperverletzung  nicht  Aufnahme  im  Gesetze  fanden. 

Die  alte  Umständlichkeit  tritt,  wenn  auch  in  vereinfachter 
Form,  noch  in  der  Concurrenz  zu  Tage,  indem  formales  und 
reales  Zusammentreffen  und  fortgesetztes  Verbrechen  definirt  und 
mit  besonderen  Strafsätzen  versehen  werden.  Die  Strafe  realer 
Concurrenz  richtet  sich  nach  dem  Cumulationsprincip. 

Rückfall  (vgl.  S.  265),  Begehung  desselben  oder  eines 
gleichartigen  Verbrechens,  nachdem  der  Thäter  früher  be- 
straft worden  war.  Neu  ist  die  Aufzählung  der  Verbrechen 
gleicher  Art,  „um  das  Schwankende  dieses  Begriffes  zu  be- 
seitigen". Die  Methode  der  Strafbestimmung  ist  mit  veränderten 
Strafsätzen  die  frühere  geblieben. 

Die  Verbrechen  des  Hoch-  und  Landesverraths  sind 
mit  Rücksicht  auf  das  Bundesstrafrecht  kürzer  und  in  der  Straf- 
drohung  übereinstimmend  gefasst,  immerhin  noch  mit  zu  grosser 
Ausführlichkeit.  Neu  eingefugt  ist  an  Stelle  des  Gesetzes  gegen 
die  Freischaaren,  von  1848,  der  §  93  über  Landfriedensbruch. 
Der  Begriff  des  Aufetandes    ist   enger  und  bestimmter    (§   94) 
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gezogen ;  die  öffentliche  Aufforderung  zu  hoch-  oder  landes- 
verrätheriachen  Handlungen  und  zum  Aufruhr  (früher  §§  113. 
127;  vgl.  S.  266)  ist  nicht  mehr  erwähnt  (Vgl.  Polizeigesetz, 
§  44.) 

Strafe  der  Grotteslästerung:  Zuchthaus  bis  zu  sechs 
Jahren. 

Der  Brandstiftung  macht  sich  schuldig,  wer  vorsätzlich 
fremdes  Eigenthum  oder  sein  Eigenthum  mit  Gefahr  für  Personen 
oder  das  Eigenthum  Anderer  oder  in  betruglicher  Absicht  in 
Brand  setzt.  Die  Strafen  sind  gemildert,  insbesondere  die  Todes- 
strafe nur  noch  für  den  Fall  anwendbar,  wo  ein  Mensch  dabei 
das  Leben  verlor.  —  Nach  dem  Bundesgesetz  ist  die  gemein- 
gefährliche Schädigung  von  Eisenbahnen  aufgenommen,  §  115. 

Die  Verbrechen  gegen  das  Leben  beginnen  mit  einer 
Bestimmung  über  Tödtung  überhaupt;  dann  wird  ganz  in  der 
alten  Weise  (vgl.  S.  267)  festgesetzt,  welche  Fälle  ohne  Einfluss 
auf  die  rechtliche  Beurtheilung  der  Tödtlichkeit  sind  und  in 
welchen  Fällen  trotz  tödtlichen  Erfolges  bei  vorhandener  hoher 
Wahrscheinlichkeit  der  mangelnden  Ursächlichkeit  der  Verletzung 
blos  Körperverletzung  anzunehmen  sei  etc.  Auch  hier  hatte  der 
Entwurf  mit  Rücksicht  auf  die  neueren  Gesetzbücher  von  diesen 
überflüssigen  Vorschriften  Umgang  genommen,  allein  schon  in 
der  Gesetzgebungscommission  gewann  die  alte  Auffassung,  der- 
gleichen sei  zweckmässig,  um  den  Richter  vor  Zweifeln  zu  schützen, 
die  Oberhand. 

Die  Definitionen  von  Mord  und  Todtschlag  sind  ver- 
bessert und  einfach  auf  das  Merkmal  der  Ueberlegung  abgestelltt 
insbesondere  ist  die  unglückliche  Fassung  des  Todtschlags  (vgl. 
S.  267)  aufgegeben.  Strafe  des  Todtschlags  (früher  zehn-  bis 
zwanzigjährige  Kettenstrafe):  Zuchthaus  von  8  —  15  Jahren,  bei 
schwerer  Beleidigung  2—6  Jahre.  (Das  alte  Gesetz  hatte  kein 
Minimum.)  Neu  ist  der  Satz,  dass  jeder  Theilnehmer  an  einer 
Rauferei,  wobei  ein  Mensch  das  Leben  verlor,  schon  wegen  dieser 
Theilnahme  correctionell  zu  bestrafen  ist. 

Kindsmord,  im  älteren  Gesetz  in  ausfuhrlicher  Casuistik 
entwickelt  (vgl.  S.  267),  ist,  gestützt  auf  die  Praxis,  wesentlich 
vereinfacht  worden.  Die  Sätze  über  Lebensfähigkeit,  Beweis, 
Mangel  am  Thatbestand  sind  aufgegeben  und  nur  noch  die  Unter- 
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Scheidung  der  Begehung  mit  oder  ohne  Vorbedacht  ist  fest* 
gehalten;  im  erstem  Fall  ist  die  Strafe  6 — 24  Jahi-e  Ketten,  im 
letztem  Zuchthaus  von  6  bis  zu  10  Jahren. 

Diebstahl  ist  wie  im  altern  St.  G.  B.  nach  zürcherischem 
Vorbild  unverändert  in  der  Definition.  Neu  hinzugeftigt  ist  der 
BegriflF  des  furtum  usus  et  possessionis.  Als  Diebstalil  wird  eben- 
falls angesehen,  wenn  Jemand  die  bewegliche  eigene  Sache  dem 
rechtmässigen  Inhaber  in  gewinnsüchtiger  Absicht  entwendet.  Das 
neue  Gesetz  enthält  mit  Abweichungen  wieder  die  alten  com- 
plicirten  Abstufungen  nach  dem  Werth  des  Gestohlenen  und  der 
grossen  Zahl  qualiticirender  Umstände.  Betrug  ist  unverändert 
schon  dann  vollendet,  wenn  die  täuschende  Handlung  beendigt 
ist,  ob  dabei  Schaden  eingetreten  sei  oder  nicht.  Der  betrüg- 
liche  Bankrott,  früher  als  eine  Art  des  qualificirten  Betrugs 
aufgezählt,  ist  mit  Bücksicht  auf  die  Eigenthümlichkeit  des  DeUcts 
schärfer  gefasst  und  mit  selbständiger  Strafe  (Zuchthaus  bis  auf 
10  Jahre,  je  nach  Massgabc  des  beabsichtigten  oder  gestifteten 
Schadens)  versehen  worden.  In  geringfügigen  Fällen  kann  cor- 
rectionelle  Strafe  ausgesprochen  werden. 

III.  Das  Polizeistrafgesetz  hat  6  Hauptstrafen  und 
ö  Xebenstrafen.  Arbeitshaus  von  1  Monat  bis  zu  5  Jahren.  Ge- 
tangniss  bis  zu  3  Monaten,  verschärfbar  durch  Fasten  bis  auf 
4  Wochen.  Körperliche  Züchtigung  mit  Ruthen  bis  auf  30 
Streiche.  Hinsichtlich  der  Vollendung  und  des  Vereuchs,  der 
Urheberschaft  und  Theilnahme  an  Polizeivergehen,  des  Zusammen- 
flusses und  des  Rückfalls  gelten  die  Grundsätze  des  Criminal- 
Strafgesetzes. 

Trotz  der  Ausführlichkeit  des  Gesetzbuches  bestimmt  §  36: 
-Wer  gegen  Landesgesetze  oder  obrigkeitliche  Verordnungen,  auf 
deren  üebertretung  keine  bestimmte  Strafe  steht,  sich  verfehlt, 
soll  mit  Geldstrafe  bis  150  Franken  oder  Gefängniss  von  1  bis 
j>0  Tagen  bestraft  werden."  Der  Paragraph  entspricht  dem 
früheren  §  28,  mit  dem  Unterschied,  dass  die  Strafdrohung  fast 
um  die  Hälfte  erhöht  wurde.  « 

Das  Erbtheil  der  deutschen  Entwürfe,  strafbare  Aufreizung 
und  Verbreitung  beunruhigender  Gerüchte,  ist,  wenig  verändert, 
wieder  aufgenommen  und  die  Vergehungen  wider  die  Ehre  des 
Staates  (vgl.  S.  268)  haben  nur  den  Titel  gewechselt;  sie  heissen 
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nun  Vergehen  wider  die  Amtsehre  (Tit.  II)    und   sind   theilweise 
in  den  Strafdrohungen  etwas  gemildert. 

Geringere  Körperverletzungen,  ^ie  nicht  ak  Ver- 
brechen sich  qualificiren,  sind  mit  Gefangniss  von  8  Tagen  bis 
zu  6  Monaten  oder  mit  Geldbusse  von  30 — 300  Fr.  bedroht  — 
Thätlichkeiten  ohne  eingetretene  Körperverletzung 
sind  auf  Antrag  des  Verletzten  mit  Gefangniss  oder  Oeldbusse 
bis  100  Fr.  zu  bestrafen.  Da  §  93  von  der  Beleidigung  durch 
Thätlichkeiten  ausdrücklich  die  beleidigende  Absicht  voraussetzt, 
so  werden  geringfügige  Körperverletzungen  als  solche  oder  als 
Realinjurie  beurtheilt,  je  nachdem  die  Absicht  auf  Verietzung 
des  Körpers  oder  der  Ehre  ging.  Noch  erscheint  in  §  79  Wurf 
und  Fehlwurf  bedroht,  und  zwar  mit  Geldbusse  oder  „ent- 
sprechendem Gefangniss",  ob  die  Absicht  auf  Verletzung  des 
Körpers  oder  cter  Ehre  ging  und  ob  Erfolg  eintrat  oder  nicht 

Die  Ehrverletzung  hat  eine  Umwandlung  er&hren,  die 
nicht  als  Verbesserung  angesehen  werden  kann.  Während  das 
ältere  Gesetz  zu  Verleumdung  verlangt,  dass  der  Vorwurf  der 
ehrenkränkenden  Handlung  mit  dem  Bewusstsein  der  Falschheit 
(„wer  andichtet**)  Dritten  gegenüber  gemacht  worden  sei  — 
wohingegen  gleiche  Vorwürfe,  die  als  unbesonnenes  Verbreiten 
unbegründeter  Gerüchte  erscheinen,  wie  Beschimpfung  bestraft 
werden  — ,  bestimmt  das  gegenwärtige  Gesetz :  Der  Verleumdung 
ist  schuldig,  wer  einem  Andern  strafbare,  unsittliche  oder  sonst 
unehrenhafte  Handlungen,  welche  geeignet  sind,  denselben  der 
Verachtung  seiner  Mitbürger  auszusetzen  oder  das  ihm  noth- 
wendige  Vertrauen  zu  entziehen,  fälschlich  vorhält  oder  g^en 
ihn  aussagt.  Als  falschUch  gilt  jeder  Vorhalt,  dessen  Wahrheit 
nicht  völlig  erwiesen  ist.  Nachrede  aus  Unbesonnenheit  ist  Straf* 
milderungsgrund.  Die  Strafe  der  Verleumdung  ist  Geftugniss 
von  mindestens  14  Tagen  oder  Geldbusse  bis  200  Fr.,  in  den 
schwersten  Fällen  Arbeitshaus  bis  auf  2  Jahre.  Die  Retorsion  ist 
nicht  mehr  erwähnt,  jedoch  hat  sich  die  Ehrenerklärung  von 
Seiten  des  Beleidigers,  wenn  der  Charakter  der  Injurie  zweifel- 
haft ist,  oder  von  Seiten  des  Richters  im  Urtheil  noch  erhalten 
(§§  95.  97). 

IV.    Praxis.     Commentar,    von   Casimir  PfyffeTy   Luzern 
1861.     Commentar  zum  Polizeistrafgesetz,  von  Demselben,  1862. 
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Ueber  die  Motive  zum  Q-.  B.  vgl.  den  Beriebt  zum  Entwurf, 
Bd.  XXV;  S.  21  ff.  der  Kathsverhandlungen,  auch  separat  ge- 
druckt,  und  die  gedruckten  Verhandlungen  des  Grossen  Rathes. 

—  Die  Sammlung  grundsätzlicher  Entscheide  des  Obergerichts 
von  Dr.  Sigrist  enthält  eine  Reihe  strafrechtlicher  PräJudicien 
(seit  1871  in  der  Beilage  zum  luzemischen  Cantonsblatt);  Anderes 
findet  sich  in  den  obergerichtlichen  Rechenschaftsberichten^  sowie 
m  den  zwei  Bänden  der  Verordnungen  imd  Weisungen  der  obem 
Justizbehörden,  neue  Folge,  1865 — 1881.  Das  Obergericht  zieht 
auch  die  Entscheidungen  des  deutschen  Reichsgerichts  zu  Rathe.^ 

—  Die  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  bringt  einzelne  Rechts&Ue  in 
Bd.  I,  Betrug;  Bd.  X,  Mord,  geminderte  Zurechnungsfahigkeit, 
Ausstellung;  Bd.  Xu,  Mord  oder  Todtschlag?;  Bd.  XV,  Aus- 
dehnung des  Nothwehrrechts ;  Bd.  XXTTT,  Betrug. 

Novellen.  Gesetz  betreffend  bedingte  Freilassung  und  Be- 
gnadigung vom  16.  Januar  1871.  Der  §  87  des  St.  G.  B.  lautet: 
„Die  Begnadigung  ist  die  ganze  oder  theilweise  Nachlassung  oder 
mildernde  Umwandlung  einer  rechtlich  ausgesprochenen  Strafe. 
Ueber  die  Ausübung  des  Rechts  verfügt  ein  besonderes  Gesetz.^ 
Das  Gesetz  vom  29.  November  1860,  in  beschränkendem  Sinne, 
erfuUte  seinen  Zweck  nicht,  weshalb  das  Gesetz  von  1871  die 
ordentliche  Begnadigung  fallen  lässt,  die  bedingte  Freilassung 
entwickelt  und  die  Schutzaufsicht  besser  regelt.  Vgl.  Zeitschr. 
f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  XVIII,  S.  120.  —  Gesetz  vom  4.  März 
1880,  betreffend  gewerbsmässigen  Betrieb  von  Geldgeschäften; 
stellt  strenge  Vorschriften  in  Uebereinstimmung  mit  ähnlichen 
Gesetzen  anderer  Cantone  auf  (z.  B.  Solothum,  Zürich);  vgl. 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  XXII,  S.  151.  —  Gesetz  be- 
treffend Wiedereinführung  der  Todesstrafe,  vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz. 
Recht,  Bd.  XXV,  S.  474 ;  durch  die  Begnadigung  im  Fall  Matt- 
mann ist  die  Todesstrafe  thatsächlich  beseitigt.  —  Für  die  nächsten 
Jahre  ist  kaum  eine  Revision  des  Strafgesetzes  zu  erwarten.  — 
St.  P.  0.  vom  7.  Brachmonat  1865  (wozu  Entwurf  von  1862  und 
Bericht  der  Gesetzgebungscommission  vom  22.  Februar  1862),. 
gegenwärtig  in  Revision. 


*  Cef.  Mittheilungen  von  Herrn  Dr.  Placid  Meyer  von  Schauensee. 
T/mminger,  Sehweis.  Strafiracht.  *  29 
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Literatur.  Die  Revision  deß  luzemischen  Strafverfahrens, 
von  Dr.  Placid  Meyer  vo7i  Schauensee,  Separatabdruck  aus  der 
Zeitschrift  des  bernischen  Juristen  Vereins,  1884.  —  Zeitschr.  £ 
Schweiz.  Recht,  Bd.  XI,  S.  191,  das  St.  G.  B.  von  1860;  ebenda, 
Bd.  XrV,  S.  131,  über  die  P.  0.  —  Ineichen,  Referat  über  die 
Zusttode  der  luzemischen  Strafanstalt,  im  Verein  f.  St  und  G.  W., 
1869.  -  Wapf,  a.  a.  0. 

Obwalden  1864. 

§  74.  I.  Das  erste  St.  G.  B.  Unterwalden's  ob  dem  Wald 
wurde  kraft  der  dem  dreifachen  Rath  des  Cantons  unter  dem 
27.  April  1862  von  der  Landsgemeinde  ertheilten  Vollmacht  den 
20.  October  1864  erlassen  und  trat  mit  dem  1.  Januar  1865  in 
ELraft;  als  zweite  Abtheilung  folgte  im  April  1870  das  Polizei- 
Strafgesetzbuch.  Beide  bestehen  mit  Veränderungen  bis  heute. 
Das  Erstere  enthalt  116  Artikel,  wovon  44  auf  den  allgemeinen 
Theil  fallen,  das  Letztere  151  Artikel,  wovon  24  auf  den  all- 
gemeinen Theil.  Nach  der  Zahl  der  Artikel  zu  urtheilen,  wäre 
das  Criminal-Strafgesetz  noch  einfacher  als  dasjenige  von  Appen- 
zell,  wenn  nicht  das  ausföhrliche  Polizeigesetz,  die  oft  doctrindle 
Haltung  und  breite  Redaction  den  Vergleich  zu  Ungunsten  Ob- 
walden's  entschieden. 

Es  ist  denn  auch  weniger  das  Strafgesetzbuch  von  Appen- 
zell, als  dasjenige  von  Luzern  Vorbild  gewesen,  während  die 
oft  zusammenfassende,  vereinfachende  Construction,  in  Verbindung 
mit  der  Weise,  die  Strafe  nur  durch  Maxima  oder  Strafart  zu  be- 
stimmen, allerdings  dem  Vorgang  des  St  G.  B.  von  Appenzell 
zugeschrieben  werden  kann.  Neben  beiden  G.  B.  ist  aber  auch 
oft  das  directe  Vorbild  Zürich's  bemerkbar. 

II.  Straf  mittel  sind:  Die  Todesstrafe,^  die  Kettenstrafe, 
welche  auf  20  Jahre  beschränkt  und  dahin  gemildert  wird, 
dass  bei  Wohlverhalten  nach  der  Hälfte  der  Strafzeit  die  Ketten 
abgenommen  werden  dürfen.  Zuchthaus  2  Monate  bis  10  Jahre. 
Gefängniss   höchstens   4  Jahre   —   kann  geschärft  werden  durch 


*  Nach  Auf hebuDg  dnrch  die  BundesverfaMnng  and  Znlassong  durch  die 
Revision  derselben  wnrde  sie  in  O.  wieder  eingeführt,  jedoch  nie  vollxogen. 
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Fasten  bis  auf  3  Wochen.  Leibesstrafe  bis  50  Rutbenhiebe.^ 
Geldstrafe  darf  2000  Fr.  nicht  übersteigen.  Verbannung,  Ein- 
grenzung und  Leibesstrafe  sind  blos  Zusatzstrafen  nach  Ermessen 
des  Richters.  Der  Verlust  der  bürgerlichen  Ehre  —  bis  zur 
Rehabilitation  —  hat  unter  Anderem  auch  die  Zeugniss- 
Unfähigkeit  und  das  Verbot,  Wirthshäuser  und  Schiessstände  zu 
besuchen,  zur  Folge.  Mit  Eettenstrafe  und  Zuchthaus  über  5  Jahre 
ist  der  Verlust  lebenslänglich  verbunden.  Meist  sind  nur  Maxima 
gesetzt. 

Titel  m  handelt  von  Vollendung,  Versuch,  Vorbereitimg 
eines  Verbrechens;  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit,  alles  in  4  Artikeln. 
Versuch,  Anfang  der  Ausfuhrung,  wird  nie  mit  der  vollen 
Strafe  und  je  nach  dem  Grade  der  Annäherung  an  die  Voll- 
endung bestraft.  —  Strafbar  ist  auch  der  misslungene  Versuch 
aus  Irrthum,  Verwechslung,  wegen  Untauglichkeit  des  Mittels 
oder  Objects.  —  Vorbereitungshandlungen  sind  nicht 
strafbar,  es  kann  jedoch  polizeiliche  Aufsicht  —  wenn  die  Ge- 
fahr fiir  die  öffentliche  Sicherheit  eine  solche  Massregel  recht- 
fertigt —  verhängt  werden.  —  Art.  20  bestimmt,  dass  bei  un- 
bestimmtem- Dolus  der  wirklich  eingetretene  Erfolg  zum 
Vorsatz  zugerechnet  wird. 

Der  Titel  IV  von  der  Theilnahme  enthält  in  nur  5  Ar- 
tikeln umständliche  Bestimmungen  über  bereits  veraltete  Begriffe, 
welche  die  meisten  neueren  G.  B.  der  Cantone  nicht  mehr  er- 
wähnen. So  ist  über  Complott  gehandelt,  dessen  Strafe  fiir 
jeden  Theilnehmer  diejenige  des  Urhebers  ist.  Schon  die  blosse 
Eingehung  des  Complotts  wird,  wenn  das  Verbrechen  nicht  zur 
Ausfuhrung  gelangte,  wie  Versuch  bestraft. 

„Die  Strafe  der  Gehülfenschaft  ist  zu  bestimmen  nach  Ver- 
hältniss  der  fUr  das  Verbrechen  selbst  angedrohten  Strafe  und 
nicht  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  des  Einflusses  derselben 
auf  die  Vollbringung  des  Verbrechens." 

Pflicht  zur  Anzeige  eines  bevorstehenden,  glaubhaft 
bekannten  Verbrechens,  welches  mindestens  mit  Gefangniss  be- 
droht ist,   besteht   für  Jedermann.     Strafe  der  Unterlassung: 


'  Aufgehoben  durcli   Bundesverfassung;    seit  der  Ryniker-Affaire  (1865) 
hier  80  wenig  als  in  andern  Cantonen  practicirt. 
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Geldbusse  oder  Gefängniss.  Zur  Verhinderung  durch  andere 
Mittel  als  Anzeige  sind  auch  die  nächsten  Blutsverwandten  ver- 
pflichtet. 

Die  Strafzumessungsgründe  schliessen  sich  mit  den 
üblichen  Abweichungen  denjenigen  von  Appenzell  an^  insbesondere 
ist  wörtliche  Uebereinstimmung  in  Art.  29  über  die  Befogniss 
des  Richters,  wegen  Menge  und  Wichtigkeit  mildernder  Umstände 
unter  die  niedrigste  gesetzliche  Strafe  herabzugehen. 

Rückfall,  Begehung  eines  gleichen  oder  gleichartigen  Ver- 
brechens nach  ganz  oder  theilweise  erhttener  Strafe,  gilt  je  nach 
den  Umständen  als  Strafmehrungsgrund  oder  hat  eine  Zusatsstrafe 
zur  Folge  oder  kann  mit  der  nächst  hohem  Strafart  belegt  werden. 
Das  Gesetz  nennt  im  Einzelnen,  was  als  gleichartig  anzusehen  sei 
(nach  Luzern). 

Concurrenz.  Die  reale  Concurrenz  wird  mit  der  Starafe 
des  schwersten  Verbrechens,  erhöht  um  ^s  der  übrigen  verwirktoi 
Strafen,  bedroht;  —  die  ideale  Concurrenz  ist  Strafmehrungs- 
grund. 

Die  Nothwehr  ist  in  der  bekannten  ausfuhrlichen  und  zu- 
gleich beschränkenden  Weise  Luzern  wörtlich  nachgebildet,  mit 
dem  Unterschied,  dass  Obwalden  in  2  Artikel  zusammenfitsst,  was 
Luzern  in  5  zerlegt. 

Die  Verj  ährung  und  die  Straf  Umwandlung  schliessen 
sich  wesentUch  Luzern  an.  Dem  Letzteren  entspricht  auch  die 
von  Osenbrüggen^  getadelte  Bestimmung,  dass  gegen  Nicht- 
cantonsbürger  die  verwirkte  Ketten-  oder  Zuchthausstrafe  zum 
Theil  in  Landesverweisung  in  Verbindung  mit  körperlicher  Züchti- 
gung oder  Gefängniss  umgewandelt  werden  kann  (Art.  42.  3; 
Luzern  §  82.  6).  Immerhin  ist  die  Redaction  des  Obwaldener 
Gesetzes  einfacher  und  materiell  lässt  es  diese  Verwandlung  nur 
gegen  Ausländer,  nicht  auch  gegen  Angehörige  anderer  Cantone, 
in  richtiger  Würdigung  der  Bundesverfassung,  zu. 

Die  Verbrechen  gegen  den  Staat  umfassen  noch  in 
alter  Weise  den  Hoch-  und  Landesverrath ;  jener  ist  mit  lebens- 
länglichem oder  zeitigem  Zuchthaus  von  mindestens  10 
Jahren,  dieser  mit  Zuchthaus  bis  auf  10  Jahre  bedroht.   Ueber- 


'  Allgemeine  Deutsche  Strafrechtszeitang,  1863,  S.  316. 
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dies  sind  genanDt:  Aufruhr,  Widersetzung,  Aufreizung,  Ver- 
letzung des  Hausrechts,  Befreiung  Gefangener,  Verbannungsbrueh. 
Der  Landfriedensbruch  des  Luzemer  Gesetzes  hat  nicht  Aufrahme 
gefunden,  dagegen  ist  ein  Satz  aufgenommen  worden,  den  Luzern 
dem  vorbildlichen  Züricher  Gesetz  nachzuschreiben  verschmäht  hat: 
der  Satz  über  die  strafbare  Aufreizung  zum  Aufruhr  (vgl.  Luzern, 
correctionelles  Gesetz,  §  44). 

Gotteslästerung  und  Heiligthumsentweihung  ist 
wie  in  Luzern  mit  Zuchthaus  bis  zu  6  Jahren  und  überdies  Herab- 
würdigung staatlich  anerkannter  Confessionen  mit  Gefängniss  oder 
Zuchthaus  oder  Geldbusse  bedroht. 

Art.  54  über  Münzfälschung  fasst  in  einen  Artikel 
Alles  zusammen,  was  in  den  G.  B.  von  Appenzell  und  Luzern 
in  3  bis  7  Paragraphen  auseinandergesetzt  ist,  und  bestimmt,  dem 
richterlichen  Ermessen  den  weitesten  Spielraum  lassend,  die  Strafen 
der  Geldbusse,  des  Gefängnisses,  Zuchthauses,  in  den  schwersten 
Fällen  selbst  der  Kettenstrafe,  nach  Massgabe  der  im  Einzelnen 
angeführten  Minderungs-  oder  Mehrungsgründe. 

Die  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  sind  ver- 
hältnissmässig  strenge  bedroht  und  die  sonst  seltenen  Minima  sind 
hier  mehrfach  gesetzt.  Verbotener  fleischlicher  Umgang  zwischen 
Ledigen  wird  im  dritten  Rückfall  criminell  und  kann,  wie  Ehe- 
bruch und  Kuppelei,  im  zweiten  Rückfall  mit  Geldbusse  von  200 
bis  500  Fr.  oder  mit  Gefimgniss  und  selbst  Zuchthaus  bis  auf 
2  Jahre  bestraft  werden.  Ueber  einfache  Fälle  bestimmt  das 
Pol.  St.  G.  §§  106—114. 

Mord  und  Todtschlag.  Nach  dem  Vorbilde  Luzem's 
findet  sich  noch  die  Stelle  (Luzern  §  150)  über  die  rechtliche 
Bedeutungslosigkeit  der  absoluten  oder  relativen  Tödtlichkeit  (Ob- 
walden  Art.  72),  jedoch  sind  die  weiteren  doctrinellen  Sätze 
Luzem's  (§  151)  glücklich  vermieden  und  ist  damit  die  Be- 
handhmg  der  Lehre  auf  den  modernen  Boden  gestellt.  Das 
Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Mord  und  Todtschlag  bildet 
einfach  die  Ueberlegung.  Die  Strafe  ist  bei  Provocation  und 
Ueberschreitung  der  Nothwehr  mindestens  1  Jahr,  in  den  andern 
Fällen  8  bis  15  Jahre  und  in  den  schwersten  Fällen  bis  zu  15 
Jahren  Ketten.  —  Kindsmord  (Art.  76)  gleich  Luzern  (§§  160. 
161). 
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Offenbar  dem  zürcherischen  Strafgesetzbuch  nachgebSdet  — 
meist  wörtlich  mit  Weglassang  der  Gradabstofung  —  sind  die 
§§  84  ff.  über  Körperverletzung  und  §  88  über  Menschen- 
raub. 

Brandstiftung  umfasst   wie  in  Zürich  und  Luzem  auch 
die  betrügliche  Inbrandsetzung  des  Eigenen.     „Vollendet   ist  das 
Verbrechen^   sobald   der  gebrauchte  Brennstoff  den  angezündeten 
Gegenstand  durch  Entflanmien  oder  Glimmen  ergriffen  hat'^    Kar 
in  einem  Falle  ist  Todesstrafe  gedroht^   dann  nämlich,   wenn  bei 
dem  Brande  ein  Mensch  das  Leben  verlor  und  dieser  Erfolg  vor- 
ausgesehen werden  konnte.    In  den  qualificirten  Fällen  tritt  zehn- 
jährige bis  lebenslängliche  Kettenstrafe   ein   und  Kettenstrafe  bis 
zu   10  Jahren  dann,    wenn   ohne  qualificirende  Umstände  docb 
Menschenleben  gefährdet  waren.    Bestand  solche  Gefahr  nicht,  es 
trat  aber  ein  Schaden  von  mindestens  600  Franken  ein,  so  v&i 
Zuchthaus  von   2  Jahren   bis  zu  zwöli^ähriger  Kettenstrafe  an- 
gesetzt.    Andere  Brandstiftungen  werden  bestraft  mit  Gefilngniss 
oder  Zuchthaus  bis  zu  4  Jahren.    Mit  geringen  Abweichungen  ist 
der  Inhalt  der  §§  109—114   des  St.  G.  B.  von  Luzem  in  ein- 
facherer   Form    (2   Artikel)   wiedergegeben;    die    Strafdrohungen 
stimmen  überein. 

Mit  wesentlicher  Vereinfachung  des  luzemischen  G.  B.,  nur 
in  den  Strafdrohungen  übereinstimmend,  ist  auch  der  Dieb- 
stahl behandelt.  In  beiden  G.  B.  ist  die  Strafe  des  einfachen 
Diebstahls  verschieden;  je  nachdem  der  Werth  des  Entwendeten 
600  Franken  übersteigt  oder  nicht;  Obwalden  vermeidet  aber  die 
weiteren  Unterscheidungen  Luzem's,  wonach  die  Menge  der  be- 
schwerenden Umstände,  welche  Diebstahl  unter  20  Franken  sum 
Verbrechen  machen,  aufgezählt  und  daneben  die  Umstände,  welche 
den  Diebstahl  ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag  qualificiren,  ge- 
nannt werden.  (Luzem  §§  202.  205.)  —  Es  fasst,  im  Einzeben 
offenbar  in  directer  Nachahmung  Zürich's,  die  qualificirenden  Um* 
stände  zusammen,  ohne  weiter  den  beschwerten,  dem  Betrage  nach  ein- 
fachen Diebstahl  zu  unterscheiden.  Es  hat  auch  keine  Definitionen 
der  Begriffe  des  Einsteigens,  Einbruchs,  falscher  Schlüssel,  noch 
die  complicirte  Berechnungsweise  bei  Zusammentreffen  mehrerer 
Diebstähle,  noch  die  Ausdehnung  des  Begriffs  auf  fttrtum  usus  et 
possessionis  wie  Luzem. 
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m.  Das  Polizeistrafgesetz  lehnt  sich^  wie  das  Strafgesetz- 
buch, vorzüglich  an  Luzem  an  und  ist  auch  in  derselben 
Weise,  ohne  Consequenz  und  selbständigen  Gedanken,  bald  nach 
diesem,  bald  nach  jenem  Gesetz  zusammengestoppelt,  oft  eine 
Verbesserung  enthaltend,  oft  die  gute  Vorlage  verschmähend  und 
eine  Verschlechterung  aus  einer  anderen  entnehmend,  dabei  sorg- 
faltig die  Spuren  der  blossen  Copie  vermeidend  und  mit  wenig 
Glück  in  Einzelheiten  eine  gesuchte  Selbständigkeit  affectirend. 
Das  Ungenügende  und  die  Tendenz,  Originalität  und  Landes- 
eigenthümlichkeit  herauszukehren,  tritt  noch  schärfer  im  Polizei- 
gesetz zu  Tage.  Die  Erhaltung  des  Historischen  und  das  Be- 
streben nach  Gemeinverständlichkeit  ist  achtenswerth ,  aber  es 
wird  zum  Zerrbild,  wenn  es  sich  an  das  Kleinliche  und  Schwache 
hält  und  wenn  festgeprägte  und  einfach  ausgeprägte  Begriffe  will- 
kürlich umschrieben  und  möglichst  breitgetreten  werden,  ohne  dass 
dabei  die  Gemeinverständlichkeit  irgend  etwas  gewinnt,  wie  dies 
beispielsweise  bei  Ehrverletzung  der  Fall  ist. 

Strafen  sind:  Arbeitshaus.  Ge&ngniss.  Eingrenzung:  ^wenn 
bei  eigentlich  unmoralischer  oder  qualitativ  verbrecherischer 
Handlung  Ueberwachung  zumal  noch  vom  Besserungszweck  aus 
angezeigt  erscheint^.  Polizeiaufsicht.  Nächtlicher  Haus- 
arrest. Das  Trinkverbot  hat  überdem  zur  Folge,  dass  der 
damit  Belastete,  wenn  er  wegen  anderweitiger  Trinkgelage  oder 
überhaupt  überflüssigen  oder  wiederholten  Consums  geistiger  Ge- 
tränke überwiesen  ist,  mit  Gefängniss  bis  zu  6  Wochen  bestraft 
wird.  Landesverweisung.  Züchtigung,  höchstens  25  Streiche, 
nie  gegen  Weiber;  ^^insonderheit  anwendbar  bei  jugendlicher 
Bosheit,  Unsittlichkeit,  Roheit  oder  Verstocktheit".  Verlust  des  Ge- 
werbes, Einstellung  im  Activbüi^errecht,  Geldstrafe;  hiezu  kommen 
Verweis  und  Zwang  zum  Kirchenbesuch:    eine  überreiche  Karte. 

Fahrlässigkeit  enthält  in  voller  Breite  34  Zeilen  in 
dem  einen  Art.  15  und  ebenso  umständlich  ist  über  das  fort- 
gesetzte Verbrechen  (Art.  17)  abgehandelt.  Als  Beispiel  der 
Mache  diene  der  Schlussabsatz  des  letzteren:  „Wer  sich  im 
Sinne  von  Art.  31  des  Criminalstrafgesetzes  eigentlichen  Rück- 
falls schuldig  macht,  wobei  in  der  Regel  die  unter  dem  näm- 
lichen Titel  des  vorliegenden  Gesetzbuches,  von  den  in  gewinn- 
süchtiger Absicht  begangenen  Eigenthumsvergehen  aber  jedes  zu 
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alleii,  ruckfallbedingend  wirken,  den  trifft,  wo  kein  besonderer 
Gesetzesartikel  etwas  Anderes  yorschreibt,  je  nach  der  Intensität 
der  widerrechtlichen  Willensrichtung,  eine  Strafe,  die  um  die 
Hälfte  das  gesetzliche  Maximum  übersteigen  kann.^ 

Der  specielle  Theil  gibt  als  Tit.  I  die  Vergehen  wider 
die  Staatsgewalt  mit  der  ganzen  UmständUchkeit  und  Harte 
eines  Polizeistaats,  strenger  sogar  als  Luzem  (vgl.  z.  B.  Art  25. 
31.  33.  34;  Luzem  §§  36.  44  u.  a.).  Art.  44  handelt  in  alter 
Weise  von  dem  ^Vergehen  verletzter  Ehrerbietung  gegen  die 
Obrigkeit«. 

Fahrlässige  Ueberschreitung  der  Nothwehr  — 
Art.  42  —  ist  mit  Gefängniss  bis  auf  4  Monate  oder  Geldstrafe 
bedroht.  —  Bei  gefährlicher  Drohung  kann  der  Richter 
dingliche  oder  persönliche  Bürgschaftsleistung  und  Polizei- 
aufsicht verhängen. 

Tit.  V  von  den  Vergehen  gegen  die  Ehre  beginnt  mit 
Erklärungen  über  Beschimpfung  überhaupt,  über  Realinjurie  und 
den  Beweis  des  animus  injuriandi,  hernach  folgt  eine  Reihe  von 
Erschwerungsgründen  der  Ehrverletzung  überhaupt,  wie  Begehung 
im  Complott  oder  Wiederholung,  Versuch  der  Verbreitung  de* 
Vorwurfs,  „schriftliche  Fassung  oder  andere  Verumstandungen, 
welche  auf  planirte  Ehrbeleidigung  schliessen  lassen^.  —  Wider- 
ruf und  Ehrenerklärung  oder  öffentliche  Bekannt- 
machung des  Strafurtheils  kann  der  Kläger  vom  Oericbt 
verlangen.  Wählt  er  das  Erstere,  so  hat  der  Gerichtsschreiber 
solche  aufzusetzen  und  „der  Injuriant  ist  unter  sich  immer 
steigernder  und  schärfender,  auf  dem  Dtsciplinarwege  auszu- 
fällender Busse  oder  Freiheitsstrafe  zur  Setzung  der  Unterschrift 
zu  veranlassen".  Im  Urtheil  ist  die  Ehre  des  Verletzten  aus- 
drücklich zu  wahren  und  die  Kränkung  aufzuheben.  Ist  es 
zweifelhaft,  ob  Injurie  vorliege,  so  ist  dem  Beklagten  eine 
ausdrückliche  Ehrenerklärung  aufzulegen.  (Vgl.  Luzem.)  Die  in- 
directe  oder  verdeckte  Injurie  ist  gleich  der  offenen  zu  bestrafen. 
—  Wenn  der  Injuriant  zum  Voraus  ohne  Zweideutigkeit  Ehren- 
erklärung leistet,  kann  die  Klage  nur  noch  auf  Schaden- 
ersatz gehen. 

Verleumdung  ist  in  der  Begriffsbestimmung  wörtlich 
Luzem  entnommen,  mit  dem  richtigen  Zusatz,  dasa  die  Aussage 
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gegen  eine  „Drittmannsperson^  geschehen  muss.  Von  seltener^ 
originaler  Verschrobenheit  ist  die  ausföhrliche  Bestimmung  über 
Vollendung  der  Injurie.  —  Verleumdung  kann  auch  durch 
Handlungen,  Sj^nbole  erfolgen.  Der  Verbreiter  einer  Ver- 
leumdung Ulli  unter  Begriff  und  Strafe  des  Verleumders.  Strafe 
der  Beschimpfung:  Geldbusse  von  10 — 100  Fr.  oder  Gefängniss 
von  4  Tagen  bis  zu  10  Wochen;  —  Strafe  der  Verleumdung^ 
wenn  der  Verleumder  die  Unrichtigkeit  des  Vorhalts  kannte: 
6e&ngnis8  nicht  unter  14  Tagen  bis  auf  6  Monate  oder  Geld- 
bnsse  bis  300  Fr.,  in  sehr  schweren  "Fällen  Freiheitsstrafe  bis 
auf  2  Jahre.  Verleumdimg  durch  imbesonnene  Nachrede  wird 
mit  Busse  bis  auf  50  Fr.  oder  Gefängniss  bis  zu  14  Tagen 
bestraft.  Die  Strafdrohungen  zeigen  Verwandtschaft  mit 
Luzem. 

„Vom  Staat  aus  werden  dann  immer  Injurien  verfolgt^  wenn 
das  Geschehene  vermöge  des  Zusammenhalts  der  vorausgehenden 
und  begleitenden  Umstände  derart  gestaltet  ist,  dass  der  Staat 
aus  sich  wegen  öffentUchen  Aergemisses,  Schwächung  der  Aucto- 
rität,  Gefahrdung  des  allgemeinen  Wohlvemehmens  oder  der 
Sicherheit,  Verletzung  guter  Sitte  u.  s.  w.  einzuschreiten  pflichtig 
ist."  * 

Ausfuhrlich  und  streng  sind  die  Bestimmungen  zum  „Schutz 
der  Religion  und  Sitte**.  Straffällig  wird,  wer  sich  schlechter 
Hausordntmg  und  Eindererziehung  schuldig  macht,  wer  durch 
onsittliche  Worte  Aergemiss  erregt,  wer  ausserehelichen  Umgang 
pflegt  (im  dritten  Falle  Arbeitshaus  von  6  Monaten  bis  1  Jahr 
oder  körperliche  Züchtigung),  Unzucht  mit  Hausgenossen  treibt, 
Concubinat  oder  Unzucht  mit  Mehreren  unterhält,  wer  Buhl- 
schaflen  imd  verdächtige  Zusammenkünfte  hat,  ferner  wer  durch 
Kleidung  oder  Geberden  oder  durch  Trunk  öffentliches  Aerger- 
niss  gibt  oder  in  seinem  Vermögen  zurückkommt,  wer  Müssig- 
gang  treibt  und  seine  Zeit  zu  Trunk,  Aergerniss,  Prahlerei  u.  dgl. 
verwendet.    Art.  116.  144. 


*  Kein  anderes  Gesetzbuch  ist  so  ansfilhrlich  über  Ehrverletzung.  Von 
Interesse  sind  die  ausführlichen  und  strengen  Bestimmungen  des  Landbuchs, 
vgl  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  R.  Q.  von  Christ  und  Schnell^  Satz  204  ff.,  ge- 
mildert 1570,  femer  Satz  280  ff. 
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Art.  135  Btatuirt  noch  die  Pflicht,  auf  Oerufle  zur 
Hülfe  za  eilen:  ^Wer  bei  Unftllen,  Lärmen  etc.  oder  andenn 
N öthen,  bei  Ertappung  von  Verbrechern,  öffentlichai  Hülfemfen  etc. 
die  Hülfe  weigert  oder  vernachlässigt,  verfällt  in  Busse  bis  120 
Franken,  und  noch  höher  wird  bestraft,  wer  vorkommenden  FaDs 
Lebensrettung  unterlässt,  wo  er  ohne  G^ahr  retten  könnte.'' 

Obwalden  schaffte  in  Folge  der  Bundesverfassimg  von  1874 
die  Todesstrafe  ab,  führte  sie  jedoch  nach  der  Revision  jener 
wieder  ein  durch  Gesetz  vom  25.  April  1880,  in  Erwägung, 
^dass  sie  für  die  allerschwersten  Verbrechen  eine  gerechte  Strafe 
ist,  dass  sie  in  den  meisten  Ländern  zu  Recht  besteht,  dass  der 
Process  besondere  schützende  Bestimmungen  hat  und  dem  Cantons- 
rathe  das  Recht  der  Straf  Verwandlung  zusteht.^ 

Von  praktischer  Bedeutung  ist  die  Wiedereinführung  nicht, 
auch  ist  seit  mehr  als  vierzig  Jahren  kein  Todesurtheil  gefiült 
worden. 

rV.  Praxis.  Wie  in  anderen  kleinen  Cantonen  kann  sich 
eine  grosse  und  vielseitige  Praxis  nicht  entwickeln  und  die  ein- 
fachen Verhältnisse  und  die  weite  Freiheit  des  richterlichen  Er- 
messens lassen  auch  den  Präjudiciencultus  nicht  aufkommen.  Die 
Geschäftsberichte  des  Obergerichts  enthalten  keine  Entscheidungen, 
sondern  nur  allgemeine  Bemerkungen  über  einzelne  Punkte  und 
wünschbare  Verbesserungen.  Als  hauptsächliche  Mängel  werden 
erwähnt,  dass  zufolge  Art.  100  der  Diebstahl  beinahe  in  all^ 
Fällen  als  ausgezeichnet  betrachtet  werden  muss  und  dass 
die  Strafdrohung  verhältnissmässig  daftir  zu  hart  sei  —  eine 
SQage,  die,  wie  bereits  erwähnt,  auch  aus  anderen  Cantonen  er- 
hoben wird;  femer  dass  nach  Art.  64  in  Folge  eines  Redaetions- 
fehlers  der  Geschlechtsverkehr  zwischen  „Verschwägerten**  als 
Blutschande  gelte.  Der  Fall  der  Anwendung  dieses  Paragraphen 
ereigne  sich  übrigens  höchst  selten.  —  Weitere  Uebelstinde 
machen  sich  nicht  geltend  und  demgemäss  auch  zur  Zeit  keine 
dringenden  Verbesserungsbestrebungen ;  von  der  St  P.  O.  sei  das- 
selbe zu  sagen.* 


'  Nach  gef.  Mittheilunf^en  des  Herrn  Obergerichtsprl&sidenten  Adalbert 
Wirr-m  dsniBn.  Vgh  4.  Amtsbericht,  1880-1884,  8.  61.  Ebenda  Statuta 
im  Justizbericht  und  Bericht  des  Obergerichts. 
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Novellen.  Ohne  solche  von  Belang  besteht  das  Gesetzbuch 
bis  heute  in  Kraft,  lieber  einzelne  strafpolizeiliche  Verordnungen 
vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  XXII,  S.  152,  Bd.  XXIII, 
S.  473.  —  Strafprocessordnung  vom  11.  März  1869.  —  Ent- 
wurf zu  einem  Gesetz  über  das  Strafrechtsverfahren,  gemäss  Be- 
schluss  der  Landsgemeinde  vom  29.  April  1877.  Es  sollte  mit 
der  unhaltbaren  alten  gesetzlichen  Beweistheorie  gebrochen  und 
die  freie  Beweiswürdigung  eingesetzt  werden.  —  üeber  Straf- 
vollzug vgl.  Verordnung  betreffend  die  Verwaltung  der  neuen 
Armen-  und  Strafanstalt  vom  30.  November  1855;  vgl.  Zeitschr. 
f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  V,  S.  98 ;  Bd.  XIV,  S.  141.  -  Straf- 
hausordnung vom  5.  Januar  1866.  Das  erstgenannte  Reglement 
sieht  eher  einer  Hausordnung  für  ein  Spital,  als  für  ein  Zucht- 
haus gleich.  (Selten  sind  mehr  als  10  Sträflinge.)  Seit  1885 
besitzt  Obwalden  ein  neues  Zuchthaus.  Vgl.  Amtbericht  IV, 
S.  43  ff. 

Literatur.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XIII,  S.  153  ff., 
St.  G.  B.;  Bd.  XVin,  S.  118,  Polizeistrafgesetz.  —  Osenbrüggen 
in  Allgemeine  Deutsche  Strafrechtszeitung,  1863,  S.  316,  über 
den  EntwTirf  von  1863. 

Nidwaiden 

benutzt  das  St  G.  B.  von  Luzem,  vgl.  S.  105.  91.  106.  112. 
—  Gesetz  vom  28.  August  1878  betreffend  Begnadigung.  — 
Verordnung  vom  16.  Februar  1880  über  Vollzug,  vgl.  Zeitschr. 
f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  XXH,  S.  149.  —  Verordnung  betreffend 
Process  vom  28.  Juli  1862 ,  vgl.  Zeitschr. ,  Bd.  XI ,  S.  201  ; 
Bd.  V,  S.  97,  Reglement  ftir  die  Strafanstalt. 

Bern  1866. 

§  75.  I.  Ueber  die  Bemer  Gerichtssatzung  von  1539  (er- 
neuert 1614  und  1761)  vgl.  S.  13  ff.,  S.  72,  S.  159;  über  die 
Geltung  der  Carolina  S.  82;  über  den  Einfluss  der  Reformation 
S.  98;  über  das  helvetische  P.  G.  vgl.  S.  141.  —  Ueber  die 
bemischen  Novellen  vgL  S.  156.  159  und  Einführungsgesetz  zum 
St  G.  B.,  Art.  2.    Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XV,  S.  136. 
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Schon   1811   war   der  erste  Entwurf  eines  St.  G.  B.,  der 
jedoch  keine  weitere  Berücksichtigung  fand,  ausgearbeitet    1817 
reichte  Henke   im  Auftrage   der  von  der  Regierung  bezeichneten 
Gesetzgebungscommission   den  allgemeinen  Theil  eines  St  G.  B. 
für  Bern   ein,   welcher  Entwurf  von  Prof.  Kühn  den  bemisehen 
Bedüräiissen   anzupassen  versucht   wurde;    aber   auch   diese  Be- 
strebungen  verliefen   fruchtlos.     Wie   in   anderen  Canton^i  hatte 
die  Verfassungsänderung   von    1831    zur  Folge,   dass   der  neuen 
gesetzgebenden  Behörde  zur  Pflicht  gemacht  wurde,  die  Criminal- 
rechtspfiege  zu  verbessern;  es  kam  jedoch  erst  1836  zur  Nieder- 
setzung einer  Commission  mit  dem  Auftrage,    den  Entwurf  eines 
St.  G.  B.  vorzulegen.     Dies  geschah  1839;  Verfasser  war  Ober- 
richter   Bitzhis.     Der    Einladung    dieses    gedruckten    Entwurfes, 
schriftliche    Bemerkungen   einzusenden,    wurde  in  weitem  Masse 
entsprochen,   insofern   zwölf  Beurtheilungen   einliefen,    welche  im 
umfangreichen   Bericht    an    den   Grossen   Rath   Berücksichtigang 
fanden.* 

Nach  der  Berathung  des  allgemeinen  Theils  wurde  der  ab- 
geänderte Entwurf  1843  gedruckt  und  im  nächsten  Jahre  erfolgte 
bereits  die  erste  Lesung  des  besonderen  Theils;  allein  nun  trat 
über  der  Behandlung  der  Ehrverletzungs-  und  PressdeUcte  eine 
Stockung  ein,  welche  unter  dem  Einfluss  der  politischen  Wirren 
dauernd  wurde. 

Nachdem  den  7.  October  1850  ein  neuer  Strafprocess  mit 
Jury  promulgirt  worden  war,  trat  das  Bedürfniss  eines  neuen 
Strafgesetzbuchs  in  verstärktem  Masse  hervor  imd  es  ernannte 
die  Regierung  1851  eine  Dreier -Commission,  welche  den  von 
Pfotenhaner  redigirten  Entwurf  berieth  und  1853  im  Drucke 
erscheinen  Hess.  Es  fanden  aber  sowohl  dieser  Entwurf,  als  das 
Gesetz  über  den  'Alissbrauch  der  Presse  bei  der  Opposition  so 
heftigen  Widerstand,  dass  es  nicht  zur  Berathung  im  Grossen 
Rathe  kam. 

Ein  weiterer  Entwurf  von  Oberrichter  Buri  vom  Jahr  1856 
erschien  mit  Bericht  im  Druck,  theilte  aber  mit  dem  fiiiheni  das 
Schicksal,  dass  die  Opposition  in  der  Presse  eine  gesetzgeberische 
Berathung  vereitelte. 

*  Bericht  an  den  Grossen  Rath  der  Republik  Bern  über  die  eingeUngt«D 
Beurtheilungen  des  Entwurfs.     Bern,  1841. 
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Ein  zweiter  Entwurf  von  Buri  erschien  im  October  1864 
und  gelangte  im  März  1865  zur  Berathung  im  Grossen  Rathe. 
Der  Berichterstatter  der  vorberathenden  Commission  bezeichnete 
den  Code  penal  von  1810*  als  Grundlage  des  Entwurfs,  der  nur 
soweit  vom  Vorbilde  abweiche,  als  die  Wissenschaft  des  Criminal- 
rechts  es  gebiete;  die  Commission  beantragte,  den  Entwurf  „als 
ein  in  sich  systematisch  abgeschlossenes  Werk^  ohne  wesentliche 
Abänderungen  anzunehmen.  Die  erste  Berathung  bezog  sich  auf 
den  gesammten  Entwurf;  die  zweite,  titelweise  vorgenommen,  er- 
gab einige  Abänderungen  und  Zusätze,  und  am  30.  Januar  1866 
wurde  er  zum  Gesetz  erhoben,  welches  den  1.  Januar  1867  in 
Kraft  trat.* 

Es  ist  mit  Geschick  redigirt,  kurz  gefasst,  eine  eigen- 
thümliche  Verbindung  französischen  und  deutschen  Rechts,  mit 
manchen  Reminiscenzen  an  die  alte  Gerichts-  und  Ehegerichts- 
satzong,  zuweilen  auch  versetzt  mit  einem  Rest  ^us  der  gemein- 
rechtlichen Doctrin. 

n.  Das  G.  B.,  mit  Veränderungen  bis  heute  in  Kraft,  ent- 
hält 258  Artikel,  mit  Einschluss  von  Buch  IV:  Polizei-Ueber- 
tretungen  (Art.  238  ff.).  Dreitheilung  der  Dehcte.  Verbrechen 
sind  Handlungen,  die  mit  Todesstrafe  oder  Zuchthaus  bedroht 
sind,  wenn  auch  das  Gesetz  eine  niederere  Strafart  zulässt^  Sie 
werden,  wie  die  politischen  und  Pressvergehen,  von  den  Assisen 
beurtheilt.  Vergehen  sind  Handlungen,  welche  mit  Corrections- 
haus  und  in  anderen  Gesetzen  mit  Enthaltung  von  mehr  als 
60  Tagen  bedroht  und  vom  correctionellen  Gericht  beurtheilt 
werden.  Weitgehende  Competenz  steht  dem  Gerichtsprä- 
sidenten als  dem  correctionellen  Richter  zu,  indem  er  die  im 
Ö.  B.  mit  Gefängniss  und  in  anderen  Gesetzen  mit  Enthaltung 
bis  zu  60  Tagen  bedrohten  Handlungen  beurtheilt  (Art.  7). 

Art  9  zählt  16  Delicto  auf,  deren  Begehung  im  Ausland  in 
Bern  bestri^  wird,  sofern  der  Fall  der  Auslieferung  nicht  vor- 
handen ist   (Art  4).     Die  Aufzählung  hat  zur  Folge,   dass  eine 


'  Im  bernischen  Jara  hatte  der  Code  bis  zum  O.  B.  Gesetzeskraft. 
'  Vgl.  Sto098f  St.  Q.  B.  für  den  Caiiton  Bern,  mit  Anmerkungen.  1883. 
^  Seit  1880  werden  Fälle,  welche  die  Aasfällung  einer  geringem  Straf- 
art Yoraossehen  lassen,  correctionell  behandelt. 
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Reihe  anderer  schwerer  Vergehen,^  wenn  sie  in  einem  anderen 
Cantön  oder  im  Ausland  von  einem  Schweizer^  der  sich  nach 
Bein  flüchtet;  begangen  werden,  straflos  bleibt,  sofern  es  sich  nicht 
zugleich  um  Verbrechen  gegen  Schweizerbürger  handelt  (Vgl 
§  14  St.  P.) 

Strafarten.  Peinliche:  Todesstrafe,  lebenslängliches  und 
zeitliches  (1 — 20  Jahre)  Zuchthaus/  Correctionelle:  Corrections- 
haus  (2  Monate  bis  6  Jahre),  Geftngniss  (1—60  Tage).  PoKzei- 
liche:  Geldbusse,  Geföngniss.  Als  subsidiäre  oder  als  accessoriscbe 
Strafen  oder  als  Folgen  der  Hauptstrafen  nennt  das  Gesetz  die 
folgenden:  1.  Einzelhaft;  sie  kann  ganz  oder  theilweise  an 
Stelle  des  Correctionshauses  von  halber  Dauer  treten,  darf  jedoch 
jedes  Jahr  nicht  länger  als  3  Monate  verhängt  werden.  2.  Ein- 
fache Enthaltung;  sie  kann  in  besonders  günstigen  Fällen, 
wo  das  Gesetz  es  ausdrücklich  zulässt,  als  Umwandlung  der 
Zuchthaus-  und  Correctionshausstrafe  eintreten  und  hat  zur 
Folge,  dass  der  Verurtheilte  in  besonderen  Detentionsränmen  — 
so  weit  möglich,  in  seiner  bisherigen  Weise  —  beschäftigt  wird, 
zu  keinen  Arbeiten  ausser  dem  Hause  gezwungen  ist  und  keine 
Schmälerung  der  Ehrenrechte  erfährt.  3,  Verweisung,  nur  g^en 
Fremde,  nie  als  Straf  Umwandlung.  4.  Ehrenstrafen.  Zucht- 
hausstrafe zieht  den  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren&higkeit  nach 
sich.  Bei  den  übrigen  Strafarten  können  oder  sollen  gemäss 
specieller  Vorschrift  die  Richter  Einstellung  in  der  bürgerlichen 
Ehrenfähigkeit  aussprechen.  Die  Einstellimg  dauert  mindestens 
ein  Jahr,  höchstens  fünf  Jahre.  5.  Amtsentsetzung  und  Ein- 
stellung im  Amt.  6.  Wirthshausverbot  bis  auf  2  Jahre, 
wenn  das  Vergehen  mit  einem  Wirthshausauftritt  oder  mit  un- 
massigem  Trunk  in  Verbindung  steht.  Wer  ein  solches  Verbot 
übertritt,  wird  mit  Gefängniss  bis  zu  20  Tagen  bestraft.  7.  Geld- 
busse.    8.  Confiscation. 

Hervorzuheben  ist:  a.  Der  Uebelstand  der  Verwendung  von 
Zuchthaussträflingen  zu  öffentlichen  Arbeiten.  Man  konnte  bis 
in  die  letzten  Jahre  (1884)  „die  zebragekleidete  Schaar  der  Zücht- 
linge*^  auf  öffentlichen  Plätzen  an  der  Arbeit  sehen,  wobei  wieder- 


*  Vgl.  Stoo88,  St.  G.  B.,  S.  33. 

^  Ueber  die  UebeUtände   vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,   Bd.  XV,  S.  143. 
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holt  das  Schauspiel  der  Fluchtversuche  und  Menschenjagd  zur 
Aufiuhrung  gelangte.  (Vgl.  dagegen  Art.  10.  14.  2  und  15.) 
b.  Das  Verhältniss  der  Strafarten.  Selbst  Zuchthaus  kann  in 
einfache,  nicht  entehrende  Haft  verwandelt  werden!  Damit  ist 
der  Berücksichtigung  der  ehrHchen  oder  unehrUchen  Gesinnung 
und  der  Besonderheit  des  concreten  Falles  ein  weitgehendes  Zu- 
gestandnisB  gemacht.  Während  jedoch  anderwärts  dem  Gefängniss 
ein  nicht  entehrender  Charakter  zugetheilt  wird,  erhält  es  in 
Bern  bei  sehr  kurz  gemessener  Dauer  Verschärfungen^  welche 
diese  Strafart  för  Vagabunden  qualificiren.  Der  Einzelhaft  ist 
eine  unverhältnissmässige  Bedeutung  eingeräumt,  c.  Ein  weit- 
gehendes Recht  der  Begnadigung  in  allen  peinlichen  und  selbst 
geringeren  Fällen  war  dem  Grossen  Rathe,  und  das  Recht,  den 
letzten  Zwölfttheil  der  Strafe  zu  erlassen,  dem  Regierungsrathe 
zugestanden,^  und  als  Drittes  wurde  seit  1879,  gestützt  auf  diese 
Befugnisse,  das  System  der  bedingten  Entlassung  eingeführt.  — 
Die  Strafmittel  sind  die  modernen,  —  weder  Züchtigung,  noch 
Ketten. 

Die  Strafdrohungen  sind  mild  und  lassen  dem  richter- 
lichen Ermessen  weiten  Spielraum.  Meist  sind  nur  Maxima  ge- 
setzt, Minima  nur  in  wenigen  schweren  Fällen  oder  wo  ein  be- 
sonderes öffentliches  Interesse  hervortritt,  sie  mangeln  aber  auch 
bei  den  Staatsverbrechen.  Minima  finden  sich,  wenn  alternativ 
neben  einer  härteren  eine  mildere  Strafart  gedroht  ist,  für  diese 
letztere,  vorzüglich  bei  Gefängniss  und  Geldbusse.  Blosse  An- 
drohung der  Strafart,  wie  im  Bundesgesetz  und  manchen  canto- 
nalen  St.  G.  B.,  ist  nicht  Uebung,  häufig  aber  zeigt  die  Straf- 
drohungy  abgesehen  vom  speciellen  Charakter  des  Delicts,  eine 
normale  Strafgrösse,  wie  sie  die  leitenden  Competenzbestimmimgen 
an  die  Hand  gaben.  —  Allgemeiner  Strafmilderungsgrund  ist  ge- 
minderte Zurechnungsfähigkeit.  Strafminderungs-  und  -Mehrungs- 
gründe sind  nicht  aufgezählt. 


^  Durch  Gesetz  vom  13.  December  1857  wurde  der  Regierungsrath  er- 
mächtigt, Haft  in  Verweisung  umzuwandeln,  weil  die  Gefängnisse  nicht  mehr 
genügten,  und  als  auch  dies  nicht  half,  erhielt  die  Regierung  die  Vollmacht, 
Vii  zu  erlassen,  „wie  ja  auch  praktische  Regierungsstatthalter  allgemein  Sträf- 
lingen aus  dem  gleichen  Grund  einige  Tage  schenkten**.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R., 
Bd.  Vm,  8.  91. 
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Vorsatz  und  Fahrlässigkeit  sind  noch  in  einem 
eigenen  Titel,  jedoch  kurz  und  ohne  doctrinelle  Ausführlichkeit 
T)ehandelt.  Fahrlässigkeit  wird  nur  in  den  gesetzlich  bestimmten 
Fällen  bestraft.    Irrthum  in  der  Person  oder  Sache. 

Versuch,  in  der  Definition  nach  dem  Code^  folgt  in  der 
Straf bestimmuDg  dem  deutschrechtlichen  Grundsatz.  Strafe:  an 
Viertheil  des  Minimum  bis  drei  Viertheile  des  Maximum.  Von 
der  Vollendung  ist  nicht  mehr  die  Rede.  Der  Versuch  eines 
Vergehens  ist  nur  in  den  gesetzlich  vorgesehenen  Fällen  strafbar. 

Theilnahme  lehnt  sich  in  den  Bestimmungen  über  Ur- 
heber und  TheÜnehmer  und^  in  der  Strafdrohung  an  das  Bandes- 
recht an;  das  Gesetz  ist  frei  von  doctrinellem  Beiwerk  und  Complott- 
bestimmungen,  enthält  aber  wie  Zürich  den  Satz,  dass  die  er- 
folglose Anstiftung  nach  den  Bestimmungen  über  Versuch 
bestraft  wird;  und  bedroht  als  Vergehen  gegen  den  Frieden 
die  Aufforderung  zur  Verübung  einer  strafbaren  Handlang 
mit  Gefängniss  bis  zu  40  Tagen  oder  mit  Geldbusse  bis  zu  200 
Franken  (Art.  100). 

Die  Anstiftung  wie  die  Begünstigung  sind  dordi 
Anführung  der  Mittel  näher  bestimmt;  erstere  exemplifidrend: 
„Wer  ....  oder  auf  andere  Weise  angereizt  oder  Anweisung 
gegeben  hat^;  —  letztere  specificirend.  Strafe  des  Gtehülfen: 
ein  Viertheil  des  Minimum  bis  drei  Viertheile  des  Maximum, 
des  Begünstigers :  Gefängniss  bis  60  Tage  oder  Correctionshaas 
bis  zu  2  Jahren,  bei  gewerbsmässiger  Begünstigung  6Monate 
bis  4  Jahre  Correctionshaus  oder  Zuchthaus. 

Nothwehr  und  erlaubte  Selbsthülfe.  (Vgl  Luien 
§  57.)  Wer  in  Anwendung  gerechter  Nothwehr,  um  sein 
oder  Anderer  Leben,  Leib,  Eigenthum,  Bpsitz  oder  IVeiheit  ror 
einem  begonnenen  oder  unmittelbar  drohenden  widerrechtlichen 
gewaltthätigen  Angriff  zu  schützen,  eine  sonst  strafbare  Handlang 
begeht,  ist  straflos  —  wenn  die  Gefahr  nicht  durch  andere, 
dem  Betreffenden  bekannte  Mittel  abgewendet  werden  konnte. 
—  Ausser  den  Fällen  der  Nothwehr  ist  Selbsthülfe  dem 
rechtmässigen  Besitzer  gegen  den  gewaltthätigen  Eindringling  and 
den  Dieb  gestattet.  Die  in  Nothwehr  oder  erlaubter  Selbsthülfe 
beigebrachten  Verletzungen  sind  nur  dann  strafbar,  wenn  sie  xa- 
gleich  schwerster  Art  sind  (Tödtung  und  schwere  Misshandlang) 
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und  mit  Ueberschreitung  des  unter  den  obwaltenden  Umständen 
gerechtfertigten  Masses  der  Gewalt  begangen  wurden  (vgl.  Art.  95 
über  Hausfriedensbruch). 

Bei  realer  Concurrenz  kann  die  Strafe  des  schwersten 
Verbrechens  um  die  Hälfte  erhöht  werden ;  in  Geldbussen  findet 
Cumulation  statt.  Derselbe  Grundsatz  gilt  fiir  die  Bestrafung  des 
Rückfalls.  Rückfall  ist  Begehung  des  gleichen  oder  eines 
gleichartigen  Delicts  nach  ganz  oder  theilweise  erfittener  Strafe. 

Die  Verbrechen  xmd  Vergehen  gegen  die  Sicherheit  des 
Staates  sind  umständlicher  behandelt,  als  dies  neben  dem 
Bundesstrafrecht  -und  gemäss  der  Stellung  der  Cantone  noth- 
wendig  erscheint.  „Wer  durch  Wort,  Schrift  etc.  die  Regierung 
eines  andern  Cantons  zu  einem  Kriege  gegen  den  Canton  Bern 
anreizt''  u.  s.  w.,  wird  wegen  Landesverrath  mit  Zuchthaus  bis 
zu  20  Jahren  bedroht;  Hochverrath  —  rjWer  es  unternimmt, 
die  Verfassung  auf  gewaltsame  Weise  zu  ändern"  —  wird  mit 
Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  bestraft.  Beachtenswerth  ist,  dass 
ein  Minimum  nicht  angesetzt  ist  und  dass  die  angedrohten  harten 
Strafen  in  einfache  Enthaltung  oder  in  Verweisung  um- 
gewandelt werden  können.  Erst  der  beendigte  Versuch  vollendet 
das  Verbrechen  (Art.  70).  —  Die  öffentliche  Anreizung  (B.  St.  R., 
Art  48)  ist  nicht  herausgehoben  (vgl.  Art.  100). 

Die  Bestimmungen  über  den  Aufruhr  lehnen  sich  an  das 
Bundesstrafrecht  und  an  das  mehr  casuistische  Gesetzbuch  von 
Luzem  an.  Die  Strafdrohungen  sind  jedoch  milder  als  im  letzt- 
genannten und  an  Stelle  der  schweren  Strafarten  kann  einfache 
Enthaltung  treten. 

Amtsanmassung,  imbefugte  Einmischung  in  Civil-  oder 
Militär- Amtsverrichtungen,  ist  mit  Correctionshaus  bis  zu  6  Monaten 
bedroht,  in  geringfügigen  Fällen  mit  Geföngniss  von  15  bis  zu 
60  Tagen.  (Vgl.  Gesetz  von  1875  betreffend  Störung  des  re- 
ligiösen Friedens:  gesetzwidrige  Vornahme  geistlicher  Verrichtungen 
wird  mit  Geldbusse  bis  zu  1000  Fr.  oder  mit  Gefkngniss  bis  zu 
1  Jahr  bestraft.) 

Der  Titel  V  von  den  Friedensstörungen  bietet  durch 
die  Verbindung  alter  und  neuer  Rechtssätze  besonderes  Interesse. 
An  der    Spitze    steht   Störung    des    Gottesdienstes    und    Herab-. 

» 

P/tnmingWj  Sebweis.  Strafracht.  30 
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Würdigung  der  Religion;  auf  beide  Delicte  steht  im  M^tyinnim 
Gefängniss  bis  zu  40  Tagen  neben  Geldbusse.  —  Anschliessend 
setzt  das  Gelegenheitsgesetz  vom  31.  October  1875  über  Störung 
des  religiösen  Friedens  in  §  5  auf  Begehung  kirchlicher  Ceremonien 
ausserhalb  geschlossener  Räume  eine  Strafe  von  60  Tagen  Ge- 
fängniss im  Maximum  neben  Geldbusse. 

Hausfriedensbruch  wird  strenge  bestraft  und  ausdrück- 
lich ist  hinzugefügt;  dass  geringere  Verletzungen  des  Friedens- 
störers straflos  und  schwere  Verletzungen  nach  den  Artikeln  uher 
Nothwehr  zu  behandeln  sind.  —  Daneben  steht  eine  unglückliehe 
Bestimmung  über  unerlaubte  Selbsthülfe,  deren  Strafe  GeU- 
busse  oder  Ge&ngniss  bis  zu  40  Tagen  ist. 

Recht  eigentlich  gehören  zu  diesem  Titel  die  Delicte  da* 
gefährlichen  Drohung  und  der  öffentlichen  Aufforderung  zu  Ver- 
brechen. ®  Lassen  die  Umstände  die  Verwirklichung  der 
Drohung  befürchten,  so  ist  Correctionshaus  bis  zu  2  Jahren 
angesetzt,  in  geringfügigen  Fällen  Gefängniss  bis  auf  60  Tage. 
Will  man  erst  die  Aufforderung  zum  selbständigen  Verbrechen 
stempeln,  so  ist  die  systematische  Stellung  die  bestgewählte. 

Ein  vortrefflicher,  ganz  dem  alten  Recht  entnommener  Satz 
ist  in  Art.  99  enthalten:  „Wer  einen  Andern  durch  Zucken 
eines  Messers  oder  anderer  Werkzeuge,  welche  zur  Bei- 
bringung lebensgefährlicher  Verletzungen  besonders  gerignet  sind^ 
thätlich  bedroht,  wh-d  mit  Gefängniss  bis  zu  40  Tagen  be- 
straft, womit  Geldbusse  oder  Verweisung  bis  zu  1  Jahr  (die  alte 
Leistung)  verbunden  werden  soll." 

Der  Titel  VI  des  Abschnitt  I  behandelt  umständlich  die 
Fälschungen:  1.  Münzfälschung  („ schweizerische  oder  fremde 
Münzen,  welche  in  der  Schweiz  gesetzliche  Geltung  haben")  und 
Münzbetrug.  (Weitergabe  von  als  acht  eingenommenen  Mümcd 
ist  mit  Gefängniss  bis   zu  40  Tagen   oder  Geldbusse  bedroht.) 

2.  Fälschung  von  amtlichen  Siegeln  und  Stempeln,  von  privaten 
Siegeln,    Stempeln   und   Zeichen    (Fabrik-   und  Handelsmarken). 

3.  Fälschung   öffentlicher   Urkunden   und   Werthpapiere,    durch 
Beamte,     durch    Private.      4.     Fälschung    von    Privaturkunden. 


"  Vgl.  das  französische  Gesetas  vom  17.  Mai  1819:  öffentUehe  Provocatioo 
zu  Verbrechen  und  Vergehen. 
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5.  Fälschung  von  Pässen  etc.,  Zeugnissen.    6.  Gebrauch  gefälschter 
Gegenstände. 

Mord  und  Todtschlag  sind  nach  dem  Unterscheidungs- 
merkmal des  Vorbedachts  einfach  bestimmt.  Wer  durch  Ver- 
giftung von  Brunnen  oder  Lebensmitteln  den  Tod  von  Menschen 
herbeifuhrt,  wird  als  Mörder  bestraft,  auch  wenn  die'  Absicht 
nur  «uf  Gesundheitsschädigung  gerichtet  war,  und  tritt  blos 
Beschädigung  ein,  so  erfolgt  die  Strafe  des  Versuchs.  —  Hülfe- 
leistung zur  Ausführung  eines  Selbstmordes  wird  mit  Cor- 
rectionshaus  bis  zu  4  Jahren  bestraft.  —  Die  Strafe  des  Todt- 
schlag 8  ist  Zuchthaus  von  5  bis  zu  15  Jahren,  ^bei  unmittel- 
bar vorangegangener  unbefugter  Reizung  etc.  von  Seite  des 
Getödteten^  Zuchthaus  von  mindestens  2  Jahren.  In  Fällen 
des  Todtschlags,  der  Hülfe  zum  Selbstmord,  der  fahrlässigen 
Tödtung  kann  Umwandlung  in  einfache  Enthaltung  ein- 
treten. —  Kindsmord,  Tödtung  eines  unehelichen  Kindes 
während  oder  kurz  nactf  der  Geburt,  ist  mit  Zuchthaus  von  2 
bis  zu  15  Jahren  bedroht.  In  Art.  130  spukt  der  Mangel  am 
Thatbestande,  indem  Zuchthaus  bis  zu  8  Jahren  angedroht  wird, 
wenn  das  Leben  des  Kindes  nicht  mit  Sicherheit  ermittelt  ist. 

Abschnitt  H,  von  den  Misshandlungen,  weist  manche  vor- 
treffliche Bestandtheile  alten  Rechts  auf,  so  das  Scheiden: 
„Diejenigen,  die  nur  in  der  Absicht,  dem  Streit  ein  Ende  zu 
machen  (zu  scheiden)  oder  einem  widerrechtlich  Angegriffenen 
Hülfe  zu  leisten,  Thätlichkeiten  begangen  haben,  können  je  nach 
Umständen  ganz  von  Strafe  befreit  werden";  —  femer  den 
Satz:  „Ist  die  Misshandlung  mit  einem  gefährlichen  Instrument 
(Messer)  verübt  worden,  so  findet  auch  in  geringfügigen  Fällen 
Verfolgung  von  Amtswegen  statt."  (Art.  142.  Vgl. 
Art.  99,  Messerzucken);  —  weiterhin  ist  als  Erschwerungsgrund 
zu  betrachten,  wenn  die  Misshandlung  mit  Vorbedacht,  Auf- 
lauem (Warten),  zur  Nachtzeit  oder  auf  offener  Strasse 
geschah^  mit  gefährUchen  Instrumenten  oder  an  Ascen- 
denten  begangen  wurde;  —  endlich  kommt  Anlass,  Urhab 
zur  Geltung.  (Vgl.  vorstehend  S.  130,  S.  28.)  Wegen  Ver- 
letzungen, welche  Denjenigen  zugefugt  worden  sind,  welche 
zuerst  Thätlichkeiten  verübt  haben,  findet  nur  dann  Bestrafung 
statt,  wenn  jene  Verletzungen  den  Tod,  bleibenden  Nachtheil  oder 
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Arbeitsunfähigkeit  über  20  Tage  zur  Folge  hatten.  Möchte  so 
gutes  altes  Recht  nicht  der  Nachahmungs-  und  Nivellirungssacht 
zum  Opfer  fallen. 

Die  Sittlichkeitsdelicte  sind  im  Geiste  der  Ehe- 
gerichtssatzung  ernst  behandelt;  im  Einzelnen  zeigt  sich  die  Ver- 
bindung französischen  imd  deutschen  Rechts,  wie  in  den  Artikeln 
über  öffentliche  Verletzung  der  Schamhaftigkeit  und  widernatürliche 
Unzucht;  Incest,  Nothzucht;  in  der  allgemeinen  Categorie  des  ge- 
waltsamen Angriffs  auf  die  Schamhaftigkeit,  Ehebruch  u.  a. 

Der  Titel  über  Ehrverletzung  bietet  besonderes  Interesse 
nicht,  da  er  zum  Theil  wörtlich  die  Bestimmungen  des  Code 
p6nal  wiedergibt.  Die  Strafen  der  criminellen  Injurie,  der  öffent- 
lichen Verleumdung  (Art.  177)  und  der  einfachen  Ehrverletzung 
(Art.  178)  sind  viel  milder  als  im  Code.  Oeffentliche  Vo*- 
leumdung:  Gefkngniss  bis  zu  60  Tagen  oder  Geldbusse  (Art  177. 
Code,  Gesetz  über  die  Presse  vom  17.  Mai  1849,  Art.  18:  5  Tage 
bis  1  Jahr).  Alle  anderen  Ehrverletzungen  oder  beleidigenden 
Ausdrücke,  welche  nicht  das  doppelte  Merkmal  der  Schwere  und 
der  Oeffentlichkeit  an  sich  tragen,  werden  mit  blossen  Polizei- 
strafen belegt.  (Art.  179.  256.  Code  penal,  Art  376.)  Der 
Wahrheitsbeweis  ist  beschränkt,  insofern  die  Wahrheit  des  Vor- 
wurfs strafbarer  Handlungen  nur  durch  gerichtliche  Urtheile  oder 
öffentliche  Urkunden  bewiesen  werden  kann. 

Bei  Diebstahl  ist  der  Werth  zu  vielfach  abgestuft  und 
massgebend.  „Hehlerei  wird  nach  den  Bestimmungen  über  Be- 
günstigung bestraft." 

Abschnitt  II,  Buch  IV,  handelt  von  Prellereien  imd  vom 
Betrug.  „Wer  in  der  Absicht,  einem  Andern  zu  schaden  oder 
sich  oder  einem  Andern  einen  rechtswidrigen  Vortheil  zu  ver- 
schaffen, mittelst  Gebrauchs  falscher  Namen  etc (folgt  die 

wörtliche  Uebersetzung  der  detaillirten  Aufzählung  des  Code 
penal,  Art.  405)  sich  Gelder  etc übergeben  oder  ver- 
abfolgen lässt  und  durch  eines  jener  Mittel  Jemanden  prellt 
(Code:  „qui  aura  escroque  ou  tente  d'escroquer*^),  macht  sich 
des  Betruges  schuldig."  —  Jede  Nachahmung  von  Druckschriften, 
musikalischen  Compositionen ,  Bildern  oder  jedes  anderen  ge- 
druckten oder  gestochenen  Erzeugnisses  wird  nach  den  jeweilen 
in  Kraft  bestehenden  Concordaten  und  Gesetzen  über  das  Eigen- 
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thum  der  Autoren   (Bundesgesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  Literatur  und  Kunst  vom  23.  April  1883)   bestraft. 

in.  Praxis.  Monatsblatt  für  bemische  Rechtsprechung.  — 
Einiges  in  Zeitschrift  des  bemischen  Juristenvereins,  vgl.  General- 
register 1884,  S.  272.  —  Seit  1884  treffliche  „Strafrechtliche 
Mittheilungen^  von  Stooss.  —  Aus  jüngster  Zeit  ist  von  Interesse 
der  Fall  über  Nachahmung  französischer  Spielkarten.  —  Ueber 
die  Motive  des  G.  B.  vgl.  das  Bulletin  der  Verhandlungen  im 
Tagblatt  des  Grossen  Kaths. 

Novellen.  Beschluss  vom  13.  März  1868  betreffend  Ab- 
änderung des  §  168  des  St.  G.  B.  —  Erklärung  vom  30. 
December  1874  betreffend  die  Ersetzung  der  Todesstrafe 
durch  lebenslängliche  Zuchthausstrafe  und  Aufhebung  der  Yer- 
Weisungsstrafe;  Ersteres  gemäss  Art.  65  der  Bundesverfassung 
von  1874  (sie  wurde  trotz  Revision  des  Verfassungsartikels  nicht 
wieder  eingeführt)  • ;  —  Letzteres  gemäss  Art.  44  und  60  der* 
selben  Verfassung,  welche  die  Verbannung  oder  Verweisung  eines 
Schweizerbürgers  untersagen.  —  Erklämng  betreffend  Art.  164 
vom  30.  December  1874.  —  Gesetz  betreffend  einige  Abände- 
rungen des  Verfahrens  und  des  St.  G.  B.  vom  2.  Mai  1880 
(Misshandlung,  Verleumdung,  Diebstahl,  Geltstag,  Betrug,  Ent- 
lastung der  oberen  Instanz  —  „Correctionalisiren''  — ,  wenn  an- 
zunehmen ist,  dass  das  Gericht  bei  alternativer  Strafdrohung  die 
geringere  Strafart  anzuwenden  habe).  —  Gesetz  betreffend  Störung 
des  religiösen  Friedens,  vom  Volk  angenommen  den  31.  October 
1875;  „ein  Ausnahme-  und  Gelegenheitsgesetz",  vgl.  Schnell  in 
Zeitachr.  f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  XXI,  S.  268.  —  Beschluss  be- 
treffend das  Auftreten  der  Heilsarmee,  Januar  1884.  —  P.  0., 
vgl.  vorstehend  S.  236  und  Note  3.  —  P,  0.  vom  2.  März  1850 
(Jury),  vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  I,  S.  89. 

Literatur.  Pfotenhauer,  Beiträge  zur  Geschichte  der 
Strafgesetzgebung  im  Canton  Bern  seit  fünfzig  und  einigen  Jahren 
etc.,  in'  Zeitschrift  für  vaterländisches  Recht,  Bd.  XIV,  1855.  — 


*  Ein  Gutachten  des  Obergerichts  (1881)  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Staatsanwaltschaft  sprach  sich  entschieden  gegen  die  Todesstrafe  ans  und 
ebenso  mit  Mehrheit  der  Grosse  Rath  gegenüber  einem  Antrag  auf  Wieder- 
einfohnmg. 
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Temme,  Kritische  Bemerkungen  zum  Entwurf  von  1852.  Bern, 
1853.  —  Osenhrüggen  über  den  Entwurf  von  1864  in  Allgemeine 
Deutsche  Strafrechtszeitung,  1865,  S.  110;  Derselbe  in  Neuer 
Pitaval,  1865,  S.  236.  300;  Brandstiftung  (1852).  —  Mittermaier 
im  Archiv  d.  C.  R.,  1825,  S.  29.  45.  717;  1839,  S.  343.  547; 
1853,  S.  38,  Beilage.  —  Hepp,  Beiträge  zur  Lehre  vom  Hoch- 
verrath  etc.,  Bern,  1833.  —  Schnell  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  K., 
Bd.  I,  S.  84  (helvetisches  St.  G.  B.) ;  Bd.  III,  über  das  be- 
rüchtigte Pressgesetz  von  1852  (vgl.  Blutner,  Bundesstaatsrecht, 
1877,  S.  393);  Bd.  XV,  S.  136,  über  das  St.  G.  B.  von  1866. 
—  Stoosü,  Strafgesetzbuch  für  den  Canton  Bern.  Textauagabe 
mit  Anmerkungen,  1885.  —  Einzelnes  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R., 
Bd.  XVII,  betreffend  Conventionen  über  FolizeifiÜle;  Bd.  XXI, 
Strafvollzug.  —  Ueber  Strafvollzug:  Guillaume,  La  reorganisation 
du  Systeme  p6nal,  1875.  —  J.  Kopp,  Gutachten  und  Antrage^ 
1865.  —  Michel,  Die  Strafanstalt  in  Bern,  1850.  —  Tetucher, 
Bericht,  1869.  —  Bitzius,  Referat  zur  Verbesserung  der  Stnif- 
rechtspflege,  1878.  —  Criminalstatistik  in  Statistische  Jahrbücher 
für  den  Canton  Bern,  1867-1884. 

Glarns  1867. 

§  76.  I.  Ueber  das  ältere  Recht  vgl.  S.  107.  105.  17. 
Das  neue  St.  G.  B.  ist  von  Blumer,  dessen  Name  den  Werth 
der  Arbeit  verbürgt,  redigirt  und  gehört  zu  den  besten  Hervor- 
bringungen der  schweizerischen  Strafgesetzgebung.  Es  ist  von 
grösster  Einfachheit  und  Klarheit,  ohne  alles  doctrinelle  Beiwerk, 
mild  und  dennoch  bestimmt,  den  Anforderungen  der  Wissen- 
schaft voU  entsprechend  und  dennoch  den  Charakter  des  -Landes 
tragend.  Von  Einfluss  waren  die  Strafgesetzbücher  von  Appen- 
zell, Bern  und  Luzern,  ohne  die  Selbständigkeit  der  Arbeit  zu 
beeinträchtigen.  Das  Gesetz  ist  milder  und  von  grosserer  Frei- 
heit des  richterlichen  Ermessens  als  die  letztgenannten  und  be- 
stimmter als  das  erstere.  —  Nur  in  wenigen  Fällen  sind  Minima 
gesetzt,  meist  nur  Maxima,  und  oft  ist  blos  die  Strafart  gedroht. 
Allgemeiner  Strafmilderungsgrund  ist  geminderte  Zurechnungs- 
iahigkeit. 

II.    Das  Gesetzbuch  besteht  mit  Aenderungen  in  Kraft  bis 
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heute.  Es  enthält  138  Paragraphen  nebst  einigen  strafirechtlichen 
Bestimmungen  des  alten  Landbuchs  und  einer  kleinen  polizeilichen 
Bussentabelle. 

Von  den  geaetzlichen  Strafarten^  11  an  der  Zahl,  heben 
wir  herror:  Zuchthaus,  von  1  Jahr  bis  auf  Lebenszeit.  Dasselbe 
hat,  Rehabilitation  vorbehalten,  den  lebenslänglichen  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte,  sowie  die  Bevogtigung  während  der 
Stra£seit  zur  Folge.  —  Arbeitshaus,  2  Monate  bis  höchstens  2 
Jahre.  —  Oe&ngniss,  höchstens  4  Monate,  mit  allfölliger  Schärfung 
in  Beziehung  auf  die  Nahrung.  —  Verbannung,  ist  sowohl  Zu- 
satz- als  selbständige  Strafe,  bis  auf  Lebenszeit.  Verbannung 
aus  dem  Canton  ist  unzulässig  gegen  Cantonsbürger.  —  Die 
Entziehung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  verhindert  auch,  ein 
vollgültiges  Zeugniss  abzulegen;  sie  kann  fiir  nicht  weniger 
als  1  Jahr  und  nicht  mehr  als  10  Jahre  verhängt  werden  (aus- 
genommen bei  lebenslänglichem  Zuchthaus.)  —  Wirthshausverbot, 
bis  auf  die  Dauer  von  3  Jahren.  Geldbussen  können  mit  Zucht- 
Laus  und  Arbeitshaus  niemals  vei'bunden  werden,  dagegen  stets 
mit  Gefängniss,  auch  wenn  es  das  Gesetz  nicht  vorschreibt.  — 
Keine  Todesstrafe,  keine  Kette,  keine  Züchtigung. 

Dem  dreifachen  Landrath  steht  das  Recht  der  Begnadigung 
zu,  wenn  bei  mehr  als  fünfjähriger  Zuchthausstrafe  oder  Ver- 
bannung mehr  als  */&,  bei  lebenslänglicher  Strafe  mehr  als  15  Jahre 
unter  Wohlverhalten  abgelaufen  sind. 

Versuch,  Anfang  der  Ausfuhrung,  wird  gelinder  bestraft 
als  das  vollendete  Verbrechen  und  der  Richter  kann  unter  das 
Minimum  hinabgehen  oder  eine  andere  Strafart  wählen. 

Die  Bestimmungen  über  Theilnahme  sind  äusserst  einfach. 
Der  Anstifter  wird  wie  der  Thäter  bestraft.  Gehülfe  ist,  wer 
einem  Andern  die  Begehung  der  That  vorsätzlich  erleichtert  oder 
befördert  oder  zum  Voraus  Begünstigung  zusagt.  Der  Gehülfe 
ist  gelinder  zu  bestrafen  als  der  Urheber.  —  Die  Strafe  der  Be- 
günstigung besteht  in  Geldbusse  oder  Gefängniss,  bei  ge- 
werbsmässiger Begünstigung  kann  auf  Arbeitshaus  erkannt  werden. 
—  §25  stellt  wenig  gelungen  die  Denunciations-  und  Ver- 
hinderungspflicht auf  und  setzt  Geldbusse  oder  Gefängniss 
auf  die  Unterlassung  der  Anzeige,  „wer  von  dem  Vorhaben  Kennt- 
niss  erhält". 


^  1 


472 

Rückfall^  Begehimg  eines  Delicts  gleicher  Art  nach  rechts- 
kräftiger Verurtheilung.  Die  Strafe  des  Bückfalls  besteht  in  Er- 
höhung über  die  gesetzliche  Grenze^  ohne  Beschi'änkung  auf  die 
Hälfte.  Concurrenz  jeder  Art  ist  ebenfalls  Strafschärfungs- 
grund; wobei  die  Strafe  des  schwersten  Verbrechens  zu  Grunde 
gelegt  wird. 

Selbst  das  schlichte  Glarus  konnte  nicht  unterlassen,  seine 
Landeshoheit  in  zwei  Paragraphen  über  Hoch-  und  Landes- 
verrath  schauzustellen.  Wer  in  der  Absicht,  die  Cantons- 
verfassung  gewaltsam  oder  gesetzwidrig  abzuändern  oder  die 
Staatsgewalten  au&ulöseU;  eine  Handlung  vomimmt,  in  welcher 
wenigstens  der  Anfang  der  Ausf^rung  liegt,  wird  mit  Zucht- 
haus nicht  unter  6  Jahren  bestraft.  —  Den  Landesverräther 
trijQft  nach  Massgabe  der  Gefährlichkeit  des  Untemehmeqs  und  des 
eingetretenen  Erfolges  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren,  in  geringeren 
Fällen  Arbeitshaus. 

Friedgebot.  „Wer  bei  entstehenden  Streitigkeiten  auf- 
gefordert wird,  vom  Streite  abzustehen,  und  diesem  Fried- 
gebote keine  Folge  leistet,  ist  mit  Geldbusse  bis  auf  60  Franken 
zu  bestrafen."  Vgl.  vorstehend  S.  117.  Störung  des  Haus- 
friedens wird  mit  Gefängniss  bestraft.  „Ruhestorerische  und 
beleidigende  Unfuge  anderer  Art,  namentlich  solche,  die  zur  Nadt- 
zeit  verübt  worden  sind,  sind  mit  Geldbusse,  in  schwereren  Fällen 
mit  Gefangniss  zu  bestrafen." 

Vergehen  gegen  die  Religion  werden  mit  Gefangniss,  ver- 
bunden mit  Geldbusse  bis  auf  500  Franken,  in  schwereren  Fällen 
mit  Arbeitshaus  bis  auf  1  Jahr  bestraft  Art.  59  hierüber  ist 
sehr  weit  gefasst:  „Wer  öffentlich  durch  Rede,  Schrift  oder 
bildliche  Darstellung  eine  vom  Staat  anerkannte  Confession  oder 
ihre  Lehren  oder  die  Gegenstände  ihrer  Verehrung  auf  eine 
Aergemiss  erregende  Weise  verspottet  oder  sich  über  dieselbe  in 
beschimpfender  Weise  äussert."  —  Aufsehen  erregte  neulich  die 
Verurtheilung  zu  2  Tagen  Gefangniss  wegen  Gotteslästerung,  und 
das  mit  der  Strafgesetzreform  beschäftigte  Appellationsgericht  bat 
in  Art.  59  eine  beschränkende  Aenderung  vorgesehen. 

Unter  den  Sittlichkeitsvergehen  findet  sich  auch  die 
mehrmalige  aussereheliche  Schwangerschaft  mit  Gfe- 
fängniss  oder  Arbeitshaus  bis  auf  6  Monate  bedroht. 
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Eine  sonderbare^  wenn  auch  in  den  schweizerischen  G.  B. 
nicht  gerade  seltene  Erscheinung  treffen  wir  bei  Mord  und 
Todtschlag.  —  Es  ist  gezeigt  worden^  wie  die  Begriffis- 
bestimmung  der  beiden  Delicto  aus  dem  zürcherischen  G.  B. 
in  das  eidgenössische  Militärstrafgesetz  überging  und  wie  auch 
Luzem  hier  Zürich  folgte,  mit  dem  Unterschied,  dass  es  zum 
Todtschlag  die  vorbedachte  Körperverletzung  mit  tödtlichem 
Ausgang  rechnete,  während  Zürich  die  Tödtung  mit  Absicht  auf 
blosse  Verletzung  —  ^nicht  gerade  Tödtung"  —  (unbestimmten 
Dolus)  dem  Todtschlag  unterstellt.  Luzem  hat  dann  in  seinem 
Gesetz  von  1866  jene  Bestimmung  über  vorbedachte  Körper- 
verletzung mit  tödtUchem  Ausgang  fallen  lassen.  (Vgl.  S.  267.) 
~  Das  St.  G.  B.  von  Glarus,  das  sich  im  Uebrigen  und  gerade 
in  den  Tödtungsdelicten  so  unabhängig  von  dem  doctrinellen 
Luzemer  Gesetze  zeigt,  springt  nun  gerade  in  dieser  Begriffs- 
bestimmung des  Todtechlags  zurück  auf  das  Gesetzbuch  Luzern'a 
von  1836,  dessen  §  172:  „Des  Todtschlags  macht  sich  schuldige 
wer  mit  Vorbedacht,  jedoch  nicht  mit  dem  Entschluss,  zu  tödten,. 
sondern  in  einer  andern  feiodseligen  Absicht  einen  Menschen  der- 
gestalt verletzt,  dass  der  Tod  des  Beschädigten  daraus  erfolgt",, 
wörtlich  copirt  ist.  —  Kindsmord,  Tödtung  des  unehelichen 
Kindes  während  oder  gleich  nach  der  Geburt.  Wenn  der  Ent- 
schluss schon  vor  der  Geburt  gefasst  wurde,  so  ist  die  That. 
strafwrürdiger.     Strafe:  Zuchthaus  von  3  bis  zu  15  Jahren. 

Körperverletzung  wird  in  den  schwersten  Fällen  mit 
Zuchthaus  bis  auf  6  Jahre  bestraft;  bei  rechtswidriger  An- 
reiz ung  oder  wenn  nur  eine  geringfügige  Verletzung  be- 
absichtigt war,  blos  mit  Arbeitshaus  oder  Gefängniss.  Die 
mittleren  Fälle,  Krankheit  oder  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr 
als  6  Tagen,  trifft  Arbeitshaus  oder  Gefangniss,  und,  wenn 
die  Wirkung  weniger  nachtheilig  war,  Gefangniss  bis  auf  acht 
Wochen  oder  Geldbusse  bis  300  Fr.  —  Schär fungsgründe 
sind:  Hinterlistiger  Anfall,  Vorbedacht,  Gebrauch  von 
Instrumenten,  Gefährlichkeit,  Verletzung  der  Pietät. 
—  Die  vierte  Stufe  bilden  alle  Misshandlungen  und  An- 
griffe, welche  keine  Verletzung  zur  Folge  hatten  (auch  die 
Realinjurien).     Strafe:   Geldbusse  bis  100  Fr. 
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Ehrverletzung.  Verleumdung  begeht,  wer  in  Bezug  auf 
einen  Andern  —  sei  es  mündlich;  schriftlich  oder  durch  bildliche 
Darstellung  —  wissentlich  unwahre  Thatsachen  behauptet  oder 
verbreitet;  die  durch  das  Gesetz  als  Verbrechen  oder  Vergehen 
bestraft  werden  oder  welche  geeignet  sind;  den  Beschuldigten  in 
der  öffentlichen  Meinung  dem  Hasse  und  der  Missachtusg  aas- 
zusetzen. Beschimpfimg:  a.  unbesonnenes  Verbreiten  £dscher 
Gerüchte;  6.  Kundgebung  von  Hohn  und  Verachtung  im  All- 
gemeinen durch  Wort;  Schrift;  Geberden  (nicht  Thätlichkeiten). 
Strafe  der  Verleumdung:  Geldbusse  bis  200  Fr.,  in  schweren 
Fällen  Geföngniss  bis  3  Wochen,  —  der  Beschimpfung: 
Geldbusse  bis  50  Fr.  In  allen  Fällen;  wo  die  Klage  begründet 
ist;  soll  die  Ehre  des  Verletzten  im  Urtheil  gewahrt  und  die 
Beleidigung  aufgehoben  werden. 

Betrug  begeht;  wer  in  der  Absicht,  Jemanden  an  seinem 
Vermögen  oder  an  andern  Rechten  zu  schädigen,  eine  Täuschmig 
unternimmt,  indem  er  wissentlich  falsche  Thatsachen  f&r  wahr 
ausgibt  oder  wahre  unterdrückt  oder  vorenthält.  Der  Betrug  ist 
als  vollendet  zu  betrachten,  sobald  die  täuschende  Handlung  be- 
endet ist  und  aus  dem  Benehmen  des  Getäuschten  hervorgdit, 
dass  sein  Wille  durch  die  Täuschung  bestimmt  worden  ist 
Auf  wirklich  verursachten  Schaden  kommt  es  dabei 
nicht  an. 

Aus  dem  Landbuch  sind  folgende  Bestimmungen  angefligt: 
Vom  Mehr -Weggeben  an  Landsgemeinden.  Verbot,  sich  um 
Landesdienste  zu  recommandiren.  Vom  Wucher,  und  wie  viel 
Zins  zu  nehmen  ist.  Lotterie -Verbot.  Vom  Anzeigen  und  üeber- 
liefem  des  Verbrechers.  Rückerstattung  und  Verheimlichung  des 
gestohlenen  Gutes.  Die  beiden  letztgenannten  Artikel  enthalten 
keine  Strafdrohung,  sondern  nur  die  Forderung,  dass  Derjenige, 
welcher  einen  flüchtigen  Todtschläger  oder  Mörder  sieht  oder  wer 
von  Verheimlichung  gestohlenen  Guts  weiss,  beim  Eid  verpflichtet 
ist  zur  Anzeige. 

in.  Praxis.  Weder  Commentar,  noch  Präjudiciensammlang 
existiren.  Wichtige  Entscheidungen  werden,  in  den  Amtsberichten 
-erwähnt.  Wie  in  anderen  Cantonen  referirt  die  Tagespresse  über 
^wichtigere  GriminalfUle. 


■'"*■ 
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NoTellen.  Gesetz  vom  1.  Mai  1871  betreflFend  Wieder- 
eiBsetzung  in  die  bürgerlichen  Ehrenrechte.  (Vgl.  Zeitschrift  fiir 
Schweiz.  Recht,  Bd.  XATII,  S.  121.)  —  Beschluss  vom  8.  Juni 
1879  betreffend  Aufhebung  der  Spielbussen.  (Vgl.  die  Artikel 
des  alten  Landbuchs.)  —  Process-Ordnung  von  1837  und  Lands- 
gemeindebeschluss  von  1853.  —  P.  0.  von  1871,  revidirt  1877. 
(Vgl.  das  ausfuhrliche  Referat  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  XVlil, 
S.  122,  und  Bd.  XXI,  S.  276.)  Von  grosser  moralischer  Wirkung 
war  die  ehrenvolle  Ablehnung  der  Todesstrafe  durch  die  Lands- 
gemeinde von  1884.  (Vgl.  vorstehend  S.  110.)  Gegenwärtig  ist 
das  St.  G.  B.  und  die  St.  P.  O.  in  Revision. 

Mit  Bezug  auf  die  gegenwärtig  im  Wurfe  liegende  Revision 
wurden  nach  dem  Gutachten  des  Appellationsgerichts  xrnd  des 
dreifachen  Landraths  folgende  Aenderungen  als  zweckmässig  be- 
trachtet: Erhöhung  des  Maximums  der  Arbeitshausstrafc  vpn  2 
auf  4  Jahre.  Beschränkung  der  Verweisimg  auf  Ausländer.  Prä- 
cisirung  der  Verjährungsfristen  der  Strafverfolgung.  Einfügung 
eines  §  47  a  über  strafbare  Aufreizung  (Anarchisten -Artikel), 
eines  §  53  a  über  gemeingefahrUche  Drohung  und  eines  §  53  b 
Drohung  von  Verbrechern.  Unfug  an  Gräbern.  Beschränkung 
der  „Vergehen  gegen  die  Religion*^  (gegen  den  confessionellen 
Frieden).  Einftigung  eines  §  75  a  über  öffentliches  Aergemiss. 
Verbesserung  der  Definition  des  Todtschlags.  Einfügung  eines 
§  83  a,  die  Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang  mit  milderer 
Strafe  bedrohend.  Nach  §  85  a  und  b  sollen  mit  Recht  strengere 
Strafen  auf  Gesundheitsschädigungen  durch  Verkauf  schädlicher 
Nahrungsmittel  und  durch  absichtliche  oder  fahrlässige  Verbreitung 
ansteckender  Krankheiten  gesetzt  werden.  Die  Dauer  der  Arbeits- 
unfähigkeit bei  mittleren  Körperverletzungen  soll  von  6  auf  14 
Tage  erhöht  werden.  Die  Strafbestimmungen  der  ausgezeichneten 
Brandstiftung  und  der  Ueberschwemmung  sollen  auch  auf  Ver- 
ursachung von  Explosionen  (Dynamit)  Anwendung  finden.  —  Von 
grösster  Wichtigkeit  ist  der  Vorschlag,  die  Strafen  der  Ehrver- 
letzung zu  vervielfachen  (statt  Geldbusse  von  höchstens  200  Fr. 
-  Strafe  bis  1000  Fr.;  statt  50  Fr.  —  Strafe  bis  200  Fr.; 
statt  Gefängniss  bis  auf  3  Wochen  —  bis  auf  2  Monate).  Neu 
eingefugt  soll  ein  Satz  über  Wucher  werden.  Schliesslich  sollen 
die  einschlägigen  Artikel  des  Bundesstrafrechts  betreffend  Schädi- 
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gungen  von  Fost^  Eisenbahnen  und  Telegraphen  aa%enoinmeD 
werden.* 

Der  Entwurf,  manches  Gute  enthaltend,  wurde  Ton  der 
Landsgemeinde,  vorzüglich  mit  Rücksicht  auf  die  unpassenden 
Aenderungen  in  Bezug  auf  Anarchisten-  und  Dynamit-Artikel  und 
Ehrverletzung,  zurückgewiesen. 

Literatur.  Vgl.  S.  105.  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht, 
Bd.  XVn,  S.  81  ff.,  über  das  St.  G.  B.;  Bd.  VI,  S.  129,  über 
die  Glamer  Blutgerichtsordnung  in  Schwyz;  über  deren  Geltung 
in  St.  Gallen  vgl.  Oonzenbach  in  den  „Mittheilungen ^. 


Thurgan  1868. 

§  77.  L  lieber  das  Strafgesetzbuch  von  1841  und  sein 
Verhältniss  zum  badischen  Strafgesetz  vgl.  S.  270  ff.  Dieses 
St.  G.  B.  finden  wir  immer  noch  als  in  Kraft  bestehend  an 
geführt.  Holtzendorff^  s  Handbuch  des  deutschen  Strafrechts 
Bd.  I,  S.  150,  charakterisirt  es  als  dem  Stande  der  Strafrechts- 
wissenschaft der  Vierziger  Jahre  entsprechend.^  Nun  ist  aber 
durch  die  Revision  von  1868  dieses  Gesetzbuch  so  gründlich 
und  wesentlich  umgestaltet  worden,  dass  es  als  ein  neues 
zu  gelten  hat  und  dass  es  als  Irrthum  bezeichnet  werden  muss, 
dieses  Gesetz  von  1868,  welches  durchaus  auf  neuem  Boden 
steht,  in  das  Jahr  1841  zurückzuversetzen  oder  das  Gesetz  von 
1841  als  gegenwärtig  noch  geltend  anzuführen.  Der  Irrthum 
dürfte  darauf  zurückzufuhren  sein,  dass  im  fünften  Bande  der 
thurgauischen  Gesetzessammlung,  S.  281,  unter  dem  Titel:  „Das 
Strafgesetz  fiir  den  Canton  Thurgau",  die  Bemerkung  steht: 
(d.  d.  15.  Juni  1841.).  Es  bedarf  aber  kaum  eingehender  Vei^leichnng 
der  beiden  Gesetzbücher,  um  zu  erkennen,  dass  das  vorliegende 
Gesetz  kaum  zurückdatirt  werden  darf  in  die  Vierziger  Jahre  und 
ihre  Gesetzgebung. 


*  Vgl.  Landsgemeinde-Memorial  vom  Jahr  1886. 

'  Auch  Geyer^a  Grundriss  za  Vorlesungen  über  gemeines  deaUches 
Strafrecht  (1884)  führt  das  St.  G.  B.  von  1841  als  in  Kraft  bestehend  an  und 
ebenso  Dr.  Zürcher  in  seinem  trefflichen  Referat  im  Verein  f.  8t.  vl  G.  W., 
1881  (S.  98  des  Protocolls);  das  G.  von  1868  liegt  letzterem  sa  Grunde. 
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Die  Zahl  der  Paragraphen  ist  yon  385  auf  286  yermindert 
worden  und  schon  die  Reduction  des  allgemeinen  Theils  um  fast 
40  Paragraphen  zeigt ,  dass  ein  Hauptübelstand  des  Gesetzes^ 
nämlich  die  trotz  alier  Vereinfachung  des  deutschen  Vorbildes 
anhängende  doctrinelle  Ausftihrlichkeit;  beseitigt  oder  beschränkt 
wurde.  —  Die  Systematik  ist  im  Ganzen  dieselbe  geblieben^  nur 
sind  einige  Titel  verstellt^  zusammengezogen,  sachgemässer  be- 
zeichnet und  veraltete  Bestimmungen  ausgeschieden  worden,  wie 
z.  B.  bei  Kinderdiebstahl  imd  Beeinträchtigung  der  Familien- 
rechte^  Vereinigung  von  Banden,  Landfriedensbruch,  femer  bei 
Hehlerei,  Untreue,  Ehrverletzung.  —  Die  Redaction  ist  präcis 
und  knapp,  die  Casuistik  des  alten  Gesetzes  ist  grundsätzlich  be- 
seitigt 

In  materieller  Beziehung  sind  die  Thatbestände  dem  neueren 
Standpunkte  gemäss  besser  gefasst,  Veraltetes  ist  ausgeschieden, 
die  Strafdrohungen  sind  vielfach  milder,  die  Strafmittel  humaner. 
Ausdrücklich  ist  in  §  2  die  Herrschaft  des  cantonalen  Gesetzes 
im  einzelnen  Fall  bedingt  durch  die  Anwendbarkeit  des  schweize- 
rischen Bundesrechts. 

II.  Im  Rahmen  des  früheren  Gesetzes  (vgl.  S.  273)  hat  der 
Tit.  n  von  den  Strafen  eine  zeitgemässe  Umwandlung  erfahren. 
Die  Strafarten  sind  dieselben.  Die  Hauptveränderungen  be- 
stehen darin,  dass  bei  wesentlich  kürzerer  Fassung  dieses  Titels 
alles  Beglemen tarische  bei  Seite  gelassen  wird,  dass  die  Zucht- 
hausstrafe nicht  mehr  durch  das  Tragen  von  Ketten  er- 
schwert und  dass  die  körperliche  Züchtigung  als  „Will- 
komm" weggefallen  ist.  —  Die  Dauer  der  Arbeitshausstrafe 
ist  von  4  Monaten  bis  zu  10  Jahren  erweitert.  —  Mit  Ge&ngniss 
ist  öffentliche  Arbeit  nicht  verbunden,  wohl  aber,  wie  mit 
Zucht-  und  Arbeitshaus,  unter  Umständen  Schärfung  durch 
HuDgerkost  und  Dunkelarrest  (wie  im  älteren  Gesetz).  —  Bei 
Verweisung  ist  der  Gegensatz  von  Cantons-  und  Schweizer- 
biirgem  nicht  mehr,  wie  im  alten  Gesetz,  hervorgehoben.  §  287 
zahlt  die  Fälle  auf,  in  welchen  auch  Cantonsangehörige  ver- 
wiesen werden  können.  —  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte ist  mit  Zuchthausstrafe  auf  Lebenszeit  verbunden;  die 
Milderung  nach  Ermessen  des  Richters  im  früheren  Recht  ist 
hier  weggefallen    (vgl.   S.   273;   vgl.    Gesetz  über  Begnadigung 
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und  Rehabilitation  von  1866),  besteht  aber  fort  f&r  Ehr^entzug 
bei  Arbeitshaus.  Neu  sind  die  Ehrenstrafen  des  Wirthshaua- 
Verbots  und  der  Unföhigkeitserklärung  zum  GeBchwornen- 
dienst  —  Das  Maximum  der  Geldstrafe  ist  auf  5000  Fr. 
erhöht.  —  Der  richterliche  Verweis  wurde  fallen  gdassen  und 
ebenso  die  Polizeiaufsicht.  —  Die  Strafdrohu&gen  be- 
wegen sich  meist  in  den  Grenzen  des  bereits  ab  mild  bezeidmeten 
früheren  Gesetzes,  in  vielen  Fällen  sind  aber  auch  die  Mtnima 
reducirt  oder  ganz  beseitigt;  was  besonders  wichtig  ist  bei  Ver* 
such  und  Theilnahme.  Geminderte  Zurechnungsfahigkeit  ist  Straf- 
milderungsgrund (§  43;  vgl.  1841,  §  71). 

Der  Titel  HI  von  der  Zurechnung  ist  umgestaltet  xmA 
die  casuistischen  und  doctrinellen  Sätze  sind  beseitigt^  nur 
Weniges  ist  gleich  geblieben,  wie  die  §§21  (Jugend)  ^ond  23 
(Rechtsunwissenheit).  Die  eingreifendsten  Veränderungen  bat  «ber 
die  Nothwehr  erfahren.  —  Als  allgemeine  Regel,  mit  üotep- 
drückung  der  im  älteren  Gesetz  angeführten  Specialitäten  (§  23\ 
wird  aufgestellt,  dass  die  Zurechnung  ausgeschlossen  ist  Ämdk 
jeden  Zustand,  in  welchem  beim  Handelnden  das  Bewusstsein  'ißt 
Strafbarkeit  der  Handlung  oder  die  Fähigkeit  der  Selbstbeetioimniig 
fehlte. 

An  die  Stelle  der  ebenso  ausfuhrlichen  als  beschränkAdei 
§§  26—33  über  Nothwehr  und  Selbsthülfe  (vgl  S.  275^ 
sind  drei  kurze,  einfache  Sätze  getreten.  Nothwehr:  „Wer,  um 
sich  oder  einen  Andern  gegen  einen  begonnenen  oder  unmittelbar 
drohenden  rechtswidrigen  und  gewaltthätigen  Angriff  auf  Person, 
Besitz  oder  Eigenthum  (1841 :  Ehre  und  Freiheit)  oder  gegen 
ein  widerrechtliches  Eindringen  in  eine  Wohnung  oder  Besitz- 
thum  zu  schützen,  den  Angreifer  oder  Eindringling  tödtet  oder 
verletzt  .  .  .,  ist  straflos,  sofern  er  hiebei  die  Grenzen  der  Yer- 
theidigung  nicht  schuldhaf):  überschritten  hat.  Das  Nämliche  gilt 
von  Demjenigen,  der  den  Eindringling  zu  vertreiben  oder  voi 
dem  Räuber,  Dieb  oder  andern  Angreifer  auf  der  Flucht  den 
entzogenen  Besitz  wieder  zu  erlangen  •sucht"  —  An  Stelle  der 
altem  Anweisung  über  Zurechnung  zum  Vorsatz  oder  Fahrlässige 
keit  etc.  im  Falle  der  Ueberschreitung  der  Nothwehr  ist  ein&cli 
der  Richter  angewiesen,  Strafmilderung  oder  Straffreiheit  eintretei 
zu  lassen. 
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üeberraschen  muss  es,  in  den  §§  30  und  31  noch  den  dolus 
indeterminatus  und  die  culpa  dolo  determinata  in  der  alten  Weise 
anzutreffen« 

Der  Versuch  steht  völlig  auf  neuem  Boden.  Von  Vor- 
bereitungshandlungen; entfernten);  nahem  Versuch  ist  nicht  mehr 
die  Rede.  Derselbe  ist  einfach  in  der  Weise  des  Code  bestimmt 
und  statt  der  mancherlei  Strafgrenzen  des  früheren  G.  B.  ist  die 
das  richterliche  Ermessen  völlig  befreiende  einfache  Regel  der  Be- 
strafung gegeben;  dass  der  Versuch  geringer  als  das  vollendete 
Verbrechen  zu  bestrafen  ist.         * 

Theilnahme.  Aus  den  18  breiten  Paragraphen  des  altem 
Gesetzes  sind  5  kurze  geworden,  von  denen  der  erste  über 
Thäter  und  Anstifter  (ohne  nähere  Bestimmung  der  Mittel  der 
Anstiffaing};  —  der  zweite  über  Gehülfenschaft :  „wissentliche 
Erleichterung  oder  Unterstützung  der  Vollbringung  durch  Rath 
oder  That  oder  vorherige  Zusage  von  Hülfe  nach  der  That";  — 
der  dritte  von  der  Begünstigung  handelt.  Strafe  des  Gehülfen: 
„eine  geringere^;  —  des  Begünstigers:  Arbeitshaus  bis  zu 
5  Jahren,  Gefängniss  oder  Geldbusse.  —  Die  Hehlerei;  im 
alten  Gesetz  hieher  gezogen,  hat  eine  besondere  Stellung  bei 
Diebstahl  erhalten.  —  In  §  39  ist  wieder  die  Anzeige-  und 
Verhinderungspflicht  bevorstehender  Verbrechen  wie  im 
alten  §  61  aufgestellt.  Für  Verbrechen,  welche  mindestens 
mit  Arbeitshaus  bedroht  sind,  ist  die  Verpflichtung  allgemein  für 
Jedermann,  for  andere  Verbrechen  und  für  Vergehen  nur  für 
die  durch  besondere  Pflichten  Gebundenen  (Eltern,  Beamte).  Die 
Strafe  besteht  in  Gefängniss  oder  Geldbusse.  —  Es  sind  aus- 
geschieden worden  die  Vorschriften  über  das  Complott,  über 
den  strafbaren  Versuch  der  Anstiftung  und  Rücknahme 
derselben,  femer  eine  Anzahl  doctrineller  und  casuistischer  Be- 
stimmungen, an  welche  das  ältere  Gesetz  besondere  Strafdrohungen 
zu  knüpfen  genöthigt  war,  welche  mm  alle  in  der  einfachen  all- 
gemeinen Regel  aufgingen. 

Wesentliche  Veränderungen  hat  auch  Titel  V,  „von  der  An- 
wendung der  Strafen",  erfahren.  Die  allgemeinen  Sätze  über 
Strafzumessung  innerhalb  bestimmter  und  unbestimmt  ge- 
lasBener  Strafen,  die  Strafmehrungs-  und  Minderungsgründe  sind 
weggefallen.     Der  Rückfall  verlangt,   wie  im  älteren  Gesetze, 
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Gleichartigkeit  der  Delicte;  es  sind  aber  die  AufE&liluiig 
gleichartiger  Verbrechen  und  die  Bestimmungen  üb^  Yersach 
und  Theilnahme  nicht  mehr  aufgenommen  und  statt  der  Forderung, 
dass  der  Rückfällige  bereits  verurtheilt  sein  müsse,  ist  jetzt, 
dem  Besserungsprincip  entsprechend,  verlangt,  dass  er  bestraft 
worden  sei.  —  Die  Strafdrohung  ist  dieselbe,  wonach  Rückfall 
Schärfungsgrund  ist.  Concurrenz  ist  ebenfalls  Schftrfimgs- 
grund,  welcher  dem  Richter  gestattet,  die  gesetzlich  angedrohte 
Strafe  des  schwersten  Verbrechens  um  die  Hälfte  zu  überschreiten. 
Der  Satz  (§  88  des  G.  B.  von  1841),  dass  die  höchste  Dauer  der 
zeitlichen  Zuchthausstrafe  überschritten  werden  dürfe,  findet  sich 
nicht  mehr. 

Mord  und  Todtschlag  sind  wesentlich  unverändert  ge- 
blieben in  Thatbestand  und  Strafe.  Vereinfachung  ist  eingetreten 
durch  Wegfall  der  allgemeinen  Sätze  über  Tödtung  und  Lethalität 
und  der  Bestimmung  über  Tödtung  eines  Einwilligenden.  Neu 
ist  die  Herbeiziehung  des  unbestimmten  Dolus  bei  Mord,  in 
welchem  Falle  statt  Todesstrafe  mindestens  12  Jahre  Zuchthaus 
eintreten  soll.  —  Eindsmord  ist  viel  einfacher  und  milder  be- 
handelt (1  Paragraph  statt  4  im  älteren  Gesetz).  Die  Zeitgrenze 
von  24  Stunden  ist  durch  die  Bestinunung  ersetzt:  „während 
oder  bald  nach  der  Geburt^  ]  Lebensfähigkeit,  Vorbedacht  sind 
einfache  Strafmehr ungsgründe  und  an  Stelle  der  ver-' 
schiedenen,  an  die  vielen  Distinctionen  anschliessenden  be- 
sonderen Strafdrohungen  ist  die  eine  umfassende,  mildere  ge- 
treten: Arbeitshaus  nicht  unter  3  Jahren  oder  Zuchthaus  bis  auf 
12  Jahre. 

Körperverletzung  und  Körperverletzung  mit 
tödtlichem  Ausgange  sind,  enger  zusammengefiasst ,  in 
Thatbestand  und  Strafdrohung  wesentiich  gleich  geblieben.  (V^ 
S.  277.) 

Unter  den  Sittlichkeitsverbrechen  finden  sich,  wie 
im  frühem  Gesetzbuch,  noch  die  umständlichen  Unterscheidungen 
über  Ehebruch  des  Mannes  oder  der  Frau  mit  verschiedeoen 
und  doch  nur  unbedeutend  abweichenden  Strafsätzen. 

Der  Begriff  des  Diebstahls  enthält  das  Merkmal  der  ge- 
winnsüchtigen Absicht  nicht  mehr.  Die  Werthbestimmungen 
sind  sehr  vereinfacht,  im  Uebrigen  ist  festgehalten  an  den  firfiheni 
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Unterscheidungen  des  gemeinen  und  gefährlichen  Diebstahls  mit 
den  gleichen  Strafen  und  den  gleichen  gemeinsamen  Straferhöhungs- 
gründen. 

Der  Thatbestand  des  Betrugs  ist  neu  aufgestellt  und  mit 
eigener  Strafdrohung  versehen  worden.  „Wer,  um  Jemanden  an 
seinem  Vermögen  zu  schädigen,  in  gewinnsüchtiger  Absicht 
eine  Täuschung  unternimmt  oder  benutzt,  indem  er  in  arglistiger 
Weise  falsche  Thatsachen  für  wahr  ausgibt  oder  wahre  That- 
sachen  unterdrückt  oder  vorenthält,  wird  wegen  Betrugs  bestraft." 
—  Die  Vollendung  ist  gegeben,  „sobald  die  täuschende 
Handlung  beendigt  ist  und  es  sich  ergibt,  dass  der  Wille 
des  Getauschten  dadurch  bestimmt  wurde".     (Vgl.  S.  278.) 

Vollständige  Umwandlung  in  Begriff  und  Strafe  hat  die 
Ehrverletzung  erfahren.  Der  Begriff  der  Ehrverletzung 
omfasst  ungenannt  und  ununterschieden  zwei  Bestandtheile,  welche 
im  Gesetz  von  1841  als  Verleumdung  und  Beschimpfung  aus- 
einander gehalten  waren.  Die  Strafe  der  Ehrverletzung  besteht 
in  Geldbusse  oder  Gefangniss  bis  zu  6  Monaten.  Das  Gesetz 
von  1841,  obgleich  milder  als  das  badische,  hatte  auf  Ver- 
leumdung eine  viel  höhere  Strafe  gesetzt.  Verglichen  mit  Glarus 
ist  Thurgau  auch  jetzt  noch  erheblich  strenger,  jedoch  ist  es  viel 
milder,  als  andere  neuere  Gesetze.  Manches  ist  wieder  ohne 
Kritik  aus  dem  alten  Gesetzbuch  herübergenommen,  so  z.  B.  die 
Verdächtigung  eines  Verbrechens  mittelst  arglistiger  Täuschung. 
Ehrverletzungen  gegen  Ascendenten,  Behörden,  öffentliche  Diener 
mit  Beziehung  auf  ihre  Verrichtungen  sind  um  die  Hälfte  höher 
zu  bestrafen. 

Bei  den  Staatsverbrechen  des  Hoch-  und  Landes- 
verraths  ist  zwar  auf  die  Bundesstrafgesetzgebung  hingewiesen, 
aber  nicht  die  volle  Consequenz  gezogen  und  Ueberflüssiges  noch 
erhalten.  Die  Strafdrohung  ist  in  Nachahmung  des  Glarner 
Gesetzbuchs  (6  Jahre  Minimum  fiir  Hochverrath)  streng  und  die 
Strafbarkeit  der  Anreizung  und  der  Unterlassung  der  Anzeige 
eine  bedenkliche  Ausdehnung.     (§§  236.  238.  249.) 

in.  Vgl.  S.  279.  Neuere  Gesetze  sind  nicht  erlassen  worden. 
Da»  Verfahren  in  Injuriensachen  ist  durch  die  Civilprocessordnung 
geregelt.    Betreffend  Zwangsarbeitsanstalt  Kalchrain  vgl.  Zeitschr. 

ffmming^r.  Schwell.  Strafirecht.  31 
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f.  Schweiz.  Recht,  1882,  S.  280.  Die  angestrebte  Revision  des 
Begnadigungsgesetzes  von  1866  (bedingte  Entlassung)  wurde  vom 
Volke  verworfen  (Juli  1886).  —  Das  Gesetzbuch  befriedigt  in 
der  Praxis  allgemein  und  Aenderungen  stehen  nicht  in  Aussicht* 
Commentar  und  Präjudiciensammlung  existiren  nicht,  es  erscheinen 
aber  jährliche  Berichte  des  Obergerichts  und  der  Criminalkammer 
mit  principiellen  Entscheidungen.  Im  Jahre  1880  wurde  eine 
officielle  Sammlung  der  wichtigsten  derselben,  Civil-  und  Straf- 
recht umfassend,  in  einem  Bande  zusammengestellt.  —  Wucher- 
gesetz, 1886. 


Schwyz  1869. 

§  78.  I.  Ueber  den  älteren  Rechtszustand  vgl.  S.  84.  Ein 
Gesetz  über  die  Strafcompetenz  der  Gerichte  wurde  erlassen  den 
28.  Februar  1855,  vom  Cantonsrath  erläutert  den  27.  Juni  d.  J. 
—  Der  Strafprocess  ist  geregelt  durch  die  Gesetze  vom  14.  März 
1835  und  18.  Mai  1848.  —  Verordnungen  über  Strafumwandlnnj; 
und  Begnadigung  vom  12.  October  1848.  —  Ein  Entwurf  eines 
Strafgesetzbuchs  datirt  vom  6.  December  1856.  —  Der  revidirte 
Entwurf  vom  4.  December  1868,  als  Vorjage  an  die  Kreis- 
gemeinden vom  31.  Januar  1869,  wurde  (nach  erstmaliger  Ver- 
werfung durch  das  Volk)  in  der  Folge  zum  Gesetz  erhoben. 
Vorbild  war  weniger  das  bisher  geltende  Luzemer  Strafgesetz- 
buch von  1836,  noch  dessen  Erneuerung  von  1866,  als  richtiger- 
weise die  einfachen,  acht  volksthümlichen  G.  B.  von  Appenzell 
und  Glarus.  Es  ist  äusserst  kurz,  vermeidet  alle  Casuistik  und 
sucht  durch  weite  Strafgrenzen  und  Zusammenfassung  der  unter- 
geordneten oder  qualificirten  Fälle  unter  einen  allgemeinen  und 
zugleich  einfachen  Ausdruck  volksthümliche  Verständlichkeit  und 
leichte  Anwendbarkeit.  Es  ist  sehr  milde,  indem  es  keine 
Minima  setzt.  Der  Ernst  des  Strafgesetzes  und  der  Strafwertli 
der  einzelnen  Delicte  ergibt  sich  aus  den  oft  hoch  gestellten 
Maxima. 


•  Nach  gef.  Mittheilungen  des  Herrn  Obergerichtspräsidenten  Altwegg  i» 
Frauenfeld. 
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n.  Das  G.  B.,  in  Kraft  bis  1881,  zählt  blos  115  Para- 
graphen und  setzt  ein  Polizeigesetz  voraus.  Benutzt  wird  das- 
jenige von  Luzem.     Vgl.  Entscheid,  des  B.  G.,  VII,  S.  295. 

Straf  mittel.  Es  finden  sich  noch  Todesstrafe  und  körper- 
liche Züchtigung,  beide  zur  Zeit  der  Publication  des  Entwurfs 
von  der  schweizerischen  Presse  heftig  angefochten.  Mit  Recht 
wurde  aber  darauf  verwiesen,  dass  erstere  noch  nicht  zu  den 
überwundenen  Standpunkten  gehöre  und  dass  letztere  einzig  An- 
wendung finde  gegen  Gewohnheitsverbrecher  und  in  Fällen,  wo 
eine  besondere  Rohheit  oder  Sittenlosigkeit  zu  Tage  getreten  sei 
(§  17).  Zudem  bewiesen  die  Straftabellen  der  Gerichte,  dass 
trotz  gesetzlichen  Bestandes  der  Körperstrafe  dieselbe  durch  die 
Praxis  abgeschafft  und  dass  seit  1864  sie  nicht  mehr  in  An- 
wendung gekommen  sei.  Kettenstrafe  findet  sich  nicht  mehr 
(dagegen  noch  im  Entwurf  von  1856  als  Strafschärfung).  —  Wo 
das  Gesetz  nur  Zuchthausstrafe  ohne  weitere  Zeitbestimmung 
verhängt,  ist  eine  Dauer  von  1  bis  8  Jahren  verstanden 
(§  8).  In  allen  schweren  Fällen  ist  aber  speciell  die  höhere 
Strafe  angedroht,  so  z.  B.  bei  Todtschlag:  Zuchthaus  bis  auf 
15,  bei  Kindsmord:  bis  auf  20  Jahre.  —  Mit  Zuchthaus  ist 
Arbeit  in  öder  ausser  dem  Hause  verbunden.  —  Arbeitshaus 
mit  Arbeit  in  oder  ausser  der  Anstalt  (bürgerliche  Kleidung) 
dauert  von  6  Monaten  bis  zu  8  Jahren.  —  Gcfängniss,  von  3 
Wochen  bis  zu  2  Jahren,  kann  durch  magere  Kost  verschärft 
werden.  —  Verweisung  aus  dem  Canton  gegen  Nichtcantons- 
bürger.  —  Geldstrafe,  höchstens  2000  Franken.  —  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehre  hat  auch  die  Unftihigkeit ,  vollgültiges 
(Glarus)  Zeugniss  abzulegen,  zur  Folge  und  ist  mit  Zuchthaus- 
strafe bis  auf  Lebenszeit,  Rehabilitation  vorbehalten,  ver- 
bunden; in  den  andern  Fällen  darf  sie  nicht  länger  als  10  Jahre 
dauern.  —  Begnadigung  und  bedingte  Entlassung.  —  Bei 
politischen  Verbrechen  steht  dem  Cantonsrathe  das  Recht  zu, 
Abolition,  Amnestie  oder  Restitution  zu  beschliessen.  Bedingte 
Entlassung  kann  gewährt  werden  bei  Gefängniss  über  1  und  bei 
Zucht-  und  Arbeitshaus  über  2  Jahre,  wenn  ^jz  der  Strafe  er- 
standen, der  Schaden  nach  Möglichkeit  erstattet  und  Wohlverhalten 
nachgewiesen  ist.  Der  bedingt  Entlassene  steht  unter  polizeilicher 
Aufsicht  und  kann,   wenn  er  Anlass  gibt  (4  gesetzliche  Gründe), 
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wieder  eingezogen  werden.  Tadellose  Aufführung  während  eines 
Jahres  hat  vollständige  Entlassung  zur  Folge.  Die  EIrziehung 
zur  Freiheit  durch  Vorstufen  in  der  Anstalt  (irisches  System; 
fehlt. 

Die  Zurechnungsfähigkeit  ist  sehr  ein&ch  und  all- 
gemein  behandelt^  mit  nicht  gerade  glücklicher  Selbständigkeit 
§  31  c  bestimmt  die  Fahrlässigkeit  als  ein  „Verfiihren, 
welches,  wenn  es  auch  wegen  seines  Ausgangs  den  Schein  dnes 
Verbrechens  hat,  blos  dem  Mangel  an  Einsicht,  Vorsicht  oder 
Besonnenheit  zur  Last  fällt,  so  dass  der  Ausgang  erweislich  zu- 
wider dem  auf  Anderes  gerichteten  Willen  des  Schuldigen  rin- 
getreten  ist".  —  Der  Strafausschliessungs-  oder  MilderungsgnmJ 
der  Jugend  ist  ohne  Absetzung  von  Altersgrenzen  in  der  all- 
gemeinen Form  berücksichtigt :  „Wenn  wegen  Jugend  oder 
Seelenstörung  keine  Criminalstrafe  verhängt  wird,  so  steht  dem 
Gericht  frei,  die  Angehörigen  zu  entsprechender  Versorgung  an- 
zuhalten, Polizeiaufsicht  zu  verhängen  oder  andere  zweckmässige 
Verfügungen  zu  treffen."  Mangel  an  Einsicht  bei  Jugend  und 
Verstandesschwäche  erscheint  in  §  46  als  Strafminderungsgrund, 
was  bei  Abwesenheit  aller  Minima  die  Bedeutung  weitgebender 
Strafmilderung  hat.  §  33  erwähnt  auch  geminderte  Zurechnungs- 
fähigkeit. 

Der  Versuch,  dem  Capitel  über  Zurechnung  zugethalt, 
ist  bestimmt  als  Anfang  der  Ausfuhrung.  Strafe:  Nach  Mass 
gäbe  der  Annäherung  an  die  Vollendung ;  unter  Umständen  kanu 
sogar  eine  mildere  Strafart  gewählt  werden.  —  Straflos  ist 
der  Anfang  der  Ausfuhrung,  wenn  die  Vollendung  noch  ferne 
liegt,  —  wenn  der  Versuch  mit  einem  aus  Unverstand  gewählten 
absolut  untauglichen  Mittel  gemacht  wurde,  —  und  bei 
Rücktritt. 

Am  einfachsten  von  allen  Gesetzbüchern  behandelt  Schwjz 
die  Theilnahme,  welche  in  einem  kurzen  Paragraphen  ab- 
gethan  ist:  ^^Wo  das  Verbrechen  durch  das  Zusammenwirken 
Melirerer  zu  Stande  gekommen  oder  versucht  worden  ist,  sind 
Diejenigen,  welche  den  leitenden  Gedanken  gegeben^  den  Ent- 
schluss,  die  That  oder  den  Erfolg  am  entschiedensten  bewirkt 
haben,  schärfer  zu  bestrafen  als  die  übrigen  Mitschuldigen.  Der 
Begünstiger  oder  Derjenige,  welcher  nur  in  ganz  untergeordneter 
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Weise  mitgewirkt  hat,  wird  nach  Ermessen  des  Richters  bestraft." 
(§  40.)  Begehung  in  Complott  und  Bande  erhöhen  die  Straf- 
barkeit. 

Rückfall,  materiale,  ideale  Concurrenz  und  fort- 
gesetztes Verbrechen  (§  42)  gestatten,  die  Strafe  des 
schwersten  Verbrechens  um  die  Hälfte  zu  erhöhen.  Rückfall  ist 
vorhanden,  wenn  der  Schuldige  zweimal  bestraft  worden  ist 
wegen  aus  gleicher  rechtswidriger  Neigung  entsprungener  Ver- 
brechen. 

Mord:  „Wer  mit  Ueberlegung  eines  Andern  Tod  gesucht 
und  verursacht  hat,  ist  mit  dem  Tode  zu  bestrafen.''  —  Todt- 
schlag:  „Wer  in  heftiger  Gemüthshewegung  die  Tödtung  eines 
Andern  beschlossen  und  ausgefiihrt  hat,  wird  mit  Zuchthaus  bis 
auf  15  Jahre  bestraft.  Bei  der  Bestimmung  des  Strafmasses  fällt 
in  Berücksichtigung,  ob  der  Tod  als  nothwendige  Folge  ein- 
getreten sei  oder  ob  andere  Ursachen  mitgewirkt  haben."  — 
Kindsmord  wird  mit  Zuchthaus  bis  auf  20  Jahre  bestraft. 

Körperverletzung,  schwerste:  Zuchthaus  bis  auf  10 
Jahre;  wenn  Krankheit  oder  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als 
2  Monaten  die  Folge:  Arbeitshaus  oder  Gefangniss.  Bei  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  eine  Körperverletzung  der  criminellen 
Beurtheilung  unterliege,  ist  neben  der  Schwere  der  Verletzung 
Rücksicht  zu  nehmen  auf  die  Gefährlichkeit,  Bosheit  und  Gewalt- 
thätigkeit  der  Handlung. 

Der  Diebstahl  ist  von  bemerkenswerther  Einfachheit  und 
Sparsamkeit  in  Aufzählung  der  sogenannten  qualificirten  Fälle. 
Der  Diebstahl  von  mindestens  100  Franken  hat  eine 
Freiheitsstrafe  zur  Folge,  deren  Grad  und  Dauer  durch  die 
Schwere  der  Verumständungen  bedingt  wird  (4  Zumessungs- 
gründe).  —  Ausnahmsweise  wird  er  criminell  bestraft, 
schon  bei  einem  Werthe  von  25  Franken,  bei  Kirchen- 
diebstahl oder  wenn  Leichname  beraubt  werden,  und  bei  50 
Franken,  wenn  an  Gegenständen  verübt,  welche  der  öffentlichen 
Sicherheit  anvertraut  sind,  oder  wenn  Dietriche  in  Anwendung 
kamen,"  wenn  Taschendiebstahl  geübt  oder  in  öffentlicher  Bedräng- 
niss  gestohlen  wurde.  Eine  besondere  Strafdrohung  ist  diesen 
Fällen,  welche  schon  bei  geringeren  Beträgen  criminell  bestraft 
werden,  nicht  beigefügt,  sondern  sie  unterliegen  jener  allgemeinen.. 
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Unterschlagung  von  mindestens  100  Franken  findet  in 
allen  Fällen  eine  mildere  Bestrafung  als  Diebstahl. 

Betrug.  Wer  Andere  durch  Täuschung  um  einen  Werth 
von  mindestens  100  Franken  bringt,  wird  gleich  dem  Diebe  be- 
straft. Er  ist  vollendet,  wenn  die  Täuschung  gelungen  ist.  In 
geringeren  Fällen  und  bei  Täuschung  in  Handel  und  Wandel 
kann  auch  blos  auf  Geldstrafe  erkannt  werden.  —  Qualificirt  ist 
Betrug  durch  Fälschung  und  Marchverruckung  und  wird  ohne 
Kücksicht  auf  den  Betrag  mit  Zuchthaus  bis  auf  10  Jahre  be- 
straft. 

Blutschande  ist  mit  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  bedroht; 
ob  die  Verwandtschaft  auf  ehelicher  oder  unehelicher  Geburt  be- 
ruhe, ist  gleichgültig.  Das  Bewusstsein  der  Verwandtschaft  wird 
für  den  Thatbestand  vorausgesetzt. 

Brandstiftung  wird,  wenn  dabei  ein  Mensch  das  Leben 
verlor  und  dies  vorausgesehen  werden  konnte,  mit  dem  Tode 
bestraft;  —  wenn  Menschenleben  gefährdet  wurde,  grosser 
Schaden  entstand  oder  mehrfach  Brand  gelegt  wurde,  mit  Zucht- 
haus bis  zu  24  Jahren;  —  wenn  kein  Leben  gefährdet 
wurde  und  kein  grosser  Schaden  entstand,  mit  Zuchthaus  bis  zu 
10  Jahren.  —  Brandlegung  ohne  Beschädigung  und  Gefahr 
Anderer  in  der  Absicht  des  Betrugs  unterliegt  der  Strafe  des 
letzteren. 

Münzfälschung,  Prägung  oder  Verfertigung  von  im 
gemeinen  oder  Handelsverkehr  cursirendem  Metall-  oder  Papier- 
geld, wird  mit  Zuchthaus  bis  auf  10  Jahre  bestraft;  in  ganz 
geringfügigen  Fällen  (Beschneiden,  Feilen)  kann  correctionelle  Be- 
strafung eintreten. 

Am  Schlüsse  sind  die  Staatsverbrechen  in  richtiger 
Würdigung  dieser  cantonalen  Bestimmungen  und  mit  grosser 
Milde  behandelt.  Das  ganze  Capitel  enthält  2  oder  3  kurze 
Paragraphen.  Hochverrath  wird  mit  Freiheitsstrafe  bis  auf 
6  Jahre  bedroht  (§  107);  Aufruhr  mit  bewaffneter  Hand,  wenn 
der  Aufforderung  der  Beamten  zum  Auseinandergehen  keine 
Folge  geleistet  wurde,  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  3  Jahren;  Sind 
keine  Gewaltthätigkeiten  geübt  worden,  so  sind  die  Theilnehmer 
der  Criminalstrafe  zu  entheben  oder  ganz  freizu- 
sprechen,  der  Anstifter  mit  Geld-  oder  Freiheitsstrafe 
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zu  belegen.  —  §  110  handelt  von  der  Befreiung  von  Ge- 
fangenen. 

ni.  In  Ergänzung  des  Criminalstrafgesetzes  wird  vom  Straf- 
gericht und  vom  correctionellen  Gericht  das  ältere  Luzemer 
Polizeistrafgesetz  angewendet.  Dasselbe  besitzt  keine  Gesetzes- 
kraft, sondern  wurde  blos  vom  Cantonsrathe  zur  subsidiären  An- 
wendung empfohlen.  In  Injurienprocessen  kommen  die  Luzemer 
Begriffsbestinmiungen  zur  Geltung,  keineswegs  aber  finden  die 
Strafdrohungen  Anwendung. 

IV.  Alle  Urtheile  werden  summarisch  im  Amtsblatt  publicirt 
und  gewöhnlich  die  Urtheile  erster  und  zweiter  Instanz  auch  im 
Rechenschaftsbericht  an  den  Cantonsrath  besprochen.  Präjudicien- 
sammlung  oder  Commentar  existiren  nicht.  ^  Einzelne  Rechtsfälle 
enthält  die  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  Bd.  I,  Schatzgraben;  Bd.  X, 
Verleumdung,  Wahrheitsbeweis ;  Bd.  XV,  Injurie ;  Bd.  VI,  Aus- 
setzung, Betrug. 

Novellen.  Die  durch  Bundesverfassung  beseitigte  Todes- 
strafe wurde  nach  der  Revision  jener  in  Schwyz  wieder  ein- 
geführt, gemäss  der  Referendumsvorlage  vom  26.  September 
1880;  zum  Vollzuge  gelangte  sie  nicht.  —  Abänderungen  und 
Ergänzungen  des  St.  G.  B.  (Referendumsvorlage  vom  8.  Mai 
1881,  vom  Volke  angenommen):  Die  Zeit  der  Versetzung  des 
Sträflings  in  die  Krankenanstalt  wird  an  der  Zeit  des  Straf- 
Vollzugs  abgerechnet  Das  Maximum  der  Geldstrafe  wird  auf 
5000  Franken  erhöht.  Abzug  der  Untersuchungshaft  an  der 
Strafzeit.  Der  entlassene  Sträfling  darf  wenigstens  2  Jahre  nach 
erstandener  Strafzeit  sich  nicht  zur  Rehabilitation  melden.  Die 
bedingte  Entlassung  ist  bei  allen  Freiheitsstrafen  zulässig.  Noth- 
wehr  ist  auch  zulässig  zum  Besitzschutz.  Verweisung  kann 
bei  Bürgern  anderer  Cantone  nur  angewendet  werden,  wo  Art.  45 
der  Bundesverfassung  Entzug  der  Niederlassung  gestattet.  Neu 
aufgenommen  werden :  Nothstand,  Körperverletzung  mit  tödtlichem 
Ausgang,  einige  Sittlichkeitsvergehen,  Verletzung  der  Freiheit  und 
Menschenraub.  Nachdem  der  Eid  nach  bundesrechtlicher  Auf- 
fassung verweigert  werden  darf,  werden  die  bezüglichen  Be- 
stimmungen auf  das  Handgelübde  ausgedehnt.  —  Strafgesetzbuch 
vom  20.  Mai  1881. 

*  Nacl>  gef.  Mittheilungen  von  Herrn  Dr.  S.  v.  Hettlingen  in  Schwyz. 
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Literatur.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  II,  S.  103, 
betreffend  Erlass  des  Cantonsrathes  vom  10.  März  1852:  ^E» 
sei  der  frühere  Beschluss  vom  22.  März  1848  üb^  die  Be- 
nutzung des  Luzerner  St.  G.  B.  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob 
es  wörtlich  recipirtes  Recht  sei,  sondern  es  sei  ledi^cb 
als  Auxiliarrecht  zu  betrachten" ;  Bd.  IV,  betreffend  luzemisches 
Wuchergesetz  von  1853,  dem  zürcherischen  von  1839  nach- 
gebUdet?  Bd.  XI,  S.  201.  203,  betreffend  Process;  Bd.  XXÜ, 
S.  146,  betreffend  Todesstrafe;  Bd.  XXIII,  S.  278,  betreflfend 
St.  G.  B.  von  1881;  Bd.  XXIV,  S.  474,  betreffend  Beschluss 
des  Cantonsrathes  über  Vollziehung  correctioneller  Strafiirtheile 
und  die  Behandlung  der  Geldbussen  (Anpassung  an  Art.  59  der 
Bundesverfassung).  —  Geschichtsfreund,  Bd.  XII,  Das  Institut 
der  Blutrache  in  Schwyz.  —  Fr.  von  Wyss,  Die  fireien  Bauern, 
Freiämter,  Freigerichte  etc.,  in  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht, 
Bd.  XVIII,  S.  85.  116. 


D.  Resumö.    Verhältniss  zu  Deutschland. 

Ornndzüge. 

■ 

§  79.  I.  Resumiren  wir  das  im  Einzelnen  Dargelegte.  Die 
Gesetzgebung  zeigt  sich  äusserst  thätig,  den  Anforderungen  Genüge 
zu  leisten  durch  Aufstellung  neuer  und  Verbesserung  bestehender 
Strafgesetze.  In  Nachahmung  deutscher,  französischer,  schweize- 
rischer Gesetzbücher  ergibt  sich  aus  dem  Bestreben,  Mängel  zu 
vermeiden,  Besseres,  Selbständiges  zu  schaffen,  die  grösste  Mannig- 
faltigkeit und  Verschiedenheit  im  Werth  der  Leistung  und  trotz 
Nachahmung  und  Verwandtschaft  individuelles  Gepräge. 

a)  In  der  Gruppe  der  französischen  Cantone  hat  Freiburg 
am  meisten  die  schweizerischen  Gesetzbücher  berücksichtigt  — 
gemäss  der  Weisung,  welche  bei  Erstellung  des  Entwurfs  ertheilt 
wurde,  eine  einfache  und  landeseigenthümliche  Codification  an* 
zustreben  und  schweizerische  G.  B.  zum  Muster  zu  nehmen.  So 
ist  das  G.  B.  eine  Compilation  geworden,  welche  im  Einzelnen 
viele  Vorzüge  besitzt,    die  den  Mustergesetzen   abgehen,   dagegen 
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auch  die  Fehler  des  Mangels  an  Einheit  und  consequenter  Durch- 
bildung und  zuweilen  die  Unsicherheit  in  der  Feststellung  der 
B^;riffe.  Keineswegs  ist  es  dasjenige  geworden,  was  es  mit 
gründlicher  Vertiefung  in  die  Aufgabe  und  einer  über  die  blosse 
Zusammenstellung  hinausgehenden  Entwicklung  der  schweizeri- 
schen Gesetzgebung  hätte  werden  können.  Es  hat  zuerst  die 
Todesstrafe  abgeschafft,  die  Züchtigung  und  Kettenstrafe  aus- 
geschlossen und  von  dem  Strafmittel  der  Verweisung  einen  un- 
gewöhnlich weitgehenden  Gebrauch,  besonders  bei  politischen  Ver- 
brechen, gemacht. 

Neuenburg,  wie  Freiburg  aus  dem  Zustande  einer  theil- 
weisen  Geltung  der  C  C  C  heraustretend ,  hat  seine  Aufgabe 
anders  erfasst  und  ist  zu  einer  einheitlichen  Gestaltung  gelangt. 
Enger  als  jedes  andere  G.  B.  der  Schweiz  hat  es  sich  dem  Code 
penal  firan9ais  angeschlossen  und  daneben  das  preussische  St.  G.  B., 
vorzüglich  aber  das  waadtländische  berücksichtigt.  Zwischen  den 
beiden  erstgenannten  hat  es  in  den  wesentlichsten  Stücken  nach- 
gewiesenermassen  eine  selbständige  Stellung  mit  Glück  zu  wahren 
gewusst  und  steht  an  Einfachheit  und  Milde  weit  über  dem  Code^ 
wie  es  auch  in  der  Feststellung  der  Begriffe  oft  seine  eigenen 
Wege  geht.  Von  musterhafter  Kürze  und  Präcision  des  Aus- 
drucks, ist  es  gleich  weit  entfernt  von  dem  doctrinellen  Ueber- 
mass  mancher  deutscher  und  schweizerischer  Gesetze,  wie  von  den 
casuistischen  Aufzählungen  des  Code  penal. 

Ein  ganz  anderes  Gesicht  zeigt  Wallis.  Es  schwankt  un- 
selbständig zwischen  deutschem  und  französischem  Recht  und  den 
einzelnen  G.  B.  Im  allgemeinen  Theil  mehr  der  ersteren  Richtung- 
folgend,  schlägt  es  im  speciellen  die  letztere  ein,  und  dieselbe 
Unsicherheit  gibt  sich  in  der  Construction  mancher  Thatbestände^ 
wie  in  dem  Gegensatz  der  harten  Strafmittel  und  der  milden 
Strafdrohungen  kund.  Immerhin  ist  es  in  mehreren  Stücken,  in 
denen  es  von  den  Mustern  abweicht,  beachtenswerth,  wie  z.  B. 
in  der  Weglassung  der  Minima  bei  Kindsmord  und  Todtschlag 
u.  a.  m. 

Solothurn.  Sein  Gesetzbuch  gehört  zu  den  besten  Er- 
zeugnissen der  schweizerischen  Strafgesetzgebung  und  man  dai*f 
es  wohl  sagen,  dass  die  Grundzüge  des  bis  anhin  geltenden 
helvetischen  Gesetzbuchs  hier  den  trefflichsten  Ausbau  empfangen 
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haben.  Die  Bestimmungen  sind  kurZ;  mit  Vermeidung  aller 
doctrinellen  Sätze^  die  Methode  specialisirend  und  in  der  Straf- 
drohung zusammenfassend.  Oft  schliesst  sich  das  Gesetzbuch 
dem  im  Code  penal  fortgebildeten  Recht  an  und  stellt  mit  ge- 
lungener Wendung  die  Versöhnung  mit  den  deutschen  Bechts- 
principien  her.  Das  helvetische  Gesetz  vom  27.  Januar  1800 
fand  seine  zeitgemässe  Fortbildung  in  dem  Gesetz  vom  11.  Juni 
1834  und  seinen  grundsätzlichen  Abschluss  in  der  consequenten 
Beseitigung  der  Minima  im  Gesetzbuch.  Das  Strafgesetz  ist  aus- 
gezeichnet  durch  bewusste  Entwicklung  der  Grundsätze,  durch 
Milde  und  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens.  Es  hat  die 
höchste  Einfachheit  und  praktische  Brauchbarkeit  erreicht  durch 
zwei  Mittel:  1.  Durch  Beseitigung  aller  Minima,  was  von  vorn- 
herein eine  bedeutende  Zahl  von  Unterscheidungen  und  Straf- 
abstufungen tiberflüssig  macht.  Der  Strafwerth  des  Delicts  wird 
durch  das  Maximum  ausgedrückt.  2.  Durch  Zusammenfassung 
gleichartiger  Delicte  unter  eine  gemeinsame  Strafdrobung. 

Bern  ist  ebenfalls  vom  helvetischen  P.  G.  ausgegangen,  hat 
aber  verschiedene  Richtung  und  Charakter.  Dass  in  einem 
Landestheile  der  Code  penal  galt,  führte  einen  engeren  Anschlus« 
des  neuen  Gesetzbuchs  an  diesen  herbei.  Es  ist  in  Strafdrobung 
und  Begriffen  strenger  und  befolgt  die  französische  Methode  der 
Specialisirung  mit  Consequenz.  Es  ist  nicht  zu  jener  Freiheit 
der  Behandlung  fortgeschritten  wie  Solothum^  noch  von  der 
classischen  Kürze  Neuenburg's.  Im  Gesetz  sind  alte  Rechts- 
bestandtheile  geschickt  verwerthet  und  deutschrechtUche  Begriffe 
ersetzen  oft  die  mangelhaften  französischen,  selbst  doctrinelle  Be- 
stimmimgen  und  Präsumptionen  haben  Eingang  geftinden.  Trete 
dieser  Verschiedenheit  der  Elemente  ist  eine  strebsame  Durch- 
arbeitung und  verständige  Verschmelzung  anzuerkennen  und  dem 
Vorbilde  des  Code  penal  gegenüber  eine  beachtenswerthe  Selb- 
ständigkeit in  vielen  und  wesentlichen  Stücken.  Eine  gewisse 
regierungspolizeiliche  Tendenz  ist  neben  der  milden  AufiGassung 
und  Bedrohung  der  Staatsverbrechen  nicht  zu  verleugnen. 

h)  1.  Der  vorwiegende  Einfluss  der  deutschen  Strafgesetz- 
gebung macht  sich  ausgesprochen  stark  geltend  bei  den  Gesetz- 
büchern von  Graubünden,  Schaffhausen,  Luzern  imd  Obwalden. 
Jedes  derselben  variirt  das  Thema  auf  seine  Weise  und  trotz  der 
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Gebundenheit  durch  die  deutsche  Doctrin  und  Mustergesetzgebung 
gibt  sich  bei  den  einseinen  eine  gleichgerichtete  Tendenz  kund. 

Das  G.  B,  von  Oraubünden  ist  eine  ,eigenthümliche 
Mischung.  Kurz  nach  der  Zahl  der  Paragraphen,  ist  es  im 
allgemeinen  Theil  neben  Thurgau  das  umständlichste  und  doctri- 
nellste  der  schweizerischen  G.  B. ;  im  speciellen  Theil  erscheint 
es  gewandt;  wenn  auch  zuweilen  im  Bestreben  nach  volksthüm- 
licher  Deutlichkeit  breit  redigirt.  Zu  demselben  Zweck  sucht  es 
in  französischer  Weise  häufig  durch  Mehrung  der  Ausdrücke  die 
Sache  zu  verdeutlichen.  Die  Einfachheit  verdankt  das  Gesetz  der 
Weglassung  der  Minima,  dem  hieran  anknüpfenden  Verzicht  auf 
zahlreiche  Qualificationen  und  der  mehrißaob  angewendeten  Zu- 
sammenfassung unter  gemeinsame  weite  Strafdrohungen. 

Schaffhausen  trägt  wie  Thurgau  und  Graubünden  den 
Stempel  des  badischen  G,  B.  und  ist  durch  doctrinelle  Ueber- 
ladung  eines  der  wenigst  gelungenen  schweizerischen  Gesetzbücher. 
Während  Graubünden  eine  gewisse  Selbständigkeit  bewalirt,  folgt 
Schaffhausen  dem  Vorbild  nach  Form  und  Geist  und  Inhalt  so 
nahe,  dass  die  Praxis  geradezu  den  badischen  Commentar  be- 
nutzt. Es  hat  eine  strenge,  das  richterliche  Ermessen  ein- 
schränkende Richtung  und  den  polizeistaatlichen  Zug  des  Vor- 
bildes. Verglichen  mit  dem  früheren  Recht  ist  es  milder  und  in 
den  Begriffen  entwickelter,  verglichen  mit  Baden  viel  einfacher 
und  milder. 

Luzern.  Unter  anderen  Voraussetzungen  als  Graubünden 
und  Schaffhausen  stellt  sich  Luzern  in  dieselbe  Reihe.  Es  hat 
eine  eigene,  in  ihrem  Beginne  gut  angelegte  Gesetzgebung. 
Während  aber  im  St.  G.  B.  von  1827  noch  Selbständigkeit  und 
Anschluss  an  die  schweizerische  Gesetzgebung  sich  kundgibt,  tritt 
eine  Weiterbildung  nicht,  sondern  mit  dem  Gesetz  von  1835 
der  engere  Anschluss  an  deutsche  Doctrin  und  Entwürfe  ein,  und 
selbst  als  einige  deutsche  G.  B.  nach  1848  den  Weg  der  Ver- 
einfachung beschritten  hatten  und  der  Entwurf  zum  neuen  Gesetz 
gemäss  dem  Bericht  Einfachheit  und  Volksthümlichkeit  anstrebte, 
fiel  das  Gesetz  selbst  wieder  zurück  auf  den  alten  doctrinellen 
Standpunkt.  Luzern  hat  die  umfänghchste  Codification.  Zwar 
sind  Verbesserungen  eingetreten,  aber  es  fehlt  jede  Selbständig- 
keit und  weitere  Fassung  der  Aufgabe.     Es  folgt  den  deutschen 


492 

Mustern  auch  in  regierungspolizeilichen  Delicten  und  in  der  harten 
Strafe  der  Amts-  und  Privatehrverletzung. 

Obwalden  —  ein  Landsgemeindecanton  —  bietet  in  seinen 
zwei  Gesetzbüchern  ein  Muster  der  Confusion.  Einerseits  fahrt 
es  im  allgemeinen  Theil  ganz  im  Fahrwasser  der  doctrinellen 
Gesetzgebung,  anderseits  folgt  es,  wenn  auch  nicht  consequent, 
im  speciellen  Theil  dem  in  Geist  und  Anlage  verschiedenen 
Gesetzbuch  von  Appenzell  in  der  Beseitigung  der  Minima  und 
der  Methode  der  Zusammenfassung  der  DeUcte  unter  gemein- 
samen weiten  Strafdrohungen.  Neben  Spuren  des  alten  Rechts 
finden  sich  die  Elegantien  der  Schule  und  die  sehr  zeitbedingten 
Ausführungen  deutscher  Entwürfe  und  des  Luzemer  Gesetzbuchs 
über  Regierungsdelicte,  über  Verletzung  der  Ehrfurcht  vor  der 
Obrigkeit,  über  allgemeine  Denunciationspflicht,  strafbare  Auf- 
reizung u.  dgl. ;  es  ist  hierin  sogar  strenger  als  Luzem,  dem  es 
auch  in  Bezug  auf  Injurien  folgt. 

2.  Die  Gesetzbücher  von  Aargau,  St.  Gallen  und  Thurgau 
sind  nicht  in  demselben  Masse  wie  die  vorgenannten  von  der 
fremden  Richtung  beeinflusst.  Allen  dreien,  wenn  sie  auch  nicht 
völlig  frei  sind  von  doctrineller  Zuthat,  gebührt  das  Lob  der 
Einfachheit,  welches  Mittermaier  den  beiden  erstgenannten  zu- 
sprach. Für  Aargau  war  von  vortheilhafter  Wirkung  sein  auf 
österreichischer  Grundlage  aufgestelltes  Gesetzbuch  von  1805  und 
die  anschliessende,  an  Einfachheit  gewöhnte  Praxis.  St  Gallen 
bildet  zeitgemäss  sein  1839  verbessertes  Gesetz  von  1819  fort 
und  Thurgau  scheidet  aus  seiner  purificirten  Nachahmung  des 
badischen  Gesetzes  von  1841  fast  den  dritten  Theil  aus. 

Das  aargauische  Gesetz  ist  äusserst  kurz,  einfach  im  Aus- 
druck, präcis  in  der  Bezeichnung,  gewandt  in  der  Sprache,  eine 
treffliche,  selbständige  Weiterbildung  seines  Gesetzes  von  1805 
mit  verständnissvoller  Erfassung  der  Aufgabe  und  weiser  Be- 
rathung  der  Wissenschaft  und  Gesetzgebung.  Neben  den  Vor- 
zügen des  früheren  Gesetzes  zeigt  es  dessen  Nachtheile:  Strenge 
und  Beschränkung  des  richterlichen  Ermessens.  —  Anders  zeigt 
sich  St.  Gallen.  Unter  der  Nachwirkung  seines  Gesetzes  von 
1819  ist  es  weniger  einfach  und  weniger  streng,  es  hat  mehr 
doctrinelles  Beiwerk  und  ist  weniger  glücklich  redigirt,  jedoch  in 
den  Einzelheiten  mehrfach  originell.  —  Zwischen  beiden  Gesetzen 
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steht  als  zeitgemässe  Fortbildung  seines  altern  Gesetzbuchs  Thur- 
gau  mit  der  Bevision  von  1868. 

c)  Eigenthümliche  Gesetzbücher  von  höchster.  Einfachheit, 
grösster  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens,  auf  dem  Boden 
der  heutigen  Wissenschaft  stehend  und  dabei  landeseigenthiunlich 
selbständig,  sind  diejenigen  von  Appenzell-Ausserrhoden,  Schwyz, 
GlaruSy  denen,  zum  Theil  gleichstrebend,  andere  angeschlossen 
werden  könnten.  Wir  verweisen  für  den  besonderen  Charakter 
derselben  auf  das  über  diese  Gruppe  und  die  Einzelnen  Ge- 
sagte.* 

Blicken  wir  auf  diese  ganze  Reihe  mannigfaltigster  Producte 
der  schweizerischen  Gesetzgebung  zurück,  so  lässt  sich  lebhaftes 
Streben  nach  Verbesserung,  grösster  Keichthum  des  Ausdrucks 
nach  der  Verschiedenheit  der  Elemente  und  in  einer  Reihe  von 
Gesetzbüchern  eigenartige  Gestaltungskraft  und  Fortbildung  nicht 
verkennen. 

§  80.  n.  Betrachten  wir  nun  die  Strafgesetzbücher  zu- 
sammenfassend und  vergleichend  mit  den  neueren  deutschen  in 
Bezug  auf  Strafe,  Dolus  und  Culpa,  Versuch,  Theilnahme,  Staats- 
verbrechen, Tödtungsverbrechen,  Körperverletzung,  Injurien. 

a)  Die  Strafmittel  zeigen  in  den  angeführten  schweize- 
rischen Gesetzen  gleichwie  in  den  neuem  deutschen  von  Preussen 
1851,  Sachsen  1855,  Oesterreich  1852,  Bayern  1861  in  den 
Freiheitsstrafen  ein  unsicheres  Tasten  in  der  Vielheit  derselben,  in 
der  Verschiedenheit  der  Benennung  und  des  Vollzugs  und  in  der 
willkürlichen  Ansetzung  der  Zeitgrenzen. 

1.  Die  Todesstrafe  ist  in  drei  Gesetzbüchern  nicht  auf- 
genommen, nämlich  in  denjenigen  von  Freiburg,  Neuenburg  und 
im  Bundesstrafrecht  Die  genannten  deutschen  St.  G.  B.  haben 
sie  sämmtlich.  In  allen  Cantonen  ist  sie  ausgeschlossen  bei  poli- 
tischen Verbrechen  (Art.  54  der  Bundesverfassung),  in  den  deutschen 
G.  B.  ist  sie  gerade  hier  besonders  häufig  gedroht. 

2.  Die  Kettenstrafe  findet  sich  selbständig  in  drei  Can- 
tonen: Luzem  (mit  Ausschluss  bei  politischen  Verbrechen),  Ob- 
walden,  Wallis  (welch  letzteres  fiir  lebenslänglich  Verurtheilte  — 
reclusion  —  auch  noch  die  Ausstellung  kennt).    Als  Strafschärfung 


»  Vgl.  §  69,  III,  7,  b. 
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für  kürzere  Dauer,  nie  gegen  Weiber  anwendbar,  nennen  de  die 
St.  G.  B.  von  Solothurn  und  Graubünden.  —  Preuasen  und  Bavem 
haben  keine  Ketten,  wohl  aber  Sachsen  und  Oesterreich. 

3.  Zuchthaus,    reclusion,    detention    avec    travail   force, 
Zwangshaus.     Die   Strafe,   womit   durchweg  Entzug   der  Ehren 
rechte    verbunden    ist,    ist  in   einigen   G.  B.   lebenslänglich   oder 
zeitig  von  verschiedener  Dauer,   in  andern  erstreckt  sie  sich  von 
wenigen   Monaten   im   Minimum   bis   auf  Lebenszeit.     Die  Zeit- 
grenzen    sind     planlos     mannigfaltig;     St.    Gallen    und    Wallis: 
6  Monate   bis   auf  Lebenszeit ;    Glarus :    1  Jahr  bis  auf  Lebens- 
zeit;   Aargau:  6  Monate  bis  24  Jahre,  höher  bis  auf  Lebenszeit, 
wenn  Begnadigung  von  der  Todesstrafe  eintritt,    —   Granbünden 
nennt  ein  Maximum  der  zeitlichen  Zuchthausstrafe  von  25  Jahren, 
Freiburg  blos  das  Minimum  von  3  Monaten.  —  Neuenbürg  setzt 
allgemein  keine  Zeitgrenze,  Appenzell  stellt  wie  Graubünden  nur 
ein  Maximum  von  20  Jahren  auf.  —  Feste  und  sehr  verschiedene 
Grenzen  ziehen  das  Bundesstrafrecht  (1—30  Jahre);  Schaff  hausen 
(4—24  Jahre);  Solothurn,  Bern  und  Thurgau  (1 — 20  Jahre);  — 
Luzern   (4  Monate   bis    15  Jahre);   Obwalden   (2  Monate  bis  10 
Jahre);  Schwyz  (1—8  Jahre,  soweit  speciell  das  Gesetz  nicht  mehr 
bestimmt). 

Die  Verwendung  der  Zuchthaussträflinge  zu  öffentlicher 
Arbeit  gestatten  ausdrücklich  die  St.  G.  B.  von  Freiburg,  Aar- 
gau, Solothurn  (ausnahmsweise),  Luzern,  Obwalden,  Thurgau 
(„in  der  Regel"  im  Inneiii,  bei  Arbeitshaus  ^ausnahmsweise^  im 
Freien),  Schwyz,  nach  besonderem  Gesetze  Bern. 

4.  Gefängnis s  ist  ein  Strafmittel  von  sehr  verschiedenem 
Charakter:  theils  ist  es  peinlich,  theils  correctionell,  theils  nach 
Folgen  und  Dauer  entehrend,  theils  nicht  entehrend,  theils  er- 
scheint es  als  speciiisches  Strafmittel  gegen  Vagabunden,  als 
kurze  Haft  mit  energischen  Schärfungen.  Die  Dauer  ist  ebenso 
vielfältig;  Freiburg:  1  Monat  bis  2  Jahre;  Schwyz:  3  Wochen 
bis  2  Jahre;  Graubünden;  bis  3  Jahre;  Bundesstrafrecht:  bis 
6  Jahre;  St.  Gallen:  12  Stunden  bis  1  Jahr;  Solothurn:  1  Tag 
bis  1  Jahr;  Schaffhausen:  ersten  Grades  1  Monat  bis  6  Jahre, 
zweiten  Grades  3  Tage  bis  6  Monate;  Appenzell  und  Obwalden: 
bis  4  Jahre ;  Wallis :  bis  20  Jahre ;  Luzem :  bis  3  Monate ;  Bern : 
bis  2  Monate;  Glarus:  bis  4  Monate. 
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Ausser  den  genannten  Freiheitsstrafen  im  engeren  Sinne  sind 
noch  angeföhr t :  Arbeitshaus,  von  verschieden em  Charakter 
und  Dauer;  St.  Gallen:  1  Monat  bis  2  Jahre;  Glarus:  2  Monate 
bis  1  Jahr;  Luzern:  1  Monat  bis  5  Jahre,  mit  der  Bedeutung 
des  Gefilngnisses,  woneben  Haft  bis  3  Wochen  als  Gefängniss 
bezeichnet  wird;  Schwyz:  6  Monate  bis  8  Jahre;  Thurgau: 
4  Monate  bis  10  Jahre,  in  beiden  Cantonen  im  Charakter  einer 
Strafe  fi'ir  Vergehen,  worin  niedrige  Gesinnung  sich  kundgibt 
(wie  in  Baden),  und  dementsprechend  auch  in  öffentlicher  Arbeit 
vollziehbar.  —  Correctionshaus,  in  Bern:  2  Monate  bis 
6  Jahre.  Einsperrung,  in  Solothurn:  bis  10  Jahre.  Ein- 
fache Enthaltung,  in  Bern.  Hausarrest*  kennen  ausser 
den  bereits  genannten  Cantonen  Graubünden  und  Obwalden.  — 
Wirths  haus  verbot,  „vorzüglich  bei  Delicten  in  Anwendung, 
welche  aus  Trunk-  oder  Streitsucht  entstanden  sind  oder  wo 
durch  unordentliche  Lebensweise  das  Wohl  der  Familie  bedroht 
ist*^,  in  Solothurn,  Appenzell,  Schaffhausen,  St.  Gallen,  Aargau, 
Luzern,  Obwalden,  Bern,  Glarus  und  Thurgau..  Die  Stellung 
unter  Polizeiaufsicht  ist  nur  in  wenigen  Cantonen  ge- 
bräuchlich und  wurde  als  unzureichend  oder  unausführ- 
bar in  Luzern  abgeschafft. 

5.  Körperliche  Züchtigung  besteht  in  Aargau,  St. 
Gallen,  Graubünden,  Schaffhausen,  Appenzell,  Luzern,  Obwalden, 
vSchwyz  und  Solothurn  mit  vielfachen  Beschränkungen  in  Bezug 
auf  Vollziehung  (Ruthen,  Herabsetzung  der  Zahl  der  Streiche, 
nicht  öffentlich)  und  auf  Anwendbarkeit  (nur  gegen  Vaganten, 
Rückfällige ,  Sittlichkeitsverbrecher ,  nicht  gegen  Weiber ;  eine 
Ausnahme).  Sie  ist  theils  Hauptstrafe,  theils  Nebenstrafe,  oder 
beides,  wie  z.  B.  in  Luzeni;  als  Willkomm  findet  sie  An- 
wendung in  Aargau,  als  Strafschärfung  bei  Zuchthaus  in  Grau- 
bünden, bei  Gefängniss  ersten  Grades  in  Schaffhausen.  In  Aar- 
gau, Luzern  und  theilweise  in  Obwalden  kommt  sie  noch  zur 
Strafumwandlung  in  Verbindung  mit  Ausweisung  gegen  Fremde 
vor.  Ueberblicken  wir  das  gesammte  Geltungsgebiet  des  in 
dieser  Gesetzgebungsperiode  erlöschenden  Strafmittels ,  so  zeigt 
sich   eine    ziemlich    scharfe    Abgrenzung    nach    Ost-    und    West- 


*  Vgl.  Bayern  Art.  38,  Oesterreich  Art.  262. 
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Schweiz,  nach  romanischen  und  deutschen  Cantonen.  Sie  besteht 
nicht  in  Freiburg,  Neuenburg  (Waadt,  Genf),  Wallis,  Tesain, 
Bern  (reducirt  in  Basel),  Zürich,  Glarus,  Thurgau  und  im  Bandes- 
strafrecht,  im  weitaus  grössten  Theile  der  Schweiz.  Seit  186Ö 
war  sie  facdsch  nicht  mehr  in  Uebung  und  wurde  als  aas- 
geschlossen in  der  Bundesverfassung  bestätigt.  —  Von  den 
deutschen  G.  B.  schUesst  sie  ausdrücklich  in  jeder  Form,  auch 
als  Disciplinarstrafe,  Bayern  aus.  Preussen  hat  sie  nickt  mehr 
im  Gesetz,  aber  thatsächlich  als  Disciplinarstrafe,  Oesterreich  and 
Sachsen  fuhren  sie  mit  bedeutender  Strenge  im  Gesetzbuch  auf. 
(Vgl.  §  53.) 

6.  Die  Geldstrafen  zeigen  gleiche  Verschiedenheiten  in 
Auffassung  und  Anwendung.  Graubünden  setzt  als  Höchstbetrag 
800  fl.,  Appenzell  1000  Fr.,  Obwalden  und  Schwyz  bis  2000, 
Wallis  bis  3000,  Aargau,  St.  Gallen  und  Thurgau  bis  5000. 
Schaffhausen  nennt  ein  Minimum  von  10  Fr.  und  empfiehlt  im 
Uebrigen  Rücksichtnahme  auf  die  Vermögensverhältnisse.  Luzern 
setzt  ein  Minimum  von  200  Fr.  (Criminal).  Das  Bundesstraf- 
recht nennt  im  Hinblick  auf  amerikanisches  Becht  10,000  Fr. 
—  Mehrere  Gesetze  bestimmen  die  Grenze  mit  einer  Vermögens- 
quote; so  darf  nach  Freiburger  Recht  die  Geldstrafe  ein  Vier- 
theil des  Vermögens  nicht  überschreiten.  Nach  St.  Gallen  darf 
der  Verurtheilte,  wenn  er  oder  die  Seinigen  in  Noth  geriethen. 
Umwandlung  in  Gefängniss  verlangen.  —  Aehnlich  bestimmt 
Luzem,  wenn  die  Strafe  100  Fr.  übersteigt.  Es  geht  schon  aus 
dieser  Verschiedenheit  hervor,  dass  Bedeutung  und  Anwendbar- 
keit dieses  Strafmittels  sehr  ungleich  gewerthet  sind;  im  weitesten 
Umfange  findet  es  und  in  eigenthümlichet*  Weise  in  St.  Qallen 
Anwendung. 

7.  Die  Ehrenstrafen  im  engem  Sinn  —  abgesehen  von 
Amtsentsetzung,  Wirthshausverbot  u.  a.  —  bestehen  Üi&ia  ali- 
gemein im  Entzug  des  Activbürgerrechts,  wie  z.  B.  im  Bundes- 
strafrecht, in  Freiburg,  Aargau  und  Solothum,  theils  daneben 
noch  im  Entzug  einzelner  Rechte  auf  bestimmte  Zeit,  wie  in 
Neuenburg,  Graubünden,  Wallis,  Schaffhausen,  Appenzell,  Frd- 
burg  (correctionell)  und  Thurgau,  Wo  beide  Formen  neben 
einander  bestehen,  ist  der  allgemeine  Entzug  ein  criminelles,  der 
specielle  ein  correctionelles  Strafmittel  —  oder  es  liegt  ohne  diese 
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Trennung  die  Anwendung  des  -einen  oder  andern  im  Ermessen 
des  Richters, 

Die  Bezeichnung  wie  der  Umfang  der  entzogenen  Rechte 
sind  verschieden.^  Verlust  der  bürgerlichen  Ehre  —  Einstellung 
im  Activbürgerrecht  (Schaffhausen  §§  21.  22).  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  —  Herabsetzung  in  den  bürger- 
lichen Ehren  und  Rechten  oder  Verlust  der  besonderen  Ehren- 
rechte (Appenzell  §§  10.  11).  Degradation  civique  —  interdiction 
a  temps  (Neuenburg  Art.  10.  15).  Privation  des  droits  civiques, 
civils  et  de  famillc;  general  —  special  (Wallis  §§  38.  39).  Grau- 
bimden  bezeichnet  den  vollen  Verlust  der  biu-gerlichen  Ehren 
trefflich  mit  dem  alten  „Entsetzimg  von  Ehr  und  Gewehr",  wo- 
neben einfacher  zeitlicher  oder  lebenslänglicher  Ausschluss  von 
der  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  mit  oder  ohne  Verlust  des 
Wahlrechts  besteht. 

Dem  Umfange  nach  finden  sich  wesentliche  Abweichungen 
in  Bezug  auf  Zeugnissfahigkeit  in  Civil-  und  Criminalsachen,  auf 
Familienrechte  und  bürgerlichen  Verkehr.  Appenzell  und  Ob- 
walden  schHessen  v'on  der  Pathenschaft  aus,  ein  anderer  Canton 
vom  Schü*zenplatz  und  Wein,  Schaffhausen  entzieht  sogar  die 
Ruhegehalte  und  verbietet,  Titel  und  Ehrenzeichen  zu  führen 
oder  zu  erlangen  —  wie  es  auch  im  Ganzen  den  engsten  An- 
schluss  an  deutsche  Vorbilder  vollzogen  hat.  Strafreditlich  von 
besonderer  Wichtigkeit  ist  der  Ausschluss  vom  Zeugniss  in 
Criminalsachen.  Zeugnissunfähig  macht  der  Ehrverlust  in  Frei- 
burgj  Graubünden,  Appenzell,  Schaffhausen,  Schwyz  (kein  „voll- 
gültiges"). Ob  Waiden  und  Luzern,  dagegen  nicht  im  Bundes- 
strafrecht, in  Aargau  und  Solothum.  Die  französischen  Cantone 
Neuenburg  und  Wallis  gestatten  renseignements,  indem  sie  vom 
Zeugniss  ausschliessen,  und  St.  Gallen  bestimmt,  dass  die  Zu- 
lassung des  Zeugnisses  in  Strafsachen  vom  Ermessen  des  Richters 
abhänge.  Dasselbe  verfugt  Obwalden,  wenn  der  Entzug  wegen 
Vergehen  stattfand.  Thurgau  spricht  blos  von  der  Unfähigkeit, 
Eid  oder  Handgelübde  abzulegen. 


•  Vgl.  die  Ausfuhrnngen  bei  Temmey  Lehrbuch  des  preassischen  Straf- 
rechts,  über  dos  bezügliche  Verhältniss  des  preassischen  zum  französischen 
Hechte 

fftminffer,  Sohwels.  Strafreeht  32 
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Der  Entzug    der   bürgerlichen  Ehrenrechte    ist    stets  Folge 
der  Zuchthausstrafe   bis   zur  Rehabilitation,   in   einigen  Cantonen 
überhaupt   der   Criminalstrafe.      St.    Gallen   verbindet  Ehrverlust 
bis  zur  Rehabilitation   mit   Zuchthaus^   Leibesstrafe   und   Landes- 
verweisung; als  besondere  Strafe  wird  er  auf  2 — 6  Jahre  aus- 
gesprochen;  die  Einstellung  im  Activbürgerrecht   begreift  in  sich 
den  zeitweisen  Ausschluss  auf  2 — 4  Jahre  von  der  Wahlfahigkeit 
und  den  Versanunlungen  der  Bürger  (Art.  9.  16.  25),    In  Grau- 
bünden kann   nach   Ermessen   des   Richters   sowohl  Verlost  als 
blos  Schmälerung  der  Ehrenrechte  mit  einfachem  Zuchthaus  und 
andern  Strafen   verbunden  werden,   während  voller  Verlust  auf 
Lebenszeit,  Rehabilitation  vorbehalten,  mit  Kettenstrafe  verknüpft 
ist.    Bern  lässt  Ehrenentzug  stets  auf  Zuchthaus  folgen,  während 
bei   den   anderen  Strafmitteln   nach   Ermessen   des  Ricliters  oder 
nach  gesetzlicher  Vorschrift   von  1  bis  zu  5  Jahren   sowohl  Ent- 
zug der  Ehrenrechte  als  auch  Verlust  des  Activbürgerrechts  aus- 
gesprochen  werden   kann.     Nach  Bundesrecht   kann  Entzug  des 
Activbürgerrechts  mit  Gefängniss,  jedoch  nicht  über  10  Jahre 
hinaus,   verbunden   werden.     In  Neuenburg  ist  der   zeitliche 
Entzug   aller    oder    eines    Theils    der   Ehrenrechte   als  cor- 
rectionelle  Strafe   zulässig   in   den   vom   Gesetz   ausdrücklich 
bezeichneten   Fällen.     Aehnlich  Wallis,   Art.  40.     Solothum  ent- 
zieht    dieselben     in     Zuchtpolizei  fällen     wegen    Diebstahl 
Unterschlagung  und  Betrug   auf  eine  im  Urtheil  zu  bestimmende 
Zeit.    In  Freiburg  können  in  Zuchtpolizeifallen  sowohl  einzehie 
Rechte   auf  bestimmte  oder   unbestimmte  Zeit  entzogen  oder  die 
Einstellung   im   Activbürgerrecht  von   2   bis   zu    10  Jahren  ver- 
hängt werden  (Art.  286—288).     In  Luzern  (2—5  Jahre)^  und  in 
Obwalden   ist  Einstellung   im  Activbürgerrecht  ZuchtpoUz^strafe. 
—  Aehnliche  Variationen   mit  Bezug  auf  Verbindung  der  Ehren- 
strafen  verschiedener  Art  mit  verschiedenen  Strafmitteln  fikr  ver- 
schiedene Dauer,  theils  gesetzlich  fixirt,  theils  nach  Ermessen  de» 
Richtei-s,  finden  sich  in  den  Cantonen  Glarus,  Thurgau,  Schwp, 
Luzern. 

h)  Die  Rehabilitation,  in  den  deutschen  G.  B.  dem 
Gnadenwege  vorbehalten,  ist  in  den  schweizerischen  ein  organi- 
sches Institut,  welches  die  Härten  und  Unzulänglichkeiten  des 
französischen  Musters  abgestreift  hat.     Sie  ist  in  den  Strafgesetz- 
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büchem  mehr  oder  weniger  ausfuhrlich  behandelt^  so  in  Frei- 
hurg,  Schaffhausen^  Luzem,  Schwyz,  Obwalden,  Appenzell  und 
GlaruS;  —  theils  nur  erwähnt,  wie  in  Graubünden,  St.  Gallen 
und  Aargau,  —  theils  nicht  genannt,  wie  in  Wallis,  Neuenburg, 
Solothum,  Bern,  Thurgau  und  im  Bundesstrafrecht,  mit  Eück- 
^icht  auf  die  Behandlung  von  Begnadigung  und  Rehabilitation 
im  Process  (Bundesstrafrechtspflege,  Art.  175)  oder  in  besonderen 
Gesetzen.  Die  Frist,  nach  welcher  das  Gesuch  gestellt  werden 
darf,  ist  verschieden  angesetzt;  auf  2  Jahre  im  Bundesrecht,  auf 
4  Jahre  in  Schaffhausen;  in  Freiburg  ist  das  Gesuch  zulässig 
nach  Ablauf  der  Hälfte  der  Zeit,  welche  die  Strafe  dauerte, 
mindestens  nach  2,  höchstens  nach  5  Jahren;  in  Luzem  bei 
Kettsistrafe  nach  10  Jahren,  bei  Körperverletzung  nach  3  Jahren, 
bei  politischen  Verbrechen  ist  Rehabilitation  und  Begnadigung 
an  keine  Frist  gebunden.  —  Ebenso  verschieden  sind  die  Er- 
fordernisse in  Bezug  auf  Ausweise  bei  Stellung  des  Gesuchs. 

c)  Die  Strafdrohung  war  bereits  früh,  in  Reaction  gegen 
den  Feuerbach' Bchen  Rigorismus  und  im  Sinne  der  Erweiterung 
des  richterlichen  Ermessens,  als  reformbedürftig  erkannt  worden. 
Schon  die  bekannte  bayerische  Diebstahlsnovelle  hatte  mit  dem 
älteren  System  gebrochen  und  die  particularrechtlichen  Entwürfe 
und  Gesetze  legten  fiir  die  gleiche  Richtung  Zeugniss  ab.  Zuerst 
trat  Sachsen  mit  dem  St.  G.  B.  von  1838  für  den  Grundsatz 
der  Verbindung  des  freien  richterlichen  Ermessens  mit  der  Be- 
stimmtheit des  Strafgesetzes  innerhalb  eines  weiten  Strafrahmens 
zwischen  Minimum  und  Maximum  ein,  und  wenn  wir  mit  diesem 
Gesetzbuche  dasjenige  von  1855  vergleichen,  so  ergibt  sich  ein 
weiterer  Fortschritt  zu  Gunsten  des  richterlichen  Ermessens,  in- 
dem in  zahlreichen  Fällen  die  Minima  beseitigt  sind  und  nur 
Maxima  sich  angedroht  finden.  Aehnlich  ist  das  neue  bayerische 
St.  6.  B.  von  1861  verfahren.  —  Trotzdem  sind  die  Minima 
noch  häufig  und  zuweilen  hoch,  insbesondere  bei  Staatsverbrechen, 
Fälschungen  von  Münzen  und  Creditpapieren ,  bei  Tödtungs- 
delicten  und  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit,  und  Todesstrafe 
und  lebenslängliches  Zuchthaus  sind  noch  oft  absolut  gedroht.  — 
Das  preussische  Gesetzbuch  setzt  meistens  Minima,  und  wo  die 
mildernden  Umstände  zugelassen  sind,  ist  ihre  Wirkung  doch 
nur  eine   beschränkte.      Oesterreich    steht    noch    auf   dem    alten 
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Bodeii;  Minimum  und  Maximum  als  Regel  zu  setzen,  woneben 
die  beschränkte  Milderungsbefugniss  nur  als  ungenügend  er- 
scheint. 

Die  schweizerische  Gesetzgebung  ist,  obwohl  die  einzelnen 
Erzeugnisse  unter  sich  sehr  verschieden  und  die  Strafdrohungen 
mancher  Delicte  keineswegs  milder  oder  weiter  sind  ak  in 
deutschen  G.  B.,  doch  in  der  Befreiung  des  richterlichen  Er- 
messens weiter  gegangen;  in  manchen  G.  B.  werden  sogar  bei 
den  schwersten  Staatsverbrechen  keine  Minima  gesetzt,  wie  z.  B, 
in  St.  Gallen,  Graubünden,  SchafFhausen,  Bern  und  anderen; 
häutig  wird  die  Strafdrohung  nur  durch  Angabe  einer  oder 
alternativ  mehrerer  Strafarten  ausgedrückt,  wie  in  Glarus,  Appen- 
zell, Schwyz,  im  Bundesstrafrecht  imd  zum  Theil  im  St  G.  B. 
von  Obwalden,  und  die  letzte  Consequenz  ziehen  die  Strafgesetz- 
bücher von  Solothum,  Appenzell  und  Schwyz,  indem  sie  grund- 
sätzlich keine  Minima  setzen.  Letzteren  kann  auch  das  Bundes- 
strafrecht beigezählt  werden,  welches  nur  für  den  schwersten 
Fall  des  Landesverraths  in  Art.  36.  37  ein  Minimum  ansetzt 
Graubünden  setzt  sie  nur  bei  den  schwersten  Verbrechen. 

Die  grosse  Verschiedenheit  in  den  Strafmitteln  wie  in  den 
Strafdrohungen,  meist  eine  Folge  des  zufälligen  Bedünkens  oder 
der  Nachahmung,  ist  für  das  kleine  Gebiet  nicht  ohne  NachtheiL 
Bei  aller  Eigenart  der  Cantone  rechtfertigen  sich  solche  Eigen- 
heiten, wo  nicht  eine  begründete  Verschiedenheit  der  Aaf&ssong 
über  den  Strafwerth  eines  DeHcts  zu  Grunde  liegt,  nicht.  Immer- 
hin ist  es  nur  auf  dem  Boden  dieser  völlig  freien  Entwiddung 
einigen  Cantonen  möglich  geworden,  die  letzte  Consequenz  der 
Ausdehnung  des  richterlichen  Ermessens  gesetzgeberisch  zu  ziehen 
und  praktisch  zu  erproben,  und  wahrscheinlich  wird  gerade  dies 
eine  der  Grundlagen  künftiger  Codification  eines  einheitlichen 
schweizerischen  Strafrechts  sein. 

d)  Dolus  und  Culpa.  Die  doctrinellen  Bestimmungen 
dieser  Begriffe  hatten  in  den  schweizerischen  Gesetzbüchern,  wie 
gezeigt  wurde  (vgl.  S.  295  und  die  G.  B.),  nie  die  Ausdehnung 
und  Bedeutung  wie  in  den  deutschen.  Während  dieses  Zeit- 
raumes ergibt  sich  in  einigen  G.  B.  eine  vermehrte  Beachtung. 
Gar  keine  Bestimmungen  über  Dolus  oder  nur  die  ganz  kurze 
Voraussetzung,   dass   böser  Vorsatz   zum  Verbrechen   nöthig  sei, 
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haben  die  Mehrzahl  der  Gesetzbücher :  Neuenburg,  Wallis,  Appen- 
zell, Glarus,  Schwyz,  Bundesstrafrecht,  Solothum  und  Bern,  — 
also  diejenigen,  welche  unmittelbar  die  Einwirkung  des  französi- 
schen Rechts  erfahren  hatten  oder  aus  den  Landsgemeindecantonen 
hervorgegangen  sind.  —  Kurze  Bruchstücke  der  Lehre  in  der 
einen  oder  andern  Dolusform  enthalten  Freiburg  (dolus  indirectus), 
Luzem  (dolus  alternativus),  Obwalden,  Thurgau  und  St.  Gallen. 
In  weiterem  Umfange  handeln  davon  Graubünden,  Aargau  und 
Schaffhausen. 

Fahrlässigkeit  ist  nirgends  in  Grade  abgestuft  oder  allgemein 
doctrinell  gehalten.  Einige  Cantone  sagen  ausdrücklich,  dass  sie 
nur  da  strafbar  sei,  wo  das  Gesetz  es  ausdrücklich  vorschreibe, 
andere  äussern  sich  nicht,  dritte  schreiben  für  fahrlässig  begangene 
Verbrechen  correctionelle  Strafe  vor  (Luzem)  oder  sagen,  dass  es 
zur  correctionellen  Bestrafung  keiner  besonderen  gesetzlichen  Be- 
stimmung bedürfe  (Obwalden). 

Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  dass  das  Jahr  1848  diese 
Partie  in  den  G.  B.  von  Bayern  und  Württemberg  vereinfachte ; 
bis  zum  Entwurf  von  1847  finden  sich  auch  in  den  preussischen 
Entwürfen  noch  die  alten  Schuleintheilungen,  welche  in  dem  ge- 
nannten Entwurf  und  im  Gesetzbuch  von  1851  verschwunden 
sind.  Das  bayerische  G.  B.  enthält  ebenfalls  nichts  mehr.  Nur 
Sachsen  handelt  noch  ausführlicher,  wenn  auch  negativ,  davon  in 
Art.  41  ff. 

e)  Versuch.  1.  Fast  sämmtliche  schweizerische  G.  B., 
Bern,  Glarus  und  Schwyz  ausgenommen,  bestimmen  nach  dem 
Muster  des  Bundesstrafrechts  über  Vollendung  in  der  kurzen 
Weise,  dass  dieselbe  vorhanden  ist,  wenn  Alles  vorliegt,  was  das 
Gesetz  zum  Begriffe  des  Verbrechens  fordert.  Weder  Preussen, 
noch  Bayern,  noch  Oesterreich  enthalten  diesen  überflüssigen  Satz, 
nur  Sachsen  äussert  sich  noch  über  Vollendung  und  Erfolg. 

Der  Begriff  des  Versuchs  ist  durchweg  bestimmt  als  An- 
fang der  Ausführung;*  einige  Gesetzbücher  fügen  aus- 
drücklich hinzu,  dass  Vorbereitungshandlungen  ausgeschlossen 
sind. 


*  So  auch  Preussen,   Bayern,  Sachsen;    —    Oesterreich  wie  Aargau;  — 
Oraubnnden  „auf  Ausführung  gerichtet". 
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Weitaus  die  Mehrzahl  der  ö.  B.  begnügt*  sich  mit  der  ein- 
fachen Bestimmung.  Dagegen  unterscheiden  Schaffhausen  und 
Luzern  umständlich  in  Begriff  und  Strafe  den  beendigten  und 
nicht  beendigten  Verbuch,  —  Wallis  den  delit  manque  und  den 
einfachen  Versuch.  Qraubünden  und  ähnlich  St.  Gallen  nennen 
den  nahen  und  entfernten  Versuch  blos  ids  allgemeinen  Ma&»- 
stab  der  Annäherung  an  die  Vollendung  und  der  entsprechend 
grösseren  oder  geringeren  Strafe.  —  Dass  in  der  Handlung 
wenigstens  der  Anfang  der  Ausföhrung  liegen  müssCj  sagen 
Appenzell  und  Schaffhausen.  —  Aargau  bestimmt  im  Anschluss 
an  sein  älteres  G.  B. :  „Wer  den  bösen  Vorsatz  der  Buchung 
eines  Verbrechens  durch  äussere^  zur  wirklichen  Verübung  fuhrende 
Handlungen  unverkennbar  an  den  Tag  legt."  Hiebei  wird  der 
Versuch  mit  untauglichem  Mittel  ausdrückUch  als  strafbar  ge- 
nannt. 

In  Bezug  auf  Einfachheit  der  Sätze  stimmen  die 
schweizerischen  Gesetzbücher  vortheilhafl  überein ;  Ausnahmen 
bilden  nur  Schaffhausen  und  Luzern^  welche  eine  ähnliche,  wenn 
auch  nicht  so  ausgesprochene  Stellung  einnehmen  wie  unter  den 
neueren  deutschen  das  Strafgesetzbuch  von  Sachsen.  Eine  ver- 
mittelnde Stellimg  nimmt  Wallis  ein. 

2.  Verschiedenheiten  zwischen  der  schweizerischen  und 
deutschen  Gesetzgebung  ergeben  sich  dreifach:  Erstens  in  Bezug 
auf  Ausdehnung  des  strafbaren  Versuchs,  zweitens  in  Bezug  auf 
Strafe,  drittens  in  Bezug  auf  diejenigen  strafbaren  Vorbereitungs- 
handlungen, welche  ausnahmsweise  als  Versuch  bestraft  werden 
oder  als  selbständiges  Delict  mit  Strafe  bedroht  sind. 

Nach  den  schweizerischen  G.  B.,  Bern  ausgenommen,  ist 
der  Versuch  durchweg  strafbar,  auch  bei  Vergehen,  während 
Preussen  und  Bayern  festsetzen,  dass  er  bei  Vergehen  nur  da^ 
wo  es  das  Gesetz  ausdrücklich  verlangt,  bestraft  werde  (Preussen 
§§  32.  33,  Bayern  §  48).  Sachsen  und  Oesterreich  (heilen  die 
Auffassung  der  ersteren. 

Die  Strafe  des  Versuchs  ist  harter  in  den  deutschen  Ge- 
setzen und  das  richterliche  Ermessen  enger  begrenzt.     Preussen* 

'  Ueber  die  Ausnahmen  vgl.  Temnie,  Lehrbuch  des  preussiseheD  Stnf- 
rechts,  S.  304. 
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und  Oesterreich*  bedrohen  ihn  wie  das  Verbrechen  selbst  Bayern 
und  Sachsen  sind  milder,  indem  sie  eine  Maximalgrenze  ziehen 
und  unter  das  Minimum  hinabaugehen  gestatten.  In  Bayern  steht 
den  Richtern  zu,  bei  Versuch  todeswürdiger  oder  mit  lebens- 
länglichem Zuchthaus  bedrohter  Verbrechen  auf  Zuchthaus  — 
nicht  unter  8  Jahren  —  zu  erkennen  und  in  den  anderen 
Fällen  bis  zur  Hälfte  des  Minimum  hinabzugehen;  in 
Sachsen  ist  die  Strafe  bei  beendigtem  Versuch  niedriger  als  das 
)Iaximum  und  höher  als  ein  Dritttheil  des  Mindestbetrages,  bei 
nicht  .beendigtem  nicht  höher  als  die  Hälfte  des  Maximum. 

Nur  ein  schweizerisches  Gesetzbuch  folgt  dem  preussischen, 
nämlich  dasjenige  von  Neuenburg.  Kein  anderes  stellt  den  Ver- 
such dem  Verbrechen  gleich  wie  Preussen  und  Oesterreich.  Alle 
mit  Ausnahme  Neuenburg's  gestatten,  unter  das  Minimum  hinab- 
zugehen. Die  meisten  haben  blos  ein  Maximum,  —  wenige  zu- 
gleich ein  Minimum  gesetzt.  —  Das  Bundesstrafrecht  und  die 
Cantone,  die  ihm  folgen,  setzen  als  Maximum  der  Versuchsstrafe 
—  ohne  Minimum  —  diö  Hälfte,  ob  nun  der  Versuch  be- 
endigt oder  nicht  beendigt  sei,  und  es  darf  der  Richter 
diese  Grenze  nicht  überschreiten.  Bayern  gestattet  blos, 
bis  aaf  die  Hälfte  des  Minimum  hinabzugehen,  und  Sachsen 
beschränkt  die  Strafe  des  beendigten  Versuchs  nach  oben  kaum, 
nach  unten  auf  ein  Dritttheil;  beide  sind  also  härter. 

Im  Einzelnen  zeigen  sich  wieder  die  buntesten  willkürlichen 
Variationen.  Bios  Maxim a,  und  zwar  höchstens  die  Hälfte 
der  Strafe  des  vollendeten  Verbrechens,  setzen :  das  Bundesstraf- 
recht und  Freiburg,  ferner  Wallis  und  Schaffhausen  bei  nicht 
beendigtem  Versuch.  Auf  höchstens  drei  Viertheile  bestimmt 
die  Strafe  Aargau  und  mit  demselben  Maximum  und  einem 
Minimum  von  einem  Viertheil  St.  Gallen  und  Bern.  Luzem  er- 
künstelt, in  Uebereinstimmung  mit  seiner  doctrinellen  Gesammt- 
haltupg,  folgende  Strafen  r  Für  beendigten  Versuch  wird  auf  zwei 
Dritttheile  der  auf  das  vollendete  Verbrechen  gesetzten  Strafe  er- 
kannt, für  nicht  beendigten  auf  ein  Zwölftheil  bis  auf  ein  Dritt- 
theil der  Strafe,  welche  das  vollendete  Verbrechen  zu  treffen  hätte. 


*  SpecialbeBtimmungen  und  yenchledene  Strafzumessung)  vgl.  §  47a,  vor- 
behalten. 
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Femer  setzen  Minima  für  beendigten  Versuch  und  Versuch 
schwerst  bedrohter  Verbrechen:  Schaff  hausen  und  Wallis.  — 
Aargau  und  Bern  setzen  ohne  Unterscheidung  des  beendigten 
oder  nicht  beendigten  Versuchs  bei  todeswürdigen  Verbrechen 
jenes  2 — 16,  dieses  5 — 20  Jahre.  —  Den  einfachen  Grund- 
satz milderer  Bestrafung  nach  Massgabe  des  concreten 
Thatbestandes  stellen  auf:  Graubünden,  AppenzeU,  Glarus,  Ob- 
walden,  Schwyz,  Thurgau  und  Solothi^.  Appenzell  fugt  hinzu: 
„Unter  Umständen  kann  der  Richter  selbst  auf  gänzliche  Straf- 
losigkeit erkennen."  Solothum  droht  einfach  für  Versuch  von 
Verbrechen  Zuchtpolizei-,  für  Versuch  von  Vergehen  Pohzeistrafe. 
Als  Besonderheit  ist  zu  erwähnen,  dass  Aargau  gemeinsam  iiir 
Versuch,  Gehülfenschaft  und  Begünstigung  die  angeführten  Strafen 
droht. 

Der  Versuch  mit  untaugHchen  Mitteln  ist  richtigerweise  in 
den  meisten  G.  B.  nicht  behandelt;  unter  ihnen  stehen  voran 
diejenigen  der  französischen  Gruppe  und  der  Landsgemeinde- 
cantone.  Luzem  hat  aus  seinem  älteren  G.  B.  die  Vorschrift 
hinübergenommen,  dass  Versuch  mit  absolut  untauglichen  und  aus 
Einfalt  gewählten  Mitteln  correctionell  geahndet  wird;  ebenso  be- 
stimmt das  nachgel)ildete  Gesetz  von  Obwalden  und  vonFni- 
burg.  —  Es  haben  unter  dem  vermehrten  Einflüsse  der  älteren 
deutschen  Doctrin  und  Gesetzgebung  ähnliche  Sätze  auch  solche 
Gantone  aufgestellt,  welche  in  früheren  Gesetzbüchern  nichte 
davon  enthielten,  wie  St.  Gallen,  Aargau  und  Schaffhausen.  — 
Ausdrücklich  erklären  ihn  straflos:  Graubünden ^  (insofern  nicht 
ein  Versuch  im  Sinne  des  §  25  vorliegt)  und  Schwyz  (§  36  c;. 
—  Appenzell  zieht  ihn  unter  den  Gesichtspunkt  der  Drohung 
(§  28). 

Ausser  den  angeführten  Sätzen  des  allgemeinen  Theils  über 
Versuch  findet  sich  in  einigen  Gesetzbüchern  der  Versuch  der 
Begehung  gewisser  Verbrechen  noch  besonders  bedroht.  —  Von 
strafbaren  Vorbereitungshandlungen,  welche  als  Versuch  oder 
als  selbständiges  Delict  bedroht  werden,  ist  in  der  Folge  zu 
handeln. 


^    Teasin.      Vgl.    Temme ,    Lehrbuch    des   schweizerischen   Strafrechts, 
S.  178. 
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/)  Theilnahme.  Alle  Gesetzbücher  dieser  Periode  weisen 
eine  erhebliche  Vereinfachung  insofern  auf,  als  die  älteren  viel- 
fachen Unterscheidungen  fallen  gelassen  wurden.  Haupt-  und 
Nebengehülfen  sind  nur  noch  ausnahmsweise  zu  treffen  in  Luzern 
und  St.  Gallen,  das  Complott  ist  meist  ntft*  kurz  und  als  Straf- 
mehrungsgrund  genannt.  Die  16  Strafgesetzbücher  sind  äusserst 
verschieden  nach  Begriffen  und  Strafen.  Französische  und  deutsche 
Auffassung  sind  in  ihren  mannigfachen  Ausdrucksweisen  vertreten 
and  französische  Rechtsansicht  findet  sich  in  deutschem,  wie  deutsche 
in  firanzösisch  sprachlichem  Gebiet  neben  der  Verbindung  beider 
Elemente. 

1.  Die  Mehrzahl  der  Gesetzbücher  fasst  unter  Theilnahme 
Urheber,  Gehülfen  und  Begünstiger,  jeden  mit  besonderem  Straf- 
satz, zusammen.  Freiburg  und  Neuenburg  bilden  eine  Ausnahme, 
insofern  sie  nicht  die  Begünstigung  neben  der  Theilnahme  als 
allgemeine  Form  behandeln.  Freiburg  nennt  neben  Diebstahl 
die  Hehlerei,  Neuenburg  fügt  die  Hehlerei  zur  Complicrtät  mit 
deren  Strafe.  Ganz  entgegengesetzt  verweist  Bern,  ohne  die 
Hehlerei  besonders  zu  bedrohen,  auf  die  Bestimmungen  über  Be- 
günstigung.   ^ 

Unter  den  Gesetzbüchern,  welche  Begünstigung  und  Theil- 
nahme zusammenfassen,  zeigt  sich  zunächst  der  Unterschied,  dass 
eine  Anzahl  die  Begünstigung  als  eine  Art  Theilnahme  bezeichnet, 
wie  Graubünden,  Aargau,  St.  Gallen,  Wallis,  Appenzell,  Luzern, 
Obwalden  und  Glarus,  während  andere  die  Begünstigung  als  be- 
sondere Form  neben  der  Theilnahme  hervorheben,  wie  Bern, 
Thurgau  und  Solothurn  („von  der  Theilnahme  und  von  der  Be- 
günstigung"). Zu  den  erstgenannten  können  wir  auch  diejenigen 
6.  B.  rechnen,  welche,  wie  das  Bundesstrafrecht,  den  Titel  über 
die  Theilnahme  bezeichnen:  „Von  Urhebern  und  Mitschuldigen", 
und  unter  dieser  Gesammtbezeichnung  auch  die  Begünstigung 
auffuhren.  (Bundesstrafrecht,  Art.  18:  „Alle  Theilnehmer  eines 
Verbrechens  —  Urheber,  Gehülfen  und  Begünstiger  —  sind  straf- 
bar.") 

Der  Form  nach^giebt  sich  der  Einfiuss  des  französischen 
Rechts  in  der  Bezeichnimg  der  Mitschuldigen  neben  den  Ur- 
hebern (auteurs,  complices)  kund,  wogegen  materiell  die  franzö- 
sische Rechtsauffassung  der  Complicität  und  ihrer  Strafwürdigkeit 
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nicht  acceptirt  ist.  So  spricht  das  Bundesstrafrecht  von  Urhebern 
und  Mitschuldigen;  ebenso  das  St.  G.  B.  von  Schaffhausen;  das- 
jenige von  Solotibum  kennt  Haupt-  und  Mitschuldige,  letztere, 
auch  Theilnehmer  genannt^  sind  die  Gehülfen.  Die  Bezeichnung 
der  Gehülfen  als  Theänehmer  hat  auch  Thurgau.  Schwyz  spricht 
einfach  vom  „Zusammenwirken  mehrerer  Schuldigen^.  Nach 
diesem  durch  äusserste  Einfachheit  ausgezeichneten  Gesetzbuche 
haben  bei  der  That  mitgewirkt  der  Urheber^  der  Gehälfe  und 
nachträglich  der  Begünstiger.  Alle  sind  strafbar,  und  zwar  nach 
Massgabe  erstens  der  Herbeiföhrung  des  Erfolges  oder  der  Ver- 
ursachung (am  schärfsten  Diejenigen,  welche  den  leitenden  Ge- 
danken gegeben,  den  Entschluss,  die  That  oder  den  Erfolg  am 
entschiedensten  bewirkt  haben),  —  zweitens  der  Mitwirkung  bei 
dem  Verbrechen,  im  weitern  Sinn  der  nachträglichen  Betheiligung 
an  der  geschehenen  That  durch  Begünstigung.  Die  Letzteren, 
sowie  Diejenigen,  welche  nur  in  ganz  untergeordneter  Weise  mit- 
gewirkt haben,  sind  in  Mass  und  Art  nach  Ermessen  des  Richters 
zu  bestrafen. 

2.  Der  Urheber  wird  vom  französischen  und  deutseben 
Recht  verschieden  behandelt.  Jenes  gibt  (Code  pönal,  Art  59. 
60)  keine  weitere  Erklärung,  sondern  sagt  im  Einzelnen,  wer 
Complice  sei,  worunter  auch  Derjenige  begriffen  ist,  der  durch 
„die  Mittel  der  Geschenke,  Drohungen,  Missbrauch  der  Autorität 
oder  Gewalt,  durch  Ränke  oder  schuldbare  Täuschungen  die 
That  eines  Anderen  bewirkt",  also  der  Anstifter.  Der  Complice 
wird  bestraft  wie  der  Urheber,  immerhin  mit  der  Möglichkeit 
verschiedener  Zumessung  zwischen  Minimum  und  Maximum. 

Das  deutsche  Recht  bestimmt  als  Thäter  Denjenigen,  der 
durch  eigenes  Handeln  die  That  bewirkte,  und  stellt  diesem 
physischen  Urheber  als  intellectuellen  den  Anstifter  gleich, 
während  als  Gehülfe  gilt,  wer  durch  Rath  oder  That  die  Handlung 
fördert. 

Von  den  schweizerischen  G.  B.  stellt  allein  Neuenbürg  im 
Anschluss  an  den  Code  fran9ais  in  Art.  35  den  Begriff  des  Com- 
plicen,  inbegriffen  den  Anstifter,  auf  (vgl.  Neuenburg)  und  fugt 
(ähnlich  Waadt)  weiter  hinzu,  dass  Diejenigen,  welche  durch 
andere  als  die  angefiihrten  Mittel  zur  Begehung  des  Verbrechens 
provocirt  haben,   mit   Gefängniss   von   1   Monat   bis  zu  1  Jalr 
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bestraft  werden  sollen.  Complicen  werden  wie  Urheber  bestraft, 
wobei  in  der  Strafzumessung  der  Grad  der  Thätigkeit  berück- 
sichtigt werden  kann. 

Alle  anderen  unterscheiden  in  Begriff  und  Strafe  den  Ur- 
heber, Anstifter  und  Gehälfen.  Als  Urheber  wird  kurz  Derjenige 
bezeichnet,  welcher  durch  eigenes  Handeln  oder  durch  Anstiftien 
anderer  Personen  die  Hauptursache  einer  Uebertretung  ist  (Bundes- 
strafrecht, Art  19),  oder  wer  zur  Verübung  unmittelbar  mitwirkt 
(Freiburg,  Art.  40),  oder  das  Verbrechen  selbst  begangen  hat 
(Graubünden,  §  38).  Aus  der  Zahl  ähnlicher  Sätze  sind  die- 
jenigen des  St.  G.  B.  von  Wallis  hervorzulieben,  die  umständlich 
den  Begriff  des  Urhebers  umschreiben  (Art.  62).  —  Luzem 
und  St  Gallen  definiren  den  Hauptgehülfen  und  stellen  ihn 
in  der  Strafe  dem  Urheber  gleich,  Schwyz  fasst  im  Gegensatz 
zu  diesen  doctrinellen  Ausführungen  Alles  in  einen  Satz  zu- 
sammen. 

3.  Der  Anstifter  wird  in  allen  Cantonen,  Neuenburg 
ausgenommen,  als  intellectueller  Urheber  aufgefasst.  Der  Begriff 
ist  theils  näher  bestimmt  in  Anlehnung  an  das  französische  Recht, 
theils  ohne  nähere  Bestimmung  gelassen.  Im  ersteren  Falle  sind 
entweder  die  Mittel  speciaUsirt  —  worin  die  einzelnen  G.  B.  in- 
sofern Abweichungen  aufweisen,  als  sie  blos  die  beschränkte  An- 
zahl der  Mittel  im  Code  anfUhren  oder  wie  die  meisten  deutschen 
St  G.  B.  überdies  nach  dem  bayerischen  von  1813  andere  hinzu- 
ftgen  —  oder  sie  sind  beispielsweise  angeführt  mit  der  Formel: 
»und  andere  Mittel^. 

Im  Einzelnen  zeigt  die  Vergleichung  der  schweizerischen 
Gesetzbücher  mit  den  deutschen  ein  eigenthümliches  Verhältniss, 
indem  in  den  ersteren  sich  1.  grössere  Einfachheit  der  Be- 
stimmung, 2.  Beschränkung  der  schweren  Urheberstrafe  ftir  An- 
stiftung und  3,  vorzüglich  die  Anwendung  der  Methode  der 
Specification  statt  der  in  Deutschland  übhchen  Exemplification 
herausstellt 

Von  16  Gesetzbüchern  haben  10,  voran  das  Bundesstraf- 
recht, die  ein&chste  Form  der  Bestimmung  der  Urheberschaft  und 
Anstiftung:  «Wer  durch  eigenes  Handeln  oder  Anstiftung  die 
Hauptursache  eines  Verbrechens  ist."  Sie  unterlassen  jede  weitere 
Ausfahrung;  blos  Graubünden  sagt  (§  29):    „Wer  angestellt  oder 
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auf  solche  Art  angestiftet  hat,  dass  sich  das  Verbrechen  als  Folge 
herausstellt." 

Fünf  Gesetzbücher  —  Freiburg,  Neuenburg,  Wallis,  Schaff- 
hausen und  Solothum  —  spccificiren  die  Mittel  der  Anstiftimg^ 
so  dass  Anstiftung  durch  andere  als  die  genannten  IVGttei  nicht 
möglich  ist.  —  Wallis  bedroht  Provocation  durch  andere  Mittel 
ausdrücklich  als  Gehülfenschaft,  Neuenburg  mit  besonderer  Strafe. 

—  Ein  einziges,  Bern  nämlich,  folgt  der  deutsch^i  Richtung. 
indem  es  exemplificirt.     (Vgl.  vorstehend  Bern.) 

Die  neueren  deutschen  Gesetzbücher  haben  die  ausdehnende 

I 

Exemplification,  so  Preussen,  §  34:  „oder  durch  andere  Mittel", 
Bayern,  Art.  54:  „oder  auf  ähnliche  Weise",  Sachsen,  Art.  62: 
„andere  vorsätzliche  Einwirkung  auf  die  Willensbestimmung". 
Oesterreich  vgl.  §  5.  —  lieber  erfolglose  Anstiftung  ist  nach- 
folgend zu  sprechen. 

4.  Der  Gehülfe.  Nur  zwei  Gesetzbücher  erwähnen  noch 
Haupt-  und  Nebengehülfen,  nämlich  Luzern  (§  36)  imd  St.  Gallen 
(§§  43.  44).  Die  Strafe  des  Hauptgehülfen  ist  diejenige  des  Ur- 
hebers. —  Das  Bundesstrafrecht  bezeichnet  als  Gehülfen,  Art  21 : 
„Wer  vorsätzlich  die  Vollbringung  des  Verbrechens  durch  Rath 
und  That,  z.  B.  durch  Belehrung  über  die  Art  der  Ausführung, 
durch  HerbeischafFung  von  Mitteln  zu  derselben  oder  Entfernung 
von  Hindernissen  oder  auch  durch  vorläufige  Zusage  eines  erst 
nach  verübter  That  zu  leistenden  Beistandes  befördert."  Ebenso 
bestimmen  die  Cantone  Freiburg,  Aargau  und  Solothum.  Bern 
gefällt  sich  darin,  den  zweiten  Satz  des  Art.  60  des  Code  penal 
zu  copiren  und  demselben  den  letzten  des  Bundesstrafrechts  über 
die  vorherige  Zusage  der  Begünstigung  anzuhängen.  Neuenbürg 
steht  vollständig  auf  dem  Boden  des  Code.  Während  aber  eine 
Theilnahme,  welche  nicht  durch  die  speciell  angeführten  IDttel 
der  Complicität  begangen  wurde,  nach  dem  Code  straflos  bleibt, 
belegt  Neuenburg  solche  Acte  ausdrücklich  mit  besonderer  Strafe. 

—  Wallis  zählt  Anstiftung  zur  Urheberschaft,  —  die  Provocation 
ohne  die  speciellen  Mittel  zu  der  geringer  bestraften  Gehülfen- 
schaft. 

Andere  Gesetzbücher,  anstatt  die  Gehülfenschaft  in  der  er- 
wähnten Weise  näher  zu  bestimmen,  begnügen  sich  damit,  ein- 
fach zu  sagen:     „Gehülfe  ist,   wer  das  Verbrechen  eines  Andern 
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wissentlich  fordert",  „durch  Rath  oder  That  fördert",  „fördert  oder 
zum  Voraus  Begünstigung  zusagt."  So  die  St.  G.  B.  von  Glarus, 
Thui^u,  Obwalden,  Appenzell,  Schwyz,  Luzern  und  Graubünden. 
—  Ein  einziges  Gesetzbuch  fuhrt  mit  breiter  Umständlichkeit 
aus,  was  namenthch  als  Gehülfe  durch  Begünstigung  vor, 
während  und  nach  der  That  anzusehen  ^i:  Schaffhausen, 
§  61.     (Vgl.  Bayern.) 

Die  Strafe  der  Gehülfenschaft  wird  theils  in  einem  Bruch- 
theil  der  Strafe  des  Thäters  oder  der  angedrohten  Strafe  mit  oder 
ohne  Minimum  angesetzt,  theils  einfach  als  gelinder,  „milder  als 
die  Strafe  des  Urhebers"  bezeichnet.  Das  Bundesstrafrecht  setzt 
ein  Viertheil  bis  drei  Viertheile ,  ebenso  Freiburg  und  Bern ; 
J^olothum  ein  Viertheil  des  Minimum  bis  auf  die  Hälfte  des 
Maximum,  St.  Gallen  ein  Ftinftheil  bis  auf  die  Hälfte.  —  Kein 
Minimum,  blos  ein  Maximum  von  drei  Viertheilen  setzen  Aar- 
gau,  Wallis,  Schaffhausen  und  Luzern,  und  völlig  frei  lassen 
das  richterliche  Ermessen,  unter  Aufstellung  des  Grundsatzes, 
dass  der  Gehülfe  gelinder  zu  bestrafen  sei  als  der  Urheber,  die 
Oantone  Graubünden,  Glarus,  Thurgau,  Schwyz,  Appenzell  und 
Obwalden.  Der  Minimalsatz  von  einem  Viertheile  wird  nur  von 
Bayern  getheilt,  ohne  Minimum  ist  keines  der  genannten  deutschen 
Gesetze. 

5.  Das  Complott  ist  auffallend  häufig  noch  angefiihrt, 
nachdem  bereits  die  neuere  Gesetzgebung  und  Wissenschaft  das- 
selbe aufgegeben  hatten.  Die  Thatsache,  dass  neun  Gesetzbücher 
dasselbe  haben,  ist  nur  daraus  erklärlich,  dass  sie  das  Bundes- 
strafrecht copirten,  wie  dieses  dem  alten  Gesetzbuch  von  Zürich 
gefolgt  war,  und  dass  das  doctrinelle  Gesetzbuch  von  Luzern, 
welches  Complott  und  Bande  herbeizieht,  in  einigen  Cantonen 
Beachtung  fand.  Es  hat  jedoch  der  Begriff  seine  gefahrliche 
Spitze  verloren,  indem  erstens,  mit  Ausnahme  von  Graubünden, 
die  bezügUchen  Sätze  äusserst  kurz,  wie  im  Bundesstrafrecht, 
gehalten  sind;  zweitens  das  erfolglose  Complott  —  Graubünden 
und  Obwalden  ausgenommen  —  nicht  bedroht  ist;  drittens  die 
Mehrzahl  —  Graubünden,  Freiburg,  Wallis,  Schaffhausen  und 
Schwyz  —  die  Complottanten  als  Urheber  oder  Gehülfen  be- 
strafen und  das  Complott  als  Strafmehrungsgrund  berück- 
sichtigen. 
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6.  Die  strafbare  Anstiftung  und  Aufforderung 
ohne  Erfolg.  Wie  bereits  in  den  fiüheren  Perioden  durch- 
geführt wurde;  ^  lässt  sieh  auch  in  dieser  eine  grundsätzliche 
Verschiedenheit  zwischen  den  neueren  deutschen  und  den  schwei- 
zerischen St.  G.  B.  constatiren  mit  Bezug  auf  die  Ddicte  der 
erfolglosen  Anstiftung  oder  strafbaren  Anreizung,  Aufforderung 
ohne  Erfolg  und  das  Unterlassüngsverbrechen  der  Nichthinderung 
oder  Nichtanzeige  bevorstehender;  zum  Theil  auch  begangener 
Verbrechen  oder  Vergehen.  —  Sachsen  (§  64)  setzt  auf  die  An- 
stiftung ohne  Erfolg  die  Strafe  des  Versuchs  desjenigen  Ver- 
brechens, zu  welchem  er  anstiften  wollte,  —  Oesterreich  (§  9) 
auf  versuchte  Verleitung  zu  einem  Verbrechen  (Anweisung^  Auf- 
forderung); wenn  die  Einwirkung  ohne  Erfolg  geblieben,  die- 
jenige Strafe,  welche  auf  den  Versuch  dieses  Verbrechens  zu 
verhängen  wäre,  —  Preussen  (§  36)  auf  öffentliche  Auffordenmg^ 
Anreizung,  Verleitung  zu  einem  Verbrechen  oder  Vergehen,  wenn 
die  Aufforderung  ohne  Erfolg  geblieben,  Gefängniss  bis  so,  einem 
Jahre,  sofern  nicht  bei  einzelnen  Verbrechen  (vgL  poEtische  Ver- 
brechen) Anderes  bestimmt  ist.  —  Bayern  (§§  56.  57)  unter- 
scheidet das  Dingen  durch  Lohn  oder  Geschenk  ohne  Erfolg 
von  der  erfolglosen  öffentlichen  Aufforderung;  jenes  wird  mit 
Gefängniss  nicht  unter  sechs  Monaten,  dieses  mit  Gefangniss 
bis  zu  einem  Jahre  bedroht,  wenn  es  sich  um  Verbrechen 
handelt. 

Voji  16  schweizerischen  Gesetzbüchern  haben  12  kein  Ddict 
der  erfolglosen  Anstiftung,  noch  der  strafbaren  erfolglosen  Auf- 
forderung zu  Verbrechen  und  Vergehen.  Nur  4  folgen  der 
deutschen  Gesetzgebung,  nämlich  Bern,  welches  sowohl  Versuch 
<]|er  Anstiftung,  als  strafbare  Aufforderung  zum  Verbrechen  hat 
(§§  36.  100).  Die  Strafe  jenes  ist  die  des  Versuchs,  dieses  Ge- 
fangniss bis  zu  40  Tagen  oder  Geldbusse  bis  200  Fr.  Wurde 
die  Handlung  in  Folge  der  Aufforderung  begangen,  so  wird  der 
„Anstifter"  als  Miturheber  angesehen.  —  Schaffhausen  (§  56) 
bedroht  den  Anstifter  (durch  specielle  Mittel),  wenn  die  Aus- 
führung der  strafbaren  That  nicht  statthat,  nach  den  Grund- 
sätzeii  über  Versuch.  —  Neuenburg  (§  37)  bestimmt,    dass  Die- 
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jenigen,  welche  durch  andere  als  die  für  Oomplicität  specialisirten 
AOttel  zur  Begehung  eines  Verbrechens  provocirt  haben,  wenn 
das  Verbrechen  nicht  begangen  wurde,  bestraft  werden  mit  Ge- 
fangniss  von  8  Tagen  bis  zu  3  Monaten.  —  Wallis  (Art,  66) 
bestraft  den  Auftraggeber  (le  mandant)  zum  Verbrechen,  selbst 
wenn  dieses  noch  nicht  versucht  wurde,  wegen  Versuch. 

Abgesehen  von  bezüglichen  Sätzen  über  Hochverrath  —  vgl. 
politische  Verbrechen  — ,  steht  der  übereinstimmenden  neueren 
deutschen  Gesetzgebung  die  schweizerische  in  nahezu  völliger  Ge- 
schlossenheit mit  einem  entgegengesetzten  Princip  gegenüber. 

7.  Denunciationsp flicht.  Unterlassungsvergehen 
der  Nichtanzeige  oder  Nichthinderung.  Wie  schon 
in  den  vorangehenden  deutschen  St.  G.  B.,  so  finden  wir  auch 
in  den  neueren  derselben  durchweg  die  Anzeigepflicht  statuirt. 
'Sachsen  (Art.  70)  bedroht  die  unterlassene  Verhinderung  eines 
bevorstehenden  Verbrechens  durch  Anzeige  oder  auf  andere  Weise 
bei  einer  Reihe  schwererer  politischer  und  anderer  Verbrechen 
mit  Gefängniss  oder  Arbeitshaus  bis  zu  4  Jahren,  bei  anderen 
Verbrechen,  wenn  es  sich  um  einen  eigenen  Vortheil  oder  Ver- 
letzung der  Amtspflicht  handelt,  mit  Gefängniss  bis  zu  einem 
Jahre,  und,  wenn  weder  Vortheil  beabsichtigt,  noch  Amtspflicht 
vedetzt  ist,  bei  geringeren  Vergehen  mit  Geldstrafe.  Die  unter- 
lassene Anzeige  begangener  Verbrechen  wird  nur  bestraft,  wenn 
Anzeige  Amtspflicht  war  oder  ein  Unschuldiger  darunter  leidet 
(Art.  71.) 

In  Oesterreich  wird  Derjenige,  der  ein  Verbrechen  zu  hindern 
aus  Bosheit  unterlässt,  wegen  Vorschub  (§§  212.  213)  mit  Kerker 
von  sechs  Monaten  bis  auf  ein  Jahr  bestraft,  die  besondere  Strafe 
schwerer  Fälle  vorbehalten  (§§  213.  60.  61,  schwerer  Kerker 
von  5  bis  zu  10  Jahren).  —  Preussen  bestraft  die  Unterlassung 
der  Anzeige  schwerer  politischer  und  einiger  anderer  Verbrechen 
mit  Gefängniss  bis  zu  5  Jahren,  wenn  das  Verbrechen  wirklich 
begangen  oder  zu  begehen  versucht  wird.  —  Bayern  setzt  auf 
dieselbe  Gefängniss  bis  zu  einem  Jahre  oder  Geldbusse  (vor- 
behalten besondere  Bestimmungen,  §  63)  und  bedroht  auch  die 
IlDterlassung  der  Anzeige  begangener  Verbrechen  bei  Beamten. 

Die  schweizerischen  Gesetzbücher  stellen  in  ihrer  grossen 
Mehrzahl  eine  solche  Denunciationspflicht  nicht  auf ;  11  Cantone 
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wissen  nichts  davon  und  von  den  übrigen  stehen  diejenigen  voran, 
welche  vorzüglich,  der  doctrinellen  deutschen  Richtung*  folgten* 
nämlich  Graubünden,  Schaff  hausen ,  Thurgau  und  Obwalden; 
daneben  absonderlicherweise  Glarus.  Hier  wie  dort  ist  Jeder- 
mann zur  Anzeige  verpflichtet  mit  den  bekannten  Beschränkungen 
und  Anzeigepflicht  geht  allgemein  auf  Verbrechen.  —  St.  Gallen 
sagt  (Art.  45):  „Wer  die  Ausfuhrung  eines  Verbrechens  nicht 
hindert;  wo  solches  ohne  Gefahr  in  seiner  Macht  stünde,  wird 
als  Begünstiger  bestraft",  und  bedroht  speciell  Beamte,  die 
von  hochverrätherischen  Unternehmungen  Kenntniss  haben  und 
nicht  Anzeige  machen,  —  Luzem  Beamte,  die.  absichtlich 
wider  Dienstpflicht  die  Anzeige  begangener  Verbrechen 
unterlassen.  —  Appenzell  setzt  im  Polizeistrafgesetz  eine  Busse 
von  5  bis  20  Franken  auf  Nichtanzeige  arger  Frevel,  deren 
Zeuge  man  war  —  ein  Ueberrest  der  alten  Pflicht,  Friedbröcho 
anzuzeigen. 

Obwohl  die  erfolglose  Anstiftung  und  Aufforderung  wie  das 
Unterlassungsdelict  der  Nichtanzeige  vom  positiven  Rechte  der 
Schweiz  abgelehnt  sind,  wird  doch  von  der  Gesetzgebung  ein- 
zelner Cantone  ohne  Rücksicht  hierauf  mit  Unkenntniss  der 
Sachlage  und  ihrer  principiellen  Bedeutung  mit  Berufung  auf  die 
deutsche  Gesetzgebung  imd  die  Autorität  der  Wissenschaft  der- 
gleichen aufgenommen. 

8.  In  der  Theilnahme  haben  die  schweizerischen  G.  B. 
den  seit  dem  Entstehen  derselben  eingeschlagenen  Weg,  erst  im 
Gegensatz  zum  bayerischen  G.  B.,  später  zu  den  deutsche  Ent- 
würfen, fortgesetzt.  Die  Mehrzahl  der  Gesetzbücher  dieser  Periode 
verwendet  nicht  mehr  als  2  bis  5  Paragraphen;  einige  6  bis  8 
und  die  bereits  nach  dieser  Richtung  gekennzeichneten  Cantone 
Luzem,  Schaffhausen,  Graubünden  und  Wallis,  nebst  Bern  und 
Freiburg,  9  bis  16.  Am  breitesten  angelegt  sind  Schaffhaosen 
und  in  der  Lehre  vom  Complott  Graubünden. 

Von  den  deutschen  G.  B.  steht  das  preussische  an  Einfiwh- 
heit  voran  mit  6,  das  bayerische  folgt  mit  14  und  das  sächsische 
mit  24  Paragraphen  in  schulgerechter  Ausführlichkeit.  —  Be- 
trachten wir  die  Form,  so  ist  den  meisten  schweizerischen  6.  B. 


*  Beseitigfung  aus  dem  Code  pönal  durch  Gesetz  vom  28.  April  1SS2. 
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nur  dasjenige  von  Preussen  an  die  Seite  zu  stellen.  Bayern  hat, 
obwohl  es  mit  dem  doctrinellen  Bestände  aufgeräumt  hat,  noch 
viel  von  der  casuistischen  Art  seines  alten  Gesetzes  behalten,  wie 
dies  aus  der  Bestimmung  der  Theilnahme  in  dem  Art.  45,  der 
strafbaren  Unterlassung  der  Anzeige  oder  der  Hinderung  des 
Verbrechens,  der  Dingung  und  AufiForderung  durch  Jedermann 
oder  durch  Beamte  bei  Verbrechen  und  bei  Vergehen  u.  a.  m. 
hervortritt.  Sachsen  aber  ist  von  Grund  aus  verschieden  mit 
seinen  Distinctionen,  Regeln  und  Ausnahmen,  schulmässigem 
Kleinkram  und  Vielheit  exact  sein  sollender  Strafdrohungen. 

Sowohl  in  schweizerischen  wie  auch  in  den  deutschen  G.  B. 
herrschen  bedeutende  Differenzen  in  Bezug  auf  eine  Anzahl  von 
Bestimmungen,  deren  Aufnahme  die  Einen  für  überflüssig,  die 
Anderen  für  nothwendig  halten  und  auf  deren  Vorhandensein 
meist  jene  Breite  beruht.  Es  sind  Bestimmungen  über  Complott, 
selbst  Bande,  Verbrechen  von  Corporationen,  über  Denunciations- 
pflicht,  Aufforderung  zum  Verbrechen,  besondere  Strafdrohungen 
ftir  Beamte,  Sätze  über  Anwendung  einer  geringeren  Strafert  bei 
Gehülfenschaft,  über  solidarische  Haft  der  Theilnehmer  —  Sätze, 
welche  ohne  Verlust  preisgegeben  werden  können.  Zweifelhaft 
kann  die  Entbehrlichkeit  anderer  sein,  worüber  Gesetzgebung 
und  Doc^rin  sich  verschieden  aussprechen,  so  einer  Bestimmung 
über  generelle  und  specielle  Theilnahme,  zur  Entscheidung  der 
Frage,  ob  Anstifter  und  Gehülfen  für  die  über  ihre  Absicht 
hinausgehende  Thätigkeit  des  Autors  verantwortlich  seien  und  ob 
die  Quahfication  der  That  aus  persönlichen  Verhältnissen  den 
Mitwirkenden  zur  Last  falle. *^  Freiburg  bestimmt:  7,Der  An- 
stifter eines  Verbrechens  wird  nur  für  das  auf  sein  Anstiften  ver- 
übte Verbrechen  bestraft.  Die  aus  den  persönlichen  Verhältnissen 
oder  Zustanden  eines  Urhebers  oder  Gehülfen  des  Verbrechens 
entstehende  Erschwerung  oder  Milderung  der  Strafe  ist  nur  auf 
Denjenigen,  welchen  diese  Verhältnisse  oder  Zustände  betreffen, 
anwendbar."  Schaff  hausen:  „Hat  der  Thäter  einen  anderen 
strafbaren   Erfolg   herbeigeführt,   als   worauf  die   Anstiftung   ge- 


*•  Vgl.  Temme,  Lehrbuch  des  schweizerischen  Strafrechts,  §  84;  Berner ^ 
Lehrbuch  des  deatschen  Strafrechts,  IX,  S.  191.  199. 
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richtet  war^  so  wird  dieser  Erfolg  dem  Anstifter  ztir  Ffihrlässi|r- 
keit  zugerechnet.^  (§  57.)  Luzem:  „Die  Strafe  des  qualificnrten 
Verbrechens  kann  gegen  den  nicht  persönlich  Betheiligtea  auch 
dann  nicht  ausgesprochen  werden,  wenn  ihm  das  quaiificirende 
Verhältniss  bekannt  war."     (§  45.) 

Es  kann  nicht  im  Rahmen  unserer  Aufgabe  liegen,  andere 
Partien  des  allgemeinen  Theils  gleich  eingehend  zu  verfolgen,  so 
werthvoll  aus  dem  einen  oder  anderen  Gesichtspunkte  die  Zu- 
sammenstellung der  cantonalen  Gesetzbücher  in  Uebereinstinunimg: 
und  Abweichung  und  der  Nachweis  der  Fortbildung  der  Institute 
im  Anschluss  an  die  neueren  Lehren  oder  ein  Muster-Gksetze»- 
werk  mit  den  unvermeidlichen  Variationen  wÄre  —  odar  auch 
wissenschaftlich  nicht  wäre.  Es  sei  im  Uebrigen  auf  das  bei  den 
einzelnen  Cantonen  Angeführte  verwiesen. 

g)  Aus  dem  speciellen  Theil  ist  vor  Allem  diejenige  Delicti- 
gattung  hervorzuheben;  welche  schon  durch  die  Stellung  an  der 
Spitze  ihre  hervorragende  Bedeutupg  documentirt:  die  Verbrechen 
gegen  den  Staat.  Dass  hierin  ganz  besonders  die  Verschieden- 
heit  schweizerischer  und  ausländischer  Gesetze  in's  Auge  fallen 
muss;  ergibt  sich  von  selbst.  —  Wenn  aber  diejenigen  Ddicte» 
welche  direct  mit  der  Regierungsform  verbunden  sind  (wie  z.  B. 
die  Majestätsbeleidigung),  als  zur  Vergleichung  ungeeignet  ansser 
Betracht  fallen,  so  finden  wir  unter  den  übrigen  einerseits  eine 
Anzahl  solcher,  welche  zum  Schutze  der  Staatsordnung  ii^d- 
welcher  Form  aufgerichtet  sind  und  welche  daher  einen  vergleich- 
baren Stoff  fiir  verschiedene  Staaten  darbieten,  anderseits  solche; 
welche  ihrem  inneren  Wesen  nach  als  Aeusserungen  einer  be- 
stimmten Richtung,  eines  Systems,  gewisser  Verfassungs-  oder 
Machtverhältnisse  erscheinen. 

Während  die  erstgenannten  von  schweizerischen  G.  B.  nach 
dem  Muster  monarchischer  Staaten  übernommen  werden  können 
und  auch  übernommen  worden  sind  —  fast  ohne  Veränderungen 
im  Thatbestand  — ,  ergibt  sich  flür  Delicte  der  letztgenannten 
Art,  dass  sie  nicht  recipirt  werden  und  dass  sich  hier  besonderes 
Recht  ausprägt  oder  dass  sie  —  aus  blinder  Nachahmung  auf- 
gestellt —  sich  praktisch  werthlos  erweisen  oder  —  wenn  an- 
gewendet —  gegen  das  Rechtsbewusstsän  des  Volkes  und  den 
Geist  der  Landesinstitutionen  Verstössen. 
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Für  Alles  finden  sich  Beispiele  in  den  cantonalen  Gesetz- 
büchern^  selbst  fiir  eine  Behandlung  der  Staatsverbrechen,  Re- 
gierongs-  und  Amtsd^licte,  als  ob  es  sich  darum  handelte,  eine 
stramm  gegliederte  Beamtenhierarchie,  wie  in  Frankreich  oder 
Deutschland,  zu  schützen,  und  nicht  einen  dieser  kleinen  Volks- 
gtaaten,  welche  auf  dem  stündlich  freien  Willen  der  Bürger  be- 
mhen. 

Aber  nicht  blos  in  den  specifisch  politischen  Delicten  äussert 
sich  der  Charakter  des  Staatswesens,  sondern,  wie  es  oft  erhärtete 
Thatsache  ist,  durchdringt  und  beeinflusst  derselbe  einen  grossen 
Theil  des  scheinbar  politisch  indifferenten  Rechtsstoffes.  Dies  ist 
vorzüglich  der  Fall  in  den  Strafdrohungen  sowie  in  den 
Lehren  des  allgemeinen  Theils,  welche  theils  direct  durch 
Rückwirkung  politischer  Bedürfnisse  erweitert  werden  oder  einen 
strengeren  Charakter  erhalten,  theils  indirect  durch  Aufstellung 
gewisser  Sonderbestimmungen  und  selbständiger  Vergehen  fiir 
politische  Zwecke  in  ihrem  allgemeinen  Charakter  durchbrochen 
und  aufgehoben  werden,  wie  dies  in  den  Versuchs-  und  Vor- 
bereitungshandlungen, in  der  Theilnahme  und  in  den  Unter- 
lassungsdelicten  hervortritt. 

Während  wir  mm  gerade  hier  in  den  hervorragenden  Ge- 
setzeswerken des  Auslandes,  im  Code  penal,  im  Code  d'instruction 
criminelle,  im  bayerischen  und  im  preussischen  Strafgesetzbuch, 
die  feinen ,  übodl  durchdringenden  Ausstrahlungen  eines  be- 
wttflBlen  Princips,  die  durchdachte  Consequenz  eines  wissenden 
und  wollenden  Gesetzgebers  anerkennen  müssen,  treffen  wir  in 
den  schweizerischen  Gesetzbüchern  etwas  entsprechend  Aehnliches 
nach  der  entgegengesetzten  Richtung  verhältnissmässig  zu  selten 
und  zu  häufig  die  blinde  Nachahmung  des  Fremden  neben  dem 
schlecht  begründeten  Pochen  auf  den  souveränen  Staat  im  canto- 
nalen Strafrecht. 

Trotzdem  die  schweizerischen  Gesetzbücher  nach  dieser 
Kchtung  viel  gesündigt  haben,  lässt  sich  zwischen  ihnen  und 
den  deutschen  St.  G.  B.  in  Bezug  auf  politische  Verbrechen 
eine  grundsätzliche  Verschiedenheit  constatiren:  eine  Ver- 
schiedenheit der  Grundsätze,  ausgesprochen  in  der  Ver- 
schiedenheit des  Rechts  in  den  angeftLhrten  Punkten.  Es  herrscht 
ein  anderer  Geist  dort  als  hier;  dass  er  sich  im  allgemeinen  Theil 
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ausprägte;   ist  bereits   gezeigt   worden  ^   aus  dem  speciellen  Theil 
heben  wir  in  Kürze  das  Folgende  hervor. 

1.  Die  Todesstrafe  für  die  schwersten  Staatsverbrechen  ist 
in  den  Strafgesetzbüchern  von  Preussen,  Bayern,  Oesterreich, 
Sachsen  mehrfach  gedroht  und  entsprechend  sind  die  anderen 
Strafdrohungen  hart,  sowie  der  Kreis  strafbarer  Handlangen  der- 
art ein  weiter.  Es  liegt  die  Auffassung  zu  Grunde,  dass  Ver- 
brechen oder  feindselige  Handlungen  gegen  den  Staat  besondere 
strafwürdig  seien.  In  der  Schweiz  ist  die  Auffassung  eine  andere 
und  demgemäss  jener  Kreis  enger  und  die  Strafe  milder.  Dio 
schweizerischen  G.  B.  schliessen  die  Todesstrafe  aus  nach  dem 
Vorgang  des  Bundesstrafrechts  und  Art.  54  der  Bundesverfassung. 
Manche  Gesetzbücher  setzen  nicht  «inmal  Minima,  wo  sie  sonst 
ausnahmsweise  dieselben  bei  den  schwersten  Verbrechen  anbringen« 
und  wie  die  Bundesverfassung  zu  Gunsten  politischer  VergehtTi 
und  Pressvergehen  die  Auslieferungspflicht  unter  den  Cantonen 
ausnimmt,  so  haben  die  Cantone  ihre  Sätze  zu  Gunsten  politischer 
Verbrechen  in  Bezug  auf  Strafart  oder  Strafvollzug,  B^nadigong 
und  Rehabilitation. 

Im  Einzelnen  herrscht  die  bekannte  souveräne  Willkür  in 
Bezug  auf  Strafgrenzen ;  kaum  dass  das  Bundesstrafrecht  mit  dem 
Minimalsatz  für  Landesverrath  einige  Cantone  veranlasste,  an  das- 
selbe Minimum  sich  zu  halten.  In  den  zwei  schwersten  FäUeo 
setzt  das  B.  St.  R.  10  Jahre  Zuchthaus  (bis  lebenslänglicfa-, 
ebenso  Luzern,  Aargau  10  bis  24  Jahre,  Obwalden  10  bis  20, 
Neuenburg  2  bis  10,  Wallis  5  bis  12,  Freiburg  Verbannung  von 
15  bis  zu  20  Jahren.  —  Viel  milder,  setzen  gar  keine  Minima 
und  sogar  die  Wahl  verschiedener  Stra&rten:  Graubünden,  Ge- 
fängniss  oder  Zuchthaus  bis  zu  20  Jahren,  je  nacb  Massgabt- 
des  Erfolges  und  der  Gefährlichkeit;  Solothum,  Ein- 
sperrung bis  zu  10  Jahren;  Bern,  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren: 
Schaff  hausen,  bis  zu  12  Jahren;  St.  Gallen,  bis  zu  6  Jahren  für 
Urheber,  für  Gehülfen  bis  zu  3  Jahren  Arbeitshaus  oder  Ge- 
fangniss,  selbst  blosse  Geldstrafe;  Appenzell,  nach  Massgabe 
des  Erfolges  und  der  Gefährlichkeit  Zuchthaus,  in 
geringen  Fällen  Gefängniss  oder  Geldbusse.  Einzig  Aargau  bi- 
stimmt,  dass  Gehülfen  wie  Urheber  bestraft  werden  sollen.  Wie 
Erfolg  und  Gefährlichkeit   als   massgebend  von  einigen  Csntonen 
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ausdrücklich  hervorgehoben  werden,  so  bestimmen  andere,  das» 
die  Vollendung  erst  mit  dem  beendigten  Versuch  eintrete;  Bern 
lasst  die  Umwandlung  der  Zuchthausstrafe  in  die  leichte  einfache 
Enthaltung  oder  in  Verweisung  zu  (Art.  69). 

Mehrere  Cantone  machen  ausdrückliche  Vorbehalte  zu  Gunsten 
politischer  Verbrechen.  Appenzell  (§  21):  „Bei  politischen  Ver- 
brechen kann  der  Grosse  Rath  die  gänzKche  Erlassung  jeder 
Strafe  beschUessen."  Luzem  (§§  88.  85):  „Bei  politischen  Ver- 
brechen kann  der  Grosse  Rath  von  sich  aus  Amnestie  oder 
Abohtion  beschliessen  oder  eine  bereits  verhängte  Strafe  auf- 
heben.'* Obwalden  (§  43) :  „Bei  politischen  Verbrechen  darf  die 
Begnadigung  sich  auf  das  Ganze  ei*8trecken;  ein  Begnadigungs- 
gesuch hat  ausnahmsweise  aufschiebende  Wirkung."  Ebenso 
Schwyz  (§  24).  —  Vgl.  Art.  104  der  Bundesverfassung  von 
1848. 

Die  Begriffe  von  Hoch-  und  Landesverrath,  Staatsverrath, 
Verbrechen  gegen  äussere  oder  innere  Sicherheit  sind  nicht  klar 
und  einheithch  ausgeschieden.  In  manchen  Cantonen  werden 
gewisse  Handlungen  im  Zusammenhange  mit  den  Verbrechen 
gegen  den  Staat  und  die  öffentliche  Ordnung,  in  anderen  ausser 
demselben  behandelt,  so  dass  eine  exacte  Trennung  ein  ganz 
specielles  Eingehen  erforderte.  Einige  lassen  mit  Rücksicht  auf  das 
Bundesstrafrecht  Bestimmungen  über  Hochverrath,  andere  solche 
über  Landesverrath  fallen,  dritte  nehmen  gar  keine  Rücksicht. 

2.  In  Bezug  auf  die  Ausdehnung .  des  Kreises  strafbarer 
Handlungen  wider  den  Staat  sind  die  meisten  schweizerischen 
G.  B.  von  grösster  Einfachheit  und  man  kann  wohl  auf  diese 
Gesetzgebung  und  ihr  Verhältniss  zu  derjenigen  der  Nachbar- 
staaten das  Wort  anwenden,  welches  Geyer  über  den  Entwurf 
eines  St.  G.  B.  für  den  Canton  Zürich  aussprach:  Welch  idyllische 
EinÜEichheit  hat  dieser  Entwurf  mit  seinen  14  Paragraphen!  Wenn 
sie  auch  unmöglich  ist  im  monarchischen  Grossstaat,  so  muss  sie 
doch  zum  Nachdenken  anregen!  —  Das  Bundesstrafrecht  enthält 
blos  16  Paragraphen.  Am  ausführlichsten  sind  die  Gesetzbücher 
von  Neuenburg,  Freiburg,  Bern,  Wallis,  Schaffhausen  und  Thur- 
gau  mit  20  bis  24  Paragraphen.  Von  grösster  Einfachheit  sind 
Schwyz  (4),  Appenzell  (5  bis  6),  Solothurn  (3  bis  6),  Obwalden 
(6  bis  7),   Aargau   (8)   und   Glarus   (8   bis    10  Paragraphen).  — 
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In  der  Mitte  stehen  Bundesstrafrecht^  Graubünden;  Luzem  '^  und 
St.  Gallen  mit  14  bis  16  Paragraphen.  —  Ein  grosser  Unter- 
schied gegenüber  der  deutschen  Gesetzgebung  ergibt  sich  schon 
hier  sofort ,  wenn  wir  vergleichsweise  herbeiziehen ,  das«  das 
preussische  St.  G.  B.  60,  das  österreichische  72  (§§  58  bis  100, 
278  bis  310),  Sachsen  32,  Bayern  52  Paragraphen  dem  Gegen- 
stande widmet. 

Diese  Ausdehnung  des  Strafgebietes  ergibt  sich  grössten- 
thells  aus  der  Aufstellung  von  selbständigen  Delicten,  welche 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  Versuch  und  Theilnahme, 
wonach  —  abgesehen  von  jenen  Verbrechen,  wo  schon  die  ver- 
suchte Handlung  die  Vollendung  enthält  —  für  den  Versuch  ein 
Anfang  der  Ausfuhrung  in  der  Handlung  liegen  und  für  die 
Theilnahme  ein  begangenes  Verbrechen  und  eine  bestimmte 
fördernde  Thätigkeit  vorhanden  sein  muss,  nicht  strafbar 
sein  können;  während  andererseits  in  den  Formen  der  straf- 
baren Vorbereitung  oder  des  entfernten  Versuchs ,  selbst  de> 
Versuchs  von  Versuch,  sowie  der  entfernten  Beihülfe  und  der 
negativen  Theilnahme  durch  Unterlassung  die  criminelle  Be- 
handlung so  sehr  gegen  die  neueren  Grundsätze  verstiess,  das« 
nur  noch  die  Aufstellung  als  selbständiges  Delict  übrig  blieb. 
Zudem  findet  sich  eine  Anzahl  sogenannter  Regierungsdelicti?, 
welche  den  ausgesprochenen  Charakter  des  vielberufenen  Polizei- 
staats  an  sich  tragen. 

Die  genannten  deutschen  Strafgesetzbücher  stehen  hierin 
vollständig,  trotz  mancher  Abweichungen,  auf  dem  gleichen  Boden 
und  stellen  dieselben  Delicto  auf,  so  dass  es  genügt,  eines  der- 
selben, das  preussische,  zur  Vergleichung  anzuführen.  Diese  De- 
licte  sind: 

Jede  ein  hochverrätherisches  Unternehmen  vorbereitende 
Handlung.  —  Verabredung  eines  hochverrätherischen  Unter- 
nehmens. —  Oeffentliche  Aufforderung  zur  Ausfuhrung  einer 
Handlung,  welche  als  hochverrätherisches  Unternehmen  zu  be- 
strafen wäre.  —  Oeffentliche  Aufforderung,  Anreizung  zu  Ver- 
brechen   oder  Vergehen   mit    oder   ohne    Erfolg.  —  Oeffenllicbe 


"    Vgl.    überdies   die    Polizei  -  Strafgesetzbocber   von    Lasern   und  Ob- 
walden. 
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Aufforderung  oder  Anreizung  zum  Ungehorsam  gegen  Gesetze 
und  Verordnungen ;  öffentliche  Anpreisung  oder  Rechtfertigung 
von  Handlungen,  welche  als  Verbrechen  oder  Vergehen  bezeichnet 
sind.  —  Anreizung  von  Militärpersonen  zum  Ungehorsam,  wenn 
auch  ohne  Erfolg.  —  Anreizung  der  Staatsangehörigen  zu  Hass 
oder  Verachtung  gegen  einander.  —  Oeffentliche  Schmähung  oder 
Verhöhnung  von  Staatseinrichtungen.  —  Theilnahme  an  geheimen 
Verbindungen,  zu  deren  Zwecken  es  gehört,  Massregeln  der  Ver- 
waltung etc.  durch  ungesetzUche  Mittel  zu  verhindern.  —  Aus- 
stellen oder  Tragen  von  Verbindungszeichen.  —  Im  Dienste  dieser 
Tendenz  steht  auch  die  allgemeine  Anzeigepflicht  und  das  Ver- 
gehen unterlassener  Verhinderung  in  Fällen  des  Hoch-  und  Landes- 
verraths  und  anderer  schwerer  Verbrechen,  sowie  in  Fällen  der 
Desertion  von  Soldaten. 

Mittermaier  sagt  hierüber,  *^  dass  nach  1849  eine  grosse 
Zahl  von  politischen  Untersuchungen,  wie  sie  Deutschland  in 
diesem  Umfange  noch  nicht  gesehen  hatte,  aufgenommen  wurde, 
jjdass  das  bisher  durch  Rechtsübung  entwickelte  System  nicht 
zureichte,  um  die  in  den  eigenthümhchsten  Gestaltungen  der 
Theilnahme  oder  des  Versuchs  oder  als  isoHrte  Handlungen  in 
zufalliger  Verbindung  mit  dem  Hauptverbrechen  stehenden  Thäter 
unter  bestimmte  Gesetze  stellen  zu  können,  dass  die  Richter  — 
nicht  selten  leidenschaftlich  gegen  Alle  gestimmt,  welche  nur 
entfernt  an  den  Bewegungen  Theil  genommen  —  sich  bemühten, 
neue  Gesichtspunkte  imd  Theorien  aufzustellen,  nach  welchen  sie 
die  Fälle  beurtheilten,  dass  die  allgemeinen  strafrechtlichen  Grund- 
sätze neue  Modificationen  erhielten,  wie  man  sie  für  die  Be- 
handlung politischer  Verbrechen  passend  fand.  Man  gew^öhnte 
sich  immer  mehr,  die  vorgekommenen  politischen  Verbrechen  auf 
Rechnung  der  Milde  der  Strafgesetzgebung  zu  schreiben,  und  die 
Folge  war,  dass  der  Geist  der  Abschreckung,  gegen  welchen  die 
Wissenschaft  erfolgreich  gekämpft  hatte,  immer  mehr  wieder  in 
die  Strafgesetzgebung  kam,  dass  die  Ansicht  geltend  wurde,  die 
Milde  müsse  vermieden  werden  und  insbesondere  sei  bei  der  Be- 
strafung der  politischen  Verbrechen  die  Abschreckung  nothwendig. 
Vorzüglich  bildete   sich    die   Ueberzeugung   aus,    dass   man  weit 


"  Archiv  d.  C.  K.,  1861,  S.  130  ff. 
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mehr  HandluDgen,  die  bisher  nicht  mit  Strafe  bedroht  waren, 
aas  dem  Gesichtspunkte  als  strafbar  erklären  müsse,  dass  das 
'  der  Staatsordnung  drohende  Uebel  des  Missbrauchs  der  Freiheit 
im  Keime  zu  ersticken  sei.  So  entsteht  eine  Masse  von  Ver- 
gehen, die  bei  Ausübung  des  Rechtes  der  Pressfreiheit,  des  Ver- 
eins- und  Versammlungsrechtes  verübt  werden  können." 

In  Ausfährung  des  Einzelnen  mit  Rücksicht  auf  die  neueste 
deutsche  Gesetzgebung  tadelt  Mittermaier  im  Archiv  von  1854 
(S.  172  ff.)  die  Ausdehnung  des  Strafgebiets,  indem  durch  Be- 
strafung so  vieler  Handlungen,  deren  Strafwürdigkeit  der  Bürger 
nicht  einsieht,  die  Wirksamkeit  der  Strafgesetze  und  die  Würde 
des  Richteramtes  vermindert  werde.  „Trotzdem  zur  Anerkennung 
gelangt  ist,  dass  Vorbereitungshandlungen  nicht  gestraft  werden 
sollten ,  sind  seit  1849  unsere  Strafgesetzgebungen  durch  eine 
Reihe  von  Strafdrohungen  erweitert  worden,  deren  Strafbarkeit 
früher  unbekannt  war.  Mehrere  darunter  mochten  ohnehin  als 
Arten  des  Versuchs  oder  der  Theilnahme  an  einem  bestimmten 
Verbrechen  als  strafbar  erscheinen;  allein  den  Specialgesetzen 
schweben  geffehrlicherweise  einzelne  Fälle  vor,  welche  verall- 
gemeinert werden  in  unbestimmten  Ausdrücken,  die  eine  beliebige 
Ausdehnung  zulassen." 

„Die  Folge  ist  wegen  Mangel  eines  fest  bestimmten  That- 
bestandes  eine  Unsicherheit,  welche  den  Bürger  verhindert,  zu 
wissen,  was  verboten  sei,  den  Richter,  was  bestraft  werden  soll, 
und  man  muss  sich  überhaupt  fragen,  ob  diese  neuerfundenen 
Vergehen  strafwürdig  seien.  Der  redlichste  Mann  kann  Strafe 
leiden  wegen  Handlungen,  deren  Unrecht  er  nicht  erkennen  kann 
und  deren  Strafwürdigkeit  er  nicht  voraussieht.  Bei  einem  grossen 
Theile  der  nach  den  neuen  Strafgesetzen  bedrohten  Handlungen 
liegen  nur  Aeusserungen  gewisser  Meinungen  vor,  welche  von 
den  von  der  Regierung  gewünschten  abweichen.  Erfahrungsgemass 
kommen  diese  Gesetze  nicht  selten  gegen  Erzeugnisse  der  Wissen- 
schaft zur  Anwendung." 

Dass  derselbe  Zustand  auch  bis  in  die  neueste  Zeit  fort- 
dauerte, ist  in  Holtzendorff*Q  „Allgemeine  Deutsche  Strafrecht^ 
Zeitung",  1866,  Heft  6,  mit  folgenden  Worten  bestätigt:  „Es  ist 
gegenwärtig  leicht^  in  CoUision  mit  Staatsanwalt  und  Gericht  zo 
gerathen.     Die    preussischen    Strafgerichte    sehen   Verbrechen  in 
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Voi^ngen,  welche  nach  der  Ansicht  von  Rechtsfacultäten  recht- 
mässig sind.  Selbst  ein  hervorragender  Rechtslehrer;  Zachariae 
in  GdttiBgen;  ist  in  CoUision  mit  dem  Strafgesetz  gerathen  wegen 
der  Kritik  eines  Obertribunalsbeschlusses^  worin  Verhöhnung  der 
Anordnungen  der  Obrigkeit  gefunden  wurde.  *^ 

In  den  schweizerischen  Gesetzbüchern  spricht  sich  ein  anderer 
Geist  aus,  wenn  auch  einige  die  Spuren  der  Zeit  und  ihrer  Vor- 
bilder nicht  verleugnen  können.  Schon  im  allgemeinen  Theil  ist 
die  Bestrafung  der  erfolglosen  Anstifhmg  und  die  allgemeine 
D^iunciationspflicht  als  Ausnahme  nachgewiesen  worden.  Bei  den 
Staatsverbrechen  ist  beides  ebenso  selten  in  allgemeiner  Form,  als 
die  Menge  jener  Bestimmungen,  welche  die  erfolglose  Aufreizung 
und  die  Verabredung  zu  staatsgefahrlichen  Zwecken  unter  Strafe 
stellen.  Wir  finden  nichts  über  Verschwörung  und  Verabredung 
hochverrätherischer  Unternehmungen,  über  geheime  Gesellschaften 
und  Eingehen  strafbarer  Verbindungen,  über  Aufreizung  zu  Hass 
und  Verachtung  der  Regierung  oder  der  Klassen,  über  Verbreitung 
staatsgefährlicher  Lehreix  und  über  staatsgefährliche  Schmähungen, 
über  strafbare  Arbeitseinstellung  und  Verleitung  dazu  und  selten 
über  die  strafbare  Verbreitung  böswilliger  Nachrichten.  Was  die 
schweizerischen  Gesetzbücher  hievon  enthalten,  reducirt  sich  auf 
einzelne  Sätze  der  Strafgesetzbücher  von  Luzern,  Obwalden  und 
Freiburg,  welche  die  Verbreitung  böswilliger  Gerüchte  bestrafen. 
—  St.  Gallen  bedroht  schon  die  Verbindung  zum  Hochverrath 
(§  157),  —  Solothum  die  Verabredung  eines  hochverrätherischen 
Unternehmens,  wenn  bereits  Sammlung  von  Munition,  Mitteln, 
Anwerbung  von  Theilnehmern  etc.  stattgefunden  hat  (Ein- 
sperrung bis  zu  2  Jahren).  —  Der  Art.  48  des  Bundesstrafrechts 
über  mündUche  oder  schriftliche  Aeusserungen  oder  bildliche  Dar- 
stellungen, wodurch  zu  hochverrätherischen  Unternehmungen  auf- 
gereizt wird,  hat  in  der  Mehrzahl  der  Cantone  Nachahmung  ge- 
funden ,  woneben  einige  derselben  correctionell  die  Aufreizung 
zum  Ungehorsam  gegen  Gesetze  und  Verordnungen  bedrohen. 
Doch  ist  eine  erhebliche  Anzahl  auch  hievon  frei  geblieben, 
nämlich  Schwyz,  Appenzell,  Glarus,  Solothum,  Wallis,  Bern  und 
Neuenburg ;  letztere  beide  haben  aber  die  strafbare  Aufforderung 
zu  Verbrechen.  —  Ueber  die  Art.  42  und  43  des  Bundesstraf- 
rechts ,     welche    mit   ähnlichen    Bestimmungen    des    preussischen 
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St.  G.  B.   und   anderer  deutscher  und  älterer  cantonaler  Gesetz- 
bücher übereinstimmen^  ist  andernorts  gehandelt 

Praktisch   ist  diese  Aftergesetzmacherei   ohne  Bedeatung  im 
scliweizerischen  Rechtsleben. 

Wir  müssen  uns  versagen,  andere  Partien  des  speciellen 
Theils  mit  gleicher  Ausführlichkeit  zu  behandeln,  wie  dies  mit 
einigen  Hauptstücken  des  allgemeinen  geschehen  ist,  so  wünschens- 
werth  es  wäre,  Tödtung,  Körperverletzung,  Diebstahl,  Betrag  nnd 
Brandstiftung  ^*  zur  Charakteristik  der  Gesetzbücher  und  der 
Entwicklung  der  Begriffe  in  ähnlicher  Weise  durchzofuhr»:!.  — 
Grösste  Mannigfaltigkeit  in  den  Einzelheiten,  grössere  Ueberein- 
stimmimg  in  der  Feststellung  der  Hauptbegriffe  im  Anschloss  an 
die  neuere  Richtung  in  Deutschland,  Bestreben  zur  Vereinfachung 
durch  Beseitigung  der  Qualificationen  ^^  und  der  viel&ch  ab- 
gestuften  Werthe  in  den  Vermögensdehcten  bei  gleichzeitiger  Er- 
weiterung der  Strafdrohung  bezeichnen  im  Ganzen  die  Richtung. 
—  Für  das  Einzelne  sei  verwiesen  auf  das  in  Darstellong  der 
Gesetzbücher  im  Einzelnen  Angeführte.  Nur  ein  Delict  greifen 
wir  noch  heraus,  welches  wir  von  Anbeginn  durchgefiihrt  haben: 
die  Ehrverletzung. 

h)  Die  Ehrverletzung.  Wie  in  den  Gesetzbüchern  von 
Preussen,  Sachsen,  Bayern,  Oesterreich  Begriff  und  Strafe  ver- 
schieden sind,  so  auch  in  den  schweizerischen. 

1.  Begriff  der  Ehrverletzung,  a)  Die  grosse  Mehr- 
zahl der  G.  B.  hält  Verleumdung  und  Beschimpfung  auseinander, 
definirt  dieselben  und  setzt  besondere  Strafen  an.  Das  Bundes- 
strafrecht und  Thurgau  dagegen  fassen  beides  zusammen  und 
drohen  eine  gemeinsame,  in  beiden  übereinstimmende  Strafe.  Das 
erstere  behandelt  nur  öffentliche  Beschimpfung  oder  Verleumdung 
der  Bundesbehörden  oder  eines  Mitgliedes  derselben  bei  Gelegen- 
heit der  amthchen  Verrichtungen  oder  mit  Beziehung  auf  die- 
selben. Ueber  die  Gründe,  welche  von  jeder  näheren  Bestiuunung 
absehen   Hessen,   vgl.   Bundesstrafrecht    —   Das   letztere  spricht 

"  Vgl.  Osenbriiggen,  Die  Brandstiftung  in  den  St.  G.  B.  Dentschlind« 
und  der  deutschen  Schweiz,  1854.  —  V.  Spessfiardt,  Der  Verrichemagt- 
betrug,  1885. 

*^  Aus  mehreren  Cantonen  ist  die  Klage  zu  hören,  dass  es  fast  nicbt 
möglich  sei,  einen  nicht  qualificirten  Diebstahl  zu  begehen. 
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nur  von  Ehrverletzung ^  deren  sich  schuldig  macht:  a)  Wer 
wissentlich  falsch  von  einem  Andern  bestimmte  Handlangen  oder 
Tfaatsachen  aussagt,  welche  das  Gesetz  mit  Strafe  bedroht  oder 
die  ihn  verächtlich  zu  machen  geeignet  oder  unsittlich  sind; 
b)  wer  einem  Andern  durch  Rede,  Schrift,  Bild  oder  Thätlichkeit 
Verachtung  bezeigt,  denselben  dem  öffentlichen  Spotte  aussetzt 
oder  ihm  verächtUche  Eigenschaften  oder  Gesinnungen  beilegt. 
(Vgl.  Thurgau,) 

ß)  Vier  Cantone,  nämlich  Graubünden,  Solothum,  Aargau 
und  Schwyz,  bestimmen  wenig  oder  nichts  über  den  Gegenstand. 
Das  St  G.  B.  von  Graubünden  sagt  blos,  dass  Verleumdungen 
und  andere  Ehrenkränkungen  in  Ermangelung  besonderer  Ge- 
setze "  oder  Statute  nach  Ermessen  des  Richters  bestraft  werden 
(§  203),  imd  erst  das  Polizeigesetz  bringt  eigenthümlich  variirte 
Begriffe"  der  Ehrverletzung  im  Anschluss  an  die  gemeinrecht- 
liche Unterscheidung  von  Verleumdung  und  Beschimpfung.  (Vgl. 
Graubünden.) 

Solothum  regelt,  nachdem  lange  Zeit  blos  das  richterliche 
Ermessen  ohne  feste  Begriffe  und  Strafe  entschieden  hatte,  die 
Ehrverletzung  im  Civilgesetzbuch  nach  vorwiegend  privatrecht- 
lichen Gesichtspunkten  mit  der  Tendenz,  die  strafrechtliche  Genug- 
thuung  in  der  Pflicht  zum  Schadenersatz  aufzulösen,  was  für  den 
Verletzten  ein  minimes  Resultat  ergab.     (Vgl.  Solothum.) 

Aargau  enthält  im  St.  G.  B.  ebenfalls  nichts  und  gibt  im 
Polizeigesetz  blos  die  Anweisung,  dass  Ehr\^erletzung  zucht- 
polizeilich zu  bestrafen  sei.  Begriffe  und  Strafe  liegen  völlig  im 
richterlichen  Ermessen  und  sogar  in  schweren  Fällen  geht  die 
Freiheitsstrafe  nicht  über  8  Tage.     (Vgl.  Aargau.) 

Schwyz  endUch  beräth  das  Luzerner  Gesetz,  jedoch  völlig 
frei,  insbesondere  sind  dessen  relativ  harte  Strafdrohungen  ohne 
EinfluBs. 

y)  Unter  den  Gesetzbüchem,  welche  Verleumdung  und  Be- 
schimpfung   definiren    und    mit    verschiedener    Strafe   bedrohen, 


'*  Pressgesetz  von  1839. 

»•  Im  Thatbestand  der  Verleumdung  ist  die  „heimliche  Verbreitung** 
übler  Nachreden  genannt.  Vgl.  im  alten  Recht  das  „Ehrabschneiden  hinter- 
rücks«. 
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nehmen  Bern  und  Obwalden  eine  Sonderstellung  ein;  das  erstere 
durch  engen  Anschluss  an  das  französische  (preussische)  Recht, 
das  letztere^  indem  es  ein  Sammelsurium  fast  aller  gemeinrecht- 
lichen Unterscheidungen  nebst  Mehrerem  in  möglichst  weitschweifiger 
Sprache  aufstellt.     (Vgl.  Obwalden.) 

Nach  Bemer  Recht  begeht  die  criminelle  Verleumdung,  wer 
an  öffentlichen  Orten  oder  in  Gegenwart  mehrerer 
Personen  oder  in  einer  Urkunde,  in  öffentlichen 
Schriften  etc.  oder  brieflich  Jemanden  solcher  Hand- 
lungen beschuldigt,  die,  wenn  sie  wahr  wären,  den  Beschuldigten 
einer  strafrechtlichen  Verfolgung  oder  dem  Hass  und  der  Ver- 
achtung der  Mitbürger  aussetzten.  —  Einfache  Ehrverletzung  be- 
geht, wer  durch  beleidigende  Ausdrucke  zwar  nicht  einer  be- 
stimmten Handlung,  wohl  aber  eines  bestimmten  Fehlers  oder 
einer  ehrenrührigen  Handlungsweise  beschuldigt  —  wenn  es  an 
öffentlichen  Orten,  vor  mehreren  Personen  oder 
durch  Druck  etc.  geschieht. 

2.  Die  Realinjurie.  Das  Verhältniss  der  Beleidigang 
zur  Körperverletzung  stellt  sich  nach  der  verschiedenen  Grund- 
aufFassung  des  französischen  oder  deutschen  Rechts  zunächst  so 
dar,  dass  nach  ersterem  jede  Berührung  des  Körpers  eine  Ver- 
letzung seiner  Integrität  und  ohne  weitere  Rücksicht  eine  Körper- 
verletzung ist,  während  nach  letzterem  durch  Thätlichkeiten  auch 
eine  Injurie  begangen  werden  kann.  Beide  Auffassungen  sind  in 
unseren  G.  B.  vertreten.  Die  Realinjurie  wird  theils  so  begriffen, 
dass  jede  geringere  Körperverletzung  als  Beleidigung  bestraft 
wird,  theils  so,  dass  Beleidigung  mir  dann  angenommen  wird, 
wenn  die  Verletzung  in  beleidigender  Absicht  geschah.  Auf  dem 
französischen  Standpunkt  stehen  Neuenburg,  Wallis,  Bern,  Glarus 
imd  Appenzell  (Art.  79).  Nach  der  Absicht  unterscheiden  als 
Körper-  oder  als  Ehrverletzung  Freiburg,  St  Gallen,  Luzera, 
Thurgau,  Graubünden  und  Obwalden.  Als  Ehrverletzung  gilt 
jede  geringfügige  Körperverletzung  in  Schaffhausen  und  Appen- 
zell (Art.  103  b). 

3.  Die  Verleumdung  und  unbesonnene  Nachrede. 
a)  Es  verlangen  zum  Begriff  der  Verleumdung  alle  Gesetzbücher, 
dass  Handlungen  oder  Thatsachen  vorgeworfen  werden; 
welcher  Art  diese  sein  müssen,  wird  verschieden  bestimmt    Die 


•Z-r- 
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meisten  erklären^  dass  es  überhaupt  „strafbare^  unsittliche 
oder  sonst  unehrenhafte"  Handlungen  sein  müssen,  so 
St.  Gallen,  Freiburg,  Schaffhausen,  Luzern  und  Thurgau.  Wallis 
und  Neuenburg  fordern  allgemein  den  Vorwurf  von  Thatsachen, 
welche  geeignet  sind,  Ehre  und  Ansehen  der  Person  zu  verletzen 
(Imputation  d'un  fait  qui  porte  atteinte  ä  Thonneur  ou  ä  la  con- 
sideration  de  la  personne)."  Appenzell  nennt  Verbrechen  oder 
andere  Handlungen,  die  strafbar  sind  oder  den  guten  Namen  be- 
einträchtigen. Wie  der  Begriff  im  französischen  Rechte  selbst 
verschiedene  Phasen  durchmachte,  so  machen  sich  diese  wieder 
in  unseren  G.  B.  geltend.  Während  Wallis  und  Neuenburg  noch 
die  einfache  Form  enthalten,  soll  nach  anderen  der  Vorwurf  eines 
Verbrechens,  Verbrechens  oder  Vergehens,  einer  Handlung, 
welche  dem  Hass  oder  der  Verachtung  aussetzen,^^  vor- 
liegen, so  in  Glarus,  Freiburg,  Bern  und  zum  Theil  in  Luzern. 
Vorwürfe,  welche  das  geschäftliche  Vertrauen  beeinträchtigen, 
nennen  im  Thatbestande  nur  Freiburg  und  Luzern,  während 
andere  dieses  Moment  als  Strafzumessungsgrund  erwähnen.  Selb- 
ständige Sätze  über  Creditschädigung  finden  sich  nicht. 

ß)  Dass  die  verleumderische  Thatsache  gegenüber  Dritten 
behauptet  sein  muss,  ist  selten  ausdrücklich  hervorgehoben.  Es 
gehört  begrifflich  *•  und  gemeinrechtlich  zum  Thatbestande  und 
ist  in  Worten  wie  „verbreiten",  „veröffentlichen",  „über  Andere", 
„Herabsetzen  in  der  öffentlichen  Meinung"  u.  a.  ausgedrückt.  — 
Die  behauptete  Thatsache  muss  unwahr  sein.  Die  Bezeichnung 
hiefur  ist  verschieden,  „unwahr",  „falsch",  „falschlich",  „An- 
dichtung".  —  Walhs  und  Neuenburg  stimmen  überein  mit  dem 
Code  penal.  —  Drei  Gesetzbücher  stellen  Regeln  für  den  Beweis 
auf,  theils  über  den  Beweis  der  Wahrheit  der  Thatsache,  theils 
über  den  Beweis  des  Bewusstseins  der  Unwahrheit.  „Als  falsch- 
lich gilt  jeder  Vorhalt  oder  jede  Nachrede,  deren  Wahrheit  nicht 


'^  Artikel  13  des  französischen  Gesetzes  über  die  Presse  vom  17.  Mai 
1819. 

'^  „Dem  Hass  und  der  Verachtung  aussetzen**  war  bereits  1819  vom 
französlscben  Recht  aufgegeben.  Das  preussische  6.  B.  hat  diese  Form  auf- 
genommen. 

'•  Vgl.  dagegen  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  Bd.  II, 
S.  432. 
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vollständig  erwiesen  werden  kann."  (Luzem,  §  90.)  „So 
lange  nicht  bewiesen  ist^  dass  die  Aussage  Wahrheit  ent- 
halte oder  in  guten  Treuen  erfolgt  sei;  wird  das  Gegen- 
theil  angenommen."  (St.  Oallen^  §  113.)  „Dass  die  Aeussemng 
mit  dem  Bewusstsein  ihrer  Falschheit  gemacht  worden 
sei;  hat  der  Richter  so  lange  anzunehmen,  als  nicht  wenigstens 
zur  Wahrscheinlichkeit  gebracht  wird;  dass  die  Thatsache  für 
wahr  gehalten  wurde."     (Glarus,  §  103.) 

y)  Das  Bewusstsein  der  Unwahrheit  fordern  ausdrück- 
lich St.  GalleU;  SchaffhauseU;  Appenzell;  Glarus  und  Thurgau. 
—  Luzem  hat  blos  das  Thatbestandsmerkmal  ;,{älschlieh"  in  Be- 
zug auf  die  Wahrheit  der  behaupteten  Aussage.  Demnach  gilt 
es  auch  als  Verleumdung;  wenn  dies  Bewusstsein  mangelt;  wie 
in  der  unbesonnenen  Nachrede;  welche  jedoch  mit  geringerer 
Strafe  bedroht  ist.  —  Wallis,  Neuenburg  und  Bern  haben  das 
Merkmal  nicht.  —  Freiburg  sagt:  „Wer  fälschlich  zur  Last  legt 
oder  andichtet",  worunter  nicht  blos  die  Unwahrheit  der  be- 
haupteten ThatsachC;  sondern  auch  das  Bewusstsein  der  Unwahr- 
heit verstanden  werden  muss,  da  ausdrücklich  die  Behauptung 
unwahrer  Thatsachen  ohne  Bewusstsein  der  Falschheit  als  Be- 
schimpfung bestraft  wird. 

S)  Die  unbesonnene  Nachrede  oder  das  Verbreiten 
falscher  Gerüchte  ohne  das  Bewusstsein  der  Unwahrheit  ist  dem- 
entsprechend verschieden  behandelt: 

Erstens  als  Verleumdung;  wobei  das  mangelnde  Bewusstsein 
der  Falschheit  als  Strafzumessungs  -  oder  Strafmilderungsgnmd 
wirkt  in  Luzem,  Bem,  Wallis  und  Neuenbürg.  Letzteres  sagt 
ausdrücklich:  La  reproduction  d'une  diffamation  ou  d'une  injure 
est  punie  comme  la  diffamation  ou  Finjure  directes. 

Zweitens  als  Beschimpfung,  speciell  erwalmt  in  den  ob- 
genannten  Cantonen,  welche  zum  Begriffe  der  Verleumdung  aus- 
drücklich das  Bewusstsein  der  Unwahrheit  yerlangen,  und  in 
Freiburg. 

Drittens  als  Ehrbeleidigung,  welche  Verleumdung  und  Be- 
schimpfung unter  derselben  Strafdrohung  umfasst,  in  Thurgau. 
Hier  ist  von  der  unbesonnenen  Nachrede  nichts  specieD  erwÄhnt, 
sie  wird  jedoch  als  milderer  Fall  der  Ehrbeleidigung  wie  Be- 
schimpfung bestraft. 
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4.  Der  Wahrheitsbeweis  ist  in  einigen  Gesetzen  aus- 
drucklich vorbehalten^  in  anderen^  als  selbstverständlich  zulässig 
and  strafbefreiend^  gar  nicht  erwähnt;  theils  ist  er  beschränkt  in 
Bezug  auf  Beweismittel  oder  Personen,  theils  sind  ausdrücklich 
aUe  Beweismittel  anerkannt;  hier  ist  er  nur  bei  Verleumdungen^ 
dort  auch  bei  Injurien  zulässig. 

Wallis  und  Neuenburg  folgen  dem  französischen  Becht.  Der 
Code  penal  (Art.  368  bis  370)  hatte  als  Regel  aufgestellt,  dass 
der  Beweis  der  Wahrheit  der  Thatsache  von  der  Strafe  der  Ver- 
leumdung befreie.  Der  Beweis  durfte  aber  nur  gefuhrt  werden 
durch  ein  gerichtliches  Urtheil  oder  eine  andere  öffentliche  Ur- 
kunde (preuve  legale),  so  dass  durch  diese  Beschränkung  die 
Regel  von  der  befifeienden  Kraft  des  Wahrheitsbeweises  illusorisch 
wurde.  Das  Gesetz  vom  2.  Mai  1819  brachte  die  Aenderung, 
dass  der  Beweis  der  Wahrheit  fiir  Privatleute  gänzlich  aus- 
geschlossen, jedoch  für  öffentliche  Beamte  wegen  Diensthandlungen 
gestattet  wurde. 

Neuenburg  bestimmt  (Art.  198),  dass  der  Beweis  der  vor- 
gehaltenen Thatsache  nur  durch  ein  Urtheil  zu  erbringen  und 
dass  die  Einrede  der  Wahrheit  bei  blossen  Beleidigungen  nicht 
zulässig  ist.  Ebenso  Wallis  (§  284).  Ueberdies  enthält  Wallis 
nach  dem  Vorbilde  von  Waadt  den  Satz,  dass  der  Urheber  der 
Ehrenkränkung  gegen  einen  Beamten  in  Bezug  auf  amtliche 
Handlungen  von  jeder  Strafe  befreit  ist,  wenn  die  Thatsache  als 
wahr  erkannt  wird  (§  123). 

Bern,  beschränkt  den  Wahrheitsbeweis  auf  die  Führung  durch 
gerichtliche  Urtheile  oder  durch  andere  authentische  oder  einen 
öffentlichen  Charakter  an  sich  tragende  Urkunden  (§  185).*^ 

Ohne  solche  Beschränkung  gestatten  den  Wahrheitsbeweis 
ausdrücklich  Schaff  hausen,  welches  überdies  beifügt,  dass  der 
Beweis  durch  alle  im  Strafverfahren  zulässigen  Beweismittel  ge- 
fuhrt werden  kann,  Freiburg  (fiir  Verleumdung  und  Beschimpfung), 
St.  Gallen  und  Luzem.  Ein  Vorbehalt  wird  insofern  gemacht, 
als  bei  gelungenem  Wahrheitsbeweis  die  Strafe  der  Beschimpfung 
eintreten  kann,  wenn  Form  und  Umstände  nicht  auf  die  Absicht^ 


^  Vg^l.  gegen  diese  BeschränkuDg  Mittermmer  im  Archiv  des  C.  B.» 
1839,  S.  39. 
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die  Wahrheit  zu  sagen,  sondern  direct  zu  kränken,  scUiesseQ 
lassen,  doch  soll  die  Strafe  der  Beschimpfung  in  vermindatem 
Masse  Anwendung  finden^ 

Keine   Bestimmungen    über   Wahrheitsbeweis    —    als   selbst- 
verständlich zulässig  —  haben  Appenzell,  Glarus  und  Thuigau. 

5.  Widerrruf,   Ehrenerklärung,   Aufhebung  der 
Beleidigung,    Veröffentlichung    des    Urtheils***      In 
Freiburg  wird  der  Beleidiger   über  die  Geld-  oder  Freiheiisatrafe 
hinaus   zu   Widerruf  und  Ehrenerklärung   verurtheilt.     (§§  363. 
364.)     Ist   der   Charakter   der  Handlung  zweifelhaft,   so  soll  der 
Kichter  schriftliche  oder  mündliche  Ehrenerklärung  aufl^en,  des 
Inhalts,   dass  die  Absicht,   zu   kränken,   nicht  vorlag.     Wer  sich 
weigert,   wird   so   lange   in's   Gefängniss  gelegt,    bis   er  die   Er- 
klärung abgibt.    Oeffentliche  Bekanntmachung  des  Urtheils  findet 
auf  Begehren   bei    Verleumdung   statt.    (§  360.)    —   Luzem 
fordert   die  Ehrenerklärung   nur,   wenn   der  injuriöse  Charakter 
der  Rede   in   Frage   steht,   es   gewährt  auf  Verlangen  Veröflfent- 
lichung  des  Urtheils  sowohl  bei  Beschimpfung   als  bei  Ver- 
leumdung und  schreibt  vor,  dass  die  Ehre  des  Verletzten  jeweilen 
im  Urtheil  zu   verwahren   und  die  Ehrenkränkung  auf- 
zuheben  sei.  —  Die   Wahrung  der   Ehre  und   die  Auf- 
hebung   der    Kränkung    im   Urtheil   haben   femer   Glaras, 
Solothurn,   Schwyz,  Wallis,  Neuenburg  (la  mise  ä   neant)  und 
St.  Gallen.  —  Veröffentlichung   des   Urtheils   auf  Verlangen  des 
Beleidigten    ist*  theils    bei    Verleumdung ,    theils    auch    bei  Be- 
schimpfung  zulässig   oder   ausdrücklich  geboten;   in  einigen 
Cantonen  wird  sie  auf  Ehrverletzung  durch  die  Presse  beschränkt 
oder   in  Appenzell    dann   angewendet,    ^wenn  die  Verleumdang 
ziemlich  in  die  Oeffentlichkeit  gedrungen  ist". 

6.  Die  Retorsion  ist  in  einigen  Cantonen  gar  nicht  er- 
wähnt, wie  in  St.  Gallen,  Wallis,  Neuenburg,  Appenzell^  Glarus 
und  Luzern,  in  andern  ist  sie  mit  verschiedener  Tragweite  auf- 
genommen. Freiburg  bestimmt  ausdrücklich  (§  368),  dass,  wer 
eine  Beleidigung  erwidere,  ebenfalls  strafbar  sei,  wobei  die  An- 
reizung  als  Strafmilderungsgrund  i^ärke,  was  jedenfalls  überall  in 
Betracht  kommt,  wo  speciell  nichts  ausgeführt  ist   Thurgau  lässt 


•»  Vgl.  Hälschner,  System    II,  S.  222.  226. 
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dem  Richter  völlige  Freiheit,  zu  strafen  oder  nicht.  SchafFhausen 
sagt  besser,  dass  bei  unerheblicher  üeberschreitung  des  Masses  in 
der  Erwiderung  der  Verletzung  keinem  Theil  ein  Kecht  auf  Klage 
zusteht.**  Bern  setzt  auf  alle  nicht  öffentlichen  Injurien  Geld- 
strafe bis  40  Fr.,  wenn  Ehrverletzungen  ausgestossen  wurden 
ohne  vorangegangene  Anreizung  (Art.  256),  Neuenburg 
hat  in  seinem  Polizeigesetz  auch  den  Satz,  dass  Diejenigen  Polizei- 
busse zahlen,  welche  beleidigen,  ohne  provocirt  worden  zu 
sein,  und  darüber  hinaus  noch,  wie  im  alten  Recht,  nicht  blos 
die  Straflosigkeit  des  Angegriffenen,  sondern  auch 
doppelte  Busse  für  den  Angreifer. 

7.  Die  Strafen,  a)  Auch  in  dieser  Periode  ist  auf  die 
geringe  Strafe  der  Ehrverletzungen  trotz  hohem  Ehrbegriff  hin- 
zuweisen. Das  Hauptstrafmittel  ist  die  Geldstrafe.  Die 
schwersten  Fälle  sind  höchstens  mit  folgenden  Frei- 
heitsstrafen (Gefängniss)  bedroht:  in  St.  Gallen  bis  zu  einem 
Monat,  Pressvergehen  bis  zu  zwei  Monaten;  in  Wallis,  Neuen- 
burg, Thurgau  und  im  Bundesstrafrecht  (gegen  Behörden  und  Beamte 
in  Ausübung  des  Dienstes)  bis  zu  sechs  Monaten;  in  Bern 
bis  zu  vier  Monaten;  in  Schaffhausen  bis  zu  zwei  Monaten; 
in  Graubünden  bis  zu  einem  Monat;  in  Glarus  bis  zu  drei 
Wochen;  in  Aargau  bis  zu  acht  Tagen;  in  Solothurn  blos 
Geldbusse.  Schwyz  und  Appenzell  haben  ebenfalls  geringe 
Strafen. 

Gegenüber  dieser  entscheidenden  Zahl  von  Gesetzbüchern 
und  ihren  geringen  Strafdrohungen  steht  der  Codex  von  Luzern, 
dessen  doctrinelle  Vorbildung  und  blinde  Nachahmung  fremder 
Producte  auch  hierin  sich  äussert,  indem  er  ein  Maximum  von  zwei 
Jahren  Arbeitshaus  und  ein  Minimum  von  vierzehn  Tagen  Ge- 
fängniss aufstellt,  woneben  noch  die  Verletzung  der  Amtsehre 
nach  berühmten  Mustern  bedroht  w^ird.  Ebenso  und  stellenweise 
noch  strenger  ist  der  Abklatsch  von  Obwalden,  und  auch  Frei- 
burg droht  nach  Luzern  ein  Maximum  von  zwfei  Jahren  Zucht- 
haus. 

Preussen  droht  14  Tage  bis  18  Monate  (mildernde  Umstände 
zulässig),  Sachsen  Arbeitshaus  bis  zu  2  Jahren,  Bayern  2  Monate 


**  Sachsen,  Art.  229. 
Pfenningtr^  Seh  weis.  Strafrecht.  34 
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bis  3  Jahre,    Oesterreich   nur  Freiheitsstrafen,   und   zwar   in  dt-n 
schwersten  Fällen  von  6  Monaten  bis  zu  1  Jahr. 

ß)  Ich  verweise  statt  jedes  Weiteren  auf  die  Durchführung 
der  Injurie  im  alten  Recht  und  ihr  Verhältniss  zum  Anlass  und 
Frieden,  auf  ihre  Stellung  in  denjenigen  Cantonen,  w^che  altes 
Recht  bis  in  die  Neuzeit  bewahrten,  auf  ihre  Entwicklung  im 
Verhältniss  zu  den  deutschen  Entwürfen  und  Gesetzen  in  den 
vorangegangenen  Perioden,  wie  im  Einzehien  dargelegt  worden 
ist,  um  hier  zu  constatiren,  dass  abermals  anders  als  in  den 
gleichzeitigen  deutschen  Strafgesetzbüchern  eine  eigene,  tief- 
begründete Auffassung  vorliegt,  die  im  Gesetz  einen  consequenten 
unzweifelhaften  Ausdruck  empfangen  hat.*' 

§  81.  III.  Nachdem  in  der  Einleitung  zu  dieser  Periode 
die  Stellung  der  schweizerischen  Gesetzgebung  innerhalb  der 
strafrechtlichen  Zeitbewegung  skizzirt,  das  Verhältniss  zum  fran- 
zösischen und  deutschen  Gesetz  und  die  Besonderheit  der  canto- 
nalen  Gruppen  dargelegt  und  alsdann  die  G.  B.  der  Cantone  im 
Einzelnen  vorgeführt  wurden,  —  nachdem  femer  im  Resume  das 
mannigfaltige,  in  den  Cantonen  individuell  gestaltete  Bestreben, 
durch  Benutzung  französischer  und  deutscher  Rechtselemente, 
durch  Verbindung  früheren  Rechts  mit  den  neuen  Anfordenmgen 
der  Wissenschaft  und  Gesetzgebung  den  strafrechtlichen  Be- 
dürfnissen der  Cantone  mehr  oder  weniger  selbständig  gerecht 
zu  werden,  gezeichnet  wurde,  —  nachdem  endlich  zusammen- 
fassend unter  einigen  wichtigsten  Gesichtspunkten  und  Lehren 
die  Gesetzbücher  der  ganzen  Periode,  verglichen  mit  den  gleich- 
zeitigen Deutschlands,  Darstellung  gefunden  haben,  —  bleibt  nur 
noch  übrig,  auf  einige  bereits  berührte  Charakterzüge  hinzu- 
weisen. 

Wir  haben  diese  Gnmdzüge  im  alten  Recht  aufgesucht  nnd 
durch  alle  Perioden  vergleichend  hindurchgefuhrt  und  betont 

Es  sind  die  Grundzüge  der  Einfachheit  der  Gesetze,  der 
Milde,  der  weitgehenden  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens, 
der  Beschränkung  des  Strafgebiets. 

Die  Einfachheit  gibt  sich  schon  äusserlich  in  der  Zahl  der 
Paragraphen  kund.     Während  Bayern  deren  398,   Preussen  34Ö, 


«»  Vgl.  besonders  S.  134  ff. 
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Sachsen  375,  Oesterreich  532  —  Vergehen  inbegriffen  —  haben, 
zahlen  die  schweizerischen  150  bis  200  Paragraphen  weniger  als 
selbst  das  einfachste  jener:  Schwyz  115,  Glarus  138,  Appenzell 
145  (Polizeigesetz  46),  Aargau  174,  Splothurn  191.  (Obwalden 
rechnen  wir  nicht,  da  es  zwar  nur  116  Paragraphen  im  St.  G.  B., 
jedoch  152  im  Polizeigesetz  hat.)  Es  folgen  dann:  Graubünden 
mit  208,  St.  Gallen  mit  217,  Bern  mit  258,  Neuenburg  und  Schaflf- 
faausen  mit  je  266  und  schliesslich  Thurgau  mit  287.  Nur  drei 
Gesetzbücher  überschreiten  die  Zahl  von  350,  nämlich  Wallis, 
Luzem  und  Freibui'g. 

Die  verschiedenen  Gründe  dieser  Kürze  sind  bereits  an- 
geführt worden  und  wir  weisen  nur  auf  jene  näher  besprochene 
Methode  besonders  der  Cantone  Appenzell,  Schwyz  und  Solo- 
thum  hin,  durch  Beseitigung  der  Minima  sowohl  das  richterliche 
Ermessen  zu  erweitem,  als  eine  grosse  Zahl  von  Abstufungen 
überflüssig  zu  machen  und  durch  Zusammenfassung  unter  eine 
allgemeine  Norm  diesen  Zweck  zu  fördern. 

Dass  diese  Entwicklung  mit  innerer  Nothwendigkeit  die 
Grundlagen  angreift,  hergebrachte  Verbrechensbegriffe  auflöst, 
strafwürdige  Handlungen  in  ihrem  Strafwerth  herabmindert,  ge- 
ringere selbst  ausschliesst  und  eine  Beschränkung  des  Strafgebiets 
in  Bezug  auf  jene  Handlungen,  welche  vorwiegend  durch  das 
Gewicht  der  objectivirten  Absicht  strafbar  werden,  zur  Folge  hat 
—  nicht  die  Ausdehnung  durch  Generalisiren  wie  in  der  von  der 
Doctrin  beherrschten  Gesetzgebung  — ,  ist  ebenso  naheliegend, 
als  ersichtlich  der  Charakter  mancher  Delicto  und  das  innere  Ver- 
hältniss  derselben  unter  sich  durch  jene  Weise  der  Construction 
und  die  Herabsetzung  der  Strafwerthe  verändert  wird. 

Der  gesetzgeberische  Ausdruck,  in  manchen  dieser  Erzeugnisse 
unbehülflich  im  Bestreben,  mit  volksthümlicher  Ausführlichkeit 
genau  zu  sein,  ist  in  einer  Reihe  derselben  von  vorzüglicher  Klar- 
heit und  Kürze,  so  dass  auch  in  dieser  Hinsicht  die  schweizerische 
Gesetzgebung  durch  Arbeiten  vertreten  ist,  die  sich  den  besten 
anderer  Länder  zur  Seite  stellen  lassen.  Wir  meinen  die  Straf- 
gesetzbücher von  Glarus,  Aargau,  Solothiu^n,  Neuenburg,  Appen- 
zell und  Schwyz.     Nur   das   preussische    Strafgesetzbuch^*   kann 

«*  Vgl.  über  die  Mängel  Wächte?' ^  Beilagen,  I,  S.  179.  —  Mittermaier, 
Archiv  d.  C.  R.,  1854,  S.  190  und  187. 


532 

neben  sie  gestellt  werden.  Welche  Umständlichkeit  und  breite 
Ausführlichkeit  in  wohlgedrechselten  Perioden  zeigt  nicht  das 
sächsische  Gesetz  in  den  Bestimmungen  über  die  Strafen,  über 
Urheberschaft,  die  Arten  .der  Beihülfe,  Versuch,  Dolus  u.a.;  wie 
breite  Begriffsbestimmungen,  wie  viele  Regeln,  um  Ausnahmen 
daran  zu  entwickeln,  und  wie  manche  Unterscheidungen  und 
casuistische  Abstufungen  das  bayerische  von  1862  trotz  der  gründ- 
lichen Umbildung,  die  es  gegenüber  demjenigen  von  1813  erfiihren: 
das  östeiTeichische  Gesetz  hat  eine  rationelle  Entwicklung  gar 
nicht  gefunden,  während  Aargau  zwar  noch  sein  Vorbild  von  1805 
erkennen  lässt  und  wesentliche  Vorzüge  desselben  erhielt,  dann 
aber  weit  darüber  hinweg  fortschritt. 

Dass  in  Versuch  und  Theilnahme,  in  der  Denunciationspfliclit 
und  im  Versuch  der  Anstiftung,  in  den  Strafdrohungen  und  in 
der  Rehabilitation,  in  den  poütischen  Delicten  imd  in  der  Be- 
handlung der  Injurie  eine  grundsätzliche  Verschiedenheit  und 
Eigenart  gegenüber  der  deutschen  Gesetzgebung  vorband^  ist 
wurde  des  Näheren  dargethan  und  es  lässt  sich  weiterhin  sagen, 
dass  bei  air  der  bunten,  oft  zufälligen  oder  unwesentlichen  Mannig- 
faltigkeit der  Gesetzbücher  eine  beträchtliche  Zahl  von  Einzd- 
heiten  auf  den  kleinen  Gebieten  zerstreut  sich  finden,  welche  für 
die  Weiterentwicklung  eines  schweizerischen  Strafrechts  in  der 
Erfahrung  bewährte  fruchtbare  Keime  liefern. 
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Cap.  4. 

Vierte  Periode  von  1870  Ms  zur  Gegenwart. 

A.  Ueberblick  Ober  die  Rechtsentwicklung. 

§  82.  a)  Ausgangspunkt  und  Aufgabe.  Der  Ausgangspunkt 
dieser  Periode  ist  die  grösste  politische  Gestaltung  der  Neuzeit 
und  zugleich  die  grossartige  Entfaltung  der  Rechtseinheit  in 
Deutschland. 

Diese  Vorgänge  hatten  die  dreifache  Wirkung  für  die  Schweiz, 
dass  der  Ruf  nach  Rechtseinheit  und  Centralisation  gebieterisch 
auftrat  und  sich  Geltung  verschaffte,  dass  auf  cantonalem  Gebiete 
erneute  strafrechtliche  Bestrebungen  mit  Rücksicht  auf  das  Reichs - 
Strafgesetz  in  einer  Reihe  von  neuen  Strafgesetzbüchern  auftauchten, 
und  dass  insbesondere  das  alte  Verlangen  nach  Unifikation  des 
Strafrechts,  welchem  stets  die  cantonale  Souveränetät  hindernd 
in  den  Weg  getreten  war,  in  den  Cantonen  selbst  nachhaltige 
Unterstützung  fand,  endlich  dass  die  besondere  Art  des  neuen 
Reichsstrafgesetzes  im  Guten  und  im  Schlimmen  in  Gesetzbüchern 
und  Specialgesetzen  Nachahmung  fand. 

Es  ist  Aufgabe,  zuerst  zu  skizziren,  welche  wesentlichen  Fort- 
schritte die  Strafgesetzgebung  seit  dem  Jahre  1870  gegenüber 
der  früheren  Periode  gemacht  hat  und  in  welchem  Verhältniss  die 
schweizerischen  Gesetzbücher  zum  Reichsstrafgesetz  stehen  *,  dann 
ist  die  Einbeitsrichtung  in's  Auge  zu  fassen,  insofern  sie  die  For- 
derung eines  einheitlichen  schweizerischen  Strafgesetzbuches  auf- 
stellt oder  in  der  Erweiterung  der  Bundesgesetzgebung  und  der 
Competenz  des  Bundesgerichts,  in  dessen  Rechtsprechung  und  Ein- 
wirkung auf  das   cantonale  Strafrecht    auftritt. 

Inwiefern  die  Strafgesetzgebung  der  Cantone  im  Einzelnen 
von  dem  deutschen  Strafgesetzbuch  angeregt  und  beeinflusst  wurde, 
ist  da  zu  berücksichtigen,  wo  die  cantonale  Gesetzgebung  selbst 
zur  Darstellung  gelangt. 

b)  Die  Fortbildung  und  die  Landesgesetzgebung.  Indem  wir 
verweisen  auf  dasjenige,  was  als  Einleitung  zur  Periode  von  1848 
bis  1870  (S.  302  ff.)  gesagt  worden  ist,  kann  heute  in  manchen 
Stücken  ein  gleiches  Verhalten   constatirt  werden.     Abermals  hat 
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gegen  früher  ein  allgemeiner  Fortschritt  stattgefunden  nach  df*n 
zwei  Hauptriehtungen  von  Verbrechen  und  Strafe :  Milderung 
der  Strafen  und  des  Strafvollzugs  und  Erweiterung  der  Straf- 
grenzen —  anderseits  Klärung  der  Tbatbestände,  Beschränkung 
des  doctrinellen  Beiwerks  und  Einfachheit  der  Gesetzbüchrr. 
Insofern  ergiebt  sich  wiederum  die  Annäherung  zwischen  dem 
deutschen  St.  G.  und  den  schweizerischen  Gesetzbüchern  (vgl. 
S.  308);  es  bleibt  aber,  wie  in  der  Folge  eingehend  zu  belegen 
ist,  sowohl  in  den  Einzelheiten  als  in  Methode  und  Grundlage 
der  Gesetzgebung  dem  schweizerischen  Strafrecht  eine  selbst- 
ständige Stellung  unbenommen. 

Die  Gesetzgebung  ist  auch  in  dieser  Periode  sehr  thätig  ge- 
wesen und  ist  ebenso  manigfaltig,  wofür  die  zehn  neuen  Gesetz- 
bücher und  eine  Anzahl  von  Entwürfen  Zeugniss  ablegen,  welche 
aufgestellt  wurden,  trotzdem  die  Aussicht  auf  ein  gemeinsames 
Gesetzbuch  die  Cantone  mehrfach  ausgesprochenermassen  veran- 
lasste, auf  den  Erlass  neuer  Strafgesetzbücher  zu  verzichten.  — 
Ebenso  gilt  fär  die  neuen  Gesetzbücher,  was  S.  310 — 314  über 
die  Materialien  und  über  die  Art  und  Weise  der  HersteUung 
gesagt  ist.  Nur  wenige  behaupten  eine  selbständige  Stellang; 
die  Gravitation  nach  dem  deutschen  Strafgesetzbuch  ist  fast  über- 
mächtig und  selbst  die  französischen  Cantone  schliessen  sich  diesem 
Zuge  an.  Es  kann  aber  trotzdem  nur  eine  oberflächliche  Ver- 
gleichung  die  grossen  Gegensätze  verkennen,  und  wie  in  der 
frühern  Periode,  so  ist  auch  jetzt  wieder  als  eigenartig  und  frucht- 
bar auf  die  Gesetzbücher  von  Glarus,  Appenzell,  Schwyz,  Zug 
zu  verweisen.  (Vgl.  S.  314.) 

Im  Einzelnen  ist  als  Fortschritt  der  Zeit  zu  bezeichnen,  dass 
allgemein  die  alten  Strafmittel,  insbesondere  Kettenstrafe,  körper- 
liche Züchtigung,  beseitigt  sind  und  einem  neuen  und  rationeOen 
Strafensystem  Platz  gemacht  haben.  Freiheitsstrafe  und  Geld- 
strafe sind  die  Hauptstrafmittel  geworden.  Der  Strafvollzug  hat 
dem  Besserungszweck  entsprechend  grosse  Veränderungen  erlitten; 
die  Schärfungen  der  Freiheitsstrafe  sind,  grundsätzlich  als  ver- 
werflich erkannt,  in  den  meisten  Gesetzbüchern  beseitigt;  das 
irische  System  mit  der  bedingten  Entlassung  hat  allgemeine  An- 
erkennung gefunden.  Dem  Schutzaufsichtswesen  för  entlassene 
Sträflinge    ist   als    einer  wesentlichen   Ergänzung   der   staatlichen 
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Reaction  gegen  das  Verbrechen  die  grösste  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt und  Besserungsanstalten  fiir  jugendliche  Verbrecher,  Ar- 
beits- und  Versorgungshäuser  für  die  Menge  der  Arbeitsscheuen  und 
Liederlichen  sind  überall  planmässig  eingerichtet  worden,  um  in 
denjenigen  Schichten,  aus  welchen  vorzugsweise  die  Verbrecher  sich 
rekrutiren,  durch  Vorbeugungsmassregeln  das  Verbrechen  zu  be- 
kämpfen.^ Die  £hrenstrafen  haben  den  früheren  Charakter  der 
Hart«  und  unbegrenzten  Ausdehnung  verloren  und  ihre  Anwendung 
sowohl  als  die  Bestimmung  ihrer  Dauer  ist  in  den  meisten  Fällen 
in*s  Ermessen  des  Richters  gelegt.  Die  particularrechtliche  Periode 
hatte  in  Reaction  gegen  die  Fetter bach^^che  Richtung  das  richter- 
liche Ermessen  erheblich  erweitert  durch  Ausdehnung  der  Straf- 
rahmen ;  die  neuere  Richtung  geht  auf  diesem  Boden  weiter,  sei 
es  durch  Einführung  des  Systems  mildernder  Umstände,  sei  es 
durch  Beseitigung  der  Minima.  '  Eine  fortschreitende  Milderung 
ist  nicht  zu  verkennen.  Die  Todesstrafe,  von  der  neuen  Bundes- 
verfassung beseitigt,  später  wieder  als  zulässig  erklärt,  blieb 
und  bleibt  thatsächlich  in  der  Schweiz  abgeschafft.  Die  in  den 
schweizerischen  Cantonen  gesetzlich  zugestandene  Entschädigungs- 
pflicht gegenüber  ungesetzlich  oder  unschuldig  Verhafteten  und 
Verurtheilten  ist  im  engem  oder  weitem  Umfang  als  berechtigte 
Forderung  allgemein  anerkannt. 

In  Bezug  auf  die  Form  der  Gesetzbücher,  die  Beseitigung 
der  doctrinellen  Sätze,  Vereinfachung  und  präcisere  Fassung  der 
Thatbestände  ist  bereits  im  Hinweis  auf  das  preussische  Gesetz- 
buch von  1851  bemerkt  worden  (S.  304,  305  ff.),  dass  ein  radi- 
kaler Bruch  durch  die  Einfuhrung  der  Schwurgerichte  herbei- 
geführt wurde.  Die  neuen  Gesetzbücher  seit  1870  sind  auf  der 
Bahn  fortgeschritten  und  es  ist  dieser  Entwicklung  zur  Einfach- 
heit zu  verdanken,  wenn  eine  Grosszahl  von  Thatbeständen  des 
deutschen  Strafgesetzbuches  unverändert  von  den  schweizerischen 
Gesetzbüchern  recipirt  worden  sind. 

In  einem  Punkte  ist  ebensowenig  eine  Verbesserung  ein- 
getreten, als  die  Verbesserungen    aus   der  ersten  Zeit  nach  1848 


*  Vgl.  über  die  bezüglichen  Publicationen  Guillaume  und  Hilrhin^ 
Bibliographie  p^nal  1S85  and  die  fortgesetzten  Berichte  derselben  in  Zeitschrift 
f-  Schweiz.  Strafrecht  seit  1888. 
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sich  erhalten  konnten:  im  Punkte  der  Behandlung  der  Staate 
verbrechen.  Zwar  scheiden  hier  deutsches  und  scliweizerisches 
Kecht  grundsätzlich;  es  ist  aber  doch  mehrfach  die  Einwirkung 
des  deutschen  Strafgesetzbuches  in  Bezug  auf  strenge  Straf* 
drohung  und  Ausnahme-Thatbestände  auch  in  den  schweizerisciien 
Strafgesetzbüchern  zu  erkennen  und  der  nachtheilige  Einfloi» 
sowohl  auf  die  allgemeinen  Lehren  als  die  Behandlang  des 
speciellen  Theils,    insbesondere    der   Ehrverletzung,    nachweisbar. 

Es  gehört  zum  Charakter  der  Periode,  welche  von  der  Xeu- 
schöpfung  des  deutschen  Reichs  „mit  Blut  und  Eisen ^  beherrscht 
wird,  dass    das    Strafrecht   eine   strengere   Richtung  nimmt,   dass 
die  freie  Meinungsäusserung   in  staatlicher    und  privater  Hmsicht 
auf  der  Goldwaage  die   Probe   bestanden  haben  muss,   wenn   sie 
nicht   als  Missbrauch   unter   Strafe  fallen  soll,  dass  unverhältni»s- 
mässiges  Gewicht  auf  die  Willensseite  der  Handlung  gelegt  wird, 
wie   im  Versuch  und   den    zahlreichen    strafbaren  Vorbereitungs- 
handlungen,   die   als    selbständige   Delicto   aufgestellt   sind,  dass 
Strafen  angedroht  werden  auf  Aufforderung,  Anerbieten,  Verleiten, 
Anstiftungsversuch   und   dass    gegen  SociaUsten  und  Anarchisien 
und  ihre  Kampfmittel  Ausnahmegesetze  Anwendung  finden.    Die 
Spuren    dieser   Richtung   finden    sich   auch    in   einzelnen   scbvrei- 
zerischen     Strafgesetzbüchern     als     gemeinsame     Zeiterscheinung 
wieder. 

Auf  dem  gemeinsamen  Boden  der  zeitgemässen  Verbesserung 
wie  der  zeitbedingten  Mängel  erheben  sich  aber  starke  Verschieden- 
heiten zwischen  schweizerischen  Gesetzbüchern  und  dem  deuischeo 
Strafgesetzbuch,  wie  unter  den  schweizerischen  Gesetzen  unter 
sich.  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  hat  stets  noch  den  strengen 
Charakter  eines  an  doctrinellen  Bestandtheilen  reichen,  in  Inhalt 
und  Form  für  den  Beamtenstaat  angepassten  Gesetzes,  während 
die  schweizerischen  Rechte  trotz  der  Anlehnung  an  das  deutsche 
Gesetzbuch  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  als  durch  Einfachheit 
und  Milde  ausgezeichnete  kurze  Vorschriften  fiir  das  Volk  sich 
darstellen,  in  grösster  Manigfaltigkeit  der  cantonalen  Besonder- 
heiten und  mit  ausgeprägten  charakteristischen  Grundsätzen,  wie 
in  der  Folge  im  Einzelnen  nachzuweisen  ist. 

c)   Die  Einheitsbestrebungen.    Die  Bestrebungen  für  einheit- 
liches Strafrecht  werden  gewöhnlich  eingeleitet  mit  der  Verweisung 
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auf  die  Uebereinkunft  des  ältesten  Bundes  der  drei  Länder  von 
1291  betreffend  Todschlag,  Brand,  Raub,  eigenmächtige  Pfändung, 
Weigerung,  vor  dem  rechtmässigen  Richter  zu  erscheinen.  Ausser 
diesen  wenigen  Bestimmungen  gemeinsamen  Interesses,  später  ge- 
legentlich vermehrt  durch  solche  über  Reislaufen,  Werben,  reli- 
giösen Frieden  und  gegen  Herumtreiber,  ist  aber  einheitliches 
Stra&echt  bis  zum  helvetischen  Gesetzbuch  nicht  angestrebt  worden, 
weil  es  durchaus  fern  lag,  die  cantonaie  Criminaljustizhoheit 
zu  beschränken.  Nach  Beseitigung  des  Strafgesetzbuches  der 
einen  und  untheilbaren  Republik  wurde  den  dringendsten  Bedürf- 
nissen einheitlicher  Bestimmungen  auf  strafrechtlichem  Gebiete 
mittelst  der  Concordate  Genüge  getban.  ^  Die  Frage  wurde  leb- 
haft erörtert,  als  1865  der  Fall  Ryniker  wegen  körperlicher  Züch- 
tigung Aufregung  verbreitete,  und  Stämpfli  stellte  im  Nationalrath 
bezügliche  Anträge.  Fortdauernd  blieb  der  Gegenstand  Ver- 
handlungsthema für  den  Verein  fiir  Straf-  und  Gefängnisswesen 
und  für  den  schweizerischen  Juristenverein.  Verhandlungsprotokoll 
d.  V.  f.  St.  G.  W.  1868,  Referat  von  Director  Müller.  Derselbe, 
daselbst  Protokoll  1869  und  1871.  Hornnng,  daselbst  1881. 
L'unification  du  droit  penal  en  Suisse;  derselbe  über  denselben 
Gegenstand  im  Journal  de  Geneve  vom  6.  Januar  1882.  — 
Dr.  Zürcher  und  Dr.  A,  Oysin,  im  Protokoll  von  1882,  „Ueber 
die  Wünschbarkeit  eines  schweizerischen  Strafrechts".  —  .4.  v,  Oj'elli 
in  der  IX.  Jahresversammlung  des  schweizerischen  Juristenvereins 
1869.  Derselbe  in  der  Revue  de  droit  international  1871  zu 
Gunsten  der  Einheit.  —  Geschichtlicher  Rückblick  auf  die  Ein- 
heitsbestrebungen im  Bundesblatt  1883,  Bd.  I.  —  Der  Entwurf 
einer  Bundesverfassung  von  1872  enthielt  einen  Art.  55,  des  In- 
halts, dass  der  Bund  befugt  sei,  seine  Gesetzgebung  auch  auf  das 
Strafrecht  und  den  Process  auszudehnen.  In  der  Volksabstimmung 
wurde  aber  der  Entwurf  abgelehnt  und  die  Verfassung  von  1874 
enthielt  einen  solchen  Artikel  nicht  mehr.  —  Den  28.  April  1887 
Avurde  im  Ständerath  der  Antrag  gestellt  (Haherstich),  gleichzeitig 


2  Vgl.  Blumer,  Schweiz.  Bundesstnatsrecht  1864.  II.  S.  52.  —  Weitgehende 
Anträge  der  Gesandtschaften  von  Bern  und  Solothurn  auf  Centralisation  der 
Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  in  Criminalsachen.  —  Vgl.  Justizbericht 
z.  St.  G.  B.  V.  Solothurn  1859.  Kreisschreiben  au  die  Cautone  vom  20.  Juni 
1834:  und  Beschluss  des  Cantonsrathes  vom  11.  Mai  1848. 
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mit    dem  Erfindungsschutz   die  Frage   der  Unification  des  Straf- 
rechts zur  Entscheidung  zu  bringen,  ohne  daas  dem  Antrage  Folge 
gegeben  wurde.  In  der  Versammlung  des  schweizerischen  Juristen- 
Vereins  in  Bellinzona  am  27.  September  1887  wurde  beschlossen; 
es  sei  der  Bundesrath  zu  ersuchen,  die  Vorarbeiten   für  die  Ver- 
einheitlichung  des   Strafrechts    an    die   Hand    zu   nehmen.     Aas- 
führung   dieses   Beschlusses    durch  Schreiben  des  Vorstandes  de* 
Vereins   an   den  Bundesrath.*     Den    13.   December    1887   wurde 
im    Nationalrath    die    Motion    gestellt    (Forrer):     Die     Bundes- 
verfassung wird    revidirt  und  der  bisherige  Artikel  65  derselben 
durch  folgenden  neuen  Artikel  ersetzt:  Dem  Bunde  steht  die  Ge- 
setzgebung über  das  Strafrecht  zu.    Eine  Behandlung  der  Motion 
hat   noch   nicht   stattgefunden.     Den   23.   December    1887  fasste 
der  Bundesrath    den    Beschluss,    es    sei   das   Justiz    und   Polizei- 
departeraent  ermächtigt,    sich   mit   dem  schweizerischen   Juristen - 
verein  über  eine  nach  einem  gemeinsam  zu  verabredenden  Plane 
und   mit  Bundesunterstützung    auszuführende   erschöpfende   Dar- 
stellung  der   Strafgesetzgebung   der  schweizerischen    Cantone  zu 
verständigen.     Diese   Arbeit   wäre   einem  oder  mehreren  Rechts- 
gelehrten zu  übertragen  und  sollte  1.  eine  Vergleichung  der  ver- 
schiedenen Gesetze  enthalten,  unter  Hervorhebung  desjenigen,  worin 
sie   miteinander    übereinstimmen,   und   desjenigen,  worin    sie  von 
einander  abweichen ;  2.  klarstellen,  welche  Wege  diese  verschiedenen 
Gesetzgebungen  eingeschlagen    und  in  welcher  Richtung  sie  sieh 
entwickelt   haben.    —   Die   Herstellung  des   Werkes   wurde  von 
Professor    Stooss    in   Bern,    der    gleichzeitig    die    Zeitschrift   fär 
Schweizer    Strafrecht    in    Verbindung    mit    den    Professoren   des 
Strafrechts    der    schweizerischen    Hochschulen   herausgab,    über- 
nommen. 

d)  Von  der  äussern  Erscheinung  der  Einheitsbestrebungen 
ist  auf  die  innern  Gründe  derselben,  wie  sie  von  jeher  geltend 
gemacht  wurden,  —  und  auch  auf  die  Gegengrunde  einzutreten ;  — 
denn,  wenn  zur  Zeit  wohl  die  Nothwendigkeit  der  Vereinheitlichung 
streitlos  anerkannt  ist,  so  bedarf  doch  das  „wann"  und  ^wie^ 
zur  Stunde  noch  der  Klärung;  ja  es  darf  das  letztere  geradezu 
als  Grundfrage  bezeichnet  werden   und   wenn    dies  so  ist,  so  ge- 


5  Vgl.  Zeitschrift  für  Schweiz.  Strafrecht  1888.   1.  Jahrg.    1.  Heft  8.  65. 
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langen  jene  Gegengründe  zu  grosser  Bedeutung  selbst  auf  dem 
Boden  der  Unification.  Die  Entgegnungen  von  Ruchonnet  auf  die 
Jlotion  Forrer  sind  in  dieser  Beziehung  vollauf  zu  würdigen. 

Es  ist  sieher,  dass  ein  grosser  Uebelstand  das  Bestehen  von 
20  verschiedenen  Strafgesetzbüchern  auf  dem  Gebiete  der  Schweiz 
ist.  Zwanzig  verschiedene  Strafgerechtigkeiten.  Der  Gewohn- 
heitsverbrecher, der  in  verschiedenen  Can tonen  „arbeitet",  muss 
einerseits  diese  Gerechtigkeit  als  etwas  sehr  Relatives  gering- 
schätzen, anderseits  die  Routine  erlangen,  sich  nach  den  Ver- 
schiedenheiten zweckmässig  einzurichten,  wie  es  in  der  That  ge- 
schehen ist,  dass  Abschätzungen  und  Liebhabereien  für  das  eine 
oder  andere  Zuchthaus  die  Handlungen  der  Thäter  bestimmten. 
—  In  einigen  Cantonen  sind  es  Vergehen,  die  in  den  andern 
straflos  bleiben;  der  eine  Canton  bedroht  mit  Zuchthaus  in  hohem 
Minimalbetrag,  was  im  andern  mit  einigen  Monaten  Arbeitshaus 
oder  Gefangniss  bedroht  ist ;  nicht  zu  reden  von  den  Verschieden- 
heiten im  Sti'afvollzug  und  der  Verschiedenheit  der  Benennung 
oder  der  thatsächlichen  Verschiedenheit  der  Strafarten.  Auch  die 
Verbrechensthatbestände  sind  nicht  gleich  bestimmt  in  den  Gesetz- 
büchern, obgleich  offenbar  dieselbe  Handlung  von  allen  bezeichnet 
werden  will,  und  eine  gewisse  Uebereinstimmung  herbeigeführt 
worden  ist  durch  die  Gemeinsamkeit  der  Zeitforderungen,  der 
Wissenschaft  und  die  Beobachtung  desselben  Vorbildes.  Ist  auch 
jene  Verschiedenheit  der  gesetzlichen  Thatbestände  kein  Grund, 
über  das  Vorhandensein  der  strafbaren  Handlung  im  Zweifel  zu 
sein,  wie  dies  Berner  in  Bezug  auf  die  verschiedenen  Bestim- 
mungen des  Diebstahls  bemerkt  hat  und  wie  es  in  Fällen  ver- 
schiedener Bezeichnung  des  Auslieferungsdelicts  beobachtet  wird, 
so  erscheint  doch  eine  übereinstimmende  Feststellung  nach  einheit- 
lichen wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  um  so  mehr  wünschens- 
werth,  als  die  originellen  Varianten  der  Cantone  häufiger  Unge- 
schick verrathen,  als  eine  Bereicherung  bieten. 

Nach  den  bestehenden  Verhältnissen  ist  es  möglich,  dass  in 
Fällen  der  Concurrenz  die  Strafen  cumuliren,  weil  in  jedem 
Canton,  wo  ein  Delict  begangen  wurde,  unabhängig  vom  andern 
die  Strafe  ausgesprochen  wird,  so  dass  wie  in  den  Fällen  Lipp 
und  Thali  55  und  mehr  Jahre  Zuchthaus  gesprochen  und  ab- 
gebüsst  werden   müssen,    während    das    Höchstmass    der   zeitigen 
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Zuchthausstrafe  nicht  hätte  überschritten  werden  können,  wenn 
die  Verbrechen  in  einem  Canton  begangen  worden  wären;* 
mehrfache  Diebstähle  können  daher  strenger  bestraft  werden,  als 
schwerste  Verbrechen  anderer  Gattung.  In  den  Auslieferungs- 
fragen zeigt  sich  die  souveräne  Stellung  der  Cantone  praktisch 
von  nicht  weniger  nachtheiliger  Wirkung. 

Air  diese  und  andere  Uebelstände,  abgesehen  von  den  Mängeln 
des  Bundesstrafrechts,  würden  durch  ein  einheitliches  Strafrecht 
beseitigt.  Es  fällt  dagegen  nicht  in  Betracht,  was  von  der  Ver- 
schiedenheit der  Cantone  angeführt  wird,  denn  die  DiflFerenzon 
sind  nicht  so  tiefgehend,  dass  sie  nicht  bei  veratändiger  Würdigung 
und  einer  volksthümlichen  und  geschichtlichen  Erfassung  der  Auf- 
gabe auf  dem  Boden  der  Entwicklung  und  Fortbildung  der  Strat- 
rechtswissenschaft  überwunden  werden  könnten.  Gerade  die 
historische  Entwicklung  und  die  eingehende  Vergleichung  der 
Gesetzbücher  hat  gezeigt,  wie  assimilationsfahig  das  Recht  der 
Cantone  ist.  Manche  Verschiedenheiten,  welche  beruhen  auf  dem 
Unterschied  städtischer  oder  ländlicher  Bevölkerung,  einer  Handel 
oder  Ackerbau  treibenden  oder  auf  religiösen  Grundanschauungen, 
können  durch  weite  Grenzen  der  Strafdrohung  und  die  Praxis 
ausgeglichen  werden. 

Wenn  sonach  die  Unification  des  schweizerischen  Strafrechts 
ausser  Frage  steht,  so  ist  darum  nicht  weniger  prüfenswerth  der- 
jenige Grund  gegen  das  cantonale  Strafrecht,  der  die  modische 
Internationalität  ausspielt,  ausgehend  von  der  Gemeinsamkeit  der 
Kulturinteressen  und  der  Wissenschaft,  die  es  uns  leicht  machen 
sollen,  kurzer  Hand  nach  berühmten  Mustern  zu  legiferiren.  —  Es  ist 
eine  allbekannte  Thatsache,  dass  aus  der  Einheit  der  Wissenschaft 
und  Kultur  sich  eine  gewisse  Vereinheitlichung  der  Strafgesetz- 
gebung vollzieht,  dass  es  in  der  That  einen  Grundstock  von 
Thatbeständen  giebt,  welche  ebenso  gut  für  das  eine  wie  für  das 
andere  Land  gelten  können  und  dass  es  als  ein  wissenschaftliches 
und  praktisches  Interesse  bezeichnet  werden  kann  —  es  sei  nur 
auf  die  Auslieferungsfalle  verwiesen  — ,  gleiche  Bestimmungen  lu 
haben.     Allein  es  ist  sehr   zweifelhaft,   ob   so  leicht  eine  gemein- 


^  Vgl.  die  treffliche  Bestimmung   des  Art.  91    des   neuenbarger  EntwnrfR 
von   1889. 
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same  internationale  Formel  zu  finden  wäre  —  die  Meinungsver- 
schiedenheiten um  ein  einziges  Landesgesetz  sprechen  nicht  da- 
für —  und  ob  wirklich  eine  Einheitsform  auch  wlinschenswerth 
and  das  Beste  wäre.  Zum  mindesten  hat  gerade  die  Verschieden- 
heit der  Formen  am  meisten  die  Wissenschaft  angeregt  und  zur 
Vertiefung  der  Lehren  und  praktischen  Prüfung  gefuhii;,  und  die 
Vielheit  der  cantonalen  Gesetze  und  die  Manigfaltigkeit  ihres 
Inhalts  hat  unschätzbare  Vorzüge,  in  welchen  der  Keim  der  Fort- 
bildung nicht  nur  schweizerischen  Rechts,  sondern  der  Strafrechts- 
wissenschaft liegt.  Nicht  nur  wäre  dieser  Vortheil  bei  einem  Ein- 
heitsgesetz, welches  beispielsweise  zur  Zeit  der  Einführung  des 
Bandesstrafrechts  entstanden  wäre,  verloren  gegangen,  sondern 
man  hat  Grund  zu  befurchten,  dass  aus  jener  Zeit  heraus  das 
schweizerische  Strafi^cht  eine  ungünstige,  zeitbedingt  einseitige 
Richtung  erlitten  hätte.  So  lange  aber  eine  ideale  einheitliche 
Form  des  Strafgesetzes  für  die  Völker  gleicher  Kultur  nicht  ge- 
funden ist,  so  lange  ist  es  sehr  oberflächlich,  die  gesetzgeberische 
Aufgabe  der  Schweiz  auf  die  Internationalität  der  Wissenschaft 
und  Gesetzgebung  und  die  Kulturgleichheit  der  Völker  zu  ver- 
weisen. Es  wird  in  der  Auseinandersetzung  mit  dem  deutschen 
Strafgesetzbuch  die  Frage  der  einfachen  Anlehnung  an  gegebene 
Formen  grösserer  Staaten  in  den  Einzelheiten  zu  prüfen  sein; 
vorläufig  ist  blos  jener  Grund  zurückzuweisen  und  die  Berechti- 
gung verschiedener  Formen  und  lan deseigen thümlichen  Rechts  an- 
zuerkennen. Die  Anerkennung  aber  hat  nothwendig  zur  Folge, 
dass  eine  ernstliche  und  gründliche  Prüfung  dieser  Landesver- 
schiedenheiten in  ihrem  Werden  und  ihrem  Werth  unternommen 
wird  —  was  allerdings  nicht  so  leicht  ist,  als  aus  vorhandenen 
Entwürfen  einen  neuen  zusammenzuschreiben. 

Es  folgt  daraus  fiir  das  Wie  und  Wann  der  Vereinheit- 
lichung des  schweizerischen  Strafrechts,  dass  es  nicht  genügt, 
•,nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Wissenschaft  und  Gesetz- 
gebung" zu  den  vielen  Entwürfen  und  Gesetzen  einen  neuen  zu 
componiren  und  möglichst  schnell  gesetzesreif  zu  erklären.  Zu- 
treflpend  hat  Ruchonnet  darauf  hingewiesen:  La  repression  des 
delits  se  poursuit  dans  tous  nos  cantons,  dans  les  petits  comme 
dans  les  grands,  avec  vigilance,  sans  faiblesse  comme  sans 
exageration.     On  peut   critiquer   la   marche  suivie  ou  la  Solution 
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donn^e  dans  tel  cas  isole;  mais  Tensemble  est  sain.  Die  Uebel- 
stände  sind  nicht  derart,  dass  die  schnelle  Erstellung  eines  Ent- 
wurfs nach  bekannten  Mustern  die  erste  Forderung  wäre,  und  es 
wäre  sehr  zu  bedauern^  wenn  solcherweise  die  in  der  bezeichneten 
Motion  vertretene  Anschauung  zu  Grunde  gelegt  würde:  „Die 
„Manigfaltigkeit  der  Cantone  mag  interessant  sein  für  den  Alter- 
„thumsforscher,  welcher  nach  partikularen  Rechtseigentfaümlick- 
^keiten  fahndet,  taugt  aber  nichts  für  die  Wirklichkeit,  das  Leben, 
„die  Praxis.  Wir  haben  ja  über  die  schweizerischen  Strafrechte 
„Literatur  genug,  und  wer  Freund  von  Antiquitäten  ist,  kann, 
„was  er  wünscht,  in  OsenbriiggerC 8  Rechtsalterthümern  nachlesen. 
„Wir  wollen  es  mit  historischen  Vorarbeiten  nicht  zu  ernst  nehmen, 
„das  einheitliche  Strafgesetz  ohne  solche  zu  Stande  bringen  und 
„haben  nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  man  nachher  eioen 
„oder  mehrere  Rechtsgelehrte  mit  einer  ähnlichen  Arbeit  betraut^ 
„wie  die,  welche  man  Professor  Huber  für  das  CivUrecht  be- 
„ stellt  hat." 

In  Bezug  auf  das  „Wie"  der  Vereinheitlichung  hat  die  An- 
erkennung der  Berechtigung  verschiedener  Formen  und  landes- 
eigen thümlichen  Rechts  die  Forderung  zur  Consequenz^  dass  nicht 
blos  das  zufälligerweise  Geltende  geprüft  wird,  sondern  auch  Das- 
jenige, woraus  es  wurde.  Die  Gesetzgebung  ist  in  ihrem 
Werden  zu  erkennen,  die  schweizerische  Strafge- 
setzgebung muss  als  Ganzes  aufgefasst  werden.  £s 
ist  ja  möglich,  das  geltende  Recht  (zehn  Gesetzbücher  seit 
1870  und  elf  aus  der  frühem  Periode)  darzustellen  und  zu  ver- 
gleichen; aber  von  der  Entwicklung  des  Werdens  kann  dabei 
nicht  die  Rede  sein  und  wie  mechanisch  äusserlich  ist  die  Zu- 
sammenstellung von  Bestimmungen  aus  Gesetzbüchern  so  ver- 
schiedener gesetzgeberischer  Perioden,  wie  unmöglich,  nach  inner- 
lichen Momenten,  ihre  Vergleichung  fiir  die  Zwecke  gegenwärtiger 
und  zukünftiger  Gesetzgebung.  Es  soll  nichts  weiter  darüber 
gesagt  werden,  blos  hinweisen  müssen  wir  auf  den  für  das  Ver- 
ständniss  grundnothwendigen  Nachweis,  dass  die  heute  geltenden 
Gesetzbücher  in  ihrem  Inhalt  zusammenhängen  mit  denjenigen 
früherer  Perioden,  mit  altern  Gesetzbüchern  desselben  Cantons 
oder  eines  andern  Cantons  oder  mit  einem  bestimmten  deutschen 
Entwurf  oder  Gesetz  und  dass  über  dem  Einzelnen  ein  Gesammt- 
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Charakter  trotz  aller  Verschiedenheiten  feststeht,  der  schon  im 
Anfang  schweizerischer  Gesetzgebung  seine  Wurzeln  hat.  Welche 
Bedeutung  dem  Recht  der  kleinen  demokratischen  Cantone  zu- 
kommt und  dem  alten  Recht,  ist  sattsam  dargethan,  und  wie 
gerade  die  Schweiz  mit  Genugthuung  auf  die  Erhaltung  des 
letztern  verweisen  kann,  zeigt  die  modernste  Richtung  der  Wissen- 
schaft^ das  Friedensrecht  und  veraltete  Strafmittel  wieder  zu  be- 
leben. 

Das  Werden  und  das  Ganze  aufzuweisen  und  daraus  Grund- 
sätze zu  gewinnen  und  für  die  Fortbildung  unserer  Gesetzgebung 
und  der  Wissenschaft  fruchtbar  zu  machen  —  das  gelingt  nur  mit 
Ächtung  des  alten  Rechts  und  dieser  vielen  Strafgesetzbücher  in 
ihrem  historischen  Werden,  und  dazu  bedarf  es  mehr,  als  der 
schnellfertigen  Herstellung  eines  Entwurfs  auf  Grundlage  der 
geltenden  Gesetze  nach  dem  Recept  der  berührten  Motion. 

Es  können  auch  hier  die  Worte  Ruchonnet's  als  völlig  zu- 
treffend angeführt  werden:  Je  n'ai  jamais  considere  la  diversite 
de  nos  legislations  comme  etant  en  elle-meme  un  mal;  eile  ne 
Test  que  lä  oü  cette  diversite  est  un  obstacle  aux  relations,  au 
commerce,  ou  une  source  d'insecurite  et  de  conflits.  Cette  diver- 
site, qui  est  Tune  des  caracteristiques  de  notre  pays  et  qui  ce 
lie  ä  ses  conditions  d'existence,  est  un  abri  pour  la  liberte.  Et 
pour  la  sience  nos  codes  cantonaux  sont  des  champs  d'experience : 
ce  sont  autant  de  petits  jardins  cultives  avec  soins  et  chacun  ä 
la  maniere  de  voir  de  son  maitre. 

£inem  schweizerischen  Strafgesetzbuch  aus  der  Zeit  des 
Bundesstrafrechts  oder  aus  der  Zeit  der  jüngsten  Reaction  ist  weit- 
aus die  gegenwärtige  Vielheit  der  Gesetze  vorzuziehen,  denn  es 
giebt,  wie  Mittermaier  sagte,  Zeiten,  die  der  Strafgesetzgebung 
ungünstig  sind,  und  dafür  legen  manche  cantonale  Gesetzbücher 
Zeugniss  ab.  Das  einheitliche  Stmfgesetzbuch  der  Schweiz  rauss 
kommen  und  wird  kommen,  aber  dann  sei  es  ein  reifes,  wohl- 
begründetes und  zukunftssicheres  Werk  der  Schweiz  und  eine 
selbstberechtigte  Bereicherung  der  Strafgesetzgebung  und  Straf- 
rechtswissenschaft.   Vgl.  nachfolgend  D.  IX. 

e)  Die  Vereinheitlichung  auf  strafrechtlichem  Gebiete  geht 
aber  auch  vom  Bunde  aus.  Ausser  dem  Bundesstrafrecht  und 
Strafverfahren,    dem  Militärstrafrecht   und   einer  Anzahl   von  Ge- 
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setzen  zum  Schutze  der  nächsten  Bundesinteressen  sind  seit  der 
neuen  Verfassung  eine  grosse  Zahl  von  Bundesgesetzen' erlassen 
worden,  welche  theils  Strafbestimmungen  enthalten,  tfaeik  das 
Strafrecht  der  Cantone  beeinflussen.  Ferner  hat  das  Bandes- 
gericht, seit  1874  mit  weitreichenden  Competenzen  ausgestattet 
mit  seinen  Entscheidungen  in  manchen  Fällen  in  die  cantonale 
Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  im  Sinne  einer  gemeinen 
Rechtsbildung  ändernd  eingegriffen.  In  dieses  reiche  Material 
eidgenössischer  Gesetze  materiellen  und  formellen  Strafrechts  Ein- 
heit zu  bringen,  wird  mit  Gegenstand  eines  schweisserischen  Straf- 
gesetzbuches sein. 


B.  Das  Bundesrecht. 

I.  Die  BnndesTerfassnng  von  1874. 

§  83.  a)  Die  strafrechtlich  wichtigen  Positionen  der  Bundes- 
verfassung von  1848  sind  bereits  gewürdigt  worden  und  zwar, 
soweit  durch  die  Verfassung  von  1874  eine  Veränderung  nicht 
eingetreten  ist,  in  ihrer  Tragweite  bis  zur  Gegenwart,  worauf 
verwiesen  sei.  Vgl.  S.  316  ff.  Hier  ist  auf  die  Veränderungen 
durch  die  neue  Verfassung  einzutreten  und  besonders  die  ein- 
greifende Thätigkeit  des  Bundesgerichts  zu  würdigen,  welche« 
durch  die  Verfassung  von  1874  zu  selbständiger  Stellung  ge- 
langte und  mit  erweiterter  Competenz  Entscheidungen  in  Straf- 
sachen als  Staatsgerichtshof  zu  fällen  in  die  Lage  kam,  welche 
für  das  Strafrecht  der  Cantone  in  vielen  Materien  zur  Aenderung 
oder  Beseitigung  bestehender  oder  zur  Aufnahme  neuer  Satse 
führten. 

Den  Anstoss  zur  Revision  der  Bundesverfassung  gab  1864 
der  Staatsvertrag  mit  Frankreich  (vgl.  S.  332).  Nach  vielen  und 
weitgehenden  Vorschlägen  wurde  eine  bescheidene  Partialrevision 
in  neun  Amendements  zur  Verfassung,  wovon  jedoch  nur  xwei 
vor  dem  Volke  Gnade  fanden,  von  den  Räthen  beschlossen.  An- 
genommen wurden  diejenigen  über  Maass  und  Gewicht  imd  über 
Gleichstellung  der  Schweizer  in  Bezug  auf  Niederlassung  und 
Gesetzgebung,  letzteres  mit  Rücksicht   auf  den  erwähnten  Staats- 
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vertrag,  welcher  eine  Beschränkung  der  Niederlassung  franzö- 
sischer Jaden  nicht  zuliess  und  daher  nothwendig  die  Gleichstellung 
der  schweizerischen  zur  Folge  haben  musste.  Das  geringfügige 
Ergebniss  zeigte,  dass  das  Volk  noch  nicht  geneigt  war,  der 
Centralisation  auf  Unkosten  der  souveränen  Cantone  Zugeständ- 
nisse zu  machen.  Indessen  gewann  der  Gedanke  einer  umfassen- 
den Erneuerung  des  Bundeslebens  immer  grossem  Boden  und 
schon  nach  fünf  Jahren  brach  sich  unter  dem  Rufe  „ein  Recht 
und  eine  Armee"  mit  verstärkter  Gewalt  eine  Bewegung  Bahn, 
welche  in  der  Revision  von  1874  ihren  vorläufigen  Abschluss  fand. 

Die  Rechtseinheit  sollte  durch  Uebertragung  des  Gesetz- 
gebungsrechts in  den  wichtigsten  Materien  an  den  Bund,  vor- 
behaltlich der  Abstimmung  über  dieselben  in  den  Cautonen,  her- 
beigeführt werden  und  der  Verfassungsentwurf  von  1872  enthielt 
den  Satz:  „Die  Gesetzgebung  über  das  Civilrecht  mit  Inbegriff 
des  Verfahrens  ist  Bundessache.  Der  Bund  ist  überdies  befugt 
seine  Gesetzgebung  auch  auf  das  Strafrecht  und  den  Pro- 
zess  auszudehnen.  Dabei  kann  jedoch  das  Institut  des  Schwur- 
gerichts in  denjenigen  Cantonen,  in  welchen  dasselbe  bereits  be- 
steht, durch  die  ♦Bundesgesetzgebung  nicht  abgeschafft  werden. 
Die  Rechtsprechnung  selbst  verbleibt  den  Cantonen,  mit  Vor- 
behalt der  dem  Bundesgericht  eingeräumten  Competenzen."  Be- 
hufs einheitlicher  Anwendung  der  eidgenössischen  Gesetze  über 
Civil-  und  Strafrecht  sollten  die  Competenzen  des  Bundesgerichts 
erweitert  werden. 

Diese  Centralisation  des  Rechts  war  es  gerade,  welche  in 
vielen  Cantonen  schwere  Bedenken  erregte  und  hauptsächlich 
dazu  beitrug,  das  ganze  Revision sproject  in  der  Volksabstimmung 
vom  12.  Mai  1873  mit  260,859  Verwerfenden  gegen  255,606 
Annehmenden  zum  Falle  zu  bringen. 

Die  grosse  Zahl  der  Annehmenden,  die  innere  Trefflichkeit 
der  angestrebten  Verbesserungen,  sowie  inzwischen  erfolgte 
günstige  Wahlen  hatten  zur  Folge,  dass  im  selben  Jahre  der 
Gang  wieder  eröffnet  und  von  der  Bundesversammlung  der  Be- 
schluss  gefasst  wurde,  den  Bundesrath  einzuladen  Bericht  und 
Antrag  betreffend  Wiederaufnahme  der  Revision  einzubringen, 
was  im  Juli  1873  mit  Zugrundelegung  des  Projects  von  1872 
geschah. 

PfMningtr,  Schweiz.  Strafreeht.  35 
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■ 

In  Beziehung  auf  den  Rechtsartikel  vertrat  der  Bundesrath 
noch  den  Standpunkt,  dass  auch  die  Regelung  des  StrafrechU 
lind  Strafprocesses  der  Bundesgesetzsgebung  anheimgegeben  sein 
sollte.  Allein  die  Vertreter  der  romanischen  Schweiz  fanden  e* 
unannehmbar  und  der  endgültige  Compromissartikel  (Art  68  der 
B.  V.)  erwähnt  Strafrecht  und  Strafprocess  nicht  mehr. 
So  oft  späterhin  von  der  Einheit  im  Strafrecht  oder  von  der  Ver- 
mehrung der  Bundescompetenzen  nach  dieser  Richtung  hin  die 
Rede  war,  wie  z  B.  aus  Veranlassung  des  Stabiohandels,  ist  steu 
von  den  Cantonen  eifersüchtig  die  Souveränetät  im  Strafrecht 
behauptet  worden. 

b)  Im  Einzelnen  stimmt  die  Verfassung  von  1874  mit  der- 
jenigen von  1848  in  den  früher  besprochenen  Punkten  übereiD. 
Unberührt  sind  die  angeführten  Artikel  über  Souveränetät; 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz;  Gleichheit  aller  Schweizerbürger  in 
der  Gesetzgebung  und  im  Verfahren;  Gewährleistung  des  Ge- 
biets, der  Verfassung  und  der  Rechte  des  Volkes  (S.  325); 
Bündnisse,  Verträge,  Concordate,  vorbehaltlich  die  Competenr- 
verschiebung  in  Bezug  auf  die  Interpretation  der  Staatsverträge ;  * 
Gewährleistung  der  Freiheit  der  Presse,  des  Vercinsrechts: 
Garantie  des  verfassungsmässigen  Richters;  (neu  ist  die  Ab- 
schaffung der  geistlichen  Gerichtsbarkeit);  Gerichtsstand  des 
Wohnorts  für  persönliche  Ansprachen  (vgl.  S.  336,  Aenderung  der 
Praxis  in  Anwendung  auf  Injurien);  Nichtauslieferung  bei 
poHtischen  und  Press-Vergehen ;  Ausweisung  (vgl.  Blumer-Morell 
Bundesstaatsrecht,  Bd.  II,  S.  240  ffj.  Aus  der  neuen  Verfas- 
sung sind  diejenigen  Artikel  weggefallen,  welche  Gesetze 
in  Aussicht  nahmen,  die  nach  1848  bis  1874  erlassen  und  die 
bereits  angeführt  oder  besprochen  wurden.  Vgl.  S.  316  ff.  Der 
Artikel  44  über  die  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  anerkannter 
christlicher  Confessionen,  ist  in  Artikel  49,  50  der  neuen  Ver- 
fassung zu  einer  vollständigen  Garantie  der  Glaubens-  und  Ge- 
wissensfreiheit ausgebaut  worden,  (vgl.  334),  der  Eid  kann  ohne 
Nachtheil    verweigert    werden,    denn   Artikel    49    schliesst  jeden 


^  Vgl.  vorstehend  die  Staatsverträge  über  Aaslieferang.  Für  die  leiten- 
den Grundsätze  and  die  Veränderangen  seit  1874  sei  auf  das  Folgende  Te^ 
wiesen. 
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Zwang  zur  Vollziehung  einer  religiösen  Handlung  und  Strafe  wegen 
Glaubensansichten  aus. 

Gestützt  auf  die  Artikel  über  die  Freiheitsrechte  haben  die 
staatsrechtlichen  Recurse  jene  bundesgerichtliche  Praxis  entwickelt, 
welche  für  das  cantonale  Strafrecht  und  die  Strafrechtspflege  in- 
sofern bedeutungsvoll  wurde  als  jede  strafrechtliche  oder  polizei- 
liche Verfugung  an  das  Bundesgericht  gezogen  werden  kann,  wenn 
aach  nur  behauptet  wird,  dass  durch  dieselbe  ein  Verfassungs- 
recht verletzt  sei.     Vgl.  S.  333. 

Die  Bundesverfassung  hat  im  Weitern  nach  verschiedenen 
Richtungen  strafrechtlichen  Veränderungen  gerufen. 

Erstens  sind  einige  direkt  strafrechtliche  Positionen  aufge- 
stellt worden,  wie  das  Verbot  der  Todesstrafe  und  gewisser 
Strafraittel ;  Verbot  der  Körperstrafen  und  der  Verbannung  von 
Cantonsan gehörigen,  woneben  auch  die  Beschränkung  der  polizei- 
lichen Verweisung  in  der  Form  der  Verweisung  oder  des  Entzugs 
der  Niederlassung  unter  gewissen  strafrechtlichen  Voraussetzungen 
genannt  werden  muss,  da  auf  diesem  Wege  immer  noch  die 
Möglichkeit  einer  ungleichen  Behandlung  der  Schweizerbürger  in 
Folge  begangener  Delicto  möglich  blieb.  —  Das  Verbot  des  Schuld- 
verhafts  berührt  zwar  direct  nur  die  Haft  wegen  Schulden;  es 
greift  aber  insofern  in  das  Strafrecht  ein,  als  cantonale  Strafvor- 
schriften und  Urtheile  gestützt  auf  diesen  Artikel  mit  Erfolg  an- 
gefochten und  beseitigt  wurden. 

Zweitens  hat  die  Bundesverfassung  dem  Bunde  das  Gesetz- 
gebungsrecht in  wichtigen  Materien  eingeräumt  und  die  mit 
Strafbestimmungen  versehenen  Ausführungsgesetze  haben  eine 
ausgedehnte  Bundespolizeistrafgesetzgebung  begründet.  Soweit 
eidgenössisches  Recht  besteht,  sind  die  entsprechenden  cantonalen 
Bestimmungen  ausser  Kraft  gesetzt. 

Drittens  ist  in  der  oben  bezeichneten  Weise  durch  Aus- 
dehnung der  Competenz  des  Bundesgerichts,  geregelt  durch  das 
Organisationsgesetz  von  1874,  die  cantonale  Gesetzgebung  und 
Rechtssprechung  in  Folge  der  Entscheidungen  des  Bundesgesetzes 
verändert  worden. 

Die  von  der  Bundesverfassung  direkt  aufgestellten  straf- 
rechtlichen Vorschriften  bestimmen:  Artikel  44  der  B.  V.  Kein 
Canton   darf  einen   Cantonsbürger  aus  seinem  Gebiete  verbannen 
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(verweisen)  oder  ihn  des  Bürgerrechts  verlustig  erklären.     Es  ist 
gezeigt   worden   (S.  318  fF.),   dass    bereits    unter    der    alten  Ver- 
fassung  die  Verweisung   von    Nichtcantonsbürgem   als  unzulässi«^ 
erklärt  worden  war,  gemäss  dem  Grundsatz  der  Gleichheit  aller 
Schweizer    vor    dem    Gesetz,     wenn    gegen    Cantonsbürger   dies 
Strafmittel   nicht  in   Anw^endung  kam ;    es    konnte    aber  die  Ver- 
weisung  fortbestehen,    wenn    der   Unterschied  zwischen  Cantons- 
und   Schweizerbürgern   preisgegeben   wurde.     Aus  der  Thatsache 
des  ungleichen  Verhaltens  der  Gesetzbücher  und  der  Verbannungs- 
praxis der  Cantone  ergab  sich  die  Nothwendigkeit  der  Aufnahme 
des  angeführten  Artikels  in  die  Verfassung  von  1874.    In  der  Be- 
rathung  hatte  der  Ständerath  vorgeschlagen,  statt  „Cantonsbürger' 
zu  sagen  „ Schweizerbürger",  was  eine  klare  Feststellung  gewesen 
wäre,  allein  diese  Fassung  wurde  verworfen  und  es   tauchte  die 
Frage    der   Verbannung   der   Nichteantonsbürger   wieder  auf,    so 
dass    das    Bundesgericht   in    die   Lage   kam   in  Sachen  Gutmann 
und    Bernasconi,  ^   ajiszusprechen ,    dass  nach  Artikel  60  (=  alt 
Art.  48)  die  Schweizerbürger   den  Cantonsbürgern  gleichzustellen 
seien.     Es  ist  auch  die  Verweisung  aus  einem  Theile  des  Cantons 
nicht  zulässig  (Entscheid  des  Bundesgerichts,    Bd.  I,  S.  79). 

Trotzdem  blieb  ein  Weg  offen,  factisch  Kantonsfremde  anders 
zu  behandeln  und  auszuweisen  (vgl.  S.  320).  Die  Verfassung 
von  1848  bestimmt,  dass  Niedergelassene  aus  dem  Canton  weg- 
gewiesen werden  können  auch  durch  Verfügung  der  Polizeibehör- 
den, wenn  sie  die  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  verloren  haben, 
oder  sich  eines  unsittlichen  Lebenswandels  schuldig  machen  oder 
schon  oft  wegen  Uebertretung  polizeilicher  Vorschriften  bestraft 
werden  mussten.  Die  Verfassung  von  1874  gestattet  blos  aus- 
nahmsweise die  Verweigerung  der  Niederlassung  in  Folge 
eines  strafgerichtlichen  Urtheils,  welches  den  Besitz  der  bürger- 
lichen Rechte  und  Ehren  entzog  und  gestattet  die  Entziehung 
nur,  wenn  wegen  schwerer  Vergehen  wiederholt  gericht- 
liclie  Bestrafung  eingetreten  ist.  Unter  diesen  Voraussetzungen 
können  aber  Cantonsfremde  in  Folge  von  Vergehen  aus  dein 
Canton  verwiesen  werden  auf  polizeilichem  Wege,  während 
die  Verweisung  durch  Stra furtheil  nicht  mehr  möglich  ist. 

^  Entscheid  des  Biiudesgericlits  Bd.  I.  S.  75  u.  261. 
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Das  Strafgesetzbuch  von  Schwyz  vom  20.  Mai  1881  be- 
stimmt in  §  13:  Bei  Bürgern  anderer  Cantone  kann 
die  Cantonsverweisung  nur  in  den  Fällen,  wo  der  Artikel 
45  der  Bundesverfassung  den  Entzug  der  Niederlassung  gestattet, 
angewendet  werden.  Das  Strafgesetzbuch  von  Solo thurn,  nach 
der  neuen  Bundesverfassung  in  Kraft  getreten,  hat  noch  die 
Verweisung  und  den  Vorzug  der  Cantonsbürger  im  offenbaren 
Widerspruch  gegen  die  Bundesverfassung.  Das  Strafgesetzbuch 
von  Glarus  von  1867  bestimmt  in  Artikel  47,  trotz  vorangegangener 
Entscheidung  des  Bundesrathes  (vgl.  S.  319)  noch:  Die  Verban- 
nung aus  dem  Canton  ist  nur  gegen  Nichteantonsbürger  zulässig. 
„Noch  unter  der  Herschaft  der  heutigen  Bundesverfassung  sind 
nicht  allein  die  alten  Verbannungsgesetze  vielerorts  formell  auf- 
recht erhalten  geblieben,  sondern  es  haben  auch  derartige  Strafen 
faktisch  stattgefunden,  sogar  Verweisungen  aus  der  Eidgenossen- 
schaft durch  untere  Gerichte  eines  Cantons.  So  war  noch  im 
Januar  1876  von  St.  Gallen  eine  Verweisung  auf  zehn  Jahre  er- 
folgt und  es  bedurfte  der  Berufung  auf  das  obenangeführte  Prä- 
judiz des  Bundesgerichts,  dass  im  Februar  desselben  Jahres  das 
Cantonsgericht  demgemäss  entschied."  *  Die  Strafumwandlung 
in  Verweisung  ist  nicht  weniger  verwerflich.*  Die  Gleichstel- 
lung der  Angehörigen  anderer  Staaten,  mit  welchen  bezügliche 
Staatsverträge  bestehen,  hat  Freiburg  in  dem  angeführten  Gesetz 
von  1860  (vgl.  S.  318)  ausdrückhch  hervorgehoben.  Gegen- 
über der  Ansicht,  dass  die  Unzulässigkeit  der  Verweisung  von 
Schweizerbürgem  consequenter weise  ausgedehnt  werden  müsse 
auf  die  Bürger  vergegenrechteter  Staaten,  ist  zu  bemerken,  dass 
Artikel  45  nur  dem  Schweizerbürger  jenen  weitgehenden  Schutz 
im  Niederlassungsrechte  gewährt  und  in  den  mit  dem  Ausland 
abgeschlossenen  Niederlassungsverträgen  gemäss  überall  und  all- 
gemein anerkanntem  Grundsatz  das  Recht  zum  Aufenthalt  den 
Fremden  nur  soweit  zugesichert  ist,  als  sie  den  bestehenden  Ge- 
setzen und  Polizeiverordnungen  nachleben.  ^ 

^  Vgl.  Hilty,  über  die  Landesverweisung  nach  eidgenössischem  Hecht  im 
VerbandlnngsprotokoU  des  Vereins  f.  St.  u.  G.  W.  1876.  S.  91.  Die  cantonale 
Gesetzgebung  S.  97.     BlmneTj  Bundesstaatsrecht.  Bd.  I.  454. 

*  FaU  Kunz,  Schwyz.    Urtbeil  vom  17.  Mai  1882. 

5  Vgl.  Blumer-Morelly  Bundesstaatsrecht.  1887.  II.  2.  S.  69.  464.  Voll- 
ziehung der  Ausweisung  S.  330. 
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Artikel  59  der  Bundesverfassung   bestimmt:  Der  Schuldver- 
haft   ist    abgeschafft;    er   hat    zu    zahlreichen    Recursen    an    dsa 
Bundesgericht  und  Entscheidungen,  die  auf  das  Gebiet  des  canto- 
nalen  Strafrechts  streifen,  Veranlassung   gegeben.     Die  Entschei- 
dungen stellen  fest,  dass  Bussen  in  Gefängniss   nur  umgewandelt 
werden    dürfen,     wenn    das    Gesetz    es     ausdrücklich     gestattet 
(E.  I.  25);   dass   Schuldverhaft  in  der  Verurtheilung  zu   Gefäng- 
niss wegen  böswilliger  Nichterfüllung  der  Alimentationspflicht  nicht 
liege,  sofern  diese  Nichterfüllung  vom  Gesetz  als  strafbare  Wider- 
handlung erklärt  sei  (E.  I.    257);  dass  es  unzulässig  sei,  Kosten 
in    Strafsachen    in    Gefängniss    umzuwandeln,    da    Gerichtskosten 
keinen  Strafcharakter  tragen  (E.  I.  233.  X.  208);  dass  die  Um- 
wandlung unerhältlicher  Ordnungsbussen  in  Gefiingniss  nicht  aN 
Schuldverhaft  zu  betrachten  sei,  da  in  dieser  Haft  kein  Mittel,  die 
Zahlung  zu    erzwingen,   erblickt  werden  könne  (E.  IV.  226.  VI. 
376).     Die  Umwandlung   von  Bussen   in   Arrest   steht   auch  den 
Militärbehörden   zu,    niclit    aber    die  Arrestverhängung    für   eine 
Processkostenforderung  (E.  X.  213). 

Die  Frage  der  Bestrafung  der  Insolvenz  hat  eine  Reihe  von 
Entscheidungen  gegen  die  Gerichte  des  Cantons  Schaffhansen 
hervorgerufen.  Die  Gerichte  verurtheilten  tabellariscK  ohne  Unter- 
scheidung der  Schuld  zu  Gefängnissstrafen,  worin  das  Bundes- 
gericht einen  Widerspruch  gegen  die  Verfassung  erkannte  (E.  Y. 
27.  179.  314.  317.  450).  Schaffhausen  änderte  hierauf  sein  Kon- 
kursgesetz (8.  März  1884)  dahin,  dass  eine  Verurtheilung  zu 
Wirthshausverbot  und  Gefangenschaft  nur  im  Falle  des  Ver- 
schuldens eines  erfolglos  Betriebenen  stattfinden  sollte ;  aber  die 
Anwendung  dieses  Gesetzes  wurde  vom  Bundesgericht  im  Fall 
Buschle  als  verdeckte  Anwendung  des  Schuldverhafts  erklärt,  da 
zwar  leichtfertiges  Schuldenmachen  und  böswillige  oder  fahr- 
lässige Nichterfüllung  von  Verbindlichkeiten  als  Delict  behandelt 
und  bestraft  werden  dürfe,  dass  es  aber  dem  Charakter  des 
öffentlichen  Strafrechts  widerspreche  und  dem  Schuldverbaft 
gleichkomme,  wenn  die  Vollziehung  der  ausgesprochenen  Strafe 
ins  Belieben  des  Gläubigers  gestellt  werde.  (E.  v.  26.  Nov.  1886, 
Bd.  XII,  S.  523). 

Der  Artikel  65  lautet:  Die  Todesstrafe  ist  abgeschafft.  Die 
Bestimmungen  des  Militärstrafgesetzes  bleiben  jedoch   in   Kriegs- 
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Zeiten  vorbehalten.  Körperliehe  Strafen  sind  untersagt. —  In  Folge 
dieser  Bestimmung  beseitigten  die  Cantone  die  Todesstrafe  aus  ihren 
Gresetzbüchern  und  trafen  die,  mit  der  einschneidenden  Massregel 
im  Strafsystem  nöthig  gewordenen  anderweitigen  gesetzlichen  Ver- 
änderungen. Unter  dem  Drucke  einiger  sensationellen  Mordthaten 
verbreitete  sich  1879  eine  Bewegung  für  Wiedereinführung  der 
Todesstrafe,  und  hinweisend  auf  das  deutsche  Recht  verlangte 
man  nun  die  Aufhebung  dieses  Verfassungsartikels.  Durch  Bun- 
desbeschluss  vom  28.  März  1879  wurde  der  Abstimmung  des 
Volkes  und  der  Stände  folgender  Artikel  unterbreitet :  Der  Artikel 
65  der  Bundesverfassung  ist  aufgehoben.  An  seine  Stelle  tritt 
folgender  Artikel  65:  „Wegen  politischer  Vergehen  darf  kein 
Todesurtheil  geftlllt  werden.  Körperliche  Strafen  sind  untersagt." 
Die  Volksabstimmung  ergab  für  Annahme  der  Abänderung 
200,485  Stimmen  gegen  181,588,  also  ein  Mehr  von  18,897 
Stimmen.  —  So  war  denn  den  Cantonen  freigestellt,  die  Todes- 
strafe wieder  einzuführen,  fn  den  Jahren  1880  bis  1883  wurde 
sie  wieder  eingeführt  in  den  Cantonen  Obwalden,  Uri,  Schwyz, 
Zug,  St.  Gallen^  Luzern,  Wallis,  Appenzell-Innerhoden  in  manig- 
facher  Verschiedenheit  in  Bezug  auf  die  immerhin  beschränkte 
Anwendung  und  die  Art  der  Ausführung.  Ueber  das  Detail 
ist  zu  vergleichen  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht,  Bd.  XXII. 
S.  146.  145,  neue  Folge,  Bd.  I.  S.  278.  II.  471.  472.  III.  471.« 
In  manchen  Cantonen  gestaltete  sich  in  den  Käthen  das  Begehren 
um  Wiedereinführung  zu  einem  förmlichen  Protest,  wie  es  feier- 
lichst in  Neuen  bürg  geschah.  In  Zürich  wurde  das  Initiativ- 
begehren um  Wiedereinführung  mit  geringer  Mehrheit  angenommen, 
als  aber  in  dessen  Ausführung  die  Verfassungsänderung  angenom- 
werden  sollte,  lehnte  das  Volk  es  mit  grosser  Mehrheit  ab.  In 
massgebender  Weise  wurde  die  Wiedereinführung  von  den  Lands- 
gemeinden von  Glarus  und  Appenzell  verworfen.  In  Luzern 
wurde  im  Wege  der  Begnadigung  der  schwerste  Fall  Mattmann 
wider  die  Anwendung  der  Todesstrafe  entschieden,  was  einer 
faktischen  Aufhebung  der  WiedeY-einführung  gleichkam.  Seither 
ist  nirgends  in  der  Schweiz  auch  nur  der  Versuch  der  Anwendung 


^  Vgl.  GuiUaumey  Etat   Actael   de   la  question   de   la   peine   de  mort  en 
Snisse  1886. 
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des  Gesetzes  gemacht  worden  und  man  kann  sagen,  dass  sie  that- 
sächlich  abgeschafft  ist  und  bleibt  ti*otz  dem  formeUen  Bestehen 
in  einigen  Cantonen. 

Gegen  das  Verbot  der  körperlichen  Strafen  machte  sich 
keine  Opposition  geltend  und  es  ist  als  selbstverständlich  zu  be- 
trachten, dass  auch  die  Anwendung  als  Disciplinarstrafe  nicht 
zulässig  und  bundesrechtswidrig  ist,  obgleich  sich  fiir  letzert'» 
vereinzelt  eine  rückfällige  Anwandlung  zeigte   (so  in  St  Gallen. 

c)  Die  Bundesverfassung  von  1874  hat  ferner  den  Boden 
geschaffen,  auf  welchem  eine  grosse  Zahl  von  Bundesgesetzen  nit 
Strafbestimmungen  entstanden  sind  oder  Gesetze  ohne  Stnf 
bestimmungen,  die  verändernd  auf  die  cantonale  Strafgesetzgebtm«^ 
einwirkten. 

Bundesgesetz  beti*effend  Feststellung  und  Beurkundung  des 
Civilstandes  und  die  Ehe  vom  24.  December  1874  (A.  S.  Bd.  I. 
506.  VIII.  27.)  B.  G.  betr.  Maass  und  Gewicht  vom  3.  Juli 
1875  (I.  752.  VIII.  88.  IX.  289.)  B.  G.  betr.  Jagd  und  Vogel- 
schutz vom  17.  September  1875  (II.  39.  VIII.  69.)  B.  G.  betr. 
Fischerei  (II.  90.  VIII.  46),  aufgehoben.  Verordnung  über  das 
Tragen  von  Uniformen  ausser  Dienst  vom  29.  October  1875. 
B.  G.  betr.  die  eidgenössische  Oberaufsicht  über  die  Forstpolizei 
im  Hochgebirge  vom  24.  März  1876  (II.  353).  B.  G.  betr.  die 
Arbeit  in  den  Fabriken  vom  23.  März  1877  (III,  241).  B.  G. 
betr.  den  telegraphischen  Verkehr  im  Innern  der  Schweiz  vom 
22.  Juni  1877  (HI.  161).  B.  G.  betr.  die  WasserbaupoUzei  im 
Hochgebirge  vom  22.  Juni  1877  (HI.  193).  B.  G.  betr.  HaDd- 
habung  der  BahnpoHzei  vom  18.  Februar  1878  (III.  422).  B.  G. 
betr.  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  vom  19.  Dec. 
1879  (V.  35.  VIII.  44).  Vollziehungsreglement  betr.  Vorkeh- 
rungen gegen  die  Reblaus  vom  6.  Februar  1880  und  19.  JaDoar 
1886  (IX.  S.  3.  12).  B.  G.  betr.  Controlirung  und  Garantie  des 
Feingehalts  der  Gold-  und  Silberwaaren  vom  23.  December  1880 
(V.  363.  VIII.  61).  B.  G.  betr.  Geschäftsbetrieb  von  Auswande- 
rungsagenturen vom  24.  Dec.  1880  (V.  348),  aufgehoben.  B.  G. 
betr.  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten  vom  8.  März  1881 
(V.  400.  Regulativ  hiezu  VIII.  13).  B.  G.  betr.  Fabrikation  und 
Verkauf  von  Zündhölzchen  vom  22.  Juni  1882  (VI.  499.  VIIL 
161,  aufgehoben).   B.  G.  betr.  das  Urheberrecht  an   Werken  der 
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Literatur  und  Kunst  vom  23.  April  1883  (VII.  261.  VIII.  86). 
(Uebereinkunft  betr.  die  Bildung  eines  internationalen  Verbandes 
zum  Schutz  von  Werken  der  Literatur  und  Kunst  vom  9.  Sept. 
1886.)  B.  G.  betr.  die  Posttaxen  vom  26.  Juni  1884  (VII.  584). 
Verordnung  betr.  WaiFencontroleure  vom  20.  Jan.  1885  (Vin. 
20).  B.  G-  betr.  Beaufsichtigung  von  Privatunternehmungen  im 
Gebiet  des  Versicherungswesens  vom  25.  Juni  1885  (VIIL  171). 
B.  G.  betr.  Handel  mit  Gold-  und  Silberabfällen  vom  17.  Juni 
1886  (ES.  266).  B.  G.  betr.  Massnahmen  gegen  gemeingefähr- 
liche Epidemien  vom  2.  Juli  1886  (A.  S.  Bd.  IX.  277).  Voll- 
ziehungsverordnung zum  Viehseuchengesetz  vom  17.  Dec.  1886 
(IX.  305.  364).     B.  G.    betr.    gebrannte  Wasser   vom    23.    Dec. 

1886.  Beschluss   betr.  Denaturirung   von  Alkohol  vom  2.  Sept. 

1887,  Pflichtenheft  vom  23.  Mai  1888.  Reglement  zur  VoU- 
Ziehung  der  Strafbestimmungen  vom  24.  Juli  1888.  (Vgl.  StoosSj, 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  Strafrecht.  I.  73  ff.)  B.  G.  betr.  die  Aus- 
dehnung der  Haftpflicht  und  die  Ergänzung  des  B.  G.  vom  25. 
Juni  1881  und  26.  April  1887.  Vollziehungsverordnung  zum 
Viehseuchen gesetz  vom  1.  Jan.  1888  mit  Straf bestimmungen. 
B.  G.  betr.  den  Geschäftsbetrieb  der  Aus  Wanderungsagenturen 
vom  22.  März  1888  (A.  S.  n.  f.  Bd.  X.  652).  Vollziehungsver- 
ordnung vom  11.  Juli  1888.  B.  G.  betr.  die  Erfindungspatente 
vom  20.  Juni  1888  (A.  S.  n.  f.  Bd.  X.  764.  Vollziehungsverord- 
nung 781.  Bundesrathsbeschluss  801).  B.  G.  betr.  die  gewerb- 
lichen Muster  und  Modelle  vom  21.  Dec.  1888.  B.  G.  betj\ 
Fischerei  vom  21.  Dec.  1888.  —  Processgesetze.  B.  G.  über  die 
Organisation  der  Bundesrechtspflege  vom  27.  Juni  1874.  Ver- 
ordnung betr.  Verwendung  der  Ordnungsbussen  vom  25.  März 
1880.  B.  G.  über  die  Kosten  der  Bundesrechtspflege  vom  25. 
Juni  1885. 

Zwei  Gesetze  sind  anzuführen^  welche  in  das  Strafrecht  der 
Cantone  mehrfach  eingreifen :  das  Bundesgesetz  über  das  Obli- 
gationenrecht und  das  Gesetz  über  Betreibung  und  Concurs. 
üeber  das  erstere  wird  in  der  Folge  zu  handeln  sein ;  das  letztere 
ist  anzuführen^  insofern  es  in  die  bezüglichen  cantonalen  Gesetze 
eingreift  und  die  Straffolgen  des  Concurses  berührt.  Die  wich- 
tigste Strafe  der  concursrechtlichen  Delicte  ist  der  Entzug  der 
bürgerlichen   Ehren   und   Rechte.     Diese   Ehrenrechte    sind   aber 
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für  den  Bund  in  Beziehung  auf  Stimmrecht  und  Waffenpflicht 
von  Bedeutung.  Artikel  66  der  Bundesverfassung  sagt:  Die 
Bundesgesetzgebung  bestimmt  die  Schranken,  innerhalb  welcher 
ein  Schweizerbürger  seiner  politischen  Rechte  verlustig  erklärt 
■werden  kann.  Das  Bundesgesetz  gestattet  nun  den  Cantonen. 
die  öffentlich  rechtlichen  Folgen  des  Concurses  und  der  frucht- 
losen Pfändung  festzustellen,  mit  dem  Vorbehalt,  dass  das  durch 
die  Bundesverfassung  vorgesehene  Bundesgesetz  über  die  politischen 
Rechte  der  Schweizerbürger  alF  diese  Feststellungen  wieder  auf- 
hebe. Die  Feststellung  dieser  Folgen  in  den  Cantonen  hat  durch 
ein  neues  Gesetz  zu  geschehen,  weil  die  alten  Gesetze  über  Schuld- 
betreibung und  Concurs  mit  den  darin  enthaltenen  Bestimmungen 
dahinfallen.  Vgl.  den  Entwoirf  eines  solchen  „Strafgesetzes  betr. 
Schuldbetreibung  und  Concurs"  von  Zürcher  in  Zeitschrift  für 
Schweiz.  St.  R.  Bd.  II.  S.  340,  sowie  desselben  treffliches  Referat 
zur  21.  Versammlung  des  Schweiz.  Juristenvereins  1883. 

dj  Mit  der  Bundesverfassung  von  1874,  Art.  113,  und  ge- 
mäss dem  Organisationsgesetz  über  die  Bundesrechtspflege  vom 
27.  Juni  1874,  Art.  58,  ist  der  Entscheid  über  streitig  gewordene 
Auslieferungsbegehren  vom  Bundesrath  auf  das  Bundesgericht 
übertragen  worden.  Die  vorläufigen  Verfügungen  bleiben  in  der 
Competenz  des  Bundesraths  (Reglement  über  diesfallige  Verfahren, 
Bundesblatt  1875.  I.  422).  Hat  das  Bundesgericht  die  Anwend- 
barkeit des  Vertrages  verneint,  so  ist  dies  für  den  Bundesrath 
und  die  Cantonsregierung  massgebend.  Auch  darin  ist  seit  1874 
eine  Aenderung  eingetreten,  dass,  wo  ein  Staatsvertrag  dem  Aus- 
lieferungsbegehren nicht  zu  Grunde  liegt,  nicht  mehr  die  Cantons- 
regierung entscheidet,  sondern  der  Bundesrath,  nachdem  er  vor- 
her die  Ansicht  der  ersteren  eingeholt  hat.  (Vgl.  S.  323.)  Soweit 
mit  auswärtigen  Staaten  ein  Auslieferungsvertrag  nicht  besteht, 
ist  der  Bundesrath  zu  Reciprocitätserklärungen  im  einzelnen  FalP 
im  Interesse  der  StraQustiz  nach  Art  102,  8  der  Bundesverfas- 
sung ermächtigt,  jedoch  ist  dies  unstatthaft,  wo  Verträge  abge- 
schlossen sind,  da  die  Executive  den  ausgesprochenen  Willen 
der  gesetzgebenden  Behörde  nicht   abändern  oder  ergänzen  darf. 


'^  Vgl.  Justizbericht  1884.  S.  45.  1886.  S.  8.  71. 
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(Bundesbeschluss  vom  5.  Juli  1876.  Verweigerung  der  Reciprocitäts- 
erkläi-ung  gegenüber  Deutschland.  Bundesblatt  1877.  II.  510.) 
Die  bereits  aufgeführten  Auslieferungsverträge  der  Schweiz 
mit  dem  Ausland  (vgl.  vorstehend  S.  323  ff.)  lassen  in  den 
wesentlichsten  Punkten  die  einheitliche  Behandlung  vermissen. 
Vgl.  Justizbericht  1886  betr.  die  Grundlage  eines  Normalp rojects, 
—  Blumer-Morell  B.  St.  R.  IL  2.  1887.  S.  549  ff. 

1.  Verbrechen^  welche  die  Auslieferung  begründen.  Die 
Vertrage  sind  hierin  so  verschieden,  dass  nach  den  einen  leichtere 
Vergehen  einbezogen  sind,  während  andere  einzelne  schwere  Ver- 
brechen nicht  enthalten.  Die  Verträge  mit  Nordamerika,  Eng- 
land, Oesterreich,  den  Niederlanden,  Portugal,  zählen  trotz  des 
Wortes  „Vergehen"  nur  die  schweren  Delicte,  die  Verbrechen 
auf.  Die  übrigen  Verträge  schHessen  auch  die  Vergehen  ein, 
theils  mit  Anf&hrung  des  Strafwerthes  (Italien  Schaden  über 
1000  Franken,  Russland  über  ein  Jahr  Gefängniss,  Frankreich, 
Luxemburg,  Spanien  über  zwei  Monate  Geföngniss  oder  Straf- 
drohang  von  mindestens  zwei  Jahren),  theils  ohne  solchen. 
Deutschland,  San  Salvador  und  Monaco  lassen  die  Auslieferung 
auch  für  den  kleinsten  Diebstahl  oder  Unterschlagung  zu.  Die 
Voraussetzung,  dass  wegen  Bagatellsachen  die  umständliche  Aus- 
lieferung nicht  werde  begehrt  werden,  hat  sich  als  unrichtig  er- 
wiesen, da  Deutschland  Auslieferungen  wegen  Schadensbeträgen 
von  zehn  Mark  verlangte;  doch  hat  die  Praxis  Schranken  ge- 
zogen, indem  der  Bundesrath  im.  einen  Fall  die  Auslieferung  ver- 
weigerte und  im  andern  Fall  das  Begehren  zurückgezogen  wurde. 
Portugal  knüpft  die  Auslieferung  an  die  Bedingung  des  Nicht- 
voUzugs  der  Todesstrafe. 

2.  Auslieferung  Landesangehöriger.  Die  Schweiz  liefert  An- 
gehörige nicht  aus  —  ausgenommen  an  Nordamerika.  Deutsch- 
land liefert  ausdrücklich  keinen  Angehörigen  aus.  Grossbritannien 
liefert  den  Angehörigen  aus,  die  Schweiz  hat  diese  Pflicht  nicht. 
In  allen  andern  Verträgen  kann  die  Ausliefenmg  des  Landes- 
angehörigen verweigert  werden,  in  welchem  Fall  der  verweigernde 
Staat  die  Pflicht  der  Bestrafung  übernimmt.  Diese  hat  auch 
dann  zu  erfolgen,  wenn  das  Gesetz  des  Heimatcantons  die  Be- 
strafung fiir  im  Auslande  von  Inländern  begangene  Verbrechen 
nicht  ausdrückUch  vorsehen  sollte,  falls  nur  die  betreffende  Hand- 
lung nach  der  eigenen  Gesetzgebung  strafbar  erklärt  ist. 
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Soweit  cantonale  Gesetze  hierin  eine  Lücke  enthalten,  mnss 
schweizerisches  Recht  aus  übernommenen  internationalen  Vertrags- 
pflichten eingreifen. 

3.  Auslieferung  der  Angehörigen  dritter  Staaten.  Einige 
Verträge  enthalten  die  Bestimmung^  dass  der  requirirte  Staat  das 
Heimatland  anfragen  könne,  ob  es  selbst  die  Bestrafung  bean- 
spruche (Deutschland,  Italien,  Portugal,  Luxemburg).  Der  Bundes- 
rath  übt  diese  Praxis  auch  gegenüber  andern  Staaten.  Der  Aus- 
geheferte  darf  vom  requirirenden  Staat  nicht  weiter  ausgeliefert 
werden. 

4.  Ort  der  Begehung.  Regel  ist,  dass  Auslieferung  nur  statt- 
findet, wenn  das  Verbrechen  auf  dem  Gebiet  des  requirirenden 
Staates  begangen  wurde  (Verträge  mit  Nordamerika,  Frankreicli, 
Grossbritannien,  Luxemburg,  Oesterreich,  Spanien,  Portugal,  San 
Salvador,  Monaco).  Die  Verträge  mit  Frankreich  und  Spanien 
machen  eine  Ausnahme,  insofern  sie  bei  gewissen  Verbrechen 
(Münzfälschung,  Fälschung  von  Banknoten,  Staatssiegeln)  die 
Auslieferung  vorsehen,  auch  wenn  das  Delict  auf  dem  Territorium 
eines  dritten  Staates  begangen  wurde.  Die  übrigen  Verträge 
lassen  es  in  ähnlichen  Fällen  zu,  ohne  besondere  Bestimmung. 

5.  Vertragsdelicte.  Regel  ist,  dass  Auslieferung  nur  statt- 
findet für  Delicto,  die  im  Vertrag  vorgesehen  sind.  ®  Verschieden 
sind  die  Bestimmungen,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  die 
Untersuchung  auf  andere  Delicto,  als  weswegen  Auslieferang 
erfolgte,  ausgedehnt  werden  darf.  Der  Vertrag  mit  England  ge- 
stattet keine  Ausdehnung  auf  andere  Delicto.  Die  Verträge  mit 
Italien,  den  Niederlanden,  Luxemburg  und  Russland  gestatten  die 
Ausdehnung  auf  VertragsdeUcte.  Frankreich,  Belgien,  Portugal. 
Spanien,  San  Salvador  und  Monaco  machen  es  abhängig  von  der 
EinwiUigung  des  Angeschuldigten  und  der  Anzeige  an  den  aus- 
liefernden Staat.  Bei  Antragsdelicten  ist  der  Nachweis  der  Klage 
des  Geschädigten  Voraussetzung  der  Auslieferung.  Die  Aus- 
lieferung der  Gehülfen  und  fiir  Versuch  eines  Verbrechens  sind 
allgemein  anerkannt.  Die  Auslieferung  muss  gestattet  werden 
auch   für   Verbrechen,    welche    vor    Inkrafttreten    des   Vertrages 


8  Justizbericht  1886.  8.  65.  ff.  bes.  J.  B.  1885.  S.  70.  FaU  Pugin  Fr»nk- 
reichy  (faux  iinraateriel,  Meineid,  Bigamie,  Diebstahl  unter  Ehegatten). 
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verübt  wurden,  einzig  der  Vertrag  mit  Nordamerika  macht  hierin 
eine  Ausnahme.  • 

6.  Die  Thatbestände.  Regel  ist^  dass  der  eingeklagte  That- 
bestand  auch  nach  der  Gesetzgebung  des  requirirten  Staates 
strafbar  sei.  Es  ist  nicht  nöthig,  dass  der  eingeklagte  That- 
bestand  unter  den  gleichen  strafrechtlichen  BegriflF  falle;  es  ge- 
nügt, wenn  derselbe  nach  den  Gesetzen  des  angesprochenen 
iStaates  überhaupt  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  bildet,  das  im 
Auslieferungsvertrag  vorgesehen  ist.  (Entscheid  d.  B.  G.  IL  492. 
496.  IV.  126.  VIII.  292.  Rechenschaftsbericht  d.  B.  R.  f.  1876. 
S.  481;  f.  1878.  S.  574.  Justizbericht  1887.  S.  61.  Entscheid, 
Bd.  XU.  136.) 

7.  Ausschluss  der  Auslieferung,  a)  Wenn  die  Strafe  nach 
den  Gesetzen  des  angefragten  Staates  verjährt  ist  und  zwar  nach 
Massgabe  der  Strafdrohung  (Entscheid.  B.  XII.  580).  b)  Wenn 
der  Verfolgte  bereits  für  die  gleiche  Handlung  verfolgt  und  be- 
straft war.  c)  Wegen  politischer  Verbrechen.  Sämmtliche  Aus- 
lieferungsverträge der  Schweiz  enthalten  die  Klausel,  dass  für 
politische  Verbrechen  oder  Vergehen  keine  Auslieferung  stattfindet. 
Die  Verträge  mit  Deutschland,  Nordamerika,  Grossbritannien 
sagen:  Wenn  die  Handlung  einen  „politischen  Charakter"  hat, 
Ueber  den  Begriff  des  politischen  Verbrechens  vgl.  die  Verhand- 
lungen des  schweizerischen  Juristenvereins   1880.  ^^ 

8.  Die  Auslieferungsbewilligung  setzt  ein  Strafurtheil  oder 
einen  in  gehöriger  Form  ausgestellten  Verhaftsbefehl  ^^  voraus. 
Dieser  soll  enthalten  1.  das  Signalement;  2.  die  anzuwendenden 
Strafgesetzparagraphen;  3.  Thatsachen,  um  die  Richtigkeit  der 
Qualification  in  der  Frage  der  Verjährung  des  Verbrechens  prüfen 

3  Vgl.  Justizbericht  1886.  S.  64.  Fall  Migliavftcca.  J.  B  1885.  Deutsch' 
Innd,  Hehlerei»  eine  im  Analiefeniugsvertrag  vorgesehene  Form  der  Theilnahme. 
Jufttizbericht  1884.  Fall  Kaufmann.  Begünstigung  ebenfalls  zu  Theilnahme  ge- 
TGihnet.  J.  B.  1888.  S.  68.  Fall  Packe.  Fall  Spring. 

^^  Pfenninger,  der  Begriff  des  politischen  Verbrechens.  Protokoll  1880. 
S.  33—103.  Serment  ebenda. 

^^  Missacbtung  der  Vorschriften  bei  Ausstellung  des  Verbaftsbefehls  haben 
«ine  Reihe  von  bezüglichen  Instructionen  und  Kreisschreiben  des  B.  R.  zur 
J'olgo  gehabt,  angeführt:  Justizbericht  1883.  S.  67.  1882.  S.  71.  —  Die 
provisorische  Verhaftung  ist  im  Vertrag  mit  den  Niederlanden  nicht  berück- 
eicbtigt  und  fuhrt  zur  Revision.  J.  B.  1888.  2. 
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zu  können,  jenes  für  die  Feststellung,  ob  das  Delict  in  beiden 
Staaten  strafbar  sei.  Wenn  der  Verhaftsbefehl  allen  diesen  An- 
forderungen entspricht,  so  tritt  eine  Prüfung  des  Beweises  seitens 
der  Bundesbehörden  nicht  ein.  Dagegen  iindet  eine  materielle 
Prüfung  der  Beweise  in  einigen  Staaten  statt  (Grossbritannien, 
Nordamerika,  Schweden  [ohne  Vertrag],  Belgien).^*  Hat  der  Autj- 
zuliefemde  im  requirirten  Staat  ein  Verbrechen  begangen,  so  kann 
die  Auslieferung  verschoben  werden  bis  nach  erstandener  Strafe  oder 
sie  kann  provisorisch  blos  zur  Untersuchung  und  Aburtheilung 
unter  Vorbehalt  der  Rucklieferung  an  den  requirirten  Staat  gewährt 
werden.'*  Personen,  gegen  welche  ein  Auslieferungsbegehren  vor- 
liegt, dürfen  nur  vom  competenten  Richter  gegen  Caution  aut 
freien  Fuss  gestellt  werden,  nicht  auf  Verfügung  der  Kantonal- 
behörden. 

9.  Sämmtliche  Auslieferungsverträge,  mit  Ausnahme  derjenigen 
von  Nordamerika  und  Grossbritannien,  enthalten  Vorschriften  über 
die  Einvernahme  und  Stellung  von  Zeugen.  Regel  ist  die  Ein- 
vernahme des  Zeugen  am  Wohnort.  Das  Ersuchsschreiben  kann 
an  die  requirirte  Behörde  direct  gerichtet  werden  (Luxemburg, 
Oe*terreich,  Italien,  Deutschland)  oder  an  die  Regierung  des  Landes 
auf  diplomatischem  Wege  **  (Deutschland  und  alle  andern  Vertrags- 
Staaten,  mit  Ausnahme  der  Genannten).  Ausgenommen  ist  diese 
Rechtshülfe  natürlich  bei  politischen  Vergehen  und  Verbrechen, 
dagegen  ist  sie  nicht  beschränkt  auf  Einvernahme  betreffend  Ver- 
tragsdelikte. —  Gemäss  sämmtlichen  Verträgen,  Grossbritannien 
ausgenommen,  kann  auch  die  persönliche  Stellung  begehrt  werden, 
doch  beschränkt  sich  die  Rechtshülfe  nur  auf  Zustellung  der 
Aufforderung  an  den  Zeugen,  in  dessen  freiem  Willen  das  Er- 
scheinen gegen  Ersatz  der  Kosten  steht.** 


*2  Blumer- Morelly  Bundesstaatsrecht  1887.  S.  657. 

13  Justizbericht  1885.  8.  68.« 

1^  Durch  Kreisschreiben  vom  22.  Mai  1883  (B.  Bl.  1883  11.  1031)  sah  sich 
der  Bundesrath  veranlasst,  in  Erinnerung  zu  rufen,  dass  snr  Vermittlung  vmi 
Rogatorien  an  französische  Amtsstellen,  anders  als  mit  Oesterreich,  Italien, 
Deutschland,  der  diplomatische  Weg  einzuschlagen  sei.  Justixbericht  1883. 
S.  18. 

1^  Vgl.  Justizbericht  1884.  S.  14.  Grundsätze  über  Vermlttlong  voa 
Requisitorien,  Citationen,  Urtheilen.  —  Vgl.  Justizbericht  1888.  S.  26.  28. 
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10.  MittheiluDg  von  Strafurtheilen  gegen  Angehörige  eines 
andern  Landes  an  die  heimatliche  Regierung  ist  theils  in  den  Aus- 
lieferungsverträgen stipulirt,  theils  durch  Notenaustausch  festgesetzt 
zwischen  der  Schweiz  einerseits  und  Itah'en,  Deutschland,  Belgien^ 
Frankreich,  Portugal,  Russland,  Luxemburg  anderseits.  Bei  Frei- 
sprechung findet  Mittheilung  nicht  statt.    (J.  B.  1883,  S.  65.) 

11.  Die  Uebertragung  der  Competenz  des  Bundesrathes  an 
das  Bundesgericht  rechtfertigte  sich  nicht  nur  aus  der  praktischen 
Rücksiclit,  dass  die  Interpretation  von  Staatsverträgen  und  Straf- 
gesetzen, die  Entscheidung  thatsäcblicher  Fragen  und  des  gemeinen 
oder  politischen  Cliarakters  der  Handlung  besser  dem  Gericht  zu- 
komme, sondern  auch  principiell  mit  Rücksicht  auf  die  Rechts- 
stellung des  Auszuliefernden,  da  die  gerichtliche  Prüfung  die  Will- 
kür oder  einseitige  Entscheidung  durch  die  Regierung  aus  politischen 
Gründen  ausschliesst.  Den  Verfolgten  muss  das  Recht  zustehen, 
gegen  das  Begehren  Einsprache  zu  erheben,  ob  dieses  Recht  direct 
aus  dem  Staatsvertrag  oder  aus  dem  verfassungsmässigen  Schutz 
der  Person  und  der  persönlichen  Freiheit  abgeleitet  werde»  Das 
Kreisschreiben  vom  26.  Januar  1875  ^^  ordnet  Folgendes  an :  Wenn 
das  reclamirte  Individuum  verhaftet  ist,  so  macht  die  Cantons- 
regierung  dem  Bundesrath  davon  Anzeige  und  spricht  sich  gleich- 
zeitig darüber  aus^  ob  die  Anwendung  des  Auslieferungsvertrages 
von  ihr  selbst  oder  der  verfolgten  Person  bestritten  werde.  ^'  Im 
letztem  Fall  lässt  die  Cantonsregierung  durch  einen  Beamten  ein 
Protokoll  über  die  Einsprachsgründe  aufnehmen.  Im  Fall  gegen 
Anwendung  des  Staatsvertrags  Einsprache  erhoben  wird,  erklärt 
der  Bundesrath,  dass  Art.  51  des  Organisationsgesetzes  zur  An- 
wendung komme,  und  übersendet  die  Acten  an  das  Bundesgericht. 

IL  Die  Competenz  der  Bnndesbehörden  in  Strafsachen. 

§  84.  a)  Der  Bundesrath.  Das  Strafrecht  ist  Sache 
der  Cantone  und  die  Aburtheilung  durch  cantonale  Gerichte  die 
Regel  selbst  bei  Bundesgesetzen.     Die   Bundesbehörden   kommen 


1^  Buodesblatt  1875.  I.  122. 

^"^  Es  ist  Praxis,  dass  die  blosse  Behauptung  des  Requirirten,  er  sei  nicht 
schaidig,  unberücksichtigt  bleibt,  da  das  Urtheil  über  Schuld  oder  Nichtschuld 
lediglich  dem  Richter  des  requirirenden  Staates  zufallt. 
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aber    in    den    Fall,    strafrechtlich    wichtige    Entscheidungen    zu 
fällen    und    bei   bestimmten   Gegenständen   solcherweise   auf  das 
cantonale  Gesetz  und  die  Rechtsprechung  einzuwirken.     Seat  der 
neuen    Bundesverfassung   sind,  wie    bereits   bemerkt    wurde,    die 
Competenzen  des  Bundesraths   sachgemäss   beschränkt   und    die- 
jenigen des    Bundesgerichts   entsprechend  erweitert  worden,  aber 
noch  hat  der  Bundesrath   in    vielen  Fällen  Entscheide  von  straf- 
rechtlicher Bedeutung  zu  fällen,  in  manchen  Stucken  in  Concurrenx 
mit  dem  Bundesgericht,  trotz  der  Ausscheidung  der  Competenzen 
nach    Art.    59    des    Organisationsgesetzes  von  1874,     In  andern 
Beziehungen  nimmt  er  Stellung  im  cantonalen  Strafprocess  und  hat 
seine   Competenzfragen   gegenüber   den   Cantonen,    endlich   steht 
ihm  eigene  Disciplinarstraf  befugniss  zu  und  nach  dem  fiscalischen 
Gesetz  von    1849   und   dem   Haftpflichtgesetz  ein  administrativer 
Strafentscheid.     Es    sind   denn    auch    die  jährlichen  Berichte  des 
Justizdepartements  fiir  die  Darstellung  des  schweizerischen  Straf- 
rechts   nicht   ausser    Acht   zu   lassen.     Der   Bundesrath   ist  zum 
Erlass  von  Verordnungen  zu  den  Bundesgesetzen,  soweit  ihm  die 
specielle  Befugniss  in  dem  betreffenden  Gesetz  ertheilt  wurde,  er- 
mächtigt,  was   als   eine  vom  Gesetzgeber  an  ihn-  gemachte  Dele- 
gation aufzufassen  ist.     Er   entscheidet  über  Auslieferung,  sofern 
nach  Art.   58    des  Org.-Ges.    das   Bundesgericht   es    nicht   thut; 
ihm  steht   die  Ausweisung   Fremder,    welche   die   Ruhe  der  Eid- 
genossenschaft   gefährden,    zu,    und    auf   seinen  Antrag    tritt  bei 
politischen    Verbrechen    die    Verfolgung    ein.     Nach  Art.  74  de» 
B.    St.    R.    steht   dem    Bundesrath   frei,    Verbrechen,    die  nicht 
ausschliesslich   den   Assisen   zugetheilt,   die  in  der  Regel  zur  Be- 
urtheilung    an    die    Cantonalbehörden    gewiesen    sind,    von   den 
Bundesassisen   behandeln   zu  lassen,    von  welcher  Befugniss  zwar 
nur  selten  Gebrauch  gemacht  wird.  Leo  Weber  *  sagt  von  diesem 
Art.  74,  dass  damit  der   Bundesrath,  eine  politische  und  admini- 
stative   Behörde,   berufen   ist,    in   der  Eigenschaft  einer  Anklage- 
kammer zu  handeln.     Wo   cantonale  Gerichte  gemäss   der  durch 
Art.  74  übertragenen  Gerichtsbarkeit  ^  urtheilen,  ist  es  eine  viel- 


^  Leo    Weber,    Betrachtungen   über   die   Entwicklung   der   Bundesatrif- 
gerichtsbarkeit  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  St.  R.  L  376. 
2  Vgl.  Justizbericht  1884.  S.  49.  13. 
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bestrittene    Frage,    ob   dem   Bunde   gegen    das  cantonale  Urtheil 
ein  Rechtsmittel  und  welclies  zustehe.    Der  Bund  hat  unabhängig 
von  der    cantonalen   Staatsanwaltschaft   ein    selbständiges  Appel- 
lationsrecht   in    Anspruch  genommen;    zum    Zwqck  der  Controle 
über  die   richtige    Anwendung   des   Bundesstrafgesetzes,  und    ge- 
gebenen  Falls    sich  vorbehalten,   in   Anwendung  des  cantonalen 
Processgesetzes  die  Cassation  des  Urtheils,  eventuell  unter  Berufung 
auf  Art.   18  d.  B.  G.   betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertretung 
fiscalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze,    das  Rechtsmittel  der 
Cassation    beim     eidgenössischen     Cassation  sgeri  cht     geltend    zu 
machen.  Vgl.  Fall  Lafferma.^  Dieses  viel  angefochtene  selbstständige 
Recht  lässt  sich  aus  dem  Gesetze  nicht  begründen  und  es  haben  . 
denn   auch   mehrfach    cantonale  Obergerichte   dasselbe    nicht  an- 
erkannt,   während  der  Bundesrath   daran  festhält.*     Der  Bundes- 
rath  ist  endlich  auch  mit  einzelnen  richterlichen  Funktionen  aus- 
gestattet.    Es    ist    dies    der    Fall    auf    staatsrechtlichem    Gebiete 
bezüglich  gewisser  Beschwerden  der  Bürger  über  Verletzung  ver- 
fassungsmässiger  Rechte   wie   auf  dem  eigentlichen  Verwaltungs- 
gebiete, zufolgedessen  ihm,  beziehungsweise  einzelnen  Departemen- 
ten  nicht  allein    eine   Bussenbefugniss,    sondern   auch    das   Recht 
zusteht,  bei  unrichtiger  Anwendung  administrativer  Bundesgesetze 
durch    die  cantonalen  Behörden   deren   Verfügungen  zu    kassiren 
und  materiell  anders  zu  verfügen.^  Das  Letztere  kann  sich  nicht 
beziehen  auf  Abändeining  einer  vom  cantonalen  Richter  nach  Bun- 
desgesetz ausgefällten  Strafe,    wohl  aber  kann  das  Urtheil  cassirt 
werden,    wenn    eine    unrichtige    Gesetzesauslegung    stattgefunden 
hat.     Indem   der   Bundesrath   in  den  Fällen,  welche  als  Admini- 
strativstreitigkeiten  von    der   Competenz  des  Bundesgerichts  aus- 
geschieden sind,  entscheidet,  kann  er  oft  in  Concurrenz  mit  dem 
Bundesgericht  treten.    Bei  der  polizeilichen  Verweisung  (Art.  45) 
ist  der  Bundesrath  competent,  während  über  Recurse  wegen  Ver- 
letzung   des    Art.    44    das    Bundesgericht  urtheilt,    und  der  Fall 
Bernasconi  hat  gezeigt,    dass   beide  in  ihre  gegenseitigen  Gebiete 
übergreifen   müssen.     Mehrfach   hat   der  Bundesrath   Ausweisun- 


^  Fall  Laffermii.  Justizberichte  von  1884.  85.  86. 

*  Appellationsfrist    vom    Tage    der    Kenntnissnahme    des    Urtheils.      Vgl 
Jnstizbericht  1880.  S.  77.  flf.  St.  Gallen.  Bern.  Aargau. 
5  Bliimer-Morell,  II.  2.  90. 

TfMninger,  Sehwelz.  Straf^cht  3g 
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gen    der  Cantone  aufgehoben,    weil   nur  schwere  Vergehen  nach 
Art.  45    zur    Ausweisung    berechtigen.     Vgl.  Justizbericht  1884» 
S.  24.  28,    bes.    S.    26.     Bezüglich  der  Qualification  einer  straf- 
baren  Handlung   als   schweres  Vergehen    hat    sich    die    Bundes- 
behörde   ihr   selbständiges   freies   Ermessen   vorbehalten;   sie  hat 
auch  erklärt,  dass  nach  der  klaren  Bestimmung  des  Art.  45  der 
Entzug    der    bürgerlichen    Ehrenrechte  in  Folge  Concurses  dem 
Entzug  in  Folge  eines  strafrechtlichen  Urtheils  nicht  gleichzustellen 
sei  (Justizbericht  1884,  S.  26. 24).  —  Ein  gleiches  Verhältniss  findet 
statt  in  Bezug  auf  die  Art.  48.  50.  51  betreffend  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit   und   jfreie    Ausübung    gottesdienstlicher    Hand- 
lungen.    Soweit   wegen  Verletzung   der  Vereins-  oder  Versamm- 
lungs-    oder   Pressfreiheit    durch    cantonale    Strafurtheile  Recur* 
ergriffen   wird,  ist   das  Bundesgericht  competent^  insofern  es  sich 
um   die   Glaubensfreiheit   handelt,   der  Bundesrath, "  wodurch  die 
UnzuträgUchkeit   einer   doppelten    Behandlung  '^    entsteht,   wie  es 
sich    in    dem   Recurs    Wackernagel^  ^    der    eine    Aenderung   des 
Basler    Strafgesetzes    nach    sich   zog,    und   in   den  Recursen  der 
Heilsarmee  zeigte.     Cantonale    Strafurtheile   wegen  Störung  oder 
Missachtung  von  Kultushandlungen  sind  mehrfach  vor  den  Bundes- 
rath  gezogen  worden  {Python,  Freiburg  1875)  und  seine  Entschei- 
dung hat   insofern  auf  die  Auslegung  cantonaler  Gesetze  und  die 
Rechtsprechung  eingewirkt.  ^"^ 

Das  Organisationsgesetz  vom  27.  Juli  1874  weist  unter 
andern  dem  Bundesrath  Recurse  zu  wegen  Administrativstreitig- 
keiten betreffend  Handels-  und  Gewerbefreiheit,  Rechte  der  Nieder- 
gelassenen, Glaubens-  und  Gewissenfreiheit,  betr.  die  Anwendung 
der  Bundesgesetze  über  Jagd,  Fischerei,  Vogelschutz,  Ausübung 
der  wissenschaftlichen  Berufsarten,  Fabrikarbeit  und  gefährdenden 
Gewerbebetrieb,  Banknoten,  Maass  und  Gewicht,  Epidemien  und 
Viehseuchen.     Die   Aufzählung   nach    Art.  59  des  Gesetzes,  was 


'^  Langhardf  die  Glaubens-  und  Kultusfreiheit  nach  Schweiz.  Bundes- 
recht  1888. 

8  Siehe  Justizbericht  1886.  S.  4. 

ö  Der  Beschluss  d.  B.  R.,  durch  welchen  das  Straf nrtheil ^Basels  wegen 
Beschimpfung  der  katholischen  Religionsgenossenschaft  daselbst  aufgehoben 
wurde,  findet  sich  in  extenso  im  Bundesblatt  1886.  I.  S.  63. 

10  Vgl.  Rekurs  Huber.  Justizbericht  1886.  51. 
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als  Administrativstreitigkeit  dem  Bundesrath  unterstellt  sei,  ist 
ausschliessend;  so  dass  Alles  andere  eo  ipso  dem  Bundesgericht 
zufallt.  " 

b)  Das  Bundesgericht.  Gemäss  Art.  32  des  Organi- 
sationsgesetzes urtheilt  das  Bundesgericht  mit  Zuziehung  von 
Geschwornen :  1.  über  Hochverrath  gegen  die  Eidgenossenschaft, 
Aufruhr  und  Gewaltthat  gegen  die  Bundesbehörden ;  2,  über  Ver- 
brechen und  Vergehen  gegen  das  Völkerrecht;  3.  über  politische 
Verbrechen  und  Vergehen,  die  Ursache  oder  Folge  derjenigen 
Unruhen  sind,  durch  welche  eine  bewaffnete  eidgenössische  Inter- 
vention veranlasst  wird ;  4.  in  Fällen,  wo  von  einer  Bundesbehörde 
die  von  ihr  ernannten  Beamten  dem  Bundesgericht  zur  strafrecht- 
lichen Beurtheilung  überwiesen  werden. 

Weitere  Bestimmungen  über  die  Competenz  der  Bundes- 
assisen sind  in  den  Art.  73  bis  77  des  Bundesstrafrechts  ent- 
halten.    (Vgl  S    342  vorstehend.) 

Das  Bundesgericht  ist  verpflichtet,  die  Beurtheilung  auch 
anderer  als  der  in  Art.  32  genannten  Straflalle  zu  übernehmen, 
wenn  solche  durch  die  Verfassung  oder  Gesetzgebung  eines  Can- 
tons  ihm  zugewiesen  werden  und  die  Bundesversammlung  hiezu 
ihre  Zustimmung  ertheilt",  doch  haben  die  Cantone  von  dieser 
Befugniss  keinen  Gebrauch  gemacht. 

In  Bezug  auf  die  Ueberweisung  von  Beamten  zur  strafrecht- 
lichen Beurtheilung  an  das  Bundesgericht  wurden  folgende  Arten 
von  Straffällen  in  der  Berathung  des  B.  St.  R.  unterschieden: 

1.  Gemeine  Verbrechen  von  Beamten  ohne  Beziehung 
zu  den  amtlichen  Funktionen ;  sie  stehen  ausschliesslich  unter  der 
Jurisdiction  der  Cantone.  —  Eine  Ausnahme  ist  nur  gemacht  zu 
Gunsten  der  Mitglieder  des  Bundesrathes,  des  Bundesgerichts, 
des  eidgenössischen  Kanzlers  und  Bundesgerichtsschreibers,  sowie 
der  eidgenössischen  Repräsentanten  und  Commissarien ,  welche 
gemäss  dem  Gesetz  über  die  politischen  und  polizeilichen 
Garantien    zu    Gunsten    der   Eidgenossenschaft   nur   mit    Zustim- 


"  Die  Mängel  der  Ausscheidung  der  Competenzen  begründen  wesentlich 
die  Forderung  der  Revision  des  Gesetzes,  welche  eine  umfassende  werden 
soll.  Vgl.  die  Berichte  des  Justizdepartements  und  den  Entwurf  Hafner  mit 
Motiven  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  St.  R.  Bd.  I.  S.  249.  ff. 
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mung  des  Bundesrathes    beziehungsweise  der  Bundesversammlung 
strafrechtlich  verfolgt  werden  können. 

2.  Gemeine  Verbrechen  von  Beamten  in  amtlicher  Stelhins: 
begangen  (Unterschlagung,  Erpressung).  Auch  diese  sind  nach 
dem  Gesetz  und  von  den  Behörden  des  Cantons,  wo  sie  begangen 
wurden,  zu  beurtheilen,  gemäss  Art.  75  des  B.  St.  R.,  trotz  dem 
Vorbehalt  des  Art.  77  c,  welcher  die  Vorschriften  des  alten  Ge- 
setzes über  die  Verantwortlichkeit  der  Bundesbehörden  und 
-Beamten   reservirt. 

3.  Verbrechen  von  Beamten  wie  sie  das  B.  St.  G.  vorge- 
sehen hat  (namentlich  Amtsvergehen) ;  sie  sind  in  der  Regel  nach 
Bundesgesetz  von  den  Cantonalbehörden  auf  Ueberweisung  durch 
den  Bundesrath  zu  beurtheilen,  doch  kann  auch  die  Ueberweisung 
an  die  Assisen  stattfinden. 

Ausser  den  in  Art.  32  d.  Org.  G.  gemäss  Art.  112  d.  B.  V. 
aufgestellten  Verbrechen  sind  den  Bundesassisen  durch  Bun- 
desgesetz (Art.  114  d.  Verfassung  und  77  d.  B.  St.  R.)  noch 
andere  überwiesen  worden.  Hiezu  gehören:  Verbrechen,  welche 
von  Mitgliedern  des  National-  und  Ständerathes  in  amtlicher 
Stellung  begangen  oder  gegen  sie  eingeklagt  werden,  während 
einer  Sitzung  der  Bundesversammlung.  Ebenso  gehören  in  die 
Competenz  des  Bundesgerichts:  Verbrechen  gegen  die  Personen 
der  Mitglieder  des  Bundesraths  und  des  Kanzlers,  sowie  gegen 
Mitglieder  der  Bundesversammlung,  des  Bundesgerichts  und  der 
Jury,  gegen  eidgenössische  Repräsentanten  oder  Commissarien, 
gegen  Bundesanwälte  und  Verhörrichter,  während  diese  Beamten 
im  activen  Dienste  sich  befinden.  Ausnahmsweise  sollen  auch 
öffentliche  Beschimpfungen  und  Verleumdungen  von  Bundes- 
behörden und  einzelnen  Mitgliedern  derselben  (Art.  59.  74  d.  B. 
St.  R.)  den  Assisen  überwiesen  werden  können.  In  diesen  Fällen 
ist  die  Erweiterung  der  bundesgerichtlichen  Competenz  über  den 
Art.  112  hinaus  durch  die  Bundesgesetze  über  die  Verantwort- 
lichkeit und  über  die  politischen  und  polizeilichen  Garantien  ein- 
geführt worden. 

Die  erwähnten  weitern  Bestimmungen  des  Bundesstrafrechts 
(Art.  74—77)  über  die  Competenz  der  Bundesassisen  schreiben 
vor,  dass  die  andern  im  Gesetz  vorgesehenen  Verbrechen  in  der 
Regel    sowohl    zur    Untersuchung    als    zur   Aburtheilung   an  die 
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Cantonalbehörden  gewiesen  werden,  dass  es  aber  dem  Bundes- 
rath  freistehe,  dieselben  nach  dem  eidgenössischen  Processverfahren 
untersuchen  und  durch  die  Bundesassisen  beurtheilen  zu  lassen 
nach  dem  Bundesgesetz.  Dahin  gehören,  gleichviel  ob  die  Delicte 
von  Beamten  oder  Nichtbeamten  begangen  werden,  Verfälschung 
von  Bundesacten  oder  wissentliche  Geltendmachung  solcher  ge- 
fälschter Urkunden ,  falsche  Zeugnissabgabe  vor  einer  Bundes- 
behörde, Uebertretung  der  Landesverweisung  und  Beihülfe  dazu, 
Anwerbung  in  Kriegsdienste,  Schädigung  der  Telegraphenleitungen, 
Behinderung  der  Telegraphenangestellten  in  ihrem  Dienst  u.  s.  w., 
Beschädigung  und  Gefährdung  von  Post-  und  Eisenbahnzügen 
(Art.  61 — 68  d.  B.  St.  R.).  Die  Ueberweisung  durch  den  Bundes- 
rath  ist  als  förmhche  Amtsklage,  nicht  blos  als  Anzeige  zu  be- 
handeln. Die  Auslieferungspflicht  ist  fiir  die  Cantone  eine  unbe- 
dingte und  es  wird  die  ganze  Schweiz  als  ein  Gerichtskreis  be- 
trachtet, üeber  die  Schwierigkeiten  und  die  Seltenheiten  des 
Assisenverfahrens,  sowie  über  die  Behandlung  connexer  Ver- 
brechen (Art.  76  d.  B.  St.  R.).    Vgl.  vorstehend  S.  342/43. 

Das  Gesammtbundesge rieht  beurtheilt  Nichtigkeits- 
beschwerden gegen  Erkenntnisse  des  in  Art.  261  fl*.  des  Militär- 
strafgesetzbuches vorgesehenen  ausserordentlichen  Kriegsgerichts ; 
ebenso  Recurse  gegen  Strafurtheile,  welche  von  cantonalen  Ge- 
richten in  Anwendung  des  Art.  59  des  Bundesgesetzes  über  den 
Civilstand  und  die  Ehe  erlassen  sind. 

Das  Cassation sgericht  hat  über  Cassations-,  Revisions-  und 
Rehabilitationsgesuche  in  Crirainalfällen  (Art.  iSö — 168.  175  bis 
182  des  eidg.  Strafprocessgesetzes)  zu  entscheiden.  (Art.  55  d. 
Org.  Ges.) 

Die  Cassationsbeschwerde  ist  zulässig  bei  Anwendung  der 
fiscalischen  Bundesgesetze  zum  Schutz  der  eidg.  Regalien :  Zölle, 
Posten,  Telegraphen  und  Pulver.  Das  bezügliche  Verfahren  ist 
durch  Bundesgesetz  vom  30.  Juli  1849  festgesetzt,  wie  bereits 
ausgeführt  wurde.  Der  Recurs  ist  ferner  zulässig  gegen  cantonale 
Strafurtheile  betreffend  Uebertretung  der  Vorschriften  des  Bank- 
notengesetzes, des  Bundesgesetzes  betreffend  Beaufsichtigung  des 
Versicherungswesens  und  des  Bundesgesetzes  betreffend  gebrannte 
Wasser.  Die  beiden  letztgenannten  verweisen  ausdrücklich  auf 
das  Bundesgesetz  vom   30.  JuU  1849,    das  Banknotengesetz   nur 
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auf  Art.  55  des  Organisationsgesetzes  vom  27.  Juni  1874,  wdcher 
bestimmt,  dass  das  Cassationsgerieht  über  Beschwerden  gegen 
Urtheile  cantonaler  Gerichte,  welche  sich  auf  Uebertretungen  fis- 
c alischer  Bundesgesetze  beziehen,  zu  urtheilen  hat. 

Bei  andern  Bundesgesetzen  mit  strafrechtlichen  Bestimmungen, 
deren  Anwendung  den  cantonalen  Gerichten  überlassen  blieb,  ist 
ein  Recm-s  an  die  eidgenössische  Cassationsbehörde  nicht  zulässig.^* 
Der  Recursfall  Messerli,  Bundesgerichtliche  Entscheidungen  Bd.  V. 
S.  41  ff.,  hat  klar  gestellt,  dass  das  Gesetz  über  das  Verfahroa 
von  1849  mit  den  Uebertretungen  von  Bundespolizeigesetzen, 
welche  den  Cantonen  die  StrafiUlle  zur  Untersuchung  und  Bear- 
theilung  überweisen,  nichts  zu  schaffen  hat. 

c)  Das  Bundesgericht  als  Staatsgerichtshof.  Die 
eingreifendste  Veränderung  durch  das  Organisationsgesetz  von 
1874  besteht  in  der  Ausscheidung  der  Competenzen  zwischen 
Bundesrath  und  Bundesgericht  und  der  daherigen  Erweiterung 
der  bundesgerichtlichen  Rechtsprechung,  welche  bereits  ein  ebenso 
reiches  als  für  das  Strafrecht  der  Cantone  und  der  Eidgenossen- 
schaft wichtiges  Ergebniss  hervorgebracht  hat. 

Nach  Art.  56  u.  ff.  d.  0.  G.  entscheidet  das  Bundesgericbt 
1.  über  Competenzconflicte  zwischen  Bundesbehörden  einerseits 
und  Cantonalbehörden  anderseits,  2.  über  Streitigkeiten  staats- 
rechtlicher Natur  zwischen  Cantonen.  Hieher  gehören  insbesondere 
Grenzstreitigkeiten  zwischen  zwei  Cantonen,  Fragen  der  Anwen- 
dung intercantonaler  Verträge  und  Competenzfragen  zwischen  den 
Behörden  verschiedener  Cantone,  bei  welchen  eine  Cantons- 
regierung  selbst  den  Gegenstand  beim  Bundesgericht  an- 
hängig macht.  Dahin  gehören  Auslieferungsstreitigkeiten  zwischen 
Cantonen,  jedoch  nicht  Beschwerden  des  Auszuliefernden.  Diese 
müssen  auf  eine  Verletzung  nach  Art.  59  sich  stützen  oder  auf 
das  Auslieferungsgesetz  vom  25.  Juli  1852,  insofern  dieses  för 
die  strafrechtliche  Verfolgung  in  einem  andern  Canton  die  Stellung 
eines  Auslieferungsgesuchs  verlangt-,  3.  über  Beschwerden  von 
Privaten  oder  Corporationen  betreffend: 

a)  Verletzung    derjenigen    Rechte,    welche    ihnen    entweder 
durch  die  Bundesverfassung  und  die  in  Ausführung  derselben  er- 


12  Vgl.  Blumer-MoreU,  II.  2.  S.  213. 
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lassenen  Bundesgesetze  oder  durch  die  Verfassung  ihres  Cantons 
gewährleistet  sind. 

b)  Verletzung  von  Concordaten  und  Verkommnissen  unter 
den  Cantonen,  sowie  von  Staatsverträgen  mit  dem  Auslande. 

In  dem  Schutz  der  den  Bürgern  durch  die  Bundes-  und 
cantonalen  Verfassungen  gewährleisteten  Rechte  (insbesondere  der 
sogenannten  Individualrechte)  gegen  Verletzung  liegt  die  höchste 
Aufgabe  und  der  fruchtbarste  Ausgangspunkt  für  die  Thätigkeit 
des  Bundesgerichts. 

Die  cantonale  oder  Bundesverfassung  muss  verletzt  sein.  Die 
Verletzung  cantonaler  Gesetze  begründet  ein  Recursrecht  nicht, 
es  müsste  denn  dadurch  eine  Rechtsverweigerung  hergestellt  sein, 
welche  gegen  die  verfassungsmässig  garantirte  Gleichheit  geht. 
Daraus  folgt,  dass  dem  Bundesgericht  keine  Berechtigung  zusteht, 
zu  prüfen,  ob  die  cantonalen  Behörden  cantonale  Gesetze  richtig 
ausgelegt  haben,  *^  doch  ist  ersichtlich,  dass,  wenn  der  Schutz 
ein  wirksamer  sein  soll,  der  Satz  nicht  zu  enge  genommen  wer- 
den kann. 

Die  Frage,  ob  der  staatsrechtliche  Recurs  ^*  bei  allen  Bun- 
desgesetzen ergriffen  werden  könne,  welche  in  Ausführung  der 
Bimdes Verfassung  erlassen  wurden,  hat  ihre  Beantwortung  dahin 
gefunden,  dass  die  Einführung  eines  allgemeinen  Recursrechts  bei 
allen  Bundesgesetzen  nicht  beabsichtigt  sei,  der  Recurs  sei  viel- 
mehr nur  bei  solchen  Bundesgesetzen  zulässig,  welche  betreffend 
eines  in  der  Bundesverfassung  gewährleisteten  Rechts  eine  specielle 
Norm  aufgestellt  haben,  bei  Ausführungsgesetzen,  welche  ver- 
fassungsmässige Rechte  der  Bürger  näher  präzisiren.  ^^ 

Berechtigt  zur  Anhebung  des  staatsrechtlichen  Recurses  ist 
jede  Person,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  handlungsfähig  sei 
oder  nicht;  auch  juristischen  Personen  steht  das  Recursrecht  zu. 
Ebenso  können  Ausländer  sich  zum  Schutz  ihrer  Rechte  des 
staatsrechtlichen  Recurses  bedienen  mit  dem  Unterschied,  dass 
solche   ausser   Landes    nur    in    demjenigen    Umfange    das    Recht 


»3  Entacheid.  Bd.  n.  609.  IX.  249.  505.  X.  243.  319.  465.  XII.  513. 

^^  Schock,  der  staatsrechtliche  Kecurs  nach  Bundesrecht  im  Protokoll  d. 
Schweiz.  J.  V.  1886.  Ebenda,  Carrai'd,  le  recours  pour  violation  de  Tt^galite 
<levant  la  loi.  —  Soldariy  du  deni  de  Justice  im  Journal  des  tribunaux  1884. 

'S  Vgl.  Blmnei--Morell,  II.  2.  173. 
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haben,  als  ihnen  solches  gemäss  den  Staatsvei*trägen  zukommt^ 
während  den  in  der  Schweiz  wohnenden  durch  die  Bundesver- 
fassung Rechte  gewährleistet  sind.  Zwar  nicht  die  Rechte,  welche 
ausschliesslich  dem  Staatsbürger  als  solchem  zustehen,  sondern 
die  sogenannten  Individualrechte,  welche  jedem  £inwohner  des 
Staates  zu  gute  kommen.  Der  verfassungsmässige  Schutz  solcher 
Rechte  hat  allgemeine  Geltung.  ^® 

Der  Recurs  geht  nur  gegen  Verfügungen  cantonaler 
Behörden;  es  können  alle  Strafurtheile  cantonaler  Gerichte 
durch  Recurs  an  das  Bundesgericht  gezogen  werden,  falls  durch 
jene  die  Bestimmungen  einer  Verfassung,  eines  Concordats  oder 
eines  Staatsvertrages  verletzt  werden. 

Wenn  es  sich  um  die  Verletzung  der  Bundesverfassung 
handelt,  so  kann  auch  gegen  die  Verfiigung  unterer  cantonaler 
Behörden  der  Rekurs  ergriflfen  werden.  Handelt  es  sich  aber  um 
cantonales  Verfassungsrecht,  ohne  dass  zugleich  ein  intercanto- 
naler  Conflict  vorliegt,  so  haben  sich  die  Recurrenten  zuerst  an 
die  obersten  cantonalen  Behörden  zu  wenden. 

Das  Bundesgericht  als  Staatsgerichtshof  kann  die  Verfügung 
einer  cantonalen  Behörde  nur  aufheben,  dagegen  nicht  materiell 
anders  verfügen  oder  eine  Verfügung  oder  ein  Urtheil  abändern. 
Es  ist  für  das  Bundesgericht  die  thatsächliche  Feststellung  des 
cantonalen  Richters  gegeben,  ^'  es  ist  aber  nicht  an  die  Partei- 
vorträge gebunden,  sondern  hat  das  geltende  objective  Recht  zur 
Anwendung  zu  bringen,  **  so  dass  mehrfach  eingereichte  Recurse 
aus  ganz  andern  Verfassungsvorschriften  geprüft  und  anerkannt 
wurden,  als  die  Beschwerde  selbst  geltend  genaacht  hatte. 

Das  Bundesgericht  hat  sich  bei  allem  Festhalten  der  Con- 
tinuität  der  Rechtsprechung  doch  die  volle  Freiheit  der  Ent- 
scheidung nach  der  Eigenart  des  Falles  und  der  materiellen 
Richtigkeit  gewahrt  und  es  liegt  ebensosehr  hieran,  als  an  der 
Schwierigkeit,   allgemein    bezeichnete  Grenzen  der  Competenz  im 

^'>  Fall  Obrist  und  Consorten,  Entscheid,  d.  B.  G.  Bd.  VII.  514. 

^^  Entscheid.  Bd.  XII.  513. 

18  Entscheid.  Bd.  VII.  667,  Fall  Simmen,  VI.  209.  Besonders  interessant 
Fall  Vöuilloz.  I.  225.  „Obgleich  der  Brief  in  einem  Rathbegehren  endigt, 
muss  doch  aus  dem  Inhalt  hervorgehen,  dass  der  Gesuchsteller  die  Csssation 
des  obergerichtlichen  Urtheils  bezweckt." 
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concreten  Fall  in  stets  gleicher  Weise  festzuhalten,  wenn  nicht 
selten  darauf  hingewiesen  wird;  dass  neuere  Entscheidungen  älteren 
widersprechen  oder  dass  bereits  aufgestellte  Grundsätze  und 
Grenzen  überschritten  und  die  Jurisdiction  des  Bundes  auf  Un- 
kosten derjenigen  der  Cantone  ausgedehnt  werde. 

Nach  Art.  59  des  O.  G.  ist  erforderlich,  dass  der  Recurs 
gegen  die  Verfiigung  einer  cantonalen  Behörde  innert  der  Frist 
von  60  Tagen,  von  Eröffnung  der  letztern  an  gerechnet,  eingereicht 
werde.  Das  Verfahren  ist  gemäss  Art.  61  ein  schriftliches.  Die 
eingereichten  Beschwerden  werden  der  Gegenpartei  oder  der  Be- 
hörde, gegen  welche  sie  gerichtet  sind,  zur  Vernehmlassung  mit- 
getheilt  und  nöthigenfalls  Replik  und  Duplik  angeordnet;  nur 
ausnahmsweise  werden  auf  specielles  Ansuchen  mündliche  Vor- 
träge bewilligt.  Der  Instructionsrichter  sorgt  wenn  nöthig,  be- 
sonders in  Fällen  der  Einreichung  von  Recursen  durch  Rechts- 
unkundige,  für  die  Beweisaufnahme.  Ueber  das  Verfahren  bei 
bestrittener  Anwendbarkeit  des  Staatsvertrages  über  Auslieferung 
vgl.  vorstehend. 

d)  Die  bundesgerichtlichen  Entscheidungen. 
£s  kann  sich  hier  nicht  darum  handeln,  eine  erachöpfende  Dar- 
stellung der  strafrechtlich  wichtigen  Entscheidungen  zu  geben. 
Wir  müssen  uns  darauf  beschränken,  zu  zeigen,  in  welcher  Rich- 
tung und  in  welchem  Masse  die  Entscheidungen  des  Bundes^ 
gerichts  in  das  Strafrecht  eingreifen,  inwiefern  sie  Sätze  aufstellen, 
welche  die  cantonale  Rechtsprechung  bei  Gefahr  der  Cassation 
zu  achten  hat,  wie  im  concreten  Fall  die  Entscheidung  auch  in 
die  Strafgesetzgebung  der  Cantone  eingreift.  Wir  beschränken 
uns  auf  die  Recurse  wegen  Verfassungsverletzung. 

Jede  Verfügung  einer  cantonalen  Behörde  kann  der  Ent- 
scheidung des  Bundesgerichts  unterstellt  werden,  wenn  eine  Ver- 
letzung der  Bundes-  oder  der  cantonalen  Verfassung  darin  liegt 
oder  zu  liegen  behauptet  wird. 

Besonders  wichtig  sind  die  Recurse  wegen  Verletzung  der 
garantirten  Individualrechte,  unter  welchen  die  Gleichheit  vor  dem 
Gesetz  voransteht.  Alle  Schweizer  sind  vor  dem  Gesetze  gleich. 
Sämmtliche  Cantone  sind  verpflichtet,  alle  Schweizerbürger  in  der 
Gesetzgebung  sowohl  als  im  gerichtlichen  Verfahren  den  Bürgern 
des    eigenen    Cantons    gleichzuhalten.     Der    Bund    garantirt  den 
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Cantonen  die  Verfassungen,  'die  Freiheit,    die   Rechte  des  Volkes 
und  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bilrger. 

Eine  Verletzung  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  liegt  darin, 
dass  einem  Rechtsuchenden  das  Recht  von  den  Gerichten  ver- 
weigert, die  Sache  verzögert,  die  Parteien  offenbar  willkürlich 
oder  anders  behandelt  werden,  als  sie  nach  den  Gesetzen  das 
Recht  dazu  haben.  Hiegegen  findet  der  in  Strafsachen  häufig 
angewendete  Recurs  wegen  Rechtsverweigerung  (deni  de  justice) 
statt. 

Derselbe  ist  zwiefach  controvers  geworden  in  Bezug  auf  da* 
Verhältniss  des  Bundes  zur  cantonalen  Justizhoheit,  welches  Ver- 
hältniss  auf  Kosten   der  Cantone  zu  Gunsten   des  Bundesgerichts 
bedroht  schien.     Erstens    war   die  Frage,  soll   der  Recurs  gegen 
jede  cantonale  Stelle  direkt  an  das  Bundesgericht  gezogen  werden 
können,  oder  ist  zuerst  die  Beobachtung  des  cantonalen  Instanzen- 
zugs erforderlich  ?     Einerseits  verlaugte  der  wirksame  Schutz  der 
durch  die  Verfassung  verliehenen   Rechte,  dass   gegen   jede  Ver- 
leihung sofort  das  Bundesgericht  angerufen  werden  könne,  ander- 
seits konnten    die   Cantone  geltend  machen,  dass   der   Bund  erst 
dann  einzugreifen  berechtigt   sei,  wenn   die  cantonale  Justiz  end- 
gültig das   Recht  verweigert   habe.     Das  Bundesgericht   hat  sich 
die  Freiheit  der  Rückweisung  solcher  Recurse  an  die  höhere  can- 
tonale Instanz  gewahrt,  ohne  eine  solche  Rückweisungspflicht  an- 
zuerkennen.    Es  spricht  sich  (Entscheid.  Bd.  X,  213,  Fall  Bregg) 
folgendem! assen    aus:  Verfügungen   cantonaler  Behörden   können 
im    Wege    des    staatsrechtlichen    Recurses    wegen     Verfassungs- 
verletzung  angefochten  werden,    ohne   dass  vorher   der  cantonale 
Instanzenzug  erschöpft   werden   müsste.     Allerdings  hat  sich  das 
Bundesgericht   stets   das   Recht  gewahrt,  Beschwerden,  welche  in 
Umgehung    der    cantonalen    Oberbehörden    bei    ihm    angebracht 
wurden,  vorerst  an  die  cantonalen  Instanzen  zurückzuweisen ;  allein 
es  ist   hiezu  keineswegs  verpflichtet,  sondern  blos  berechtigt  und 
hat  denn  auch  von   der  erwähnten  Befugniss  nur  ausnahmsweise, 
d.  h.  nur  dann  Gebrauch  gemacht,  wenn  es  sich  um  zweifelhafte 
Fragen  der  cantonalen  Verfassungsrechte  handelte,  für  deren  Be- 
antwortung   eine   vorgängige   Entscheidung    durch   die   cantonale 
Oberbehörde  wünschenswerth  erschien.     (Vgl.   Entscheid.  Bd.  II, 
379,  E.   1.) 


571 

Zweitens  war  die  Frage,  in  welchem  Umfang  die  richterliche 
Prüfung  des  Recui*sgegenstandes  durch  den  Bundesriehter  zulässig 
sei.  Die  Prüfung  kann  eine  rein  formelle  sein,  indem  sie  blos 
darauf  sich  erstreckt,  ob  Rechtaverweigerung  in  dem  engern  Sinne 
einer  Verweigerung  des  Rechts  oder  der  Anhandnahme  der  Klage 
oder  der  erforderlichen  und  geforderten  rechtlichen  Schritte  vor- 
liege. Sie  kann  aber  auch  materiell  sich  dahin  erstrecken,  ob  trotz 
der  Anhandnahme  und  gesetzlichen  Förderung  des  Rechtsstreites 
nicht  das  Urtheil  ein  willkührliches,  dem  Gesetz  widersprechendes 
sei,  nur  den  Schein  eines  Urthcils  habe  und  in  der  That  in  halt- 
loser Interpretation  eine  wirkhche  Verneinung  des  Rechts  dar- 
stelle. Bundesrichter  Roguin  hat  sich  hierüber  in  den  Verhand- 
lungen des  schweizerischen  Juristenvereins  ausgesprochen  *^  und 
betont,  dass  das  Bundesgericht  für  nothwendig  befunden  habe, 
der  Sache  auf  den  Grund  zu  gehen  und  Urtheile,  die  solche  Will- 
küracte  darstellen,  zu  cassiren. 

Nach  der  altern  Praxis  des  Bundesgerichts  beschränkt  man 
sich  darauf,  zu  prüfen,  ob  die  cantonale  Rechtspflege  überhaupt 
gehandhabt  worden  sei,  ohne  auf  das  Materielle  einzutreten  und 
die  Unrichtigkeit  oder  Richtigkeit  des  Urtheils  selbst  zu  prüfen, 
erst  später  trat  man  auf  die  Prüfung  der  Richtigkeit  des  Urtheils 
nach  cautonalen  Gesetzen  ein.  (Entsch.  Bd.  VI,  331.)  Eine  Rechts- 
verweigerung liegt  in  der  willkürlichen  Abweisung  einer  Partei 
mit  gesetzlich  offenbar  begründeten  Gesuchen,  beziehungsweise  in 
der  willkürlichen  Verletzung  einer  Partei  in  den  ihr  gesetzlich 
zustehenden  Rechten.  Bd.  IX.  411.  Eine  Rechtsverweigerung  ist 
nicht  blos  dann  vorhanden,  wenn  einem  Bürger  der  Zutritt  zu 
den  Gerichten  verschlossen  wird,  sondern  auch  dann,  wenn  in  Aus- 
übung der  richterlichen  Funktionen  einer  gesetzlichen  Vorschrift 
eine  willkürliche  Auslegung  gegeben  wird,  deren  Consequenz 
die  Bestrafung  von  Handlungen  als  verbrecherisch  nach  sich  zöge, 
welche  das  Gesetz  offenbar  nicht  in's  Auge  gefasst  hat,  nicht  als 
solche  bestrafen  wollte.  Hier  ist  die  Prüfung  nicht  blos  eine  for-  . 
melle,  sondeini  sie  geht  auf  die  Untersuchung,  ob  die  vorliegenden 
Thatsachen  derart  seien,  dass  sie  ohne  Willkür  und  Verletzung 
der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  dem  angerufenen  cantonalen  Rechts- 
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satz  unterstellt  werden  können.     Dabei  ist  vorausgesetzt,  dassi  die 
vom  eantonalen  Gericht  erhobenen  Thatsachen  auch  fiir  das  Bundes- 
gericht  massgebend  sind  und  dass  das  Bundesgericht  nicht  befugt 
ist,  zu  untersuchen,  ob  die  eantonalen  Gerichte  die  Bestimmungen 
des  eantonalen  Rechtee   an   sich   richtig   oder  unrichtig  ausgelegt 
haben.   Diese  enggezogene  Grenze  muss  aber  der  Natur  der  Sache 
nach  im  gegebenen  Fall  in  Frage  gestellt  werden,  wie  denn  auch 
gegen    einige   Entscheidungen   die   Einwendung   erhoben   worden 
ist,  dass  sie  zu  weit  gehen  und  in  die  cantonale  Justizhoheit  über- 
greife.    Die  Grenze   wurde   nun  dahin  festgestellt,    es  müsse  das 
cantonale  Urtheil    offenbar,    augenscheinlich   auf  Willkür 
beruhen,  die  weitgehende  Auslegungsbefugniss  des  Gerichts  miss- 
braucht  sein,    um   ein   klares  Recht   des   Klägers  zu  verletzen 
Die  Begriffe  „offenbar"  und  „klares  Recht"  lassen  allerdings   an 
Schärfe  zu  wünschen  übrig,  allein   es   ist  unmöglich,  genauer  die 
Sache   zu  formuliren,    ohne  zugleich  eine  sachliche  Beschränkung 
herbeizuführen,  welche  der  dem  Bundesgericht  gestellten  Aufgabe 
widerspricht,  und  einen  wirksamen  Schutz  der  Verfassungsrechte 
nicht  gewährt^  man  muss   sich  damit  begnügen,  die   Richtung 
zu  bezeichnen,  und  muss    es  dem  Gerichte  anvertrauen,  diese  im 
Geiste  des  Rechts  innezuhalten. 

In  Anwendung  dieser  Befugnisse  hat  das  Bundesgericlit  in 
zahlreichen  Entscheidungen  auf  Rechtsprechung  und  Gesetzgebung 
der  Cantone  eingewirkt.  Eine  Verletzung  des  Grundsatzes  der 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz  kann  dadurch  herbeigeführt  werden, 
dass  eine  Verurtheilung  erfolgt,  ohne  dass  ein  fiir  Alle  gültiges 
Gesetz  zu  Grunde  liegt.  Die  eantonalen  Strafgesetzbücher  gehen 
weit  auseinander.  Neben  solchen,  die  auf  dem  modernen  Boden 
stehen,  giebt  es  andere,  welche  die  Thatbestände  sehr  mangeU 
haft  oder  nur  so  allgemein  bezeichnen,  dass  es  fraglich  werden 
kann,  ob  eine  concrete  Handlung  nach  dem  Sinne  des  Gesetz- 
gebers oder  allgemein  gültiger  oder  im  bisherigen  Gerichtsgebraach 
begründeter  Normen  strafbar  sei  oder  ob  ihre  Bestrafung  nicht 
vielmehr  auf  Willkür  beruhe  und  eine  Rechtsverletzung  oder  Rechts- 
verweigerung darstelle.  Einige  haben  gar  kein  Strafgesetzbuch 
oder  sie  folgen  gemäss  einer  Instruction  frei  dem  Gesetzbuch  eines 
andern  Cantons,  ohne  dass  dieses  Gesetzeskraft  hätte.  Manche 
Cantone    stellen   ausdrücklich    in  der   Verfassung   oder    im  Straf- 
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gesetzbach  den  Satz  nulla  poena  sine  lege  auf^  andere  nicht,  und 
€S  ist  die  Frage,  wie  sich  hienach  die  Begründung  des  Recurses 
stellt. 

Beruht  das  Urtheil  nicht  auf  einem  Satze  des  Geschriebenen, 
sondern  des  Gewohnheitsrechtes,  so  kann,  weil  kein  geschriebenes 
Strafgesetz  vorhanden  ist,  die  Missachtung  des  Grundsatzes  nulla 
poena  sine  lege  nicht  behauptet  werden;  es  wäre  erforderlich, 
nachzuweisen,  dass  der  Verurtheilte  anders  behandelt  wurde,  als 
im  gleichen  Falle  es  mit  Andern  geschah.  Hat  aber  die  Ver- 
fassung oder  das  Strafgesetz  den  Satz  nulla  poena.  sine  lege  auf- 
gestellt, so  darf  eine  Verurtheilung  nur  auf  Grund  eines,  wenn 
auch  allgemein  gehaltenen  nur  das  Delict  bezeichnenden  Gesetzes 
<irfolgen  und  es  muss  die  dem  Gesetz  unterstellte  Thatsache  derart 
sein,  dass  sie  ohne  erkünstelte  Subsumption  und  ohne  den  erkenn- 
baren Willen  des  Gesetzgebers  zu  verletzen,  dem  allgemeinen 
Begriff  zu  unterstellen  ist,  —  Die  Bedeutung  eines  allgemein  an- 
erkannten Rechtssatzes,  dessen  Verletzung  gegen  die  garantirte 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz  gehe,  wurde  dem  Satze  „keine  Strafe 
ohne  Strafgesetz"  beigemessen;  im  Fall  Lang  (Entscheid.  B.  IX 
411)  „die  willkürliche  Auslegung  des  Gesetzes,  wodurch  Handlungen 
unter  Strafe  gestellt  werden,  welche  augenscheinlich  das  Gesetz 
nicht  in's  Auge  fasste,"  steht  im  Widerspruch  mit  dem  allgemein 
anerkannten  (universellement  admis)  Grundsatz  „nulla  poena  sine 
lege"  und  enthält  eine  offenbare  Ungerechtigkeit,  eine  Verletzung 
der  garantirten  Gleichheit  vor  dem  Gesetz,  eine  Rechtsverweigerung. 
Eine  Verletzung  dieses  Grundsatzes  hat  das  Bundesgericht  nicht 
erkannt  in  der  Verurtheilung  wegen .  Ehrverletzung,  welche  auf 
ein  cantonales  Gesetz  sich  niclit  stützte,  sondern  auf  die  gewohn- 
heitsrechtliche Benutzung  des  Gesetzbuches  eines  Nebencantons, 
gemäss  der  Empfehlung  des  Cantonsrathes,  und  gleichzeitig  wurde 
die  behauptete  Verletzung  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  wegen 
Bestrafung  der  Amtsehr Verletzung  nicht  anerkannt.  (Entsch.  Bd. 
VII.  292  Fall  Wyse^').  —  Das  obergerichtliche  Urtheil  des  Cantons 
Zug  wurde  als  eine  Verletzung  jenes  Satzes  aufgehoben,  weil  eine 
Strafe  ausgesprochen  wurde  „wegen  mehrfacher  eigenmächtiger 
unerlaubter  und  daher  straf  barer  Verwendungen  öffentlicher  Gelder", 
während  dieser  willkürlich  aufgestellte  Thatbestand  im  zugerischen 
Strafgesetz   nicht   enthalten   war.    —  Das    Zuchtpolizeigesetz   des 
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Cantons  Aargau  enthält  im  §  1  die  vielangefochtene  Beslimmon^^ 
dass  zuchtpolizeilich  bestraft  werden :  Ehrverletzungen,  körperliche 
AngriflFe  auf  Personen,  Verletzungen  des  öffentlichen  und  Privat- 
eigenthums,  Beschädigung  durch  Missbrauch  des  Vertrauens,  Ver- 
gehen gegen  die  öffentliche  Ruhe,  Ordnung,  Sicherheit  und  Sitt- 
lichkeit, sofern  sie  nicht  ihrer  Natur  nach  oder  nach  den  begleiten- 
den Umständen  der  criminellen  Bestrafung  unterliegen.  Feste 
Thatbestandsmerkmale  sind  nicht  gegeben  und  es  steht  dein  Richter 
frei,  sich  nach  irgend  einem  Gesetzbuch  oder  Lehrbuch  zu  richten 
oder  nach  eigenem  Gutdünken  und  „Praxis"  zu  entscheiden;  er 
kann  auch  Fälle  dem  Gesetz  unterstellen,  welche  weder  irgend  ein 
Gesetz  oder  Lehrbuch  noch  irgend  ein  Gewohnheitsrecht  je  unter 
solche  Rubrik  untergebracht  haben  und  welche  zu  bestrafen  kaum 
nach  dem  Sinne  des  Gesetzgebers  war.  Hier  entsteht  die  Frage : 
Ist  ein  genauer  Thatbestand  erforderlich,  ist  es  eine  Verletznnjr 
des  Satzes  nulla  poena  sine  lege,  blos  die  Bezeichnung  des  IV 
lictes  zu  geben  und  der  richterlichen  Willkür  alles  anheirazusteOen, 
oder  inwieweit  ist  letztere  gebunden? 

Die  Frage  hat  eine  allgemeine  Tragweite.  Zunächst  kann 
sie  aus  dem  Gesichtspunkt  erörtert  werden,  dass  eine  bestimmte 
in  einzelnen  Thatbestandsmerkmalen  umschriebene  Handhmg  die 
unerlässliche  Bedingung  der  Strafbarkeit  sei,  dann  aber  ist  vom 
Standpunkt  der  schweizerisclien  Strafgesetzgebung  aus,  je  nach 
der  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung,  eine  besondere  Prüfung 
nöthig.  Es  ist  bereits  bei  der  Ehrverletzung  nach  dem  B.  St.  G. 
(vorst.  S.  353)  erwähnt,  dass  man  auf  nähere  Bestimmung  des 
Thatbestandes  verzichten  zu  können  glaubte  und  es  ist  anderwärts 
gezeigt  worden,  dass  die  cantonalen  Gesetzgeber  im  Bestreben 
nach  Kürze  und  Einfachheit  durchaus  nicht  so  grosses  Gewicht 
auf  eine  genaue  Festsetzung  des  Thatbestandes  legten. 

Das  Bundesgericht  hat  sich  (Entscheid.  Bd.  IX,  S.  71  ff., 
Aargau,  Fall  Römer)  eingehend  darüber  ausgesprochen.  Eine 
Bestrafung  ist  nicht  blos  dann  zulässig,  wenn  das  Gesetz  selbst 
den  Thatbestand  des  Delictes  nach  seinen  einzelnen  Merkmalen 
genau  definirt.  Vielmehr  liegt  in  dem  Grundsatze  des  Art.  16.  2. 
der  Verfassung  eine  bindende  Vorschrift  darüber  nicht,  in  welcher 
Weise  der  Gesetzgeber  die  Thatbestände  der  strafbaren  Handlangen 
zu  definiren  habe,  sondern  es  steht  dem  Gesetzgeber  frei,  entweder 


■■y^ 


575 

die  Thatbestände  nach  ihren  einzelnen  Merkmalen  im  Gesetz  ge- 
nau zu  bestimmen  oder  dieselben  nur  in  allgemeinen  Umrissen^ 
durch  blosse  Bezeichnung  der  Delicte,  mit  ihrem  technischen 
Namen  u.  s.  w.  zu  fixiren;  auch  hiedurch  wird  dem  Grundsatz 
nulla  poena  sine  lege,  der  in  dem  Art.  16  der  Verfassung  des 
Cantons  Aargau  ausgesprochen  ist/  Genüge  gethan,  da  ja  die  unter 
den  betreffenden  gesetzlichen  Begriff  gehörenden  Fälle  durch  ein, 
freilich  der  Auslegung  einen  weiten  Spielraum  Lassendes  Gesetz 
mit  Strafe  bedroht  sind. 

Indem  das  Bundesgericht  weiterhin  den  bekannten  Grund- 
satz voranstellt,  dass  ihm  keine  Nachprüfung  zustehe,  ob  das 
cantonale  Gericht  die  (so  weiten  Spielraum  gewährende)  Gesetzes- 
bestimmung richtig  ausgelegt  und  angewendet  habe,  sagt  es 
weiter:  Dagegen  hat  das  Bundesgericht  allerdings  zu  prüfen,  ob 
nicht  das  angefochtene  Urtheil  über  die  blosse  Auslegung  des 
Gesetzes  thatsächlick  hinausgehe,  d.  h.  die  streitige  Gesetzes- 
bestimmung auf  einen  Thatbestand  anwende,  der  dar- 
unter nach  allgemeinen  strafrechtlichen  Begriffen 
gar  nicht  subsumirt  werden  kann,  und  so  eine  ver- 
fassungsmässig unzulässige  Erweiterung  des  Kreises  des  straf- 
baren Unrechts  über  die  im  Gesetze  vorgesehenen  Falle  hin- 
aus enthalte. 

Nach  dieser  Richtung  wird  dann  das  cantonale  Urtheil, 
welches  die  Schmähung  des  aargauischen  Staates,  seiner  Einrich- 
tungen und  Zustände  als  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung 
qualificirt  hatte,  cassirt  mit  der  Begründung,  dass,  obgleich  der 
Begriff  der  öffentlichen  Ordnung  ein  sehr  unbestimmter,  der  ver- 
schiedenartigsten Definitionen  fähiger  sei,  selbst  bei  der  weitesten 
Fassung  dieses  Begriffes  man  doch  nicht  dahin  gelangen  könne, 
allgemeine  Schmähungen  und  Schimpfereien  über  den  Staat,  seine 
Einrichtungen  und  Zustände,  welche  Ruhe  und  Ordnung  im 
Staate  gar  nicht  stören  noch  stören  sollen,  als  jenes  besondere  oder 
ein  Vergehen  überhaupt  zu  fassen  •,  vielmehr  müsste  hiefür  der 
Gesetzgeber,  wo  der  Satz  nulla  poena  sine  lege  anerkannt  sei, 
eine  besondere  ausdrückliche  Gesetzesbestimmung  erlassen,  eine 
solche  fehle  aber  im  Canton  Aargau. 

Eine  Rechtsverweigerung  erblickte  das  Bundesgericht  in  der 
Weigerung  des  aargauischen   Gerichts,    das    Strafverfahren  gegen 
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oinen  Canton  sein  wohn  er,  der  einen  injuriösen  Brief  nach  Deutsch- 
land geschrieben  hatte,  einzuleiten,  nachdem  er  einer  Ladung 
deutsclier  Gerichte  keine  Folge  geleistet.  Zuchtpolizeigesetz  §  29. 
Vgl.  Entscheid  vom  10.  Nov,  1888. 

Eine  Rechtsverweigerung  wurde  darin  erkannt,  dass  einem 
Vertheidiger  im  Canton  Unterwaiden  verweigert  wurde,  Einsicht 
von  den  Acten  zu  nehmen,  da  die  Gerichtspraxis  blos  Einsicht- 
nahme eines  Processextractes  gestatte.  Das  Bundesgericht  fand, 
es  dürfe  dem  Vertheidiger  nicht  verwehrt  werden,  von  den  Auf- 
zeichnungen über  die  stattgehabten  Amtshandlungen,  Zeugenein- 
vernahmen   u.   dgl.    Einsicht    zu    nehmen,    wie    solches    die 
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Doctrin  und  die  modernen  Gesetzbücher  ausdrück- 
lich gestatten,  und  wie  es  zum  Wesen  des  von  der Nidwaldner 
Verfassung  garantirten  Vertheidigungsrechtes  gehöre.  Die  Ver- 
weigerung sei  eine  Verweigerung  des  rechtlichen  Gehörs  und  eine 
Verletzung  der  Nidwaldner  Verfassung. 

Das  Strafgesetzbuch  des  Cantons  Solothurn  enthält  in  §§  16. 
17.  die  Bestimmung,  dass  Geldbusse  nicht  zulässig  ist  gegen 
Geldstager  und  unter  Vormundschaft  gestellte  Verschwender  und 
dass  diesen  Personen  gegenüber,  wo  Geld-  oder  Geftngniss- 
strafe  angedroht  ist,  lediglich  von  letzterer  Gebrauch  zu  machen 
und,  wo  eine  Geldstrafe  angedroht  sei,  an  Stelle  derselben  Ge- 
iängniss  auszusprechen  sei. 

Nach  §  130  sind  Ehrverletzungen  mit  Geldstrafe  zu  belegen. 
Als  nun  in  einem  Falle  der  Verurtheilung  eines  Falliten  zu  Ge- 
fangnissstrafe, dieser  wegen  Verletzung  der  Gleichheit  vor  dem 
Gesetz  Recurs  ergriff,  entschied  das  Bundesgericht  durch  ürtheil 
vom  2.  April  1880,  dass  in  der  ausschliesslichen  Androhimg  der 
Gefängnissstrafe  an  Stelle  der  Geldstrafe  bei  Falliten  eine  Ver- 
letzung der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  liege;  denn  der  Umstand, 
dass  der  Schuldige  Fallit  sei,  könne  eine  abweichende  Behandlung 
in  der  Bestrafung  der  Ehrverletzung  nicht  begründen  und  die 
gesetzliche  Substituirung  der  Gefängnissstrafe  für  Geldstrafe  sei 
damit  nicht  zu  rechtfertigen,  dass  sie  bei  Falliten  notorisch 
unerhebbar  sei,  da  die  Möglichkeit  der  Zahlung  nicht  ausge- 
schlossen sei. 

Der  Artikel  55  der  Bundesverfassung  (Art.  45  d.  a,  V.), 
welcher  die  Pressfreiheit  gewährleistet  und  die  Bestimmungen  über 
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den  Missbrauch  derselben  der  cantonalen  Gesetzgebung,  welche 
hierin  der  Controle  des  Bundesrathes  untersteht,  zuweist,  ist  gegen 
cantonale  Strafurtheile  häufig  angerufen  worden.  Vgl.  vorstehend 
S.334.  Im  Weitem*^  sei  verwiesen  Ruf  Blumer y  Bundesstaatsrecht, 
Bd.  I.  S.  390.  Cantonale  Pressgesetze  und  Strafbestimmungen 
sind  gemäss  dem  angeführten  Artikel  öfters  aufgehoben  worden. 
Der  bedeutendste  Fall  war  derjenige  des  Berner  Pressgesetzes 
vom  7.  Dec.  1852,  welcher  Veranlassung  gab,  das  Wesen  der 
Pressfreiheit  zu  gründlicher  Erörterung  zu  bringen  (vgl.  Bundes- 
blatt 1853,  S.  606)  und  die  Pressgesetze  anderer  Cantone  einer 
strengen  Prüfung  zu  unterziehen.  Eine  Reihe  von  Artikeln  der 
Gesetze  von  Tessin,  Wallis,  Luzern  wurden  ungültig  erklärt  und 
die  freiburgischen  Gesetze  von  1868  und  1869  aufgehoben.  In 
Bezug  auf  die  Frage,  ob  gewisse  Sätze  cantonaler  St.  G.  B.,  in 
welchen  eine  Beschränkung  der  freien  Meinungsäusserung  gesehen 
werden  kann,  nicht  anwendbar  seien,  weil  ihnen  die  bundesräth- 
liche  Genehmigung  fehle,  hat  das  Bundesgericht  sich  dahin  ge- 
äussert, dass  diese  Genehmigung  zunächst  nur  für  pressstrafrecht- 
liche Gesetzesbestimmungen  nöthig  sei,  nicht  für  Bestimmungen 
des  allgemeinen  Strafrechts.  Es  komme  den  Cantonen  zu,  hier 
den  Kreis  der  strafbaren  Handlungen  enger  oder  weiter  zu  ziehen, 
insbesondere  auch  Schmähung  und  Beschimpfung  des  Staates 
selbständig  unter  Strafe  zu  stellen,  ohne  dass  eine  solche  Bestim- 
mung als  eine  Beschränkung  der  Pressfreiheit  angesehen  werden 
dürfe.  Eine  solche  Vorschrift  habe  allgemeinen  Charakter  und 
und  schaffe  keine  Erschwerung  speciell  für  Pressvergehen.  In  der 
Anwendung  eines  derartigen  Strafgesetzes  liege  so  lange  keine 
Verletzung  der  Presstreiheit,  als  nicht  die  berechtigte  Kritik  gc- 
troflFen  werde,  so  lange  die  Verurtheilung  nur  Aeusserungen  treffe, 
welche  offenbar  die  Grenzen  erlaubter  Kritik  überschreiten. 
(Entscheid  Bd.  XI,  1885,  Fall  StadUrij  Uri).  Die  Grenzen  zwischen 
strafbaren  Aeusserungen  und  sachlicher  Kritik  im  Rahmen  der 
geschützten  freien  Meinungsäusserung  hat  das  Bundesgericht  in 
einem  andern  Fall  folgen dermaasen  bestimmt :  Das  ßundesgericht 
st  nicht  befugt,  zu  untersuchen,  ob  die  cantonalen  Gerichte  die 
Bestimmungen  des  cantonalen  Rechts  an  sich  richtig  oder  unrichtig 


^  Paccaud,  Du  regime  de  la  presse  en  Europe    et  anx  Etats-tinis  1887. 
P/0imiHff€r,  8eli««ls.  8tfaflr«ebt.  37 
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ausgelegt    und   angewendet   haben,    speeiell    ob   sie   im  Einzelfall 
mit  Rücksicht   auf  ein   bestimmtes  Presserzeugniss   den  Thatbe- 
stand  des  Delictes  der  Ehrverletzüng  in  subjectiver  und  objectiver 
Beziehung  mit  Recht  oder  mit  Unrecht  als  gegeben  angenommen 
haben^  sondern  es  ist  vom  Bundesgericht  nur  zu  prüfen^  ob  grund- 
sätzlich  gegen   die    Freiheit    der    Meinungsäusserung    durch    dk 
Presse  Verstössen,  beziehungsweise  eine  offenbar  berechtigte^  kein 
Rechtsgut   verletzende  Meinungsäusserung  als   unerlaubt  bestralt 
worden  sei.     (Entsch.  Bd.  VIII.  403.  Fall  Triner,  Schwyz.)'  Li 
es  zu  einem  wirksamen  Schutz  der  Pressfreiheit  nöthig,  materiell 
zu  prüfen,   ob   die  Aeusserung  eine   offenbar  berechtigte  und  die 
nach  dem  cantonalen  Gesetz  über   sie  verhängte  Strafe   auf  eine 
erlaubte  Handlung   ausgedehnt   worden  sei,    so    dürfte   es  schwor 
halten,    die    Grenze   scharf  zu    bezeichnen,   bis    zu    welcher   da» 
Bundesgericht  die  Anwendung  und  Auslegung  des  cantonalen  Straf- 
gesetzes zu  würdigen   oder  einfach   zu   anerkennen  hat     Als  ein 
gewisser   Stucki   wegen   Herausgabe   einer  mormonischen  Scliritt 
auf  Grund   des  Art.  161    des   bernischen  St.  G.  B.    wegen  Ver- 
breitung unsittlicher  Schriften  verurtheilt  und  von  ihm  Recurs  an 
das  Bundesgericht  ergriffen    worden  war,   steUte   dieses  den  Satz 
auf,   es   liege   keineswegs   ausschliesslich  in  der  Hand  der  canto- 
nalen Gerichte,  darüber  zu  entscheiden,  ob  eine  durch  das^  Mittel 
der  Presse  begangene  Handlung  nach  der  Strafgesetzgebung  des 
Cantons  zu  bestrafen  sei.     Vielmehr  müsse   den  Bundesbeburdeo 
das  Recht  zustehen,  die  Anwendung  und  Auslegung  im  einzelnen 
Fall  zu  prüfen,   da   durch    die  unrichtige  Anwendung   die  Presä- 
freiheit   wirklich   gefährdet   werde.     Es   sei   in   dem  vorliegenden 
Falle  die  Anwendung  des  Art.  161  eine  unrichtige,  die  incriniinirte 
Handlung  ihm  nicht  zu  unterstellen.    Die  Schrift  könne  als  sitten- 
lose nicht  bezeichnet  werden,  noch  reiche  die  blosse  Rechtfertigung 
oder  Vertheidigung  einer  von  der  positiven  Strafgesetzgebung  mit 
Strafe  bedrohten  Handlung   dazu  aus,    noch   liege   eine  strafbare 
förmliche  Aufforderung  zur  Verübung   einer  strafbaren  Handlung 
vor.  —  Später  hat  sich  das  Bundesgericht  auf  die  einfache  Formel 
beschränkt :  Die  Auslegung  des  Strafgesetzes  den  Cantonen,  —  die 
allgemeine  Prüfung,  ob  das  ürtheil  offenbar  berechtigte  Meinungs- 
äusserung  als   unerlaubt    bestraft,    dem   Bund.     Wie   aber  auch 
dabei    die   oben   gestellte   Grenzfrage    bestehen   bleibt,   zeigt  das 
Urtheil  vom  27.  October  1888  in  Sachen  Fragnifere. 
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Die  Garantie  des  Vereinsrochts,  Art.  56  d.  B.  V.  (46  a.  V.), 
hat  zwar  mehrfach  Anlass  zu  Recursen  gegen  Strafurtheile  ge- 
geben, jedoch  nur  in  wenigen  Fällen,  wie  bei  den  Heilsarmee- 
recursen,  auf  die  cantonale  Gesetzgebung  selbst  eingewirkt.  Nur 
solche  Vereine  haben  Anspruch  auf  die  Verfassungsgarantie,  welche 
weder  in  ihrem  Zweck  noch  in  ihren  Mitteln  mit  der  geltenden 
Rechtsordnung  im  Widerspruch  stehen.  Den  Cantoncn  bleibt 
unbenommen,  weitergehenden  Schutz,  als  ihn  die  Bundesverfassung 
giebt,  zu  gcM'ähren. 

Der  Art.  58  der  Bundesverfassung,  welcher  bestimmt,  dass 
Niemand  seinem  verfassungsmässigen  Richter  entzogen  und  dass 
kein  Ausnahmegericht  aufgestellt  werden  darf,  ist  bei  zahl- 
reichen Recursen  gegen  cantonale  .Strafverfligimgen  herangezogen 
worden  und  hat  wichtige  strafrechtliche  Entscheidungen  des 
Bundesgerichts  hervorgerufen.  Obgleich  der  Ausgangspunkt  des 
Artikels  in  politischen  Bewegungen  und  Zielen  zu  suchen  ist, 
bleibt  seine  Bedeutung  hierauf  nicht  beschränkt.  Er  besagt,  dass 
die  in  den  cantonalen  Verfassungen  und  Processgesetzen  über 
Organisation  und  Competenz  der  Gerichte  aufgestellten  Sätze  für 
jeden  Bürger  gelten  müssen  und  dass  nicht  im  concretcn  Fall 
willkürlich  anders  bestimmt  werde.  —  Für  die  Militär-  und  Civil- 
gerichtsbarkeit  gilt  als  Regel,  dass  die  mihtärische  nur  in  den- 
jenigen Fällen  Platz  greifen  darf,  für  welche  sie  durch  die  Ge- 
setzgebung ausdrücklich  vorgeschrieben  ist.  Als  Verletzung  des 
verfassungsmässigen  Gerichtsstandes  wurde  die  Disciplinarbestrafung 
von  Militäi'personen  für  Vergehen,  welche  nicht  im  activen  Dienst 
begangen  worden  waren,  aufgehoben,  dagegen  im  Fall  Matzinger 
(Entsch.  Bd.  I.  123)  die  disciplinäre  Bestrafung  wegen  Beleidigung 
des  Kriegscommissärs  zu  Recht  erkannt,  obgleich  der  Thäter  nicht 
im  activen  Dienst  stand,  weil  das  cantonale  Militärgesetz  in  St. 
(iallen  ausdrücklich  solches  zulässt. 

In  einer  Anzahl  von  Fällen  waren  von  Administrativbehörden 
wegen  Steuerverschlagniss  Bussen  ausgefällt  und  diese  Verfügung 
dann  angegriffen  worden  als  Bruch  des  Art.  58,  da  einzig  der 
Strafrichter  competent  sei.  Das  Bundesgericht  entschied  jedoch, 
es  stelle  sich  die  Steuernachzahlung  nicht  als  eine  Busse  straf- 
rechtlicher Natur  dar,  sondern  lediglich  als  Ordnungsbusse  dis- 
ciplinaren  Charakters,  es  handle  sich  um  eine  Vorschrift,    Avclche 
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nicht  die  Bestrafung  einer  widerrechtlichen  Handlung,  sondern 
blos  die  Durchführung  einer  im  öffentlichen  Interesse  liegend»« 
Massregel  bezwecke.  (Entsch.  Bd.  VI.  421.  Fall  Nikiaus,  Beni. 
Im  Fall  Mascione  (Entsch.  Bd.  V.  339.  Graubünden)  bestimmti 
das  Bundesgericht  den  Charakter  der  Steuerverschlagniss  daliir, 
sie  sei  kein  strafrechtliches  Delict  und  besonders  verschieden  t«  c 
Betrug,  sie  sei  ein  Unterlassungsdelict,  welches  nur  vom  Steuer- 
gesetz selbst  aufgestellt  sei  und  nicht  dem  Strafrecht  im  engem 
Sinn,  sondern  der  Verwaltungsgesetzgebung  angehöre;  darauf 
komme  nichts  an,  dass  die  Strafe  nach  der  Grösse  des  Dolu? 
bemessen  worden  sei ;  dass  der  Dolus  gar  nicht  in  Betracht  fall-, 
war  im  Fall  Nikiaus,  Bern,  als  ein  entscheidender  Grund  gegni 
den  strafrechtlichen  Charakter  vorgebracht  worden. 

Aehnlich    wurden    Ordnungsbussen    und    ConventionalstratVii 
angefochten    als     verfassungswidrig    und   allein    dem    Strafricljt*T 
zustehend.     Im  Fall  Ruppli    (Entsch.  Bd.  IX:  23.    Schaffhauseip 
hatte   das  Obergericht   über  159  Theilnehraer   an    einer  Eing:ab' 
Ordnungsbussen  verhängt,    wogegen    die  Verurtheilten  Rccur?  er- 
griffen, weil  es  sich  um  ein  Strafurtheil  eines  incompetenten  <i«* 
richtes  handle.    Das  Bundesgericht  entschied,  dass  die  Ordnun^^- 
bussc  wegen  einer  Ordnungswidrigkeit  keinen  Vergehenscharaktcr 
trage    und    nicht    der  Ueberleitung    an    das  wegen  Ehrverletznii:: 
competente  Gericht  bedürfe.  —  Im  Fall  Descloux  (Entsch.  Bd.  II. 
75),  der  wegen  Einlieferung  von  schlechter  Milch  in  die  Senncni 
der  Gesellschaft   von    dieser  statutengemäss   gebüsst  worden  war, 
wurde  geltend  gemacht,  dass  die  Gesellschaft  sich  BefugniSise  der 
Staatsgewalt  anmasse  und  als  Ausnahmegericht  amte.    Das  Bnn- 
desgericht   entschied   aber   in  dieser    mehrfach    in    den   Cantonei. 
aufgeworfenen  Frage:    Die  Statuten,  welche  der  Gesellschaft  da- 
Recht    geben,    gewisse   Bussen    zu    verhängen ,    hätten    nicht  die 
Wirkung,  die  Generalversammlung  zum  ordentlichen  Strafrichter 
zu  machen.    Die  Bussbestimmungen  hätten  vielmehr  den  Charakter 
einer    von    allen    gebilligten    Strafklausel,    welche    durch   die  Ge- 
nehmigung der  Regierung   die  staatliche  Satiction    erhalten  habe. 
Das  Recht  der  Bürger,  sich  freiwillig  einer  Conventionalstrafe  zu 
imterwerfen,    könne    nicht    bestritten   werden    und   beeinträchtige 
nicht   die  Attribute    der   Staatsgewalt.    —    Eine   Reihe   wichtige'" 
Punkte    hob    das   Bundesgericht    in    einer  Entscheidung   herror, 
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welche  gegen  die  nach  Art.  58  verfassungswidrige  Verurtheilung 
«lurch  ein  Schaff  hauser  Gericht  provocirt  wurde  (Fall  Keller. 
Entsch.  Bd.  VI.  206):  1.  Der  Angeschuldigte  hat  sich  dem  Ge- 
richte desjenigen  Cantons  zu  unterwerfen,  in  welchem  der  den 
Erpressungsversucli  enthaltende  Brief  geöffnet  wurde.  2.  Obgleich 
das  Auslieferungsgesetz  bei  Aufzählung  der  Auslieferungsdelicte 
Jen  Versuch  nicht  nennt,  ist  doch  auch  für  diesen  Auslieferung 
zu  gewähren,  wie  dies  auch  in  internationalen  Verträgen  statt 
bat.  3.  Die  Cantone  sind  gehalten,  die  Strafverfolgung  gegen 
Personen,  die  sich  in  einem  andern  Canton  aufhalten,  durch  ein 
gesetzliches  Auslieferungsbegehren  einzuleiten  und  dürfen  nicht 
auf  Grundlage  eines  Contumazurtheils  den  Fall  der  Betrctuug 
abwarten.  4.  Das  Gericht  ist  an  das  Parteianbringen  nicht  ge- 
bunden und  hat,  obgleich  Recurrent  sich  nicht  auf  das  Ausliefe- 
rungsgesetz berufen  hat,  das  geltende  objective  Recht  von  Amts- 
wegen zur  Anwendung  zu  bringen.  —  In  dem  Recursfall  Stüssi 
(Entsch.  Bd.  VII,  717.  Graubünden)  wurde  das  Contumazurtheil 
aufrecht  erhalten  und  die  Pflicht,  ein  Auslieferungsgesuch  zu 
stellen,  verneint,  weil  das  Vergehen,  um  welches  es  sich  handelte, 
unbedeutende  Fälle  böswilliger  Eigenthumsschädigung,  ausdrück- 
lich im  Gesetz  ausgenommen  und  der  Behandlung  der  Cantone 
überlassen  sei. 

Zahlreiche  Recurse  betreffend  die  Natur  und  den  Gerichts- 
stand der  Injurien,  die  Strafumwandlung  von  Bussen  in  Gefäng- 
niss,  die  Strafe  der  Insolvenz,  die  Zulässigkeit  der  Adhäsion  des 
^ -ivilanspruchs  im  Strafprocess  sind  gestützt  auf  Art.  59  der 
Bundesverfassung  beim  Bundesgericht  anhängig  gemacht  worden. 

Der  Verfassungsartikel  bestimmt,  dass  fi'ir  persönliche  Au- 
ssprachen der  aufrecht  stehende  Schuldner,  welcher  in  der  Schweiz 
einen  festen  Wohnsitz  hat,  vor  dem  Richter  des  Wohnorts  ge- 
bucht werden  muss,  und  dass  der  Schuldverhaft  abgeschafft  ist. 
Die  ältere  Praxis  der  Bundesbehörden  in  intercantonalen  Fragen 
<ler  Ehrverletzung  ging  von  der  Auffassung  aus,  Injurienklagen 
seien  nicht  am  fomm  delicti  commissi,  sondern  am  Wohnort  des 
Beklagten  anzubringen  als  persönliche  Ansprachen.  —  Entschei- 
dend war  der  Fall  Bise  {Ulhner,  staatsrechtliche  Praxis  Bd.  II. 
No.  883),  dessen  Erledigung  bei  der  Bundesversammlung  für  die 
spätem  Entscheidungen    massgebend  war.     Danach  war  das  An- 
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bringen  der  Klage  am  forum  delicti  commissi  als  nicht' im  Wider- 
spruch mit  der  Bundesverfassung  stehend  erklärt  und  die  Injurie 
wesentlich  als  Straffall  anerkannt.*^  Die  cantonalen  Greaeti- 
gebungen  bestimmen  meist  aus  praktischen  Gründen  beide  Ge- 
richtsstände nach  der  Wahl  des  Klägers  als  berechtigt  Für 
briefliche  Injurien  ist  Gerichtsstand  der  begangenen  That  der 
Empfangsort  des  Briefes;  für  Pressinjurien  der  Ort  der  Herau>- 
gabe.  (Entsch.  Bd.  I.  178.  Fall  Jäkli.  Bd.  VI.  113.  Fall  Trachsel. 
Bd.  V.  447.  Fall  Fridli.  Streit  zwischen  Neuchätel  und  Bern. 
Bd.  VI.  74.)  —  Ist  die  Umwandlung  von  Bässen  und  Kosten  in 
Gefengniss  eine  verdeckte  Art  des  Schuldverhafts  ?  Die  cantonale 
Gesetzgebung  ist  ermächtigt,  die  Umwandlung  von  Bässen,  welche 
als  Folge  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  eintreten,  in  Qefanir- 
niss  festzusetzen.  Jede  Gefangensetzung  aber,  welche  an  Stell'* 
einer  Geldschuld  tritt,  ohne  dass  die  Geldschuld  selbst  Straf- 
charakter  hat,  muss  als  unzulässiger  Schuldverhaft  betrachtet 
werden.  (Entsch.  Bd.  I.  256.  Vgl.  vorst.  S.  550.)  Ob  die  Be- 
strafung der  Insolvenz  eine  versteckte  Art  des  Schuldverhaft> 
enthalte,  ist  in  einer  Reihe  von  Entscheidungen  erörtert.  (Vgl 
S.  550.) 

Wann  ist  der  Strafrichter  befugt,  adhäsionsweise  den  Civil- 
punkt  zu  entscheiden?  Jedenfalls  nur,  wenn  eine  Verurtiicilung 
erfolgte;  bei  Freisprechung  ist  dafür  nur  der  Civilrichter  compe- 
tent.  (Entsch.  Bd.  I.  179.  IX.  142.)  Kann  der  Strafrichter  über 
Civilansprüche  gegenüber  Dritten  aus  der  unerlaubten  Handlung 
urtheilen  ?  Die  Verurtheilung  Dritter  durch  den  Strafrichter  warn 
nur  dann  zulässig,  wenn  die  Entschädigungspilicht  aus  der  straf- 
baren Handlung  des  Angesprochenen  hervorginge.  (Entsch.  Bd.  ^ . 
299.  VII.  231.) 

Es  genügt,  die  Einwirkung  der  Rechtsprechung  des  Bunde.«- 
gerichts  auf  das  cantonale  Recht  an  den  staatsrechtlichen  Ent- 
scheidungen wegen  Verletzung  der  Verfassung  dargetlian  zu  haben 
und  es  liegt  ausser  der  Aufgabe,  auf  die  an  sich  Btrafrechtlicli 
wichtigen  Entscheide  in  Bezug  auf  Concordate,  Staatsverträge  und 
Bundesgesetze,  soweit  sie  nicht  andern  Orts  bereits  herangezogen 
worden  sind,  näher  einzutreten. 

2»  Vgl.  auch  Urtheil  vom  24.  März  1888.    Fall  Edelmann,  Schwyx.   Zeit- 
schrift f.  Schweiz.  St.  R.  Bd.  I.  S.  321. 
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Wir  heben  nur  einige,  auf  die  Begriffe  von  Verbrechen  und 
Strafe  eingehende  Entscheidungen  hervor.  Es  ist  bereits  angeführt 
worden,  dass  fiir  diejenigen  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  das 
Auslief  er  ungsgesetz  von  1852  aufzählt,  die  Verpflichtung  der  Can- 
tone  besteht,  nicht  selbständig  gegen  den  Abwesenden  zu  procediren, 
sondern  erst  Auslieferung  zu  begehren.  Nun  kann  es  sich  fragen, 
ob  das  nach  dem  cantonalen  Gesetz  bezeichnete  Delict  dem 
Bundesgesetz  entspreche  sowohl  nach  der  allgemeinen  Bezeich- 
nung als  Verbrechen  oder  Vergehen,  als  nach  den  Thatbestands- 
merkmalen.  Das  Bundesgericht  hat  sich  dahin  ausgesprochen, 
es  sei  völlig  gleichgültig,  ob  das  Delict  nach  der  Terminologie 
der  cantonalen  (aargauischen)  Gesetzgebung  ein  Verbrechen  im 
engern  Sinn  oder  ein  Zuchtpolizei  vergehen  sei,  denn  das  Bundes- 
gesetz statuire  die  Ausliefeiningspflicht  für  die  aufgezählten  Delicto 
unbedingt  und  ohne  solche  Rücksichtnahme.  Es  sei  ferner  für  die 
Begriffsbestimmung  dieser  Delicte  in  erster  Linie  das  Bundesgesetz 
massgebend.  Wenn  zu  untersuchen  ist,  ob  ein  bestimmter  That- 
bestand  sich  als  Thatbestand  eines  Auslieferun gsdelicts 
qualificire,  so  ist  in  erster  Linie  zu  prüfen,  welchen  Sinn  das  Bundes- 
gesetz mit  den  in  Art.  2  gebrauchten  Verbrechensbezeichnungen 
verbindet,  und  kann  nichts  darauf  ankommen,  wenn  ein  cantonales 
Strafgesetz  Thatbestände,  die  nach  dem  Willen  des  Bundesgesetzes 
zu  den  Auslieferungsdelicten  gehören,  unter  eine  andere  Ver- 
brechensbezeichnung subsumirt.  —  Wenn  das  Bundesgesetz  als 
Auslieferungsdelict  die  Tödtung  durch  Fahrlässigkeit  bezeichnet, 
80  hat  es  diese  Bezeichnung  gewiss  in  dem  Sinne  gebraucht, 
welcher  anderweit  in  der  Bundesgesetzgebung  und  in  den  meisten 
cantonalen  Strafgesetzbüchern  anerkannt  ist,  im  Sinne  der  fahr- 
lässigen Verschuldung  des  Todes  eines  Menschen  und  nicht  in 
dem  beschränkten  des  aargauischen  Gesetzes,  §  113,  der  vor- 
sätzlichen Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang.  (Entscheid 
vom  8.  Juni  1888.)  Dasselbe  bestätigt  die  Entscheidung  des 
Falles  Ruerat  und  zeigt  in  ausführlicher ,  Erörterung,  dass  der 
Art.  339  des  freiburger  St.  G.  B.  durchaus  nicht  die  Existenz 
des  Betrugs  (fraude)  einschliesst,  da  er  weder  verursachten  Schaden 
noch  auch  betrügerische  Absicht  zum  Thatbestand  verlangt.  — 
Auch  bei  internationalen  Auslieferungsfragen  ist  nicht  die  mög- 
licherweise   verschiedene    Benennung    massgebend,    sondern    der 
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wissenschaftlich  und  praktisch  herzustellende  Sinn  der  Bestim- 
mung. —  In  mehreren  Fällen  ist  das  Bundesgericht  in  die  Lage 
gekommen,  aus  der  bunten  Musterkarte  der  Straf  bcnennungen  in- 
und  ausländischer  Strafgesetzbücher  im  einzelnen  Fall  den  be- 
sondern  Charakter  der  Strafe  festzustellen. 

Bezüglich  der  Entscheidungen  betreffend  Staatsverträge  über 
Auslieferung  und  das  Auslieferungsgesetz  von  1852,  sowie  die 
Concordate  betreffend  Stellung  in  Polizeifällen  verweisen  wir  aut 
das  Angeführte  und  auf  die  Arbeit  von  Colomhi,  De  Textradition 
en  matiere  penale  et  de  police  dans  les  relations  entre  les  canton:^ 
suisses  in  „Verhandlungen  des  Schweiz.  Juristenvereins"  18ö7. 
—  Bernet/f  De  la  procedure  suivie  en  Suisse  pour  Textradition 
des  malfaiteurs  aux  pays  etrangers.  Basel  1889. 


III.   Die  strafrechtlichen  Nebengesetze. 

§  85.  a)  Das  Verfahren.  Das  Gesetz  vom  30.  Juni 
1849.  Es  sind  die  strafrechtlich  wichtigen  Gesetze,  welche 
gemäss  der  neuen  Bundesverfassung  seit  1874  erlassen  wardeu, 
bereits  aufgezählt  worden  und  wir  haben  nun  auf  den  Inhalt 
nach  Massgabe  ihrer  Wichtigkeit  einzutreten  und  zugleich  einen 
Blick  auf  das  Verhältniss  zwischen  Bundes-  und  cantonalen  Be- 
hörden und  auf  das  Verfahren  zu  richten. 

Was  das  Gesetz  betrifft,  so  geht  das  eidgenössische  vor  dem 
cantonalen.  W^o  keine  oder  dem  Bundesrecht  entgegenstehende 
cantonale  Vorschriften  bestehen,  tritt  eidgenössisches  Recht  er- 
gänzend oder  ändernd  hinzu,  und  wo  gleiche  Bestimmungen  im 
cantonalen  und  Bundesrecht  vorkommen,  ist  das  letztere  anzu- 
wenden. So  erklärte  der  Bundesrath  auf  eine  Anfrage  Genfs, 
ob  die  Bestimmungen  des  Genfer  Gesetzbuchs  über  Vergehen  im 
Post-  und  Telegraphendienst  beanstandet  werden,  dass,  soweit  die 
Art.  54  und  55  des  Bundesstrafrechts  in  Frage  kommen,  nur  diese 
anzuwenden  seien  und  gleichen  cantonalen  Vorschriften  nur  die 
Bedeutung  einer  übei*flüssigen  Wiederholung  zukomme. 

Das  Verfaliren  ist  ein  sehr  ungleiches.  Regel  ist,  dass  wegen 
Uebertretung  der  genannten  Bundesgesetze  die  cantonalen 
Gerichte  das  eidgenössische  Recht  anwenden.  Die  Weiter- 
ziehung  der   cantonalen    Urtheile    an  das  Bundesgericht  ist  nicht 
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vermittelst  eines  strafproeessualischen  Rechtsmittels^  sondern  nur 
ausnahmsweise  mittelst  des  staatsrechtliehen  Recurses  zulässig.  Im 
Banknotengesetz  ist  vorgesehen,  dass  der  Bundesrath  die  Be- 
urtheilung  der  in  Art.  47  und  48  bezeichneten  Vergehen  ent- 
weder dem  Bundesgericht  oder  den  cantonalen  Gerichten  über- 
weisen kann.  Mit  welchen  Uebelständen  dies  verbunden  ist, 
wurde  bereits  dargelegt  (S.  343  vorstehend).  Der  Bericht  des 
eidgenössischen  Justizdepartements  von  1883  kennzeichnet  die 
buntscheckige  Unbestimmtheit  auf  diesem  Gebiete  folgendermassen : 
Ein  Recursfall  betreffend  die  Anwendung  des  eidgenössischen  und 
cantonalen  Jagdgesetzes  veranlasste  das  Justizdepartement,  auf  eine 
Reihe  von  Fragen  im  Gebiete  der  Straf-  und  Polizei gesetzgebung 
des  Bundes  aufmerksam  zu  machen,  in  Bezug  auf  welche  selbst 
in  den  berufensten  Kreisen  Meinungsverschiedenheit  besteht  und 
in  Folge  dessen  eine  bedauerliche  Rechtsunsicherheit  herrscht,  so 
namentlich  in  Hinsicht  auf  die  Anwendungssphäre  des  Bundes- 
gesetzes vom  30.  Juni  1849  über  das  Verfahren  bei  Ueber- 
iretungen  fiscalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze,  in  Betreff 
der  Competenzverhältnisse  des  eidgenössischen  Cassationsgerichts  und 
der  politischen  Bundesbehörden  in  Ansehung  von  cantonajgericht- 
lichen  Urtheilen,  betreffend  üeber tretungen  der  in  den  Art.  25. 
33.  34.  39.  40.  69  der  B.  V.  (Bestimmungen  über  Jagd, 
Fischerei,  Vogel-  und  Hochwildschutz,  Ausübung  wissenschaft- 
licher Berufsarten,  Arbeiterschutz,  Fabriken,  Auswanderungs- 
agentur und  Versicheiningswesen ;  Banknotenausgabe,  Maass  und 
Gewicht,  Epidemien  und  Viehseuchen)  vorgesehenen  Gesetze  und 
in  Bezug  auf  den  Einfluss  des  Art.  20  des  B.  G.  vom  25.  Juni 
1880  über  die  Kosten  der  Bundesrechtpflege  auf  die  Bestimmungen 
der  verschiedenen  eidgenössischen  Fiscal-  und  Polizeigesetze. "  .(Vgl. 
Leo  Weber  in  Zeitschrift  für  schweizer.  St.  R.,  1888,  S.  370  ff.) 
Für  die  fiscalischen  Bundesgesetze  zum  Schutz  der  eidge- 
nössischen Regalien  ist  mit  dem  Gesetz  vom  30.  Juni  1849,  be- 
treffend das  Verfahren  bei  Uebertretungen  fiscalischer  und  poli- 
zeilicher Bundesgesetze  ein  eigenthümlicher,'  summarischer  Process 
aufgestellt  worden,  zum  Zwecke  eines  zugleich  einfachen  und 
wirksamen  Schutzes  dieser  Interessen,  während  bei  andern  Ge- 
setzen das  Verfahren  der  Cantone  zur  Anwendung  kommt.  Bei 
den  einen  ist  das  Bundesgericht  als  Cassationsinstanz  vorgesehen. 
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während  bei  den  meisten  ein  Recurs  an  das  Bundesgericht  Bicht 
statthaft  ist.  Der  staatsrechtliche  Recurs  ist  zulässig,  soweit  eine 
Verfassungsverletzung  behauptet  wird  und  nicht  vom  Gresetz  selbst 
«in  besonderes  Mittel  der  Weiterziehung  an  das  Bandesgericht 
gegeben  oder  die  Sache  ausschliesslich  den  cantonalen  Gerichten 
übertragen  ist. 

Das  Verfahren  nach  dem  Gresetz  vom  30.  Juni  1849  ht 
folgendes:  Auf  die  Anzeige  der  üebertretung  fällt  der  Bundes- 
rath  einen  Strafen tscheid  und  zugleich  wird  dem  Verurtheilten 
in  Aussicht  gestellt,  dass  bei  freiwilliger  Unterwerfiing  unter  den 
Spruch  ein  Theil  der  Strafe  nachgelassen  werde.  Anerkennt  der- 
selbe den  Spruch  nicht,  so  findet  die  Ueberweisung  an  das  Gre- 
richt  des  Cantons,  in  welchem  die  Üebertretung  verübt  wurde, 
statt.  Hier  soll  das  Processverfahren  summarisch  und  öffentlich 
sein.  Nach  den  mündlichen  Verträgen,  der  Abhörung  der  Zeugen, 
deren  Aussagen  protokoUirt  werden  müssen,  und  nach  Prüfung 
der  vorgelegten  Acten  fällt  das  Gericht  das  Urtheil.  Ein  Beweis 
gegen  das  vom  Beamten,  welcher  die  Üebertretung  entdeckte, 
aufgenommene  Protokoll  ist  nur  zulässig,  wenn  demselben  eine 
der  vorgeschriebenen  Bedingungen  fehlt  oder  eine  förmliche 
Klage  auf  Fälschung  angebracht  wird,  oder  wenn  das  Protokoll 
bei  seiner  Aufnahme  als  unrichtig  nicht  anerkannt  wurde,  oder 
wenn  mildernde  Umstände  nachzuweisen  sind.  Erscheint  eine 
Partei,  ohne  durch  höhere  Gewalt  verhindert  zu  sein,  nicht,  so 
wird  das  Urtheil  dennoch  ausgefeilt  mit  gleicher  Wirkung.  Lässt 
das  cantonale  Gesetz  Appellation  zu,  so  kann  dieselbe  ergriffen 
werden,  wenn  es  sich  um  Busse  über  50  Fr.  oder  QefJingniss 
handelt.  Gegen  das  Urtheil  kann  schriftliche  Cassation  innerhalb 
30  Tagen  eingelegt  werden  wegen  Incompetenz  des  urtheilenden 
Gerichts  oder  wenn  bestimmte  gesetzliclie  Vorschriften  verletzt  sind 
oder  wesentliche  Formfehler  vorgekommen  sind.  Im  Falle  der 
Aufhebung  des  Urtheils  bestimmt  das  Cassationsgericht  »«f 
Aburtheilung  ein  Gericht  gleichen  Ranges,  welches  auch  einem 
andern  Canton  angehören  kann. 

b)  Die  strafrechtlichen  Bestimmungen  der  ein- 
zelnen Bundesgesetze.  —  Das  Bundesgesetz  betref- 
fend Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstan- 
des  und  der  Ehe  vom  24.  Dec.  1874.    (B.  V.  Art.  53  und  541 
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Von  Amtswegen  oder  auf  Klage  hin  sind  zu  bestrafen:  1.  Per- 
sonen, welche  den  bei  Geburts-  und  Sterbefällen  vorgeschriebenen 
Anzeigepflichten  nicht  nachkommen,  mit  Geldbüsse  bis  auf  100  Fr. 
2.  Civilstandsbeamte,  welche  die  ihnen  in  diesem  Gesetz  auf- 
erlegten Pflichten  verletzen,  sowie  Geistliche,  welche  eine  kirch- 
liche Trauung  vornehmen,  ohne  dass  eine  bürgerliche  vorangegangen 
ist,  mit  Geldbusse  bis  300  Fr.,  im  Wiederholungsfalle  mit  Ver- 
doppelung der  Busse  und  Amtsentsetzung.  Sämmtlichen  in- 
teressirten  Personen  steht  in  Beziehung  auf  die  Anwendung  dieser 
»Strafbestimmungen  gegen  Urtheiie  der  cantonalen  Gerichte  der 
Recurs  an  das  Gesammtbundesgericht  ofien.  Von  Interesse  ist, 
auch  ausser  dem  Rahmen  dieses  Gesetzes,  die  Bestimmung,  welche 
das  Bundesgericht  in  einem  Falle  der  Weiterziehung  eines  can- 
tonalen ürtheils  in  Scheidungssachen  (nach  Art.  29  des  Org.-Ges.) 
dem  Begriff  der  entehrenden  Strafe  (Scheidungsgrund) 
gegeben  hat.  Wie  gezeigt  wurde,  sind  die  cantonalen  Strafgesetz- 
bücher sehr  verschieden  in  Bezug  auf  Ehrenstrafen,  Entzug  der 
Ehren  oder  Minderung  der  bürgerlichen  Rechte.  Das  Bundes- 
gericht hat  für  das  Bundesgesetz  gegenüber  verschiedenen  Auf- 
fassungen der  Cantone  den  richtigen  gemeinwerthigen  Begriff  auf- 
gestellt, ^dass  unter  einer  entehrenden  Strafe  (peine  infamante) 
nicht  jede  zu  verstehen  ist,  die  eine  Schmälerung  der  Ehrenrechte 
enthält,  sondern  nur  diejenige,  welche  in  der  Aberkennung, 
dem  gänzlichen,  wenn  auch  nur  zeitweiligen  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  besteht  und  mit  einer  Art  von 
Freiheitsstrafen  verbunden  ist,  welche  auf  entehrende  Verbrechen, 
die  einer  unehrenliaften  Gesinnung  entspringen,  angedroht  ist, 
denn  das  Entehrende  ist  offenbar  nicht  die  Strafe,  sondern  die 
verbrecherische  Handlung."  (Entscheid.  Bd.  II.  S.  333.  Bd.  VI. 
545,  3.) 

Das  Bundesgesetz  betreffend  Maass  und  Gewicht 
vom  3.  Juli  1875.  (B.  V.  Art.  40.)  Er  setzt  Bussen  von  2  bis 
20  Fr.  auf  den  Gebrauch  ungeeichter  oder  unbezeichneter  Maasse 
und  Fr.  2  bis  40  auf  den  Gebrauch  unechter  Maasse  und  Ge- 
wichte, wenn  die  Uebertretung  nicht  als  wissentliche  Täuschung 
und  Schädigung  erscheint.  Uebertretungen  werden  durch  die  zu- 
ständigen cantonalen  Behörden  bestraft.  Bundesrathsbeschluss 
vom  26.  October  1886.  Aufhebung  des  Art.  24  der  Vollziehungs- 
verordnung von  1875. 
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Die  Bundesgesetze  über  Jagd  und  Vogelschutz 
vom  17.  September  1875  (B,  V.  Art.  25).  Für  die  im  Bundes- 
gesetz  vorgesehenen  Uebertretungen  stellen  die  Cantone  die  be- 
züglichen Strafbestimmungen  fest  über  dem  vom  Bundesgericht 
aufgestellten  Minimum;  die  Strafrechtspflege  steht  ausschliesslich 
den  Cantonen  zu,  deren  Strafurtheile  laut  Entscheid  des  Bundes- 
gerichts vom  25.  Jan.  1879  (Messerli  und  Consorten)  nicht  nach 
Art.  18  des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1849  an  das  eidg.  Cassations- 
gericht  recurrirt  werden  können.  (Entscheid.  V.  43,  44.)  Un- 
erhältliche Bussen  sind  in  Gefangniss  umzuwandeln.  Rückfall  hat 
Entzug  der  Jagdberechtigung  für  zwei  bis  sechs  Jahre  zur  Folge; 
doppelte  Busse  steht  auf  Jagdfrevel  bei  geschlossener  Jagd  oder 
zur  Nachtzeit.  Die  cantonalen  Jagdgesetze  und  Verordnungen 
sind  dem  Bundesrath  zur  Einsicht  und  Genehmigung  vorzulegen, 
welchem  auch  nach  Art.  59,  8.  des  Org.-Ges.  die  Nachprüfung 
der  Anwendung  in  Folge  von  Beschwerden  zusteht.  (Entscheid. 
V.  21.  Juli  1882,  Bd.  VIII.  420.)  Vgl.  Justizbericht  1883,  S.  7. 
Dies  gilt  auch  vom  Fischereigesetz.  Uebertretungen  dieses 
Gesetzes  werden  von  den  cantonalen  Polizei-  und  Gerichtsbehörden 
mit  Bussen  von  300  bis  400  Fr.  belegt.  Verdoppelung  im  Wieder- 
holungsfall, Entzug  der  Berechtigung  bis  zu  sechs  Jatiren.  Das 
Gesetz  ist  durch  dasjenige  vom  21.  December  1888  aufgehoben. 
Die  Strafdrohungen  '  sind  in  den  meisten  Fällen  gleichgeblieben. 
Verwendung  gewisser  Stoffe  wird  mit  Busse  von  100  bis  1000  Fr. 
belegt.  Entzug  dei*  Berechtigung  zum  Fischen  von  zwei  bis  ftnf 
Jahren  im  Rückfall. 

Bundesgesetze  b  etrcffend  Wasserbau  und  Forst- 
polizei im  Hochgebirge  vom  22.  Juni  1877  und  24.  März 
1876.  (Art.  24  der  B.  V.)  Das  Forstgesetz  enthält  mehr- 
fache Strafdrohungen  für  Uebertretungen.  Untersuchung  and 
Beurtheilung  bleibt  den  Cantonen  überlassen,  welche  auch  die  er- 
forderlichen Bestimmungen  treffen  gegen  Forstfrevel.  (Entscheid. 
Bd.  V.  363,  3.)  Im  Zusammenhang  mit  der  Forstpolizei  im  Hoch- 
gebirg  wurde  das  Wasserpolizeigesetz  aufgestellt,  welches 
W^iderhandlungen  mit  Bussen  bis  auf  500  Fr.  im  Wiederholungsfall 
bis  auf  das  Doppelte  festsetzt.  Untersuchung  und  Beurtheilung 
steht  den  Cantonen  zu. 

Bundesgesetz  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken 
vom  23.  März  1877.    (Art.  34  der  B.  V.)    Uebertretungen  dieses 
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Gesetzes  zum  Schutz  der  Fabrikarbeiter  oder  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  schriftlich  ertheilten  Anweisungen  der  zuständigen  Auf- 
sichtsbehörden sind,  abgesehen  von  den  civilrechtlichen  Folgen, 
mit  Bussen  von  ö — 500  Fr.  durch  die  cantonalen  Gerichte  zu 
belegen.  ^  Im  Wiederholungsfall  kann  ausser  der  Geldbusse  auch 
Gefkngniss  bis  zu  drei  Monaten  erkannt  werden.  Gegen  cantonale 
Stra furtheile  ist  Berufung  an  die  Bundesbehörden  nicht  mög- 
lich. Soweit  civilrechtliche  Fragen  zum  Austrag  kommen,  ent- 
scheidet das  Bundesgericht  (vgl.  Hafner,  Register  der  Entscheid. 
*S.  106  bis  108)  und  Beschwerden  über  die  Anwendung  des 
Fabrikgesetzes  als  Administrativstreitigkeit  gehen  an  den  Bundes- 
rath  beziehungsweise  die  Bundesversammlung.  Wie  oben  bemerkt, 
(Bundesgesetz  über  Jagd  und  Vogelschutz)  ist  auch  der  Recurs  an 
da«  eidg.  Cassation sgericht  nach  dem  Gesetz  vom  30.  Juni  1849 
nicht  zulässig. 

Bundesgesetz  betreffend  den  telegraphischen 
Verkehr  im  Innern  der  Schweiz  vom  22.  Juni  1877  (Art.  36 
d.  B.  V.)  Der  Gebrauch  falscher  oder  schon  gebrauchter  Marken 
zur  Frankirung  der  Telegramme  wird  mit  Busse  von  10  bis  500 
Franken,  im  Wiederholungsfalle  bis  auf  1000  Fr.  belegt.  Macht 
sich  ein  Beamter  oder  Angestellter  des  Vergehens  schuldig  oder 
werden  Marken  nachgemacht  oder  nachgemachte  wissentlich  ver- 
wendet, so  findet  der  Art.  61  des  B.  St.  R.  Anwendung.  —  Die 
Fjrledigung  solcher  Straffälle  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  30.  Juni  1849. 

Das  Bundesgesetz  betreffend  die  Handhabung 
der  Bahnpolizei  vom  18.  Februar  1878,  in  Ausführung  des 
Art.  31  des  Eisenbahngesetzes.  Die  Vorschriften  beziehen  sich 
auf  das  Publikum,  nicht  auf  die  zum  Balmdienst  gehörenden 
Personen;  sie  ersetzen  die  mancherlei  rcgleraentarischen  Auf- 
stellungen der  verschiedenen  Gesellschaften  und  entziehen  diesen 
die  Möglichkeit,  auf  reglementarischem  W^eg  sich  öffentlich  recht- 
liche Strafbefugnisse  anzumassen.  Es  ist  keine  Eisenbahngesell- 
schaft  befugt,   sich   an    die    Stelle   der   ordentlichen    Organe    des 


*  Wo  üebertretungen  darch  die  Verhaltungsbehörden  gebösst  werden  nach 
'cantonalem  Recht,  ist  das  Verfahren  als  widersprechend  unzulässig.  Vgl. 
Bericht  des  Obergerichts  Zürich  1881.  S.  43. 
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Staates  zu  stellen.  Die  Klage  fi'ihrt  der  Staatsanwalt.  (Vgl.  JnBtiz- 
bericht  1884.  S.  50.  54.)  Die  Bestimmungen  des  Bundesstraf- 
rechts über  Vergehen  sind  vorbehalten  (Art.  10).  Für  alle  im 
Bundesstrafgesetz  wegen  Eisenbabngefährdung  vorgesehenen  Ver- 
brechen und  Vergehen  muss  vor  der  gerichtlichen  Behandlung 
durch  die  Cantone  vom  Bundesrath  der  Gerichtsstand  bestimmt 
werden;  ohne  diese,  gemäss  Art.  74  d.  B.  St.  R.  delegirte  Ge- 
richtsbarkeit ist  das  cantonale  Urtheil,  weil  vom  incompctenten 
Richter  ausgefkllt,  nichtig.  Auch  der  Pferdebahnbetrieb  untersteht 
den  Vorschriften  des  Bundesstrafrechts.  (Vgl.  Justizberichte  1884. 
S.  52.  49.  1886.  S.  79.)  Verletzungen  der  Vorschriften  des  Bahn- 
polizeigesetzes sind  bei  der  zuständigen  cantonalen  GerichtssteDe 
einzuklagen  und  von  dieser  gemäss  den  Straf  bestimmungen  dieses 
Gesetzes  zu  beurtheilen;  im  Uobrigen  gelten  die  cantonalen  Vor- 
schriften über  Process-  und  Strafverjährung.  Die  Bahnangestellten 
stehen  innerhalb  ihrer  polizeilichen  Befugnisse  der  cantonalen 
Polizei  gleich.  Die  in  Art.  5  aufgezählten  Uebertretungen  werden 
mit  Busse  bis  auf  100  Fr.,  die  iibrigen  mit  Busse  bis  auf  20  Fr. 
bestraft. 

Das  Bundesgesetz  betreffend  den  Schutz  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken  vom  19.  December  1879 
(Art.  64  d.  B.  V.).  Art.  31  des  Gesetzes  erklärt,  dass  dmx?h 
dasselbe  die  in  den  Cantonen  geltenden  bezüglichen  Bestimmungen 
aufgehoben  sind.  Tit.  I  des  Gesetzes  (allgemeine  Grundsätze» 
bestimmt  über  Begriff  und  Erfordernisse  der  geführten  Fabrik- 
und  Handelsmarken  (Waarenzeichen  und  Firma,  jedoch  niclit 
Etiquette  oder  Verpackungsart),  die  Berechtigung  zur  Hinter- 
legung, die  Dauer  des  Rechts  und  die  Uebertragung.  *  Tit  II 
handelt  von  der  Hinterlegung  und  Eintragung,  HI  von  der  rechts- 
widrigen Aneignung  fremder  Marken.  —  Auf  dem  Wege  des  Civil- 
oder  Strafprocesses '  kann  belangt  werden:  1.  wer  die  Marke  eines 
Andern  nachmacht;  2.  dieselbe  so  nachahmt,  dass  das 
Publikum  irregefülvt  wird;  3.  Marken  eines  Andern  oder  Ver- 
packungen, die  mit  solchen  Marken  versehen  sind,  für  seine  eigenen 

^  Vgl.  bundesgeriehtliche  Entscheidungen.  Hafner^  Register.  8  109.  Be- 
sonders Entsch.  «d.  VlII.  104.  105.  Vll.  784.  1!L  474.  XI.   138. 

3  Die  gleichzeitige  Verfolgung  des  Givilanspruchs  im  Civilprocess  nud  d«* 
Strafanspruchs  im  Strnfprocess  ist  zulässig.  Entsoh.  Bd.  X.  492. 
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Erzeugnisse  oder  Waai-en  verwendet,  um  beim  Publikum  den 
Glauben  zu  erwecken,  dass  diese  Erzeugnisse  oder  Waaren  von 
dem  Hause  herrühren,  dessen  Marke  sie  rechtswidrig  tragen; 
4.  wer  Erzeugnisse  oder  WaareD,  von  denen  er  weiss,  dass  sie 
mit  einer  nachgemachten,  nachgeahmten  oder  rechtswidrigerweise 
angebrachten  Marke  versehen  sind,  verkauft,  feilliält  oder  in  Ver- 
kehr bringt;  5.  wer  bei  diesen  Handlupgen  wissentlich  mitgewirkt, 
oder  deren  Ausführung  begünstigt  oder  erleichtert  hat ;  6.  wer  sich 
weigert,  die  Herkunft  von  in  seinem  Besitz  befindlichen  Erzeug- 
nissen  oder  Waaren  anzugeben,  welche  nachgemachte,  nach- 
geahmte oder  rechtswidrigerweise  angebrachte  Marken  tragen. 
Wer  eine  dieser  Handlungen  vorsätzlich  begeht,  wird  zum 
Schadenersatz  verurtheilt  und  überdies  mit  einer  Geldbusse  im 
Betrage  von  30  bis  2000  Fr.  oder  mit  Gefangniss  in  der  Dauer 
von  drei  Tagen  bis  zu  einem  Jahr  oder  mit  Beidem  bestraft.  — 
Gegen  Rückfällige  können  die  Strafen  bis  zum  Doppelten  erhöht 
werden.  Bios  fahrlässige  Uebertretung  wird  nicht  bestraft; 
ebensowenig  der  Versuch.  Die  Bestrafung  erfolgt  nur  auf  Antrag 
des  Verletzten  nach  der  Strafprocessordnung  desjenigen  Cantons, 
in  welchem  die  Klage  angestrengt  wird.*  Diese  kann  entweder 
am  Domicil  des  Angeschuldigten  oder  am  forum  delicti  commissi 
erhoben  werden.  In  keinem  Fall  dürfen  für  das  gleiche  Vergehen 
mehrere  strafrechtliche  Verfolgungen  einti^ten.*  Die  Verfolgung 
ist  wegen  solcher  Handlungen,  die  vor  der  Eintragung  der  Mai^ke 
stattgefunden  haben,  nicht  zulässig.  Die  Klage  verjährt  zwei 
Jahre  nach  der  letzten  Uebertretung.^  Das  Gericht  kann  Be- 
schlag und  Confiscation  der  Gegenstände  verfugen  und  soll  selbst 
im  Falle  einer  Freisprechung  die  Vernichtung  der  in  rechtswidriger' 
Weise  angefertigten  oder  benutzten  Marken  oder  deren  Verpackung, 
sowie  der  zur  Nachahmung  bestimmten  Werkzeuge  anordnen.  Es 
kann  auf  Kosten  des  Verurtheilten  die  Veröffentlichung  des  Ur- 
theils  verfügen.  —  Wer  auf  seinen  Marken  oder  Geschäftspapieren 
rechtswidrigerweise  eine  Angabe  macht,   welche  zum  Glauben 


*  Vgl.  Eutecbeid.  Bd.  X.  222.  226. 
^  Vgl.  EiitÄcheid.  Bd.  XI.  133.   136. 

*  Vgl.  Entscheid.  Bd.  X.  221.  225.    Verliältniss   zu   den    cantonalen   Ver- 
jährungsfristen. 

^  Vgl.  Entscheid.  Bd.  IX.  479.  9. 
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verleiten  soll,  dass  seine  Marke  hinterlegt  worden  sei,  wird  vdn 
Amts  wegen  oder  auf  Klage  hin  mit  Geldbusse  von  30 — 500  Fr. 
oder  mit  Gefängniss  in  der  Dauer  von  drei  Tagen  bis  zu  drei 
Monaten  oder  mit  Beidem  bestraft.  Gegen  Rückfällige  kann  bi? 
Äuf  das  Doppelte  gegangen  werden.  Nicht  erhältliche  Geldstrafen 
können  in  Gefängniss  umgewandelt  werden. 

Voraussetzung  einer  strafrechtlichen  Verurtheilung  ist  erstens 
vorsätzHche  Begehung,  dolose  Nachmachung,  Nachalimung  oder 
Gebrauch  überhaupt,  die  Vornahme  der  in  Art.  18  des  Gesetze- 
bezeichneten  Handlungen  mit  dem  Bewusstsein,  dass  es  sich 
um  widerrechtliche  Verwendung  einer  fremden  Marke  handelt: 
zweitens  die  Verwendung  der  Marke,  nachdem  dieselbe  bereit« 
hinterlegt  ist.  (Art.  20  des  Ges.)  Der  Umstand,  dass  schon  vor 
der  Hinterlegung  durch  den  wahren  Berechtigten  ein  Unberech- 
tigter die  Marke  benutzte,  macht  diesen  im  Fall  des  Weiter- 
gebrauchs nicht  straflos.  (Entscheid.  Bd.  IX.  477.  8.)  Es  i^^t 
die  Frage,  ob  der  Dolus  auch  das  Wissen  von  der  bereits  gt*- 
schehenen  Hinterlegung  der  widerrechtlich  benutzten  Marke  er- 
fordere oder  ob  nach  geschehener  Hinterlegung  schon  das  Bo- 
wusstsein  der  Widerrechtlichkeit  genüge.  Die  angefnhrte  Ent- 
scheidung giebt  eine  Lösung  der  Frage  nicht  und  bekanntlich  sind 
die  Antworten,  welche  französisches  und  deutsches  Recht  geben, 
verschieden.  Die  Auffassung  des  deutschen  Rechts  auf  Gruml 
des  §  14  des  Reichsgesetzes  vom  30.  Nov.  1874  fordert  das  Wissen 
des  Thäters,  dass  das  betreffende  Waarenzeichen  durch  Ein- 
tragung oder  Anmeldung  geschützt  sei.  Das  französische  Recht 
verlangt  dieses  Specielle  nicht,  sondern  blos  das  Beimsstsein  der 
Widerrechtlichkeit  der  Nachahmung  oder  des  Gebrauchs.  Dieser 
letztem  Ansicht  scheint  sich  auch  die  schweizerische  Auffassung 
anzuschliessen,  da  bereits  der  massgebende  Staatsvertrag  mit 
Frankreich  vom  30.  Juni  1864®  das  französische  Recht  zur  Grand- 
lage hatte  und  eine  bundesgerichtliche  Entscheidung  vom  3.  De- 
cember  1881  in  Sachen  Kiesow  (B.  VH.  774)  sich  dahin  äussert, 
CS  bestehe   nach    der,  jener  Uebereinkunft   zu   Grunde  liegenden 


ö  Uebereinkunft  zum  Schutze  der  Fabrik-  und  Handelamarken  «wischen 
Frankreich  und  der  Schweiz  vom  23.  Februar  J882.  Vgl.  £nt8ch.  Bd.  X.  «0. 
225.  XI.  486. 
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principiellen  Auffassung  des  Markenschutzrechts  eine  bewusste 
Widerrechtlichkeit  allemal  dann,  wenn  ein  fremdes,  von  einem 
Dritten  durch  berechtigten  Gebrauch  für  sich  erworbenes  Waaren- 
zeichen  wissentlich  nachgebildet  werde,  woran  gegebenen  Falls 
amsomehr  festzuhalten  sei,  als  der  Recursbeklagte  das  Waaren- 
zeichen  nachgebildet  habe,  ohne  sich  darum  zu  kümmern,  ob  das- 
selbe in  der  Schweiz  eingetragen  und  geschützt  sei^  so  dass  jeden- 
falls eventuell  sein  Wille  auch  die  Nachahmung  eines  einge- 
tragenen Waiu*enzeichens  einschloss.  Die  Absicht,  zu  sch|ldigen, 
ist  nicht  erforderlich.  Nach  dem  eidgenössischen  Markengesetz 
ist  die  Entstehung  des  Markenrechts  nicht  vom  Eintrag  in  das 
Markenregister  abhängig,  sondern  der  Eintrag  ist  nur  die  Vor- 
bedingung der  gerichtlichen  Verfolgbarkeit,  während  das  Recht 
selbst  unmittelbar  durch  den  befugten  Gebrauch  der  Marke  er- 
worben wird. 

Zur  Anhandnahme  der  Klage  sind  die  cantonalen  Gerichte 
zuständig;  das  Bundesgericht  gemäss  Art.  29  des  Organisations- 
gesetzes, insofern  es  sich  um  die  Verfolgung  civilrechtlicher  An- 
sprüche, dagegen  durchaus  nicht,  wenn  es  sich  um  ein  reines 
Strafurtheil  handelt.  (Entscheid.  Bd.  IX.  285.)  Es  ist  auch  die 
Weiterziehung  in  Bezug  auf  das  Strafurtheil  dann  nicht  zulässig, 
wenn  dieses  in  Verbindung  mit  der  Civilaache,  „der  gegenüber 
das  Strafurtheil  als  Nebensache  erscheine",  steht,  denn  rechtlich 
ist  die  Strafsache,  ganz  abgesehen  von  der  Meinung  der  Parteien, 
durchaus  als  die  causa  major  zu  betrachten.  (Entscheid.  Bd.  IX. 
557,  2.) 

Die  Frage  ist  nur,  ob  gegen  ein  in  Anwendung  des  Marken- 
schutzgesetzes erlassenes  Strafurtheil  die  Weiterziehung  an  das 
Bundesgericht  durch  ein  anderes  Rechtsmittel  möglich  sei.  Das 
Gesetz  selbst  öffnet  den  Beschwerdeweg  an  das  Cassationsgericht 
nach  dem  Verfahi-en  von  1849  nicht,  noch  ist  ein  anderes  be- 
sonderes Rechtsmittel  an  das  Bundesgericht  gegeben  und  es  könnte 
daraus  geschlossen  werden,  dass  die  Handhabung  des  strafrecht- 
lichen Schutzes  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  ausschliesslich 
den  cantonalen  Gerichten  zustehe ;  allein  den  Satz  zu  Grunde  ge- 
legt, dass  dem  Bunde  eine  Controle  über  die  Handhabung  der 
tidgenössi sehen  Gesetze  zustehen  muss,  und  in's  Auge  gefasst,  dass 
die  Aufstellung  strafrechtlicher  Bestimmungen   zum   Schutze   des 

P/tHningeKf  Scbwehc  Strafrecht.  38 


594 

Markenrechts  nicht  den  cantonalen  Strafgesetzbüchern  überlassen, 
sondern  von  der  Bundesgesetzgebung  durchgeführt  wurde,  —  m 
eine  entgegengesetzte  Absicht  des  Qesetzgebers  anzunehmen:  e:* 
bliebe  sonach  der  staatsrechtliche  Recurs  an  das  Bundesgericbt 
gemäss  Art.  59  d.  O.  G.  offen  und  es  hat  sich  auch  das  Bunde»- 
gericht  mehrfach  in  diesem  weitgehenden  Sinne  ausgesprochen. 
(Vgl.  Meilij  das  Markenstrafrecht  auf  Grund  des  eidg.  Marken- 
schutzgesetzes 1888.) 

Bundesgesetz     betreffend     Controlirung      und 
Garantie    des    Feingehalts    der    Gold-   und     Silher- 
waaren   vom  23.   Dec.   1880.     (Art.  31  c.   und  64  der  B.  V. 
Das    Gesetz  unterscheidet  betrügerische  und  nicht    betrügerische 
Uebertretungen.  Letztere  werden  mit  dem  vier-  bis  fünffachen  Betrag? 
der    Stempeltiixe    bedroht",    erstere   mit  hoher  Geldbusse  und  mit 
Gefangniss.     Wer  in  betrügerischer  Absicht  mit  Uebertretung  des 
Gesetzes    Gegenstände   angefertigt,  verkauft  oder   feilgeboten  Imt, 
wird  mit  einer  Geldbusse  von  30  bis  2000  Fr.  oder  mit  Gefeng- 
niss   von   drei    Tagen    bis   zu   einem    Jahr   oder  mit  ßeidem  be- 
straft.   Als  betrügerisch  gilt:  a)  in  Bezug  auf  Uhrengehäuse  rniil 
andere  Gold-  und  Silberwaaren   —  jede  andere    Bezeichnunj^  der 
Legirung   als   diejenige,    welche  dem   wirklichen    Feingehalt  ent- 
spricht, ob  nun  dieselbe  auf  der  Waare  angebracht  oder  bei  Ge- 
legenheit  des   Verkaufs  oder   Feilgebots  geschehen  sei  — ,  femer 
wenn  bei  einer  Waare  einzelne  Theile   dci'selben  von  niedrigerem 
Feingehalt  sind  als  das  amtliche  Stempelzeichen  oder  eine  sonstige 
Bezeichnung    angibt;®    b)  in    Bezug    auf    andere    Waaren  oder 
plakirte    Gegenstände,   jede    Bezeichnung,    welche  auf  Täuschung 
des  Käufers  abzielt,  sei  es,  dass  diese  Bezeichnung  auf  den  Waaren 
selbst   angebracht   oder   bei    Gelegenheit   des   Verkaufs   oder  de* 
Feilgebots  geschehen  sei.     Nachmachen  amtlicher  Stempelzeichen 
oder  Entstellung  oder  Anwendung  solcher  in   betrügerischer  Ab- 
sicht wird   mit   Gefängniss   von  einem  Monat  bis  zu  einem  Jahr 
und  mit  Busse  von  100 — 1000  Fr.  bestraft.  Wissentlich  unerlaubter 
Gebrauch  von  amtlichen  Stempeln:  Gefängniss  von  2  Wochen 
bis    zu    einem   Jahr   und    Busse  von  50  bis  100  Fr.     Controlbe- 
amte  trifft  doppelte  Strafe.     Der   Controlbearate,  der  abgegebene 

^  Vgl.  Vollziehungsverordnung.   Amtl.  Samml.  B.  V.  387.  Art.  1. 
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Waaren  copirt  oder  copiren  läset,  verfällt  in  eine  Busse  von  20 
bis  200  Fr.  und  bei  böswilliger  Absicht  oder  grober  Fahrlässig- 
keit kommt  überdies  Amts-  oder  Dienstentlassung,  Verlust  des 
Diploms  hinzu.  Rückfall  hat  doppelte  Strafe  zur  Folge.  Nicht- 
erhebliche Geldstrafen  werden  in  Gefängniss  umgewandelt.  Die 
Strafverfolgung  geschieht  auf  Antrag  der  localen,  cantonalen  oder 
eidgenössischen  zuständigen  Behörde  oder  der  geschädigten  Partei. 
^Massgebend  sind  die  cantonalen  Processgesetze.  Confiscation  der 
Stempel  und  Zerschneiden  der  Gegenstände  (Art.   10). 

Bundesgesetz     betreffend     Ausgabe     und     Ein- 
lösung   von    Banknoten    vom    8.   März    1881.   (Art.  39  der 
B.  V.)     Die   Ermächtigung   zur   Ausgabe    von    Banknoten    wird, 
wenn  die  gesetzlichen  Erfordernisse  nachgewiesen  sind,  vom  Bun- 
desrath  ertheilt.     Das  Gesetz  bestimmt  über  die  Bedingungen  der 
Notenausgabe,  über  Deckung  und  Garantie,    Betrag    und  Formu- 
lare,  den  Noten-Umlauf  und   Einlösung,  Verfahren    mangels    Ein- 
lösung,    Rückruf    der    Noten,     Erlöschen    des    Emissionsrechtes, 
Bundescontrole,     Controlgebühren    und    Besteuerung,    Strafbestim- 
mungen   und    Ordnungsbussen.      Wer    ohne    Ermächtigung    des 
Bundes    Banknoten    öder   andere   zum    Umlauf  bestimmte  gleich- 
bedeutende Geldzeichen  ausgiebt,  wird  mit  Gefängniss  bis  auf  ein 
Jahr  oder  mit  einer  Geldbusse  belegt,  welche  dem  Fünftachen  der 
ausgegebenen     Geldzeichen     gleichkommt,     im     Mindesten     aber 
J>000  Fr.  betragen  soll.  Die  verantwortlichen  Leiter  und  Geschäfts- 
führer   einer   Emissionsbank  werden,  je  nach  ihrem  Verschulden, 
mit  Gefängniss  bis  zu  sechs  Monaten   oder  mit  Geldbusse  bis  zu 
3000  Fr.   bestraft,    wenn    sie  in  den  dem  Bundesrath  abzugeben- 
den Bilanzen,    Rechnungen    oder  in  sonstigen  den  Delegirten  des 
Bundes    ertheilten    Aufschlüssen    und    Ausweisen    die     Geschäfts- 
verhältnisse der  Bank  unwahr  darstellen  oder  verdecken,  —  wenn 
sie  den  Delegirten  des  Bundes  die  Einsicht  in  die  Bücher-Controlen, 
Effectivbestände    der   Bank   verweigern  oder   die  verlangten  Auf- 
schlüsse  nicht   ertheilen,  —  wenn    sie  den  Aufschlüssen  über  die 
Deckung   zuwiderhandeln,    —  wenn  sie  im  Falle  des  Art.   12    c. 
Geschäfte    fUr   die   Bank   betreiben,   welche    nach   Art.  16  unter- 
sagt sind,  —  wenn  sie  mehr  Noten,  als  vom  Bundesrath  bewilligt 
sind,  oder  andere  Notenabschnitte  als  gesetzlich  zulässige  ausgeben, 
—  wenn  sie  die  in  Art.  40  vorgesehene  Anzeige  an  den  Bundes- 
rath unterlassen. 
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Der  Bundesrat!!  hat  die  angeführten  StraiBdle  jeweiien  nach 
ihrer  Bedeutung  entweder  gemäss  Art.  114  der  B.  V.  und  nach 
Analogie  des  Art.  74  des  ß.  St.  R.  dem  Bundesgericht<' 
oder  aber  den  zuständigen  cantonalen  Gerichten  zur  Erledigung 
zuzuweisen.  In  letzterm  Falle  ist  Cassationsbesch werde  an  da> 
Bundesgericht  zulässig.  (Das  Cassationsgericht  urtheiit  über  Be- 
schwerden gegen  Urtheile  cantonaler  Gerichte,  welche  sich  aul 
Uebertretungen  fiscalischer  Bundesgesetze,  Gesetz  vom  30.  Juui 
1849,  beziehen.)  Dem  Bundesratli  steht  nach  Art  59,  8  de^ 
Organisationsgesetzes  die  Beurtheilung  von  Beschwerden  über 
Anwendung  des  Gesetzes,  insofern  es  sich  um  Administraliv- 
streitigkeiten  handelt,  zu.  —  Nach  Art.  50  des  Banknotengesetze^ 
ist  er  auch  ermächtigt,  für  jeden  einzelnen  Fall  und  Tag  von 
Verspätung  der  Einsendung  der  Ausweise  Ordnungsbussen  bis 
auf  50  Fr.  zu  auferlegen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  der  Fall  der  Anwendmig  de* 
Gesetzes  auf  die  Bank  von  Genf  im  Jahre  1885.  Es  wurde 
gegen  dieselbe  im  Sinne  von  Art.  48  c.  und  Art.  49  des  Gesetzes 
wegen  Uebertretung  des  Art.  10  die  Einleitung  einer  Strafunter- 
suchung  gegen  den  Director  und  Cassier  auf  Veranlassung  des 
Finanzdepartements  angehoben.  Die  Durchführung  des  Processen 
mit  Geschwornen  in  Genf  ergab  gi'osse  Uebelstande,*^  welche  den 
Bundesrath  veranlassten,  an  das  Justiz-  und  Polizeidepartemt-nt 
die  Einladung  zu  richten,  einen  Gesetzesentwurf  auszuarbeiten 
und  vorzulegen,  nach  welchem  diese  und  andere  in  der  eidgi'- 
nössischen  Gesetzgebung  vorgesehene  Strafialle  vom  Bundes- 
gericht ohne  Beiziehung  von  Geschwornen  erledigt  werden 
können. 

Bundesgesetz  betr.  Urheberschaft  an  Werken 
der  Literatur  und  Kunst  vom  23.  April  1883^»  (Art  (>4 
der  B.  V.).  —  Vgl.  über  das  Concordat  von  1856,  den  Staat^- 
vertrag  mit  Frankreich  vom  30.  Juni  1864  und  die  Vertrage  mit 
andern  Staaten  vorstehend  S.  332.  Internationale  Convention  vom 

1"  yy\.  vorstehend  S.  343.  —  Vgl.  Jnstizbericht  1885.  S.  79.  18S6.  S.  -J. 

^^  Commeiitar  von  Ä.   r.  Orelli:     Da.s    sch\vei/.erische    Buude«<re5etz   b^- 
tretiViul    das    Urheberrecht   hu    Werken    der    Literatur   und   Knust   uuter  r*- 
rücksiiliti«i^ung  der    bezüglichen  Staatsverträgo.    Zürich   1884.    Verlag  vod  Fi 
Schulthess. 
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9.  September  1886.  Bundesblatt  1886.  Bd.  IIL  S.  1161—1177.1» 
Nachdem    das  Gesetz   den  Umfang   des  Urheberrechts   bestimmt, 
und    festgestellt   hat,    in   welchen    Fällen    eine   Verletzung    dieses 
Rechtes  an   Werken    der   Literatur,     der    bildenden   Künste,    im 
dramatischen  und  musikalischen  Werken   nicht   begangen   werde, 
stellt  es  in  Art.   12  ff.  die    civil-  und  strafrechtlichen  Folgen  der 
Verletzung  auf.  —  Wer  vorsätzlich   oder    Aus  grober  Fuhrlässig- 
keit   Werke    der    Literatur   und   Kunst    unerlaubt    vervielfältigt, 
beziehungsweise   aufführt   oder    sich    des   Imports   oder   Verkaufs 
von  nachgedruckten  oder  nachgebildeten  Werken  schuldig  macht, 
hat  den  Urheber   oder  dessen  Rechtsnachfolger   auf  deren  Klage 
hin  zu  entschädigen.    Die  Höhe  der  Entschädigung  bestimmt  das 
freie  Ermessen    des  Richters.    —  Wer   ohne   solches  Verschulden 
eine  unbefugte  Vervielfältigung  unternimmt  oder  einen  Nachdruck 
oder  eine  unerlaubte  Nachbildung  verbreitet  oder  eine  unzulässige 
Auffühning    veranstaltet,    kann    nur    auf    Unterlassung    weiterer 
Störungen  des  Urheberrechts   und    auf  Herausgabe  der  Bereiche- 
rung (Art.  73    des  ObHgationenrechts)    beklagt   werden.    —  Wer 
aus  Vorsatz  oder  grober  Fahrlässigkeit  das  Urheberrecht  verletzt, 
kann  überdies  auf  Klage  des  Geschädigten  (Antragsdelict)  je  nach 
der  Schwere  der  Verletzung   zu   einer  Geldstrafe  von  Fr.   10  bis 
2000  verurtheilt  werden.    Wurde  auch  der  Name  oder  die  Marke 
des  Urhebers  oder  des  Verlegers  nachgebildet,    so  kann  auf  Ge- 
fangniss  bis  auf  ein  Jahr  oder  Geldbusse   und  Gefängniss    inner- 
halb   der   angegebenen  Begrenzung   erkannt  werden.^'*     Es  kann 
fraglich    sein,    ob    die    „grobe    Fahrlässigkeit",    welche    zur   Ent- 
schädigung verbindet  (Art.   12),    einen   geringeren  Grad  der  Ver- 
schuldung enthalte,    als  die  „grobe  Fahrlässigkeit",    welche    nach 
Art.    13  als  Grund  strafrechtlicher  Ahndung  genannt  ist.  Während 
der  Vorberathung   sollte   ein    solcher  Unterschied    dadurch  betont 
werden,  dass  im  erstem  Fall    nur   die  „Fahrlässigkeit"   (wie  dies 
auch  dem  Art.  50  des  Obligationenrechts  entsprochen    hätte),    im 
letztem  die  grobe  Fahrlässigkeit  genannt  werde.    Schliesslicli  blieb 


*2  Convention  zwischen  der  Schweiz,  Belgien,  Deutschland,  Frankreich, 
Grossbritannien,  Haiti,  Italien,  Liberia,  Spanien,  Tunis.  Die  Angeh(>ri(^en  der 
Unionsstaaten  geniessen  für  ihre  Werke,  ob  sie  im  Lande  veröffentlicht  seien 
oder  nicht,  denselben  Schutz  wie  die  Kinhoimischen. 

^^  Analoge  Anwendung  des  Art.  18,  19  des  Markenschutzgesetzes  von  1879. 
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aber  für  beide  Fälle  der  eine  Ausdruck  „grobe  Fahrläseigkeif 
bestehen.  Es  bleibt  dem  Geschädigten  überlassen,  die  Entschädi- 
gungsklage allein  oder  überdies  die  Straf  klage  geltend  zu 
machen  und  es  steht  ganz  im  Ermessen  des  Richters,  ob  er  die 
grobe  Fahrlässigkeit  fiir  genügend  erachte,  auch  eine  Straf  klage 
zu  begründen,  ohne  dass  es  nöthig  wäi'e,  die  Formen  und  Grrade 
der  Verschuldung  zu  bestimmen. 

Der  Vorsatz  erfordert  nicht  die  gewinnsüchtige  Absicht  noch 
die  Absicht,  die  Nachdruckexemplare  zu  verbreiten.  Auch  der 
partielle  Nachdruck,  Plagiat,  ist  verboten. 

Die    Tlieilnahme    und    die  Versuchshandlungen    werden    mit 
einer    geringeren    Strafe    belegt.    —    Als  Gehülfen    kommen    dk 
Drucker,    ausführenden   Arbeiter,    Colporteure,    Sänger,   Musiker, 
Commissionsverleger  in  Betracht,  wenn  sie    gewusst  haben,  daijs 
es  sich  um  unerlaubten  Nachdi-uck   oder  Aufführung  handelt.  — 
Die  Vollendung  des  Dehcts  kann   schon   in  der  Anfertigung 
oder    erst    in    der  Verbreitung    gesehen    werden :     Wird  sie 
bereits    in    die  Anfertigung   verlegt,    so    dürfte   es    wohl   richtiger 
sein,    den  Versuch    straflos    zu    lassen,    wie   das   deutsche  Gesetz 
thut ;  wird  aber  ausdrücklich  der  Versuch  als  straflos  erklärt,  wie 
in  unserm  Gesetz,  so  könnte  die  Vollendung  bei  der  Streitigkeit 
dieses  Punktes  um  so  eher  in  die  Verbreitung  gelegt  werden, 
als  in  dieser  ein  wesentlicher  Punkt  liegt,  da  die  Verbreitung  in 
der  Regel  beabsichtigt  ist,  ohne  solche  mit  seltener  Ausnahme 
der  Nachdruck  und  die  Vervielfältigung  keinen  Sinn  hat  und  den 
Rechtsgrund    der   Straf barerklärung   nicht   berührt,    nämlich  die 
wirkliche  Beeinträchtigung  des  literarischen  Eigenthums,  die  erst 
eintritt  mit  der  Veröffentlichung,  dem  Verkauf  des  nachgemachten 
Werkes,  mit  der  Verbreitung.  (Vgl.  die  Verjährungsfrist,  Art.  17.) 
Zudem  knüpfen  sich  an  die  Verbreitung  so  einschneidende  Folgen, 
Arrest,  Caution,  Confiscation  (Art.  16 — 18),  dass  kaum  eine  Ver- 
stärkung des  strafrechtlichen  Schutzes   durch  Rückverlegimg  des 
Vollendungsmomentes   in  Versuchshandlungen  und    des  Versuchs 
in    wenige    Verbreitungshandlungen   nöthig   erscheint.     Immerhin 
ist   zuzugeben,    dass   die    streng    grammatische  Interpretation  die 
Vollendung  bereits   in   den   geschehenen   Druck   oder   die  Nach- 
bildung   verlegen    muss.     Da  das  Bundesgesetz   hierin  die  allge- 
mein strafrechtlichen  Grundsätze  des  cantonalen  St.  G,  B.  gelten 
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lässt,  so  kann  die  Praxis  frei  ein  grösseres  Material  fiir  eine  all- 
gemeine gesetzgeberische  Regel  oder  feste  wissenschaftliche  Position 
schaffen. 

Im  Kückfall  kann  die  Strafe  auf  das  Doppelte  erhöht  werden. 
Nicht  einbringliche  Bussen  werden  in  Gefängnissstrafe  verwandelt. 
—  Die  Strafverfolgung  geschieht   nach   der  Processordnung  des- 
jenigen  Cantons,  in  welchem  die  Klage  angestrengt  wird.    Diese 
kann  entweder  am  Orte,  wo  das  Vergehen  begangen  wurde,  oder 
am  Domicil  des  Angeschuldigten  erhoben  werden.   Das  Verbrechen 
wird  begangen  sowohl  am  Orte  d^s  Nachdrucks,  der  Nachbildung 
oder  Aufführung,  als  an  demjenigen  des  Verkaufs  oder  der  Ver- 
breitung,   was    besonders    für    den    internationalen    Verkehr    von 
Wichtigkeit  ist.     (Vgl.  Art.  29  des  franz.-schweiz.  Staatsvertrags 
vom  23.  Februar  1882.)^*     Es  dürfen    in  keinem  Falle   für   das 
gleiche  Vergehen   mehrere   strafi*echtliche  Verfolgungen    eintreten. 
Klagverjährung  tritt  ein,  wenn   mehr    als  ein  Jahr  verflossen  ist, 
seitdem  der  geschädigte  Urheber   oder  sein  Rechtsnachfolger  von 
dem  Nachdruck,  der  Nachbildung   oder   der  Aufführung  und  der 
Person   des  Schuldigen  Kenntniss  erlangt  hat,  und  jedenfalls  nach 
Ablauf  von    fünf  Jahren   von    dem   Tage   an,   wo    die  Veröffent- 
lichung,   die    Aufführung    oder    der    Verkauf   stattgefunden    hat. 
Zum  Schlüsse   ist   noch    hinzuweisen   auf  den  erweiterten  Schutz 
des  geistigen  Eigenthums,  insbesondere    des    gewerbHchen  Eigen- 
thums,  auf  das  hier  mehrfach  vorbildliche  Gesetz  über  den  Marken- 
schutz und  auf  die  Gesetzgebung  über  den  Schutz  neuer  Muster 
und   Modelle,    sowie   solcher  Erfindungen,    welche  durch  Modelle 
dargestellt    und    gewerblich    verwerthbar    sind.      Die    bezügliche 
Ergänzung  des  Art.  64  der  B.  V.  wurde  in  der  Volksabstimmung 
vom  10.  Juli  1887  angenommen. 

Bundesgesetz  betreffend  Beaufsichtigung  von 
Privatunternehmungen  im  Gebiete  des  Versicherungs- 
wesens vom  25.  Juni  1885.  (Art.  34,  2  der  B.  V.)  Alle  Privat- 
Uütemehmungen  genannter  Art,  welche  im  Gebiete  der  Schweiz 
nach  eingeholter  Bewilligung  des  Bundesrathes  Geschäfte  betreiben 
wollen  (ausgenommen  Vereine  mit  örtlich  beschränktem  Geschäfts- 
betrieb) unterstehen  der  Aufsicht  des  Bundesrathes  und  sind  ge- 


**  Vgl.  V.  Orefli  n    a.  O.  S.  103. 


600 

halten^   bestimmte  gesetzliche  Erfordernisse   zu  erfüllen  and  Mit- 
theiluDgen  über  Betrieb  und  Reehnungsföhrung  an   den  Bunde«- 
rath    zu    machen.     Der    Bundesrath    ist    befugt,    g^g^ii    Unter- 
nehmungen  oder   deren   Vertreter,  welche  sich  Widerhandlun^n 
gegen   die   von  ihm   erlassenen   Verfügungen   und  Verordnungen 
(Art.   9.  13)  zu  Schulden  kommen  lassen,    Ordnungsbussen 
bis  auf  den  Betrag  von  1000  Fr.  auszusprechen.  —  Von  Amts- 
wegen oder  auf  Klage  hin  werden  den  cantonalen  Gerichten 
zur  Bestrafung  überwiesen   1.   Personen,    welche    unbefugt  Ver- 
sicherungsunternehmungen   betreiben   oder   dazu   behülflich   sind, 
2.  die  verantwortlichen  Leiter,  Agenten,  welche  in  den  Ausweisen 
und  Aufschlüssen    an   den   Bundesrath   die    Geschäftsverhältnisse 
unwahr   darstellen   oder  verschleiern   oder   welche   unwahre  Mit- 
theilungen   veröffentlichen.     Strafe:   bis   auf  5000   Fr.   oder  Ge- 
fangniss    bis   zu  6   Monaten  odei*  Beides  verbunden,   unter  Um- 
ständen  Untersagung  jeder   weitern    Thätigkeit   im    Gebiete  der 
Schweiz.     Den  Parteien  steht   gegen  Strafurtheile  der  cantonalen 
Gerichte    der    Recurs   an   das   Bundesgericht   offen.     Für  solche 
Recurse  gelten  die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  30.  Jani 
1849  über  das  Verfahren  bei  Uebertretung  fiscalischer  und  poli- 
zeilicher   Bundesgesetze.     Vergehen,    welche    nicht    unter   obige 
1  und  2  fallen,  sind  nach  dem  cantonalen  Strafgesetz  zu  behandeln. 

Bundesgesetz  betr.  Massnahmen  gegen  gemein- 
gefährliche Epidemien  vom  2.  Juli  1886.  Nichtbeachtnng 
der  im  Gesetz  oder  durch  specielle  Anordnungen  vorgeschriebenen 
Massregeln  wird  mit  Geldbusse  von  10  bis  1000  Fr.  bestraft, 
insofern  nicht  weiter  die  cantonalen  Strafgesetze  in  Anwendon^^ 
kommen.  Untersuchung  und  Beurtheilung  ist  Sache  der  Cantooe. 
Unerhältliche  Geldbussen  werden  im  Massstab  von  Fr.  5  per 
Tag  in  Gefäugniss  umgewandelt 

Bundesgesetz  betr.  gebrannte  Wasser  v.  23.  Dec. 
188().  (Art.  31.  32  bis  der  B.  V.  Beschlüsse  und  Reglemente  siehe 
vorstehend.)  Das  Recht  zur  Herstellung  und  zur  Einfuhr  ge- 
brannter Wasser  aus  Stoffen,  deren  Brennen  der  Bundesgesetz- 
gebung  unterstellt  ist,  steht  ausschliesslich  dem  Bunde  zu.  Wer 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  zuwiderhandelt,  indem  er  un- 
befugterweise gebrannte  Wasser  erzeugt,  oder  die  befugter»'eise 
erzeugte  Menge  an  solcher  Waare  nicht  vollständig  abliefert,  oder 
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»ich  eine  ungerechtfertigte  Rückvergütung  zuwendet,  oder  denaturirt 
bezogene    Waare   zu    andern   als   den   gestatteten   Zwecken   ver- 
wendet,   oder   auf  unrechtmässige  Weise    sich   gebrannte   Wasser 
verschafft,  ist  mit  einer  Geldbusse  zu  belegen,  welche  das  5-  bia 
SOfache  der    dem    Staat  unterschlagenen    Summe   beträgt.     Kann 
die  letztere   nicht   ermittelt  werden,   so   tritt   Geldbusse   von  200 
bis    10,000   Fr.    ein.     Im  Rückfalle  oder  bei  erschwerenden  Um- 
ständen  kann    die  Busse  verdoppelt  und  überdies  Geföngniss  bia 
zu  sechs  Monaten  erkannt  werden.     Der  Versuch  wird  der  Voll- 
endung  gleich   gehalten.   —  Ausser   den    genannten   Fällen  wird 
jede  Uebertretung  dieses  Gesetzes  oder  der  zur  Ausführung  des- 
selben erlassenen  Verordnungen  mit  Geldbusse  von  20  bis  200  Fr. 
bestraft.    Die  Busse  beträgt  50  bis  1000  Fr.,  wenn  der  Fehlbare 
die  Vornahme  der  amtlichen  Controle  zu   verhindern  gesucht  hat. 
Vorbehalten  bleibt  Art.  47  des  Bundesstrafrechts  (Gewaltanwendung 
gegen  die  Vollziehung  von  Bundesgesetzen).    Das   Verfahren   bei 
Uebertretung    dieses  Gesetzes  richtet  sich  nach  dem  Gesetz  vom 
30.  Juni   1849. 

Bundesgesetz  betr.  die  Ausdehnung  der  Haft- 
pflicht und  die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  v.  25.  Juni  1881, 
v.  26.  April  1887.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen 
des  Art.  8  sind  mit  einer  Busse  von  5  bis  100  Fr.  und  im  Wider- 
holungsfalle  bis  200  Fr.  zu  belegen,  welche  nach  Massgabe  der 
cantonalen  Gesetze  ausgesprochen  wird.  Die  Cantonsregierungen 
sind  beauftragt,  für  die  Vollziehung  der  Vorschriften  des  Gesetzes 
besorgt  zu  sein.  .  Der  Bundesrath  übt  die  Controle  über  diese 
Vollziehung  aus.     Vgl.  Zeerleder^   die  schweizerische  Haftpflicht- 

» 

gesetzgebung  1888. 

Bundesgesetz  betr.  den  Geschäftsbetrieb  der 
Auswanderungsagenturen  v.  22.  März  1888.  Das  frühere 
Gesetz  v.  24.  December  1880  ist  durch  das  neue,  welches  eine 
Verschärfung  der  Vorschriften  enthält,  aufgehoben.  Die  Agenten 
werden,  wenn  sie  selbst  oder  ihre  Unteragenten  odör  Vertreter  in 
oder  ausserhalb  der  Schweiz  diesem  Gesetze  zuwiderhandeln,  vom 
Bundesrath  mit  20  bis  1000  Fr.  gebüsst.  Bei  Vorhandensein 
erschwerender  Umstände  wird  ihnen  überdies  das  Patent  entzogen 
und  es  sind  die  schuldigen  Agenten  oder  Unteragenten  und  Ver- 
treter  behu&  Anwendung   der  Freiheitsstrafe   nach    Art.    19  den 
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cantonalen  Gerichten  zur  Aburtheilung  zu  überweisen.  Die  Ueber- 
weisung  scbliesst  in  sich;  dass  erschwerende  Umstände  vorbanden 
sind  und  dass  auf  Freiheitsstrafe  erkannt  werden  muss.  —  Per- 
sonen und  deren  Gehülfen,  welche  ohne  Patent  oder  Genehmigung 
Auswanderungsgeschäfte  betreiben  etc.,  welche  vom  Bandesrath 
untersagt  sind,  werden  von  Amtswegen  oder  auf  Klage  hin  den 
cantonalen  Gericliten  überwiesen  und  mit  50  bis  1000  Fr.,  unter 
erschwerenden  Umständen  mit  Gefängniss  bis  auf  sechs  Monate 
bestraft. 

Bundesgesetz  betr.  die  Erfindungspatente  vom 
29.  Juni  1888.  Wer  patentirte  Gegenstände  nachahmt  oder  sie 
unerlaubter  Weise  benutzt;  wer  die  nachgemachten  Gegenstände 
verkauft,  feilhält,  in  Verkehr  bringt  oder  auf  schweizerisches  Ge- 
biet einführt;  wer  bei  diesen  Handlungen  wissentlich  mitwirkt, 
oder  deren  Ausführung  begünstigt  oder  erleichtert  hat;  wer  sich 
weigert,  die  Herkunft  von  in  seinem  Besitz  befindliehen  nach- 
geahmten Gegenständen  anzugeben  —  wird  bei  vorsätzlicher  Be- 
gehung mit  Geldbusse  im  Betrag  von  30  bis  2000  Fr.  oder  mit 
Gefängniss  in  der  Dauer  von  drei  Tagen  bis  zu  einem  Jahr  oder 
mit  Geldbusse  und  Gefängniss  innerhalb  der  angegebenen  Be- 
grenzung -bestraft.  Gegen  Rückfällige  können  diese  Strafen  bis 
auf  das  Doppelte  erhöht  werden.  Bios  fahrlässige  Uebertretung 
wird  nicht  bestraft,  Civilentschädigung  vorbehalten.  Die  Bestrafung 
erfolgt  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  naöh  der  Strafprocess- 
ordnung  desjenigen  Cantons,  in  welchem  die  Klage  angestrengt 
wird.  Diese  kann  entweder  am  Domicil  des  Angeschuldigten 
oder  an  dem  Orte,  wo  das  Vergehen  begangen  worden  ist,  er- 
hoben worden.  In  keinem  Falle  dürfen  für  das  gleiche  Vergehen 
mehrere  strafrechtliche  Verfolgungen  eintreten.  Wenn  seit  der 
letzten  Uebertretung  mehr  als  zwei  Jahre  verflossen  sind,  so  tritt 
Verjährung  der  Klage  ein.  Die  Gerichte  haben  auf  Grund  er- 
folgter Civil-  oder  Strafklage  die  als  nöthig  erachteten  vorsorg- 
lichen Verftignngen  zu  treffen.  Namentlich  können,  sie  nach  Vor- 
weisung des  Patents  eine  genaue  Beschreibung  der  angeblich 
nachgeahmten  Gegenstände,  sowie  der  ausschliesslich  zur  Nach- 
ahmung dienenden  Werkzeuge  und  Geräthe  und  nöthigenfalls  auch 
die  Beschlagnahme  erwähnter  Gegenstände,  Werkzeuge  und  Ge- 
räthe vornehmen  lassen.     Wenn   Grund  vorhanden   ist,   eine  Be- 
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schlagnahme  vorzunehmen^  so  kann  das  öericht  dem  Kläger  eine 
Caution  auferlegen,  welche  er  vor  der  Beschlagnahme  zu  hinter- 
legen hat.  Das  Gericht  kann  auf  Rechnung  und  bis  zum  Be- 
laufe der  dem  vorletzten  Theile  zugesprochenen  Entschädigungen 
und  der  Busse  die  Confiscation  der  mit  Beschlag  belegten  Gegen- 
stände verfügen.  Es  soll  selbst  Am  Falle  einer  Freisprechung, 
wenn  nöthig,  die  Vernichtung  der  ausschliesslich  zur  Nachahmung 
bestimmten  Werkzeuge  und  Geräthe  anordnen  und  es  kann  selbst 
im  Falle  einer  Freisprechung  die  Veröffentlichung  seines  Erkennt- 
nisses in  einer  oder  mehreren  Zeitungen  anordnen.  —  Wer  rechts- 
widrig seine  Geschäftspapiere,  Anzeigen  oder  Erzeugnisse  mit 
einer  Bezeichnung  versieht,  welche  zum  Glauben  verleiten  soll, 
dass  ein  Patent  besieht,  wird  von  Amts  wegen  oder  auf  Klage  hin 
mit  einer  Geldbusse  von  30  bis  500  Fr.  oder  mit  Gefängniss  in 
der  Dauer  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  oder  mit  Geld- 
busse und  Qefilngniss  bestraft.  Gegen  Rückfallige  kann  die  Strafe 
verdoppelt  werden.  Für  die  civilrechthchen  Streitigkeiten  be- 
zeichnet der  Canton  ein  einziges  Gericht.  Die  Berufung  an  das 
Bundesgericht  ist  ohne  Rücksicht  auf  den  Werthbetrag  der  Streit- 
sache zulässig.  Bei  Ausfällung  der  Geldstrafe  hat  der  Richter 
im  Fall  der  Nichteinbringlichkeit  eine  entsprechende  Gefängniss- 
strafe festzusetzen.  Behufs  Erlass  des  Gesetzes  über  die  Erfindungs- 
patente wurde  Art.  64  d.  B.  V.  durch  Bundesbeschluss  vom 
28.  April  188  <  unÄ  Volksabstimmung  vom  10.  Juli  dahin  ergänzt, 
dass  dem  Bunde  die  Gesetzgebung  zustehe,  „über  den  Schutz 
neuer  Muster  und  Modelle,  sowie  solcher  Erfindungen,  welche 
durch  Modelle  dargestellt  und  gewerblich  verwerthbar  sind.*^ 

Das  Bundesgesetz  über  Muster-  und  Modell- 
schutz vom  21.  December  1888  enthält  grossentheils  dieselben 
Bestimmungen  wie  das  vorstehende  über  den  Erfindungsschutz. 
Vorsätzliche  Uebertretung  des  Gesetzes  hat  die  gleichen  Strafen, 
die  im  Rückfall  verdoppelt  werden,  zur  Folge  und  gleiche  Be- 
stimmungen bestehen  in  Bezug  auf  Antragsdehct,  ne  bis  in  idem, 
Verjährung  (zwei  Jahre),  Caution^  Beschlagnahme,  Confiscation, 
Vernichtung  der  Werkzeuge,  Veröffentlichung  des  Urtheils  und 
rechtswidrige  Bezeichnung  der  Erzeugnisse  oder  Gesehäftspapiere 
(Strafe  30—500  Fr.).  Der  Thatbestand  des  Delicts  ist  folgender- 
massen  angegeben:    Bestraft  wird    1.  wer  ein  hint*  i- <'gtes  Muster 
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oder  Modell  wissentlicli  nachmacht  oder  ein  solches  in  unerlaubter 
Weise  nachahmt';  2.  wer  Gegenstände,  von  denen  er  wusste  oder 
annehmen  musste,  dass  sie  nachgemacht  oder  unerlaubter  Weise 
nachgeahmt  seien,  verkauft,  feilhält  oder  in  Verkehr  bringt  oder 
auf  schweizerisches  Gebiet  einführt;  3.  wer  bei  diesen  Hand- 
lungen wissentlich  mitgewirkt  oder  deren  Ausfi'ihrung  begünstigt 
oder  erleichtert  hat;  4.  wer  sich  weigert,  die  Herkunft  von  in 
seinem  Besitz  befindlichen  nachgeahmten  Gegenständen  anzugeben. 
Unter  die  Bestimmungen  dieses  Artikels  fallen  nicht:  1.  die  freio 
Benutzung  einzelner  Motive  eines  Musters  oder  Modells  zur  Her- 
stellung eines  neuen  Musters  oder  Modells;  2.  die  Aenderung  der 
Bindungen  oder  der  Farbenstellungen  bei  Geweben,  ausgenommen 
bei  Fabrikaten  der  Jacquardweberei. 

Das  schweizerische  Obligationenrecht  vom  14. 
Juni  1881,  in  Kraft  vom  1.  Januar  1883.  (Commentar  der  Ge- 
setzesred«ictoren  Schneider  und  Fick.)  Dieses  Civilgesetz  ist  in- 
sofern anzuführen,  als  es  Sätze  der  cantonalen  Strafgesetzbücher 
aufhebt  oder  Ergänzungen  nothwendig  macht  oder  Bestimmungen 
enthält,  welche  in  wichtige  strafrechtliche  Materien  eingreifen. 

Manche  cantonale  Strafgesetzbücher  bestimmen  über  die  Ver- 
pflichtung zum  Schadenersatz  aus  Delict  und  über  die  Haftung 
der  Theilnehraer.  Soweit  dieselben  Anderes  bestimmen  als  das 
Obligationen  recht,  sind  sie  aufgehoben,  und  soweit  sie  überein- 
stimmen, kann  nur  das  O.  R.  in  Anwendung  kommen.  —  Der 
Art.  50  stellt  den  allgemeinen  Grundsatz  der  Ersatzpflicht  für 
widerrechtliche  Zufügung  von  Schaden  auf,  ob  derselbe  mit  Ab- 
sicht oder  aus  Fahrlässigkeit  verursacht  werde.  ^Die  praktische 
Tragweite  dieses  neuen  Princips  ist  eine  ausserordentlich  weit- 
gehende. Nach  demselben  wird  derjenige,  welcher  über  einen 
Andern  etwas  Unwahres,  die  Ehre,  den  guten  Namen,  den  Credit 
desselben  Beeinträchtigendes,  ohne  die  Absicht  zu  beleidigen  und 
ohne  das  Bewusstsein  der  Unwahrheit  behauptet  hat,  den  dadurch 
verursachten  Schaden  ersetzen  müssen,  sofern  er  bei  gebörij?er 
Aufmerksamkeit  die  Unwahrheit  seiner  Behauptung  hätte  kennen 
sollen."  (Botschaft.)  Schon  eine  geringe  Unaufmerksamkeit,  wenn 
der  Handelnde  hätte  erkennen  können,  dass  sein  Verhalten  den 
Andern  schädigen  konnte,  verpflichtet  zum  Ersatz.  Immerhin  ist 
dabei    der   strenge   Nachweis   erlittenen   Vermögensschadens  Vor- 
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aussetzuDg  der  Entschädigung.     Eingreifender   ist   für   öffentlich 
rechtliche   Behandlung    der    Injurie    der   Art.  55,  *^    welcher    die 
Entschädigungspflicht  auf  Fälle  ausdehnt,   wo  Vermögensschaden 
nicht  eingetreten  oder  nicht  nachweisbar  ist,  wenn  persönliche 
Verbältnisse  ernstlich  verletzt  sind;  die  nachtheiligen  Vermögens- 
folgen flii'  Depjenigen,  der  unbedacht  den  Andern  in  seinen  per- 
sönlichen Verhältnissen  verletzte  —  es  braucht  nicht   einmal   der 
Thatbestand  der   Injurie   vorzuliegen    —    können   schwerer   sein 
als  eine  hohe  Geldstrafe  für  schwere  Injurie.     Dieser  Uebelstand 
wird  bedenklich  ausgedehnt,  wenn    dem  Art.  55  die  Theorie  des 
tort  moral  unterlegt  wird,    und   es  hatte    denn   auch    der  Artikel 
die    directe    Folge,    dass    Ehrverletzungen    nicht    mehr    vor    den 
Strafrichter  gebracht  wurden,  sondern  dass  der  billigere  und  ein- 
träglichere Weg  der  Civilklage  nach  Art.  55  betreten  wurde  und 
dass    eine    weitgreifende   Opposition    namentlich    von   Seiten   der 
Presse  sich  erhob.     Mag  auch  gesagt  werden,  es  handle  sich  um 
eine  rein  civilrechtliche  Frage,  so  lässt  sich  eben  nicht  in  Abrede 
«teilen,  dass  eingreifende  Wirkungen  auf  das  Strafrecht  in  Wirk- 
lichkeit in  Thatsachen  erscheinen,  und  es  genügt  nicht,    sich    da- 
mit zu  beruhigen,  es  werde  die  Praxis  den  richtigen  Weg  finden. 
Die  Praxis  hat  sich  denn  auch  von  Fall  zu  Fall  angemessen  zu 
helfen    versucht,    aber   auch   die   Widerspmche    erkennen    lassen, 
welche    die    Theorie    nicht   gelöst    hat.      Es    ist    hier    nicht    der 
Ort,    näher    darauf  einzutreten;    ich    verweise    dafür    auf  meine 
Schrift.»« 

Art  und  Grösse  des  Schadenersatzes  werden  auch  vom  Ver- 
schulden des  Beschädigten  beeinflusst.  Nachdem  über  Entschädi- 
gung bei  Tödtung,  Körperverletzung,  Verstümmelung  oder  Ent- 
stellung bestimmt  ist,  handelt  Art.  54  vom  Ersatz,  abgesehen  vom 
erweislichen  Vermögensschaden  bei  Körperverletzung  und  Tödtung 
(Schmeraensgeld,  Narbengeld),    insbesondere   in  Fällen    von  Arg- 


*'^  Vgl.  Verhandlungen  des  Schweiz.  Juristenvoroins  1880  und  daselbst  dns 
Kefenit  Sfooss. 

Iß  JYenninger:  Der  Zuspruch  einer  Geldsumme  über  den  Vermögens- 
schaden hinaus  nach  dem  Schweiz.  ObÜgationenreeht,  den  Bestimmungen  des 
Reiehgstrafgesetzbtichs  und  dem  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
Deuuchlaod. 
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list    und    grober    Fahrlässigkeit.   —     Nothwehr    entbindet   vom 
Ersatz. 

Die  cantonalen  Strafgesetzbücher  enthalten  Sätze  über  die 
Geltung  eines  Criminalurtheils  für  den  Civilrichter ;  nach  den 
Einen  ist  jenes  für  diesen  verbindlieh,  nach  den  Andern  nicht. 
Das  Obligationenrecht  regelt  die  Sache  einheitlich  durch  Art.  59, 
welcher  vorschreibt,  dass  der  Richter  in  Fällen  der  Schädigung 
in  Nothwehr  und  bei  Unzurechnungsfähigkeit  (Betrunkenheit) 
weder  an  die  strafrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Zurech- 
nungsföhigkeit  noch  an  eine  Feststellung  durch  das  Strafurtheil 
gebunden  sei.  Zwar  sind  hier  nur  einzelne  Fälle  genannt,  es 
folgt  aber  daraus  nicht  ein  anderes  Verhalten  für  andere  Fälle, 
vielmehr  muss  festgehalten  werden  an  der  in  diesen  Fällen  zu 
erkennenden  principiellen  Tragweite,  beruhend  auf  der  Anerken- 
nung der  Verschiedenheit  des  Civil-  und  Strafprocesses  und  der 
Verscliiedcnheit  der  Beweiswürdigung,  wie  es  als  allgemeiner 
Grundsatz  anerkannt  worden  ist,  dass  der  Civilrichter  vom  Stral- 
richter  unabhängig  sein  muss. 

Alle  Tlieilnehmer  haften  solidarisch  ohne  Unterschied,  ob  sie 
als  Anstifter,  Urheber  oder  Gehülfen  gehandelt  haben.  Der  Be- 
günstiger haftet  nur,  insoweit  er  Antheil  am  Gewinn  empfangen 
oder  durch  seine  Betheiligung  Schaden  verursacht  hat.  —  Sofern 
die  Strafgesetzbücher  der  Cantone  für  die  Entschädigungspilicht 
aus  Pressvergehen  das  Princip  der  Verantwortlichkeit  par  cas- 
cades  aufstellen,  treten  an  Stelle  der  bezüglichen  Vorschriften  die 
allgemeinen  Bestimmungen  des  Obligationenrechts. 

Nach  dem  cantonalen  Strafrecht  richtet  sich  die  Verjährung 
für  den  Civilanspruch  aus  einer  strafbaren  Handlung,  falls  dasselbe 
eine  längere  Verjährungsfrist  für  das  Delict  aufstellt,  als  der 
Art.  ()9  für  die  Entscliädigungsklage  anordnet  (1  — 10  Jahre).  — 
Für  die  Cantone  ist  ferner  die  Nothwendigkeit  eingetreten,  ihre 
Strafgesetzgebung  den  Art.  877.  878  des  0.  R.  anzupassen,  so- 
weit nicht  bereits  übereinstimmende  Sätze  betreffend  die  Führung 
der  Handelsbücher  im  Thatbestand  des  Bankerotts  vorhanden 
waren.  Das  Obligationenrecht  schreibt  vor,  dass  wer  verpflichtet 
ist,  sich  in  das  Handelsregister  eintragen  zu  lassen,  auch  zur 
ordnungsmässigen  Führung  von  Geschäftsbüchern,  aus  welchen 
die  Vermögenslage  des  Geschäftsinhabers    und    die  einzelnen  mit 
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dem  Geschäftsbetriebe  zusammenhängenden  Schuld-  und  Forde- 
rungsverhältnisse ersehen  werden  können,  zu  verhalten  ist,  und 
dass  der  zur  Führung  von  Geschäftsbüchern  Verpflichtete  die- 
selben während  zehn  Jahren  vom  Tage  der  letzten  Eintragung 
an  und  ebenso  die  empfangenen  Geschäftsbriefe  und  Telegramme 
aufzubewahren  hat.  Strafbestimmungen  wegen  Verletzung  der  in 
Art.  877.  878  enthaltenen  Verpflichtungen  bleiben  der  Cantonal- 
gesetzgebung  vorbehalten.  Die  cantonalen  Strafgesetzbücher  oder 
Ergänzungsgesetze  stellen  die  Unterlassung  der  Führung,  die 
falsche  Führung,  Veränderung  und  Vernichtung  von  Geschäfts- 
büchern in  betrügerischer  Absicht  durch  den  Geldstager 
unter  die  Strafe  des  betrüglichen  Bankerotts,  —  ohne  jene  Ab- 
sicht unter  die  Strafe  des  leichtsinnigen  Bankerotts,  oder  sie  stellen 
besondere  zuchtpoHzeiliche  Bestimmungen  auf  (vgl.  Aargau  vor- 
stehend S.  400).  —  Art.  864  d.  O.  R.  schreibt  vor,  dass  wo  das 
Gesetz  die  Betheiligten  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister 
verpflichtet,  die  Uegisterbehörde  von  Amtswegen  gegen  die  Fehl- 
baren mit  Ordnungsbussen  im  Betrag  von  10 — 500  Fr.  ein- 
zuschreiten hat.  —  Auf  das  Concursgesetz  ist  bereits  an  anderer 
Stelle  eingetreten. 

IV.  Nenernngcn  im  Bundesstrafrecht. 

§  86.  aj  Bun desStaatsanwalt.  Die  Bundesgesetze  über 
die  Organisation  vom  5.  Juni  1849  und  über  das  Verfahren  vom 
27.  August  1851  haben  wir  (S.  341)  besprochen  und  über  die 
Stellung  des  Bundesgericlits  mit  Assisen  und  als  Cassationsinstanz 
nach  dem  Organisationsgesetz  von  1):574  das  Wesentliche  ange- 
führt. In  Beziehung  auf  den  Inhalt  des  Bundesstrafgesetzes  vom 
4.  Februar  1853  verweisen  wir  auf  das  Frühere  (S.  346)  und 
treten  hier  nur  auf  theils  verwirklichte,  theils  angestrebte  Neue- 
rungen und  die  praktische  Anwendung  des  Gesetzes  ein. 

Im  Vordergi'unde  des  Interesses  steht  die  Aufstellung  eines 
ständigen  Bundesanwalts.  Nach  den  in  mehrfacher  Richtung 
gegen  die  bisherige  Stellung  des  ad  hoc  gewählten  Beamten  er- 
hobenen und  begründeten  Einwendungen  war  eine  Neugestaltung 
der  Bandesanwaltschaft  ein  dringendes  Bedürfniss.  Dazu  kam, 
dass  internationale  Beziehungen  der  Schweiz  eine  strengere  Hand- 
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habung  der  Fremdenpolizei  auferlegten  und  daas  von  Aussen  her 
in  dem  bedenklichen  Artikel  42  des  B.  St.  R.  die  Hebel  ange- 
setzt wurden^  um  Handlungen  zu  verfolgen,  welche  bisher,  wenn 
sie  im  Inland  oder  Ausland  gegen  die  Schweiz  selbst  und  ihn^ 
Behörden  gerichtet  waren,  zu  strafrechtlicher  Verfolgung  keinen 
Anlass  gegeben  hatten.  Gleicherweise  machte  das  Treiben  der 
Anarchisten  und  anderseits  der  zahlreichen  Hetzspione,  welche 
fremde  Regierungen  filr  die  Zwecke  ihrer  inneren  Politik  in  das 
Land  schickten  (Wohlgemuth,  Schröder,  Haupt,  Ehrenberg  u.  a.  m.). 
es  nothig,  ein  Organ  zur  Ueberwachung  dieser  Umtriebe  aufzu- 
stellen und  nach  derselben  Richtung  wurde  auch  die  Ergänzung 
des  Bundesstrafrechts  angestrebt. 

Schon  das  erste  Gesetz  über  die  Organisation  der  Bundes- 
rechtspflege hatte  eine  ständige  Bundesanwaltschaft  vorgesehen, 
das  Amt  wurde  aber  seit  1856  nicht  mehr  besetzt  und  durch 
das  Organisationsgesetz  von  1874,  welches  bestimmt,  dass  der 
Bundesrat!!  den  Bundesanwalt  in  jedem  einzelnen  Falle  bezeichnet, 
aufgehoben.  In  der  Botschaft  zum  jüngsten  Entwurf  weist  der 
Bundesrath  darauf  hin,  dass  die  Polizeibehörden  der  Cantone  nicht 
genügend  organisirt  sind,  um  politische  Untersuchungen  rasch 
und  einheitlich  zu  erledigen  und  den  steigenden  Anforderungen 
auf  dem  Gebiete  der  Fremdenpolizei  zu  genügen;  man  müsso 
Mittel  und  Wege  schaffen,  um  die  Erfüllung  der  obliegenden 
internationalen  Verpflichtungen  möglich  zu  machen ;  durch  die 
Einführung  der  Bundesanwaltschaft  hoffe  man*  eine  feste  Organi- 
sation der  politischen  Polizei  zu  gewinnen  und  eine  regelmässige 
und  bleibende  Verbindung  zwischen  den  Bundesbehörden  und 
den  Cantonen  herzustellen. 

Nachdem  der  ursprüngliche  Entwurf  in  den  Räthen  nicht 
unwesentliche  Veränderungen  erlitten  hatte,  erliielt  dei*selbe  schliess- 
lich folgenden  Inhalt:  Der  Generalanwalt  wird  vom  Bundesrath 
gewählt  und  steht  unter  dessen  Aufsicht.  Er  übt  die  Funktionen 
aus,  welche  ihm  durch  die  Bundesgesetzgebung,  insbesondere  durch 
das  Gesetz  über  die  Bundesstrafrechtspflege,  übertragen  sind.  Er 
überwacht  die  Fremdenpolizei  in  Beziehung  auf  Handlungen^ 
welche  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  der  Schweiz  gefährden, 
sowie  die  bezüglichen  Untersuchungen  und  unterbreitet  dein 
Bundesrath   auf  Anwendung   des   Art.   70   der   Bundesverfassung 
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gehende  Anti-äge.^  Dem  Generalanwalt  kann  im  Weitern  die 
Besorgung  von  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  über- 
tragen werden,  welche  in  den  Geschäftskreis  des  eidgenössischen 
Justiz-  und  Polizeidepartements  fallen.  Auf  besondere  Weisung 
vertritt  derselbe  die  Eidgenossenschaft  vor  Gericht.  Die  weitern 
Bestimmungen  fallen  hier  ausser  Betracht. 

b)  Die  Verbrechen,  mit  welchen  die  Anarchisten  im  Jahr 
1 884  den  Schrecken  verbreiteten,  hatten  zur  Folge ,  dass  ein- 
gehende Untersuchungen  angestellt  wurden.  Mit  Kreisschreiben 
vom  26.  August  1882  an  die  Cantonsregierungen  legte  der  Bun- 
desrath  die  leitenden  Gesichtspunkte  für  das  Zusammenwirken 
von  Bund  und  Cantonen  dar,  davon  ausgehend,  dass  die  Hand- 
lungen, welche  Gegenstand  der  Untersuchung  bildeten,  gemeine 
Verbrechen  seien  und  den  Charakter  politischer  Verbrechen  in 
keiner  Weise  an  sich  tragen,  daher  den  Cantonen  unterstehen, 
dass  aber  doch  ein  grosses  Interesse  für  den  Bund  in  Frage  stehe, 
ob  nicht  Massnahmen  zum  Schutze  der  innern  und  äussern  Sicher- 
heit der  Eidgenossenschaft  im  Sinne  des  Art.  70  der  Bundesver- 
fassung zu  treffen  seien.  Der  Bund  verfugte  denn  auch  eine 
Anzahl  von  Ausweisungen  und  lieh  seine  energische  Mitwirkung; 
im  Uebrigen  hielt  er  ein  directes  strafrechtliches  Vorgehen  im 
Hinblick  auf  Art.  55  der  Bundesverfassung  und  auf  das  gegen- 
wärtige Bundesstrafrecht  nicht  für  angezeigt.  (Justizbericht  1884. 
S.  62  ff.)  Im  folgenden  Jahr  nahm  die  Angelegenheit  eine  schein- 
bar ernste  Wendung^  indem  Anzeichen  für  die  Sprengung  des 
Bundespalastes  vorhanden  zu  sein  schienen,  so  dass  mit  Decret 
vom  26.  Februar  l^<85  eine  strafrechtliche  Untersuchung  gegen 
diejenigen  Individuen  eröffnet  wurde,  die  auf  schweizerischem 
Gebiete  zur  Begehung  von  gemeinen  Verbrechen  im  In-  oder 
Auslande  aufgefordert  oder  auf  andere  Weise  versucht  hätten,  die 
verfassungsmässige  Ordnung  und  die  Sicherheit  des  Landes  zu 
stören  (Bundesblatt  IS^b.  I.  517),  gemäss  dt^n  Art.  4.  6.  11   des 


1  Gegen  die  P>richtunj^  dieser  Stelle  erhob  sich  eine  starke  Opposition, 
weil  da«  Ueberhand nehmen  einer  politischen  Polizei  befürchtet  wurde.  Von 
hohem  Interesse  ist  das  Kreisschreiben  des  Bundesrathes  vom  11.  Mai  1888 
liehst  den  anschliessenden  Interpretationen.  Vgl.  HUft/y  politisches  Jahrbuch 
1889.  S.  569  ff. 

Pfenningerf  Schwele.  Strafrecbt.  30 
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Gesetzes  über  die  Bundesstrafrechtspflege  und  Art.  32,  36.  37 
des  Organisationsgesetzes.  Demgemäss  wurde  die  Aufgabe  eines 
Generalanwalts  dem  Nationalrath  Müller  in  Bern  übertragen, 
welcher  das  Ergebniss  seiner  Thätigkeit  in  einem  vorzüglichen 
umfänglichen  Berichtö  darlegte.*  Danach  existirte  ein  Attentat 
auf  das  Bundesrathshaus  nicht  und  auch  sonst  ergab  die  Unter- 
suchung gegen  keine  der  einvernommenen  Persönlichkeiten  ge- 
nügenden Beweis  für  deren  Theilnahme  an  einem  durch  das 
Bundesstrafrecht  mit  Strafe  bedrohten  Delict.  Immerhin  wurden 
21  Fremde  ausgewiesen.  Zu  einer  Ausnahmegesetzgebung  und 
zu  einer  politischen  Polizei,  wie  sie  andere  Staaten  haben,  er- 
wähnt der  Bericht,  kann  die  Schweiz  nicht  greifen.  —  Weitere 
Ausweisungen  folgten  nach  Verbreitung  eines  anarchistischen  Aul- 
rufs, welcher  zum  gewaltsamen  Umsturz  der  bestehenden  Ord- 
nung und  zur  Niedermachung  der  gesammten  Ausbeuterklassk? 
aufforderte  —  wahnwitzige  Acte  Einzelner,  welche  nur  den  Er- 
folg hatten,  den  allgemeinen  Unwillen  ohne  Unterschied  der  Par- 
teien im  ganzen  Lande  wachzurufen.  Der  Versuch,  Schweiier- 
bürger  wegen  eines  solchen  bedruckten  Wisches,  der  nicht  die 
geringste  Wirkung,  wenn  nicht  eine  den  Verbreitern  nachtheiiige, 
hervorbrachte,  nach  Bundessti'afrecht  zu  bestrafen,  scheiterte  aii 
dem  Verdict  der  Geschwornen. 

Gleichzeitig  waren  als  schlimmste  Wühler  und  Hetzer  eine 
Reihe  von  Sendungen  einer  fremden  Regierung  entlarvt  worden. 
—  man  hatte  sogar  Dynamit  neben  Correspondenzen  mit  aus- 
ländischen Polizeibeamten  gefunden,  und  es  trat  gerade  aus  den 
socialistischen  Kreisen  heraus  die  Anregung  zu  einer  Ergänzung 
des  Bundesstrafrechts  (Jüstizbericht  1888.  S.  7)  in  der  Richtung 
geeigneter  Strafbestimmungen  gegen  anai^chistisches  Treiben  und 
agents  provocateurs.  —  Ob  damit  Besseres  erreicht  würde  als 
mit  dem  gegenwärtigen  Verfahren,  ist  mehr  als  fi*aglich  und  ftr 
den  letztern  Fall  sehr  zu  bezweifeln,  nachdem  der  Fall  Wohl- 
gemuth  dargethan  hat,  wie  schwer  die  Sache  wird,  wenn  der 
Hetzspion    von    einer    mächtigen   Regierung    gedeckt    wird.    Als 


'^  „Schlussbericht  des  Generalanwalta  über  die  anarchisiischen  Umtrieb« 
in  der  Schweiz"  vom  Mai  und  Juni  1885.  Bundeablatt  1886.  Bd-  III.  537  bi^ 
721.     Separat  erschienen  bei  K.  J.  Wyss,  Bern  1885. 
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völkerrechtswidrige  Handlung  nach  Art.  41  des  B.  St.  R.  ist  die 
Thätigkeit  eines  agent  provocateur  nach  den  Erörterungen  dieser 
Frage  anlässlich  des  Falles  Contini  (ßundesblatt  1853j  nicht  zu 
betrachten  und  selbst  wenn  in  der  Person  eines  fremden  Beamten 
ein  rechtswidriger  Eingriff  derart  vollzogen  wird,  wird  man  sich 
unter    gewissen  Umständen   hüten,   ihn   strafrechthch   anzufassen. 

c)  Der  Art.  42  des  B.  St.  R.  (vgl.  vorstehend  S.  357  ff. 
Note  13  S.  358)  ist  „auf  Verlangen  der  betreffenden  Regierung'* 
im  Fall  Schill  zur  Anwendung  gekommen.^  Ein  Fastnachischerz 
einiger  grüner  Jungen  setzte  die  deutsche  Diplomatie  in  Thätig- 
keit und  ein  eidgenössisches  Schwurgericht  verurtheilte  den  Misse- 
thäter  zu  einer  schweren  Geldstrafe  wegen  öffentlicher  Be- 
schimpfung der  fremden  Regierung. 

Es  ist  bereits  darauf  hingewiesen  worden,*  dass  dieser  un- 
glückselige, unter  besondern  Verhältnissen  entstandene  Artikel 
geßlhrlich  ist,  weil  er  fremden  Regierungen  eine  Handhabe  zur 
Einmischung  bietet  und  die  Anerkennung  eines  Grundsatzes  ent- 
hält, dessen  Consequenzen  für  die  Freiheit  und  Würde  des  Lan- 
des verhängnissvoll  werden.  Sind  auch  solche  beschimpfende 
Aeusserungen  zu  bedauern,  so  dürfen  sie  doch  nicht  Anlass  zu 
strafrechtlicher  Verfolgung  geben,  denn  die  Grenzen  sind  nicht 
abzusehen ;  die  öffentliche  Meinung  missbilligt  Aeusserungen  der 
Art  ohnehin  in  einer  Weise,  die  ausreichende  Satisfaction  giebt 
und  vor  allgemeinen  Ausschreitungen  schützt.  —  Kurze  Zeit  nach 
diesem  Fall  nahm  der  deutsche  Gesandte  abermals  Anlass,  den 
Bundesrath  in  Thätigkeit  zu  setzen  wegen  der  Aeusserung  eines 
Gauklers,  und  kam  auch  -nichts  dabei  heraus  als  die  Thränen 
und  der  Schrecken  des  Betreffenden,  so  ist  durch  ein  solches 
Vorgehen  ein  Zustand  geschaffen,  der  jeden  Bürger  eines  freien 
Landes  und  einer  Republik  der  Gefahr  aussetzt,  wegen  älmlichen 
alltäglichen  Aeusserungen  auf  eigenem  Grund  und  Boden  denun- 
cirt  zu  werden  und  poHzeilichen  Schritten  ausgesetzt  zu  sein. 
Die  oberste  Behörde  des  Staates  aber  ist  in  der  unwürdigen 
Lage,    wegen    läppischen  Dingen    dem  Gesandten    eines    fremden 


»  Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Strafrecht  1«88.  S.  314. 

*  Vorstehend  S.  358  und  in  m.  Referat   im    Schweiz.  Juristenverein  1880 
«Der  Begriff  des  politischen  Verbrechens".  S.  2G.  23. 
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Staates  Rede  zu  stehen  und  den  Polizei apparat  in  Tbätigkeit  zu 
setzen.  Es  ist  überdies  eine  Preisgabe  eigener  Rechtsgrund- 
sätze  zu  Gunsten  fremder,  wenn  einem  fremden  Staat  in  seinem 
ausschliesslichen  Interesse  der  Strafschutz  zugestanden  wird  für 
Handlungen,  welche  wir  selbst  weder  im  Inlande  noch  durch 
Inanspruchnahme  einer  fremden  Regierung  im  Auslande  verfolgen, 
wenn  dieselben  gegen  uns  selbst  gerichtet  sind. 

Der  Art.  42  macht  die  Verfolgung  abhängig  davon,  dass  der 
„Eidgenossenschaft  Gegenrecht  gehalten  wird",  und  im  vor- 
stehenden Falle  wurde  dieses  Gegenrecht  zugesichert  und  als  in 
der  deutschen  Gesetzgebung  begründet  nachzuweisen  versucht.*' 
Allein  es  ist  dagegen  Folgendes  einzuwenden:  Vor  allem  ist  niclit 
gleichzustellen,  wenn  schweizerseits  die  Beschimpfung  eines  fremden 
Volkes,  seines  Souveräns  oder  einer  fremden  Regie- 
rung als  Vergehen  gegen  das  Völkerrecht  bedroht  ist,  deutscher- 
seits dieser  völkerrechtliche  oder  politische  Schulz 
fremder  Regierungen  im  Strafgesetz  nicht  ausdrücklich  aiierkanDi 
ist  und  allfällige  Beleidigungen  blos  aus  dem  Titel  der  Amtsehr- 
verletzung nach  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  geahndet  werden. 
Das  ist  keine  gesetzliche  Gleichstellung  beider  Regierungen  in 
diesem  Punkte  und  kaum  würde  das  heutige  Kaiserreich  eine 
solche  Gleichstellung  gesetzlich  aussprechen,  während  es  gegebenen 
Falls  opportun  sein  kann,  um  des  Gegenrechtes  willen  der  frem- 
den Regierung,  wenn  sie  ihre  „Amtsehre"  mit  Hülfe  der  Regierung 
des  Auslandes  rein  zu  waschen  sich  bemüssigt  fühlt,  den  Gefallen 
zu  thun. 

Es  ist  aber  wohl  zu  beachten,  dass  in  dem  schweizerischen 
Gesetz  neben  der  Regierung  der  Souverän  und  das  Volk  —  ge- 
nannt sind,  was  dem  ganzen  Satz  eine  Bedeutung  giebt,  welche 
die  angerufene  Bestimmung  des  deutschen  St.  G.  B.  absolut  vex- 
mi.ssen  lässt.  Es  ist  nicht  abzusehen,  wie  eine  Beschimpfung  de> 
schweizerischen  Souveräns,  des  Volkes,  nach  Gegenrecht  in 
Deutschland  verfolgt  werden  könnte.  Die  schweizerische  Gesetzes- 
bestininiung  hat  einen  politischen  Charakter,  wie  sie  aus  politischen 
Erwägungen  hervorging,   und    dieses  bestimmende  Merkmal   fehlt 


^  iSiebe  Zeitsehr.  f.  schwoiz.  St.  R.  1888.  S.  316    die    deutsche  Note  and 
S.  304  „die  Voraussetzungen  des  Gegenrechts". 
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tlein  angerufenen  deutschen  Satz  völlig.  Das  deutsche  St.  G.  B. 
hat  einen  dem  schweizerischen  ähnlichen  Satz,  wie  ihn  das 
preussische  St.  G.  B.  in  dem  §  79  hatte,  nicht  mehr;  man 
wollte  einen  solchen  Satz  nicht  mehr  und  die  Amts- 
ehrverletzung lässt  sich  nicht  unterschieben. 

Bei  der  preussischen  Bestimmung  wie  bei  dei jenigen  des 
Bundesstrafrechts  sind  aber  wohl  die  besondern  Umstände  und 
die  Jahre  1851  und  1853  zu  berücksichtigen. 

Dem  gegenüber  ist  schwer  zu  begreifen,  wie  in  diesem 
Punkte,  der  in  andern  Fällen  der  internationalen  Rechtshülfe  voll- 
kommen berechtigte  Satz,  dass  die  Gegenseitigkeit  nicht  genau 
denselben  Thatbestand  in  beiden  Gesetzgebungen  verlange,  dass 
insbesondere  nicht  die  gesetzlich  gleiche  Bezeichnung  des  Delicts 
massgebend  sei  —  angerufen  werden  kann  und  wie  in  Beziehung 
auf  politische  Meinungsäusserungen  und  Schmähungen  feierlich 
verkündet  werden  kann :  ®  „als  oberster  Grundsatz  muss  gelten, 
dass  ein  begangenes  Unrecht  nicht  ungesühnt  bleibe  und  dass 
somit  ein  Rechtsstaat  dem  andern  gegenüber  zur  Rechtshülfo 
pflichtig  sei".  (Ebenda  S.  305.)  Bios  die  Furcht,  „dass  das 
öffentliche  Interesse  in  solchen  Fällen,  wo  die  Beziehungen 
zwischen  zwei  Staaten  gestört  werden  können,  betheiligt  ist,"  kann 
zu  solchen  Auslegungen  und  Begründungen  führen,  aber  dann 
ist  Alles  möghch.' 

Eine  weitere  Frage  ist  die,  ob  Gegenrecht  gehalten  werden 
kann  und  ob  bei  dessen  Unmöglichkeit  einer  Bestimmung  wie 
der  des  Art.  42  Folge  zu  geben  ist.  Der  Satz,  „wofern  Gegen- 
recht gehalten  wird",  kann  doch  nicht  heissen,  dass  wir  uns  ver- 
pflichten, Beschimpfungen  von  Souveränen  und  Regierungen  hart 
zu  bestrafen  auf  die  platonische  Zusicherung  hin,  dass  man  uns 
gleiches  Recht  halte,  sondern  er  setzt  voraus,  dass  wir  selbst 
auch  von  diesem  Rechte  Gebrauch  machen,  sonst  wäre 
es  blos  eine  einseitige  Pflicht.  Nun  kommt  aber  unsere  Regie- 
rung gemäss  unsem  Grundsätzen  und  unserer  Praxis  nicht  in 
die  Lage,  wegen  Schimpfereien  sich  in  Deutschland  Genugthuung 


ß  Morell  in  Zeitschr.  f.  Schweiz,  St.  R.  1888.  S.  304. 
"  Vgl.  Begriff  des  polit.  Verbrechens   S.    11,   12    über    die   gesetzmässige 
Aberration  des  Urtheils  in  solchen  Fällen. 
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für  verletzte  Amtsehre  zu  holen  oder  die  Majestät  der  Volkselire 
dem  Spruch  eines  fremden  Gerichts  zu  unterstellen.  Eine  Reihf 
von  Schandschriften  hässlichster  Art  sind  dort  erschienen  und 
man  hat  sie  richtig  dem  Urtheil  der  öffentlichen  Meinung  über- 
lassen. Nach  früherer  Praxis  wurde  die  Verfolgung  auf  Gegen- 
recht abgelehnt  mit  der  Begründung,  dass  man  nie  in  den  Fall 
komme,  davon  Gebrauch  zu  machen.® 


y.  Das  Militärstrafgesetzbuch. 

§  87.  Das  MiHtärstrafgesetz  vom  27.  August  1851  ist,  an 
sich  ausser  unserem  Kreise  liegend,  nach  seinen  Quellen  und  in 
Würdigung  seines  Einflusses  auf  die  cantonalen  Strafgesetzbücher 
betrachtet  worden  (vorstehend  S.  344  ff.)  und  wenn  wir  die  Be- 
strebungen zur  Herstellung  eines  neuen  und  die  Entwürfe  eines 
solchen  abermals  einer  nähern  Betrachtung  unterziehen,  so  sind 
dabei  gleiche  Rücksichten  massgebend.  —  In  den  Berathungen  und 
in  der  bezüglichen  Literatur  kreuzen  sich  die  Ideen  dieser  spe- 
ciellen  Neuschöpfung  mit  denjenigen  über  Herstellung  eines  p^- 
meinsamen  schweizerischen  Strafgesetzbuchs  und  Niemand  ver- 
kennt, dass  das  eine  oder  andere  für  das  nachfolgende  mass- 
gebend oder  jedenfalls  für  die  fortwuchernde  cantonale  Strafgesetz- 
gebung vorbildlich  sein  würde.  —  Es  sind  aber  auch  in  den  ver- 
schiedenen Entwürfen  so  verschiedene  Strebungen  hervorgetreten 
und  die  Arbeit  zeigt  so  sehr  das  Bild  der  derzeitigen  strafrecht- 
lichen Stellung  in  Wissenschaft  und  Gesetzgebung,  dass  ein  näherem 
Eintreten  geboten  erscheint. 

Wir  haben  drei  Punkte  zu  behandeln.  Erstens  die  Ent- 
stehungsgeschichte der  Entwürfe  mit  Rücksicht  auf  den  Kampf 
„der  beiden  Systeme"  der  Gesetzgebung;  zweitens  die  Qrund- 
züge  des  Inhalts  des  angesti*ebten  eigenartigen  schweizerischen 
Militärstrafgesetzes ;  drittens  das  System  der  Gesetzgebung,  welche.< 
die  ersten  Entwürfe  aufgestellt  haben. 

a)  Einen  ersten  Entwurf  erstellte  Hilty  nach  erstattetem 
Bericht  an  das  Mihtärdej)artement  und  nachdem  er  ausfuhrlich  in 


»*  Vgl.    Ullmer,  stantsrechtliche  Praxis.  Bd.  II.  S.  395.  I.  S.  460.  —  Vpl. 
rfenninger^  BegriflF  des  polit.  Verbrechens  a.  a.  O.  S.  23  ff. 
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^Grundsätze  eines  Militärstrafgesetzbuchs  für  die  schweizerische 
Eidgenossenschaft.  Bern  1876"  (II.  Aufl.  1878)  den  Gegenstand 
dargelegt  hatte.  ^  Dieser  erste  Entwurf  von  1878  ging  von  dem 
Gedanken  aus,  ein  ganz  kurzes  Gesetz  (80  Artikel)  an  Stelle 
des  jetzigen  einzufiihren,  welches  in  das  Dienstbüchlein  des  Sol- 
daten hätte  abgedruckt  werden  sollen  und  daher  blos  die  noth- 
wendigsten  Bestimmungen  in  einer  sehr  strikten  Zusammenfassung, 
namentlich  ohne  ausführlichen  allgemeinen  Theil,  enthielt.  Eine 
grosse  Commission,  >y eiche  im  October  1879  zusammentrat,  ging 
mit  Benutzung  seither  eingegangener  Kritiken  von  diesem  Systeme 
ab  und  sprach  sich  in  ihrer  Mehrheit  für  ein  Gesetzbuch  nach 
bisheriger  Art  und  Weise,  wiewohl  in  möglichst  kurzer  und 
praktischer  Fassung,  aus.  Demgemäss  verfasste  der  Redactor 
einen  zweiten  Entwurf,  Bern  1881,  140  Artikel  nebst  Anhang  von 
33  Artikeln),  über  welchen  der  Bundesrath  in  Uebereinstimmung 
mit  der  grossen  Mehrheit  aller  Kritiker  die  Ansicht  aussprach, 
dass  die  Lösung  der  Aufgabe  eine  glückliche,  das  richtige  Mass 
nach  keiner  Seite  überschreitende  sei.  ^  Nachdem  auch  dieser 
Entwurf  unter  Benutzung  inzwischen  erschienener  Kritiken  und 
nochmaliger  Besprechungen  die  Schlussredaction  erhalten  hatte, 
wobei  der  Anliangtitel  über  die  Kriegsartikel  als  Titel  VII  ein- 
gereiht wurde,  fand  die  endgültige  Berathung  durch  den  Bundes- 
rath statt,  welcher  die  Vorlage  an  die  Bundesversammlung  vom 
30.  Mai  1884  mit  dem  Beifügen  beschloss,  dass  er  dieselbe  als 
eine  grundsätzliche  und  consequent  durchgeführte  Verbesserung 
der  jetzigen  Militärjustizverhältnisse  ansehe,  welche  allen  Bedürf- 
nissen der  gegenwärtigen  Zeit  und  den  Einrichtungen  unserer 
Armee  für  Friedens-  und  Kriegszeiten  gleichmässig  entspreche.  Im 
Weitern  ist  zu  deren  Charakteristik  angeführt,  dass  eine  Arbeit  wie 
die  unternommene,  wegen  der  Besonderheit  der  Landesverhältnisse 
ganz  besondere  Schwierigkeiten  habe  und  daher  weder  vom  aus- 
schliesslich militärischen  noch  blos  vom  formal  juristischen  Stand- 
punkt beurtfaeilt  werden  dürfe,  sondern  dass  sie  vor  allem  volks- 

^  mity,  das  eidgenössische  MilitärstrAfrecbt,  in  „Politisches  Jahrbuch  der 
Schweiz.  Eidgenossenschaft"   1889.  S.  747  flF. 

*  Botschaft  des  Bundesrathes  1884.  S.  6.  7.  —  Vgl.  Gretener  zum  Ent- 
warf eines  Militürstrafgesetzbuches.  Bern  1886.  S.  33. 
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thümlich  den  hiBtorischen  und  politischen  Verhältnissen  des  ttm- 
creten  Staatswesens  gänzlich  angepasst  sein  müsse.  „In  dieser 
Hinsicht  sind  namentUch  alle  fremden  Kritiker^  mehr  sogar  als 
unsere  einheimischen  einigt  (un  code  penal  Suisse  ne  peut  jamais 
6tre  une  simple,  application  de  lois  etrangeres  ^  le  projet  da  nou- 
veau  code  porte  Tempreinte  d'aucune  imitation  des  codes  penaox 
existants). 

Dieser  Entwurf  vom  30.  Mai  1884  wurde  vom  Ständerath 
am  26.  Juni  188Ö  durchberathen  und  von  der  nationalräthlicben 
Commission  am  24.  Sept.  1885  amendirt. 

Im  Laufe  dieser  Berathungen  erhielt  der  Entwurf  von  1884 
in  zahlreichen  Abänderungen  und  Ergänzungen  ein  ganz  neue^ 
Gepräge,  welches  wenig  mehr  von  der  ursprünglichen  Einfachheit 
und  Gedrängtheit  erkennen  liess.  Da^  Bestreben  ging  vielmehr 
dahin,  mehr  und  mehr  in's  Einzelne  gehende  systematische  Aus- 
führungen und  Unterscheidungen  einzufuhren,  ohne  dass  aus  der 
Menge  der  Einzelanträge  ein  einheitliches,  nach  festen  Grundsatasen 
geordnetes  Ganze  hätte  entstehen  können,  während  dagegen  die 
Einheit  und  Originalität  des  ursprünglichen  Entwurfes  zerstört 
wurde. 

Damit  war  der  Versuch  einer  Vermittlung  zwischen  zwei 
Systemen,  wie  sie  der  bundesräthliche  Entwurf  angestrebt  hatte, 
zwischen  dem  System  einer  summarischen,  mögÜchst  volk- 
thümhchen  Behandlung  des  Stoffes  —  und  demjenigen  einer 
streng  geordneten,  jede  Einzelheit  wohlbeachtenden  Bearbeitung 
desselben  gescheitert. 

Hierauf  wurde  am  29.  Juni  1886  dem  Nationalrath  Müller 
der  Auftrag  ertheilt,  einen  Entwurf  für  die  Militärgerichts- 
organisation und  das  Verfahren  auszuarbeiten,  welche 
bereits  Ende  Juli  einer  fachmännischen  Beurtheilung  unterstellt 
werden  konnte.  Die  hiefür  bestellte  Commission  sprach  dem 
Bundesrath  ihren  Beschluss  vom  3.  Februar  1887  aus,  es  ge- 
bühre diesem  neuen  Entwurf  der  Vorzug  vor  dem  früheren  und 
die  Annahme  desselben  mache  eine  Umarbeitung  auch  des  ma- 
teriellen Mililärstrafrechts  nothwendig. 

Es  nahm  nun  das  Justiz-  und  Polizeidepartement  die  Um- 
arbeitung des  Entwurfs  an  die  Hand  —  mit  der  Ausarbeitung 
des  materiellen  Militärstrafrechts  wurde  Prof.  Schneider  in  Zürich 
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beauftragt;  Entwurf  vom  7.  Mai  1887)  —  und  legte  zunächst  den 
Entwurf  einer  Militärstrafgerichtsordnung  vor,  da  die 
Bearbeitung  der  andern  Theile  —  materielles  Strafrecht,  Disciplinar- 
strafordnung  und  Kriegsartikel  —  noch  geraume  Zeit  in  Anspruch 
nehmen  würden.  Demgemäss  wijrde  die  Vorlage  vom  30.  Mai  1884 
zurückgezogen,  da  kein  Hinderniss  hestehe,  um  die  Haupttheilo 
der  Militärstrafrechtspäege  in  gesonderten  Gesetzen  zu  behandeln. 
Am  10.  April  1888  sind  Botschaft  und  Gesetzentwurf  über  die 
Militärstrafgerichtsordnung  festgestellt  worden.^  (Bundesblatt  1888 
II.  345.  407 ;  Protokoll  der  nationalräthlichen  Commission,  Bundes- 
blatt 1888.  IV.  545  bis  611.)  Gesetz  vom  28.  Juni  1889.  — 
Durch  die  Besti'ebungen  zur  Bildung  eines  eidgenössischen  gemeinen 
Strafrechts  ist  die  Herstellung  eines  materiellen  Militärstrafrechts 
in  den  Hintergrund  gerückt  worden,  wie  dies  selbstverständlich 
ist,  doch  werden  die  Grundfragen  jenes  auch  Grundfragen  für 
dieses  sein. 

b)  Dem  zu  erstellenden  Militärstrafgesetz  war  die  Forderung 
zu  Grunde  gelegt,  dass  es  nicht  blos  der  anbequemte  Abklatsch 
eines  fremden  Gesetzbuches  sein  dürfe,  sondern  dass  es  die  Eigen- 
thümlichkeit  von  Land  und  Volk,  von  Staats-  und  Militär- 
einrichtungen zum  Ausdruck  bringen  müsse.  Der  schweizerische 
Soldat  ist  nicht  blos  Soldat  und  steht  als  solcher  im  Gegensatz 
zum  Bürger,  sondern  er  ist  Beides  zugleich ;  er  tritt  für  kurze  Zeit 
aus  der  bürgerlichen  Stellung  in  die  militärische  und  tritt  aus  dieser 
wieder  in  die  erstere  zurück.  Ist  auch  für  die  Stellung  im  Feld  die 
Disciplin  ausschliesslich  massgebend,  so  erfordert  doch  diese  Be- 
sonderheit für  das  militärische  Gesetz  Berücksichtigung;  ist 
fiir  das  letztere  grössere  Strenge,  als  sie  das  gemeine  Strafrecht 
hat,  geboten,  so  hat  doch  zugleich  eine  sorgfältige  Ausscheidung 
stattzufinden.  Ein  Gesetzbuch,  welches  die  eiserne  Strenge  für 
den  Kriegsfall  in  allen  Bestimmungen  zum  Ausdruck  bringt,  passt 
nicht  für  die  Miliz,  die  zeitweilig  zu  friedlichen  Uebungen  ver- 
sammelt ist  und  nur  für  den  Ausnahmefall  des  Krieges  derselben 
Strenge  bedarf. 


^  BemerkuDgen  und  Vorschläge  zum  Entwurf  von  C.  StooifS  in  Zeitschr. 
f.  i»chweiz.  St.  R.  1888.  S.  261. 


■  *  '   -  -  - 
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Die  Entwürfe   liaben    nach  diesem  Grundgedanken    sich   ge^ 
Btaltet.     Sie  sollten    kurz,    leichtverständlich,   volksthümlich    sein, 
praktisch  brauchbar  für   alle  Fälle   von    der  Recrutirung  bis  «ur 
Kriegsführung  und  materielles  und  formelles  Strafrecht,  Disciplioar- 
•strafrecht  und  Kriegsartikel  umfag^sen.     Wir  gehen  vom  Entwurf 
des    Bundesrathes    vom    30.  Mai  1884    aus.     Derselbe   legt    den 
Friedenszustand    dem    Gesetze    zu   Grunde.     In    keinem    andern 
"Gesetze   ist   so   scharf  wie   hier  der  Instructions-  und  der  active 
und  Kriegsdienst  auseinandergehalten.  —  Der  erste  Titel,  all- 
gemeine Bestimmungen,    enthält  in    23   Artikeln   die  Aufzählung 
der  Personen,  welche  dem  Gesetz  unterworfen  sind,   die  Anwen- 
'dung  des  Gesetzes   im  Instructions-    und   im   activen  Dienst,    die 
Strafen    und   kurze   Bestimmungen    über  Vorsatz,    Fahrlässigkeit 
Versuch,  Theilnahme,  Begünstigung,  Strafaufhebungs-,  Milderungs- 
und Erschwerungsgründe,  Concurrenz,  Verjährung.  —  Der  zweite 
Titel,    Art.    23 — 48,    handelt    von    den    gemeinen    Verbrechen. 
Angeführt   sind   Mord,    Todtschlag,  fahrlässige  Tödtung,  Körper- 
verletzung, Raufhandel   und  Duell,   geschlechtliche  Vergehungen, 
Entführung,     Hausfriedensbruch,     Kultusstörung ,     Menschenraub, 
widerrechtliche  Gefangenhaltung,  Drohung,  schwere  Ehrverletzung, 
falsche    Anklage,    Brandstiftung,    gemeingefährliche    Eigenthums- 
Schädigung,  Raub,  Erpressung,  Diebstahl,  Betrug,  Unterschlagung, 
Untreue,  Fälschung,  Eigenthumsbeschädigung.    Art.  48  bestimmt 
über   die  Competenz   der  bürgerlichen   Behörden   bei   andern   ge- 
meinen Verbrechen.  —  Der  dritte  Titel,  Art.  49 — 70,  handelt 
von    den   militärischen  Verbrechen.  —  Der  vierte  Titel,  Art 
71  — 113,  spricht  von  dem  militärgerichtlichen  Verfahren.    Wohl- 
begründet wurde  die  Jury  fallen  gelassen,  jedoch  der  Beizug  von 
vier  Geschwornen  zum    ordentlichen  Militärgericht  festgesetzt.  — 
Der  fünfte  Titel,  Art.  114—132,  bestimmt  über  die  Ordnungs- 
fehler.   —    Der    sechste    Titel,    Art.    133 — 138,    ordnet   die 
militärische  Competenz  in  Civilsachen.  —  Der  siebente  Titel 
setzt   die  Kriegsartikel  fest,    Art.  I  bis  XXXIII,    und    enthält  in 
seinem   ersten  Theile   bis  Art.  X   die  Modificationen,    welche  im 
activen  Dienst  an  den  übrigen  Theilen  des  Gesetzes  eintreten.  — 
Von  hervorragendem  Interesse  ist  in  diesem  letzten  Titel  der 
Versuch,    den  die  Eidgenossenschaft  mit  der  Codificirung  von 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  macht,  im  Anschluss  an  die lois 
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de  la  guerre  sur  teire  des  völkerrechtlichen  Instituts  und  des 
Schlussprojects  der  Brüsseler  Conferenzen  von  1874.  Ganz  be- 
sonders sind  die  Art.  XXIV  und  XXVII  bis  XXXII  zu  be- 
merken. Der  Schlussartikel  XXXIII  bestimmt,  dass,  soweit  die 
Eidgenossenschaft  späterhin  durch  neue  Verträge  oder  schieds- 
gerichtliche Entscheidungen  oder  durch  eigene  einseitige  Decla- 
rationen  zur  Beobachtung  neuer  beziehungsweise  anderer  Regeln 
des  Kriegsrechts  verpflichtet  wird,  an  die  Nichtbeobachtung  solcher 
Verpflichtungen,  sobald  die  Publikation  erfolgt  ist,  die  närahchen 
Straffolgen  geknüpft  werden,  welche  in  Art.  XXIV  für  die  Ver- 
letzung völkerrechtlicher  Grundsätze  aufgestellt  sind. 

c)  Das  Schicksal  dieses  Entwurfs  mit  seinen  nachfolgenden 
Abänderungen  und  Ergänzungen  ist  bekannt,  sowie  die  Gründe, 
welche  dazu  bestimmten,  denselben  zurückzuziehen. 

Sie  liegen  zum  wesentHchen  Theil  in  jenem  „Kampf  der  bei- 
den Systeme",  welcher  von  Stufe  zu  Stufe  dahin  führte,  dasjenige 
aufzulösen,  welches  im  ersten  Entwurf  die  Grundlage  gewesen 
war.  So  starke  Veränderungen  der  zweite  Entwurf  erlitten  hat, 
ist  er  doch,  wie  auch  die  Kritik  betont  hat,  eine  eigenartige 
Schöpfung,  welche  ihren  Ursprung  nicht  verleugnet.  —  Seither  hat 
die  Aufstellung  eines  schweizerischen  gemeinen  Strafrechts  solche 
Fortschritte  gemacht,  dass  an  eine  Wiederaufnahme  des  materiellen 
Militärstrafrechts  vorerst  kaum  gedacht  werden  kann,  um  so  mehr 
aber  ist  es  Aufgabe,  Dasjenige  zu  würdigen,  was  an  den  ersten 
Entwürfen  originell,  landeseigenthümlich  imd  bedeutend  ist^  denn 
dieses  ist  für  das  gemeine  schweizerische  Strafrecht  fruchtbar, 
mag  auch  das  Einzelne  des  ersten  Versuchs  zu  berechtigten  Ein- 
wendungen Anlass  geben. 

Es  ist  vorab  nicht  zu  leugnen,  dass  der  erste  Entwurf  und 
auch  der  zweite  in  hohem  Grade  der  Verbesserung  fähig  sind, 
wie  dies  im  Einzelnen  von  Oretener,*^  Stooss  u.  A.  nachgewiesen 
worden  ist.  Allein  es  ist  gar  nicht  ausgemacht,  dass  diese 
Verbesserung  nach  der  Richtung  anzustreben  sei,  welche  nur  in 
einem    möglichst   alle   Fälle   berücksichtigenden,    möglichst   alles 


*  Gretener,  Zum  Eutwurfe  eines  Militärstrafgesetzbuches.  Bern  1886.  — 
StoasSj  Bemerkungen  znm  Entwurf  eines  Schweiz.  M.  St.  G.  B.  in  Zeitschr. 
d.  bem.  Juristenvereins  1885. 
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genau  bestimmenden  Strafgesetzbuch,  reich  an  Definitionen  und 
Distinctionen  und  dementsprechend  an  zahlreich  abgestuften  Strat- 
Sätzen  und  genau  bemessenen  Strafgrenzen,  das  Richtige  sieht« 
—  einer  Richtung,  die  in  neuester  Zeit  wieder  dominirt  Man 
kann  vollständig  den  Werth  der  geschichtlichen  Ausbildung  der 
strafrechtlichen  Begriffe  anerkennen  und  darf  sich  dabei  doch 
erinnern  an  deren  gleichgeschichtliche  Bedingtheit  und  an  den 
Werdeprocess  selbst,  der  die  Begriffe  entstehen  und  vergehen  und 
sich  umbilden  liess. 

Es  geht  doch  wohl  nicht  an,  die  gerade  jetzt  anerkannten  al^ 
das  absolut  reine  und  unanfechtbare  Product  hinzustellen.  Zu 
jeder  Zeit  war  die  Neigung  vorhanden,  das  zur  Zeit  Geltende  als 
das  Allgültige  anzuerkennen.  Wie  oft  hat  Mittermaier  gegen 
diese  Neigung  seine  Stimme  erhoben.  Wissenschaft  und  Gesetz- 
gebung zeigen,  dass  der  Weg  der  Vervollkommnung  zur  Einfach- 
heit führte.  —  Die  gesammte  Codificationsära  seit  1813  und  1837 
stellt  sich  dar  als  ein  wissenschaftliches  Ringen  um  einfache, 
kurze,  volksthümliche  Strafgesetze  und  Beseitigung  des  doctrinellen 
Ballastes,  wie  im  Einzelnen  hier  an  der  Entwicklung  der  Gesetz- 
gebung und  an  der  Hand  von  Mittermaier' 8  Archiv  nachgewi&^en 
worden  ist. 

In  diesem  Lichte  ist  die  Weisung  der  ersten  Sachverstän- 
digen-Commission,  der  kühne  erste  Wurf  Hiltys  und  die  Kund- 
gebung des  Bundesrathes  in  gleicher  Richtung  durchaus  nicht 
„das  unbegreifliche  Beginnen,  der  Bruch  mit  aller  Wissenschaft*. 
Man  darf  sogar  sagen,  dass  all'  das  in  Uebereinstimmung  ist  mit 
gleichen  Bestrebungen  in  den  Cantonen  von  jeher  und  dass  es 
bereits  in  cantonalen  Strafgesetzbüchern  seit  langer  Zeit  zum 
Ausdruck  gelangte,  wie  nachgewiesen  wurde. 

Es  ist  gezeigt  worden,  wie  seit  dem  Beginn  einer  schweize- 
rischen Strafgesetzgebung  stets  dieser  Gegensatz  zu  der  doctri- 
nellen Richtung  in  Deutschland  factisch  bestand  und  betont  war. 
Räthe  und  Regierungen  haben  seit  den  ersten  Gesetzbüchern  von 
Basel  und  St.  Gallen  stets  den  Redactoren  und  Commissionen 
Weisungen  ertheilt,  kurze,  einfache,  volksthümliche  Strafgesetz- 
bücher herzustellen,  welche  der  Eigenthümlichkeit  des  Limdes 
entsprechen  und  die  Definitionen  und  Lehrsätze  und  das  doctri- 
nelle  Wesen   der   deutschen  Gesetzbücher  vermeiden.    —   Es  ist 


621 

gezeigt  worden,  wie  thatsächlich  die  schweizerische  Strafgesetz- 
gebung von  der  deutschen  sich  unterscheidet  durch  Kürze,  Ein- 
fachheit, Milde,  soweit  nicht  bei  einzelnen  Gesetzbüchern  die 
blinde  Nachahmung  fremder  Muster  den  Ausschlag  gab,  und  wie 
auch  Temme  als  eigenartigen  Zug  d«r  schweizerischen  Gesetz- 
gebung die  Einfachheit  und  knappe  volksthümliche  Form  neben 
der  Milde  als  charakteristisch  bezeichnet  hat.  Endlich  sind  Bei- 
spiele der  neuen  Strafgesetzgebung  von  einigen  Cantonen  ange- 
führt worden,  welche  gerade  in  der  von  Hilti/  eingeschlagenen 
Richtung  neue  Wege  bereits  beschritten  haben  (S.  314  ff.),  mit 
denselben  Mitteln  der  Zusammenfassung  verwandter  Thatbestände, 
der  Beseitigung  von  Qualificationen  und  Unterabtheilungen  mit 
ihren  besondern  Strafsätzen,  —  der  Aufstellung  weiter  Straf- 
nahmen  oder  der  Beseitigung  der  Minima,  —  der  Ausdehnung 
des  richterlichen  Ennessens. 

Insofern  der  Entwurf  ^ einen  Bruch  mit  der  Entwicklung  des 
Straft-echts,  wie  er  in  der  Geschichte  der  modernen  Strafrechts- 
wissenschaft ohne  Beispiel  ist",  vollzogen  haben  soll  —  durch  seine 
beiden  Hauptmängel,  Mangel  an  fest  ausgeprägter  Gestalt  und 
Schärfe  der  einzelnen  Verbrechensbegriffe,  Mangel  an  Bestimmt- 
heit der  Strafdrohungen  -— ,  so  ist  im  Hinblick  auf  die  eben- 
bezeichnete Tendenz  der  schweizerischen  Gesetzgebung  und  die 
Anwendung  derselben  Mittel  der  Bruch  jedenfalls  vorbereitet. 
Es  sei  auch  erwähnt,  dass  das  Bundesstrafrecht  von  1851  eine 
nähere  Bestimmung  der  Ehrverletzung  abgelehnt  hat,  weil  es  sich 
um  einen  volksthümlichen  Begriff  handle,  —  dass  die  Entschei- 
dung des  Bundesgerichts  die  Zulässigkeit  der  einfachen  Be- 
zeichnung des  Delicts  in  den  cantonalen  Strafgesetzbüchern  an- 
erkannt und  erklärt  hat,  es  liege  darin  eine  Verletzung  des 
Grundsatzes,  dass  zur  Bestrafung  ein  Strafgesetz  erforderlich  sei, 
nicht;  die  Verurtheilung  könne  als  Willküract  nicht  angesehen 
werden,  so  lange  die  Unterordnung  des  Falles  nicht  offenbar  will- 
kürlich dem  Sinn  und  Geist  des  Gesetzes  und  den  anerkannten 
Regeln  der  Wissenschaft  zuwider  sei,  —  dass  selbst  Berner  in 
Beziehung  auf  den  Diebstalil  sich  dahin  geäussert  hat :  „Eine 
gesetzliche  Definition  ist  hier  sogar  entbehrlich,  denn  die  Sache 
selbst  ist  dem  Volksbewusstsein  unwandelbar  eingeprägt." 

Es  giebt  Unterscheidungen,  die  nur  ihr  Leben  fristen  durch 
die  daran  geknüpften  gesetzlichen  besondern  Strafgrössen  und  die 
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Gebundenheit  des  Richters,  während  die  Verschiedenai't  der  Fällo, 
welche  die  künstlichen  Grenzen  der  gesetzlich  bestimmten  Strat- 
würdigkeit  sprengt,  die  Verzweiflung  des  Richters  und  des  ver- 
gleichenden Theoretikers  ausmacht.  Wozu  diese  ausgeklügelten 
Maasse  und  damit  verknüpften  BegrifFsspaltungen,  wenn  dasSystem 
selbst  in  allen  Fugen  erschüttert  ist  durch  Beseitigung  der 
Minima,  durch  die  allseitige  Proclamirung  des  freien  richterlichen 
Ermessens  und  durch  einen  Strafvollzug,  welcher  theils  die  Straf- 
schärfe verloren  hat,  theils  durch  die  Mittel  des  Strafnacblasse» 
und  der  bedingten  Entlassung  das  wohlabgewogene  richterliche 
Strafquantum  wesentlich  verändert.  Eine  Veränderung,  die  weder 
die  Gerechtigkeit  noch  die  Raison  begründen,  nicht  zu  reden  davon, 
dass  die  festgefügtesten  Begriffe,  wie  die  Arten  der  Tödtung  und 
Körperverletzung  in  der  Hand  der  ständigen  Richter  wie  der 
Geschwornen  im  Anwendungsfall  zum  umbildsamen  Thone  werden, 
weil  das  letzte  Entscheidende  und  gesetzlich  nicht  Bestimmbare 
in  der  Auffassung  und  Würdigung  gewisser  Umstände  und  in 
deren  Subsumption  liegt. 

Der  Entwurf  hat  einen  kühnen  Vorstoss  gethan  und  er  wird 
von  Gesetzen  gleicher  Richtung  flankirt.  Ist  er  auch  zu  weit 
gegangen,  so  sind  doch  die  Richtung  und  die  Mittel,  welche  er 
in  Anwendung  bringt,  um  ein  kurzes,  einfaches,  volksthümlicbes 
Strafgesetzbuch  herzustellen,  gründlichster  Untersuchung  am  Ma- 
terial der  bestehenden  Strafgesetzbücher  in  vollem  Maasse  wtii-dig, 
um  so  mehr,  als  die  neueste  Tendenz  auf  Wiederverwendung 
bereits  abgestossener  doctrineller  Bestandtheile  gerichtet  ist.  (Vgl. 
Gerichtssaal  1886.  S.  285.  —  Dagegen  vorstehend  S.  314.  331. 
165.  292.  488.  331.) 

Nach  jener  Richtung  liegt  eine  der  Fortbildung  würdige,  für 
die  Gesammtstrafrechtsentwicklung  bedeutsame  Aufgabe  eigen- 
thümlichen  schweizerischen  Strafrechts,  welche  zu  lösen,  wie 
nachgewiesen  wurde,  die  Geschichte  der  schweizerischen  Straf- 
gesetzgebung die  Aufforderung  stellt. 
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C.  Die  Strafgesetzgebung  der  Cantone. 

I.   UeberAieht. 

§  88.  a)  Die  neuen  Gesetzbücher.  Gruppen.  Es 
sind  in  der  Einleitung  zu  dieser  Periode  der  Gesetzgebung  der 
gemeinsame  Charakter  derselben,  die  hauptsächlichsten  Fortschritte 
und  die  massgebende  Einwirkung  des  Strafgesetzbuches  für  das 
deutsche  Reich  hervorgehoben  worden.  Hier,  beim  Eintritt  in 
den  Bjreis  der  einzehien  Strafgesetzbücher,  ist  auch  des  Antheils 
za  gedenken,  den  die  Erneuerung  des  schweizerischen  und 
cantonalen  Verfassungslebens  an  der  Erneuerung  des  Strafrechts 
gehabt  hat.  Nicht  jede  Verfassungsänderung  hat  ein  neues  Straf- 
gesetzbuch zur  Folge  gehabt  und  nicht  jedes  neue  St.  G.  B.  hat 
seinen  Ursprung  in  der  neuen  Verfassung,  wohl  aber  hat  selbst 
da,  wo  die  Aenderung  des  Strafgesetzes  schon  im  Wurf  lag,  die 
neue  Verfassung  und  die  neue  Besetzung  der  gesetzgebenden 
Körper  auf  das  St.  G.  B.  eingewirkt  und  haben  die  Verfassungen 
theils  die  Forderung  neuer  Strafgesetze  aufgestellt,  theils  bestimmte 
strafrechtliche  Positionen  aufgenommen,  wie  dies  besonders  in  der 
zürcherischen  Verfassung  zum  Ausdruck  gelangt  ist. 

Neue  Strafgesetzbücher  sind  erschienen  in  Zürich  1871,  Basel 
1872,  Freiburg  1873,  Tessin  1873,  Solothurn  1874  und  1885,  Genf 
1874,  Zug  1876.  Appenzell  1878,  Seh wyz  1881,  St.  Gallen  1886, 
im  Ganzen  zehn  Strafgesetzbücher.  Der  Werth  derselben,  die  Selb- 
ständigkeit oder  Abhängigkeit  vom  deutschen  St.  G.  B.,  das 
Verhältniss  zu  einem  altern  Strafgesetz  ist  sehr  verschieden. 
Einige  sind  Umarbeitungen  eines  altern,  andere  blosse  „Umschrei- 
bungen", dritte  suchen  rückhaltlosen  Anschluss  an  Deutschland. 
Ausser  diesen  Gesetzbüchern  hat  die  gesetzgeberische  Thätigkeit 
in  Entwürfen  sich  geäussert,  wie  in  Waadt,  Neuenburg,  Schaff- 
hausen, ohne  dass  sich  ein  besonderer  Eifer  bekundet  hätte,  die- 
selben zum  Gesetz  überzuführen,  weil  man,  wie  in  andern  Can- 
tonen,  gegenüber  der  lebhaften  Agitation  für  ein  einheitliches 
schweizerisches  Sti'afgesetzbuch  nicht  vorgreifen  wollte. 

Die  zehn  neuen  Gesetzbücher  stellen  sich  in  Gruppen  zu- 
sammen wie  folgt:  Zürich,  Basel,  Solothurn;  sie  stehen  ganz  auf 
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dem    modernen    Boden;    den    engsten  Änschlass  an  Deutschland 
nimmt  Basels  dann  schliesst  sich  an  mit  dem  Gesetze   von   1885 
Solothurn ;  die  freieste  Stellung  nimmt  Zürich  ein,  indem  es  zwar 
das    deutsche    Gesetz  berücksichtigt,    aber   im  Anschluss  an  sein 
älteres  Recht  und  die  Praxis  in  wesentlichen  Punkten  im  Gegen- 
satz  zum   Reichsstrafgesetzbuch    sich  fortbildet.  —  St.  Gallen  und 
Freiburg  haben .  das  eigenthümliche  Gepräge  ihrer  altern   Gesetz- 
bücher und  einer  zurückgebliebenen  Entwicklung,  beide  sind  reich 
an  doctrinellen  Sätzen,  die  sonst  von  den  neuem  Gesetzen  vermieden 
werden,   und   huldigen   einer  veralteten   Casuistik,    doch  hat  «ich 
das  St.  Galler  Gesetz  der  modernen  Richtung  besser  angeschlossen 
nnd  vom  Alten  manches  Originelle  und  Gute  conservirt,  während 
dasjenige   von   Preiburg   noch    ganz    den  Charakter  seines  altem 
Gesetzbuches  trägt.     Tessin  und  Genf  zeigen  neben   dem  franzö- 
sischrechtlichen    Grundcharakter    den    wachsenden    Einiluss   des 
deutschen    Strafgesetzbuches,    Genf   im  nahen  Anschluss   an   den 
revidirten  Code  pönal,  das  erstere  in  strenger  Ausgestaltung  seine:* 
früheren  Gesetzes    bis    zu    den    äussersten    Grenzen  casuis tischer 
Behandlungsweise.    —   Die    Gesetzbücher  von    Zug,    Appenzell, 
Schwyz  repräsentiren  die  Strafgesetzgebung  der  kleinen  Cantone, 
—  durchaus  eigenartig  die  beiden  letztgenannten;  —  in  freier  An- 
passung an  das  deutsche  Recht,  das  G.  B.  von  Zug. 

h)  Die  Gesetzbücher,  im  Einzelnen  betrachtet,  sind 
trotz  gleicher  Richtung  individuell  wesentlich  verschieden  und 
in  ihrem  Verhältniss  zum  früheren  Gesetz,  zu  den  andern  schwei- 
zerischen G.  B.  und  zum  deutschen  Strafgesetzbuch  von  specieDem 
Interesse. 

Sie  enthalten  aber  auch  in  zahlreichen  Einzelheiten,  die  auf- 
gesucht und  herausgestellt  werden  müssen,  da  sie  einer  systematiscli 
eingegrenzten  Zusammenstellung  entgehen  oder  darin  nicht  zur 
Geltung  gelangen,  einen  Reichthum  guter  Vorschriften  und  ent- 
wicklungsfähiger Keime  der  Fortbildung.  Diese  zerstreuten  Ein- 
zelheiten sind  nicht  als  Consequenzen  eines  Prineips  gedacht;  sie 
sind  vielmehr  das  Ergebniss  einer  guten  Stunde  des  Gesetzgeb^^: 
aber  in  ihrer  Gcsammtheit  zeigen  sie  eigenartigen  Charakter  und 
gemeinsame  Richtung.  Aus  Vielem  sei  nur  herausgegriffen: 
Frieden  und  Friedgebot  in  Appenzell  und  Glarus,  die  Friedens- 
bürgschaft   in    Freiburg,    Zug,    Obwalden,    Uri,    Urhab  in  Beni. 
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Versuch  und  Drohung  in  Appenzell;  Theilnahme  in  Schwyz, 
Basel ;  Tödtung  in  Waadt ;  Körperverletzung  in  Solothum,  Appen- 
zell; Angriff  und  Gewalt  in  Appenzell;  Diebstahl  in  Appenzell^ 
St.  Gallen  etc.  Wir  erinnern  an  die  grundeigenthümliche  Methode 
der  Strafdrohung  und  die  Methode  der  Construction,  an  die  häu- 
fige Hervorkehrnng  des  mangelhaften  Erfolgs^  Schadens  als  straf- 
mildernd oder  ansschhessend  oder  begriffbestimmend;  an  die  nach 
Auf&ssung;  Gestalt  und  Strafe  eigenthümliche  Behandlung  der  Ehr- 
verletzung.  Wir  sprachen  und  sprechen  anderorts  von  der  mo- 
dernen Richtung  der  Wissenschaft  und  Gesetzgebung,  wieder  an 
alte  Kechtseinrichtungen  anzuknüpfen,  und  erwähnen  nur  im  Hin- 
blick auf  die  neueste  Anregung  im  deutschen  Reichstag  der  can- 
tonalen  Strafe  der  Verfuhrung  von  Dienstboten  und  Angestellten. 
Es  ist  ja  die  reiche  Fundgrube  an  vielen  Stellen  —  theils  in  Dar- 
stellung der  einzelnen  Gesetzbücher,  theils  in  ihrer  Vergleichung 
mit  andeim,  theils  in  der  dogmatischen  Zusammenfassung  auf- 
gedeckt —  nicht  erschöpft. 

Das  Strafgesetzbuch  von  Zürich  zeigt  den  Fortschritt  in 
Wissenschaft  und  Gesetzgebung  seit  1835 :  Andere  Strafmittel, 
andere  Strafdrohungen,  andere  Thatbestände.  Dennoch  hat  das 
neue  bestimmte  Grundzüge  des  alten  beibehalten  und  die  Aner- 
kennung Hotzendorffs,  dass  es  durch  Einfachheit,  Klarheit,  Milde 
ausgezeichnet  sei,  ist  zutreffend.  Gleichzeitig  sind  aber  auch 
Bestandtheile  des  alten  Gesetzes  übernommen  worden,  welche  vor 
der  Kritik  nicht  Stand  halten.  Mit  der  bezeichnenden  Charak- 
teristik  SchnelVs  in  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht  ist  es  am 
besten  getroffen.  Fleissig  und  tüchtig  gearbeitet,  ist  es  volks- 
thümlich  und  steht  auf  dem  Boden  moderner  Wissenschaft  ohne 
besondere  Gründlichkeit  oder  selbständiges  Forschen  und  Gestalten. 
—  Es  ist  nicht  ohne  Eigenart,  hat  aber  nicht  den  freien  Wurf 
des  Strafgesetzes  von  1835.  Das  zeitlich  erste  der  neuen  Periode 
ist  es  den  nachfolgenden  Strafgesetzen  anderer  Cantone  zum  Vor- 
bild geworden. 

Das  Baseler  Gesetz  bietet  besonderes  Interesse  dar  durch 
sein  Verhältniss  zum  Reichsstrafgesetzbuch.  Während  die  ältere 
Gesetzgebung  im  bewussten  und  ausgesprochenen  Gegensatz  zur 
deutschen  eigene  Wege  ging,  ist  in  den  Vorbereitungsarbeiten 
zum    neuen    Gesetz    erklärt,    dass    der    enge    Anschluss   an    das 

P/eumiH^er,  Sehwelx.  Stiufrecht.  40 
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deutsche  St.  G.  B.  genommen  werden  müsse,  da  von  selbständigem 
Strafrecht  nicht   die   Rede  sein  könne.     Damit  ist  der  Grad  der 
Annäherung  der  Gesetzgebungen  scharf  ausgedrückt.  —  Hatte  sich 
das  alte  Baslerrecht  durch  Einfachheit  von  der  doctrinellen  Gresetz- 
gebung  Deutschlands  zur  Zeit  der  FeuerhacK sehen  Richtmig,  der 
particularrechtlichen    Entwürfe    und    später    selbst    der    (besetze 
grundsätzlich  unterschieden^  so  hatte  nun  im  deutschen  Recht  die 
Abschiebung  des  doctrinellen  Ballastes   stattgefunden  und   Kurze 
und  Einfachheit  waren  ebenfalls  als  leitende  Gesichtspunkte  ^klärl 
worden.  —  Das  deutsche  Strafgesetz  besass  aber  voraus  den  Vor- 
zug  streng   bestimmter   Thatbestände   gemäss   dem   Stande   fort- 
geschrittener Doctrin.  —  So  mochte  denn  die  Anlehnungstendenz 
zu  billigen  sein;   es   blieb   aber   die  Forderung  bestehen,  strenge 
zu  prüfen,  in  welchen  Punkten  Anlehnung  oder  Selbständigkeit  ge- 
boten sei.    Es  ist  jedoch  kaum  zu  erwarten,  dass  diese  Forderung 
ernstlich  gewürdigt  werde,  wenn  von  vorneherein  die  Nachahmung 
als   Ideal   aufgestellt   wird.     In   der   That    wurde   denn    auch  im 
Verlauf  der  Vorbereitungsarbeiten  das  Basler  Gesetz  dem  deutschen 
immer  ähnlicher,   selbst   in   sehr   bedenklichen   Punkten,    so  das$ 
Schnell   sich   zu   der  Kritik   veranlasst  sah,   es   bedürfe    näherer 
Besprechung  nicht,  denn  es  genüge  der  Hinweis  auf  das  deutsche. 
—  Dennoch    ist   eine   eingehende   Vergleichung  von  grossem  In- 
teresse.   Vieles  ist  gedankenlos  nachgeschrieben.  Manches  gnuid- 
satzwidrig,    zum   grössten    Theil   giebt  es  eine  Uebertragung  des 
deutsehen   Gesetzes,,  meist   wörtlich.     Die  wörtliche   Uebemahme 
ist  aber  das  Schlimmste  nicht  und  oft  den  originellen  Verdrehungen 
vorzuziehen.     Wo  es  aber   der   guten    alten   Baslertradition  folgt, 
das  ist  besonders  im  allgemeinen  Theil,  da  beweist  es  in  Einzelheiten 
eine   musterhafte   Kürze.      Oft   unterscheidet   es   sich   vortheilhaft 
vom  Orginial,  indem  es  Unterscheidungen  fallen  lässt,  verwandte 
Thatbestände  zusammenzieht   und  Qualificationsgründe  preisgiebt. 
Es  ist  strenger  als  die  meisten  schweizerischen  Strafgesetzbücher. 
Solothurn  kann  sich  einer  trefflichen  Gesetzgebung  rühmen. 
Das  Strafgesetzbuch   von    1874   und  1886  zeigt  den  guten  Kern 
des    alten   und    den    fortschreitenden    Einfluss  des  deutschen  mit 
Vorzügen  und  Mängeln;   es  ruht  vollständig  auf  dem  Boden  der 
modernen  Gesetzgebung.    Von  seinem  altern  Gesetzbuch  von  1859 
ist  die  Küi^ze  und  Bestimmtheit  und  die  weitgehende  Freiheit  des 
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richterlichen  Ermessens,  welche  mit  der  grundsätzlichen  Beseitigung 
der  Minima  gegeben  ist,  übernommen.  Trotz  der  vielfachen  Ver- 
besserungen steht  aber  das  Gesetzbuch  von  1859  als  Ganzes, 
welches  in  gelungenster  Weise  vom  Boden  des  helvetischen  Straf- 
gesetzbuches und  seiner  Novellen  aus  französisches  und  deutsches 
Recht  verband  (vgl.  S.  424  ff.),  an  selbständigem  Werth  und 
consequenter  Durchbildung  hoch  über  den  neuem. 

Das  Strafgesetzbuch  von  Freiburg  ist  zugleich  das  härteste 
und  doctrinellste  und  dasjenige,  welches  das  richterliche  Ermessen 
am  meisten  beschränkt.  Was  an  dem  älteren  Gesetz  von  1849 
getadelt  wurde  (Zusammenstellung  aus  einem  alten  CoUegienheft), 
findet  sich  im  neuen  wieder,  wenn  auch  Verbesserungen  einge- 
treten sind.  An  casuistischer  Ausführlichkeit  ist  ihm  nur  das 
tessinische  zu  vergleichen,  welches  aber  innere  Consequenz  hat, 
die  dem  freiburgischen  abgeht.  Eine  wenig  glückliche  Mischung 
französischen  und  deutschen  Rechts,  hat  es  weder  die  reinen  Vor- 
züge des  einen  noch  des  andern:  vom  französischen  die  Strenge, 
ohne  das  System  der  mildernden  Umstände,  vom  deutschen  die 
doctrinelle  Richtung.  Bemerkenswerth  ist  das  Strafmittel  der  Ver- 
bannung bei  schweren  politischen  Verbrechen. 

St.  Gallen  hat  ebenfalls  sein  älteres  Gesetz  und  zwar  ziem- 
lich selbständig  fortgebildet.  Es  hat  das  deutsche  zu  Rathe  ge- 
zogen, aber  sich  nicht  preisgegeben  in  haltloser  Nachahmung. 
Dabei  ist  freilich  die  glückliche  Hand  und  der  absonderiiche  Be- 
ruf des  Gesetzgebers  nicht  zu  rühmen.  Die  Strafmittel  sind  die 
modernen.  Die  Geldstrafe  wird  in  so  weitgehender  Weise  ver- 
wendet wie  in  keinem  andern  Gesetzbuch.  Minima  sind  nicht 
gesetzt.  Die  Thatbestände  sind  verbessert,  lassen  aber  noch  zu 
oft  die  knappe  und  sichere  Fassung  vermissen.  Die  Redaction 
ist  sorgfältiger  als  im  frühern  Gesetz,  aber  noch  finden  sich  zahl- 
reiche Willkürlichkeiten  im  Ausdruck,  welche  der  festgestellten 
Terminologie  der  Wissenschaft  und  des  Gesetzgebers  widersprechen. 
Es  ist  in  hohem  Grade  doctrinell  und  casuistisch ;  die  systematische 
Ordnung  ist  von  deijenigen  aller  andern  Gesetzbücher  verschieden 
und  es  enthält  eigenthümliche  Thatbestände,  wie  z.  B.  das  selb- 
ständige Delict  des  strafbaren  Einschleichens  in  diebischer  Ab- 
sicht und  des  Erbrechens  fremder  Verschlüsse.  In  manchen 
Punkten  ist  es  von  grosser  Einfachheit  und  Selbständigkeit.     Kein 
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anderes  Gesetz  enthält  so  widersprechende  Bestandtheile  uod  wci.«>t 
einen  solchen  Mangel  an  Durchbildung  und  Consequcnz  auf  bei 
guten  Anlagen. 

Das  Strafgesetzbuch  von  Genf  zeichnet  sich  aas  als  mass- 
Yolle,  den  Genferverhältnissen  angepasste  Portbildung  des  Code 
penal  fran9ais  unter  Berücksichtigung  des  deutschen  Rechts.  Es 
hat  eine  wohldurchdachte  Systematik^  ist  in  seinen  LeistongeB 
kurz^  klar  und  verbindet  die  französische  Weise,  die  Thatbestände 
in  Einzelheiten  zu  fixircn,  mit  der  deutschen  Methode,  umfassende 
Begriffe  aufzustellen.  Grundsätzlich  werden  mit  Rucksicht  auf 
die  bestehende  Praxis,  soweit  nicht  gewichtige  Gründe  für  Ver- 
bessei'ung  vorhanden  waren,  die  bekannten  Ausdrücke  des  Code 
penal  übernommen.  Die  Strafgrenzen  sind  aorgfUtig  abgewogen 
und  von  beträchtlicher  Weite,  überdies  bewirkt  die  EinrichtaDg 
der  mildernden  Umstände,  dass  im  concreten  Fall  Härten  ver- 
mieden werden  können.  In  den  Vorarbeiten  war  grosses  Gewicht 
auf  die  Beseitigung  der  Minima  gelegt  worden  und  auf  Beseitigaug 
der  Dreitheilung ;  jenes  geschah  nicht  zu  Gunsten  des  Systems 
der  mildernden  Umstände,  dieses  nicht,  weil  es  an  die  eingelebte 
Praxis  und  Oeconomie  des  Gesetzes  anschloss. 

Das  Strafgesetzbuch  von  Tessin  bezeichnet  zweifellos  einen 
grossen  Fortschritt  gegenüber  dem  alten  von  1816.  Was  in  Beiug 
auf  Verbesserung  der  Strafmittel,  des  Strafvollzugs,  was  in  Bezug 
auf  Ausfeilung  der  Thatbestände  nach  dem  heutigen  Stand  der 
Wissenschaft,  was  in  durchtriebener  Systematik,  in  gesuchter 
Fixirung  des  casuistischen  Materials  mit  strenger  Anpassung  ab- 
gezirkelter Strafgrade  geschehen  konnte,  das  ist  geschehen.  Es 
giebt  das  consequent  ausgebildete  System  der  casuistischen  Be- 
stimmung mit  streng  angepasster  Strafdrohung.  Das  System  ist 
aber  nicht  mehr  das  heutige  und  ein  solches  Gesetzbuch  giebt  kein 
Gesetz  für  das  Volk.  Es  ist  nach  dem  Vorgang  eines  so  vor- 
trefflichen Gesetzes  wie  desjenigen  von  1816  zu  bedauern,  dass 
dem  gegenwärtigen  nur  der  Ruhm  eines  fleissigen  und  geschickten 
Elaborats  bleibt. 

Schwyz  hat  sein  Gesetzbuch  von  1869  nicht  wesentlich 
verändert,  so  dass  auf  das  bereits  Abgehandelte  verwiesen  werden 
kann.  Es  ist  eines  der  originellsten  und  in  seiner  Art  besten 
Strafgesetzbücher  der  Schweiz.    Der  Redactor  desselben  hat  es  in 
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vorzüglicher  Weise  verstanden,  die  Eigenthümlichkeiten  und 
Sonderbedürfnisse  zu  berücksichtigen  und  zugleich  die  Begriffe 
einer  entwickelten  Wissenschaft  zu  verwenden.  Es  sind  aber  auch 
mit  einer  seltenen  Freiheit  neue  Aufgaben  angefasst  und  mit  prak- 
tischem Geschick  einer  Lösung  entgegengefahrt  worden,  welche 
zu  gründlicher  Prüfung  der  wichtigsten  gesetzgeberischen  und 
theoretischen  Grundfragen  auffordert  und  für  die  Fortbildung 
schweizerischen  Strafrechts    von  grösster  Bedeutung  ist. 

Von  Appenzell  A. -Rh.  gilt  in  gleichem  Masse  wie  von 
Schwyz,  dass  sein  St.  G.  B.  in  vorzüglicher  Weise  die  Eigen- 
thümlichkeit  des  Volkes  berücksichtigt,  auf  dem  Boden  der 
niodemen  Entwicklung  steht  und  mit  grosser  Selbständigkeit  eigene 
Formen  sich  geschaffen  hat.  Es  ist  das  mildeste  St.  G.  B.  der 
Schweiz,  es  setzt  weder  Minima  noch  untere  Grenzen  der  Dauer 
^er  Freiheitsstrafen.  Die  Maximalsätze,  welche  den  Strafwerth 
des  Delictß  bezeichnen,  sind,  verglichen  mit  den  Maxima  anderer 
Gesetze,  sehr  niedrig  gestellt,  während  in  wenigen  ausserordent- 
lichen Fällen  eine  Steigerung  zulässig  ist.  Beispielsweise  ist 
Kindsmord  mit  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren,  Todtschlag  mit 
Zuchthaus  bis  auf  15  Jahre,  Mord  mit  Zuchthaus  bis  auf  Lebens- 
zeit bedroht.  Hier  sind  weder  Specialfälle  nöthig,  noch  mildernde 
Umstände,  noch  gekünstelte  Auslegung,  um  die  Härte  des  Ge- 
setzes zu  mildem,  noch  das  Aushülfsmittel  der  Begnadigung',  es 
ergiebt  sich  die  Vereinfachung  aus  dem  Wegfall  der  Specialfälle 
und  Qualificationen  und  aus  der  Möglichkeit  der  Zusammen- 
fassung der  Thatbestände.  Das  Gesetzbuch  bietet  die  consequente 
Durchführung  eines  weittragenden  Princips. 

Das  St.  G.  B.  für  Zug  ist  eine  gelungene  Arbeit,  welche 
den  Beweis  liefert,  wie  mit  verständiger  Benutzung  des  deutschen 
St.  G.  B.  und  der  St.  G.  B.  der  schweizerischen  Cantone  den 
Bedürfhissen  des  Landes  Angemessenes  erreicht  werden  kann. 
Es  unterscheidet  sich  wesentlich  von  den  vorgenannten  durch 
Einschränkung  des  richterlichen  Ermessens  nach  der  Weise  Basels 
und  des  deutschen  St.  G.  B.,  bekundet  aber  durchweg  selb- 
ständige Prüfung  und  wohlerwogene  Wahl  des  Uebernommenen. 
c)  Die  älteren  Strafgesetzbücher  vor  1870.  —  Es 
bestehen  mit  Abänderungen  in  Kraft:  Waadt  1843,  Graubünden 
1851,  Neuenburg  1855,  Aargau  1857  (mit  Zuchtpolizeigesetz  von 
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1868),  Wallis  1858,  Schaflfhausen  1858,  Luzem  1860  (mit  Poliaei- 
gesetz  von  1861),  Unterwalden  o.  d.  W.  1864  (mit  PoiisdstnC- 
gesetz  von  1870),  Bern  1866,  Glarus  1867,  Thurgaa  1867. 
Keine  eigenen  St.  G.  B.  haben  Uri,  Nidwaiden,  Appenzell  L-Bh., 
sie  benutzen  frei  das  Gesetzbuch  eines  Nachbarcantons.  Indem 
wir  auf  die  Darstellung  der  Gesetzbücher  in  der  frühem  Periode 
verweisen,  bleiben  blos  noch  die  Neuerungen  nachzutragen. 

Waadt.  Vgl.  S.  280  ff.  Neuorganisation  des  Gericbta* 
Wesens,  Entwurf  vom  März  1886 :  Der  Entwurf  eines  St  G.  B. 
vom  Herbst  1882  mit  Motiven  ist  nicht  Gesetz  geworden.  Der 
Code  von  1843  besteht  mit  einigen  nicht  wesentlichen  Modifi- 
cationen  noch  in  Kraft.  Der  Strafprocess  von  1850  hat  einige 
Veränderungen  zu  Gunsten  des  Angeklagten  erfahren.  Betreffend 
Neuerungen  bis  1878  vgl  S.  292.  Polizeigesetze  betr.  Wein- 
fklschung,  Alkohol  von  1887  und  Reglement  betr.  Scfautzaafiiieht 
vom  26.  Jan.  1888.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXVII.  S.  457. 

Graubünden.  Vgl.  S.  371  ff.  Die  Eigenthümlichkeit 
der  Gerichtsorganisation,  wonach  den  Gerichten  und  Hochgerichten 
die  Strafgerichtsbarkeit  zukam,  bestimmt  auch  die  neuere  Ent- 
Wicklung  beziehungsweise  Nichtentwicklung.  Seit  1851  traten 
an  Stelle  jener  die  Kreise,  39  an  der  Zidil;  Appellation  von 
diesen  kleinen  Gerichten,  die  selbst  auf  lebenslängliches  Zucht- 
haus, wie  früher  auf  Todesstrafe,  erkennen  können,  giebt  es  nidit 
Cassation  ertheilt  die  Regierung.  Um  den  Uebelstand  zu  mildem, 
gestattete  das  Gesetz,  alle  schweren  Delicto  dem  Cantonagericht 
zu  überweisen ;  davon  wurde  aber  ein  so  weitgehender  Gebrauch 
gemacht,  dass  sogar  geringfügige  Fälle  dem  Cantonsgericht  über- 
wiesen wurden,  wenn  die  Kreisgerichte  sich  entlasten  wollten, 
und  dass  man  sich  in  die  Nothwendigkeit  versetzt  sah,  eine  feste 
Regelung  der  Competenzfrage  herbeizufuhren.  Den  3.  Juni  1887 
legte  der  Grosse  Rath  eine  bezügliche  Novelle  dem  Volke  vor, 
sie  wurde  aber  wegen  der  vermehrten  Kosten  ftir  die  Kreise  ver- 
worfen. (Vgl.  S.  379.) 

Neuenburg.  Vgl.  S.  380  ff.  Novellen  bis  1883.  S,  390. 
Die  Gesetzgebung  war  sehr  thätig.  Decret  vom  23.  Oct.  1884. 
Abänderung  einiger  Artikel  des  Code  penal  (betreffend  Verjäh- 
rung der  Contumacialurtheile,  Ausschluss  der  Voruntersuchung  in 
einfachen  Polizeisachen,   Oeffentüchkeit   etc.    Vgl.  Zeitschrift  ftr 
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Schweiz.  Recht.  Bd.  XXVI.  S.  452).  Decret  betr.  Arbeits-  und 
Correctionsanstalt.  Zeitschr.  Bd.  XXVII.  S.  481.  Decret  vom 
22.  Juli  1888  betreffend  Fischerei  in  Ausführung  der  Convention 
zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich.  Bd.  XXIX.  S.  455.  Avant- 
projet du  Code  penal  von  1888.  Sehr  beachtenswerth  sind  die  Vor- 
schriften über  Concurrenz  mit  Bezug  auf  die  Cumu]ation  bei  Be- 
gehung in  mehreren  Cantonen.  Statt  266  Artikeln  des  alten  Ge- 
setzes sind  425  errungen.  Der  Entwurf  ist  casuistisch  und 
doetrinell  (allgem.  Theil  104  §§,  früher  43)  und  ist  dem  frühern 
Gesetz  als  Ganzes  nicht  ebenbürtig.  Die  Bezeichnung  des  altern 
als  eines  der  alterthümlichsten  und  mangelhaftesten  der  Schweiz 
ist  ebenso  unrichtig  als  das  grosse  Lob,  welches  dem  Entwurf 
zu  Theil  wurde  —  immerhin  sind  zahlreiche  und  wesentliche 
Verbesserungen  anzuerkennen.  (An  anderer  Stelle  ist  der  Entwurf 
mehrfach  angezogen.)  —  Vouga^  une  procedure  criminelle  au 
18"«  siecle,  in  Musee  neuchätelois.  Bd.  XXII. 

Aargau.  Vgl.  S.  391.  Novellen  bis  1885.  S.  398  ff.  - 
Der  Entwurf  vom  17.  Febr.  und  2.  Mai  1886  „Ergänzungsgesetz 
betreffend  die  Strafrechtspflege"  wurde  zum  Gesetz  vom  7.  Juli 
1886.  Das  peinliche  Strafgesetz  und  das  Zuchtpolizeigesetz  vom 
19.  Febr.  1868  in  Verbindung  mit  den  Novellen  wurde  heraus- 
gegeben von  Fürsprech.  Stierli,  Aarau.  Sauerländer  1887.  Das 
Zuchtpolizeigesetz  führt^  soweit  nicht  durch  das  Ergänzungsgesetz 
Tbatbestände  des  Criminalgesetzbuches  übertragen  wurden^  keine 
Thatbestande,  sondern  blos  allgemeine  Bezeichnung  des  Delicts 
oder  der  Delictsgattung  auf,  was  in  mehreren  Fällen  Anlass  zu 
Recursen  an  das  Bundesgericht  gab,  gestützt  auf  den  Satz  nuUa 
poena  sine  lege.  (Vgl.  Guggenheim  in  Stooss*  Zeitschr.  f.  Schweiz. 
St.  R.  Bd.  I.  S.  306.  Ebenda  Bd.  II.  S.  278.)  „Die  Beseitigung 
des  Eides  aus  der  neuen  Civilprocessordnung  wird  einer  Reihe 
häufiger  Verbrechen  den  Lebensfaden  abschneiden."  —  Wucher- 
gesetz vom  26.  Sept.  1888.  —  Der  Bericht  der  Justizdirection 
von  1887  bemerkt,  d«ss  man  im  Hinblick  auf  die  Vereinheit- 
lichung des  Strafrechts  von  einer  gründUchen  Revision  und  vom 
Erlass  von  Specialgesetzen  absehe.  —  Bundesgerichtl.  Entscheid, 
betr.  Art.  29  des  Zuchtpolizeigesetzes  (Entsch.  vom  10,  Novbr. 
1888,  Strafe  wegen  Injurien  durch  Briefe  nach  Deutschland)  und 
betr.  den  Begriff  der  fahrlässigen  Tödtung  nach   gemeinem  und 
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aargauischem  Recht  (Entsch.  v.  8.  Juni  1888.  Vgl.  Stooss'  Zeit- 
schrift Bd.  I.  S.  585). 

Wallis.  Vgl.  S.  409.  Novellen  bis  1886.  S.  415.  Wucher- 
gesetz vom  30.  Nov.  1888,  Verschärfung  des  WucherartikdB  im 
Code  penal  Art.  314  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXIX,  S.  454). 
Seither  sind  erschienen  die  Rechtsquellen  von  Wallis,  bearbeitet 
von  Atidreas  Heiisler.  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXIX.)  Die 
durch  gründliches  Detail  imd  meisterhafte  Zusammenfassung  im 
Dienste  einer  grossgeschichtlichen  Auffassung  ausgezeichnete 
Arbeit  veranlasst  uns,  im  Anschluss  an  das  über  das  alte  Recht 
des  Wallis  S.  74/76  Gesagte,  einige  Stellen  anzufahren:  Die 
Abgeschlossenheit  der  Thäler  und  selbst  der  Thalstufen  im  Haopt- 
thale  ist  in  der  Geschichte  der  politischen  Entwicklung  und  der 
Rechtsbildung  des  Landes  reproducirt.  Eine  ungemeine  Zer- 
splitterung der  Herrschaftsrechte  in  den  einzelnen  Thfilem  und 
Gemeinden  hat  die  Entwicklung  der  bischöflichen  Gewalt  zu  einer 
einheitlich  organisirten  Landeshoheit  gehindert.  Die  weltiicbe 
Herrschaft  des  Bischofs  und  die  ihr  zur  Seite  tretende,  dann  sie 
mehr  und  mehr  einengende  und  verdrängende  Selbstverwaltung 
der  Landsgemeinden  des  obern  Thaies  haben  die  Geschichte  des 
Wallis  gemacht.  Die  Bischöfe  kamen  nie  zu  einer  sichern  Be* 
gründung  ihrer  weltlichen  Macht  und  früh  waren  die  Landleate 
berufen,  mit  ihrem  Blut  die  Unabhängigkeit  gegen  Savoyen  m 
vertheidigen  oder  den  üebermuth  der  Edelleute  zu  brechen.  In 
air  den  Drangsalen  des  Stifts  härtete  sich  ihr  Freiheitusinn  und 
erwuchs  ein  kräftiges  Gemeindeleben.  Das  Gebiet  ob  der  Mors 
bildet  den  Ausgangspunkt  der  Walliser  Geschichte  und  aus  der 
Consolidation  der  sieben  Zenden  zu  einem  staatlichen  Verband 
ist  das  Landrecht  der  Landschaft  Wallis,  Statuta  Vallesiae,  her- 
vorgegangen; es  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Rechtsgewohnheiten 
durch  das  ganze  Land  die  gleichen  waren/  —  lieber  die  Heraus- 
bildung und  den  Charakter  der  Statuta  Vallesiae  äussert  sich 
Heusler  folgendermassen :  „Von  noch  ungelenken  dürftigen  Auf- 
zeichnungen alter  Gewohnheiten  steigen  wir  auf  zu  der  ab- 
schliessenden Codification  des  Walliser  Landrechts  von  1571. 
Was  dazwischen  liegt,  zeigt  nicht  nur,  wie  sich  der  Stoff  all- 
mälig  erweitert,  sondern  wie  auch  die  Technik  zunimmt  und 
das  römische  Recht  die  Lehrmeisterin  wird.    Aber  wie  erirenlich 
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massvoU  und  vorsichtig  geht  man  vorwärts,  wie  selbständig  ver- 
halt man  sich  gegen  das  fremde  Recht,  trotz  mannigfacher  Ver- 
wendong  des  aus  ihm  und  an  ihm  Gelernten.  Wenn  wir  sehen, 
wie  gewaltsam  vielfach  anderwärts  die  Gesetzgebung  des  16. 
Jahrhunderts  mit  dem  Althergebrachten  «aufgeräumt  hat,  wie 
Doctoren  und  Stände  sich  Jahrzehnde  lang  um  das  Recht  ge- 
stritten haben,  ohne  doch  zu  einem  befriedigenden  Resultate  zu 
kommen,  so  dürfen  wir  wohl  sagen,  dass  diese  Walliser  Land- 
leute in  ruhig  verständiger,  fortgesetzter  Thätigkeit  eine  Assimi- 
lation ihres  alten  deutschen  Volksrechts  mit  dem  römischen  Recht 
hergestellt  haben,  die  den  Vergleich  mit  den  besten  Gesetz- 
büchern jener  ^eit  nicht  zu  scheuen  hat,  sie  bezüglich  Klarheit  der 
Fassung  und  Sauberheit  der  Gedankendurchfuhrung  übertriflFt." 

Schaffhausen.  Vgl.  S.  415.  Novellen  bis  1886.  S.  424. 
Beschluss  betreffend  Wiederherstellung  des  Verfahrens  bei  Unter- 
suchungen vom  7.  Febr.  1884.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXIX. 
S.  467.  Wichtig  ist  die  Entscheidung  des  Bundesgerichts  wegen 
Bestrafung  der  Insolvenz  nach  SchafFhauserrecht,  angefochten  aus 
Art.  59  der  Bundesverfassung  (Schuldverhaft).  Gesetz  vom  1. 
Aug.  1887  (Abänderung  des  Gesetzes  vom  8.  März  1884.  Vgl. 
StoosB'  Zeitschr.  Bd.  I.  S.  82).  Der  Entwurf  Walter  ist  mit 
Rücksicht  auf  ein  schweizerisches  Strafrecht  nicht  zum  Gesetz 
gefördert  worden. 

Luzern.  Vgl.  S.  441.  Novellen  S.  449.  Decret  vom  27, 
Deeember  1884  betr.  Strafverfahren.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R. 
Bd.  XXVI.  S.  453.  —  Daselbst  Bd.  XXVII.  S.  481  Gesetz  über 
Errichtung  einer  Zwangsarbeitsanstalt.  Zwangsarbeitsanstalt  Sedel- 
hof.  Stooss'  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  272.  Ebenda  Bd.  I.  Heft  1. 
Urtheil  des  Obergerichts  betr.  Gewaltanwendung,  Betrug.  Bd.  II. 
S.  240  betr.  Raub.  Der  Regierungsrath  ist  ermächtigt,  schon 
nach  der  Hälfte  der  erstandenen  Strafzeit  provisorisch  freizulassen. 
Ghretener,  die  Behandlung  der  schweren  Körperverletzung  im 
luzernischen  St.  G.  B.  in  Stooss"  Zeitschr.  1889.  S.  294. 

Unterwaiden  o.  d.  W.     Vgl.  S.  450—459. 

Bern.  Vgl.  S.  459.  Novellen  S.  469.  Vgl.  Textausgabe 
mit  Anmerkungen  von  StoosSy  Beni,  Max  Fiala  1885.  Kohhr, 
Sammlung  von  cantonal-bernischen  und  eidgenössischen  strafrecht- 
lichen Bestimmungen.  Bern,  Jenni  1887.   —  Gesetz  betr.  Errich- 
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tung  einer  Arbeitsanstalt  vom  1.  Mai  1884  und  Decret  über 
Organisation.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXVI.  S.  446.  Stoass* 
Zeitsehr.  Bd.  IL  S.  271.  —  Gesetz  über  den  Gewerbebetrieb  der 
Gelddarleiher,  Pfandleiher  und  Trödler  —  über  den  Wucher  — 
über  den  Verkehr  mit  Nahrungs-  und  Genussmitteln  —  alle  drei 
vom  Volke  angenommen  den  28.  Febr.  1888.  Vgl.  Stooss*  Zeit- 
schrift Bd.  I.  S.  75.  Bd.  H.  S.  271.  286.  -  Uebereinkunft 
zwischen  Bern  und  St.  Gallen  vom  15.  April  1888  betr.  Stellung 
von  Fehlbaren  in  Polizeiflällen.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XX VII. 
S.  485.  —  Convention  zwischen  Bern,  Waadt,  Neuchätel  betr. 
die  Heilsarmee  vom  9.  Juli  1885.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht 
Bd.  XXVI.  S.  446.  —  Rechts&ile  in  Stooss'  Zeitschr.  Bd.  I. 
S.  334  ff.  Bd.  II.  S.  85. 

Glarus.  Vgl.  S.  470.  Novellen  S.  475.  Die  abgelehnte 
Revision  (S.  475)  wurde  nach  Ausmerzung  des  Anarchistenartikds 
und  der  Verschärfungen  in  Bezug  auf  Ehrverletzung  vom  Land- 
rath  wieder  aufgenommen  und  in  dieser  Gestalt  von  der  Lands- 
gemeinde acceptirt.  Vgl.  die  neue  Ausgabe  des  Sti-afgesetzbuches 
und  der  Processordnung  von  1887.  Tschudi-Aebli  in  Schwanden. 

Thurgau.  Vgl.  S.  476.  Novellen  S.  481.  Däa  Wucher- 
gesetz, in  Kraft  mit  dem  24.  April  1887,  ist  demjenigen  von 
Zürich  und  Basel  entsprechend.  Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht. 
Bd.  XXIX.  S.  453.  Pupikofers  Geschichte  des  Thurgau's  ist 
in  zweiter  umgearbeiteter  Ausgabe  von  Strickler  erschienen. 

Die  Cantone  ohne  eigene  Strafgesetzbücher. 
Appenzell  J -Rh.,  Uri,  Nidwaiden.  (Vgl.  S.  105.  115.  2.  112  ff.) 

Appenzell  I. -Rh.  Gegebenen  Falls  wird  das  Gesetzbach 
von  Appenzell  A.-Rh.  zu  Rathe  gezogen  und  im  Uebrigen 
patriarchahsch  ohne  Härte  des  leidigen  Amtes  gewaltet  „Die 
Aburtheilung  geschieht  nach  ^Gestaltsame  der  Sach'^^  wobei  der 
Richter  nach  freiem  Ermessen  seine  Sentenz  föUt.  Schwere  Ver- 
brechen haben  Zuchthausstrafe  zur  Folge,  wobei  jedoch  die  Mei- 
nung vertreten  ist,  dass  es  eigentlich  nicht  Sache  des  Staates 
wäre^  einen  Delinquenten  noch  lange  abfuttern  zu  lassen.  Bei 
leichteren  Fällen  bekommt  der  Verurtheilte  freie  Station  im  sog. 
„Spital".  Verbrechen,  auf  welche  Todesstrafe  erkannt  werd«i 
könnte,  sind  glückUcherweise  seit  Jahrzehnten  in  Innerrhoden 
nicht  vorgekommen."    (Bericht  vom  December  1886.) 
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Die  AnBprache  an  das  Volk  zur  Landsgemeinde  drückt  sich 
in  diesem  schlichten  Sinne  aus.  ^^^^  Umstand,  dass  im  letzten 
Jahr  keine  Begehren  um  Revision  der  Verfassung  und  Gesetze 
eingereicht  worden  ist,  lässt  sich  wohl  mit  Recht  so  auslegen^ 
dass  in  unserm  Volk  die  Ueberzeugung  lebt,  es  lasse  sich  auch 
bei  dem  jetzigen  Zustand  gar  wohl  die  Wohlfahrt  des  Cantons 
und  seiner  Bewohner  wahren  und  fördern.  Es  kommt  überhaupt 
filr  das  Qedeihen  aller  Segnungen  der  Freiheit  und  des  Friedens 
nicht  sowohl  auf  die  geschriebenen  und  gedruckten 
Artikel  im  Gesetzbuch  an,  als  vielmehr  auf  die  innere 
Gesinnung  Derjenigen,  flir  welche  jene  Artikel  gelten,  auf  den 
lebendigen  Sinn  für  Gerechtigkeit  und  Wahrheit  im  Sinn  und 
Geist  der  Gesetze.^ 

Nid  Waiden.  Unter  Hinweis  auf  Dasjenige^  was  über  das 
Recht  der  Urcantone  in  der  ersten  Periode  gesagt  worden  ist,  und 
auf  die  Neuerungen,  welche  S.  459  angeführt  wurden,  ist  er- 
gänzend hinzuzufligen,  dass  von  der  Landsgemeinde  dem  Land- 
rath  Vollmacht  ertheilt  wurde  für  den  Erlass  einer  Strafprocess- 
ordnung.  Mit  dem  26.  April  1887  wurde  nun  bis  zum  Erlass 
eines  Gesetzes  eine  Verordnung  über  das  Strafrechtsverfahren  er- 
lassen, welche  neben  manchem  Fortschritt  viel  Mangelhaftes  cnt- 
hälL  Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXVII.  S.  483.  Gesetz 
vom  29.  April  1888  betr.  Arbeiterschutz. 

Uri.  Vgl.  S.  108.  Ein  Entwurf  für  Uri  wurde  glücklicher- 
weise nicht  Gesetz  und  nach  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  in 
Altorf,  Dr.  Franz  Schmid,  hat  die  Aufstellung  eines  St.  G.  B. 
grosse  Schwierigkeiten,  ^weil  dasselbe  der  Landsgemeinde  unter- 
breitet werden  muss  und  das  Volk  derlei  paragraphenreiche  Codi- 
ficationen  mit  Miss  trauen  aufnimmt^.  Es  ist  derselbe  Grund, 
der  auch  die  Nidwaldner  abhielt  (S.  113),  derselbe,  der  die  Ge- 
setzgebung der  Landsgemeindecantone  zu  einfachen  Strafgesetz- 
büchern mit  wenigen  Paragraphen  führte,  derselbe,  der  die  schwei- 
zerische Strafgesetzgebung  durch  Einfachheit  und  Kürze  charak- 
terisirt.     Die  Praxis  ist  eine  sehr  humane. 

Strafmittel  und  Strafvollzug  haben  sich  der  Zeit  angepasst 
und  im  Process  sind  wesentliche  Verbesserungen  eingetreten.  In 
Uri  wurde  für  die  Gerichte  ein  Reglement  vom  18.  August  1851 
erlassen  (Zeitschr.  f,   Schweiz.  R.  Bd.  I.  S.  91).     Beschluss   vom 
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1.  Ootober  1883  betr.  Mittheilung  der  Processacten  an  doi  Ver- 
theidiger  (Zeitschr.  Bd.  XXV.  S.  476).  Beschluss  betr.  Begnadi- 
gung vom  2.  Mai  1880  (Zeitschr.  Bd.  XXII.  S.  149).  Im  Jahre 
1886  wurden  vom  Landrath  als  Anhang  zu  dem  neu  erlassenen 
Reglement  fl'ir  die  Justizbehörden  einige  besondere  Grundsätze 
über  das  Verfahren  aufgestellt.  Im  Weitern  sind  zu  verzeichn«! : 
Beschluss  vom  6.  März  1885^  Beschränkung  der  Anzeigepflicbt 
der  Rathsglieder  und  besonders  das  Gesetz  über  die  Personen- 
freiheit vom  30.  October  1850  (Anwendung  im  Fall  Cliristen  in 
Verbindung  mit  Art.  261  des  Landbuchs).  Einen  ausführlichen 
Bericht  über  die  durchaus  modernen  und  humanen  Einrichtangen 
des  Urner  Strafhauses  und  den  Strafvollzug  hat  Qnillawne  er- 
stattet in  den  Verhandlungen  des  Vereins  für  St.  u.  G.  W,  1874. 
d)  Neben  den  Strafgesetzbüchern  sind  während  diesem  Zeit- 
raum mit  ziemlicher  Uebereinstimmung  in  den  Cantonen  straf- 
rechtliche Nebengesetze  erlassen,  theilweise  als  Zosatzartikel 
dem  Strafgesetz  beigefugt,  und  wichtige  Uebereinkünfte  zwischen  den 
Cantonen  über  strafrechtliche  Gegenstände  gemeinsamen  Int^-esses 
geti'offen  worden.  Wir  heben  hervor  die  Gesetze  betreffend  Kanzel- 
missbrauch  und  Störung  des  religiösen  Friedens  aus  der  Cultur- 
kampfperiode  und  die  Gesetze  und  Conventionen  betreffi^nd  die 
Heilsarmee  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  Bd.  XXVI.  445) ;  die  Gesetze 
über  Wucher  {Weibel,  Referat  am  Schweiz.  Juristentag  1884); 
über  Pfandleihanstalten  und  Trödler,  Börsengeschäfte,  über  Lebens- 
mittelßilschung,  Wirthschaftswesen,  Hausierwesen;  ferner  die  Ge- 
setze betreffend  Gef&ngnisswesen,  Schutzaufsicht,  Arbeits-  und 
Besserungsanstalten;  gegen  Vaganten  und  mittellose  Reisende, 
endlich  Uebereinkünfte  und  Concordate  betreffend  Stellang  in 
Polizeifällen,  Austausch  der  Urtheile  zwischen  den  Cantmien, 
Massnahmen  fiir  jugendliche  Verbrecher.  Die  Zeitschrift  für 
schweizerisches  Recht  hat  diese  Gesetze,  üebereinkünfle,  Con- 
cordate regelmässig  verzeichnet  und  über  die  wichtigsten  derselben 
mehr  oder  weniger  ausfuhrlich  berichtet.  Wir  heben  harvor: 
Wuchergesetze  von  Zürich,  Basel,  Thurgau,  Aargau,  Wallis,  Bern, 
Zeitschrift  Bd.  XXV.  441,  444,  Bd.  XXIX.  453  s.  f.;  betreffend 
Pfand-  und,  Geldleiher  Bd.  XXIV.  419.  456.  (Zürich,  Luzem,  St 
Gallen,  Basel);  Börsenagenten  Bd.  XXV.  449;  betreffend  Lebens- 
mittelfälschung  Bd.  XXI.  269.  Bd.  XXV.  444.  {Waadt,  Wallis  467, 
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Luzern,  Schwjz) ;  Wirthschaftsgesetz .  Bd.  XXV.  620.  —  Betreffend 
Corrections-  und  Zwangsarbeitsanstalten  für  Arbeitsscheue  Bd. 
XXn.  148.  Bd.  XXVI,  444.  (Solothum,  Bern.)  Vom  Gebiete  der 
intercantonalen  Vereinbarung  ist  zu  nennen :  Das  Uebereinkommen 
aller  Cantone  auf  Anregung  des  eidg.  Justizdepartements  vom  15. 
Oct.  1879,  sich  gegenseitig  die  Strafurtheile  zuzustellen.  Die  An- 
bahnung eines  intercantonalen  Concordats  betreffend  eine  Rettungs- 
anstalt für  jugendliche  Verbrecher  und  das  Concordat  zwischen 
ThurgaU;  Aargau,  Basel,  Graubünden,  Schaff  hausen,  St,  Gallen 
betreffend  Errichtung  eines  Correctionshauses  für  jugendliche  Ver- 
brecher, Von  dem  thätigen  und  an  Anregungen  reichen  Verein 
für  Straf-  und  Gefängnisswesen  ging  ein  erneutes  Gesuch  an  die 
Bundesbehörden  für  Erstellung  eines  schweizerischen  Zellen- 
ge&ngnisses  zur  Aufnahme  von  langjährig  verurtheilten  gefähr- 
lichen Sträflingen ;  es  wurde  aber  die  Errichtung  mit  dem  Hinweis 
auf  die  Cantone  abgelehnt  (Bundesblatt  1883.  III.  S.  72.)  Inter- 
cantonale  Verbände  entstanden  für  Schutzaufsicht  und  Natural- 
verpflegung,  welch'  letztere  Massnahme  als  Verhütungsmassregel 
und  Schutz  gegen  das  Vagantenthum  wohl  hier  genannt  zu  werden 
verdient.  —  Zu  den  früher  angeführten  Concordaten  zwischen 
den  Cantonen  über  Auslieferung,  Stellung  in  Polizeifallen  sind 
hinzuzufügen  diejenigen  zwischen  Bern  und  St.  Gallen  vom 
15.  April  1888,  Baselstadt  und  St.  Gallen  vom  31.  Januar  1887, 
und  Basel  und  Bern  vom  11.  August  1886,  und  von  Zürich  und 
Bei*n  wegen  Auslieferung  Solcher,  die  der  Vernachlässigung  von 
Familienpfiichten  schuldig  sind.  —  Ueber  das  Gefangnisswesen 
enthalten  die  Protokolle  des  Vereins  für  Straf-  und  Gefängniss- 
wesen regelmässige  Berichte  von  Guillaanie  und  neuerdings  die 
Zeitschrift  fiir  schweizerisches  Strafrecht  solche  von  Uürhin, 
Vgl.  überdies  Guillaunie,  Bibliographie  penale  et  penitentiaire 
Suisse.  Lenzburg  1885. 


n.  Die  Htraffl^esetzbfieher  seit  1870. 

Zürich  1871. 

§  89.  Das  Strafgesetzbuch  ist  wie  dasjenige  von  1835  für 
die  schweizerische  Gesetzgebung  vorbildlich  geworden  und  bean- 
sprucht deshalb  ausführlichere  Behandlung. 
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Ueber  das  Strafgesetzbuch  Von  1835^  dessen  Entwürfe  tmd 
Verhältniss  zu  den  d^ntiielren  Entwürfen  und  Gesetzen  vg]. 
S.  238  bis  250.  Bereit»  sind  auch  die  Entwürfe  von  Dubs  und 
Benz  zum  neuen  St.  O.  B.  von  1871,  die  kritische  Betheiligang 
von  Mittermaier,  HoHzendorffy  Olaser,  Osenbrüffgen,  sowie  die 
Novellen  bis  zum  Erlass  des  neuen  Gesetzes  und  die  einschlägige 
Praxis  angeftihrt  werden. 

Die  gesetzgeberische  Thätigkeit  wurde  unterbrochen  durch 
die  Verfassungsrevision.  Die  neue  Verfassung  von  1869  enthält 
zahlreiche  strafrechtliche  Positionen,  namentlich  Art.  5,  welcher 
bestimmt:  Das  Stmfrecht  ist  nach  humanen  Grundsiltzen  zu  ge- 
stalten. In  Anklagen  wegen  Ehrverletzung  kann  der  Beweis  der 
Wahrheit  geleistet  werden.  Ergiebt  sich  alsdann,  dass  das  als 
ehrenrührig  Eingeklagte  wahr  ist  und  mit  redlichen  Moüven 
und  rechtlichen  Endzwecken  vei'öffentlicht  oder  verbreitet  wurde, 
so  ist  der  Angeklagte  freizusprechen;  Art.  7:  Ungesetzlich  Ver- 
hafteten ist  vom  Staat  angemessene  Entschädigung  oder  Genug- 
thuung  zu  leisten,  und  Art.  9:  In  Fällen  gerichtlicher  Restitution 
ist  den  unschuldig  Verurtheilten  vom  Staate  angemessene  Genug- 
thuung  zu  gewähren.  —  Die  niedergesetzte  Bevisionscommission, 
verstärkt  durch  Experten  Bern  und  A.  von  Orelli  legte  ihren  Be- 
rathungen  den  revidirten  Benz'schen  Entwurf  zu  Grunde  und 
nach  sorgfältiger  Prüfung  unter  Berücksichtigung  des  Strafgesetz- 
buches fi'ir  den  norddeutschen  Bund  kam  die  Vorlage  an  den 
Cantonsrath  nebst  einem  von  A.  i?.  OreHi  vorgelegten  Entwurf 
über  den  Vollzug  der  Freiheitsstrafen  (irisches  System)  zu  Stande. 
Der  Cantonsrath  setzte  vom  5.  bis  9.  Sept.  die  Voriage  an  das 
Volk  fest  und  den  8.  Jan.  1871  wurden  durch  Volksabstimmung 
mit  31,301  Stimmen  die  Entwürfe  über  das  Strafgesetz  und  über 
den  Vollzug  der  Freiheitsstrafen  zum  Gesetz  erhoben. 

Die  Weisung  der  Revisionscommission  an  den  Cantonsrath 
bemerkt  zur  allgemeinen  Charakteristik,  dass  sich  der  Entwurf 
die  Aufgabe  stellt,  1 .  den  Art.  5  der  Staatsverfassung  zur  Wahr- 
heit zu  machen  und  in  seinen  einzelnen  Bestimmungen  durch- 
zuführen, 2.  ein  Strafgesetzbuch  zu  erlassen,  das  durchaus  auf 
'dem  Boden  der  modernen  deutschen  Strafrech tswissenschaf);  steht 
und  deren  Anschauungen  und  Ergebnissen  in  der  f&r  unser  re- 
publikanisches Staatswesen   passenden   Form   Ausdruck   verieifat, 
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3.  klar  und  einfach  und  soweit  dies  überhaupt  möglich  ist;  all- 
gemein verständlich  zu  sein  und  deshalb  Alles  wegzulassen,  was 
der  Casuistik  ein  zu  grosses  Feld  eröffnen  würde. 

In  Beziehung  auf  diesen  letztem  Punkt  wird  hingewiesen  auf 
das  Bedüriniss  eines  einfach  redigirten  Strafgesetzbuches  für  das 
im  Jahr  1853  eingeftihrte  Schwurgericht  und  die  daraus  resultirende 
Nothwendigkeit;  die  Definitionen  der  Verbrechen  so  zu  formuliren, 
dass  sie  leicht  in  eine  Frage  an  die  Geschworenen  umgestellt 
werden  können. 

Inwiefern  dieses  Bestreben  Erfolg  hatte,  würdigt  Holtzendorff 
mit  folgenden  Worten:  Theoretischer  Doctrinarismus,  jene  so  oft 
in  neuem  Criminalgesetzentwürfen  bemerkbare  Neigung,  durch 
kleinliche  Ausfeilung  der  Definitionen,  durch  Originalität  der  Er- 
findung oder  Vermehrung  des  casuistischen  Materials  zu  glänzen  — 
ist  der  Arbeit  völlig  fremd.  Klare  Einfachheit,  zweckmässige 
Kürze  ohne  Dunkelheit, .  sprachliche  Angemessenheit  und  Verständ- 
lichkeit gehören  zu  den  formalen  Vorzügen  des  Zürcher  Entwurfs. 

Neben  diesen  fonnalen  Vorzügen  des  neuen  Gesetzbuches 
gegenüber  dem  alten  sind  hauptsächlich  folgende  materielle  Ver- 
besserungen zu  nennen:  Einrichtung  eines  rationellen  und  syste- 
matischen Strafvollzugs,  Beseitigung  der  dauernden  Ehrenfolgen 
und  der  Strafschärfungen,  allgemeine  Milderung  der  Strafdrohungen 
und  Erweiterung  des  richterlichen  Ermessens  durch  Beseitigung 
der  absoluten  Strafdrohungen  und  bis  auf  wenige  Ausnahmen 
der  Strafminima,  Unterscheidung  der  aus  gemeiner  Gesinnung 
entsprungenen  Verbrechen  von  den  andern  und  Anpassung  der 
Strafmittel,  ferner  die  Beseitigung  des  entfernten  Versuchs,  des 
Complotts,  endlich  die  verbesserten  Begriffsbestimmungen  der  Un- 
zurechnungsfähigkeit, des  Rückfalls,  der  Verjährung  und  zahl- 
reicher Thatbestände  des  speciellen  Theils. 

Das  Strafgesetzbuch  enthält  blos  227  Paragraphen.  Im  Sinne 
des  Gesetzbuches  sind  alle  Delicto  „Verbrechen". 

Strafen.  Zuchthausstrafe,  lebenslänglich  oder  zeitlich,  letztere 
bis  auf  höchstens  15  Jahre.  Erstere  ist  selbst  bei  Mord  nicht 
absolut  gedroht.  Arbeitshaus,  sechs  Monate  bis  zehn'  Jahre.  Ge- 
fängniss,  ein  Tag  bis  ftinf  Jahre.  —  Um  nicht  die  Anwendung 
der  entehrenden  Zuchthausstrafe  oder  des  nicht  entehrenden  Ge- 
fängnisses   über    die  Gebühr   auszudehnen,  wurde    in   Ueberein- 
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Stimmung  mit  einer  Reihe  von  deatschen  und  schweiserischen 
Strafgesetzen  eine  Mittelstufe^  das  Arbeitshaus,  eingeführt*  Dabei 
lag  der  Gedanke  zu  Giiinde;  dass  überall  da  auf  Arbeitshausttrafe 
erkannt  werden  soU,  wo  geringere,  aber  entehrende  Vei^ehen  vor- 
liegen, wie  kleinere  Diebstähle,  Betiilgereien,  niederträchtige  Bos- 
heiten und  Rohheiten;  umgekehrt  sollen  aus  momentaner  Auf- 
wallung der  Leidenschaften,  aus  politischer  Verblendung  oder  aus 
falschem  Ehrgefühl  entsprungene  Verletzungen  der  öffentlichen 
Ordnung,  sowie  die  blos  fahrlässigen  Vergehen  höchstens  mit  Ge- 
fängniss  bestraft  werden.  Gefängnissstrafe  wird  nicht  in  Zucht- 
hausräumen verbüsst.  Die  Einrichtung  hat  sich  bewährt,  obgleich 
die  Grenze  so  stricte  nicht  festgehalten  wird ;  mindestens  ist  auch 
bei  Gefängniss  wie  bei  Zuchthaus  und  Arbeitshaus  der  Entzug 
des  Activbürgerrechts  zulässig  und  Fälle  kommen  vor,  wo  Hand- 
lungen ehrloser  Gesinnung  mit  Gefängniss  bestraft  werden.  (Ur- 
theil  vom  18.  Juni  1885.)  —  Ehrenfolgen,  Entzug  des  Activ- 
bürgerrechts. Bisher  hatte  Zuchthaus  den  Verlust  desselben  auf 
Lebenszeit  zur  Folge,  nun  wird  bestimmt,  dass  er  zwar  bei  Zucht- 
haus jedenfalls  ausgesprochen  werden  soll,  was  bei  den  andern 
Freiheitsstrafen  nicht  der  Fall  ist,  und  dass  er  für  nicht  länger 
als  zehn  Jahre  ausgesprochen  werden  darf.  Mit  Arbeitshaus  kann 
Entzug  der  Ehrenrechte  bis  auf  sechs  Jahre  und  mit  Ge&ngniss 
bis  auf  drei  Jahre  verbunden  sein.  Nach  zwei  Jahren  kann  Re- 
habilitation nachgesucht  werden.  —  Die  Geldbusse  darf  die 
Summe  von  15,000  Fr.  nicht  übersteigen.  —  Weiterhin  sind  ge- 
nannt Amts-  und  Dienstentsetzung,  Einstellung  im  Amt,  Confis- 
cation  und  Untersagung  des  Berufs;  die  Verweisung  ist  nur 
gegen  Ausländer  zulässig,  jedoch  als  Strafv^wandlung  auch  gegen 
Schweizerbürger  anwendbar  (was  aber  verfassungswidrig  ist).  — 
Die  Todesstrafe  wurde  unter  dem  Drucke  mehrerer  schwerer 
Mordthaten  vom  Volke  mit  28,000  gegen  25,000  Stimmen  wieder 
angenommen  (27.  Mai  1883),  jedoch  endgültig  abgelehnt,  ab  die 
Verfassung  in  diesem  Sinne  verändert  werden  sollte. 

Der  Strafvollzug  ist  nach  modernen  Grundsätzen  und  Hitteh 
geordnet  und  das  System  der  bedingten  Entlassung, 
untei-stützt  durch  die  Einrichtung  der  Schutzaufsichtsvereine  für 
entlassene  Sträflinge,  hat  die  Probe  seiner  Vortrefflichkeit  in  lang- 
jähriger Wirksamkeit   bestanden.     Der   Artikel   14   des   Gesetees 
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sagt,  dass  der  Vollzug  der  Arbeitshaus-  und  Zuchthausstrafe  durch 
eine  systematische  Behandlung  die  Besserung  der  Sträflinge 
anstreben  soll ;  zu  diesem  Zweck  ist  die  bedingteEntlassung 
eingefiihrt  und,  wo  solche  nicht  anwendbar  ist,  z.  B.  bei  Auslän- 
dem und  ebenso  bei  Gefangnisssträflingen,  kann  das  Gericht  im 
Falle  Wohlverhaltens  Strafurawandlung  eintreten  lassen,  wenn 
anzunehmen  ist,  dass  der  Zweck  der  Strafe  im  Wesentlichen 
erreicht  sei.  (Zwei  Dritttheile  der  Strafe  und  mindestens  ein  Jahr 
müssen  erstanden  sein.)  Hierin  ist  der  Besserungszweck  ver- 
wirklicht. Gewiss  ist  dagegen  nichts  einzuwenden,  noch  gegen 
den  Satz,  dass  das  Gesetz  auf  dem  Grunde  der  Gerechtigkeit 
ruhe;  wohl  aber  gegen  die  Ansicht,  dass  das  Gesetz  die  Ver- 
wirkHchung  einer  Vermittelungstheorie  darstelle,  denn  die  Theorie 
«nd  die  Frage  ihrer  Verwirklichung  oder  blos  logischen  Möglich- 
keit wird  dadurch  gar  nicht  berührt,  noch  kann  aus  irgend  einer 
der  Theorien  ein  Gesetz  construirt  werden.  Die  einleitenden 
Bemerkungen  des  Redactors  sagen  aber,  dass  die  genauere  Kennt- 
niss  dieser  Grundsätze  bei  der  Entwerfung  und  Berathung  des 
Gesetzes  geleitet  habe  und  für  die  Auslegung  und  Anwendung 
nothwendig  sei. 

-  Das  Gesetzbuch  darf  als  mild  bezeichnet  werden  und  die 
Praxis  unterstützt  diese  Richtung  in  einer  Weise,  dass  nicht  selten 
begründete  Zweifel  erhoben  werden.  Das  richterliche  Ermessen 
hat  weiten  Spielraum,  absolute  Strafdrohungen  finden  sich  nicht 
und  Strafminima  sind  blos  bei  wenigen  Dehcten  angesetzt.  Selbst 
in  diesen  Fällen  und  besonders  bei  dem  Verbrechen  des  Kinds - 
mords  zeigt  sich  aber  die  Bedenldichkeit  der  Beschränkung  des 
richterlichen  Ermessens  nach  unten  und  es  kann  dieser  Mangel 
nur  ungenügend  verdeckt  werden  durch  den  Hinweis  auf  Be- 
gnadigung und  Sti'afumwandlung  oder  bedingte  Entlassung.  Die 
Milde  des  Gesetzbuches  erhellt  besonders  daraus,  dass  selbst  bei 
Mord  mildernde  Umstände  anerkannt  werden,  welche  dem  Richter 
gestatten,  an  Stelle  des  lebenslänglichen  Zuchthauses  bis  auf  zehn 
Jahre  Zuchthaus  herabzugehen.  Die  einleitenden  Bemerkungen 
des  Gesetzesredactors  zum  St.  G.  B.  äussern  sich  hierüber:  Ziel 
der  Strafgesetzgebung  muss  es  sein,  die  Älenschen  schon  durch 
milde  Strafgesetze  von  der  Verübung  von  Verbrechen  und  Ver- 
gehen abzuhalten.   Wenn  auch  langsam,  so  wird  doch  auf  diesem 

Pf€nninger,  BobweLiE.  Strafrecht.  41 


642 

Wege  erreicht,  dass  milde  Strafen  für  ein  ebenso  grosses  Cebel 
angesehen  werden  wie  harte  Strafen.  Die  Strafgesetzgebung  mui»s 
namentKch  auf  Beseitigung  der  Strafen  hinsteuern,  die  nur  von 
der  Abschreckungstheorie  aus  vertheidigt  werden  können. 

Der  zweite  Titel  über  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit  giebt  keine 
Definitionen,  „um  der  Wissenschaft  und.  einer  geläuterten  Praxis 
freie  Bewegung  zu  gestatten",  sondern  bestimmt  blos  in  zwei 
kurzen  Sätzen,  dass  vorsätzliche  Begehung  erforderlich  und  Fahr- 
lässigkeit nur  in  gesetzlich  besonders  erwähnten  Fällen  straf- 
bar sei. 

Der  Versuch,  als  Anfang  der  Ausführung  bestimmt,  winl 
bei  allen  Verbrechen  (und  Vergehen)  bestraft,  der  Richter  ist 
weder  an  ein  Minimum  noch  an  eine  Strafart  gebunden,  „der 
Versuch  wird  milder  bestraft  als  diis  vollendete  Verbrechen". 
Einfacher  als  das  deutsche  Gesetz  hat  das  zürcherische  keioe 
speciellen  Minimalgrenzen.  Der  Versuch  am  untauglichen  Object 
oder  mit  untauglichem  Mittel  wird  nicht  bestraft.  Der  «rsterc 
war  schon  nach  dem  altem  Gesetz  ausdrücklich  ausgeschlossen, 
der  letztere,  früher  als  Vorbereitungshandlung  oder  entfernter 
Versuch  bestraft,  fiel  nach  dem  neuen  Gesetz,  welches  Vorbcrei- 
tungshandlungen  straflos  lässt,  dahin.  Die  Aufnahme  einer  Be- 
stimmung, welche  den  Versuch  mit  untauglichem  Mittel  strafbar 
erkläre,  wurde  abgelehnt. 

Theilnahme  und  Begünstigung.  Die  Urheber  (Thäter  und 
Anstifter)  trifft  die  volle  Strafe  des  Verbrechens,  die  übrigen 
Theilnehmer  werden  nach  dem  Grade  ihrer  Theilnahme  mit  einer 
geringem  Strafe  belegt.  Der  Begünstiger  wird  gelinder  bestraft 
als  der  Gehülfe.  Sonderbar  nimmt  sich  die  Bestimmung  aus,  dass 
der  Anstifter  nach  den  Bestimmungen  über  Versuch  bestraft  wird, 
wenn  der  Angestiftete  das  Verbrechen  auch  nicht  begangen  hat 
Der  Satz  ist  aus  dem  hannoverischen  Gesetzbuch  in  dasjenige  von 
1835  als  redactioneller  Missgriff  übergegangen  und  ist  dann  in 
dasjenige  von  1871  als  eingewurzeltes  Recht  weiter  Terpflanzt 
worden.  — 

Der  Wille  des  Angestifteten  muss  aber  jedenfSeJls  bestimmt 
worden  sein,  wenn  auch  die  Ausf)ihrung  unterblieb.  —  Als  Be- 
günstiger werden  auch  Diejenigen  bestraft,  welche  zur  Anzeige 
oder  Verhütung   von   Verbrechen  besonders  verpflichtet  sind  und 
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es  dennoch  unterlassen.  Von  Strafe  ausgenommen  sind  die 
nächsten  Verwandten,  \venn  sie  blos  zum  Schutz  des  Thäters 
sich  der  Begünstigung  schuldig  machten. 

Als  Verbesserungen  sind  zu  bezeichnen  die  Beschränkung 
des  Rückfalls  auf  gleichartige  Verbrechen,  die  Aufnahme  der 
Verjährung  rechtskräftig  erkannter  Strafen,  die  moderne  Bestim- 
mung der  Unzurechnungsfähigkeit,  die  Aufnahme  des  Strafaus- 
schliessungsgrundes  des  Nothstandes.  Die  Nothwehr  ist  erheblich 
weiter  gefasst  als  frliher. 

Verbrechen  gegen  den  Staat  und  die  öffentliche  Ordnung. 
Geyer  sagt  in  seiner  Besprechung  des  Entwurfs  eines  St.  G.  B. 
für  Oesterreich  1867:  „V^^elch'  idyllische  Einfachheit  hat  der 
zürcherische  Entwurf  mit  seinen  14  Paragraphen.  Ist  sie  auch 
unmöglich  im  monarchischen  Grossstaat,  so  muss  sie  doch  zum 
Nachdenken  anregen."  —  Das  Gesetz  bezieht  sich  zum  Theil 
auf  das  eidgenössische  Recht.  Der  Hochverrath  ist  ganz  daraus 
verschwunden,  „da  es  Niemandem  einfällt,  ihn  zu  begehen". 

Die  Redactionscommission  fand,  es  sei  in  der  Republik  ein 
Einzelner  für  sich  nicht  im  Stande,  das  Verbrechen  zu  begehen, 
und  wenn  eine  grössere  Anzahl  sich  zusammenrotte  und  durch 
Handlungen  die  Absicht  an  den  Tag  lege,  gewaltsam  die  Ver- 
fassung zu  ändern  oder  die  verfassungsmässige  Staatsgewalt  auf- 
zulösen, so  würde  dies  als  Aufruhr  bestraft.  Die  Strafe  des  Auf- 
ruhrs ist  für  die  Anstifter  und  Anführer  Gefängniss, 
verbunden  mit  Geldbusse,  nicht  unter  zwei  Jahren  und  nicht  unter 
1000  Fr.  —  wenn  das  Einschreiten  der  bewaffneten  Macht  nöthig 
war,  oder  wenn  Gewalj  an  Personen  und  Sachen  angewendet 
wurde,  oder  wenn  die  Zusammenrottung  gegen  die  Verfassung 
oder  verfassungsmässige  Staatsgewalt  gerichtet  war.  Die  Theil- 
nehmer  erhalten  Gefängniss  und  Geldbusse  oder  auch  blosse 
Geldbusse.  Bei  den  ausgesprochenen  Grundsätzen  und  den  mil- 
den Strafen  ist  §  79,  welcher  die  Anrcizung  zum  Aufruhr  und 
zur  Widersetzung,  auch  wenn  kein  Erfolg  eintrat,  unter  Strafe 
stellt,  überraschend ;  man  hat  es  auch  hier  mit  einem  Rückstand 
des  Strafgesetzbuches  von  1835  (§  107),  wie  oben,  zu  thun. 

In  dem  Titel  Verbrechen  gegen  den  Frieden  hat  man  An- 
klänge an  das  alte  Recht  gefimden,  doch  ^ist  dieser  wahrhaft 
fruchtbare  Kern  nicht  in  dem  Masse  cultivirt  worden,  wie  es  der 
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Wichtigkeit  des  Gegenstandes  und  seiner  geschichtlichen  Begrün- 
dung entsprach,  was  zu  anerkennen  und  zu  verwirklichen  erst 
der  neuesten  Zeit  vorbehalten  ist. 

Mord  ist  rechtswidrige  vorsätzUche  Tödtung  mit  Vorbedacht, 
Todtschlag  vorsätzliche  Tödtung  ohne  Vorbedacht  im  Zustande 
einer  bedeutenden  Gemüthsaufregung.  Die  Hinzufugung  des 
Merkmals  des  Affects  ist  bedenklich.  Strafe  des  Todtschlags 
bis  auf  12. Jahre  Zuchthaus  (deutsches  St.  G.  B.  nicht  unter  fiinf 
Jahren).  Die  Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang  ist  vom 
Begriff  des  Todtschlags  ausgeschieden  und  mit  Arbeitshaus  oder 
Zuchthaus  bis  zu  acht  Jahren  bedroht;  in  beiden  Fällen  sowie 
bei  Tödtung  im  Raufhandel  kann  auf  eine  geringere  Strafe,  selbst 
auf  Gefängniss,  erkannt  werden,  wenn  der  Thäter  ohne  eigene 
Schuld,  insbesondere  durch  rechtswidrige  Anreizung  in 
eine  heftige  Gemüthsbewegung  versetzt  worden  war.  —  Der 
Kindsmord  ist  dem  gegenwärtigen  Stande  gemäss  begriffen, 
ohne  Herbeiziehung  des  Merkmals  der  Lebensfähigkeit  und  ohne 
zeitliche  Beschränkung  auf  den  Moment  der  Geburt  oder  un- 
mittelbar hernach. 

Körperverletzung  unterscheidet  schwere,  mittlere  und 
leichte  Fälle;  die  mittleren  bestimmen  sich  aus  dem  unsichem 
Merkmal  der  Arbeitsunfähigkeit  für  mehr  als  60  Tage,  Leider 
sind  die  trefflichen  Merkmale  der  Verletzung  mittelst  Messern 
und  mit  Auflauem,  wie  sie  das  alte  Recht,  das  St.  G.  B,  von 
1835,  das  französische  und  die  deutschen  Particularrechte  her- 
vorhoben, sowie  neuerdings  das  deutsche  R.  St.  G.  B.,  weg- 
gefallen. 

Die  Ehrverletzung,  Verleumdung,  ist  die  wissentlich 
unwahre  Behauptung  von  Thatsachen  gegenüber  Dritten,  welche 
durch  das  Gesetz  als  Verbrechen  oder  Vergehen  bestraft  werden 
oder  die  geeignet  sind,  den  Beschuldigten  in  der  öffentlichen 
Meinung  herabzuwürdigen  oder  ihn  dem  Hasse  und  der  Mbs- 
achtung  auszusetzen.  Strafe:  Busse  von  50 — 5000  Fr.,  womit 
Gefängniss  und  in  schweren  Fällen  Arbeitshaus  bis  zu  drei  Jahren 
verbunden  werden  kann.  —  Gemäss  Art.  3  der  Verfassung  ist 
die  Veröffentlichung  oder  Verbreitung  einer  wahren  Thatsache, 
wenn  sie  auch  der  Ehre  des  Betreffenden  nachtheilig  ist,  jedoch 
mit  redlichen  Motiven  und  rechtlichen  Endzwecken  geschah,  nicht 
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strafbar.  Einer  Beschimpfung  macht  sich  schuldig,  wer  jene 
Aeusserungen  ohne  das  Bewusstsein  der  Unwahrheit  als  unbe- 
sonnenes Verbreiten  falscher  Gerüchte  macht,  wer  sonst  die  Ehre 
eines  Andern  widerrechtlich  angreift,  wer  Thätlichkeiten  begeht, 
die  nicht  so  bedeutend  sind,  um  unter  den  Begriff  der  Körper- 
verletzung zu  fallen  (Blutruns,  Beulen  u.  dgl).  Di^  Amtsehr- 
Verletzung  ist  beseitigt  worden,  ebenso  die  Gottei^^ästerung. 
Neu  ist  die  Bestimmung  über  Pfandunterschlagutig  (§  174) 
und  die  Sonderstellung  der  Hehlerei,  welche  früher  als  Be- 
günstigung behandelt  war. 

Während  bei  vielen  Verbrechen  die  frühern  Unterscheidungen 
verschieden  str^würdiger  Grade  fallen  gelassen  wurden,  hielt  man 
die  QualificationfcAr*"**"''^Ähl^  bei  Betrug  als  bei  Diebstahl  auf- 
recht, „weil  es  sich  dabei  ^  "^  ^'"^•^Jij^erschiedene  Dinge  handle 
und  dem  letztern  ein  gemeingefähriiciaor  Charakter  innewohne". 
Brandstiftung  umfasst  auch  die  betrügliche  Inbrandsetzung  des 
Eigenen  und  ist  sowohl  durch  allgemeine  Form  als  durch  Specifi- 
cation  bestimmt.     Die  Antragsverbrechen  sind  zahlreich.^ 

Zu  dem  Common tar  von  Benz  ist  eine  zweite  von  Ober- 
richter Dr.  Emil  Zürcher  vollständig  umgearbeitete  Auflage  er- 
schienen, welche  die  eingefügten  Bestimmungen  über  den  Wucher 
und  die  durch  andere  Gesetze  in  mehreren  Punkten  herbeige- 
tuhrten  Veränderungen  berücksichtigt  und  hauptsächlich  die  An- 
wendung des  Gesetzes  in  löjähriger  Praxis  darlegt.  Zur  Straf- 
processordnung  (Gesetz  betr.  die  zürcherische  Rechtspflege  vom 
2.  Dec.  1874  und  1.  Juni  1880)  ist  ein  Commentar  von  Dr.  E, 
Stretili  (1883)  erschienen.  In  das  Sti'afgesetzbuch  wurden  nach 
§  181  durch  Gesetz  vom  27.  Mai  1883  Bestimmungen  über  den 
Wucher  (§  181  a,  b,  c)  eingeschaltet.  Andere  Gesetze  enthalten 
Strafbestimmungen,  so  das  Gesetz  betr.  die  öffentliche  Gesund- 
heitspflege und  die  Lebensmittelpolizei  vom  26.  December  1876. 
(Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXI.  S.  269.)  Gesetz  betr. 
Pfand-  und  Geldleiher  vom  21.  Mai  1882.  (Zeitschr.  f.  Schweiz. 
R.  Bd.  XXIV.  S.  419.)  Gesetz  betr.  die  Gewerbe  der  Effecten- 
sensale    und    Börsenagenten    vom    1.    Januar    1884,    (Zeitschr.  f. 


*  Brodbecky   die  Antragsdelicte   der   schweizerischen   Cantonalgeeetze    in 
Zeit«chr.  f.  Schweiz.  St.  R.  1888.  S.  475. 
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Schweiz.  R.  Bd.  XXV.  S.  449.)  Gesetz  betr.  das  Wirtbschnfta- 
gewerbe  und  den  Kleinhandel  mit  gebrannten  Wassern  vom  15. 
Juli  1888.  Ferner  ist  anzuführen  das  Gesetz  betr.  Errichtung 
von  Correctionsanstalten  vom  4.  Mai  1879.  (Zeitschr.  f.  Schweiz. 
R.  Bd.  XXII.  S.  148.)  Verordnung  hiezu  betr.  Organisation  der 
Anstalt  Ring  weil  vom  30.  Juli  1880  und  30.  August  1882. 
Zeitschr.  Bd.  XXIII.  S.  280.  Bd.  XXIV.  S.  473.  —  Verordnunj; 
betr.  Anlage  und  Untei-suchung  von  Dampfkesseln  vom  6.  Oct. 
1888.  —  Uebereinkunft  zwischen  Zürich  und  Bern  betr.  Aus- 
lieferung. Zeitschr.  Bd.  XXI.  S.  290.  —  Literatur:  Holtzendorf 
in  Allgemeine  Strafrechtszeitung  1866,  Heft  10  u.  11,  „der  neue 
Entwurf  eines  St.  G.  B.  für  den  Canton  Zürich".  Ebenda  Jahr- 
gang 1871,  :4.  V,  Orelli,  das  St.  G.  B.  fiir  den  Canton  Zürich. 
Schnell  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht.  Bd.  XVIII.  S.  105  ff. 
Das  St.  G.  B.  für  den  Canton  Zürich  „ohne  viel  Originalität  mil 
Fleiss  und  Sorgfalt  bearbeitet".  E,  Brusa,  il  codice  penalt» 
Zurighese  1873.  Derselbe  in  Archive  giuridico  Bd.  V.  —  Die 
Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht  enthält  kritische  Referate  in  Band 
XVni.  S.  127  über  das  Gesetz  betr.  den  Vollzug  der  Freiheits- 
strafen (Verordnung  hiezu  ebenda  S.  128).  —  Bd.  XV.  S.  109. 
Bd.  XXV.  S.  441  über  die  Wuchergesetze. 

Von  bundesgerichtlichen  Entscheiden  mögen  Erwähnung  finden 
die  Entscheidung  betr.  Verbot  des  Socialistencongresses  in  Zürich. 
A.  S.  der  bundesgerichtl.  Entscheidungen  Bd.  Vll.  S.  502  — 
betr.  Strafv^erfügungen  gegen  die  Heilsarmee  Bd.  Xll.  S.  93  - 
betr.  das  Gesetz  über  die  Börsenagenten  Bd.  X.  S.  20  —  betr. 
Geltendmachung  von  Civilansprüchen  im  Strafprocess  Bd.  X. 
S.  493  —  betr.  Strafbarkeit  von  Ehr  Verletzungen.  Art.  3  der 
Verfassung.  Bd.  III.  S.  307.  Theilnahme  an  Pressvergehen.  Bd.  II. 
S.  39.  Ferner  die  Fälle  Weissflog  Bd.  XI.  S.  201.  Attenhofer. 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXIX.  S.  51.  Güttinger  Bd.  II. 
n.  f.  S.  314.  Staub-Busiger  in  handelsgerichtl.  Entscb.  Bd.  VII. 
Sk  273. 

Basel  1872. 

§  90.  Ueber  die  Strafgesetzbücher  von  1821.  1835.  1^6 
vgl.  S.  203.  251-262.  Durch  die  angeführten  Novellen  ist  diu 
letztere  wesentlich  umgestaltet    und  den  neuern  Bedürfnissen  an- 
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gepasst  worden ;  dennoch  wurde  schon  bei  dem  eingreifenden 
Gesetz  vom  1.  Februar  1869  die  gänzliche  Umarbeitung  der 
Strafgesetzgebung  als  dringend  wünschbar  bezeichnet  und  in 
Folge  dessen  im  October  desselben  Jahres  ein  Entwurf  gedruckt 
und  vertheilt.  Auf  Grundlage  der  eingegangenen  Kritiken  und  mit 
Berücksichtigung  des  inzwischen  erschienenen  Norddeutschen  Straf- 
gesetzes wurde  dann  durch  eine  engere  Commission  der  Text  der 
Vorlage  festgestellt.  „Dieser  Entwurf  lehnt  sich  an  die  neuen  deut- 
schen Gesetze,  das  preussische,  bayrische,  norddeutsche,  an  und  in  den 
Berathungen  wurde  mehr  und  mehr  das  letztere  massgebend." 

Das  Gesetz  enthält  blos  178  Paragraphen.  Das  Bestreben 
war  nach  dem  Justizbericht  darauf  gerichtet,  sich  möghchst  deut- 
lich und  knapp  zu  fassen  und  überflüssige  Casuistik  zu  vermei- 
den. Die  Thatbestände  sind  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
Wissenschaft  und  Gesetzgebung  entsprechend  und  die  Straf- 
drobungen  im  Vergleich  zum  alten  Gesetz  milde,  jedoch  in 
manchen  Punkten  nicht  ohne  Härte,  verglichen  mit  andern  neuern 
schweizerischen  St.  G.  B.  Auch  djis  Basler  Gesetzbuch  hat  die 
Zweitheilung  in  Verbrechen  und  Vergehen  aufgehoben  und  hat 
nur  noch  ein  Polizeigesetz  für  geringere  Polizei  vergehen.  Die 
Anordnung  des  Inhalts  entspricht  mit  einigen  willkürlichen  Um- 
stellungen derjenigen  des  deutschen  Strafgesetzbuches.  Dieses  hat 
im  ersten  Theil  fünf,  im  zweiten  29  Abschnitte,  das  baslerische 
deren  27  im  Ganzen.  Der  §  4  stellt  den  Satz  auf,  dass  auch 
Cantonsbürger  an  das  Ausland  ausgeliefert  werden  können,  wenn 
sie  hiezu  ihre  Einwilligung  geben.  Strafen.  Zeitliches  Zucht- 
haus von  1  bis  zu  20  Jahren  (ohne  öffentliche  Arbeit)  verbunden 
mit  Verlust  des  Activbürgerrechts  von  2 — 10  Jahren,  Gefangniss 
1  Tag  bis  3  Jahre,  Geldbusse  von  1 — 3000  Fr.,  Confiscation.  — 
Mängel  sind  jedenfalls  das  Nichtvoi-handensein  einer  Zwischen- 
stufe zwischen  Zuchthaus  und  Gefangniss,  die  Zulässigkeit  der 
Hungercur  bei  Gefangniss  (nach  dem  Vorbild  des  bayr.  G.  B.) 
und  der  Anlegung  von  Ketten,  „wenn  Ordnung  und  Sicherheit  der 
Anstalt  dies  erheischt".  Strafnachlass  ist  bei  Wohlverhalten  nach 
drei  Viertheil  der  erstandenen  Strafe,  bei  lebenslänglichem  Zucht- 
haus nach  20  Jahren  möglich.  Rehabilitation  ist  nach  Verlauf 
von  drei  Jahren  statthaft.  Nach  dem  neuen  Gesetz  wird  Fahr- 
lässigkeit  nur  bestraft,  wo    dies    ausdrücklich   vorgeschrieben  ist. 
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Versuch  ist  allgemein  sti'afbar.  Die  Definition,  die  Straf- 
drohung und  die  Minima  sind  dem  deutschen  St.  G.  B.  entnommen. 
Die  Theilnahme  ist  mit  äusserster  Einfachheit  in  zwei  Säta&en 
über  Anstifter  und  Gehülfen  behandelt,  ohne  Bestimmungen  über 
Mitthäterschafk  oder  specielle  Theilnahme.  Anstifter  ist,  wer  zur 
Begehung  voi'sätzlich  bestimmt  hat.  —  Ein  besonderer  Artikel 
über  Zurechnung  von  strafschärfenden  oder  mildernden  persön- 
lichen Eigenschaften  (Art.  50  des  deutschen  St.  G.  B.)  ist  nicht 
aufgenommen,  sondern  mit  der  kurzen  Bemei*kung  umgangen, 
„der  Anstifter  wird  bestraft  wie  wenn  er  das  Verbrechen  selber 
begangen  hätte" ;  „der  Gehülfe  wird  niedriger  bestraft  als  wenn 
er  der  Thäter  wäre".  In  Beziehung  auf  Anstiftung  ist  in  der 
kurzen  Form,  wie  der  Bericht  ausfuhrt,  enthalten,  dass  erschwe- 
rende oder  erleichternde  persönliche  Eigenschaften  dem  Theil- 
nehmer  zuzurechnen  sind,  bei  welchem  sie  vorliegen,  so  dass  also 
der  Anstifter  zum  Kindsmord,  wie  wenn  er  das  Kind  tödtet. 
wegen  gemeinen  Mordes,  dagegen  die  Mutter  wegen  Kindsmonl 
zu  verurtheilen  wäre,  ob  sie  selber  tödte  oder  anstifte.  Der  fiir 
den  Gehülfen  gew^ählte  Ausdruck  fi'ir  denselben  Gedanken  ist 
aber  ungenügend. 

Der  Abschnitt  über  die  Strafausschliessungs-  und  Mildenings- 
gründe  lehnt  sich  fast  wörtlich  an  das  deutsche  St  G.  B.  an. 
Gewalt  und  Drohung  sind  zusammengezogen  mit  dem  Nothstand 
und  an  Stelle  der  erforderlichen  unabwendbaren  Gefahr  für  An- 
ge hörige  ist  in  richtiger  Erweiterung  dieselbe  Gefahr  fiir  An- 
dere gesetzt  (vgl.  S.  32  des  Berichts  des  Justizcollegiums).  Ein- 
zelne casuistische  Sätze  des  deutschen  St.  G.  B.  sind  übergangen; 
die  Verjährung  ist  zwar  unterschieden  als  Klag-  und  Strafrer- 
jährung,  jedoch  sind  verschiedene  Fristen  nicht  angesetzt.  —  Der 
Kreis  der  Antrags  verbrechen  ist  beträchtlich  erweitert;  in  der 
Concurrenz  schliesst  sich  das  Gesetz  an  Deutschland  an,  doch 
soll  die  Gesamratstrafe  die  doppelte  Höhe  des  Maximums  erreichen 
können,  zu  welchem  Ende  die  Gefangnissstrafe  (3  Jahre)  bis  Rui 
6  Jahre,  die  Geldbusse  (3000  Fr.)  bis  auf  6000  Fr.  ausgedehnt 
wird. 

Der  allgemeine  Theil  des  St.  G.  B.  enthält  entschiedene 
Vorzüge  vor  dem  deutschen  Strafgesetz,  Manches  ist  musterhaft 
einfach. 
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Der  besondere  Theil  schliesst  sich  enge  an  das  deutsehe  St. 
G.  B.  an,  so  dass  es  bei  der  Mehrzahl  der  Bestimmungen  ein- 
fache Wiedergabe  desselben  wäre,  wenn  man  sie  anfiihren  wollte. 
Die  St^afdrohungen  sind  oft  milder  als  im  deutschen  St.  G.  B., 
aber  im  Vergleich  mit  den  meisten  schweizerischen  hart.  Hat 
das  deutsche  St.  G.  B.  mildernde  Umstände  aufgestellt;  so  nimmt 
das  Basler  Gesetz  einfach  dieselbe  Minimalgrenze  für  das  Ver- 
brechen, ohne  sie  besonders  auf  mildernde  Umstände  zu  beziehen. 
Mord  und  Todtschlag  stimmen  mit  dem  deutschen  St.  G.  B.  in 
der  Begriffsbestimmung  überein.  Die  Strafe  des  Mordes,  ist  lebens- 
längliches Zuchthaus.  Der  Todtschlag  ist  wie  im  deutschen  St. 
6.  B.  mit  dem  ausserordentlich  hohen  Minimum  von  fünf  Jahren 
versehen  und  bei  schwerer  Provocation  ist  sogar  als  Minimum 
neben  ein  Jahr  Zuchthaus  ein  Jahr  Gefängniss  gesetzt,  während 
das  deutsche  St.  G.  B.  in  diesem  Falle  und  bei  andern  mildern- 
den Umständen  als  Mindestmass  sechs  Monate  Gefängniss  zulässt. 
—  Kindsmord,  wie  im  deutschen  St.  G.  B.  gefasst,  hat  auch  das- 
selbe Minimum  von  drei  Jahren,  doch  lässt  Deutschland  überdies 
bei  mildernden  Umständen  ein  Minimum  von  zwei  Jahren  zu. 

Einfacher  ist  Basel,  indem  es  mit  Recht  die  casuistischen 
Sätze  über  Tödtung  bei  Unternehmung  einer  strafbaren  Handlung, 
um  ein  Hindemiss  zu  beseitigen  oder  sich  der  Ergreifung  auf 
frischer  That  zu  entziehen  (§  214  d.  deutschen  St.  G.  B.),  sowie 
den  §  215  über  Todtschlag  an  Ascendenten  nicht  aufgenommen 
hat.  Dagegen  hat  es  dem  deutschen  Gesetz  entsprechend  den 
§  102  über  Tödtung  eines  Einwilligenden  acceptirt;  Deutschland 
setzt  ein  Minimum  von  drei  Jahren  Gefängniss ;  Basel  spricht  ein  bis 
zehn  Jahre  Zuchthaus  oder  Gefängniss  nicht  unter  sechs  Monaten.  — 
In  Nachahmung  des  deutschen  St.  G.  B.  (§  166)  war  der  Art.  84 
betr.  Vergehen,  welche  sich  auf  die  Religion  beziehen,  aufgenommen 
worden.  Es  zeigte  sich  aber  in  der  Anwendung  im  Fall  Wacker- 
nagel,* dass  er  gegen  die  Verfassung  verstiess  und  die  Folge  war 
die  Abänderung  des  Artikels,  der  gegenwärtig  nur  auf  Störung 
des  Gottesdienstes  lautet.  Die  Strafe  ist  in  §  166  des  deutschen 
St.  G.  B.  auf  Gefängniss   bis  zu  drei  Jahren  gestellt;  im  Basler 


*  Der   Basier   Religionsprocess   vom   Jahre    1884  85.     Bern.     Verlag    von 
Schmid,  Franke  &  Co. 
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Gesetz  erster  Gestalt  auf  Ge&ngniss  bis  zu  einem  Jahr  und  der 
abgeänderte  Art.  84  lässt  neben  Gefängniss  bis  zu  einem  Jahr 
Geldbusse  zu.  —  Die  Ehrbeleidigung,  welche  nach  dem  alten 
Gesetz  sowohl  Beschimpfung  als  Verleumdung  und  üble  Kachrede 
umfasste  und  diese  besondern  Thatbestande  blos  in  den  Strafzu- 
messungsgründen andeutete,  ist  nach  dem  neuen  St.  G.  B.  §  129  ff. 
im  Anschluss  an  das  deutsche  St.  G.  B.  in  die  drei  Thatbestande 
unterschieden.  Die  Strafe  des  alten  Gesetzes  war  ein  Tag  bis 
vier  Monate  oder  Geldstrafe  von  2 — 400  Fr.  fi'ir  alle  drei  FäBc 
ununterschieden.  —  Das  neue  Gesetz  ist  strenger.  Einfache  Be- 
schimpfung wird  mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten 
oder  Geldstrafe  bis  1000  Fr.  bedroht,  qualificirte  Beschimpfung^ 
mit  dem  Doppelten.  Die  gleiche  Strafe  steht  auf  übler  Nach- 
rede. — -  Das  deutsche  St.  G.  B.  droht  für  dasselbe  Geldbusae 
oder  Gefängniss  bis  zu  einem,  in  qualificirten  Fällen  bis  zu 
zwei  Jahren.  Verleumdung  und  verleumderische  Creditgefahr- 
dung  wird  in  einfachen  Fällen  mit  Gefängniss  bis  zu  sechs  Mo- 
naten oder  mit  Geldstrafe  belegt,  in  qualificirten  Fällen  mit  dem 
Doppelten.  —  Das  deutsche  St.  G.  B.  setzt  Gefängniss  bis  zd 
zwei  Jahren,  in  qualificirten  Fällen  bis  zu  fünf  Jahren 
und  nicht  unter  einem  Monat,  bei  mildernden  Umständen  minde- 
stens ein  Tag.  —  Das  Basler  Gesetz  hat  weder  die  Bestimmung 
über  die  Busse  (§  188  des  deutschen  G.  B.)  noch  die  zahlreichen 
Weiterungen  in  Bezug  auf  den  Beweis  (§  190.  191),  wissenschaft- 
liche Kritik,  Rügen  der  Vorgesetzten,  Strafantrag  derselben,  Er- 
mächtigung zur  Verfolgung  (§  193.  196.  197). 

Aus  dem  Polizeistrafgesetz  vom  26.  Sept.  1872  heben  wir 
hervor:  Strafen.  Haft  bis  auf  42  Tage,  mit  Schmälerung  der 
Kost  bis  auf  drei  Tage,  Geldbusse  bis  300  Fr.  Als  Vergehen 
sind  angeführt:  Versagung  der  Hülfeleistung  bei  öffentlicher  Ge- 
fahr, Ungebühr  gegen  Polizeiangestellte  (§  28),  Concubinat,  Ge- 
trenntleben von  Eheleuten,  strafbare  Liederlichkeit,  Prostitution, 
Betrunkenheit,  Bewirthen  von  Mindeij ährigen,  Verführung  junger 
Leute,  Thierquälerei ,  Alarm  und  öffentliche  aufreizende  Beden 
(§  66),  Lärm,  Unfug,  —  Gebrauch  von  Waffen  oder  Instrumenten 
bei  Streit  (§  69),  Landstreicherei,  abergläubische-  Künste.  —  Aus- 
zahlung von  Löhnungen  in  ungesetzHchen  Münzsorten.  §  1^ 
bestimmt:    Wer   andere   durch   Zwang,  Drohung,  Ehrbeleidigung 
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oder  Verrufserklärung  bestimmt  oder  zu  bestimmen  versuclit,  an 
Verabredungen  zum  Behuf  Erlangung  günstigerer  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen,  besonders  durch  Einstelhing  der  Arbeit  oder 
Entlassung  von  Arbeitern  Theil  zu  nehmen^  ebenso  wer  diu^ch 
solche  Mittel  andere  hindert  oder  zu  hindern  versucht,  von  solchen 
Verbindungen  zurückzutreten,  wird  mit  Haft  bestraft.  —  Die 
btindcspolizeilichen  Gesetze  sind  durchweg  berücksichtigt  in  der 
Form:  Wer  den  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  über  .  .  .  . 
zuwiderhandelt,  unterliegt  den  dort  festgesetzten  Strafen;  oder: 
Wer  den  durch  Verordnung  festgesetzten  Bestimmungen  zuwider- 
handelty  wird  mit  Geldbusse  bis  .  .  .  bestraft. 

Das  Strafgesetzbuch  wie  das  Polizeistrafgesetz  sind  durch 
zahlreiche  neuere  Gesetze  abgeändert  worden.  Gesetz  vom  24. 
Januar  1881.  Verschärfung  des  §  105  des  P.  St.  G.  in  Bezug 
auf  Bettler,  Vaganten.  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  Bd.  XXIII. 
S.  282.)  Beschluss  vom  27.  Juni  1881  betr.  Abänderung  des 
§  77  des  St.  G.  B.  (Veranlassung  war  der  Mineralwasserfalschungs- 
process)  im  Anschluss  an  das  Bundesgesetz  über  Schutz  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken.  (Zeitschr.  Bd.  XXIII.  S.  280.) 
Wuchergesetz  vom  9.  April  1883  (Nachbildung  des  deutschen), 
eingeschaltet  in's  St.  G.  B.  nach  Betrug.  (Zeitschr.  Bd.  XXV. 
S.  443.)  Gesetz  betr.  Fälschung  von  Nahrungsmitteln  vom  8. 
Januar  1883.  (Zeitschr.  Bd.  XXV.  S.  443.)  Beschluss  betr.  Be- 
gnadigung vom  28.  Mai  1883.  Erschwerung  derselben.  (Zeitschr. 
Bd.  XXVI.  S.  476.)  Beschluss  vom  26.  Oct.  1885  betr.  Zahlung 
in  ungesetzlichen  Münzsorten,  §  149  des  P.  St.  G.  —  Eine 
grössere  Zahl  von  modificirenden  Beschlüssen  über  das  Polizei- 
strafgesetz kann  übergangen  werden  im  Hinweis  auf  die  bereinigte 
Textausgabe  der  materiellen  und  formellen  Strafgesetze.  Basel, 
Benno  Schwabe,  1887.  —  Später  sind  zu  nennen:  Beschluss  vom 
24.  Oct.  1888  betr.  Art.  165  (Dienstbotenverhältniss,  Stellen- 
vermittlung. Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXIX,  S.  455).  Aende- 
rungen  des  Polizeistrafgesetzes  vom  24.  August  1887  betr.  die 
§§  38—41.  55.  57  (ausser  Kraft  erklärt).  —  Basel  hat  mit  Bern 
und  St.  Gallen  Uebereinkünfte  betr.  Stellung  in  Polizeifällen  ge- 
troflFen.  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXIX.  S.  457.)  —  Zur 
Strafprocessordnung  vom  5.  Mai  1862  ist  eine  wichtige  Novelle 
vom   14.  Nov,   1881  erlassen  worden    zum  Zweck,    die   allgemein 


652 

bemerkbaren  Uebelstände  des  EingrifFs  der  polizeilichen  Vorunter- 
suchung in  die  richterliche  und  einer  doppelten  Behandlung  vi 
beseitigen.  (Zeiischr.  Bd.  XXIII.  S.  280.  —  Gesetze  betr.  die 
Strafi-echtspflege.  Benno  Schwabe,  Basel  1887.  S.  124.) 

Ausser  den  erwähnten  Rechts&llen  sind  anzuführen  aus  Zeit> 
Schrift  f.  Schweiz.  R.  1882.  S.  477  betr.  Nothwehr,  Begünstigang. 
—  Zeitschr.  f.  Schweiz.  St.  R.  Bd.  I.  S,  314  FaU  SchiU  und 
S.  342  Unterschlagung  und  Betrugsversuch.  Im  Uebrigen  gilt 
noch  das  S.  262  zum  Schluss  Bemerkte.  Rechtsquellen :  Zeitschr. 
f.  Schweiz.  R.  Bd.  II.  III.  Bearbeitet  von  Schnell. 


Solothum  1874  und  1885. 

§  91.  Ueber  das  Strafgesetzbuch  von  1859,  vgl  S.  424. 
Das  Gesetz  von  1874  lehnt  sich  hauptsächlich  an  das  Strafgesetz- 
buch des  Cantons  Zürich  von  1870  an.  Als  Grund  wird  an- 
geführt, dass  die  Einheit  eines  schweizerischen  Strafrechts  am 
besten  dadurch  vorbereitet  werde,  dass  sich  die  cantonalen  Gesetze 
einander  möglichst  zu  nähern  suchen,  statt  nach  Originalität  za 
haschen,  wo  sie  durch  keine  besondern  Verhältnisse  gerechtfertigt 
ist.  Dieser  ganz  richtige  Gedanke  ist  aber  nicht  consequent 
durchgeführt,  indem  vielfach  statt  unveränderter  Uebernahme  des 
Guten  eine  „originelle"  Veränderung  vorgenommen  oder  das  wirk- 
lich gute  Originelle  preisgegeben  wurde  für  die  Nachahmung  des 
Schlechtem.  Als  eine  Verirrung  aber  muss  es  bezeichnet  werden, 
wenn  im  neuesten  Gesetz  von  1886,  angesichts  der  Vorarbeiten  zn 
einem  schweizerischen  Strafgesetzbuch^  die  Hingabe  an  das 
deutsche  Strafgesetzbuch  auch  in  dessen  misslungenen  Partien 
vollzogen  wird. 

Die  Hauptpunkte,  in  welchen  das  Gesetz  von  1874  sich 
unterscheidet  von  demjenigen  von  1869,  sind:  Die  Ausscheidung 
von  Verbrechen  und  Vergehen  in  zwei  besondere  Abtheilungen 
ist  weggefallen,  die  Eintheilung  der  Delicte  im  besondern  Theil 
hat  vielfaclie  Aenderungen  erfahren,  namentlich  in  den  gegen  die 
Person  gerichteten  Verbrechen,  welche  in  mehrere  Titel  aas- 
geschieden wurden.  Die  Lücken,  welche  das  alte  Gesetz  hatte, 
wurden,  soweit  sie  in  der  Praxis  fühlbar  geworden  waren,  ergänzt. 
Die  Strafinittel  und  der  Strafvollzug  wurden  zeitgemäss  geändert. 
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Todesstrafe,  körperliche  Züchtigung   und  Eingrenzung  sind 'weg- 
gefallen   mit   den   näheren    Bestimmungen   über  den  Vollzug  der 
Zuchthaus-    und  Einsperrungsstrafe.     Der    RückfaU,     nach    dem 
früheren    Gesetz    allgemein    Schärfungsgrund  (§  66  ff.),  hat  nach 
dem  neuen  nur  da  eine  Erhöhung  des  Strafmaximums  zur  Folge, 
wo     es    im    Gesetz    ausdrückHch   bestimmt   ist,    in   allen    übrigen 
Fällen  ist  er  bloss  Strafmehrungsgrund.    Die  Fassung  der  Körper- 
verletzung ist  neu.     Das   alte  Gesetz  bedrohte  die  unvorsätzliche 
Tödtung   mit    Absicht   auf  Misshandlung   mit  Einkerkerung  oder 
Zuchthaus    bis    zu    sechs   Jahren ;  das  neue  die  Körperverletzung 
mit  tödtlichem  Ausgang  mit  Einkerkerung  bis  zu  zehn  Jahren ;  die 
Bemessung  der  Strafe  nach  der  Zeit  der  Ai'beitsunfähigkeit  wurde 
aufgegeben   und   die  Art   und  Weise  der  Begehung  zum  Qualifi- 
cationsgrund  gemacht.    Neu  gefasst  sind  auch  Urkundenfälschung, 
Unterschlagung  und   Betrug   und   neu  eingefügt  die  Vorschriften 
über  Ehrverletzungen,  Hasardspiele  und  Lotterie.     Von  Interesse 
ist  die  Behandlung   der   Ehrverletzung  nach  dem  früheren  Recht 
(Civilprocessordnung  §  1393 — 1401)  und  nach  dem  gegenwärtigen, 
wonach    auf    Verleumdung     blos    Geldbusse    bis    höchstens    auf 
500  Fr.  steht,  auf  Beleidigung  Geldbusse  bis  höchstens    150  Fr. 
Unter   andern   Neuerungen,    welche    als    Mängel    bezeichnet 
werden  müssen,  ist  zu  nennen  die  Nachahmung  Zürich's  in  Art.  30 
über  die   strafbare   erfolglose   Anstiftung   und  in   §   56   über   er- 
folglose öffentliche  Aufforderung  oder  Anreizung  zum  Ungehorsam 
gegen  Gesetze  und  Verordnungen  oder  Anordnungen  der  compe- 
tenten   Behörden.     Zürich   beschränkt   aber   die   Strafbarkeit  der 
erfolglosen  Anreizung  auf  das  Verbrechen  des  Aufruhrs  und  der 
Widersetzung,    während    Solothurn    weit    darüber   hinausgeht   im 
Anschluss  an  die  §§  110,  111  des  deutschen  St.  G.  B. 

Abgesehen  von  den  angeführten  Veränderungen  des  Gesetzes 
von  1859,  ist  der  Grundzug  desselben  im  Gesetz  von  1874  er- 
balten geblieben,  nämlich  die  Grundlage  des  Systems  der  Straf- 
drohung; Minima  sind  nicht  gesetzt  und  dem  entsprechend  ist 
die  Bestimmung  der  Thatbestände  und  die  Strafdrohung  äusserst 
einfach.  Der  Text  schliesst  sich  möglichst  an  denjenigen  des  frühem 
Gesetzbuches  an. 

Das  St.  G.  B.  von  1886,  195  Paragraphen,  ist  eine  theilweise 
Umarbeitung  desjenigen  von  1874  „mit  Rücksicht  auf  den  innigen 
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Zusammenhang  des  Strafrechts  mit  dem  Strafprocesse*^,  welcher 
nach  Volksbeschluss  vom  4.  Juli  1880  im  Sinne  der  Verein- 
fachung des  Verfahrens  und  behufs  Erzielung  von  Kosteo^spar* 
nissen  einer  Revision  unterworfen  werden  sollte. 

Die  Richtung  des  neuen  St.  G.  B.  ist  damit  bezeichnet,  dass 
es  das  Gesetz  von  1874  wiedergiebt,  einige  Thatbestände  ver- 
bessert, einiges  an  den  Strafmitteln  modificirt  —  und  weiter- 
gehend in  der  bereits  angedeuteten  Weise  das  deutsche  St.  6.  B. 
nachschreibt. 

Mit  Beziehung  auf  die  Strafen  sei  auf  die  Zusammenstellang 
derselben  für  die  neuern  G.  B.,  und  betr.  §  16  des  frühem  Gesetze» 
auf  die  bundesgerichtliche  Entscheidung  über  die  Unzulässigkeit 
einer  Andersbehandlung  der  Geldstager  in  Bezug  auf  Geldstrafe 
oder  Freiheitsstrafe  hingewiesen.  §  20  «teUt  das  Wirthshausver- 
bot  auf  und  §  23;  ö  r^eh  es  dahin:  es  kann  auch  ohne  aus- 
drückliche Androhung  als  Zusatzstrafe  bei  allen  Vergehen  ver- 
hängt werden^  die  mit  einem  Wiiiihshausauftritt  oder  mit  an- 
massigem  Genuss  von  Wein  oder  andern  geistigen  Getranken  in 
Verbindung  stehen.  —  Als  Schärfungen  der  Freiheitsstrafe  sind 
genannt:  Einzelhaft  bis  zu  drei  Monaten  und  bei  Gefangniss 
magere  Kost  und  hartes  Lager.  —  Die  bedingte  Entlassung  i»t 
im  Gesetz  über  das  Strafverfahren  geregelt. 

Der  nachtheilige  Einfluss  des  deutschen  St,  G.  B.  tritt  gleich 
im  allgemeinen  Theil  heraus. 

Der  ganze  Titel  über  den  Versuch  ist  dem  deutschen  Straf- 
gesetzbuch wörtlich  nachgeschrieben  und  es  kann  nicht  über- 
raschen, wenn  auch  die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  im 
Gericht  massgebend  werden.  Es  ist  eingehend  dieser  Punkt  zu 
behandeln,  wenn  das  Verhältniss  der  schweizerischen  Gesetz- 
gebung seit  1870  zur  deutschen  zu  untersuchen  ist.  Teichnwin^ 
bemerkt,  dass  leider  auch  der  §  28  dem  wenig  glücklich  ge- 
fassten  §  46  des  deutschen  St.  G.  B.  über  den  straflosen  Versuch 
nachgemacht  ist. 

Das  Gleiche  gilt  von  dem  Titel  über  Theilnahme,  dem  nach 
früherer  Weise  noch  die  Begünstigung  angeschlossen  ist,  §  29 
entspricht   der    misslichen    Bestimmung   des   §  47  des  deutschen 


1  Teichmann,  Zeitschr.  f.  schwei«.  R.  Bd.  XXVIL  S.  476. 
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St.  G.  B.  über  die  Mitthäterschaft.  Auch  die  Anstiftung  ist  wört- 
lich abgeschrieben  und  damit  ja  nichts  fehle,  ist  in  §  31  (nach 
Zürich  und  dem  Gesetz  von  1874)  die  erfolglose  Anstiftung  straf- 
bar erklärt  —  in  verbesserter  Auflage:  nicht  mehr  als  Versuch 
des  Verbrechens,  sondern  als  selbständiges  Delict  mit  beson- 
derem Strafsatz ;  ja  es  hat  Solothurn  1886  sogar  die  Verschärfung 
aufgenommen,  dass  schon  der  Versuch,  den  Andern  zu  einer 
strafbaren  Handlung  zu  bestimmen,  mit  Einsperrung  bis  zu  zwei 
Jahren  Gefängniss  oder  Geldbusse  bestraft  wird.  , 

Diese  Neuerung  zusammengehalten  mit  der  strafbaren  Auf- 
forderung oder  Anreizung  in  §  59  (§  56  alt),  ist  offenbar  dem 
£iiifluss  des  deutschen  St.  G.  B.  in  den  §§  110.  111  zu  ver- 
danken und  ist  eine  grundsatzlose  blinde  Nachahmung  und  eine 
Verschlechterung  bestehenden  Rechts.  —  Ebenso  leicht  wurde  der 
§  33  dem  deutschen  §  50,  der  an  anderer  Stelle  besprochen  ist, 
nachgeschrieben  und  in  §  41  tiberflüssigerweise  noch  §  59  auf- 
genommen. Richtig  hat  Teichmann  a.  a.  O.  bemerkt,  dass  es 
unzweckmässig  war,  in  §  38  den  willkürlich  von  §  54  losgerissenen 
§  52  des  deutschen  St.  G.  B.  zu  copiren  und  in  §  40  dem  Vor- 
bild den  Satz  nachzusprechen:  „ausser  dem  Falle  der  Noth- 
wehr". 

Von  grosser  Einfachheit  sind  §  42  und  52  über  den  Straf- 
ausschliessungs-  und  Milderungsgrund  der  Jugend.  Minderungs-, 
Milderungs-,  Mehrungs-  und  Schärfungsgründe  sind  im  fünften 
Titel  unter  derselben  Bezeichnung  zusammengeworfen.  Die  Be- 
stimmungen über  ideelle  und  materielle  Concurrenz  sind  dem 
deutschen  St.  G.  B.  nachgeschrieben.  Nach  demselben  berühmten 
Muster  ist  eine  Verschärfung  bei  den  Staatsverbrechen  eingetreten. 
In  den  Vergehen  gegen  die  Rehgion  hat  Solothurn  grössere  Zu- 
rückhaltung als  Basel,  welches  hierin  Deutschland  gefolgt  war, 
bewiesen;  schon  das  Gesetz  von  1874  hatte  den  §  88  des  St.  G.  B. 
von  Zürich  übernommen,  die  Strafdrohung  aber,  welche  sich  dort 
auf  Gefängniss  bis  zu  zwei  Jahren  erstreckt,  blieb  in  Solothurn 
auf  sechs  Monate  beschränkt  und  selbst  dieses  Maxinmm  ist  im 
Gesetz  von  1886  auf  drei  Monate  reducirt  worden.  —  §  73  droht 
Gefängniss  bis  auf  drei  Monate  für  eine  Reihe  speciellcr  Vergehen, 
wie  Arbeitsscheu,  Verschwendung,  wiederholte  uneheliche  Geburt, 
wenn  die  betreffenden  Personen  dadurch  Andern  zur  Last  fallen. 
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Die  trefflichen  BegriffsbestimmuDgen  des  Gesetzes  von  1859 
über  Mord  und  Todtschlag  sind  beibehalten;  der  ganze  fünfte 
Titel  über  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Leben  und  Oesund- 
heit  hat  mannigfache  Verbesserung  empfangen,  bis  er  vom  Gesetz- 
bucli  von  1859  sich  ausbildete  zum  heutigen,  »an^s  deutsche  an- 
lehnenden Gesetz.  Und  dennoch  erkennen  wir  in  den  heutigen 
Bestimmungen  im  Wesentlichen  das  Gesetz  von  1859.  Nicht  nur 
die  eigenthümliche  Art  der  Strafdrohung,  sondern  die  Thatbe- 
stände  und  die  einfache  kurze  Art  des  gesetzlichen  Ausdrucks 
führen  auf  jenes  treffliche  Gesetzbuch  zurück  und  man  ist  un- 
wideratehlich  gedrängt,  das  epo.diemachende  Gesetzeswerk  der 
Fünfziger  Jahre  eine  Quelle  des  heutigen  deutschen  Strafg^etzes 
—  das  preussische  Strafgesetzbuch  von  1851  —  zur  Hand  zu  nehmen 
und  zu  vergleichen.  Wir  haben  bereits  das  Solothumer  Gesetz 
von  1859  vergleichend  neben  das  preussische  gestellt.  In  unserm 
speciellen  Gegenstand,  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Ge- 
sundheit, zeigt  sich  Verwandtschaft,  aber  dennoch  völlige  Selb- 
ständigkeit des  Solothurner  Gesetzbuchs. 

In  der  Ausbildung  des  heutigen  Rechts  von  1886,  verglichen 
mit  den  altern  Gesetzen  und  mit  dem  deutschen  Reichsstrafgesetz, 
zeigen  sich  interessante,  höchst  charakteristische  Züge  und  neben 
der  Aufnahme  von  Sätzen  des  letztern  die  Erhaltung  des  eigenen. 

Nachdem  Mord  und  Todtschlag  wie  im  Gesetz  von  1859 
und  im  heutigen  deutschen  St.  G.  B.  bestimmt  sind,  setzt  der 
§  110:  Auf  Einsperrung  bis  auf  fünf  Jahre  oder  Gefängniss  (ein 
Tag  bis  ein  Jahr)  ist  zu  erkennen:  1.  bei  Todtschlag  in  Folge 
schwerer  Provocation ;  2.  bei  Tödtung  in  geregeltem  Zweikampf. 
Bei  Zweikampf  sind  Aerzte  und  Secundanten  nicht  strafbar.  — 
Die  frühern  Gesetze  hatten  noch  beigefugt  ^wenn  nur  eine  ge- 
ringfügige Misshandlung  beabsichtigt  war."  —  todtschlag  ohne 
diese  Milderungsgründe  wird  mit  Zuchthaus  bis  auf  15  Jahre  be- 
straft (Minimum  ein  Jahr,  Deutschland  mindestens  fiinf  Jahre)» 

Diese  einfachen,  dem  altern  Gesetz  entsprechenden  Bestim- 
mungen genügen.  Es  wird  nicht  casuistisch  ausgeführt  wie  im 
deutschen  St.  G.  B. :  Tödtung  von  Ascendeuten ,  Tödtung 
eines  Einwilligenden,  Tödtung  in  Begehung  eines  andern  Ver- 
brechens oder  zur  Beseitigung  von  Hindernissen,  noch  über  Bei- 
bringung von  Gift  (bei  Körperverletzung).    Nichts  ist  nöthig  über 
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mildernde  Umstände  auszuführen  und  selbst  die  Tödtung  im 
Zweikampf  kann  angemessen  bestraft  weiden,  ohne  weitläufige 
Bestimmungen. 

Die  Körperverletzung  hat,  was  nur  zu  billigen  ist,  die  Ge- 
stalt wie  im  deutschen  St.  6.  B.  angenommen,  es  wird  der  Ge- 
brauch des  Messers,  der  hinterlistige  Anfall,  die  Begehung  durch 
Mehrere  wie  im  alten  Recht  hervorgehoben.  Aber  trotz  der  Gleich- 
heit des  Inhalts  ist  wesentlich  und  zum  Vortheil  verschieden  die 
Form,  die  auch  in  den  frühem  solothurnischen  Gesetzbüchern  oft  an- 
gewendet wird.  Die  Körperverletzung  wird  nicht  in  eine  Reihe  von 
Paragraphen  auseinander  gerissen,  sondern  als  Einheit  erhalten  und 
nach  ihren  hervorragenden  Merkmalen  folgendermassen  bestimmt 
und  bedroht:  §  117.  Wer  vorsätzlich  einen  Andern  körperlich 
misshandelt  oder  an  der  Gesundheit  beschädigt,  macht  sich  der 
Körperverletzung  schuldig  und  wird  bestraft:  1.  Wenn  Tod  ver- 
ursacht wurde,  mit  Zuchthaus  oder  Einsperrung  bis  zu  zehn 
Jahren.  2.  Wenn  ....  3.  wenn  ....  4.  in  allen  andern  Fällen  mit 
Gefangniss  bis  zu  drei  Monat.  —  Es  ist  diese  Art  der  Bezeich- 
nung imd  Bedrohung  ausserordentlich  geeignet,  was  zusammen- 
gehört zusammenzufassen,  kurz  zu  bestimmen,  die  Einzelheiten 
mit  ihrem  besondem  Strafsatz  aufzuführen.  Es  ist  eine  Form, 
welche  auf  das  Thatsächliche  und  Einzelne  hindrängt  und  den 
Verallgemeinerungen  feindlich  ist.  —  Im  Solothurner  Strafgesetz 
ist  im  fünften  Titel  mit  13  Paragraphen  abgeherrscht,  was  im 
deutschen  Gesetz  mit  32  Paragraphen  beliandelt  wird. 

Sehr  bemerkenswerth  ist,  dass  das  Solothurner  Gesetz  bei 
Ehrverletzung  gar  keine  Gefängnissstrafe  kennt,  sondern  blos 
Geldstrafe,  im  schwersten  Fall  1000  Fr.*,  es  entfernt  sich  nicht 
weit  von  andern  cantoualen  Gesetzen,  welche  blos  eine  Gefängniss- 
strafe von  wenigen  Tagen  zulassen.  Nach  dem  deutschen  Gesetz 
hat  es  die  Creditgefährdung  aufgenommen. 

Die  Uebergangsbestimmungen  am  Schlüsse  enthalten,  was 
bei  andern  Strafgesetzbüchern  oft  zu  vermissen  ist,  die  Aufzählung 
aller  Strafbestimmungen  früherer  Gesetze  und  Verordnungen, 
welche  noch  in  Kraft  bestehen.  Anzuführen  ist  das  Gesetz  vom 
25.  Februar  1879  gegen  den  Wuclier.  Vgl.  Zeitschrift  f.  Schweiz. 
Recht  Bd.  XXII.  S.  151.  üas  St.  G.  B.  von  188l>  ist  ebenda  von 
Teichniann    besprochen   Bd.    XX VII.    S.   446.   485,   gleichenorts 

jyenniHfferf  Sohweli.  Strafrecht.  42 
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Processordniing  vom  gleichen  Datum.  Weitere  Besprechungen  in 
Zeitschr.  d.  beni.  Juristenvereins  Bd.  XXI.  S.  497  v.  Affolter;  im 
Gerichtssaal  1886.  S.  396  von  Fiild.  —  Zeitschr.  f.  Schweiz.  St.  R 
Bd.  I.  S.  81,  strafrechtl.  Bestimmungen  der  Verfassung  von  1887. 
Daselbst  S.  351.  Fall  Kellerhals.  Bd.  II.  S.  108  betr.  jugendliche 
Personen.  Schärfung  der  Freiheitsstrafe.  S.  112.  Strafvollzug. 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXVI.  S.  445.  Zwangsarbeitsanätalt. 


St.  Gallen  1886. 

§  92.  Ueber  das  St.  G.  B.  von  1857  vgl.  S.  400  ff.  Das  neue 
Gesetzbuch  vom  25.  Nov.  1885,  in  Kraft  seit  4.  Jan.  1886,  202 
Paragraphen,  ist  in  vielen  Stücken  formell  und  materiell  eine 
Verbesserung  des  alten,  unter  Berücksichtigung  der  neuem  schwei- 
zerischen und  des  deutschen  St.  G.  B.  Mehr  als  andere  neue 
Gesetzbücher  hat  es  das  alte  conservirt;  selbst  in  Bezug  auf  dsu> 
Formelle  der  Anordnung  und  die  Sprache  gilt  für  das  neue  Gesetz, 
was  vom  alten  (S.  401)  gesagt  ist. 

Im  Anschluss  an  das  frühere  Gesetz  wird  als  Verbrechen 
die  Handlung  bezeichnet,  welche  mit  Criminalstrafe  oder  neben 
einer  solchen  mit  Correctionalstrafe  bedroht  ist;  als  Vergehen, 
was  ausschliesslich  mit  Correctionalstrafe,  als  Uebertretung,  Wiis 
mit  polizeilicher  Abwandlung  bedroht  ist.  Zuchthausstrafe,  früher 
von  sechs  Monaten  bis  auf  Lebenszeit,  ist  nun  geschieden  in 
lebenslängUche  und  zeitliche  von  1 — 20  Jahre.  Arbeitshaus  drei 
Monate  bis  sechs  Jahre  (statt  ein  Monat  bis  zwei  Jahre),  Gefäng- 
niss  ein  Tag  bis  zwei  Jahre  (statt  bis  ein  Jahr).  —  Die  Geld- 
strafe darf  den  Betrag  von  10,000  Fr.  nicht  übersteigen.  —  Kein 
anderes  Gesetz  hat  so  umfänglichen  Gebrauch  von  diesem  Stral- 
mittel  gemacht.  „Wenn  der  Verurtheilte  arm  ist,  oder  für  ibn 
oder  die  Sein  igen  aus  der  Geldstrafe  ein  Nothstand  zu  besorgen 
ist,  so  ist  statt  derselben  auf  Geftlngniss  und,  wenn  sie  über 
Fr.  1500  betragen  würde,  auf  Arbeitshaus  zu  erkennen.  Ein  Tag 
Gefängniss  --^  5  Fr.,  ein  Tag  Arbeitshaus  =  10  Fr." 

Es  entspricht  der  Prävalenz  der  Geldsti'afe,  dass  der  Schaden, 
der  bezweckt  oder  angerichtet  wurde,  für  die  Strafe  entscheidend 
wird.  Minima  sind  nicht  angesetzt  (Brandstiftung  ausgenommen) 
und  meist  ist  neben  Zuchthaus  auch  Arbeitshaus  gedroht,  so  dass 
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der  Richter  sehr  weite  Strafgrenzen  hat  (z.  B.  bei  Kindsmord, 
Todtschlag).  Der  Strafwerth  des  Delicts  wird  bei  reicher  Casiuistik 
mit  dem  Maximum  bezeichnet. 

lieber  Dolus  und  Fahrlässigkeit  enthält  der  Art.  22 
noch  die  alten  doctrinellen  Sätze;  in  Art.  28  ff.  wird  die  Voll- 
endung definirt  und  über  den  strafbaren  Versuch  mit  absolut 
und  relativ  untauglichen  Mitteln  und  am  untauglichen  Object  be- 
stimmt. Versuch  ist  nur  strafbar,  soweit  Arbeitshaus  angedroht 
ist,  —  §  32  bedroht  auch  die  erfolglose  Anstiftung  als  Versuch, 
§  34  die  Nichthinderung  als  Begünstigung. 

§  37  enthält  den  sonderbaren  Satz,  dass  mehrere  nachein- 
ander verübte  strafbare  Handlungen  der  gleichen  Art,  wie  z.  B.  ' 
mehrere  Diebstähle,  Betrugshandlungen,  Körperverletzungen  u.s.w. 
zusammenzurechnen  und  miteinander  als  fortgesetztes  Verbrechen  zu 
bestrafen  sind.  So  ungeschickt  wie  möglich  sind  die  Bestimmungen 
über  Concurrenz  und  Verjährung,  welch'  letztere  durch  Aufnahme 
der  Strafverjährung  erweitert  wurde  und  nun  im  Strafgesetzbuch 
eine  einzig  dastehende  Breite  und  Unterscheidungsspielerei  aufweist. 

Der  specielle  Theil  hat  die  Anordnung,  dass  der  I.  Abschnitt 
die  Verbrechen  gegen  das  Vermögen  und  die  öffentliche  Treue 
enthält  (widerrechtliche  Aneignung,  Betrug  und  Untreue,  Eigen- 
thumsbeschädigung,  Bedrohung  und  Gefährdung  verschiedener 
Rechte);  der  II.  Abschnitt  Vergehen  gegen  die  Ehre;  der  III. 
gegen  die  persönliche  Freiheit;  der  IV.  gegen  Gesundheit  und 
Leben ;  der  V.  gegen  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  und 
Bestand  des  Staates ;  der  VI.  gegen  den  confessionellen  Frieden ; 
der  VII.  gegen  die  Sittlichkeit;  der  VIII.  gegen  besondere 
Familienpflichten  und  Trunksucht.  —  Als  Anhang  folgen  Be- 
stimmungen gegen  Pressvergehen  und  Thierquälerei. 

Gegen  diese  Systematik  ist  einzuwenden ;  es  soll  aber  nicht 
zuviel  Gewicht  darauf  gelegt  werden.  Die  Delicto  eines  jeden 
Titels  sind  so  geordnet,  dass  die  leichteren  voranstehen. 

Trotz  der  durchgehenden  massgebenden  Berücksichtigimg 
des  Werthes  der  widerrechtlich  angeeigneten  Sache  für  die  Strafe 
sind  die  Bestimmungen  insbesondere  über  Diebstahl  sehr  einfach, 
man  kann  im  Vergleich  mit  andern  Gesetzen  sagen,  —  muster- 
haft. Unnöthig  sind  die  Worterklärungen  über  Einsteigen,  Er- 
brechen, Gewaltanwendung. 
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Eigenthümlich  und  interessant  ist  die  selbständige  BedroLuno: 
der  Verletzung  der  Wei^  in  diebischer  Absicht,  Art.  60.  —  Die 
Strafe  einfachen  Diebstahls  und  der  Unterschlagung  ist  noch  in 
erster  Linie  Geldstrafe.  Die  Eigenthumsschädigung  wird  ver- 
schieden bedroht,  je  nach  dem  angerichteten  Schaden  und  der 
Art  der  Begehung  aus  grober  Fahrlässigkeit,  aus  Muthwillen,  aus 
Bosheit,  Rache  oder  „Eigensucht",  Die  Bestimmungen  hierüber 
sind  casuistisch.  Unter  diesem  Titel  erscheint  auch  Brandstiftnnc^ 
und  als  Zeichen  der  Zeit  der  Dynamitartikel  101.  Wer  dem- 
gemäss  mit  einer  Patrone  Dynamit  oder  Pulver  in  der  Absiebt, 
ein  Gebäude  oder  eine  bewegliche  Sache  zu  beschädigen,  diesen 
Erfolg  bewirkt,  wird  bestraft  mit  Zuchthaus  von  5 — 20  Jahren 
oder  mit   mindestens  zwei  Jahren    unter  mildernden  Umstanden. 

Art.  103  bedroht  das  unberechtigte  Erbrechen  von  Schlössern^ 
Siegeln,  verschlossenen  Briefen. 

Die  Ehrverletzung  ist  ausfuhrlich  behandelt  und  die  Strafen 
sind  versechsfacht  worden,  verglichen  mit  dem  Gesetz  von 
1857.  Damals  wurde  Beschimpfung  nur  mit  Geldstrafe  von  50 
bis  150  Fr.  belegt,  jetzt  kann  neben  der  Geldstrafe  auf  Gefäng- 
niss  bis  zu  zwei  Monaten  erkannt  werden.  Verleumdung,  früher 
mit  Geldbusse  oder  Gefängniss  bis  zu  1  Monat  bedroht,  ist 
jetzt  mit  Geldbusse  bis  2000  Fr.  und  Gefängniss  bis  zu  6  Mo- 
naten berücksichtigt  und  die  Strafe  kann  auf  das  Doppelte  erhöht 
werden,  wenn  die  Beleidigung  gegen  eine  Behörde  oder  ein  Mitglied 
einer  solchen  oder  gegen  einen  öffentlichen  Angestellten  in  Aus- 
übung des  Dienstes  gerichtet  war. 

Eingehend  sind  die  Verbrechen  gegen  das  Eigenthum  be- 
handelt. Die  Strafen  sind  milde.  Vorsätzliche  Tödtung  kann  be- 
straft werden  von  1  Tag  Gefängniss  bis  zu  15  Jahren  Zuchtbau:^ 
oder  mit  Arbeitshaus.  Nicht  zu  billigen  ist  die  Definition  von 
Todtschlag  nach  dem  Affect  und  von  Mord  nach  dem  Merkmal 
der  Ueberlegung,  richtig  ist  auf  diesem  Boden  nur  die  lückenlos 
ergänzende  Bestimmung  des  deutschen  St.  G.  B. 

Wie  trotz  der  Redigirerei  und  Commissionssitzerei  und  RaXh^- 
beratherei  verständnisslos  gearbeitet  werden  kann,  zeigt  sich  ge- 
rade hier.  Der  Art.  127  sagt,  wie  Art.  133  des  alten  Gesetz- 
buchs: „Wer  durch  eine  rechtswidrige  Handlung  den  Tod  eines 
Menschen  verursacht,  macht  sich  der  Tödtung  schuldig."  —  Wenn 
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hierauf  das  Gesetz  von  1857  noch  Bestimmungen  hinzufügt  über 
Vollendung  und  zureichende  Ursächlichkeit,  sowie  über  die  Neben- 
nrsachcn  und  die  Möglichkeit  der  Hülfe,  so  ist  das  vom  da- 
maligen Standpunkt  zu  begreifen  —  vom  heutigen  nicht  und  kein 
neueres  Gesetzbuch  konnte  dem  Codex  von  1886  darin  Vorbild 
sein. 

Der  angeführte  Art.  127  des  neuen,  133  des  alten  G.  B., 
legt  den  Erfolg  der  That  zu  Grunde,  die  erfolgte  Tödtung.  Nach 
diesem  Standpunkt  bleibt  es  Tödtung,  wenn  auch  die  Absicht 
blos  auf  Körperverletzung  ging  und  der  Tod  als  Wirkung  der 
Handlung  sich  ergab.  Deragemäss  sagt  denn  auch  consequent  das 
frühere  Gesetz,  „wer  auch  ohne  den  Willen,  zu  tödten,  einen  An- 
dern so  verletzt,  dass  der  Tod  daraus  erfolgt,  ist  gleichfalls  als 
Todtschläger  anzusehen."  —  Ganz  anders  das  Gesetz  von  1886. 
Der  Art.  127  scheint  vom  Gesetzgeber  völHg  vergessen  zu  sein, 
wenn  er  den  Art.  131  von  der  Körperverletzung  mit 
tödtlichem  Ausgang  aufstellt.  Es  genügt  nicht,  dass  diese  Art 
der  Körperverletzung  unter  die  Tödtungsverbrechen  gestellt 
werde.  Es  ist  eine  Gnindfrage  der  Construction  zu  lösen  und  der 
Art.   131  ist  ein  Widersinn  gegen  Art.  127. 

Dass  St.  Gallen  die  Anstiftung  ohne  Erfolg  als  Versuch  be- 
straft, die  Anzeige-  und  Verhinderungspflicht  aufstellt,  den  Ver- 
such mit  untauglichen  Mitteln  und  einem  untauglichen  Object 
ausdrücklich  strafbar  erklärt,  ist  bereits  bemerkt.  Es  sind  Theil- 
erscheinungen,  zu  deren  Ergänzung  gehört,  dass  es  die  Aufreizung 
zum  Aufruhr  und  zur  Widersetzlichkeit,  die  Aufreizung  zum 
gewaltsamen  Umsturz  der  staatlichen  Ordnung,  oder  zu  gewalt- 
samer Aenderung  oder  Beseitigung  staatlich  geschützter  Institu- 
tionen der  bürgerlichen  Gesellschaft,  oder  zur  Verübung  von  Ver- 
brechen oder  Vergehen,,  oder  zur  Bedrohung  oder  Verfolgung  ein- 
zelner Personen  oder  ganzer  Bevölkerungsklassen,  auch  wenn  sie 
nicht  gegen  eine  bestimmte  Person  und  nicht  auf  Verübung  einer 
zum  Voraus  bezeichneten  strafbaren  Handlung  gerichtet  war  — 
bestraft.  Derselben  Strafe  unterliegt,  wer  die  von  Andern  ver- 
übten Verbrechen  und  Vergehen  öffentlich  zur  Nachahmung  em- 
pfiehlt. Die  Ergänzung  erforderte  noch  den  Dynamitartikel  und 
zum  Schluss  die  sechsfache  Erhöhung  der  Strafe  der  Ehrverletzung 
und  die  Verdoppelung  dieser  zu  Gunsten  der  Behörden  und  Be- 
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amten,  die  Feststellung  des  Art.  164,  welcher  im  weitesten  Um- 
fang, weitergehend  selbst  als  das  deutsche  Strafgesetzbuch,  die 
Denunciationspflicht  für  Jedermann  aufstellt. 

Man  muss  sich  dabei  wirklich  fragen :  Ist  das  Volk  von 
St.  Gallen  so  grundverschieden  vom  „freien  Volk  von  Glarus- 
und  ist  jener  Canton  ebenso  grundverechieden  von  allen  andern 
Schweizercantonen,  deren  Gesetzbücher  solche  Sätze  nicht  für 
nöthig  halten  ? 

Art.  192  stellt  die  Betrunkenheit,  welche  offen tliches  Aerger- 
niss  erregt,  unter  Strafe  und  läÄSt  dem  gewohnheitdmässigen 
Trinker  Geldstrafe  bis  150  Fr.  oder  Gefangniss  bis  zu  einem 
Monat  zu  Theil  werden. 

Während  andere  Cantone  ihre  Wuchergesetze  in's  Strafgesetz 
eingefügt  haben,  hat  dies  St.  Gallen  mit  dem  seinigen  vom 
21.  Mai  1884  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXV.  S.  634)  nicht 
gethan.  —  Art.  207  führt  die  durch  das  neue  St.  G.  B.  auf- 
gehobenen alten  Gesetze  mit  Strafbestimmungen  an.  Vgl.  vor- 
stehend S.  408.  lieber  das  St.  G.  B.  von  1886,  vgl.  Zeitechr. 
f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXVII.  S.  479  (Teichmann).  Zeitschr.  f.  d. 
ges.  St.  R.  W.  Bd.  VI.  S.  726  (v.  Lilienthal).  Treffliche  Be- 
merkungen über  das  Gesetz  vom  26.  Nov.  1873,  Kanzelparagraph, 
wie  er  auch  in  andeni  Strafgesetzbüchern  aufgenommen  wurde, 
in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XIX.  S.  87. 


Freiburg  1873. 

§  93.  lieber  das  St.  G.  B.  von  1849  vgl.  vorstehend 
S.  361  flF.  Das  neue  Gesetzbuch  hat  von  allen  schweizerischen 
St.  G.  B.  die  grösste  Paragraphenzahl,  nämlich  464.  Es  hat  in 
manchen  Stücken  das  neue  Verbesserungen  aufzuweisen,  aber  viel 
zahlreicher  sind  die  Verschlechterungen  und  im  Ganzen  und  vom 
Standpunkt  der  Zeit  seines  Entstehens  aus  betrachtet,  ist  das  neue 
nicht  so  gut  wie  das  alte.  Es  ist  fast  unbegreiflich,  wie  im  Jahr 
1873  noch  eine  solche  Sammlung  von  Satzungen  aus  verschollenen 
Gesetz-  und  Lehrbüchern  zusammengetragen  werden  konnte.  Die- 
selben Delicte  werden  als  Verbrechen,  Vergehen  und  üeber- 
tretungen  mehrfach  aufgeführt. 

Das  Gesetzbuch   trägt   den   Charakter   der  Härte.     Mit  dem 
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Gesetz  von  1849  hatte  dieser  Canton  als  erster  die  Todesstrafe 
und  mit  andern  Cantonen  die  Kettensti-afe  und  die  körperliche 
Züchtigung  abgeschafft.  Das  neue  Gesetz  führt  die  Todesstrafe 
wieder  ein^  die  Strafdrohungen  sind  härter  als  in  den  andern 
St,  G.  B.  und  während  diese  selten  oder  nie  Minima  setzen, 
statuirt  Freiburg  sie  als  Regel, 

Zeitliche  Beclusion  von  sechs  Monaten  bis  zu  30  Jahren, 
daneben  Gefängniss  von  einem  Monat  bis  drei  Jahren.  Wie  hierin 
die  Veränderungen  gering  siiid,  so  ist  auch  die  Verbannung  noch 
wie  früher  ein  bevorzugtes  Strafmittel  innerhalb  der  durch  die 
Bandesverfassung  auferlegten  Beschränkung.^  Es  sind  sieben 
criminelle  Strafmittel,  worunter  Polizeiaufsicht,  genannt.  —  Das 
dritte  Buch  von  den  Vergehen  nennt  zwölf  Strafmittel,  wobei 
Zuchthaus  von  einem  Monat  bis  zehn  Jahren  und  Gefängniss  bis 
vier  Monate,  ferner  Eingränzung,  Verweis,  Wirthshausverbot.  Zum 
dritten  Mal  ist  ein  Strafmittelverzeichnias  aufgestellt  bei  den  Polizei- 
übertretungen :  Gefängniss  bis  zu  zehn  Tagen,  Geldbusse  bis  zu 
50  Fr.,  Confiscation.  Es  ist  augenfällig,  dass  ebenso  wenig  als 
die  strafbaren  Handlungen  aus  einem  innern  Grunde  solcherweise 
gedreitheilt  werden  können,  die  Strafmittel  und  insbesondere  die 
Freiheitsstrafen  auf  gleiche  Art  angemessen  verschieden  einzurichten 
sind. 

lieber  Vorsatz,  Vorbedacht  und  Fahrlässigkeit  ist  ausfuhrlich 
mit  Berücksichtigung  des  error  und  der  Aberration  gehandelt.  — 
Die  Bestimmungen  über  den  Versuch  sind  im  alten  Gesetzbuch 
besser,  einfacher  und  milder,  das  Neue  unterscheidet  den  einfachen 
Versuch  —  als  Anfang  der  Ausfühning  und  das  delit  manque, 
wenn  der  Thäter  alles  Mögliche  gethan  hat,  um  von  der  Hand- 
lung nicht  mehr  abstehen  zu  können-,  für  beide  Arten  sind  be- 
sondere Strafgrenzen  mit  Minimum  und  Maximum  zugeschnitten. 
—  Die  Theilnahme  ist  im  Wesentlichen  wie  im  frühem  Gesetz 
behandelt,  jedoch  ist  ebenfalls  eine  naehtheilige  Herbeizieh ung 
doctrineller  Sätze  und  eine  umständliche  Breite  zu  tadeln,  so  im 
§43.  „Der  Urheber  ist  Hauptursachc,  sei  es  etc.";  der  alte  §40 
ist  einfacher  und  sachlicher;  so  in  Bezug  auf  Weiterungen  über  Mit- 


*  Decret   vom  1.  Mai   1860,    um    den    Art.    *292    des    G.    B.    von    1840    in 
Uebereinstimmon^  mit  der  BundeBverfaHsung  zu  setzen. 
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thäterschaft,    Strafzumessung,  Widerruf  der  Anstiftung.    Wie  im 
alten   sind    noch  Verbrechen    im   Complott  und   von   Mitgiiedem 
einer    Behörde    oder    Corporation    angeführt.     —     Der    Strafaus- 
Schliessungsgrund  der  Jugend  ist  durch  Einschiebung  der  Alters- 
grenze von  16  Jahren  complicirt  worden;  die  Nothwehr  ist  ohne 
Rücksicht   auf  die  neuere  Entwicklung   noch   mit  den  Beschrän- 
kungen  versehen,    dass   die   Hidfe   der   Obrigkeit   oder  Anderer 
nicht   erhältlich  gewesen  sei  etc.  —  Bei  Verbrechen,   auf  wdche 
Todesstrafe  oder  lebenslängliche  Reclusion  gedroht  ist,   kann  aut 
mildernde    Umstände    erkannt    werden,    in    welchem    Falle  der 
Richter    zeitliche    Reclusion    aussprechen    kann.    —   Bfi 
Concurrenz   trat   nach    dem   frühem  Gesetz    die  schwerste  Strafe 
ein,  wobei  die  Mehrheit  der  Delicte  als  Erschwerungsgrund  in  Be- 
tracht  kam,    nach   dem   neuen  Gesetz  kann  die  schwerste  Strafe 
ein  Drittel  erhöht  werden. 

Im  speciellen  Theil  stehen  neben  den  Verbrechen  gegen  den 
Staat  diejenigen,  die  sich  auf  die  Religion  beziehen.  Strafe: 
Reclusion  bis  zu  vier  Jahren  oder  Einsperrung  von  mindestens 
sechs  Monaten.  —  Die  Vorschriften  über  Mord  und  Todtschlafc 
schliessen  sich  unter  Herabsetzung  der  Minima  im  Wesentlichen 
den  altern  an,  wobei  Vergiftung,  Verwandtentödtung  besonders 
qualificirt  werden.  Neu  aufgenommen  sind  die  Art.  125  über  die 
Feststellung  des  Thatbestandes  der  Tödtung,  Art.  128  über  Ein- 
willigung des  Getödteten  und  Art.  129  über  Strafmilderung  bei 
Tödtung  in  Wahrung  der  Hausehre.  —  Kindsmord  ist  wie  im 
frühern  Gesetz  gefasst,  erforderlich  ist  Tödtung  während,  oder 
24  Stunden  nach  der  Geburt;  das  Merkmal  der  Lebensfähig- 
keit Hess  man  fallen  und  erwähnte  nicht  die  Unehelichkeit.  Die 
Strafe  wurde  erhöht.  Vier  bis  zwölf  Jahre  Zuchthaus,  bei  Vor- 
bedacht sechs  bis  zwanzig  Jahre.  Köi'perverletzungen  sind  wi*» 
im  Gesetz  von  1849  behandelt,  ebenso  die  Schriftfölschung  nacli 
Waadt.  (Vgl.  vorstehend  S.  366.  367.  Vgl.  Zeitschr.  f.  seh^^eiz. 
R.  Bd.  XIX.  S.  84  und  Zeitschr.  f.  Schweiz.  St.  R.  Bd.  IL  S.  223. 
Fall  Ruerat.)  Art.  219.  „Einen  Raub  begeht,  wer  in  der  Absicht, 
einen  Diebstahl  zu  begehen,  Gewalt  gegen  eine  Person  gebraucht 
etc."  Dieselben  Erschwerungsgründe  wie  im  frühem  Gesetz; 
Erwähnung  der  Martern,  um  zu  erpressen,  und  des  Räuberhaopt 
raanns.  (Gesetz  v.  1849  §?}  203— 209.  —  Vgl.  vorstehend  S.  367.) 
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Diebstahl  ist  äusserst  complicirt  entwickelt :  Berücksichtigung  des 
Diebstahls  an  Miteigen thum  und  hereditas  jacens,  grösste  Aus- 
führlichkeit in  den  Qualificationsgründen  und  in  den  Worterklä- 
rungen  über  Einsteigen,  Einbruch,  falsche  Schlüssel,  über  Gegen- 
stände, welche  der  öffentlichen  Treue  anvertraut  sind,  und  cora- 
plicirte  Strafdrohung  nach.  Beträgen.  Auch  diese  Partie  ist  dem 
Gesetz  von  1849  entnommen. 

Die  zweite  Abtheilung  des  Gesetzbuches  über  Vergehen  be- 
ginnt mit  den  Vergehen  gegen  den  Staat  und  wiederholt  die 
schlimmsten  Productionen  früherer  Particularrechte  und  des  preus- 
sischen  Gesetzbuches  auf  diesem  Gebiete.  Der  Satz  zwar  ist  aufge- 
geben, dass  einer  Geldbusse  oder  Gef&ngnissstrafe  verfUllt,  wer 
gegen  Verordnungen  oder  Gesetze  sich  verfehlt,  auf  welche  keine 
bestimmte  Strafe  gedroht  ist.  Das  Gesetz  von  1849  hat  den 
Art  310  über  schriftliche  oder  mündliche  Aufreizung  zum  Un- 
gehorsam wider  die  Gesetze  oder  die  Behörden  auch  durch  das 
Mittel  der  Ausstreuung  falscher  Gerüchte  oder  des  Missbrauchs 
der  „Religionsgefahr" ;  —  die  Strafe  war  Gefilngniss  oder  Can- 
tonsverweisung. 

Das  neue  Gesetz  von  1873  bedroht  1.  die  öffentliche  An- 
reizung  oder  Aufforderung  zum  Ungehorsam  gegen  Gesetze,  Be- 
hörden und  Reglement e.  —  Strafe:  Geföngniss  von  minde- 
stens 30  Tagen  oder  Geldbusse.  2.  Das  auf  böswillige  Weise 
und  durch  beliebige  Mittel  verursachte  Getümmel  oder  aufrühre- 
rische Zusammenrottung  oder  den  Versuch  hiezu.  —  Strafe: 
Zuchthaus  bis  drei  Monate  (correctionell)  oder  Geldbusse.  (Das 
alte  Gesetz  bedrohte  etwas  Aehnliches  ohne  politische  Beimischung 
mit  Geldbusse  oder  blosser  Haft.)  3.  Das  böswillige  Tragen  von 
Verbindungs-  und  Vereinigungszeichen,  welche  geeignet  sind,  den 
Geist  des  Aufruhrs  zu  verbreiten ;  das  Ausstellen,  Verkaufen,  Ver- 
breiten derselben.  —  Strafe:  Gefangniss  von  mindestens  15  Tagen. 
(§  93  des  preussischen  St.  G.  B.)  Art.  324  belegt  die  „Ver- 
gehungen gegen  die  Ehre  des  Staates"  —  wie  das  alte  Gesetz,  — 
„gegen  die  öffentliche  Ordnung",  wie  sich  das  neue  ausdrückt, 
mit  der  Strafe  der  Beleidigung  von  Behörden  und  Beamten  wäh- 
rend der  Ausübung  ihres  Berufs  oder  in  Beziehung  auf  denselben  : 
Gefangniss  von  zwei  bis  vier  Monaten  oder  Geldbusse,  in  schweren 
Fällen    Zuchthaus    bis   zu    zwei    Jahren.  —  Als   neue   Errungen- 
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ßcjiaft  schliesst  sich  an  Art.  330,  class  mit  Geßingniss  bis  za  drei 
Monaten  oder  mit  Geldbusse  bestraft  wird,  wer  die  Einriebtangen 
des  Staates  oder  die  Anordnungen  der  Obrigkeit  öffentlich  mit 
Behauptung  entstellter  Thatsachen  dem  Hasse  und  der  Verachtung 
aussetzt. 

Art.  346  bedroht  Gotteslästerung  und  Verspottung  christ- 
licher Confessionen  und  ihrer  Gebräuche  mit  Gefängniss  von 
mindestens  15  Tagen.  Der  Titel  über  die  Vergehen  gegen  die 
Religion  umfasst  sechs  Paragraphen.  Durch  Gesetz  vom  15,  No- 
vember 1875  wird  Art.  346  aufgehoben,  um  dem  Art.  49  der 
Bundesverfassung  zu  genügen.  Art.  361  behandelt  den  Marken- 
schutz. Art.  368.  Beihülfe  zum  Selbstmord.  Art.  369:  Wer 
aus  Irrthum,  Unnachtsamkeit,  Einfaltigkeit  oder  Unwissenheit, 
ungenügende  oder  unwirksame  Mittel,  die  er  zur  Tödtung 
für  tauglich  hielt,  verwendet,  wird  mit  Einsperrung  im  Zuchthaus 
bis  zu  drei  Monaten  oder  mit  Gefängniss  bestraft.  §  397.  Wer 
ein  Mädchen  unter  18  Jahren  verführt,  wird  mit  Einsperrung  im 
Zuchthaus  bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Stand  das  Mädchen  im 
Dienste  des  Verführers,  so  wird  das  höchste  Strafmass 
angewendet.  Gleiche  Strafe  trifft  die  Frauensperson,  welche  einen 
Jüngling  unter  18  Jahren  verführt. 

Beschimpfung  wird  mit  Geldbusse  von  fünf  bis  zehn  Fr.  oder 
mit  Gefängniss  von  drei  bis  sechs  Tagen  bestraft;  öffentliche  Be- 
schimpfung: vier  Tage  bis  sechs  Wochen.  Verleumdung:  liinf- 
zehn  Tage  bis  zwei  Monate;  öffentliche  Verleumdung:  zwei  bis 
sechs  Monate.  Art.  409  ist  offenbar  Nachbildung  des  §  193  des 
deutschen  St.  G.  B. 

Bemerkenswerth  in  Bezug  auf  die  Stellung  von  Sicherheit 
ist  die  Bestimmung  des  Art.  365  (Titel  Vergehen  gegen  Öffent- 
liche Treue  und  Glauben).  Wer  vorsätzlich  einer  durch  eidliches 
Angelöbniss  vor  Gericht  eingegangenen  Verpflichtung  oder  einem 
eidlichen,  vor  dem  Richter  abgegebenen  Versprechen  zuwider- 
handelt, soll  mit  Geldbusse  bis  auf  300  Fr.  oder  mit  Gefäng- 
niss bis  zu  drei  Monaten  bestraft  werden.  Der  Satz  findet 
sich  schon  im  St.  G.  B.  von  1849,  Art.  339.  Vgl.  deutsches 
St.  G.  B.  §  162. 

Das  St.  G.  B.  ist  besprochen  in  Zeitachr.  f.  Schweiz.  R. 
Bd.  XIX.    S,  83.     Gleichzeitig    mit   dem   St.   G.   B.   wurde  das 
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Gesetz  über  den  Strafprocess  und  die  Organisation  promulgirt. 
Das  Gesetz  vom  15.  Nov.  187Ö  bestimmt  an  Stelle  des  Art.  346: 
Wer  öffentlich  die  Kirche,  religiöse  Körperschaften,  Gebrauch 
geheiligter  Gegenstände  beschimpft  etc.  Strafe,  Geldbusse,  GefÄng- 
niss  bis  zwei  Monate.  •  —  Gesetz  vom  15.  Mai  1875.  Straf- 
bestimmung gegen  escroquerie  in  correctionellen  Fällen,  da  der 
Code  penal  geringe  Fälle  nicht  berücksichtigt.  Ergänzung  des 
Art.  229  des  Code.  —  Gesetz  vom  20.  Nov.  1877  betr.  Ab- 
änderung des  Art.  82.  Execution  bei  Geldbussen.  Beschluss 
vom  Januar  1881  betr.  Vollzug  von  Freiheitsstrafen.  —  Minder- 
wichtige Gesetze  strafrechtlicher  Beziehung  sind  angeführt  und 
besprochen  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  Bd.  XXVII.  S.  482. 
Steuerdefraudation.  485.  Polizeiagenten.  Bd.  XXIX.  S.  557.  Bahn- 
polizei.    Wirthschaftsgesetz. 


Tessin  1873. 

§  94.  lieber  das  St.  G.  B.  von  1816,  welches  mit  zahlreichen 
Veränderungen  bis  zum  gegenwärtig  geltenden  Gesetz  in  Kraft 
blieb,  vgl.  vorstehend  S.  198.  Das  Gesetz  von  1816  war  für 
seine  Zeit  ein  ausserordentlich  gutes  Erzeugniss  nach  Form  und 
Inhalt  und  um  so  höher  zu  stellen,  als  es  zwischen  so  verschie- 
denen Grundwerken,  wie  dem  bavrischen  und  österreichischen 
Gesetzbuch  und  dem  Code  penal  von  1810,  mit  sicherem  Tact 
und  grosser  Selbständigkeit  wählte. 

Die  Vorzüge  des  neuen  bestehen  darin,  dass  die  Strafmittel 
den  Zeitforderungen  angepasst  sind,  dass  die  Thatbestände  der 
neuen  Wissenschaft  entsprechen  und  dass  die  Methode  des  Gesetz- 
buches mit  grosser  Consequenz  durchgeführt  ist.  Die  Redaction 
ist  sorgfaltig,  die  Anlage  und  Eintheilung  durchdacht  und  in  den 
Strafdrohungen  zeigt  sich  das  Bestreben  genauer  Anpassung  an 
das  Delict.  Die  Mängel  ergeben  sich  aber  aus  der  Methode 
selbst-  So  casuistisch  ist  kein  anderes  Gesetz  und  keines  versucht 
in  so  engbegrenzter  Weise  die  Richter  zu  binden.  Es  hat  430 
Paragraphen. 

Schon  das  alte  Gesetz  hatte  die  Abstufung  der  Strafmittel 
nach  Graden.  1.  Reclusione  perpetua,  mit  dreijähriger  Einzel- 
haft und  allmäligem  Uebergaiig  zu  gemeinsamer  Arbeit.  Reclusione 
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teniporanea,  sie  theilt  sich  in  fünf  Grade.  1.  von  vier  zu  acht 
Jahren.  2.  von  acht  zu  zwölf  Jahren.  3.  von  12  zu  16  Jahren. 
4.  von  16  zu  20  Jahren.  5)"  von  20  zu  24  Jahren.  Jeder  Stnf«' 
entsprechend  ist  die  besondere  Dauer  der  Einzelhaft  festgesetzt: 
acht  Monate  bei  Verurtheilung  von  vier  zu  acht  Jahren^  zehn 
Monate  bei  Verurtheilung  von  acht  zu.  zwölf  Jahren,  zwölf  Monate 
bei  höherer  Stufe.  Ebenso  wird  die  detenzione  in  fiinf  Grade  ein- 
getheilt :  1 .  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten.  2.  von  drei 
Monaten  bis  zu  einem  Jahr.  3.  von  einem  Jahr  zu  zwei  und  so 
weiter,  jeder  Grad  ein  Jahr  mehr.  Wenn  die  Detention  ersten 
Grades  blos  drei  Tage  beti'ägt,  so  kann  sie  im  eigenen  Hause 
abgebüsst  werden,  unter  strengster  Vorschrift  der  Durchfühninj: 
und  gegen  Uebertretung.  Selbst  bei  der  degradazione  civica  un«l 
bei  der  interdizione  sind  je  vier  Grade  angebracht  und  bei  Geld- 
busse acht  Grade  von  25 — 5000  Fr. 

Die  Strafdrohung  bei  den  einzelnen  Verbrechen  ist  in  Graden 
vom  so  und  sovielten  bis  zum  xten  angegeben  und  wo  mildenido 
Umstände  oder  Mehrungsgründe  erwähnt  werden,  ist  in  Graden 
die  Minderung  oder  Mehrung  bezeichnet.  Die  Anwendung  dieser 
Methode  bei  den  Art.  37.  38  ff.  (mildernde  Umstände)  zeigt  die 
ganze  Verirrung  dieses  Vorgehens.  Eine  solche  Abstufung  und 
Gradeintheilung  widerspricht  ebenso  sehr  dem  Grundsatz  der  Ein- 
fachheit und  Volksthümliehkeit  eines  Gesetzes  als  der  thatsäch- 
lichen  Mannigfaltigkeit  der  Fälle  und  der  Schuld,  die  sich  nicht 
in  solcher  Weise  schematisiren  lassen. 

Entsprechend  dieser  Grundlegung  ist  das  Gesetz  sowohl  in 
der  Systematik  des  Stoffes  als  im  Einzelnen  der  Thatbestände 
reich  an  Unterscheidungen  und  Einzelfällen,  alles  kunstreich  mit 
den  Graden  der  Strafe  verbunden.  Bedingte  Entlassung  (liberaaone 
anticipata)  bei  zeitlicher  Reclusion  und  bei  Detention  über  dem 
zweiten  Grade  findet  bei  tadelloser  Auflfiihrung  nach  drei  Vierteln 
der  Strafzeit  statt. 

Versuch  ist  vom  deUtto  mancato  in  bekannter  Weise  ge- 
sell ieden.  Es  tritt  Strafminderung  um  ein  oder  zwei  Grade,  und 
bei  delitto  mancato  um  einen  Grad  ein.  —  Verjährung  der  Kla^e. 
Verjährung  der  Strafe.  Die  Strafe  verjährt  nicht  bei  Verbrechen 
mit  lebenslänglicher  Reclusion  bedroht,  noch  bei  zeitlicher  übtr 
den  zweiten  Grad  hinaus.     Art.  59  erwähnt  drei   Categorien  von 
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autori,  der  folgende  vier  Catagorien  der  complici.  Art.  61  und 
62  (Art.  68;  59  des  Entwurfs)  behandelt  die  circonstanze  e  quaHtä 
inerenti  alla  persona  und  die  circonstanze  materiali. 

Sehr  ausführlich  sind  die  Bestimmungen  über  Amtspflichts- 
verletzung der  Advocaten  und  über  sonstige  Vernachlässigung 
von  Berufspflichten  der  Aerzte  u.  A.  Die  Verweigerung  der 
Hülfe  ist  nach  französischem  Recht  unter  Strafe  gestellt  —  Die 
Begünstigung  wird  unter  dem  Titel  „Vergehen  gegen  die  Justiz- 
verwaltung" behandelt  (Personenbegünstigung,  Sachen begünstigung 
und  Hehlerei),  —  Das  Capitel  über  Anstiftung  zur  Begehung  von 
Verbrechen  und  über  Verbindung  von  Verbrechern  bestimmt,  dass 
wer  mit  Ansprachen,  öffentlichem  Aufruf  mit  Drohungen,  Ver- 
lockungen und  Versprechen  Andere  anreizt,  den  Gesetzen  oder 
Anordnungen  der  competenten  Behörden  ungehorsam  zu  sein,  und 
gegen  dieselben  Hass  und  Unzufriedenheit  erweckt,  bestraft  wird 
mit  Detention  vom  ersten  zum  zweiten  Grade.  —  Die  Verbindung 
zur  Begehung  von  Verbrechen  ist  für  sich  allein  schon  strafbar. 
Sehr  eingehend  sind  die  Vergehen  contro  il  buon  costume  et 
contro  Tordine  delle  famiglie.  Beispiele  casuistischer  Ausführlich- 
keit sind  die  Bestimmungen  über  Entführung,  Ehebruch,  Aus- 
setzung, Tödtung.  Die  strafbare  Hülfeleistung  zum  Selbstmord 
ist  nach  einer  Menge  besonderer  Umstände  specialisirt.  —  Ueber 
Duell  finden  sich  keine  besondern  Bestimmungen.  Ein  besonderes 
Capitel  ist  der  schlechten  Behandlung  eines  Familiengliedes  ge- 
widmet mit  ernsten  Strafen.  —  Verleumdung  wird  bestraft  mit 
Detention  vom  ersten  zum  zweiten  Grad  oder  Geldstrafe  vom 
zweiten  zum  dritten  Grad.  (Drei  Tage  bis  drei  Monate,  drei 
Monate  bis  ein  Jahr,  26 — 50,  50 — 250.)  Beschimpfting,  Detention 
des  ersten  Grades  und  Geldbusse  vom  ersten  zum  zweiten.  Die 
Sti-afe  wird  um  einen  Grad  erhöht,  wenn  gegen  Zeugen,  Experten 
oder  Advocaten  die  Beleidigung  ging,  um  einen  Grad  erniedrigt, 
wenn  sie  erfolgte  auf  Provocation.  Art.  367  stellt  die  Ausbeu- 
tung Minderjähriger  imter  Strafe. 

Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  Bd.  XXI.  S.  258.  Besprechung 
des  St.  G.  B.  Bd.  XIX.  S.  87.  Gesetz  betr.  Strafvollziehnng 
Bd.  XXVL  S.  477.  Decret  vom  4.  März  1883  betr.  theilweise 
Revision  der  Verfassung.  (Abschaffung  des  Schwurgerichts.) 
Bd.  XXVII.  S.  485  (Gendarmerie).  S.  482.   Abänderung  einiger 
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Artikel  des  St.  G.  B.  (Münzfälschung,  Banknoten)  Bd.  XXIX. 
S.  459.  Abänderung  der  Strafprocessordnung  vom  S.  Dec.  185o. 
Art.  168.  S.  462.  Abänderung  des  Organisationsgesetzes  vom 
1.  Mai  1883,  provisorisch  bis  zum  Erlass  einer  neuen  St.  P.  O. 
(Reduction  des  Instructionspersonals).  Gesetz  betr.  Stiramregister 
von  3.  Dec.  1888  in  Beziehung  auf  Art.  98  des  St.  G.  B.  — 
E,  Gabxizzi  im  Repertorio  di  giurisprudenza  patria,  eine  Reihe 
von  Studien  über  die  Revision  der  Strafprozessordnung.  —  Von 
weiterem  Interesse  ist  der  Fall  Lafferma,  bundesgerichüiche  Ent- 
scheidungen Bd.  XI.  S.  250. 


Genf  1874. 

§  95,  In  Genf  galt  bis  zum  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetz- 
buches der  Code  penal  von  1810.  Es  ist  bereits  (S.  190  fF.)  dar- 
gethan  worden,  mit  welchen  Einschränkungen  dieser  Satz  zu 
nehmen  ist,  wie  eine  fundamentale  Veränderung  mit  Beseitigung 
der  Minima  herbeigeführt  wurde  und  wie  man  rasch  die  Mängel 
des  Code  zu  beseitigen  bestrebt  war.  Ueber  die  Entwürfe  und 
Novellen  bis  1874  vgl.  S.  196.  Die  Vorarbeiten  zum  gegen- 
wärtigen Gesetzbuch  sind  einlässlich  besprochen  in  Rapport  de  la 
Commission  chargee  de  reviser  nos  lois  penales  presenti*  a  Tappui 
du  projet  d'un  nouvcau  code  pcnal,  Geneve  Aoüt  1874.  Die 
Commission  beschloss,  entouree  de  differents  codes  modernes  ein 
speciell  genferisches  Werk  zu  schaffen.  Trotz  der  grundsätzliciien 
Anlehnung  an  den  Code  und  die  eingebürgerten  Begriffe  ist  das 
deutsche  Recht,  wo  es  Verbesserungen  bietet,  berücksichtigt  wor- 
den. Vermöge  des  Systems  mildernder  Umstände  ist  es  äusserst 
milde,  während  die  Strafminima  oft  als  Härte  ei*scheinen. 

Criminalstrafen  sind :  Lebenslängliches  Zuchthaus  (Reclusion), 
zeitliches  von  drei  Jahren  bis  zu  20,  vorbehaltlich  die  im  Gesetz 
ausgenommenen  Fälle,  Verbannung  von  2 — 10  Jahren.  Correctio- 
nelle  Strafen  sind :  Gefängniss  von  sechs  Tagen  bis  zu  fünf  Jahren. 
Busse  von  30  Fr.  bis  zu  5000  Fr.  Polizeistrafen:  Polizeiarresl 
von  einem  Tag  bis  einem  Monat;  Busse  von  1 — 50  Fr.  Zusatz* 
strafen  Art.  10  ff.  —  Rückfall  in  Criminalsachen :  Wer  zehn 
Jahrenach  erlittener  Strafe  ein  Verbrechen  begeht,  kann 
bestraft    werden    mit  Ueberschreitung   des    Maximums    um    zehn 
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Jahre.  Wird  nach  begangenem  Verbrechen  innerhalb  10  Jahren  ein 
Vergehen   begangen,    so  föUt  die  Strafe  zwischen  das  doppelte 
Minimum  und  doppelte  Maximum.  Um  fünf  Jahre  kann  das^  Maxi- 
mum überschritten  werden,  wenn   innerhalb   fünf  Jahren  seit  Er- 
stehen einer  Strafe  von  über  ein  Jahr  Gefängniss  ein  Verbrechen 
oder  Vergehen    begangen   wird.    Concurrenz  von  Verbrechen 
oder  Vergehen  hat  die  schwerste  Strafe  (Absorption),  ConcuiTcnz 
von  Uebertretungen  Cumulation  zur  Folge.  —  Art,  40  42  bestim- 
men über  circonstances  attenuantes  et  tres  attenuantes.  Versuch. 
Der  Code  frangais    bestimmt   den  Versuch  als   tentative  qui  aura 
ete    manifestee   par   un  commencement  d'execution.     Der  Genfer 
(*ode  sagt,  tentative  manifestee  par  des  actes  exterieurs  constituant 
un  commencement  d'execution.    Damit   soll   zweifellos   bezeichnet 
werden ,    das   delit    manque.     Daneben   noch    den    Versuch     als 
commencement    d'execution    zu    unterscheiden,    wie    dies    einige 
Gesetze  thun,  hielt  man  mit  Recht  für  überflüssig.    Die  Strafe 
ist  nach   deutscher    Auffassung   geringer   als  diejenige    der  Voll- 
endung und  im  Einzelnen  specialisirt  mit  Minimum  und  Maximum. 
Steht   auf  das   Verbrechen   lebenslängliches   Zuchthaus,    so    wird 
der  Versuch   mit   Zuchthaus   von    10 — 20  Jahren   bestraft-    trifft 
Vollendung    10—20   Jahre,   so  hat  Versuch  3—10  Jahre   Zucht- 
haus zur  Folge.  Theilnahme.  Als  Urheber  wird  der  Anstifter 
bestraft  (durch  Gaben,  Versprechungen,    Drohungen,   Missbrauch 
der  Autorität),    als  Complice  unter  andern  Derjenige,  der  aus- 
drücklich und  direct  zu  der  begangenen  Tliat  aufgereizt  hat  (ohne 
Anwendung  jeuer  Mittel).    Die  Strafe  ist  milder  als  diejenige  des 
Urhebers  und  zwar  bei  theilbarer  Strafe  von   74  bis  ^/4  der  Strafe 
des  Urhebers. 

Art.  53  ff.  behandeln  die  Strafausschi i'essungsgründe  (de  l'au- 
torite  et  de  la  defense  legitime);  Art.  56  ff.  die  excuses  legales. 
Diese  haben  zur  Folge,  1 .  wenn  es  sich  um  ein  Verbrechen  handelt, 
welches  lebenslängliches  Zuchthaus  nach  sich  zieht:  Gefängniss 
von  einem  zu  fünf  Jahren  und  Geldbusse;  2.  wenn  es  sich  um 
ein  Verbrechen  handelt,  welches  mit  zeitlichem  Zuchthaus  bedroht 
ist:  Gefängniss  von  sechs  Monaten  zu  zwei  Jahren  und  Geldbusse; 
3.  wenn  es  sich  um  ein  Delict  handelt :  Gefiingniss  von  einem  Tag 
zu  sechs  Monaten  und  Busse.  Excuses  legales  sind  nur  vorhanden 
bei  Todtschlag  und  Körperverletzung,  wenn  schwere  Provocation, 
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bei  leichterer  Körperverletzung,  wenn  schwere  Ehrbeleidigung  vor- 
anging, dann  bei  Tödtung  und  Körperverletzung,  welche  begangen 
wurden  in  Abweisung  eines  Einbruchs  oder  des  Einsteigens  bei 
Tag  (bei  Nacht  Nothwehr),  endlich  bei  Castration  zur  Vertheidi- 
gung  der  Schamhaftigkeit.  —  Titel  VI  bestimmt  in  bekannter 
Weise  eine  Anzahl  gesetzlicher  Ausdrücke  wie  Waffen,  Reunion 
armeo,  Nacht  etc. 

Die  Art.  105  und  106  stellen  den  Angriff  auf  die  Freiheit 
der  Werkstätten  (etablissements)  und  die  Freiheit  der  industriellen 
Thätigkeit  durch  Drohungen  oder  Qewaltthätigkeiten  unter  Strafe. 
Es  fehlen  Vorschriften  über  Duell,  Ehebruch.  Strenge  Strafen 
stehen  auf  Fälschungen.  Die  Art.  175.  176,  Vioiation  du  secret 
des  lettres  et  depeches,  greifen  ein  in  das  Bundesstrafrecht  und 
erhielten  vom  Bundesrath  nur  die  Bedeutung  zugestanden,  das» 
sie  eine  blosse  Wiederholung  der  bundesrechtlichen  Bestimmangen, 
welche  allein  massgebend  seien,  enthielten. 

Die  Art.  251  bis  257  behandeln  die  Angriffe  auf  das  Leben 
(attentats  contre  la  vie)  in  grosser  Kürze.  Absichtliche  Tödtung 
ist  Todtschlag  (meurtre).  Strafe  10 — 20  Jahre  Zuchtliaus.  —  Todt- 
schlag  mit  Vorbedacht  oder  Auflauern  ist  Mord  (assassinat)  und 
wird  bestraft  mit  lebenslänglichem  Zuchthaus,  Hierauf  folgen  die 
qualificirten  Tödtungsarten,  die  wie  Mord  bestraft  werden,  Todt- 
schlag von  Ascendenten,  Vergiftung,  Todtschlag  in  Begehung 
eines  andern  Verbrechens.  —  Kindsmord,  Tödtung  des  Kindes 
im  Augenblick  der  Geburt  oder  unmittelbar  nachher,  Strafe  drei 
bis  zehn  Jahre  Zuclithaus.  (Vgl.  Art.  295  ff.  d.  code  penal  fran- 
9ais.)  —  Art.  258 — 272  behandeln  die  lesions  corporelies  volon- 
taires  mit  vielen  Unterscheidungen  nach  Vorbedacht  und  Auf- 
lauern, Begehung  gegen  Ascendenten,  Ausführung  mit  Waffen 
oder  Instrumenten.  Der  Bericht  bemerkt  hiezu  (S.  93) :  „Les  di- 
visions  et  distinctions  y  sont  beaucoup  plus  nombreuses,  que  dans 
le  code  actuel,  les  pcnalites  assez  diffi6rentes  et  tres  echclonneed/ 
Besonderes  Gewicht  wird  auf  die  Berücksichtigung  des  Mittels 
der  Verletzung  gelegt.  —  Die  Vernachlässigung  der  Famiüen- 
pflichten  wird  sehr  streng  geahndet  und  der  Schutz  der  Kinder 
ausgedehnt  berücksichtigt. 

St.  G.  B.  V.  1874.  Zeitschr.  f  Schweiz.  R.  Bd.  XXI.  S.  266. 
P.  0.  V.  25.  Oct.  1884.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht.  Bd.  XXVI. 
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S.  446.    La  revision  du  code  penal  de    1810,   par   J.  Hornung^ 
1873.   —  Nessij   le  code  d'instruction  criminelle   im  Journal,  des 
tribiiiiaux.  Hornung,  le  nouveau  code  pcnal  in  Revue  de  droit  inter- 
national 1875.  Flammer,  lois  penales  d'instruction  criminelle  1862 
mit    historischer   Einleitung.    Hornung,    le  droit  penal  föderal   et 
le  nouvel  Art.  74  bis  in  Journal  des  tribunaux.  1883.  Novellen. 
Gesetz  v.  12.  Juni  1875  betr.  Begnadigung.  Zeitschrift  f.  Schweiz. 
Recht.   Bd.  XXI.  S.  275.  —  Gesetz  v.  15.  Juni  1878  und  vom 
19.  Juni    1880   und   21.  Oct.    1881    betr.  Wahlbetrug.    Zeitschr. 
Bd.  XXII.    S.   153.  —  Gesetz   vom  6.  Juni    1885.     Anwendung 
des    Art.   208   der   P.   O.     Zeitschr.     Bd.   XXVII.     S.   491.  — 
Gesetz    vom    19.    März    1888    betr.    Fragestellung    an    die    Ge- 
schwomen  wegen    Zurechnungstahigkeit.    (Fall  Lombardi.)    Zeit- 
schrift.   Bd.  XXIX.    S.  458.  —  Gesetz  vom  9.  Jan.  1888  betr. 
Druck    von   Banknoten-ähnlichen    Papieren.     Copie    des   französ. 
Gesetzes  vom  11.  JuH  1885.    Zeitschr.    Bd.  XXIX.    S.  454.  - 
Gesetz    vom    9.    Juni    1888    betr.    Criminaljustizverwaltung.    — 
Gesetz  betr.  An-  und  Verkauf  von  Gold  und  Silber.  Verordnung 
zum  Bundesgesetz  hierüber.   —  Gesetz  betr.  Vergehen  gegen  die 
öffentl.   Moral  v.  26.  Sept.   1888.  —  Rech  ts fälle.   Zeitschr.  f. 
Schweiz.  R.    Bd.  X.    S.  43.    Todtschlag  der  Ehebrecherin,    Frei- 
sprechung. —  Bd.  X.    S.    61,     Diebstahl    oder    Unterschlagung. 
Bd.  XI.  S.  141.  Mord;  Injuriengerichtsstand.    Fälschung  egypti- 
scher  Münzen,  Bericht  des  eidg.  Justizdepartements  1882. 


Zag  1876. 

§  96.  Das  Strafgesetzbuch  von  Zug  ist  das  erste  dieses 
Cantons,  der  hiedurch  mit  einem  Schritt  aus  veralteten  Rechtszu- 
ständen auf  den  Boden  der  neuen  Gesetzgebung  sich  stellte.  Es 
stimmt  im  Wesentlichen  mit  den  einfachen  Gesetzen  der  kleinen 
Cantone  überein  und  enthält  blos  135  Paragraphen,  wovon  40 
auf  den  allgemeinen  Theil  fallen.  Ein  Polizeigesetz  war  vor- 
gesehen, doch  wurde  neuestens  im  Hinblick  auf  ein  schweizerisches 
Strafgesetzbuch  davon  Umgang  genommen.  Vorbild  war  Zürich, 
dessen  Strafgesetzbuch  schon  vorher  von  der  Praxis  zu  Rathe 
gezogen  war.  Daneben  wurde  dasjenige  von  Basel  benutzt.  Wie 
in    letzterm    sind    bei    vielen   Verbrechen    Minima    gesetzt.     Das 

P/0HHiHger,  Sohweix.  Strafrecht.  Vd 
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Strafsystem  stimmt  mit  geringen  Abweichungen  überein  mit  dora- 
Jen  igen  von  Züricli,    in    dessen    Strafanstalt   Zug   bis   zur  neuer- 
liclien  Erstellung  einer  eigenen  wohl  eingerichteten  Anstalt  sein«* 
Verbrecher    versorgte.     EigenthüraUch     ist    das    Strafmittel    tl^r 
Privathaft  für  ältere  oder  presthafte  Personen,  die  besonderer 
Obsorge  bedürfen.  —  Besser  als  sein  zürcherisches  Vorbild  ist  «-> 
darin,  dass  es  die  Anstiftung   ohne   den  Eintritt  des  Verbrechen> 
oder  eines  strafbaren  Versuchs  nicht  bestraft,  sogar  ausdnicklii'li. 
offenbar  im  Hinblick  auf  Zürich,  straflos  erklärt. — Auch  die  Deuun- 
ciationspflicht  des  §  41  des  St.  G.  B.  von  Zürich  hat  Zug  nicht 
aufgestellt  und  den  Kreis  Derjenigen,  welche  wegen  Begünstijjun;: 
nicht  bestraft  werden  können,  auf  Personen,  welche  in  der  gleichen 
Haushaltung   leben,  ausgedehnt,  falls  sie  aus  den  durch  das  Vn 
brechen  gewonnenen  Sachen  nur  den  nothwendigen  Lebensunter- 
halt  bezogen   haben.     Neben    dem  Strafausschliessungsgrund  dtr 
mangelnden  freien  Willensbestimmuug    oder   der  zur  Erkenntnis» 
der  Strafbarkeit   nöthigen   Urtheilskraft,   ist   als    Strafmilde^ull;^'' 
grund    die    geminderte    Zurechnungsfähigkeit    aufgeführt. 
Wenn  bei  Vergehen,  die  blos  gegen  das  Vermögen  gerichtet  bind, 
der  Schaden  vor  dem  Einschi'eiten  der  Behörden  wieder  gut  gi" 
macht  wird,  kann    die   Strafe   herabgesetzt  oder  gänzlich  erla*M^ 
werden.    —    Die   Strafe   kann   ebenfalls   erlassen    werden,   wenn 
Theilnehmer   am    Aufruhr   auf  Abmahnen   vom  Unternehmen  ab 
gestanden  sind ;  bei  Brandstiftung,  wenn  nur  ein  geringer  Schaden 
entstand  oder  das   ausgebrochene   Feuer    vom   Brandleger  selbst 
oder    auf   seine    Veranlassung    gelöscht    wurde,    bei    fahrlässiger 
Brandstiftung  oder  Ueberschwemmung,  wenn  kein  weiterer  i!»clw- 
den  eingetreten  ist',  bei  fahrlässigem  Falliment,  wenn  die  Gläubiger 
befriedigt  worden-,    endlich    in  zwei  Fällen  von  falscher  Anklage. 
Im  besondern  Theil  ist  bei  Hochveirath    und  LandcÄVCffath 
blos  Bezug  genommen  auf  das  Bundesstrafrecht;  von  Aufreizung 
zu  Aufruhr  und  Widersetzung  ist  nicht   die   Rede.     Ungehorsam 
gegen    amtliche    Verfügungen    und    Widersetzung    sind   bedrobt, 
ersteres    mit    Geldbusse    oder    Gefiingniss    bis    auf   14    Tage,  in 
schweren    Fällen    Gefängniss    bis   zu   sechs    Monaten    oder  Gfld- 
busse  bis  2000  Fr.,  —  letztere  bei    thätlicher  Misshandlang  und 
(iebrauch  von  Waffen    mit   Gefängniss  bis   ein   Jahr    oder  Gf'd' 
busse  (Basel  Zuchthaus  bis  zu  fünf  Jahren).     Neben  der  Störung 
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lies   Hausfriedens  sind  in  Anlehnung  an  das  alte  Recht  schwer 
bedroht  die  ruhestörerischen  und  beleidigenden   Un fugen 
anderer  Art,  namentUch  zur  Nachtzeit    verübt.    Münzvergehen 
und  Urkundenfälschung  lehnen  sich  an  das  Basler  Gesetz  an.  — 
Mord  wird  bei  mildernden  Umständen  mindestens  mit  12  Jahren 
Zuchthaus    bestraft    (Zürich  zehn).    —   Wenig    glücklich    ist    die 
Bestimmung   des   Todtschlags    nach    Zürich,    statt   der   einfachen 
und    lückenlosen   Formel    des    basler  und    deutschen    St.    G.    B. 
Minimum    der    Strafe    drei  Jahre  (Basel  fünf,  Zürich  ein),  Kinds- 
tödtung   Strafe  zwei    bis   zwölf  Jahre   (Basel    drei    bis   fünfzehn). 
Auch  Körperverletzung  ist  milder  behandelt  als  in  Basel.     Ehr- 
vcrletzung  und  Beschimpfung  wird  mit  Geldbusse  bis  100  Fr., 
Verleumdung  mit  Gcldbussc  bis  200  Fr.  oder  Gefängniss  bis  auf 
14  Tage  bestraft.     Oeffentliche  Begelmng  oder  gegen  Beamte  ist 
bloß  Zumessungsgrund.  —  Aussereheliche  Schwängerung  wird  mit 
Geldbusse^    im    Rückfall  mit    Gefängniss  bestraft.    —   Wer  einen 
Andern  mit  rechtswidriger  Zufügung  von  Nachtheilen  unter  Um- 
ständen bedroht,  die  eine  ernstliche  Ausführung  befürchten  lassen, 
wird  wegen  Drohung   mit   Gefängniss  oder  Geldbusse  bestraft. 
Je    nach  Umständen  kann  auf  Stellung   einer  Caution  oder 
auf  polizeiliche  U  eher  wachung,  in    geringfügigen  Fällen  auch 
auf  diese  Massnahmen  allein  erkannt  werden. 

Die  bedingte  Freilassung  ist  geregelt  durch  Gesetz  vom 
1.  Jan.  1872.  —  Gesetz  vom  I.Juni  1882  betr.  Wiedereinführung 
der  Todesstrafe-,  von  Ausführung  kann  nicht  die  Rede  sein  und 
insofern  könnte  Weiteres  übergangen  werden.  Es  ist  aber  gleich- 
zeitig die  Dauer  der  höchsten  Zuchthausstrafe  unter  mildernden 
Umständen  erhöht  woi'den,  so  bei  Mord  von  12  auf  15  Jahre,  bei 
Brandstiftung,  Ueberschvvemmung,  gemeingefährlicher  Vergiftung, 
Raubmord  und  bei  falschem  Zeugniss,  wenn  dasselbe  die  Ver- 
urtheilung  eines  Angeklagten  zur  Folge  hatte.  Bei  Veijährung 
ist  eine  Zwischenstufe  eingelegt  worden.  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R. 
Bd.  XXIV.  S.  471.)  —Referat  über  das  St.  G.B.  von  .1.  Heiisler 
m  Zeitschr.  1881.  S.  251.  ff.  —  Gegenwärtig  ist  der  Entwurf 
einer  Strafprocessordnung  ausgearbeitet.  Ueber  die  ältere  Praxis 
vgl.  Osenhrnggen  im  Gerichtssaal  Bd.  XXII.  — Rechtsfälle:  Zeit- 
schrift f.  Schweiz.  Recht.  Bd.  III.  S.  12.  -Bd.  XII.  S.  112.  - 
Bundesgerichtliche    Entscheidungen    Bd.    V.    S.    411.  —  Rechts- 
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quellen:    Ott^   Zeitschr.   f.    Schweiz.    R.    Bd.  I.     Stadt-  und  Amt- 
buch von  1432  und  1566.  —  Renand,  Rechtsgeschichte,  I.  c.  53. 


Appenzell  A.-Rh.  1878. 

§  97.  Das  Strafgesetzbuch  von  1878  (§§  134  nebst  polizei- 
lichem  Anhang)    stimmt   in   Grundlagen^    Behandlungsweise  und 
Inhalt  mit   demjenigen  von    1859  überein.    (Vgl.  S.  433  ff,  493. 
314.)    Die  Strafmittel   sind   im  neuen  Gesetz  nach  Ausscheidung 
der  veralteten,  die  modernen  in  der  überreichen  Entwicklung  von 
15  an  der  Zahl.    Die   Behandlung  der   Freiheitsstrafen  und  ihre 
Verwendung  in  den    Strafdrohungen  ist  von   Interesse  (siehe  die 
vergleichende   Darstellung   der   Strafmittel   in   den    verschiedenen 
Cantonen).    Das  neue  Gesetz   hat   manche  Lücke   im  altem  aus- 
gefüllt, die  Thatbestände,    dem   Fortschritt   der  Wissenschaft  ge- 
mäss verbessert  und  durchweg  eine  sorgfältige  Redaction  eintreten 
lassen.  Die  Landesverweisung  ist  den  Anforderimgen  der  Bundes- 
verfassung angepasst;  neu  aufgenommen  wurde  die    Bestimmung 
über  Verjährung,  Entschädigung  Freigesprochener.  Mit  dem  Weg- 
fall der  Todesstrafe  und  der  Ansetzung  der  Zuchthausstrafe  ohne 
Minimum  bis  auf  Lebensdauer  ist  sogai'  für  die  schwersten  Fälle 
eine  Freiheit  der  Berücksichtigung  mildernder  Umstände  gegeben, 
wie  sie  selten  vorkommt;  so  ist  z.  B.  bei  Mord  blos  Zucht- 
hausstrafe bis  auf  Lebenszeit  angedroht,  bei  Kindsmord  blos 
ein  Maximum  gesetzt. 

Wie  in  Schwyz  sind  (obwohl  an  die  Spitze  gestellt)  die  Ver- 
brechen gegen  den  Staat  sehr  milde  bedroht  und  die  wirkliche 
Gefährlichkeit  und  der  Erfolg  hervorgehoben.  Landesverrath 
ist  je  nach  Massgabe  der  Gefährlichkeit  und  des  Er- 
folgs mit  Zuchthaus,  in  geringern  Fällen  mit  Geiängniss  — , 
Aufruhr  mit  Geldbusse,  in  schwereren  Fällen  mit  Gefangniss  und 
Geldbusse,  im  schwersten  mit  Zuchthaus  bedroht. 

Der  Ungehorsam  gegen  ein  Friedgebot  hat  eine 
strengere  Redaction  und  Strafdrohung  gefunden,  was  dafür  spricht, 
dass  man  das  Institut  für  lebensfähig  und  erhaltenswerth 
genug  erachtete,  um  es  weiterhin  zu  pflegen.  Art.  62.  Wer 
bei  entstehenden  Streitigkeiten,  oder  während  der  Be- 
gehung   von    Thätlichkeiten    gegen    Andere    in    förmlicher 
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Weise  zum  Frieden  aufgefordert  wird  und  dieser  Auf- 
forderung keine  Folge  leistet,  ist  mit  einer  Qeldbusse  bis  auf 
100  Fr.  zu  bestrafen  (vgl.  S.  438). 

Körperverletzung  ist  mit  genauerer  Hervorhebung  der  schwe- 
ren, mittlem  und  geringern  Fälle  redigirt  und  im  Anschluss  eine 
Bestimmung  über  „Verwahrlosung"  angehöriger  oder  anvertrauter 
Kinder  oder  Gebrechlicher  aufgenommen  worden.  Der  Begriff  der 
unzüchtigen  Handlungen  wurde  erweitert,  jedoch  einige  Milderung 
in  den  strenge  bedrohten  Vergehen  gegen  die  Sittlichkeit  ein- 
gefiilirt,  indem  der  wiederholte  aussereheliohe  Beischlaf  Einstellung 
in  den  besondem  Ehrenrechten  nicht  mehr  zur  Folge  hat.  —  Ehr- 
verletzung und  falsche  Anklage  sind  besser  gefasst  als  im  frühern 
Gesetz.  Die  Strafe  ist  wesentlich  dieselbe.  Bei  Beschimpfung  ist 
der  Maximalbetrag  der  Geldbusse  auf  200  Fr.,  bei  Verleumdung 
auf  500  Fr.  beschränkt  und  im  neuen  Gesetz  hinzugefügt,  dass 
in  schweren  Fällen  der  Beschimpfung  auch  Haft  neben  Geldbusse 
ausgesprochen  werden  kann.  Neu  gefasst  und  in  der  Strafe  ge- 
schärft ist  auch  der  Wucher."  Diebstahl  ist  kürzer  und  besser 
formulirt.  Statt  der  complicirten  und  unhaltbaren  mannigfachen 
Werthbestimmungen  anderer  Gesetzbücher  ist  einfach  der  Satz 
aufgestellt:  Die  Strafe  richtet  sich  wesentlich  nach  dem 
Wert  he  der  Gegenstände,  und  die  Unterscheidung  einfachen  und 
qualificirten  oder  schweren  Diebstahls  fällt  ebenfalls  dahin,  indem 
die  Qualificationsgrtinde  als  Strafe rhöhungsgründe  ange- 
führt werden. 

Ganz  im  Sinne  des  guten  alten  Rechts  wird  die  Nichterfüllung 
eingegangener  öconomischer  Verpflichtungen  und  die  Unehrlichkeit 
im  Verkehr  fiir  ehrlos  und  strafwürdig  in  weiterer  Ausdehnung 
gehalten.  Ausser  dem  betrüglichen  und  dem  leichtsinnigen  Bankrott, 
welche  beide  Herabsetzung  in  den  bürgerlichen  Ehren  und  Rechten 
zur  Folge  haben,  wird  es  als  einfacher  Bankrott  bestraft,  wenn 
die  besondern  erschwerenden  Merkmale  nicht  vorhanden  sind  und 
es  steht  darauf  die  Strafe  des  Gefängnisses  bis  zu  14  Tagen  und 
der  Herabsetzung  in  den  Ehrenrechten.  Wo  aber  Verschuldung 
nicht  vorliegt,  oder  „wo  in  den  Lebensschicksalen  oder  Familien- 
verhältnissen ein  Milderungsgrund  liegt",  kann  von  Strafe  Um- 
gang genommen  werden.  Der  ausgeschätzte  Schuldner  wird  wie  der 
Fallit  behandelt  und  Vergehen,  welche  zu  keiner  der  im  Gesetz- 
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buch  benannten  Arten  des  Betnigs  gehören,  jedoch  unter  die  Be- 
stimmung des  Art.  121  fallen,  sollen  nach  dem  Ermessen  des 
Richters  bestraft  werden.  Jede  zum  Nachtheil  der  Rechte  eines 
Andern  absichtlich  unternommene  Täuschung  durch  Erzeugnng 
eines  Irrthums  oder  durch  unerlaubte  Vorenthaltung  oder  Unter- 
drückung der  Wahrheit,  ist  Betrug  (§  121). 

Die  Uebertretungen  enthalten  unter  Andorra:  Vorschriften 
über  Störung  der  Sonntagsruhe,  Bettel,  Verheimlichung  der  Nieder- 
kunft, unsittliche  unzüchtige  Reden  und  Singen ,  Tnmkenheit 
(5  Fr.,  im  Wiederholungsfall  50  Fr.  oder  Haft),  unmässiges  Spiel 
um  Geld,  Tanzen,  Ruhestörung,  Ausschank  von  Wein  an  junge 
Leute  unter  16  Jahren  und  Trunkenbolde,  Thierquälerei.  Den 
Schluss  bildet  ein  Anhang,  enthaltend  die  Uebertretungen  eidge- 
nössischer Gesetze  (Militärwesen,  Civilstand  und  Ehe,  Maass  und 
Gewicht,  Forstpolizei  im  Hochgebirge,  Wasserbaupolizei,  Jagd 
und  Vogelschutz,  Fischerei,  Viehseuchen,  Gefiihrdung  des  Eisen- 
bahn-, Post-   und  Telegraphenbetriebs,  Arbeit   in    den  Fabrikenl 

Ueber  das  Gesetzbuch  vgl.  A,  ne.üshr  in  Zeitschr.  f.  Schweiz. 
R.  Bd.  XXII.  S.  142.  —  E.  Ifiiher,  ein  Beitrag  zur  Geschichte 
des  St.  V.  im  Canton  Appenzell  A.-Rh.  in  Appenzell.  Jahrbücher 
II.  Heft  11.  —  Landsgemeindebeschluss  vom  25.  April  1880 
betr.  Errichtung  einer  Zwangsarbeitsanstalt  fiir  Arbeitsscheue.  — 
Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXII.  S.  148.  Revision  des 
Art.  153  vom  25.  April  1880.  —  Strafprocessordnung  vom  25. 
April  1880.  Bd.  XXII.  S.  153.  126.  —  Beschluss  betr.  Fallite 
vom  19.  Mai  1880.  —  Beschluss  vom  26.  August  1880  betr. 
Straf  klagen  wegen  Verleumdung,  Körperverletzung,  Bankrott 
Der  Antrag  auf  Wiedereinfi'ihrung  der  Todesstrafe  wurde  von  der 
Landsgemeinde  verworfen  (1882).  —  Beschluss  betr.  Bussen- 
Schuldner.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  XXVI.  S.  445.  —  B^ 
schluss  betr.  Besserungsanstalt  vom  20.  März  1883.  —  Reglement 
betr.  Zwangsarbeitsanstalt  vom  13.  Nov.  Disciplinarmassregeln 
gegen  Unverbesserliche  verfassungswidrig.  Zeitschr.  Bd.  XXV. 
S.  475.  Polizeivorschriften  betr.  die  Heilsarmee.  —  Verordnung 
vom  4.  Nov.  1887  über  das  Polizei wesen.  Zeitschr.  Bd.  XXIX, 
S.  456. 
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Schwyz  1881. 

§  98.    Das  St.  G.  B.  vom  20.  Mai  1881  ist  mit  den  S.  487 
angefahrten  Abänderungen  als  ein  „umgeschriebenes",  dessen  Vor- 
lage dasjenige  von  1869  war,  im  Bescliluss  des  ßegierungsrathes 
bezeichnet  worden  und  wir  können    daher  in  Bezug  auf  den  In- 
halt auf  die  Darstellung  des  altern  (S.  482)  verweisen.  Ueberdies 
sei  Bezug   genommen   auf  Dasjenige,  was   von    diesem   und  dem 
appenzellisclien  St.  G.  B.  und  andern  gleichen  Charakters  S.  315 
und  493  erwähnt  wurde,  und  insbesondere  auf  die  Ausführungen 
in    Bezug    auf  die   Bestimmungen    des   allgemeinen    Theils.     Die 
Veränderungen    hatten    für    das    neue  Gesetzbuch   blos    eine  Ver- 
mehrung um  zwei  Paragraphen  zur  Folge,  so  dass  es  jetzt  deren 
1 1 7  enthält.  —  Rechtsfälle.  Zeitschr.  f.  Schweiz»  R.  Bd.  I.  S.  22. 
Bd.  VIII.  S.  70  Wahrheitsbeweis.  Bd.  XV.  S.  74  Injurie.  Bd.  VI. 
S.  126   Aussetzung.    Bd.  VI.    S.    133    Betrug.    —   Zu   erwähnen 
sind  die  Polizei-  und  Strafbestimmungen   betr.    den    Salzschleich 
handel    vom  28.  Juli  1888;    die  Verordnungen    über  Markt-  und 
Ilausirverkehr  vom  27.  JuH  1887;  betr.  Einführung  von  Stempel- 
marken vom  30.  Nov.  1887  (Anfertigung  falscher  Stempelmarken 
gleich  Münzfälschung  bestraft). 


D.  Das  Verhältniss  zum  deutschen  Strafgesetzbuch  und  die 
principiellen  Anforderungen  an  ein  schweizerisches  Strafgesetz. 

§  99.  I.  Das  Strafgesetzbuch  für  das  deutsche  Reich  kann  als 
epochemachend  in  des  Wortes  eigenthchem  Sinne  bezeichnet  werden, 
und  es  ist  dem  bisher  dargelegten  Verhältnisse  der  schweizerischen 
Strafgesetzbücher  zu  den  deutschen  Entwürfen  und  Gesetzen  nur 
entsprechend,  wenn  jenes  auf  die  nachfolgende  Gesetzgebung  der 
Cantone  einen  eingreifenden  Einfluss  übte.  Derselbe  ist  ein  ver- 
schiedener. Einige  Gesetze  geben  sich  dem  deutschen  Werke 
fast  rückhaltslos  hin,  andere  benutzen  es  in  Verbesserung  ihrer 
frühern  Gesetzbücher  mit  mehr  oder  weniger  Geschick  und 
Selbständigkeit.  Als  Signatur  der  Richtung  kann  angeführt  wer- 
den, dass  in  der  Art  und  Weise  der  Nachahmung,  wie  in  den 
begleitenden    Berichten    der    Behörden    eine    Autorität    nach    der 
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gesetzgeberischen  und  wissenschaftlichen  Seite  jenem  zuerkannt 
wird;  wie  sie  selbst  vor  der  Kritik  im  Reiche  nicht  besteht,  — 
die  das  eigene  Prüfen  und  das  Prüfen  des  Eigenen  aussetzt  und 
den  Abweichungen  vom  Vorbild  oft  nur  den  Charakter  des  Zu- 
fälUgen  oder  sogenannt  Praktischen  lässt.  —  Doch  ist  in  der 
Mannigfaltigkeit  der  cantonalen  Erzeugnisse^  wie  sich  schon  aas 
der  Darstellung  der  einzelnen  Gesetzbücher  ergiebt,  Manches  von 
unverwüstlicher  Kraft,  in  den  Wurzeln  der  Landeseigenart  be- 
gründet, und  kann  zum  Ausgangspunkt  schweizerischer  Entwicke- 
lung  genommen  werden.  Im  Mittelpunkt  des  Interesses  steht  so- 
nach das  Verhältniss  zwischen  dem  deutschen  Strafgesetzbuch  und 
den  spätem  schweizerischen  Gesetzbüchern,  die  Frage  nach  dem 
Maass  des  Einflusses  jenes  und  der  Selbständigkeit  diesen 

Von  Nachahmung  kann  nicht  die  Rede  sein,  soweit  directe 
Gegensätze  der  Staatsverfassung  offen  zu  Grunde  liegen.  Nun 
durchdringt  aber  der  Geist  jener  das  Strafgesetz  und  bestimmt 
Form  und  Inhalt,  so  dass  indirect  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  zu 
übernehmen,  was  in  der  eigenen  Gesetzgebung  einen  fremdartigen 
Geist  bekundet.  Wir  haben  in  den  cantonalen  Strafgesetzen  die  Menge 
solcher  Bestandtheile,  wie  im  Einzelnen  nachgewiesen  werden  wird. 

Gerade  hier  hat  es  sich  gezeigt,  wie  assimilationsüthig  die 
besondern  Landesrechte  sind,  und  dass  sogar  ein  Gesetz  ertragen 
wird,  welches  für  ganz  andere  Verhältnisse  berechnet  ist;  selbst 
ein  schlechtes  Gesetz  kann  durch  die  Art  der  Handhabung  Mängel, 
die  auf  anderm  Boden  verhängnissvoll  werden,  unter  den  verän- 
derten Bedingungen  nicht  zeigen.  Damit  ist  aber  nur  gesagt^ 
dass  eine  solche  Uebernahme  fremder  Gesetze  nicht  unmöglich 
ist  und  keineswegs,  dass  sie  gut  sei.  Im  Gegentheil  muss  vom 
Standpunkt  der  Wissenschaft  und  der  gesetzgeberischen  Aufgabe 
die  Forderung  gestellt  werden,  dass  das  Strafgesetz  den  beson- 
dern Verhältnissen  von  Land  und  Volk  angepasst  sei. 

Es  ist  sonach  zweierlei  zu  prüfen:  1.  Ob  ein  solches  gegen- 
sätzliches Verhältniss  auch  zwischen  dem  Reichsstrafgesetz  und 
den  schweizerischen  Strafgesetzbüchern  bestehe,  oder  ob  die  Zeit 
und  die  Internationalisirung  der  Wissenschaft  bereits  die  Gemein- 
samkeit  der  Strafgesetze  zur  Reife  gebracht  haben.  2.  Ob  in 
der  Entwickelung  des  schweizerischen  Strafrechts  sich  gewisse 
Grundsätze   herausgearbeitet   haben,    die   bedeutend   genug   sind. 
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eigenthümliches  Strafrecht  nach  Form  und  Inhalt  zu  bilden,  ob 
dies  auch  dem  deutschen  Strafgesetzbuche  gegenüber  Stand  halte 
und  principiell  in  Uebereinstiramung  stehe  mit  den  besondem 
Verhaltnissen  von  Land  und  Volk. 

II.  Es  ist  gezeigt  worden,  wie  die  schweizerischen  Strafge- 
setzbücher der  ersten  Periode  verglichen  mit  dem  bayerischen 
Gesetzbuch  die  ausgesprochenen  Eigenschaften  der  Einfachheit 
und  Kürze  im  bewussten  Gegensatz  zur  lehrbuchartigen,  doctri- 
nellen  Richtung  in  Deutschland  hatten,  däss  sie  mild  und  die 
Freiheit  des  richterlichen  Ermessens  begünstigend  waren,  und  dass 
ihnen  der  regierungspolizeiliche  Charakter,  der  noch  die  Entwürfe 
der  folgenden  Periode  und  die  Gesetzbücher  in  den  Einzelheiten 
des  Versuchs,  der  Theilnahme  und  inancher  Verbrechensthat- 
bestände  bestimmt,  fehlt,  wie  dies  Temm3  bestätigt  hat.  Jene  Rich- 
tung hat  sich  auch  in  der  Folge,  bestärkt  von  der  wohlthätigen 
Einwirkung  des  französischen  Rechts,  erhalten^  obwohl  der  stei- 
gende Einfluss  der  deutschen  Particulargesetzgebung  sich  geltend 
machte. 

Es  ist  dann  nachgewiesen  worden,  wie  mit  dem  Erscheinen 
des  von  der  französischen  Jurispinidenz  massgebend  beeinflussten 
preussischen  St.  G.  B.,  welches  sich  durch  Einfachheit  und  Klar- 
heit, als  ein  filr  die  Geschwornen  bestimmtes  Gesetz,  auszeichnete, 
eine  Annäherung  in  mehrfacher  Beziehung  zwischen  der  deutschen 
und  schweizerischen  Gesetzgebung,  welche  durch  das  helvetische 
Strafgesetzbuch  und  durch  die,  an  den  französischen  Code 
penal  sich  anlehnenden  Cantone  denselben  Einfluss  der  französi- 
schen Gesetzgebung  bereits  erfahren  hatte,  sich  vollzog.  Freilich 
bezeugt  das  preussische  Gesetz  einen  andern  Geist  als  die  schwei- 
zerischen cantonalen  Strafgesetzbücher,  wie  dies  aus  den  staat- 
lichen Verschiedenheiten  sich  ergiebt,  aber  in  Bezug  auf  gemeine 
Verbrechen  und  deren  gesetzgeberische  Behandlungsweise  hat  sich 
auf  beiden  Rechtsgebieten  eine  objective  Gemeinsamkeit  hergestellt. 
—  Dies  hat  aber  nur  die  beschränkte  Gültigkeit  für  die  bezeich- 
neten Punkte,  während  der  grundsätzlichen  und  wichtigen  Ver- 
schiedenheiten nach  anderer  Richtung  viele  sind. 

III.  1.  Das  St.  0.  B.  für  das  deutsche  Reich  ist  von  grosser 
Einfachheit  und  Präcision,  und  es  kann  die  Frage  gestellt  werden, 
ob    die   schweizerische  Gesetzgebung   etwas   Besseres  thun    kann, 
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als  dasjenige  einfach  zu  übernehmen,  was  darin  gemeingöltig 
normirt  ist. 

Die  Frage  ist  auch  bereits  beantwortet.  Theik  haben  die 
Vertreter  der  Wissenschaft  den  Anschluss  an  das  deutsche  St. 
G.  B.  j)rochiniirt  mit  einzehien  Verbesserungen,  wie  man  der- 
gleichen anbringen  kann,  theils  hat  die  Gesetzgebung  der  einzehien 
Cantonc  bereits  die  Uebernahme  wörtlich  vollzogen. 

In  der  That  lässt  sich  sagen^  dass  die  Geraeinsamkeit  der 
(Viltur  und  der  darauf  gestiitzte  gleiche  Werth  des  Verbrechens 
für  verschiedene  Staaten,  wie  die  gemeinsame,  an  Landesgrenzen 
nicht  gebundene  Wissenschaft  auf  gleiche  strafrechtliche  Foruien, 
Thatbestände  und  Strafen  hinweisen.  Ein  Dieb,  ein  Räuber,  ein 
Betrüger  oder  Bankrotteur*  ein  Brandstifter,  Nothzüchter,  Todt- 
Schläger  ist  für  die  eine  Rechtsordnung  gerade  so  schädlich,  wie 
für  die  andere.  Dieselbe  Handlung  ist  es,  die  da  wie  dort  ge- 
troffen werden  soll,  wenn  auch  die  Definitionen  variiren,  und  die 
Abweichungen  in  der  Strafdrohung  sind  kaum  auf  verschiedene 
Auffassungen  im  Volke  über  den  Werth  des  Verbrechens  zu- 
rückzuführen. 

Es  wäre  nicht  blos  entsprechend  der  gemeinsamen  Ciütur 
und  im  Sinne  der  einen  idealen  Wissenschaft,  einheitliche 
Formen  aufzustellen,  sondern  auch  ein  der  internationalen 
Rechtsgemeinschaft  geleisteter  praktischer  Dienst,  wie  schon  die 
einfache  P^rwähnung  der  Differenzen  über  die  Thatbestände  in 
den  Auslieferungsverträgen  genügend  belegt  Wenn  wir  aber  den 
Blick  der  grossen  Gemeinsamkeit  der  internationalen  Verkehrs- 
bedürfnisse und  Verkehrsmittel  und  dem  Weltgüteraustausch,  der 
die  künstlichen  Schranken  der  Landesgrenzen  überspringt,  zu- 
wenden,  so  müssen  dieser  grossen  Richtung  gegenüber  mehr  um! 
mehr  die  nationalen  Eitelkeiten  und  Besonderheiten  der  Gesetz- 
gebung s*'hwindf*n,  wenn  nicht  materiell  wichtige  Verschieden- 
heiten zu  Grunde  liegen,  welche  in.  tieferem  Zusammenhang  mit 
der  Eigenart  von  Volk  und  Land  stehen.  Thatsächlicli  hat  sich 
auf  dorn  Boden  des  gcMueinen  Strafrechts  durch  die  Wissenschaft 
in  bescliränktem  ]\Iasse  eine  Ausgleichung  von  Land  zu  Lan»i 
bereits  vollzogen.  Die  Annäherungs-  und  Befruchtungspunkte 
zwischen!  deutschem  und  französischem  Strafrecht  sind  zahlreich; 
ob  Russland  oder  Italien,    Belgien   oder  Croatien  oder  ein  ameri- 
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kanischer  Staat  ein  Strafgesetz  aufstelle,  geschieht  es  unter  inter- 
nationaler Betheiligung  der  Wissenschaft  und  einer  grösseren  oder 
geringeren  Berücksichtigung  anderer  Gesetzeswerke  von  Sei  ton 
des  legiferirenden  Staates. 

Gegenüber  diesem  grossen  Zug  nach  Rechtsgemeinschaft  ist 
von  allererster  Bedeutung  für  jeden  Redactor  eines  neuen  Ge- 
setzesentwurfs oder  für  den  Gesetzgeber  selbst,  jene  Grundfrage 
abzuklären :  Welche  Berechtigung  haben  particulare  Abänderungen 
von  Thatbeständen,  welche  durch  ein  anerkannt  gutes,  ein  grosses 
Rechtsgebiet  beherrschendes  Mustergesetz  aufgestellt  und  durch 
eine  massgebende  Doctrin  und  reiche  Rechtsprechung  gesichert 
sind  ? 

In  welchem  Punkte  ist  Üebernahme  möglich,  in  welchem 
nach  Landesverschiedenheiten  nicht? 

2.  Es  liegt  wenig  Berechtigung  darin,  wenn  eine  kurze  be- 
zeichnende oder  klassisch  einfache  Bestimmung  eines  Thatbestandes 
gegeben  ist,  deswegen  Veränderungen  oder  afterwissenschaftliche, 
sogenannte  Verbesserungen  vorzunehmen,  weil  der  Redactor  des 
Gesetzes  eine  der  vielen  mögliehen  Spielarten  vorzieht  oder  weil 
die  Bestimmung  für  ein  anderes  Landesgesetz  gegeben  werden 
soll.  Ebenso  sind  die  Zufälligkeiten,  welchen  ein  Gesetzesent- 
wurf in  den  Commissionen  und  im  gesetzgebenden  Körper  unter- 
worfen ist,  wohl  selten  geeignet,  als  wesentliche  landeseigenthüm- 
liehe  Besonderheiten  zu  gelten. 

Es  ist  oft  dai-auf  hingewiesen  und  im  Verlauf  der  gesammten 
Entwickelung  der  schweizerischen  Strafgosetzgebung  hervorgehoben 
worden,  wie  gerade  diese  schwächliche  Verbesserungstendenz  mit 
oder  ohne  gelehrte  Prätension  einen  peinlichen  und  kleinlichen 
Eindruck  macht  und  gewöhnlich  zu  Ungunsten  der  Sache  aus- 
schlägt. 

Es  ist  vollkommen  unsere  hier  und  andernorts  ausgesprochene 
Ueberzeugung,  dass  es  sich  empfielilt,  eine  gute  Form  ohne 
Ziererei  und  Selbständigkeitsverdrehungen  zu  übernehmen  und  ihr 
selbst  dann  noch  den  Vorzug  zu  geben,  weim  man  glaubt,  Ver- 
besserungen der  einen  oder  andern  Art  vornehmen  zu  können. 
Denn  es  giebt  gar  keine  Form,  selbst  die  einfachste  nicht,  woran 
nicht  sogenannte  Verbesserungen  anzubringen  wären.  Aber  wenn 
dieselben    nicht  entscheidende,    eingreifende    sind,  so  ist  in  jedem 
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Fall  die  gemeinsame  in  ihren  Merkmalen  und  ihrem  ganzen  Zu- 
sammenhang gesicherte  Form  vorzuziehen.  Was  kommt  heraus 
bei  dem  Kleinkram'der  meisten  dieser  sogenannten  Verbesserungen : 
Wortstreit,  Dialectik  und  völliges  Verkennen  der  bestimmenden 
Grundrichtungen. 

3.  Es  giebt  eine  Grenze  der  Möglichkeit,  einen 
Thatbestand  annähernd  vollendet  zu  bestimmen. 
Ganz  wird  dies  nie  gelingen  und  kann  ans  logischen 
Gründen  nie  gelingen.  —  Ist  eine  solche  annähernd  beste  Formel 
gefunden,  so  nehme  man  sie  wie  sie  ist.  Alle  Versuche  zur  Ver- 
besserung bringen  andere  Formeln,  aber  keine  beste. 

Diese  Einsicht  zur  logisch  begründeten  Ueber- 
zeugung  gebracht,  wird  mehr  zur  Unification  bei- 
tragen, als  die  Unsumme  des  Schulstreiis,  ob  jene 
oder  diese  Form  die  bessere  sei,  denneinAbschluss 
dieses  Streits  ist  nicht  abzusehen. 

Wenn  wir  aber  soweit  ganz  auf  dem  Boden  der  einfachen 
Uebernahme  des  Gemeinsamen  und  Brauchbaren  stehen  und  jene 
Art  der  Verbesserungen  und  sogenannten  Fortbildung  verwerfen, 
so  ist  daneben  wohl  zu  beachten,  dass  ausschlaggebende  Gründe 
vorhanden  sein  können,  die  trotz  alledem  gegen  eine  solche  Ueber- 
nahme fremder  Formen  streiten,  selbst  wenn  diese,  als  allgemein 
gültige,  sonst  den  Vorzug  verdienten.  Dabei  ist  vorausgesetzt, 
dass  der  Uebernahme  sonst  keine  Hindemisse  aus  wirklicher  Ver- 
schiedenheit der  Rechtsgmndlagen  entgegenstehen;  denn  es  kann 
wohl  eine  Bestimmung  über  Mord  und  Todtschlag,  Diebstahl, 
Betrug  für  die  Schweiz  oder  für  einen  Schweizercanton,  wie  für 
Deutschland  genau  gleichlauten,  während  keine  Rede  sein  kann 
von  Uebertragung  solcher  Bestimmungen,  die  mit  der  Staatsform 
zusammenhängen. 

IV.  Ehe  wir  hierauf  näher  eintreten,  ist  ein  Ueberblick  noth- 
wendig,  in  welchen  Hauptpunkten  Verschiedenheit  zwischen  dem 
deutschen  St.  G.  B.  und  einem  schweizerischen  besteht. 

Das  deutsche  St.  G.  B.  Iiat  vorauf  ein  äusserst  reiches  Rüst- 
zeug zum  Kampf  gogen  die  Staatsfeinde  §  80 — 146  (66  Para- 
graphen). Die  schweizerischen  Cantone  begnügen  sich  in  der 
Mehrzahl  mit  4—15  Paragraphen.  Nun  ist  ja  ohne  Weiteres  zu- 
zugeben^ dass  ein  Grossstaat  und  Militärstaat  andere  Bedürfnisse 
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hat  als  ein  Canton  oder  selbst  die  Eidgenossenschaft,  aber  der 
Vergleichung  wegen  ist  es  doch  nützlich,  an  Geyer  s  Wort  zu 
erinnern :  „Ist  fiir  einen  monarchischen  Grossstaat  jene  Einfach- 
heit nicht  möglich,  so  muss  sie  doch  zum  Nachdenken  anregen." 
Zum  Nachdenken!  überall,  —  zunächst  bei  uns  zu  Hause:  Es 
giebt  noch  cantonale  Strafgesetzbücher,  welche  den  Apparat  eines 
Grossstaats  mit  sich  schleppen,  und  es  wäre  nicht  ersbvunlich,  wenn 
ein  eidgenössisches  Gesetz  versucht  wäre,  da  die  Cantone  auf 
diesem  Gebiet  zum  grossen  Theil  mit  Verweis  auf  das  Bundes- 
gesetz nicht  bestimmen,  in  manchen  Stücken  ein  Anleihen  bei 
dem  deutschen  St.  G.  B.  zu  machen  —  denn :  .;,Die  Wissenschaft 
ist  darüber  einig",  dass  jeder  Staat  sich  gegen  seine  Feinde  schützen 
muss  und  daher  solcher  Strafbestimmungen  bedarf.  — 

Wie  aber;  wenn  solche  Fälle  nicht  vorkommen  oder  in  einem 
halben  Jahrhundert  einmal?  Soll  dann  der  Bund  dafür  sorgen, 
einen  überlieferten  Apparat  aufzustellen,  der  nie  gebraucht  wird? 
Wie  oft  sind  die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Bundesstrafrechts 
seit  dem  Bestehen  des  Gesetzes  in  Anwendung  gekommen  ?  Auch 
fiir  ein  eidgenössisches  Strafrecht  genügen  wenige  Paragraphen 
und  ganz  besonders  hat  man  sich  zu  hüten  vor  Aufnahme  solcher 
Bestimmungen,  wie  es  die  §§  43  ff.  des  Bundesstrafrechts  sind, 
die  erfahrungsgemäss  dem  Ausland  nur  Handhabe  zur  Einmischung 
geben,  sowie  vor  Gelegenheitsgesetzen  gegen  Hetzspione 
und  Anarchisten.  Der  Fall  Wohlgemuth  hat  gezeigt,  dass  in  sol- 
chen Fällen  das  Recht  sich  biegen  muss.  Der  Bund  wäre  in  die 
fatale  Lage  gekommen,  wenn  Strafbestimmungen  gegen  Hetz- 
spione bestanden  hätten,  dafür  sorgen  zu  müssen,  dass  Wohl- 
gemuth entweder  nicht  verurtheilt  wurde  oder,  dass  er  Gelegen- 
heit erhielt,  auf  einfache  Weise  sich  der  Strafe  zu  entziehen.  — 
Ausweisung  ist  für  solche  Fälle  das  beste  Mittel,  zumal  ab- 
schreckende Strafen  nicht  angehen  und  leichte  Strafen  ihren  Zweck 
nicht  erfüllen.  Wo  ein  starker  politischer  Druck  ausgeübt  würde, 
wäre  sogar  das  Beste  an  der  Sache  —  die  gerichtliche  Unter- 
suchung und  öffentliche  Behandlung  —  nicht  zu  erreichen.  Ver- 
besserungsfähig ist  in  dieser  Materie  unser  Strafrecht  aber  kaum 
durch  Gelegenheitsgesetzgebung. 

Beachtenswerth  ist  das  St.  G.  B.  von  Freiburg;  es  setzt 
auf  die  schwersten  Staatsverbrechen  Verbannungsstrafe.    An  Bei- 
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spielen  dafiir,  dass  selbst  in  Republiken  aus  Nachahmungssuclit 
und  cantonalem  Hoheitshochmuth  die  Nachäfiung  monarchischer 
(Gesetzbücher  nahe  liegt,  fehlt  es  nicht  und  dass  selbst  die  Nei- 
gung nicht  fohlt,  politische  Gelegenheitsgesetze  monarchischeo 
Staaten  nachzuschreiben,  zeigen  die  cantonalen  Strafgesetzbücher 
der  frühern  Periode  gerade  wie  die  neuern  Entwürfe,  die  sich  mit 
Duchrne.paragraphen  und  Dynaraitartikeln  schmücken. 

Das  deutsche  St.  ö.  B.  hat  ferner  für  den  Beamtenstaat  ein 
ausgedehntes  und  sorgfältiges  Beamtenstrafi'echt  nöthig,  um  die 
Integrität  dieses  Hauptorgans  In  jeder  Hinsicht  zu  schützen.  Es» 
setzt  darüber  fest  in  30  Paragraphen  (331 — 360).  Die  Schweiz. 
Cantone  kennen  einen  besondern  Bearatenstand  nicht  und  be 
gnügen  sich  mit  wenigen  Artikeln  über  Amtspflicht  Verletzung, 
Missbrauch  der  Amtsgewalt,  Amtserschleichung,  Bestechung,  Die 
franz()sischen  Cantone  bebandeln  nach  dem  Vorbild  des  code  penai 
franyäis  das  (Kapitel  der  Beamtenvergehen  mit  grösserer  Ausfülir- 
lichkeit  und  der  Bund  hat  für  seine  zahlreichen  Beamten  vielleicht 
in  dem  Masse  ausführlichere  Bestimmungen  nöthig,  als  die  so- 
genannte Bundesbureaukratie,  der  schwarze  Mann  des  Föderali.s- 
mus,  an  Umfang  gewinnt.  Sehr  zu  beachten  ist  der  Schutz  der 
Beamten  in  l^ezug  auf  die  Ehre.  Dass  im  Beamtenstaat  der 
Schutz  der  Beamtenehre  unter  bessere  Garantien  gestellt  wird, 
könnte  nicht  überraschen.  Doch  kennt  das  deutsche  St.  G.  B. 
die  Beleidigung  der  Amtsehre  nicht  mehr,  während  dieses  Ver- 
gehen noch  in  einigen  Schweiz.  G.  B.  spukt.  Das  deutsche  G&*etz 
stellt  aber  die  Amtsehre  doch  unter  besondern  Schutz,  indem  e» 
die  amtlichen  Vorgesetzten  zur  Stellung  eines  Strafantrages  er- 
mächtigt und  das  hohe  Maximum  der  Strafdrohung  fiir  Ehrvcr- 
letzung  gestattet,  die  Ehrverletzung  eines  Beamten  während  der 
Ausübung  des  Berufs  oder  in  Beziehung  auf  den  Beruf  als  maß- 
gebenden Straferhöhungsgrund  weitgehend  zu  berücksichtigen.  — 
Für  ein  schweizerisches  Strafgesetz  muss  die  persönliche  und 
bürgerliche  Ehre  allein  massgebend  sein  und  in  keinem  Fall  kann 
nach  Schweiz.  Recht  es  in  die  Hand  von  Vorgesetzten  gelegt  wer- 
den, sicli  zum  Hüter  der  Ehre  des  bürgerlichen  Beamten  aufeu- 
werfeu.    Doch  liat  auch  hier  die  Nachalimung  gewirkt. 

Es    kann    weiterhin    wohl    nicht    die    Rede    sein    von    einer 
gleichen   Behandlung  der   Ehrverletzung   in  Deutschland   und  ii^ 
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der  Schweiz.  Man  braucht,  um  die  Verschiedenheit  zu  begründen, 
nicht  auf  Montesquieu's  Satz  zurückzugreifen,  dass  die  Ehre  das 
Wesen  der  Monai'chie,  die  Tugend  d.isjenige  der  KepubHk  aus- 
mache, und  kann  doch  sagen,  dass  grundsätzHch  verschiedene 
Behandlungsvveise  geboten  ist.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  dies 
näher  auszuführen  —  es  ist  anderwärts  geschehen ;  es  ergiebt 
aber  schon  die  Beziehung  auf  das  oben  Gesagte,  dass  die  Straf- 
drohung dort  eine  so  hochbegrenzte  sein  muss,  wie  sie  der  Bürger- 
staat mit  einer  freien  Presse  und  der  üblichen  starken  Kritik  der 
Personen  und  Verhältnisse  nicht  anwenden  darf.  Was  von  der 
Strafdrolmng  und  der  Strafpraxis  gilt,  scheint  die  Begriffe  un- 
berührt zu  lassen,  und  thatsächlich  haben  die  beiden  Grundformen 
der  Beschimpfung  und  Verleumdung  ihr  lleimatrecht  in  Frank- 
reich und  Deutschland  wie  in  der  Schweiz  und  die  Praxis  hat 
dieselben  allwärts  als  brauchbare  Formen  verwendet.  Dennoch 
wird  die  Uebernahme  nicht  blindlings  vollzogen  werden  dürfen 
und  man  wird  auf  alte  Rechtsbestandtheile,  welche  in  schweizeri- 
schen Gesetzen  und  im  Leben  noch  erhalten  sind,  gewissenhaft 
zu  achten  haben. 

Die  Ehrverletzung  steht  unmittelbar  in  Verbindung  mit  dem 
Recht  der  freien  Meinungsäusserung.  Es  ist  wenig  damit  gesagt, 
wenn  man  diese  anerkennt  und  nur  den  Missbrauch  scliarf  be- 
strafen will;  denn  die  Hauptsache  ist,  was  als  Missbrauch  der 
Rede-  und  Pressfreiheit  betrachtet  wird.  Was  für  Deutschland  Miss- 
brauch ist,  ist  es  für  die  Schweiz  noch  nicht.  --  Majc^stätsbelei- 
digung,  Beamtenbeleidigung  und  Privatehrverletzuug,  Schmähung 
des  Staates  müssen  principiell  aus  einem  Gesichtspunkt  beurtheilt 
werden  und  dieser  Gesichtspunkt  muss  grundsätzlich  ein  anderer 
sein  für  Deutschland  als  für  die  Schweiz.  Dass  grundsätzlich 
auf  diesem  Gebiet  für  Deutschland  eine  strafausdehnende  Tendenz 
gegeben  ist,  hat  Hiujo  Alef/ar  im  Gerichtssaal  1881.  S.  189  dar- 
gethan,  indem  er  sagt:  „Als  ein  Delict  gegen  die  Autorität  des 
Staates  wäre  eigentlich  schon  jeder  Ungehorsam  gegen  eine  staat- 
liche Anordnung  zu  betrachten."  Ebenso  ist  es  walirlich  niclit  prin- 
cipiell gefordert,  sondern  nur  durcli  praktisch  politische  (i runde 
gerechtfertigt,  wenn  im  geltenden  Reclit  nur  die  Verleumdung 
von  staatlichen  Einrichtungen  und  Anordnungen,  nicht  aber  die 
Schmähung  des  Staates  und  seiner  Einrichtungen  unter  Strafe 
gestellt  wird. 
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Als  der  Qlarner  Landsgemeinde  die  Vorlage  gemacht  wurde, 
die  Strafe  der  Ehrverletzung  zu  erhöhen  und  einen  Anarchisten- 
artikel aufzunehmen,  wurde  Beides  grundsätzlich  abgelehnt. 

Das  bestimmte  Gepräge  des  deutschen  Reichs  haben  auch 
die  Bestimmungen  über  Gotteslästerung  und  Beschimpfung  vod 
Religionsgesellschaften  oder  deren Tlinrichtungen  uncT gebrauche. 
Uer Innere  ^Zusammenhang  mit  dem  Vorgesagten Tässt  sich  nicht 
verkennen  und  es  ist  derselbe  Grund,  weshalb  der  Freistaat  der- 
gleichen Bestimmungen  nicht  in  ein  Strafgesetzbuch  aufnehmen 
soll.  Es  ist  das  weitgehende  Recht  der  freien  Meinungsäussernng 
und  rückhaltlosen  Kritik.  Im  Speciellen  garantiren  diese  Rechte  die 
Bundes-  und  cantonalen  Verfassungen. 

Die  hellste  Illustration  hiefiir  hat  Basel  geliefert.  Obwohl  in 
manchen  Punkten  selbständig  und  verständig  bei  Abfassung  seines 
neuen  St.  G.  B.,  hat  es  doch  im  Ganzen  abgeschrieben,  was  an- 
nehmbar schien,  wozu  auch  der  Religions-  und  Gotteslästerangs- 
artikel  des  deutschen  St.  G.  B.  gehörte.  Sobald  aber  dersellje 
vom  Papier  in  Wirklichkeit  treten  sollte,  zeigte  sich  der  Ver- 
fassung gegenüber  die  Unanwendbarkeit;  das  darauf  gestützte 
Urtheil  musste  cassirt  und  später  der  Paragraph  abgeändert  wer- 
den. —  Eine  andere  Stellung  ist  durch  die  Bundesverfassimg  für 
die  Eidesdelicte  geschaffen.  Vgl.  Verhandl.  d.  Schweiz.  Juristen- 
vereins. Lauterburg :  die  Eidesdelicte  1886. 

Nachahmung  des  deutschen  Gesetzbuchs  ist,  wenn  auch  nicht 
geradezu  unmöglich,  so  doch  grundsätzlich  ausgeschlossen  in  ver- 
schiedenen Punkten  des  Strafsystems.  Es  ist  wohl  keine  Frage, 
dass  die  Todesstrafe  in  einem  schweizeiischen  Strafgesetzbuch 
nicht  stehen  kann,  während  sie  den  Schlussstein  des  deutschen 
bildet.  Zwar  haben  sie  manche  cantonale  Gesetzbücher  und  die 
Zeit  liegt  nicht  fern  hinter  uns,  wo  in  der  Schweiz  eine  reü-o- 
grade  Bewegung  sich  geltend  machte,  den  Cantonen  die  Freiheit 
der  Einführung  derselben  zu  überlassen.  Allein  anderseits  war 
die  Bewegung  dawider  so  tiefgründig,  und  mit  Rüc|cBicht^^.aüf 
Auslieferung  unter  den  Cantonen  ist  ihre  Ausfülirung  mit  solch' 
üriüberwindllclien  Illndernissen  verbunden  und  thatsächlich  ist  be- 
reits in  so  schweren  Fällen  von  der  Execution  abgesehen  worden, 
dass  man  nur  constatiren  kann,  dass  dieses  Strafmittel  nur  auf 
dem  Papier   steht   und   unausführbar  ist.     So  sehr  es  dem  Ernste 
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und  Geiste  des  deutschen  St.  G.  B,  entspricht  und  wohl  nicht 
zu  entbehren  ist,  wo  der  Monarch  eines  ausserordentlichen  Schutzes 
bedarf,  so  sehr  widerspricht  es  dem  Geiste  der  Milde,  der  die 
«cbweizerischen  Strafgesetzbücher  und  die  schweizerische  Praxis 
von  jeher  auszeichnete. 

Schon  Tetmne  hat  es  ausgesprochen,  dass  die  schweizerischen 
St.  G.  B.  sich  von  der  Vernichtungstendenz  der  deutschen  G.  B. 
in  den  Ehrenstrafen  freiEalten.  In  vermindertem  GTräde  trifft  diös 
auch  heute  noch  zu,  indem  die  Aberkennung  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  den  dauernden  Verlust  der  öffentlichen  Aemter, 
Würden,  Titel,  Ehrenzeichen  zur  Folge  hat.  In  der  Entwick- 
lung der  schweizerischen  Gesetzgebung  liegt  es  nicht,  dauernden 
Verlust  von  Ehrenrechten  auszusprechen,  so  streng  in  dieser 
Richtung  manche  Gesetzbücher  sind.  —  Die  Polizeiaufsicht  ist 
als  Nebenstrafe  eine  mit  Recht  vielangefochtene  Einrichtung. 
Manche  der  cantonalen  Gesetzbücher  haben  dieses  Institut  ent- 
lehnt; ein  schweizerisches  Gesetzbuch  wird,  wie  die  Mehrzahl  der 
Cantone,  auf  diese  Einrichtung  verzichten  müssen.  Es  kann  als 
bemerken 8 werther  Vorzug  des  schweizerischen  Rechts  betrachtet 
werden,  dass  auch  die  Schutzaufsicht  in  einer  Weise  geregelt  ist 
(wie  bereits  1838  Mitte  mutier  von  St.  Gallen  rühmend  heivor- 
gehoben  hat),  dass  die  peinliche  Aufsicht  der  Polizei  im  Interesse 
des  Besserungszweckes  zurücktritt.  - —  Das  Institut  der  Rehabili- 
tation ist  in  den  cantonalen  Gesetzen  so  fest  begründet,  dass  auch 
hierin  eine  eigen thümliche,  dem  französischen  Recht  entnommene 
Bildung,  welche  den  Vorzug  vor  dem  deutschen  Gesetz  verdient, 
anerkannt  werden  kann. 

Der  consequente  Gang  der  Entwicklung  der  schweizerischen 
Gesetzgebung  weist  aus  ihrem  Wesen  heraus  und  in  den  Einzel- 
heiten der  Gesetze  auf  die  Ausbildung  der  Freiheit  des  richter- 
lichen Ermessens  hin,  gegenüber  der  Tendenz  der  deutschen 
Gesetzgebung,  dieses  Ermessen  zwar  freier  zu  gestalten  als  der 
Feiierha^'h' sehe  Rigorismus  zulassen  wollte,  aber  doch  mit  mög- 
lichster Genauigkeit  das  Strafmass  den  Begriff(in  und  ihren  Unter- 
ai*ten  anzupassen,  Derageniäss  wird  ein  schweizerisches  Gesetz- 
buch auf  ganz  andern  Boden  als  das  deutsche  Strafgesetzbuch  sich 
zu  stellen  und  als  Grundfra<]:e  diese  zu  lösen  haben :  Welches  Svsteni 
der  Sti-afdrohung   ist  gemäss  der  Entwicklung   und  der  Eigenart 

PfsnniMgtr,  Schweiz.  Strafrecht.  '^^ 
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der  schweizerischen  Gesetzgebung  zu  Grunde  zu  legen  und  welche 
Rückwirkung  hat  dies  auf  die  Verbrechens-Begriffe? 

Von  einer  Uebernahme  kann  auch  nicht  die  Rede  sein  in 
Bezug  auf  Bestimm ungen^  welche  so  sehr  mit  der  Landeseigen- 
heit verwachsen  sind^  dass  denselben  auf  anderem  Boden  die 
materielle  Unterlage  fehlt.  Zahlreiche  Paragraphen  kann  ein 
schweizerisches  Strafrecht  sich  ersparen,  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  es  weder  Meer  noch  Dämme  und  Deiche,  noch  Schiffe,  noch 
Matrosen,  noch  stehende  Armee  hat,  noch  Stände,  deren  Ehren- 
wort bewuchert  wird  oder  deren  Vergehen  eine  besondere  Standes- 
l  strafe  fordern ;  wir  haben  auch  keine  Classenhassparagraphen  nöthig, 
i  und  CS  wird  keinem  schweizerischen  Gesetzgeber  einfallen  können, 
'  dass  die  Räthe  einer  besondern  Schutzbestimmung  bedürfen,  um 
nicht  wegen  Abstimmungen  oder  in  Ausübung  des  Berufe  ge- 
',  thanen  Aeusserungen  zur  Verantwortung  gezogen  zu  werden,  oder 
dass  es  eines  besondern  Paragraphen  bedarf,  um  wahrheitsgetreue 
Berichte  über  Raths Verhandlungen  gegen  strafrechtliche  Verfolgung 
sicher  zu  stellen. 

Das  deutsche  St.  G.  B.  ist  vollständiger  als  es  irgend  ein  can- 
tonales  ist.  In  den  §§  360 — 370  bestimmt  es  in  sunmiarischer 
Weise  die  Strafen  bei  Uebertretungen.  Manche  dieser  Gegen- 
stände werden  in  den  cantonalen  Strafgesetzbüchern  oder  in  be- 
sondern Polizeistrafgesetzbüchem,  oder  in  besondern  polizeilichen 
Nebengesetzen  behandelt.  —  Das  deutsche  St.  G.  B.  enthält  aucli 
Bestimmungen  über  Beschädigung  von  Post-  und  Telegraphen- 
anstalten, über  Markenschutz,  Lotterie,  Jagd,  Vogelschutz,  Fischerei, 
Forstpolizei,  Pfandleihwesen.  Darüber  haben  die  cantonalen  St. 
G.  B.  nur  selten  eigene  Artikel  aufgenommen,  da  diese  Materien 
theils  durch  das  Bundesstrafrecht,  theils  dui-ch  strafrechtliche 
Nebengesetze  des  Bundes  geregelt  sind.  Das  Strafgesetzbuch  von 
Appenzell  A.-Rh.  hat  einen  besondem  Anhang  von  15  Paragraphen 
betreffend  Uebertretungen  eidgenössischer  Vorschriften. 

In  den  angeführten  Punkten  liegt  die  Divergenz  auf  der 
Hand  und  liegt  ein  Hauptgrund  für  die  grosse  Zahl  der  Para- 
graphen des  deutschen  St.  G.  B.,  welche  die  Zahl  der  meisten 
cantonalen  Strafgesetze  um  das  Doppelte  fibersteigt. 

V.  In  andern  Punkten  ist  die  Uebei'nahme  deutscher  Ge- 
setzesbestimmungen durch   schweizerische  St.  G.  B.  möglich  und 
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in  Wirklichkeit  vollzogen  worden.  Es  ist  aber  hier  zu  sondern 
nach  solchen  Bestimmungen,  welche  einwandsfrei,  als  mitstergültig 
und  auf  gemeinsamer  Rechtsgrundlage  stehend,  i'ibernonimen  wer- 
den können,  und  nach  solchen,  welche  zwar  übernommen  worden 
sind  und  zwischen  Leben  und  Sterben  schlecht  und  recht  fort- 
vegetiren,  ohne  Schaden  anzurichten,  die  aber  bei  grundsätzlicher 
und  consequenter  Gesetzgebung  nicht  übernommen  werden  dürften, 
weil  sie  fremdartig,  ohne  feste  Voraussetzungen  —  geistwidrig 
sind  (und  solcher  Bestimmungen  giebt  es,  wie  wir  sehen  werden, 
viele).  Es  ist  dann  die  Frage  zu  stellen,  ob  nicht  von  Grund  aus 
und  grundsätzlicli  eine  Prüfung  sowohl  nach  der  Seite  der  Form 
als  der  des  Inhalts  an  der  deutschen  Mustergesetzgebung  vorzu- 
nehmen sei,  ausgehend  von  der  Eigenart  der  schweizerischen 
Gesetzgebung  und  den  besondern  Bedürfnissen  des  Landes,  wie 
sie  sich  in  der  dargelegten  Entwicklung  ausgeprägt  haben. 

Gegenüber  denjenigen  Bestimmungen  des  deutschen  St.  G.  B., 
welche  übernommen  werden  können,  ohne  dass  iluien  unverein- 
bare Landesverschiedenheiten  gegenüberstehen ,  sind  folgende 
Fragen  zu  erheben: 

1.  Welche  Bestimmungen  könnten  als  vorbildlich  und  muster- 
haft übernommen  werden? 

2.  Welche  müssen  vom  grundsätzlichen  Standpunkt  aus  ver- 
worfen werden? 

3.  Ist  nicht  nach  Form  und  Inhalt  auf  Grundhige  der  schwei- 
zerischen Gesetzbücher  ein  selbständiger  Aufbau  nach  principiellen 
Gesichtspunkten  geboten  ? 

Fassen  wir  die  letztere  Frage  zuerst  in's  Auge,  so  ist  sofort 
ersichtlich,  dass  sie  die  grössten  Anforderungen  stellt;  aber  man 
muss  die  Frage  stellen  und  man  sollte  die  Anforderung  stellen 
dürfen,  denn  darüber  muss  Klarheit  walten: 

•  Entweder  hat  man  bei  den  obschwimmenden  Be- 
strebungen und  der  bereits  in  Scene  gesetzten  weit- 
gehenden Nachahmung  des  deutschen  St.  G.  B.  und 
bei  der  in  den  Gerichten  üblich  werdenden  Raths- 
erholung  in  den  Entscheidungen  des  deutschen 
Reichsgerichts,  —  als  „ schweizerisches  Strafrecht"  —  einen 
blossen    schweizerischen    Aufguss    mit    den    übersatt    bekannten 
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„Verbesserungen"  des  Vorbilds  —  wobei  das  schweizerische  Bechl 
zum  Trabanten  des  deutschen  St.  G.  B.  wird, 

—  oder  man  erstrebt  ein  seh weizerisches  Straf- 
recht, welches,  in  der  Eigenart  von  Land  und  Volk  begründet, 
in  der  Entwicklung  der  Strafgesetzgebung  nachgewiesen,  wirkliche 
rechtsgestaltende  Grundsätze  in  den  Einzelheiten  nach  Inhalt 
und  Form  eigenartig  zum  Ausdruck  bringt. 

ad  1.  Wollten  wir  alle  diejenigen  Bestimmungen  des  deut- 
schen Strafgesetzbuches  anführen,  welche  von  schweizerischen 
Gesetzbüchern  ohne  Weiteres  übernommen  werden  können,  so 
raüsste  man  sich  aufs  Abschreiben  einrichten,  wie  dies  ja  bereits 
von  einigen  cantonalen  Gesetzbüchern  geschehen  ist;  es  genügt^ 
z.  B.  auf  das  St.  G.  B.  von  Baselstadt  hinzuweisen,  welche« 
zum  weitaus  grössten  Theil  wörtlich  das  deutsche  St.  G.  B.  copirt 
liat.  In  der  That  ist  kaum  abzusehen,  warum  Mord,  Todtschlag, 
Körperv^erletz^^ng,  Diebstahl,  Unterschlagung,  Betrug  und  viele 
«Hudere  Thatbestände  nicht  übernommen  werden  sollten.  Hier 
findet  in  voller  Tragweite  jenes  Wort  Anwendung,  dass  es  eine 
Grenze  der  formalen  Vollendung  in  Bestimmung  der  Thatbestände 
giebt.  Die  Bestimmung  von  Mord  und  Todtschlag  in  ihrer  Kürze 
I  und  lückenlosem  Gefüge  kann  als  Beispiel  einfachster  und  er- 
'  schöpfender  Formulirung  gelten;  sie  ist  geradezu  musterhaft  und 
allen  jenen  Feststellungen  vorzuziehen,  welche  noch  den  Affect 
beim  Todtschlag  als  Merkmal  hinzufügen  und  dadurch  eine  Lücke 
zwischen  den  Definitionen,  die  sich  ergänzen  müssen,  herstellen. 
Die  Sätze  über  Körperverletzung  können  als  nachahmenswerthes 
Muster  hingestellt  werden  und  es  sind  besonders  die  Einfachheit 
und  Siclierheit  des  Tliatbestandes  und  die  Verwendung  von  alten 
Kcchtsbestandtheilen,  welche  den  deutschen  einschlägigen  Bestim- 
mungen den  Vorrang  vor  denjenigen  der  meisten  cantonalen  Ge- 
setze zuweisen.  Der  Diebstahl  ist,  verglichen  mit  altern  Bestim- 
niunucn  der  Parti cularreclite  und  mancher  schweizerischer  Gesetze, 
von  grosser  Einfachheit  und  Klarheit  des  Thatbestandes  und  als 
vorzüglich  inuss  anerkannt  werden,  dass  der  Werth,  welcher  die 
schweizerischen  Gesetze  noch  complicirt,  nicht  mehr  als  Qualifi- 
cationsmoment  erscheint.  Aehnliches  lässt  sich  von  vielen  andern 
Bestimmungen  sagen.     Inwiefern  selbst  hier  gemäss   der  Frage  3 
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verschiedene    Behandlung  vom     grundsätzlichen    Standpunkt    ge- 
boten sein  mag,  ist  in  der  Folge  zu  prüfen. 

ad  2.  Viele  Sätze  können  übernommen  werden  und  werden 
harmlos  übernommen,  während  sie  principiell  nicht  übernommen 
werden  sollten.  Mittennaier  hat  im  Archiv  des  Criminalrechts  un- 
widersprochen darauf  hingewiesen,  wie  die  Tendenz,  bei  Staatsver- 
brechen Vorbereitungshandlungen  zu  treffen,  die  Versuchshand- 
lungen als  Vollendung  zu  bestrafen,  in  der  Aeusserung  einer 
regierungsfeindlichen  Gesinnung  bereits  die  staatsgefährliche  That 
zu  ti-effen,  auf  die  Auffassung  und  Behandlung  des  allgemeinen 
Theils  insbesondere  von  Versuch  und  Theilnahme  einen  nachthei- 
ligen Einfluss  geübt  liat. 

Der  Nachtheil  bestand  darin,  dass  allgemein  das  Strafgebiet 
erweitert  wurde,  indem  Aeusserungen  als  strafbarer  Versuch  und 
als  Theilnahme,  letzteres  hauptsächlich  mit  Zuhülfenahme  der 
Unterlassungsdelicte,  zur  Strafe  gelangten,  welche  ohne  diese  Ten- 
denz als  straflos  hätten  gelten  müssen.  Es  wurde  dadurch  der 
Versuch  auf  den  Boden  der  strafbaren  Kundgebung  des  Willens 
gestellt  und  selbst  die  begriffliche  Grenze  der  angeführten  Aus- 
fiihrungshandlung  nach  dieser  Seite  hin  verschoben,  was  soweit 
führte,  dass  der  verbrecherische  Wille  in  Handlungen  bestraft 
wurde,  welche  unmöglich  Anfang  der  Ausführung  sein  konnten. 
Es  geschieht  dies  rein  vermöge  der  Grundauffassung,  welche  das 
Schwergewicht  auf  den  Willen  legt,  trotzdem  das  Gesetz  selbst 
Anfang  der  Ausführung  verlangt,  und  die  Consequenz  ist,  wie 
dies  H.  Meyer,  (im  Gerichtssaal  1881)  gezeigt  hat,  dass  auch 
Vorbereitungshandlungen  bestraft  werden  sollten,  —  Jene  Rich- 
tung ist  noch  bestimmend  für  das  deutsche  St.  G.  B.,  wie  die 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  beweiseu.  —  Die  Unsicherheit 
und  vielbeklagte  Verworrenheit  der  deutsclien  Doctrin  in  den 
Lehren  über  Versuch  und  Theilnahme  ist  zum  grossen  Theil 
dieser  Tendenz,  welche  ihr  auferlegt  war,  zuzuschreiben. 

Für  ein  schweizerisches  Strafgesetzbuch  ist  nicht  nur  solche 
Einwirkung  auszuschliessen,  sondern  es  soll  sogar  die  Richtung 
herrschen,  für  die  Verbrechen  gegen  den  Staat  keine  Ausnahme- 
sätze aufzustellen  und  dieselben  den  geraeinen  Grundsätzen  unter- 
zuordnen; die  Richtung  ist  bereits  angetreten. 

Ein    schweizerisches    St.  G.  B.  darf  daher   eine   Form   über 
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den  Versuch  nicht  acceptiren,  welche  (wie  die  deutsche  Gesetz- 
gebung) der  Praxis  gestattet,  Versuch  mit  untauglichem  Mittel 
und  am  untauglichen  Object  zu  bestrafen,  und  es  ist  eine  solche 
zu  wählen,  welche  der  Auslegung  restrictive  Grenzen  setzt  und 
statt  des  verbrecherischen  Willens  den  mit  der  Handlung  voll- 
zogenen Rechtsbruch  betont. 

Es  liegt  in  derselben  Richtung,  wenn  die  Anstiftung  bestraft 
werden  soll,  ohne  dass  der  Angestiftete  das  Verbrechen  beging. 
Aus  einem  deutschen  Gesetzbuch  ist  der  Satz  in  ein  schweizeri- 
sches gekommen  und  hat  sich  von  hier  in  andere  hinübergezüchtet. 
Die  Sti-afe  dieses  Delicts  wird  theils  selbständig  festgesetzt,  theils 
wird  die  Strafe  des  Versuchs  aufgestellt.  Im  Grunde  ist  es  die 
Strafbarkeitserklärung  einer  Aeusserung,  welche  den  verbrecheri- 
schen Willen  kundgiebt,  ein  Verbrechen  durch  Andere  hervorzu- 
rufen. Wie  bei  Bestrafung  von  Vorbereitungshandlungen  oder  Ver- 
suclien  mit  untauglichem  Mittel  und  Object,  soll  in  dieser  Aeusse- 
rung der  Wille  als  rechtswidrig  getroffen  werden.  Dies  mag  als 
consequent  erscheinen,  wo  jene  Richtung  vorherrscht,  und  ein 
solcher  Satz  mag  in  Gesetzbüchern  jener  Richtung  passend  seine 
Stellung  finden,  so  zweifelhaft  die  dogmatische  Begründung  sei; 
er  darf  aber  principiell  nicht  in  einem  schweizerischen  Gesetzbacli 
stehen.  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  hat  den  Satz  nicht  allgemein 
aufgestellt,  jedoch  bei  einzelnen  Delicten  anerkannt  und  die  Praxis 
und  Doctrin  haben  eine  ausdehnende  Auslegung  angenommen; 
selbst  die  culpose  Anstiftung,  welche  in  den  altem  Particolar- 
rechten  Aufnahme  gefunden  hat,  ist  auf  dem  bezeichneten  Wege 
wieder  zur  Anerkennung  gelangt.  „Anstiftung  kann  recht  wohl  auch 
fahrlässig  gedacht  werden.  Das  Hinwirken  auf  das  Delict  eines 
Andern  ist  als  solches  zu  bestrafen,  auch  wenn  keine  That  er- 
folgte aus  dem  Grundgedanken  der  Theilnahme.  Der  Duchene- 
paragraph  ist  nur  eine  partielle  Rückkehr  zu  der  grundsätzlich 
richtigen  Gestaltung."  „Es  ist  nicht  der  vergeltenden  Gereclitigkeit 
entsprechend,  wenn  der  Anstifter  zum  Versuch  nur  als  solcher 
bestraft  wird  und  nicht  als  Anstifter  zum  vollendeten  Verbrechen/ 
{H.  Met/er,  Gerichtssaal,  1881.  127.)  „Die  von  Praktikern  be- 
fürwortete Ausdehnung  der  Verantwortlichkeit  für  Culpa  führt  folge- 
richtig dahin,  die  dem  Gesetz  unbekannte  fahrlässige  Anstiftung 
und  Beihülfe  durch  eine  Hintertliüre   in  der  Praxis  wieder  einzu- 
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fuhren,  indem,  wenn  Jemand  fahrlässiger  Weise  etwas  sagt  oder 
thut,  wodurch  er,  ohne  es  zu  wollen,  bei  einem  Andern  den  Ent- 
schluss  zur  Begehung  einer  Missethat  hervorgebracht  oder  dem 
Urheber  Hülfe  geleistet,  zwar  nicht  wegen  fahrlässiger  Anstiftung 
oder  Hülfeleistung,  sondern  wegen  fahrlässiger  Thäterschaft  ver- 
antwortlich wird."  (Vgl.  Halschner,  das  gemeine  deutsche  Straf- 
recbt.  Bd.  H.  S.  25.) 

Dasselbe  findet  Anwendung  auf  die  verwandten  Bestimmungen 
über  Auftbrderung  zum  Verbrechen,  ob  dieselben  nun  in  der  Form 
als  öffentliche  Aufforderung,  oder  einfach  als  Aufforderung,  An- 
erbieten oder  Annehmen  im  Gesetz  erscheine.  Die  öffentliche 
Auffordening  findet  sich  bereits  in  cantonalen  Gesetzbüchern  be- 
droht. Meist  als  Aufforderung  oder  Anreizung  zu  Aufruhr  oder 
Widersetzung ;  allgemein  bedroht  Bern  in  Art.  100  die  öffentliche 
Aufforderung  zu  einer  strafbaren  Handlung  mit  Gefängniss  bis 
zu  40  Tagen  oder  Geldbusse  bis  200  Fr.  —  Als  s.  Z.  die  bel- 
gische Regierung  ein  Gesetz  einbrachte  für  Bestrafung  der  Pro- 
vocation  zu  Verbrechen  fand  es  in  der  Kammer  bei  allen  Parteien 
einstimmige  Ablehnung.  In  Nachahmung  des  deutschen  St.  G.  B. 
haben  einzelne  Entwürfe  Schweiz.  Strafgesetzbücher  sich  beeilt, 
ihre  Ducheneparagraphen  als  Bereicherung  des  wissenschaftlichen 
und  Gesetzesschatzes  aufzunehmen. 

Wir  sagen  auch  hier,  ganz  abgesehen  von  der  juristisch 
schwachen  Begründung  solcher  Positionen :  es  widerspricht  der 
wissenschaftlichen  Richtung  und  Stellung  eines  schweizerischen 
Gesetzbuches,  solche  Sätze  aufzunehmen,  und  es  widerspricht  den 
Grundsätzen  des  Freistaats.  Man  kann  unmöglich  den  Gegenstand 
berühren,  ohne  zugleich  die  Sache  zu  erwähnen,  der  die  Forde- 
rung nach  solchen  Gesetzen  entspringt.  Es  sind  Gelegenheits- 
ursachen schlimmster  Art,  welche  vorübergehend  den  öffentlichen 
Verstand  verwirren  und  Gelegenheitsgesetze  erzeugen,  die  alsdann 
die  objective  Wissenschaft  sich  bemüht,  als  wissenschaftliche  For- 
derung zu  begründen.  Die  Ducheno-Affjiire  und  die  anarchistischen 
Versuche  sind  bereits  vergessen  und  nur  die  Gelegenheitsgesetze 
erinnern  noch  daran.  Hat  der  Staat  bisher  bestehen  können  ohne 
solche  Strafdrohungen,  so  wird  er  auch,  nachdem  der  erste  Ge- 
legenheitsdrang vorbei  ist,  in  Zukunft  ihrer  nicht  bedürfen  und 
nicht   nöthig   haben,    ein  neues    Rechtsprincip,    dessen    Tragweite 
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nicht  absehbar  ist,  im  Gegensatz  zum  Geiste  unsers  Rechts  zu 
verkünden.  Die  Aufforderung  kann  so  wenig  strafbar  sein,  als 
die  erfolglose  Anstiftung;  tritt  in  Folge  der  Aufforderung  in  cau- 
saler  Verbindung  nachgewiesener  Massen  das  Verbrechen  ein, 
dann  kommen  die  allgemeinen  Ginindsätze  des  Rechts  zur  An- 
wendung. 

Es  ist  ferner  nicht  mit  den  Grundsätzen  eines  Schweiz.  G.  B. 
vereinbar,  obgleich  ^uch  solche  Sätze  in  engerm  oder  weiterm 
Sinne  in  schweizerischen  Gesetzbüchern  auftauchen,  eine  Denan- 
ciations-  und  Verhinderungspflicht  aufzuerlegen.  Ich  verweise  für 
die  Begründung  dieses  Satzes  auf  das  bei  den  frühera  Perioden 
durchgeführte,  insbesondere  auf  den  Nachweis  des  grundver- 
schiedenen Charakters  der  Anzeigepflicht  im  alten  Friedensrecht  — 
auf  den  Anwendungsfall  des  bezüglichen  Paragraphen  des  Luzerner 
St.  G.  B.  auf  Casitnir  Pfyffer  und  auf  dessen  Ausführungen  über 
diese  Denunciationspflicht  in  seiner  citirten  Schrift,  sowie  auf  den 
Nachweis  der  Ausnahmestellung  solcher  Tiachgeahmter  Sätze  in 
den  Schweiz.  Gesetzbüchern.  Im  deutschen  G.  B,  hat  eine  solche 
Bestimmung  Sinn  und  sie  ist  auch  am  Platz  in  dem  §  139  des 
Reichsstrafgesetzes.  In  der  Doctrin  ist  die  Ansicht  vertreten,  dass 
sie  vom  principiellen  Standpunkt  in  noch  grösserem  Umfang  be- 
straft werden  sollte.^ 

VI.  Wir  haben  angeführt,  dass  in  manchen  Thatbestanden 
das  deutsche  Strafgesetzbuch  theils  als  mustergültig,  thefls  aU 
Vorstufe  für  eine  gemeinsame,  relativ  gute  Formulirung  einfach  in 
der  gegebenen  Bestimmung  übernommen  werden  könnte,  wie  es 
von  einzelnen  cantonalen  Strafgesetzbüchern  bereits  überiioinmeu 
worden  ist,  und  wir  haben  gezeigt,  wie  es  in  andern  Theilen 
nachgebildet  wurde,  während  principiell  eine  Nachbildung 
nicht  stattfinden  sollte,  wobei  wir  von  denjenigen  Bestimmungen 
absehen,  die  von  vorneherein  wegen  Verschiedenheit  der  grund- 
liegenden Verhältnisse  unannehmbar  sind. 

Wir  gehen  zur  dritten  Frage  über,  ob  nicht  auf  Grundlage 
der  Schweiz.  Strafgesetzbücher  und  nach  principiellen  Gesichts- 
punkten ein  selbständiger  Aufbau  nach  F'orm  und  Inhalt  sich 
empfehle. 


*  Hugo  Meyer  im  Gerichtssaal  1881. 
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Zuerst  wäre  die  Frage  zu  untersuchen,  was  unter  diesem 
pi^incipiellen  Gesichtspunkt  zu  verstehen  sei  und  in  welchem  Ver- 
hältniss  er  stehe  zu  jenen  weitern  Gesichtspunkten  einer  Unifor- 
mirung  der  strafrech tHchen  Begriffe  auf  gemeinsamer  Grundlage 
der  Cultur  und  Wissenschaft.  Wir  stellen  aber  diesen  Satz  zum 
Schluss^  um  zunächst  in  den  Hauptpunkten  näher  zu  bezeichnen^ 
worin  nach  Form    und   Inhalt  Abweichungen  geboten  erächeinen. 

Was  den  allgemeinen  Theil  betrifft,  so  ist  bereits  dargethan 
worden,  dass  mit  Beziehung  auf  den  Inhalt  bei  Versuch  und 
Theilnahme  eine  andere  Fassung  nöthig  ist,  da  zwischen  deutscher 
und  schweizerischer  Auflassung  eine  grundsätzliche  Verschieden- 
heit bestehen  muss.  Es  ist  in  der  Folge  im  Einzelnen  darzulegen, 
dass  auch  formell  mit  dem  Wesen  übereinstimmend 
eine  andere  Form,  als  sie  das  deutsche  St.  G.  B.  bie- 
te t ,  unerlässlich  ist.  Es  sei  im  Besondern  hingewiesen  auf  die 
Versuchsformel  und  auf  die  Fassung  der  Anstiftung  und  ihr  Ver- 
hältniss  zur  Beihülfe  und  das  Verhältniss  der  Beihülfe  zur  Mit- 
thäterschaft.  Die  Uebernahrae  der  französischen  beschränkenden 
Formulirung  der  Anstiftung  wird  sinnlos,  wenn  der  Zusatz  ge- 
macht wird,  „durch  andere  Mittel",  selbst  dann,  wenn  wir  diesem 
Satz  die  Bedeutung  geben,  dass  die  Specification  in  eine  Exem- 
plification  aufgelöst  wird. 

Wenn  aber  die  Grundfrage  nach  dem  System  der  Straf- 
drohung, welches  einem  schweizerischen  Gesetz  zu  Grunde  gelegt 
werden  muss,  gelöst  ist,  dann  hat  dies  die  nothwendige  Rück- 
w^irkung  auf  die  Formulirung  des  Anstiftungsbegriffs,  dass  er  auf 
denjenigen  einfachsten  und  volksthümlichen  Ausdruck  zurück- 
gefiihrt  wird,  der  bereits  in  einer  Mehrzahl  von  schweizerischen 
Gesetzbüchern  sich  findet. 

Es  wird  sich  weiterhin  zeigen,  dass  aus  demselben  Grunde 
eine  vom  deutschen  Strafgesetzbuch  abweichende  Behandlung  der 
Concurrenz  und  der  Verjährung  geboten  ist,  und  Bestimmungen 
wegfallen,  welche  fiir  das  System  des  deutschen  St.  G.  B.  nöthig 
erscheinen.  Die  Definitionen  über  Mord  und  Todtschlag  sind  als 
classische  Muster  bezeichnet  worden,  als  Formen,  für  welche 
man  zwar  andere  sehen  kann,  die  aber  in  ihrer  fertigen  Ab- 
geschlossenheit an  sich  vollendet  sind,  und  wenn  etwas  angeführt 
werden   könnte   als  Muster  einer,  sagen  wir    internationalen 
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Formel,  die  im  französischen  Recht  und  in  der  altem  Parti- 
•culargesetz gebung  Deutschlands  und  der  Cantone  zu  finden  ist, 
so  wäre  es  diese.  Doch  selbst  hier  wird  es  sich  fragen,  ob  nicht 
eine  Form  in  der  Art  des  waadtländischen  St.  G.  B.  und  in  Be- 
rücksichtigung der  brauchbaren  Momente  anderer  cantonaien 
St.  G.  B.  mit  Gewinn  für  die  Gruppe  der  Tödtungsdelicte  auf- 
zustellen wäre ;  ob  nicht  der  Thatsache  der  Uebergänge  zwischen 
Handlungen  des  Mordes  nnd  des  Todtschlags  und  den  Fällen  von 
Mord,  in  welchen  die  absolute  Strafe  und  selbt  das  Minimum  bei 
mildernden  Umständen  zu  hoch  erscheint,  und  wo  Richter  und 
Geschworne  mit  gezwungener  Auslegung  und  Annahme  sich  helfen 
müssen,  oder  wo  die  Begnadigung  bessern  muss  —  massgebend 
Rücksicht  zu  tragen  sei.  Die  Bestimmungen  über  die  Sittlich- 
keitsverbrechen sind  mit  einer  Casuistik  und  Strafabstnfung  ge- 
sondert, wovon  man  nicht  sagen  kann,  dass  sie  innerlich  noth- 
wendig  oder  bei  jedem  System  der  Strafdrohung  nöthig  seien. 
Es  ist  sehr  zu  beachten,  dasa  wir  St  G.  B.  haben,  welche  diese 
Delicte  vollkommen  zureichend  in  einen  Paragraphen  zusammen- 
fassen. Dasselbe  findet  Anwendung  auf  andere  Delictsgruppen, 
so  bei  den  Verbrechen  gegen  die  persönliche  Freiheit,  Menschen- 
raub, Entfühining,  Freiheitsberaubung.  Der  Meineid  und  die 
Fälsch ungs verbrechen  sind  in  der  Fassung  des  deutschen  St  G.  B. 
nicht  frei  von  casuistischer  Fülle.  Selbst  die  Behandlung  des 
Diebstahls,  welche  im  deutschen  St.  G.  B.  von  einer  Einfach- 
heit ist,  die  der  Mehrzahl  schweizerischer  G.  B.,  die  nach  ver- 
schiedenen Werthen  die  Strafe  abstufen,  zum  Vorbild  dienen 
dürfte,  lässt  die  Frage  offen,  ob  nicht  wie  im  St  G.  B.  von 
Appenzell  die  Qualificationsgründe  als  einfache  Strafzumessungs- 
gründe  zu  behandeln  wären.  Sehr  oft  zeichnet  das  deutsche 
St  G.  B.  qualificirte  Fälle  mit  besonderem  Strafsatz  aus  oder 
stellt  einen  besondern  Thatbestand  hin.  Aus  schweizerischen  G.  B. 
sehen  wir,  wie  diese  Fälle  in  einer  allgemeineren  Form  ver- 
schwinden und  bei  genügender  Weite  der  Strafralunen  eine  an- 
gemessene Strafe  finden  können.  Die  Qualificationsgründe  werden 
zu  einfachen  Straferhöhungsgründen.  Oft  enthält  das  deutsche 
St.  G.  B.  Sätze,  welche  nur  im  Zusammenhang  des  ganzen  Ge- 
füges  Sinn  haben  und  es  ist  geistlos,  unter  andern  Bedingungen 
sie  nachzuahmen. 
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Die  Artikel  sind  niclit  seltei);  wo  eine  Sprache  entwickelt 
wird,  die  nach  juristischer  Schärfe  und  Technik  gebildet  ist,  die 
aber  der  Forderung,  welche  für  ein  schweizerisches  St.  G.  B. 
grundbestimmend  ist,  dass  die  Sprache  einfach  und  klar  sei, 
widerspricht.  Selbst  bei  Gesetzbüchern,  welche  in  der  Nach- 
ahmung des  deutschen  St.  G.  B.  sehr  weit  gehen,  wie  z.  B.  das- 
jenige von  Basel,  zeigt  die  Vergleichung  das  Bestreben,  zu  ver- 
einfachen und  verwandte  Thatbestände  zusammenzufassen,  wie 
eine  einfache  Vergleichung  des  allgemeinen  Theils  beider  Gesetz- 
bücher augenscheinlich  darthut.  Dieselbe  Methode  ist  in  viel 
liöherem  Masse  in  andern  Gesetzbüchern  erkennbar. 

Das  deutsche  St.  G.  B.  dagegen  lässt  eine  andere  grund- 
sätzlich verschiedene  Methode  der  gesetzgeberischen  Vorschrift 
erkennen:  Nicht  die  Zusammenfassung,  sondern  die  Trennung, 
die  schulgerechte  Paragraphenlust,  die  Tendenz  der  scharfsinnigen 
Distinctionen  nach  interessanten  Fällen  mit  besonderer  Strafdrohung, 
alles  schön  aufgereiht  an  die  Perlenschnur  kurzer  scharfgefasster 
Paragraphen,  ein  Charakterzug  des  deutschen  G.  B.,  der  auch  in 
andern  Gesetzen  erscheint  und  in  der  Folge  näher  in's  Auge  zu 
fassen  ist. 

Je  volksthümlicher  die  schweizerischen  Gesetzbücher  sind, 
voran  diejenigen  der  kleinen  Cantone,  um  so  mehr  tritt  das  Be- 
streben hervor,  nicht  viele  Paragraphen  zu  machen,  das  Volk 
liebt  diese  paragraphenreichen  Strafvorschriften  nicht  und  ist  miss- 
trauisch,  wie  dies  mehrfach  bezeugt  ist;  daher  wird  zusammen- 
gefasst,  was  immer  das  Wesen  der  Begriffe  erlaubt.*  Unterbegriffe 
werden  aufgelöst  und  ein  sehr  weiter  Strafrahmen  erlaubt  dem 
Richter,  den  einzelnen  Fall  dem  Gesetz  unterzuordnen,  ohne 
Casuistik. 

Wenn  ein  Gesetzbuch,  wie  dasjenige  von  Tessin,  eine  Zahl 
von  430  Paragraphen  hat  oder  wie  das  freiburgische  464  oder 
wie  der  neue  Entwurf  von  1889  des  Cantons  Neuenburg  446 
Paragraphen,  so  sagen  wir  um  dieses  einen  Umstandes  willen : 
es  ist  als  Gesetzbuch  ein  verfehltes  Ding,  wenn  es  auch  gute 
Einzelheiten  haben  mag.  Und  wenn  wir  die  Systematik  und  die 
Einzelheiten  des  Freiburger  und  Tessiner  Gesetzes  prüfen,  so 
kann  dieses  Urtheil  nur  Bestätigung  finden. 

Bei  dieser  Methode  ist  die  Casuistik  und  doctrinelle   Ueber- 
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ladung  schon  durch  sich  selbst  gegeben.  Die  wohlthätige  Wir- 
kung, welche  unter  Umständen  die  Beschränkung  der  Redezeit 
hat,  indem  Redner,  die  sonst  ausgiebig  eine  Stunde  sprechen, 
genöthigt  werden,  dasselbe  in  20  Minuten  zu  sagen,  würde  sich 
auch  in  der  Gesetzgebung  geltend  machen,  wenn  die  Aufgabe 
gestellt  würde,  ^dieses  bekannte  Material  muss  in  höchstens  löO 
Paragraphen  gefasst  werden  und  zwar  nicht  vermittelst  Ein- 
schachtelung,  sondern  vermittelst  Vereinfachung;  gehet  hin  und 
erschafft  euch  von  Grund  aus  die  dem  Stoff  und  Land  angepassle 
Methode!" 

Aus  jener  ebenso  einfachen,  aber  tief  in  den  öffentlichen 
Verhältnissen  und  der  Eigenart  des  Volkes  begründeten  That- 
Sache  ergeben  sich,  wie  für  die  Form  des  Gesetzes,  so  für 
den  materiellen  Inhalt  der  Begriffe,  die  weittragensten  gruad- 
sätzlichen  Folgen. 

VII.  Es  bestehen  grundsätzliche  Verschiedenheiten  zwischen 
dem  gegenwärtigen  deutschen  Strafgesetzbuch  und  einem  solchen 
für  die  Schweiz,  welche  einerseits  Nachbildung  jenes  ausschliessen, 
andei^seits  genügende  Fundamente  für  einen  selbständigen  Aul- 
bau liefern.  Solche  Verschiedenheiten  haben  wir  genannt:  Erstens 
aus  der  Regierungsform  und  den  damit  zusammenhängenden 
Staatseinrichtungen  und  aus  dem  öffentlichem  Geist,  der  sicli  in 
den  Gesetzen  ausspricht.  Zweitens :  In  der  Auffassung  und  Be- 
handlung des  Versuchs  der  Theilnahme  und  der  selbständig 
gestellten  strafbaren  Vorbereitungshandlungen.  Drittens:  Im 
System  der  Strafmittel  und  hauptsächlich  der  Strafdrohung  und 
der  Stellung  des  freien  richterlichen  Ermessens,  Viertens :  In  der 
Sprache  und  Form  der  Gesetzgebung. 

Es  ist  nun  die  Frage  aufzunehmen,  was  unter  dem  Princij» 
und  dessen  Consequenzen  zu  verstehen  sei.  Ehe  wir  die  Au>- 
führungen  für  das  schweizerische  Strafrecht  anti*eten,  greifen  wir 
zurück  auf  die  Gesetzbücher  Frankreichs  und  Deutschlands,  von 
welchen  anzuerkennen  ist,  dass  sie  in  Form  und  Inhalt,  im  be« 
sondern  wie  im  allgemeinen  Theil,  in  allen  Partien  des  Gesetzes, 
in  Tiiatbeständen  und  Strafdrohung  principielle  einheitliche 
Schöpfungen  sind. 

Am  durchsichtigsten  zeigt  sich  diese  durchgreifende  Conise- 
quenzin  allen  Einzelheiten  gemäss  einem  Princip,  gemäss  dem  Geist»* 
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<les  Gesetzes  —  im  formellen  Strafrecht.  Als  Frankreich  das 
Oeschwornenverfahren  von  England  übernahm,  handelte  es  sich 
in  erster  Linie  darum,  Rechtseinrichtungen  einzuftihren,  welche  die 
Verwirklichung  des  materiellen  Strafrechts  im  Dienste  der  Ge- 
rechtigkeit und  gemäss  den  neuen  Einrichtungen  des  Staates 
sicherten.  Es  war  in  erster  Linie  die  Rechtsaufgabe  zu  lösen 
und  dann  suchte  man  diejenige  Form,  welche  der  Eigenart  der 
neuen  Staatsverhältnisse  entsprach.  Selten  ist  so  bestimmt  das 
Bewusstsein  zu  Tage  getreten,  dass  das  neue  Recht  den  neuen 
Zustanden  genau  angepasst  werden  müsse.  Demgemäss  sind  alle 
Formen  des  Verfahrens  darauf  geprüft  worden,  ob  sie  im  Sinne 
und  Geiste  der  öffentlichen  bestehenden  Einrichtungen  liegen,  von 
der  Wahl  der  Geschwomen,  den  einzelnen  Formen  der  Jury, 
der  Art  der  Beweiswürdigung,  der  Stellung  des  Gerichtshofes, 
des  Staatsministeriums,  der  Vertheidigung,  der  Geschwornen  bis 
zur  Fällung  des  Urtheils.  Es  war  nicht  eine  Vergewaltigung 
des  Processzweckes  fiir  politische  Ziele,  sondern  eine  Anpassung 
des  Verfahrens,  die  Wahrheit  im  Process  zu  finden,  an  die  be- 
stehende Staatseinrichtung  und  die  eigenthümliche  Gestalt  der 
herrschenden  Ansichten.  Es  war  das  klare  Bewusstsein-  aus- 
gesprochen, dass  das  formelle  Strafrecht  in  allen  Einzelheiten 
übereinstimmen  müsse  mit  den  bestehenden  öffentlichen  Verhält- 
nissen —  nicht  auf  Unkosten  der  Gerechtigkeit  — ,  sondern  die 
Form  ihrer  Ausübung  sollte  dem  Geist  der  öffentlichen  Einrich- 
tungen und  Ueberzeugungen  adäquat  sein.  So  oft  deren  Form  sich 
wesentlich  veränderte,  folgte  die  Veränderung  der  Form  des  Ver- 
fahrens. (Gneist,  die  Bildung  des  Geschwornengericlits,  Vorträge.) 
Diesem  Geschehen  lässt  sich  die  Einseitigkeit  mit  ihren  Nachtheilen 
nicht  absprechen  und  man  kann  es  als  politische  Einwirkung  be- 
zeichnen •,  allein  bei  alledem  war,  wenn  aucli  in's  Extreme  gefuhrt, 
der  Gedanke  herrschend,  die  aufgestellte  Rechtsforni  zum  Dienste 
der  Gerechtigkeit  zu  handhaben,  aber  die  Form  selbst  nach  dem 
Geiste  und  der  Besonderheit  des  Staatswesens  zu  bilden.  —  Als 
die  Einherrschaft  zum  Siege  gelangte,  sollte  erst  die  Jury,  als 
gegen  das  IVincip  verstossend,  beseitigt  werden  und  als  dies 
nicht  anging,  wurde  der  ganzen  Einiichtung  eine  Gestalt  gegeben, 
welche  in  allen  Einzelheiten  wiederum  das  Gepräge  des  öffent- 
lichen   Geistes    und    der   Staatseinriehtungen  trägt.  —  Der  Code 
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penal  ist  nicht  minder  als  Werk  aus  einem  Gusse  zu  bezeichnen, 
nach  Inhalt  und  Form  ein  Gesetz,  sitzend  wie  eine  Uniform  fiir 
den  napoleonischen  Militär-  und  Beamtenstaat;  und  alle  späteren 
Wandlungen  des  öffentlichen  Geistes  haben,  insbesondere  nach 
den  Jahren  1830  und  1848,  den  neuen  Geist  des  StaaUlebens 
und  der  neuen  Richtung  zum  Ausdruck  gebracht.  Die  deatsclie 
Particulargesetzgebung  ist  nicht  weniger  ein  eigenthümlicbe«, 
consequent  ausgebildetes  Product  aus  den  staatlichen  Verhältnissen 
und  deV  Richtung  des  deutschen  Geistes.  —  Wer  die  Entwicklung 
an  der  Hand  des  Archivs  des  Criminalrechts  und  der  fortgesetzten 
begleitenden  Arbeiten  Mittermaiers  und  Anderer  und  der  Ver- 
gleichung  der  Entwürfe  und  Gesetze  verfolgt,  muss  zur  Erkennt- 
niss  gelangen,  dass  nicht  blos  die  sogenannten  politischen  Sätze, 
sondern  die  allgemeinen  Lehren  und  einzelnen  Thatbestände,  die 
Strafdrohungen  und  selbst  die  gesetzgeberische  Technik,  den 
doppelten  Stempel  des  Polizeistaates  und  der  doctinnellen  Ver- 
Schulung  tragen.  Welche  Wandlungen  seit  dem  preussischen 
Strafgesetzbuch  eingetreten  sind,  haben  wir  bereits  angeft'ihrt  und 
auch  gezeigt,  wie  das  neue  deutsche  St.  G.  B.  bei  aller  Ans- 
bildurtg  zur  reinen  Form  der  consequente  Ausdruck  nach  Gestalt 
und  Wesen  der  concreten  Verhältnisse  des  bestimmten  Militär- 
und  Beamtenstaates  ist. 

Gerade  diese  Durchdringung  des  Gesetzes  von  einem  Geist 
und  Princip  selbst  in  Theilen,  die  in  directer  Beziehung  nicht 
stehen,  diese  bew^usste  consequente  Durchbildung  ist  bewundems- 
werth. 

2.  Und  dies  ist  es,  was  der  schweizerischen  Strafgesetz- 
gebung zum  grossen  Theil  fehlt  und  ihr  das  Mal  der  Minder- 
werthigkeit  und  des  Trabantenmässigen  aufdrückt. 

Erst  aus  der  Vergleichung  der  grossen  Zahl  der  Gesetze  und 
nicht  blos  der  geltenden,  sondern  aller  in  ihrem 
Werden  und  der  Beziehung  zu  ihren  Vorbildern  be- 
trachtet, ergeben  sich,  wie  aus  grossen  Zahlen,  die  festen 
Punkte  eigenartigen  Rechts  und  es  haben  in  der  Freilieit  der 
vielgeschmähten  cantonalen  Herrlichkeit  einige  besondere  echt 
landeseigcnthümliche  Gesetzbücher  entstehen  können,  welche  mit 
ursprünglicher  Auffassung  und  kühnem  Griff  Grundsätze  dui-ch- 
führten,    über   deren    wissenschaftliche    und   praktische  Tragweite 
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die  Discussion  erst  zu  eröffnen  ist,  —  während  sie  praktisch  sich 
bereits  bewährt  haben.  — 

Jene  principielle  Durchbildung  nach  Inhalt  und  Form  fehlt 
weitaus  der  Mehrzahl  der  schweizerischen  Gesetzbücher.  Was 
in  ihnen  eigenthüinlich  und  von  Bedeutung  ist,  muss  zusammen- 
gesucht werden  aus  allen  und  ihrer  aller  Geschichte;  denn  wie 
nachgewiesen  wurde,  haben  sie  Ursprüngliches  sehr  oft  preisge-' 
geben  nach  zufälligen,  oft  persönlichen  Momenten  zur  Zeit  der 
Erstellung.  Sie  haben  nach  französischen  und  deutschen  Mustern 
wie  im  Process  so  im  materiellen  Strafrecht  Siitze  aufgenommen 
und  Einrichtungen^  die  auf  anderm  Boden  im  Zusammenhang 
jenes  Gesetzes  passten,  hier  aber  widersinnig  waren  und  die  nur 
ihr  Dasein  fristeten,  weil  der  Boden  fehlte,  auf  dem  sie  zu 
schlimmem  Früchten  sich  entwickeln  konnten. 

Hätte  eine  schweizerische  Wissenschaft  bestanden  oder  hätte 
ein  hervorragender  Gesetzgeber  aus  den  Principien  herausgestaltet, 
statt  sich  auf  Nachahmung  und  Verschlimmbesseruug  zu  legen, 
so  hätte  sich  eine  eigenartige  und  principiell  durchgebildete  Ge- 
setzgebung gerade  so  entwickeln  müssen,  wie  in  Frankreich  und 
Deutschland.  Von  schweizerischer  Wissenschaft  im  Sinne  einer 
solchen,  die  jene  Grundsätze  darlegte  und  selbständig  daraus  ent- 
wickelte, ist  nicht  zu  reden.  Im  Gegentheil  machte  sich  der  be- 
dingungslose Nihilismus  eigenen  Rechts  und  eigener  Bedürfnisse 
in  dem  Masse  geltend,  als  nach  der  Periode  der  Entwürfe  die 
deutsche  Particulargesetzgebung  an  Autorität  gewann  und  der 
Stand  der  auf  deutschen  Schulen  gebildeten  schweizerischen 
Juristen  sich  mehrte.  Diese  fühlten  den  Beruf,  als  Redactoren 
und  Gesetzgeber  die  deutschen  Gesetze  nachzubilden  und  mit  der 
„Autorität  der  deutschen  Wissenschaft"  aufzutreten.  Es  sei  bei- 
spielsweise nur  darauf  hingewiesen,  mit  welcher  gründlichen  Miss- 
achtung  Siffwart  Midier  das  Strafrecht  der  Urschweiz  behandelt, 
während  der  dm'chgebildete  Temnie  eine  ganz  andere  und  achtungs- 
volle Werthschätzung  dieser  Gesetze  an  den  Tag  legte,  nicht  zu 
reden  von  der  Würdigung,  welche  ihnen  Osenbrüggea  zu  Theil 
werden  Hess.  Ist  von  einer  Wissenschaft  schweizerischen  Straf- 
rechts nichts  Förderliches  zu  melden,  so  ist  um  so  mehr  zu  an- 
erkennen, dass  es  einzelne  Gesetzgeber  oder  Gesetzesredactoren 
gab,  welche  mit  Verständniss  und  Kraft  an  Neubildungen  sich 
heranwagten. 
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3.  Die  Grundsätze  eines  schweizerischen  Strafgesetzbaches 
ergeben  sich  aus  den  Besonderheiten  der  Staatseinrichtungen  und 
der  Volksart  und  sie  gehen  als  rother  Faden  durch  die  mannig- 
faltige und  von  fremdem  Recht  bestimmte  Gesetzgebung  seit  dem 
Beginn  des  Jahrhunderts. 

Die  Besonderheiten  der  Staatseinrichtungen  bestehen  in  der 
Form  der  Republik  und  dem  Wesen  des  Volksstaates,  im  Mangel 
einer  Beamtenhierarchie  und  eines  in  Gesetzgebung  und  Recht- 
sprechung dominirenden  Juristenstandes. 

Aus  diesen  Besonderheiten  ergiebt  sich:  Eine  andere  Auf- 
fassung und  Bedrohung  der  Staatsverbrechen,  insbe- 
sondere solcher,  welche  durch  das  Mittel  verfassungsmässig  garan- 
tirter  Freiheiten  begangen  werden ;  dann  der  Ausfall  von  vielen  Aus- 
nahmebestimmungen, welche  grössere  Härte  und  die  Verläugnung 
der  Grundsätze  des  gemeinen  Strafrechts  zu  Gunsten  der  Regie- 
rung bekunden ;  ferner  die  Beseitigung  des  nachtheiligen  Ein- 
flusses, welchen  die  besondere  Behandlung  der  Staatsverbrechen 
auf  Begriffe  und  Strafen  des  allgemeinen  und  des  besondern  Theils 
des  Strafrechts  ausübt,  womit  eine  sachgemässe  Beschränkung 
des  strafrechtlichen  Gebiets  gegeben  ist ;  weiterhin  die  Milde  der 
Strafen  und  die  Ausdehnung  des  richterlichen  Ermessens ;  schliess- 
lich die  einfache  Anordnung,  volksthümliche  Begriffe  und  Sprache, 
Zusammenfassung  in  Vermeidung  der  Casuistik  und  doctrineller 
Ausführungen. 

Alle  diese  grundsätzlichen  Eigenthümlichkeiten  stehen  in 
innerem  nothwendigen  Zusammenhang,  sie  bilden  zusammen  eine 
Einheit,  den  Geist  des  Gesetzes,  und  äussern  sich' nach  Inhalt  und 
Form  in  allen  Theilen  desselben. 

Wie  das  französische  oder  das  deutsche  muss  das  schweize- 
rische St.  G.  B.  auf  Grundsätzen  aufgebaut  sein,  deren  Con- 
sequenzen  im  Inhalt  der  einzelnen  Sätze,  wie  in  der  Form  des 
Gesetzes  Ausdruck  finden.  Der  Bürgerstaat,  der  auf  dem  fireien 
Willen  Aller  sicher  ruht  und  dessen  Verfassung  die  Freiheit  von 
Wort  und  Schrift  garantirt,  hat  weder  den  gleichen  Apparat  von 
Strafbestimmungen  zu  seinem  Schutze  nöthig,  wie  eine  grosso 
Monarchie,  noch  steht  ihm  die  Auffassung  zu,  dass  die  Delicte 
gegen  die  öffentliche  Ordnung  einer  besonders  harten  oder  sichern- 
den Strafdrohung  bedürfen,  noch  darf  er  Handlungen  aus  diesem 
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Gesichtspunkt  unter  Strafe  stellen,  wenn  sie  nach  den  Grund- 
sätzen des  gemeinen  Strafrechts  als  blosse  Vorbereitungshand- 
liingen  erscheinen,  oder  nach  den  landesgewohnten  An.^icliten  zu 
berechtigten,  wenn  auch  rücksichtslosen  Anfechtungen  öffentlicher 
Einrichtungen  und  Massnahmen  oder  zur  Ausübung  verfassungs- 
gemässer  Freiheiten  gehören.  Der  Strafgrund  der  Gefahrdung 
und  die  Tendenz,  Handlungen  in  weitem  Umfange  aus  diesem 
Grunde  unter  Strafe  zu  stellen,  darf  hier  nicht  massgebend  sein 
wie  dort. 

Auf  den  grundsätzlichen  Zusammenhang  zwischen  den  Ver- 
brechen und  Vergehen  gegen  den  Staat,  der  Gestaltung  der  all- 
gemeinen Lehren  und  dem  Charakter  der  Strenge  der  Gesetz- 
bücher hat  MitUrmaier  wiederholt  hingewiesen  und  von  anderer 
Seite  ist  der  Satz  aufgestellt  worden,  dass  ein  freies  Volk  milde 
Strafgesetze  und  milde  Rechtsprechung  hat.  —  Dies' kann  selbst- 
verständlich nur  innerhalb  derselben  Zeit,  vergleichsweise  und 
unter  Beachtung  der  besondern  Verhältnisse  Geltung  beanspruclien ; 
für  die  schweizerische  Strafgesetzgebung  durch  alle  Perioden  hin- 
durch ist  dieser  wohlbestätigte  Zug  nachgewiesen.  —  Strafen  für 
Delicte  gegen  den  Staat  und  für  damit  zusammenhängende  Acusse- 
rungcn,  die  nach  gemeinen  Grundsätzen  straflos  blieben,  —  harte 
Strafen  wegen  Beleidigung  der  Mcijestät,  der  Beamten,  der  Bür- 
ger —  drücken  auf  die  Scala  der  Strafdrohungen  und  erhöhen 
das  Niveau  der  richterlichen  Ausgleichung,  oder  sie  setzen  ein 
Jlissverhältniss  zwischen  der  Strafe  für  diese,  nach  der  Volks- 
ansicht leichtern  Vergehen  und  der  Strafe  gemeiner  Verbrechen. 
—  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  trägt  den  Charakter,  wenn  nicht 
der  Härte,  so  doch  der  Strenge,  welche  ihren  schärfsten  Aus- 
druck in  der  Todesstrafe  hat.  Abgesehen  von  andern  Härten  in 
den  Strafmitteln  und  der  ausserordentlich  harten  Strafdrohung  bei 
Delicten  gegen  den  Staat  und  den  damit  in  Beziehung  stehenden 
Handlungen  tritt  es  hervor  in  hochgesetzten  Maximal-  imd  Mi- 
nimalsätzen, selbst  bei  mildernden  Umständen,  in  dem  Zwang 
bei  Concurrenz  über  das  Maximum  zu  gehen,  in  häufiger  Straf- 
drohung des  Gefängnisses  und  der  entsprechenden  übermässigen 
Anwendung  kurzer  Freiheitsstrafen,  in  der  Beschränkung  d(»r 
Mindeststrafe  bei  Versuch  und  T  hei  Inahme  auf  gewisse  Bruch- 
theile,  in  der   Bestrafung  des  Versuchs  wie  der  vollendeten  That 

Ff»mtingtr,  Schweiz.  Strafreoht.  45 
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(Hochverrath)  in  der  Ausdehnung  des  Strafgebiets  auf  entfernte 
Vorbereitungshandlungen  und  auf  Handlungen^  welche  nach  ihrem 
factischen  Thatbestand  nur  vermittelst  ausgedehnter  Auslegung 
dem  Gesetz  unterstellt  werden  können-,  femer  in  überwiegender 
Berücksichtigung  der  rechtswidrigen  Absicht  gegenüber  dem  Er- 
folg oder  der  Handlung,  wie  anderseits  in  der  Bestrafung,  ohn«» 
jede  Rücksicht  auf  die  subjective  Verschuldung  unter  unhaltbaren 
Präsumptionen. 

Im  Zusammenhang  mit  der  Richtung  der  schweizerischen 
Strafgesetzbücher  zur  Milde  steht  die  Befreiung  des  richterlichen 
Ermessens  durch  Beseitigung  absoluter  Strafdrohungen,  Erweite- 
rung des  Strafrahmens,  Beseitigung  der  Minima.  Gesetzbücher 
ohne  Minima  müssen  als  milder,  verglichen  mit  andern,  die  Mi- 
nimalgrenzen setzen,  bezeichnet  werden,  sowohl  weil  sie  die  Frei- 
heit nach  unten  lassen,  als  weil  sie  erfahrungsgemäss  eine  mildere 
Praxis  einleiten.  Dasselbe  hat  aber  seine  Hauptbedeutung  für  den 
Grundsatz  der  EinfacTiheit  des  Gesetzbuches. 

Der  Grundsatz  der  Einfachheit  und  Volksthüm- 
lichkeit  äussert  sich  nach  drei  Seiten  in  derOesetz- 
gebung  und  er  ist  im  Tiefsten  der  Volksart  und  der  öfFentlich^i 
Einrichtungen  begründet. 

Zwar  erträgt  jedes  Volk  schlechte  Gesetze  und  es  hat  die 
Fähigkeit,  in  der  Anwendung  zu  corrigiren ;  so  ist  gezeigt  worden, 
wie  in  manchen  cantonalen  Gesetzbüchern  ein  riesiger  Aufwand 
von  Staatsverbrechen  geführt  wurde,  ohne  dass  während  der 
Dauer  des  Gesetzes  dieser  imposante  Apparat  in  Function  treten 
konnte-;  dass  blühender  Ueberschwang  doctrineller  Sätze  nach- 
geahmt wurde,  welche  die  Gerichte  dann,  da  ihnen  das  gelehrte 
Aiislegungsrüstzeug  fehlte,  auf  ihre  Weise  cum  grano  salis  ver- 
wortheten,  und  dass  die  Gesetzgeber  ohne  List  nachahmungs- 
freudig sich  den  einen  oder  andern  fremden  Floh  einsetzten. 
Trotz  alledem  tritt  in  der  Strafgesetzgebung  der  Schweiz  durch 
alle  Perioden  hindurch,  in  dem  Bestreben  wie  in  der  Ausfülirnnp 
austresprochen,  der  Grundsatz  zu  Tage,  dass  fiir  die  besondern 
Verhältnisse  ein  einfaches  und  volksthümliches  Gesetz 
erforderlich  sei. 

Es  ist  das  Gc^setzbuch  des  Volksstaates  nicht  das,  den  Unter- 
tiiiintni  von   oben  durch    einen    streng  gefugten   Stand  vermittelte 
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Gebot,  sondern  die  von  der  Gesammtheit  der  Bürger  vereinbarte 
und  durch  volksthümliche  Gerichte  verwirklichte  Ordnung,  über 
deren  Annahme  oder  Verwerfung  das  Volk  abstimmt  und  dessen 
Art  und  Weise  so  gehalten  sein  muss,  dass  es  dem  Verständniss 
nicht  fremd  gegenüber  gestellt,  sondern  nahe  gelegt  wird. 

Die  Voraussetzung  der  Bestrafung  ist  die  Zurechnungsföhig- 
keit  des  Thäters,  er  muss  die  Strafbarkeit  seiner  Handlung  ein- 
sehen können ;  damit  appellirt  man  in  den  wichtigsten  Fragen 
an  einfache  volksthümliche  Begriffe;  er  braucht  nicht  das  Gesetz 
gekannt  zu  haben,  aber  er  muss  dasjenige  erkannt  haben,  worauf 
das  Gesetz  mit  allen  seinen  Thatbeständen  ruht,  und  daraus  folgt 
unumstösslich,  dass  zwischen  dem  Gesetz  und  jener  einfachen 
Erkenntniss,  die  jeder  Thäter  haben  muss,  das  enge  Band  mög- 
lichster Einfachheit  und  unmittelbarer  Anknüpfung  an 
volksthümliche  Begriffe  bestehen  muss;  dass  es  eine  erste 
Aufgabe  der  Strafgesetzgebung  und  der  Wissenschaft  —  ja,  der 
Wissenschaft  sein  soll,  diese  Uebereinstimmung  zu  pflegen  und 
auszubilden,  indem  in  einfach  grossen  Linien  gebaut  imd  dem 
Richter  überlassen  wird,  was  des  Richters  ist  und  jederzeit  aus 
erkenntnisstheoretischen  Gründen  bleiben  muss. 

Der  Volksstaat  aber,  und  dies  ist  seine  eigenthümliche  grosse 
Aufgabe,  ist  berufen,  diese  Grundlage  und  ihre  Con Sequenzen 
wissenschaftlich  und  gesetzgeberisch  auszubilden  nach  seiner  eigen- 
sten Art  und  Anlage. 

Nach  drei  Richtungen  äussert  sich  der  Grundsatz  der 
Volksthümlichkeit  und  Einfachheit  des  Strafgesetzes. 

1.  In  Bezug  auf  die  Sprache;  es  soll  dieselbe  einfach,  klar 
und  bestimmt  sein.  Jedes  überflüssige  Wort  ist  vom  Uebel.  Aber 
auch  jeder  überflüssige  Satz. 

Macht  man  zum  Massstab  für  dasjenige,  was  absolut  noth- 
wendig  und  was  in  obigem  Sinne  überflüssig  ist,  das  den  ver- 
schiedenen Gesetzbüchern  Gemeinsame,  weil  doch  entbehrlich  sein 
muss,  was  ohne  Nachtheil  von  dem  einen  oder  andern  Gesetz  als 
überflüssig  nicht  übernommen  wird,  so  erhält  man  einen  auf- 
fallend kleinen  Rückstand  von  absolut  Nothwendigem.  Relativ  er- 
scheint dem  Gesetzgeber  alles  nothw^endig  und  nichts  überflüssig 
von  dem,  was  er  im  Gesetz  aufstellt.  Denn  die  Redactoren,  wie 
die  gesetzgebenden  Körper,  suchen  nur  das  Nöthige  zur  Deutlich- 
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keit,  zur  sichern  Bestimmung  und  zur  Vollständigkeit  und  Be- 
seitigung des  Zweifels  zu  geben.  —  Darüber  gibt  es  aber  so  viele 
Meinungen  als  jemals  die  Gesetzbücher  Variationen  hatten  — 
während  man  unter  den  gleichen  materiellen  Voraussetzungen  in 
Wirklichkeit  an  einem  andern  Orte  mit  Wenigem  ausreicht. 

Es  ist  ein  natürliches  Ergebniss,  dass,  wo  jene  Arbeit  in  der 
Studirstube  des  Juristen  und  Gelehrten  oder  im  Scboosse  einer 
juristischen  Commission  vollzogen  wird,  oder  in  einer  gesetzgeben- 
den Versammlung,  die  vorwiegend  dieselbe  Richtung  vertritt, 
umsomehr  als  nothwendig  erscheint,  als  die  Arbeit  einen  grund- 
lichen wissenschaftlichen  Charakter  annimmt,  denn  dem  Juristen^ 
in  seinem  System  und  seiner  praktischen  Schule  gehärtet,  ist  bei 
jedem  Satz  sofort  gegenwärtig  aus  einzelnen  Fällen  und  den 
lieben  interessanten  Streitfragen,  was  bei  der  Bestimmung  noch 
mitbegriffen  sein  könnte,  was  man  aber  mitzunehmen  nicht  beab- 
sichtigt, oder  was  nach  dem  W^ortlaut  ausgeschlossen  sein  könnte, 
was  aber  mitgefasst  werden  muss.  Daraus  ergibt  sich  die  con- 
centrirte,  an  juristischen  Begriffen  und  Termini  reiche  Sprache, 
die  Herbeiziehung  von  Hauptfällen  und  Streitfragen,  welche  von 
der  enggefassten  Form  nicht  getroffen  werden,  und  die  Aufstellung 
besonderer  Artikel,  mit  einem  Wort  die  Casuistik,  der  Reich- 
thum  an  Distinctionen  und  Abstufungen  in  Begriffen  und  Straf- 
drohungen. 

Darin  lag  ausgesprochen  der  Charakter  und  der  Hauptmangel 
der  altern  Entwürfe  und  Gesetze.  Doch  übersehen  wir  nicht,  dass 
im  Einzelnen  die  ältere  Gesetzgebung  Formen  besitzt,  welche 
neben  jenen  doctrinellen  Bestandtheilen  als  Ansätze  im  Bestreben 
nach  einfachen  Bildungen  zu  betrachten  sincT 

In  erster  "Linie  ist  auf  die  österreichische  Strafgesetzgebung, 
die  wir'TTePden  ersten  Entwürfen  schweizerischer  Gesetze  in  Be- 
tracht gezogen  haben,  zu  verw^eisen,  dann  auf  das  preussische 
Strafgesetzbuch.  Es  war  aber  eine  gegebene  Entwicklung,  dass 
solche  Ansätze  unter  der  fortschreitenden  Doctrin  und  der  wach- 
senden Einwirkung  der  Präjudiciensammlungen  als  unvollkommen 
erscheinen  mussten  und  einer  reichern  Ausgestaltung  Platz  machten. 

In  den  zahlreichen  Gesetzbüchern  der  schweizerischen  Can- 
tone,  ohne  jene  doctrinelle  Cultur  und  ohne  die  Ueberwiicherung 
der  Sammlungen  der  Entscheide  konnten  sich  jene  Formen  halten 
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und  sogar  zur  Ausbildung  anderer  und  damit  zu  besonderer  Art 
führen. 

Ist  nun  auch  in  Bezug  auf  Abstossung  doctrineller  Bestand- 
theile  eine  wesentliche  Bessening  in  den  Strafgesetzbüchern  ein- 
getreten, so  sind  die  Ursachen  noch  vorhanden  und  bereits  machen 
sich  in  stets  verstärktem  Masse  Ansprüche  geltend,  welche  die 
^übermässige  Purification"  verwerfen  und  mit  vollen  Segeln  dem 
„\vissenschaftlich  ausgestatteten  Gesetz"  zusteuern. 

Wie  sehr  dies  verwachsen  ist  mit  der  bezeichneten  Eigenart, 
zeigt  sich  im  neuesten  und  grössten  deutschen  Gesetzesentwurf, 
gegen  den  von  berufener  Seite  (Gierke,  Bernhöfft)  der  Vorwurf 
ausgesprochen  ist,  dass  ein  Hauptmangel  in  der  falschen  Tendenz 
bestehe.  Alles  zu  System atisiren,  Rechtsregeln,  Generalisationen, 
Definitionen,  technische  Bezeichnungen  aufzustellen,  alle  möglichen 
Fälle  herbeizuziehen  und  die  Sprache  des  Gesetzes,  die  ein- 
fach und  volksthümlich  sein  sollte,  mit  einem  Uebermass 
juristischen  Beiwerks  bis  zur  UnverständHchkeit  zu  überladen. 

Ist  nun  auch  das  deutsche  St.  G.  B.  von  vorzüglicher  Kürze 
und  Klarheit,  so  ist  doch  auch  hier  jener  Grundzug  nicht  ver- 
leugnet, was  im  Vergleich  mit  schweizerischen  Gesetzbüchern  be- 
sonders hervortritt.  —  Ein  schweizerisches  Gesetzbuch  soll  volks- 
thümlich einfach  sein,  es  kann  sich  selbst  mit  der  einfachen  Be- 
zeichnung der  Delicto  begnügen,  wie  z.  B.  bei  Ehr  Verletzung, 
Diebstahl,  Anstiftung  u.  a.  Rein  theoretische  Sätze  oder  solche, 
die  der  Neigung  entspringen,  ja  nichts  unentschieden  zu  lassen, 
alles  Mögliche  genau  und  vollständig  aufzustellen,  sind  zu  ver- 
meiden  und  manche  Unterscheidungen  oder  quahficirte  Fälle  dürf- 
ten in  einem  grössern  Rahmen  verschwinden.  Es  können,  um 
einfachere  Bestimmungen  zu  setzen.  Zusammengehöriges,  durch 
diese  Methode  Zerrissenes,  in  neuer  Construction  zusammen gefasst 
und  durch  genügend  weite  Strafdrohung  Fälle  eliminirt  werden,  die 
nui  durch  ihr  besonderes  Strafquantum  und  die  Beschränkung 
des  richterlichen  Ermessens  ein  selbständiges  Dasein  fristen.  Ein- 
fachheit und  Zusammenfassung  stehen  gegenüber  der  casuisti- 
schen  Behandlungs weise  und  der  zerstückelnden  Paragraphenlust. 

2.  Damit  verbunden  ist  die  Vereinfachung  der  Thatbestände. 
Von  einzelnen  Gesetzbüchern  ist  dies  mit  Glück  unternommen 
worden    und  es  wird  Sache  der  weitern  Untersuchung  sein,  dar- 
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zulegen,  in  welchem  Masse  vorzuschreiten  ist.  Aus  dem  Gesichts- 
punkte des  verletzten  Rechtsguts  und  seines  Durchschnittswerthes 
fiir  die  Rechtsordnung  dürften  unter  Zugrundelegung  eines  ratio- 
nellen Systems  der  Strafdrohung  wesentliche  Vereinfachungen  sich 
ergeben. 

3.  Vereinfachung  der  Strafdrohung.  Das  System  der  Straf- 
drohung kann  als  Angelpunkt  bezeichnet  werden.  Erst  die  con- 
sequente  Beseitigung  der  Minima,  verbunden  mit  einer  rationellen 
Gestaltung  der  Strafmittel  und  alternativer  Drohung  der  Freiheits- 
strafen, schafft  den  Boden,  verwandte  Thatbestände  zusammen- 
zufassen, Specialfälle  in  einem  weiten  Strafrahmen  aufgehen  zu 
lassen.  Diese  Vereinfachung  dient  aber  auch  dem  Grundsatz  der 
Milde.  Die  Ansetzung  von  Minima  in  irgend  einer  Form  hat  den 
Zweck,  einerseits  fiir  das  Delict  einen  genauen  Strafrahmen  zu 
fixiren  und  die  Willkür  zu  beschränken,  andererseits  der  ab- 
fallenden Tendenz  der  Gerichte  zu  Milde  eine  Grenze  zu  setzen. 
Die  Beseitigung  der  Minima  ist  aber  auch  der  praktische  Boden, 
auf  welchem  die  Verschiedenheiten  der  cantonalen  Sti*afgesetze  in 
einem  eidgenössischen  Gesetzbuch  ausgeglichen  werden  können. 
Die  Gleichartigkeit  der  Rechtsprechung  wird  sich  mit  der  Zeit 
von  selbst  herausbilden. 

Die  angeführten  drei  Punkte  sind  im  Grundsatz  der  Ein- 
fachheit enthalten;  mit  andern  Worten  der  Grundsatz  der  Ein- 
fachheit und  Volksthümlichkeit  verwirklicht  sich  im  Gesetz  nach 
den  drei  Richtungen.  Der  Grundsatz  der  Einfachheit  aber  steht 
in  Verbindung  mit  den  historischen,  politischen,  socialen  und 
Sittenzuständen  des  Volkswesens  und  hat  positiv-rechtlich  den  be- 
sondern Ausdruck  in  der  Strafgesetzgebung  empfangen. 

Diese  Grundsätze  haben  ihre  Geschichte  in  den  schweizerischen 
Gesetzbüchern  und  ihren  Ausdruck  in  den  Forderungen  der  Volks- 
vertreter und  in  den  Weisungen  und  Berichten  der  Behörden  bis 
zu  der  neuesten  und  bestimmtest  ausgedrückten  Kundgebung  des 
Bundesraths  in  Bezug  auf  den  Entwurf  eines  Militärstrafgesetz- 
buches.   Vgl.  §  86. 

VIII.  Gegen  den  Grundsatz  der  Einfachheit  der  Gesetz- 
bücher sind  zwei  Einwendungen  zu  machen  und  zu  prüfen: 
Kann  hiermit  nicht  zu  weit  gegangen,  werden,  theils  indem  das 
Gesetz   es    unterlässt,    einzelne  Fälle  von  eigener   Strafwürdigkeit 
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aus  der  Gruppe  hervorzuheben  oder  Zweifel  und  Streitfragen 
durch  den  Zweifel  ausschliessende  Bestimmungen  im  Interesse  ein- 
heitlicher und  fester  Rechtssprechung  zu  lösen,  —  theils  indem 
durch  weitgehenden  Verzicht  auf  sogenannt  doctrinelle  Bestand - 
theile,  Definitionen  und  feinere  Distinction  das  Gefüge  der  wissen- 
schaftlich errungenen  scharfen  Begriffe  zerstört  wird? 

Gegenüber  der  Tendenz,  im  Gesetz  alles  zu  bestimmen  und 
jeden  Zweifel  abzuschneiden,  ist  in  erster  Liilie  auf  das  Unnütze 
und  Verwirrende  solcher  Bestrebungen  der  älteren  Strafgesetzgebung 
zu  verweisen  und  bemerklich  zu  machen,  dass  jedes  Wort  zu 
viel  im  Gesetz  zum  Anknüpfungspunkt  von  Controversen  und  zum 
Hemmschuh  in  der  Praxis  wird.  Es  erlangt  durch  die  Anwendung 
des  Gesetzes  eine  Tragweite,  über  die  der  Gesetzgeber  nicht  selten 
einen  Ueberblick  gar  nicht  hatte.  Ist  der  Grundsatz  äusserster 
Knappheit  eine  an  den  Gesetzgeber  zu  stellende  erste  Forderung, 
so  folgt  daraus,  dass  man  nicht  die  andere  stellen  darf,  eine  so 
vollkommene  Gesetzgebung  herzustellen,  dass  sie  allen  Fällen  des 
Lebens  genüge,  so  dass  der  Richter  einfach  und  sicher  wie  in 
einen  Setzkasten  nur  die  bezeichneten  Fälle  in  den  Abtheilungen 
und  Paragraphen  unterzubringen  habe.  Treffend  sagt  hierüber 
Zachariä:  Ist  ein  solcher  Grad  der  Vollkommenheit  der  Gesetze 
auch  nur  zu  wünschen?  —  zu  wünschen,  dass  dem  Richter  nur 
das  geisttödtende  Geschäft  übrig  bleibt,  die  Thatfrage  in  eine 
Gesetzesform  hineinzupassen,  so  dass  er  nur  ein  paar  gesunder 
Augen  und  Ohren  bedürfte  zur  Verrichtung  des  Geschäfts  der 
Rechtsprechung,  —  oder  ist  es  nicht  vielmehr  wegen  der  Viel- 
gestaltigkeit -dör  Fälle,  welche  kein  Gesetzgeber  im  Voraus  be- 
rechnen und  bestimmen  kann,  nur  zum  Aerger  armseliger  Stümper 
eine  ganz  allgemeine  Erfahrung,  dass  die  stets  in  veränderter 
Gestalt  erscheinende  Thatfrage  hinsichtlich  ihrer  Subsumption 
unter  das  Gesetz  gar  oft  Zweifeln  Raum  giebt,  und  nur  vermöge 
einer  verständigen,  die  individuellen  Verhältnisse  berücksichtigen- 
den Reflexion  erfolgen  kann?!  Aehnlich  hat  sich  Mitterindler 
mehrfach  geäussert  im  Archiv  des  Criminalrechts. 

In  Beziehung  auf  den  zweiten  Punkt  kann  die  Einwendung 
erhoben  werden,  dass  gesicherte  und  in  der  Praxis  eingebürgerte 
Begriffe  preisgegeben  werden  für  Formen,  deren  Tragweite  ohne 
praktische   Erfahrung   nicht   genau    abzuschätzen  ist,  —  die  um- 
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fassende  Form  und  der  entsprechend  weite  Strafrahmen  können 
leicht  zu  viel  umspannen,  Handlungen  unter  Strafe  bringen,  welche 
die  genaue  Specialisirung  und  die  Ausführung  in  eine  Anzahl 
scharf  umschriebener  Thatbestände  ausschhessen  würde  und  inso- 
fern kann  eine  ungewolhe  Ausdehnung  des  Sti-afgebiets  und  eine 
wirkliche  Rechts  Unsicherheit  sich  ergeben.  —  Ganz  dieselbe  Folge 
kann  eintreten  mit  allzuweit  getriebener  Vermeidung  der  Defi- 
nition und  einfachei'  Bezeichnung  volksthümlicher  Verbrechens- 
begriffe. Für  das  eine  wie  für  das  andere  liefeni  die  schweize- 
rischen G.  B.  Beispiele.  Es  können  volksthümliche  Begriffe  mit 
dem  einfachen  Wortzeichen  gesetzt  wei'den  und  es  kann  für  eine 
Anzalil  von  Delicten  einfach  die  Strafe  mit  dem  Wort  ohne 
weitere  Ausführung  der  Merkmale  verbunden  sein.  Das  Bundes- 
gericht hat  entschieden,  dass  diese  Art  und  Weise  der  Bestim- 
mung des  Dehcts  zulässig  und  dass  es  keineswegs  erforderlich 
sei,  einen  ausführlichen  Thatbestand  aufzustellen.  Es  dürfe  in 
der  Bestrafung  nach  solchem  Gesetz  eine  Verletzung  des  Satzes 
nuUa  poena  sine  lege  nicht  gesehen  werden.  Gleichzeitig  hat  in 
Bezug  auf  das  aargauische  Zuchtpolizeigesetz  eine  willkürliche 
Ausdehnung  des  Begriffs  der  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ord- 
nung constatirt  werden  müssen  ^  aber  diese  Ausdehnung  lag  nicht 
in  der  Weite  der  Delictsbezeichnung,  sondern  in  einer  dem  Sinn 
und  Geist  dieser  Bezeichnung  völlig  entgegengesetzten  willkürlichen 
Auslegung. 

Das  Bundesstrafrecht  hat  mit  ausdrücklicher  Motivirung  die 
Ehrverletzung  nicht  definirt.  Dass  selbst  Berner  den  Diebstaltl 
als  einen  so  volksthümlichen  Begriff  erklärte,  dass  kein  verstän- 
diger Praktiker  von  der  Natur  der  Sache  abweiche,  selbst  wenn 
das  Gesetz  eine  ungeschickte  Erklärung  desselben,  d.  h.  eine 
untaugliche,  gebe,  ist  bereits  bemerkt.  «Der  Gesetzgeber  mag 
sich  vorsehen  bei  der  Wahl  seiner  Worte  oder,  wenn  er  furchtet, 
nicht  richtig  definiren  zu  können,  lieber  statt  zu  definiren,  auf  im 
Volk  lebendige  Verbrechensbegriffe  einfach  zu  verweisen."  (von 
Bar,  zur  Lehre  von  Rechtsirrthum  im  Strafrecht,  Gericlitssaal 
Bd.  XXXVIII.  S.  268.)  Das  kann  wohl  nicht  in  dem  Sinne 
miss verstanden  werden,  als  ob  eine  blosse  Aufzählung,  wie  sie 
das  Aargauer  Zuchtpolizeigesetz  oder  das  Urner  Landbuch  haben, 
das  Erstrebenswerthe  seien.    Einwendungen  aber  gegen  die  Sache 
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und  gute  Gründe  sind  billig  und  in  Menge  zu  haben,  und  man 
luuss  dabei  nur  fragen,  ob  die  wohlgefeilteste  Definition  des 
besten  Criminalisten  und  angesehensten  Gesetzgebers,  wie  die 
gründlichsten  Erwägungen  in  den  Urtheilen  der  obersten  Gerichte 
nicht  dasselbe  Loos  theilen?  Jedenfalls  muss  gegenüber  der  hoch- 
trabenden Verwerfung  jenes  Standpunktes,  als  liege  dann  ein 
Bruch  mit  der  Wissenschaft,  bemerkt  werden,  erstens  dass  diese 
Begriffe  sich  selbst  aus  der  fortgesetzten  Veränderung  und  Ver- 
werfung früherer,  welche  zu  ihrer  Zeit  ebenso  als  wissenschaft- 
liche Errungenschaften  feststanden,  hervorgegangen  sind;  zweitens 
dass  die  geschichtliche  Entwicklung  die  Abstossung  der  doctri- 
nellen  Prunkstücke  lehrt;  und  drittens  dass  als  Grundi*echt  der 
wissenschaftlichen  Forschung  feststehen  muss:  das  Recht  der 
Neuprüfung  der  bestehenden   Begriffe. 

Es  muss  die  Forderung  als  unerschütterlich  feststehend  be- 
hauptet werden,  dass  die  bestehenden  Begriffe  und  die  gesetz- 
geberische Methode  ein  frei  zu  prüfender  und  zu  gestaltender 
Stoff  sind  und  dass  sie  ebenso  gut  anders  sein  können,  wenn 
sie  dem  Zweck,  dem  sie  dienen  sollen,  in  anderer  Weise  ebenso 
gilt  oder  besser  entsprechen,  —  es  ist  die  Anfechtung  gegen  die 
Vereinfachung  der  G.  B.  durch  eine  veränderte  Methode,  Aus- 
scheidung, Zusammenfassung,  Neubildung  der  Begriffe,  als  Ver- 
stoss gegen  die  Wissenschaft,  weil  die  zur  Stunde  geltenden  Be- 
griffe nicht  als  absolut  anerkannt  werden,  —  zurückzuweisen. 

Damit  kann  nicht  gesagt  sein,  dass  der  bodenlosen  Con- 
sti'uction  in's  Blaue  hinein  ein  wissenschaftliches  Verdienst  zu- 
komme und  es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  eine  bestehende 
Form,  die  in  der  Doctrin  und  Praxis  eingeschult  ist  und  die 
sich  brauchbar  erwiesen  hat,  nicht  leicht  verändert  oder  zer- 
brochen werden  darf,  wenn  nicht  praktisch  und  theoretisch  gute 
Gründe  dafür  sprechen  und  wenn  nicht  die  Neuerung  im  Zu- 
sammenhang eines  Ganzen  als  Consequenz  eines  herrschen- 
den Grundsatzes  sich  darstellt,  dessen  Wurzeln  in  der  Erfahrung 
nachgewiesen  werden  können. 

Man  wird  zum  Massstab  der  Kritik  das  Erprobte  und 
systematisch  durchgebildete  Bestehende  zu  machen 
haben;  beides  aber  darf  nicht  als  entscheidend  genommen  werden, 
sondern  man  hat  es  in  der    Relativität,    wie   es    aus    An- 
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derem   geworden  und  von  der  Zeit  der   Gültigkeit  bestimmt 
ist,  zu  begreifen. 

Damit  ist  der  freie  Boden  für  die  Neubildung  wie  flir  die 
K^ritik  gewonnen  und  zugleich  festgestellt,  welchen  Anforderungen 
die  Neuerung  zu  genügen  hat. 

Die  Neubildung  muss  erstens  auf  sachlicher  Ejritik  des  Alten 
stehen,  zweitens  muss  sie  an  sich  nach  allen  Theilen  svste- 
matisch  durchgebildet  sein,  drittens  muss  sie  praktisch, 
d.  h.  mit  Vortheil  in's  Leben  übersetzbar  sein,  viertens  muss  sie 
in  Einzelheiten,  als  bereits  im  positiven  Recht  bestehend,  nach- 
gewiesen werden  können. 

Ist  diesen  strengen  Anforderungen  Genüge  geschehen,  so  isi 
der  volle  wissenschaftliche  Nachweis  geleistet,  lieber  das  letzte 
aber,  die  Anwendbarkeit  in  Gesetzesform,  kann  nur  die  Anwen- 
dung selbst  endgültig  entscheiden  und  nicht  der  Wortstreit,  der 
in's  Unendliche  sich  fortzüchtet.  Es  ist  wohl  zu  beachten,  dass 
der  lebendige  Inhalt  des  Gesetzbuchs  nicht  allein  vom  Gesetz- 
geber, sondern  auch  vom  Richter  bestimmt  \fird. 

Die  Anwendbarkeit  jener  Grundsätze  ist  aber  wohl  bestätigt 
in  zahlreichen  Einzelheiten  der  cantonalen  Gesetzbücher  und  es 
würde  sich  nur  darum  handeln,  mit  bewusster  Consequenz  aus- 
zubilden, was  bereits  an  den  Einzelheiten  des  positiven  Rechts 
erprobt  ist. 

IX.  Zum  Schluss  bleibt  noch  eine  Erwägung  übrig  zu  der 
Frage,  ob  sich  nicht  die  unveränderte  Uebernahme  musterhafter 
Bestimmungen  des  deutschen  Strafgesetzbuches  empfehle.  Wir 
haben  selbst  bei  der  internationalen  Musterformel  der  Bestimmung 
von  ÄFord  und  Todtschlag  begründeten  Zweifel  gelassen  (S.  697) 
und  bemerkt,  dass  auch  bei  andern  Musterbestimmungen  (S.  692}, 
welche  über  denjenigen  der  Mehrzahl  der  Cantone  stehen,  die 
Frage  mit  gutem  Grund  gestellt  werden  kann. 

Was  für  die  Uebeniahme  guter  Bestimmungen  spricht,  haben 
wir  mit  voller  Würdigung  der  Vorzüge  betrachtet,  stets  die  ori- 
ginelle Verschlimmbesserung  getadelt  und  das  Fundament  berech- 
tigter Abweichungen  mit  Strenge  gesetzt. 

Es  ist  hier  in  Berücksichtigung  alles  dessen  ein  Hauptbedenken 
zu  begründen,  welches  gegen  die  Reception  eines  fremden  Ge- 
setzestextes überhaupt  geht. 
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Es  liegt  kein  Grund  vor,  das  Beste  zurückzuweisen,  weil  es 
fremd  ist.  Jedenfalls  ist,  wo  Besseres  oder  Gleichwerthiges  nicht 
gegenüberzustellen  ist  und  wo  innere  Gründe  nicht  gegen  die 
Reception  sprechen,  die  Uebernahme  in  der  gegebenen  Form  weit- 
aus vorzuziehen  jener  kleinlichen  Veränderung  durch  Umstellung 
der  Sätze  und  Veränderungen  in  Wort  und  Interpunktion  ohne 
Sinn. 

Gegen  die  Uebernahme  spricht  die  grosse  Gefahr,  welche 
darin  liegt,  dass  unsere  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  die 
Gewohnheit  annimmt,  nicht  nur  in  diesen  besondern  Dingen,  son- 
dern auch  in  allen  andern  den  Blick  auf  das  deutsche  JVIuster- 
Strafgesetzbuch  und  die  Musterrechtsprechung  zu  lenken  und  dem 
entsprechend  sich  zu  bilden.  —  Es  ist  ja  richtig  und  wir  haben 
dies  an  die  Spitze  gestellt,  dass  die  Nothwendigkeit  vorliegt,  sich 
mit  dem  deutschen  Strafgesetzbuch  und  der  Richtung  auf  Verall- 
gemeinerung der  Rechtsformen  auf  gemeinsamer  Grundlage  aus- 
einanderzusetzen. Sowohl  die  wissenschaftliche  Aufgabe  als  das 
praktische  Bedürfniss  der  Fortbildung  der  Gesetzgebung  und  die 
Thatsache,  dass  die  cantonalen  Gesetze  zur  Uebernahme  geschritten 
sind,  machen  die  Auseinandersetzung  zur  Grundbedin- 
gung. 

Aber  es  ist  sehr  die  Frage,  in  welcher  Weise  dies  geschieht. 
Wird  das  deutsche  Strafgesetzbuch  von  den  cantonalen  Gesetz- 
gebern benutzt,  so  ist  die  Regel,  dass  zwei  Ansichten  oder  Par- 
teien sich  bilden.     Die   eine    beruft   sich    auf  den  herkömmlichen 
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Änschluss  an  das  deutsche  Recht  und  schlägt  rückhaltlose  An- 
passung an  das  deutsche  Strafgesetzbuch  vor;  die  andere  spricht 
etwas  von  cantonaler  Selbständigkeit,  eingelebter  Praxis  und  Fort- 
bildung eigenen  Rechts,  ohne  viel  mehr  dafür  erbringen  zu  können, 
als  dass  der  Canton  x  keine  Monarchie  sei  und  dass  sich  da  und 
dort  Abweichungen  zeigen  oder  sich  Verbesserungen  als  wünsch- 
bar herausstellen.  Zum  Schluss  folgt  dann  der  bekannte  Com- 
promiss,  der  in  einem  grundsatzlosen  Gemengsei  von  Bestimmungen 
des  alten  Gesetzbuches  mit  solchen  des  deutschen  Strafgesetzes 
nach  der  jeweiligen  Erleuchtung  der  Redactoren  besteht. 

Es  kann  unmöglich  Anderes  als  etwas  mehr  oder  weniger 
Nachahmung  herauskommen,  denn  die  Redactoren  und  Commis- 
sionen  und  Räthe  sind  ganz  und   gar   nicht  in  der  Lage,  Unter- 
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suchungen  anzustellen,  welche  eine  ganze  Wisaenschaft  erfordera. 
tind  selbst  die  Vertreter  der  Wissenschaft  wissen  kaum  einen 
bessern  Rath,  als  möglichst  engen  Anschluss  im  Interesse  der 
Vereinheitlichung.  —  Wie  in  andern  Cantonen  wurde  die  Frage 
in  Schaffhausen  erörtert  und  im  Cantonsrath  es  nackt  aasge- 
sprochen, das  Beste  wäre,  einfach  das  deutsche  Strafgesetsbuch 
soweit  möglich  abzuschreiben. 

Das  deutsche  St.  G.  B.  und  die  Rechtsprechung  des  Reichs- 
gerichts gewinnen,  unterstützt  von  der  Macht  der  deutschen 
Wissenschaft  und  dem  Einfluss  des  Juristenstandes,  eine  Autorität, 
welche  die  Selbständigkeit  nicht  fördert.  Es  ist  in  der  Entwick- 
lung der  cantonalen  Gesetzgebung  dieser  Einfluss  des  deutechen 
Strafgesetzbuches  nachgewiesen  worden  und  neuestens  liat  uns 
Basel  in  einer  Reihe  von  Fällen  gezeigt,  wie  ge&hrlich  diese 
Nachahmung  ist.  In  Versuch  und  Theilnahme  lenkt  mau  in  die 
gegenwärtige  Richtung  in  Deutschland  ein.  Man  kommt  auf 
Strafdrohungen  zurück,  welche  die  freie  Meinungsäusserung  ge- 
fährden. Die  Strafdrohung  der  Ehrverletzung,  obgleich  sie 
durchweg  milder  ist  als  in  Deutschland,  hat  in  der  neuesten 
Periode  eine  Schärfe  angenommen,  welche  der  Art  der  schweize- 
rischen Gesetzgebung  durchaus  fremd  ist. 

Es  ist  ja  uncrlässlich,  aus  der  gemeinsamen  Quelle  unseres 
Wissens  —  denn  die  Schweiz  hat  keine  eigene  Strafrechtswissen- 
schaft —  zu  schöpfen,  den  reichen  Schatz,  den  die  deutsche  Doctrin, 
Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  angesammelt  hat,  zu  eigener 
Bereicherung  zu  verwerthen  und  danach  zu  trachten,  an  der  ge- 
meinsamen grossen  Arbeit  mitzuthun.  Aber  dies  kann  auf  ver- 
schiedene Weise  geschehen;  so,  dass  man  an  dem  fremden 
Bau  mitbaut  und  sich,  wo  die  Könige  bauen,  nach  eigenem  Be- 
dürfniss  sein  Hüttchen  aus  den  Abfällen  zusammenträgt,  —  oda* 
so,  dass  man  sich  die  Kemitniss  zu  bauen  in  jener  Schule  holt 
und  dann  aus  eigenem  Stoff  nach  eigenen  Bedürfnissen  und 
Zwecken  und  unserm  Boden  angepasst  ein  freies  Gebäude  nach 
Landesbauart  aufstellt.  Damit  ist  auch  wirklich  der  Fortbildung 
des  Wissens  und  Könnens  gedient,  während  jene  Weise  Neues 
nicht  fördert  und  stets  die  Marke  des  Handlangerdienstes  an  sich 
trägt. 

Es  besteht  gar  kein  Zweifel,  dass  die  Entwicklung  zur  Ein- 
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heit  fortscLreitet  (vgl.  vorst.).  Eine  Zeit  mag  kommen,  wo  die 
Landesgrenzen  vor  der  Gesetzgebung  verschwinden,  gleichwie  die 
Staatseinrichtungen  und  die  Volkseigenthtimliehkeiteu  vor  neuen 
internationalen  Einrichtungen  auf  gemeinsamen  Interessen.  Dann 
ist  auch  die  Einheit  des  Strafrechts  eine  gegebene  Sache. 

So  lange  aber  grundsätzliclie  Verschiedenheiten  der  Staats- 
einrichtungen und  der  Volkseigenthümlichkeit  bestehen,  ist  die 
Verwischung  derselben  für  eine  künstliche  Einheit  ein  Uebel,  denn 
sie  geschieht  auf  Kosten  der  Grundsätze  und  der  berech- 
tigten Eigenthüralichkeit. 

Bestehen  solche  fiir  die  Schweiz  —  zur  Zeit  noch  —  so  ist 
es  eine  Pflicht  nicht  blos  der  Selbsterhaltung,  sondern  eine 
Pflicht  der  Mitbethätigung  am  Bau  der  Strafrechtswissen- 
schaft und  Gesetzgebung,  sie  wissenschaftlich  und  ge- 
setzgeberisch zu  entwickeln,  — '  statt  billig  das  Kleid 
Anderer  zu  übernehmen  und  für  den  eigenen  Gebrauch  zurecht- 
zuflicken. 

Denn  es  ist  nicht  nur  möglich,  sondern  wahrscheinlich,  dass 
die  Entwicklung  der  Strafrechtswissenschaft  als  Ganzes  gedacht^ 
nach  der  Richtung  nicht  sich  vollzieht,  welche  das  heutige  deutsche 
Strafgesetzbuch  und  der  herrschende  Theil  der  anhängigen  deut- 
schen Doctrin  eingeschlagen  haben,  sondern  dass  sie  den  Weg 
nehmen  wird,  auf  dem  die  Schweiz  die  hohe  Aufgabe  hat,  nach 
ihrer  Eigenart  und  der  geschichtlichen  Entwicklung  ihrer  Gesetz- 
gebung fortzuschreiten. 

Nur  durch  ernste  Uebernahme  jener  Ptiiclit  erfüllen  wir  in 
deren  Verwirklichung  eine  grosse  Aufgabe  der  Gesetzgebung  und 
der  Wissenschaft,  die  über  die  Grenzen  der  Länder  hinaus  ge- 
meinsam ist,  und  sind  wir  berechtigt,  von  einem  schweizerischen 
Strafrecht  zu  reden.    (Vgl.  vorstehend  S.  542  über  das  „Wie".) 

Die  Entscheidungen  des  deutschen  Reichsgerichts  in  Straf- 
sachen haben  eine  Autorität  erlangt,  dass  man  sie  in  cantonalen 
Gerichten  wie  im  Bundesgericht  citirt  tindet  und  die  Justiz- 
und  Gerichtsberichte  nehmen  auf  sie  Bezug.  Der  Bericht  zum 
Entwurf  eines  St.  G.  B.  für  den  Canton  SchafFhausen  bemerkt 
zu  Gunsten  der  Uebernahme  des  deutschen  St.  G.  B.,  „es  sei 
bereits  das  SchaflFhauser  Strafrecht  einem  deutschen  St.  G.  B. 
nachgebildet  und   es  sei  ja  bekannt,  welchen  Einfluss    die  Lehr- 
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bücher  des  deutschen  Strafrechts  und  die  Auslegung  des 
deutschen  St.  G.  B.  in  den  Entscheidungen  haben. 
In  jedem  wichtigen  oder  streitigen  Fall  werden  sie 
von  den  Parteien  producirt;  öfters  auch  von  den 
Gerichten  in  ihren  Urtheilen  erwähnt.  Die  ganze  Hand- 
habung  und  Weiterbildung  des  Schaffhauser  Strafrechts  sei  also 
wesentlich  unter  dem  Einflüsse  des  deutschen  Rechts  erfolgt  und 
es  wäre  unrichtig,  das  Gesetz  anders  verfassen  zu  wollen  als  das 
deutsche;  ein  kleines  Land  könne  da  nichts  Besonderes  haben 
und  als  Versuchsstation  zu  dienen,  wäre  gefahrlich.**  —  Der 
Schluss  ist  also :  Uebemahme  des  deutschen  St.  G.  B.,  Einholung 
des  Rathes  der  Rechtsverständigen  in  den  Entscheidungen  des 
deutschen  Reichsgerichts  und  Entwicklung  auf  dem  Boden  der 
deutschen  Doctrin. 

So  empfehlenswerth  die  Rechtsvergleichung  ist  und  so  aner- 
kennenswerth  der  objective  Standpunkt  der  Wissenschaft  und  die 
Gemeinsamkeit  der  Auffassung  gewisser  Rechtsverletzungen,  —  es 
liegt  dennoch  eine  Gefahr  darin. 

Man  gewöhnt  sich  daran,  dort  Rath  zu  erholen,  jene  Autori- 
tät anzuerkennen,  man  schöpft  dort  Erwägungen  und  verzichtet 
auf  die  eigene  Prüfung  und  eigenes  Denken,  sieht  hinweg  über 
die  Specialitäten  des  concreten  Falles  und  eignet  sich  unvermerkt 
Rechtsanscliauungen  an,  welche  aus  jenen,  nicht  aber  aus  unsem 
Grundsätzen  fliessen. 

Es  liegt  in  dieser  Benutzungs weise  aber  auch  die  Gefahr  der 
Ausdehnung  des  Strafgebietes,  denn  in  vielen  Fällen  wird  der 
gesetzliche  Thatbestand  auf  eine  Handlung  ausgedehnt,  deren 
factische  Momente  eine  weitgehende  Auslegungskunst  in  Anspruch 
nehmen,  um  getroffen  werden  zu  können. 

Jede  solche  Feststellung  der  Strafbarkeit  dehnt  sich  gleich- 
zeitig auf  verwandte  Fälle  aus  und  die  Grenzen  sind  im  concreten 
Fall  mehr  oder  weniger  willkürlich  oder  von  einer  nicht  beweis- 
baren Richtung  bestimmt.  Gegen  die  Benutzungsweiso  der  reichs- 
gerichtlichen Entscheidungen  ist  bereits  von  deutscher  Seite  Ein- 
sprucli  erliobeu  worden;  wir  haben  doppelte  Veranlassung,  dabei 
zur  Vorsicht  zu  mahnen  und  aus  dieser  Gefahr  einen  Gnmd  zu 
machen,  die  Nachahmung  des  deutschen  Strafgesetzbuches  prin- 
cipiell    nicht   zu   befürworten,    wo    nicht   durchschlagende   Motive 
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und  völlige  Gleichheit  der  Grundkge  vorhanden  ist.  Ein  Straf- 
gesetzbuch der  Schweiz  muss  tiefer  begründet  sein  und  weiteren 
Ausblick  haben^  gerade  wie  des  Landes  Berge. 

Es  ist  gezeigt  worden,  wie  die  leitenden  Grundsätze  im 
Strajfrecht  wie  dieses  selbst  untrennbar  verbunden  sind  mit  der 
Eigenart  und  den  besondern  freiheitlichen  und  volksthiimlichen 
Existenzbedingungen  und  wie  grundsatzwidrig  und  in  den  Polgen 
gefährlich  auf  cantonalem  wie  auf  Bundesgebiet  die  unbedachte 
Nachahmung  von  Sätzen  und  einem  ganzen  System  ist,  welche 
fremdem  Boden  erwachsen  sind. 

Es  «ei  mit  allem  Nachdruck  ein  Wort  Hiltys_  citirt :  Ein 
ungemein  grosser  Theil  der  Sicherheit  der  Schweiz  beruht  auf 
der  sorgfältigen  Bewahnmg  ihrer  ausgeprägten  Eigen thümlichkeit 
und  besondem  Nationalität,  an  der  täglich  durch  internationale 
Vereinbarungen  auf  Grund  der  Bedürfnisse  des  Verkehrs  und 
durch  Voranstellen  der  materiellen  Interessen  gerüttelt  wird. 

Die  Gefährlichkeit  dieser  Nachahmungssucht  ergiebt  sich  viel- 
fach aus  der  schweizerischen  Strafgesetzgebung  und  Rechtsprechung 
der  jüngsten  Periode.  Die  neuen  Strafgesetzentwürfe  haben  ihre 
Ducheneartikel  aufgenommen  wie  Waadt  Art.  263,  Neuenburg 
Art.  196  und  die  Vergehen  der  Aufreizung,  erfolglosen  Anstiftung, 
der  Anreizung  und  Rechtfertigung  strafbarer  Handlungen  liaben 
Einzug  gehalten.  Die  Consequenzen  für  die  ganze  Rechtsanschau- 
ung zeigen  sich  denn  auch  bereits  in  der  veränderten  Behandlung 
entlegener  Partien.  Der  Entwurf  des  St.  G.  B.  für  den  Canton 
Solothurn  enthält  in  §  56  die  Bestimmung:  „Wer  strafbare  Hand- 
lungen durch  öffentliche  Rechtfertigung  anpreiset,  wird,  wenn  Auf- 
forderung, Anreizung,  Anpreisung  keine  Folge  hatte,  mit  Gefäng- 
niss  bis  auf  drei  Monate  bestraft." 

Der  Artikel  fand  zwar  nicht  Aufnahme  im  Gesetzbuch  von  1874 
und  ebenso  ist  er  in  demjenigen  von  1886  zu  vermissen,  dagegen 
bietet  einigen  Ersatz  die  strafbare  öffentliche  Aufforderung  oder 
Anreizung  zum  Ungehorsam  gegen  Gesetze  und  Verordnungen  und 
die  Bestrafung  der  erfolglosen  Anstiftung,  welche  im  Gesetz  von 
1886  eine  Verschärfung  erhalten  hat,  indem  ausdrücklich  der 
Versuch,  den  Andern  zu  bestimmen,  mit  Strafe  bedroht  wird. 
Das  St.  G.  B.  von  1859  hat  aber  nichts  von  alledem  gekannt, 
weder  im  allgemeinen   nocli    im  besoudern  Theil.     Der  Art.  330 
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des  St.  G.  B.  von  Freiburg:  „Wer  durch  öffentliche  Behaup> 
tungen  oder  Verbreitung  erdichteter  oder  entstellter  Thatsaehen 
die  Einrichtungen  des  Staates  oder  die  Anordnungen  der  Obrig- 
keit  dem  Hass  und  der  Verachtung  aussetzt  ete.*^  hat  offenbar 
den  §  181  des  deutschen  St,  G.  B.  zum  Vorbild  gehabt,  wobei 
wir  in  Berücksichtigung  ziehen,  dass  schon  das  Gesetz  von  184Ü 
in  dieser  Richtung  wie  kein  anderes  die  deutsche  Particulargeseiz- 
gebung  nachahmte  (§§  302.  222),  Der  Entwurf  für  die  zweite 
Berathung  eines  St.  G.  B.  für  St.  Gallen  von  1885  enthält  im 
Art.  151  im  Anschluss  an  die  Bedrohung  der  Aufreizung  zu  Auf- 
ruhr und  Widersetzung  (Art,  150)  den  Satz:  Aufreizung  mittelst 
mündlicher  oder  schriftlicher  Aeusserungen  oder  bildlicher  J)ar- 
stellungen  oder  mittelst  Presserzeugnissen  zum  gewaltsamen  Um- 
sturz der  staatlichen  Ordnung  oder  zu  gewaltsamer  Aenderung 
oder  Beseitigung  staatlich  geschützter  Institutionen  der  biii^er- 
lichen  Gesellschaft  oder  zur  Verübung  von  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen gegen  Leben,  Leib,  Eigenthum,  oder  zu  Bedrohung  oder 
Verfolgung  einzelner  Personen  oder  Bevölkerungsclassen  ist,  so- 
fern nicht  Anstiftung  oder  Versuch  vorliegt,  auch  wenn  sie  nicht 
gegen  eine  bestimmte  Pei-son  und  nicht  auf  die  Vertibung  einer 
zum  Voraus  bezeichneten  strafbaren  Handlung  gerichtet  war,  mit 
Geldstrafe  oder  Gefängniss  oder  Arbeitshaus  zu  belegen.  Das 
Landsgemeindememorial  von  Glarus  vom  Jahr  1886  brachte  einen 
neuen  Art.  47  a  zum  Strafgesetzbuch  in  Vorschlag.  Derselbe 
enthcält  eine  abgekürzte  Wiedergabe  des  st.  gallischen  Art.  151 
imd  ist  in  der  damals  landläufigen  Weise  als  Sicherheit  gegen 
Umsturzbestrebungen  motivirt.  Gleichzeitig  wurde  der  Landsge- 
meinde  die  Erhöhung  der  Freiheitsstrafen  gegen  Ehrverletzung, 
welche  nach  dem  Sti-afgesetz  eine  Geldbusse  oder  höchstens  drei 
Wochen  Gefängniss  nach  sich  zieht,  beantragt.  Die  Landsgemeinde 
verwarf  beide  Abänderungen.  In  St.  Gallen,  dessen  Gesetzbuch 
erfolglose  Ajistiftung,  Aufreizung,  Auflbrderung,  Empfehlung  und 
die  Anzeige-  und  Verhinderungspflicht  im  weitesten  Umfange  auf- 
stellt, konnte  man  consequenter  Weise  nicht  umhin,  den  ange* 
führten  Artikel  des  Entwurfs  im  Gesetz  zu  sanctioniren. 

Bemerkenswert!!  sind  die  in  Glarus  geltend  gemachten 
Gründe:  „Es  sei  des  freien  Glarner Volkes  unwürdig,  einen  solchen 
Artikel    aufzunehmen,    weil    einmal    in    der    Nacht    ein    fremder 
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Schneidergeselle  etwelche  Plakate  im  Städtchen  niederlegte.  Von 
Schrecken  sei  keine  Spur  vorhanden  gewesen  und  das  Volk  habe 
sich  noch  nie  Ausschreitungen  su  Schulden  kommen  lassen^ 
welche  einen  solchen  Artikel,  der  die  freie  Meinungsäusserung  be- 
drohe und  die  Einzelnen  wegen  Bagatellen  der  Willkür  preis- 
gebe, rechtfertige.**  —  „Mit  Bezug  auf  die  Ehrverletzung  habe 
seit  20  Jahren  die  Praxis  bewiesen,  dass  eine  Strafe  von  200  Fr. 
oder  drei  Wochen  Haft  genüge.  Seit  dem  Jahre  1867  sei 
nach  genauer  Kenntniss  der  Praxis  die  höchste  Geldbusse  150  Fr. 
gewesen  und  nur  in  zwei  Fällen  Gefängniss  nicht 
höher  als  fünf  Tage  ausgesprochen  worden.  Die  vorge- 
schli(gene  Erhöhung  der  Geldbusse  auf  1000  Fr.  und  Gefängniss 
bis  auf  zwei  Monate  bei  Verleumdung  und  der  von  50  Fr.  auf 
200  bei  Beschimpfung  sei  unerhört  und  eine  Nachahmung  der 
Gesetze  monarchischer  Staaten  über  Majestätsbeleidigung.  Soll 
der  Bürger  etwa  wegen  einem  in  der  Hitze  verschossenen  Wort 
in's  Gefängniss  geworfen  werden !  Wir  wollen  keinen  Maulkratten- 
artikel.**  —  So  die  fryen  Glamer! 

Wir  übersehen  bei  diesen  Erscheinungen  gar  nicht,  dass  die 
Autorität  des  deutschen  Gesetzes  för  sich  allein  sie  nicht  hervor- 
gerufen hat,  wie  sie  die  Uebernahme  anderer  Sätze  begi*ündete. 
Jene  Paragraphen  haben  ihren  wirklichen  Grund  in  den  bekannten 
Zeitverhältnissen,  wo  mancher  ruhige  Bürger  wegen  aufreizenden 
Reden  und  beängstigenden  Schriften  den  Kopf  verlor.  Allein 
man  kann  wohl  angesichts  des  Umstandes,  dass  nur  einzelne 
Cantone  Umsturzbestimmungen  ftir  nöthig  hielten  und  dass  die 
schlimmsten  Sätze  der  Entwürfe  nicht  zum  Gesetz  wurden,  be- 
haupten, dass  ohne  die  im  deutschen  Strafrecht  mit  Wucht  er- 
öffnete Reaction,  selbst  jene  Versuche  in  der  Schweiz  unterblieben 
wären.     Die  Versuche  sind  ja  aber  nur  Theilerscheinungen. 

Die  Ausdehnung  der  strafbaren  Versuchshandlungen,  wie  sie 
die  Praxis  des  Reichsgerichts  im  Anschluss  an  die  Versuchs- 
formel, des  Strafgesetzbuchs  gegeben  hat,  ist  auch  für  die  schwei- 
zerischen Gesetzbücher,  welche  jene  Formel  übernommen  haben, 
angebahnt  und  es  ist  von  competenter  Seite  (von  einem  Mitglied 
des  zürcherischen  Obergerichts)  ausgesprochen  worden,  dass  „als 
'Nachwirkung  der  Richtung  in  Deutschland  auch  bei  uns  die 
Neigimg  besteht,  die  freie  Meinungsäusserung  einzuschränken  und 

F/enninger,  Schwele.  Strafrecht.  46 
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eine  strengere  Auffassung  der  Begriffe  Verauch,  Anreizung,  An- 
stiftung in  der  Praxis  zu  verwirklichen.''  Die  Strafdrobungen^ 
wie  die  Strafurtheile  bei  Ehrverletzungen,  sind  unter  der  vor- 
bildlichen Einwirkung  des  deutschen  Gesetzbuchs  und  der  deutschen 
Praxis  durchweg  höhei*  geworden.  Die  formalistische  Art  des 
deutschen  Strafgesetzbuchs  ist  in  schweizerische  Gesetzbücher 
übergegangen,  wenn  auch  manche  in  besonnener  Weise  Mass 
hielten  und  Verbesserungen  eintreten  Hessen.  Die  Ansetzung 
von  Minimalgrenzen  ohne  die  Form  der  mildernden  Umstände 
ist^  wie  z.  B.  von  Basel  und  Zug,  unter  dem  Vorbild  der  deutschen 
St.  G.  B.  vollzogen  worden  und  in  Versuch  und  Theilnahme 
wurde  der  Richter  nach  unten  gebunden;  im  Uebrigen  verweisen 
wir  auf  fiühere  Ausführungen. 

Wenn  wir  zurückgreifen  auf  die  Frage,  von  der  die  ganze 
Arbeit  ausgegangen  ist,  ob  es  ein  schweizerisches  Straf- 
recht,  das  nicht  nur  ein  deutsches  Strafrecht  in  der  Schweiz 
ist,  gebe,  selbständig  berechtigt  und  in  seiner  Eigenthümlichkeit 
ein  wesentlicher  Theil  im  grossen  Ganzen  der  Gesetzgebung 
und  der  Wissenschaft  des  Strafreehts  -»—  nach  Inhalt  und  Form 
Ausdruck  dieses  höchst  eigenartig  durch  Jahrhunderte  selbständig 
entwickelten  Staats-  und  Volkswedens,  so  muss  man  nach  dem 
Durchgeführten  erklären  :  Ja ! 


E.  Vergleichende  Behandlung  einzelner  Lehren. 

Anwendung  der  Grundsätze. 

§99,  I.  Ueberblick  und  Aufgabe.  —  I.Drei  Grunde 
bewirken,  dass  die  zusammenfassende  Behandlung,  welche  je  am 
Schlüsse  der  Perioden  den  Gesetzbüchern  zu  Theil  wurde,  hier 
eine  umfänglichere  sein  muss,  mit  der  speciellen  Aufgabe,  auf 
Erörterungen  der  Doctrin,  in  Ueberschreitung  des  Kreises  der 
blossen  Darstellung,  einzutreten. 

Erstens  haben  wir  es  mit  Gesetzbüchern  geltenden 
Rechts  zu  thun,  während  in  den  frühem  Perioden  das  Interesse 
des  historischen  Zusammenhangs  der  einzelnen  Gesetze  mit  ihren 
Vorgängern  und  mit  Gesetzen  der  Nachbarcantone,  sowie  des* 
Zusammenhangs   mit  den  deutschen  Entwürfen  und  Gesetzen  im 
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Vordergrund  stand.  Es  ist  aber  nicht  blos  das  Gewicht  des  gel- 
tenden Rechts,  —  denn  neben  den  Gesetzbücliern  bestehen  noch 
solche  der  frühem  Periode,  —  sondern  der  neue  Boden  der  heu- 
tigen Strafrechtswissenschaft,  welcher  dazu  zwingt,  über 
den  Kreis  der  Darstellung  und  Vergleichung  hinaus  auf  Lehre 
und  Kritik  der  lebendigen  und  fortwirkenden  Bildungen  einzu- 
treten. 

Zweitens  gebietet  das  Verhältniss  zum  deutschen  Strafgesetz- 
buch, welches  für  die  Weiterentwicklung  einen  Markstein  gesetzt 
hat,  eingehender  sich  mit  den  Lehren  zu  befassen  und  im  Ein- 
zelnen dasjenige  zu  erhärten,  was  im  Allgemeinen  in  der 
vorangehenden  Auseinandersetzung  des  Verhältnisses  zum  Reichs- 
strafgesetz und  zu  seiner  Wissenschaft  und  Praxis  imd  über 
die  Grundsätze  schweizerischen  Strafrechts  dargethan  worden  ist. 

Die  besondern  Grundsätze,  welche  dort  für  das  schweizerische 
Strafrecht  abgeleitet  wurden,  haben  hier  die  Anwendung  im  Zu- 
sammenhang und  im  Einzelnen  zu  erproben. 

Drittens  verlangt  der  Hinblick  auf  die  Fortbildung  der 
schweizerischen  Straf gesetzgebung  und  auf  ein  schwei- 
zerisches- Strafgesetzbuch,  dass  über  der  vergleichenden 
Darstellung  «die  Kritik  heraustrete  mit  Rücksicht  auf  das  Werdende 
und  die  künftige  Gestaltung. 

Wird  durch  diese  drei  Gründe  Richtung  und  Umfang  der 
Aufgabe/  bestimmt,  so  entspringt  aus  dem  letzten  derselben  eine 
besondere  Forderung  mit  besondern  Schwierigkeiten. 

Die  Kritik  aus  den  aufgestellten  Grundsätzen  darf  nicht  blos 
Einwendungen  erheben.  Die  Festigkeit  der  Grundsätze  darf  nicht 
blos  negativ  erwiesen  werden,  sondern  sie  muss  positiv  auf  dem 
Fundament  des  Nachweises  stehen,  dass  aus  den  Grundsätzen 
heraus  als  Consequenz  Neues  und  Besseres  hervorgeht  und  im 
positiven  Recht  theils  verwirklicht,  theils  zu  verwirklichen  ist. 

Demgemäss  ist  es  unvermeidlich  und  wissenschaftüche  Pflicht, 
als  Schluss  der  Kritik  diejenige  Form  blank  herauszustellen, 
welche  das  Ergebniss  ist.  Man  muss  klar  die  Consequenzen  und 
die  Anwendung  sehen  können.  Es  ist  eine  wissenschaftliche  Pflicht, 
neben  der  das  volle  Bewusstsein  der  Schwierigkeiten  steht  und 
keineswegs  die  Prätension,  eine  „beste  Form^  oder  einen  Ent- 
wurf zum  Gesetz  aufstellen  zu  wollen. 
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Mit  Bezug  auf  die  ausgewählten  Gegenstände  kann  leicfatlich 
das  Eine  oder  Ändere  beizuziehen  gewünscht  werden ;  es  ist  aber 
auch  der  Verzicht  darauf  kein  Mangel,  denn  erstens  würde  damit 
alles  Mass  überschritten,  zweitens  beruht  von  Anfang  an  (vgl. 
S.  2.  14)  die  Darstellung  auf  der  Methode  der  Auswahl  und  der 
Vertiefung  und  drittens  kommt  die  entscheidende  Bedeutung  nor 
dem  Ausgewählten  zu;  das  Weitere  ist  blos  bestätigende  Weite- 
rung, die  sein  oder  nicht  sein  kann  und  die  sich  von  selbst  er- 
gibt, sobald  die  Hauptsache  entschieden  ist. 

IL  Die  Strafmittel.  —  1.  Die  Strafmittel  der  Gesetz- 
bücher sind  sehr  zahlreich  und  sehr  verschieden.  Eine  Anzahl 
von  Cantonen  fuhrt  noch  die  Todesstrafe  an.  Es  ist  bereits 
berichtet  worden,  dass  sie  von  der  neuen  Bundesverfassung  ab- 
geschafft war  und  dass  sie  in  Folge  der  Verfassungsrevision  in 
den  Cantonen  wieder  eingeführt  werden  konnte,  wovon  eine  An- 
zahl derselben  Gebrauch  machte. 

Allein  die  entschiedene  Ablehnung  in  andern  Cantonen,  das 
Verhalten  Neuenbürgs,  der  Landsgemeinden  vonGlarus  und  Appen- 
zell, des  Käthes  von  Luzern  im  Fall  Mattmann  und  von  Zürich, 
welches  die  Einführung  ablehnte,  nachdem  sie  unter  dem  Druck 
einiger  schwerer  Fälle  beschlossen  worden  war,  hatten  zur  Folge, 
dass  die  Einführung,  soweit  sie  statt  hatte,  zur  Ausfuhrung  nicht 
gelangen  kann  und  dass  thatsächlich  die  Todesstrafe  in  der 
Schweiz  abgeschafft  ist.  (Vgl.  das  bereits  Angeführte.  Guillaume, 
Etat  actuel  de  la  question  de  la  peine  de  mort  1885.  —  G^ericfats- 
saal  1886.  S.  624.  —  Eingabe  des  Schweiz.  Vereins  für  Straf- 
und  Gefängnisswesen  an  den  Bundesrath  vom  9.  März  1879.) 
Bei  diesem  Stande  der  Sache  kann  man  auf  weitere  Ausftihrungen 
verzichten;  gleicherweise  verdienen  einige  andere  Strafmittel, 
welche  in  altern  Gesetzbüchei-n  noch  gedruckt  stehen  (körperliche 
Züchtigung,  aufgehoben  durch  Verfassung),  als  abgeschafft  nicht 
mehr  genannt  zu  werden.  Es  entspricht  nur  dieser  Sachlage, 
wenn  der  Satz  aufgestellt  wird:  Die  Frage  der  Todesstrafe  steht 
endlich  für  die  Schweiz  ausser  Discussion  und  es  ist  kein  ein- 
heitliches Strafrecht  möglich  mit  diesem  Strafmittel. 

Von  Freiheitsstrafen  sind  angeführt :  Zuchthaus,  Arbeits- 
haus, Gefängniss,  Haft,  Reelusion,  emprisonnement,  detention, 
Hausarrest ;  selbst  Arbeitsanstalten  für  Liederliche  und  Besserung»- 
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anstalten  für  jugendliche  Verbrecher  werden  unter  den  Strafmitteln 
aufgezählt.  Die  Geldstrafe  ist  ebenso  verschieden  in  ihrer 
Anwendung  als  in  der  Höhe  des  möglichen  Betrages.  Weiterhin 
sind  aufgestellt :  Verweisung,  Entziehung  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte, Minderung  derselben,  Amts-  und  Dienstentsetzung,  Wirths- 
hausverbot,  Confiscation  einzelner  Gegenstände,  üntersagung  der 
Betreibung  eines  bestimmten  Berufs,  Verweis,  Eingrenzung, 
Arbeitsstrafe  an  Stelle  der  Polizeihaft,  Stellung  unter  Polizeiauf- 
sicht. (Freiburg  Art.  11.  7.)  Freiburg  hat  neben  sieben  crimi- 
nellen Strafen  zwölf  correctionelle.  Das  Wirthshausverbot,  diese 
etwas  veraltete,  aber  unter  entsprechenden  Verhältnissen  einfache 
und  wirkungsreiche  Strafe,  findet  sich  noch  in  Freiburg,  Solo- 
thurn^  Appenzell  A. -Rh.,  Zug,  SchafFhausen  (Entwurf). 

2.  Wir  greifen  für  die  nähere  Behandlung  die  Freiheits-  und 
Geldstrafen  heraus.  Das  Zuchthaus,  Reclusion,  ist  die  schwerste 
Freiheitsstrafe,  sie  kann  zeitig  oder  lebenslänglich  sein;  sie  ist 
aber  auch  als  eine  ununterbrochene  Kette  vom  geringsten  Slass 
bis  zur  Lebenslänglichkeit  hingestellt  worden.  —  Zeitiges  Zucht- 
haus verhängen  Zürich  von  1  bis  zu  15  Jahren,  Basel  von 
1  bis  zu  20  Jahren,  und  ebenso  Solothurn,  Zug,  St.  Gallen. 
Zürich  hat  mit  der  Grenzbestimmung  von  15  Jahren  sich  dem 
deutschen  St.  G.  B.  angeschlossen.  Zeitige  Zuchthausstrafe  von 
3— -20  Jahren  hat  Genf  und  von  1  bis  zu  8  Jahren  (besondere 
gesetzliche  Bestimmungen  bei  einzelnen  Delicten  [8  Jahre  bis  lebens- 
länglich] ausgenommen)  Schwyz.  —  Freiburg  setzt  einen  Raum 
an  zwischen  sechs  Monaten  und  30  Jahren  als  criminelle  Strafe 
und  von  einem  Monat  bis  zu  zehn  Jahren  Einsperrung  im  Zucht- 
haus als  correctionelle.  Beide  Zuchthausstrafen,  die  criminelle  und 
correctionelle,  werden  im  selben  Gebäude  vollzogen. 

Besonderes  Interesse  beanspruchen  die  G.  B.  von  Tessin  und 
Appenzell  als  Vertreter  zweier  entgegengesetzter  Richtungen.  — 
Tessin  giebt  den  Strafmitteln  vier  oder  fünf  Stufen  und  das  ganze 
Strafgesetzbuch  in  seinen  Begriffen  und  Drohungen  ist  auf  diese 
Abstufungen  zugeschnitten.  Zuchthaus  hat  fünf  Grade  von  vier 
bis  zu  acht,  von  8 — 12,  von  12—16,  von  16—20,  von  20  bis 
zu  24  Jahren  und  die  Strafdrohungen  sagen  kunstreich,  dass 
Zuchthaus  vom  so  und  so  vielten  Grade  auf  der  Uebelthat  stehe. 
Jeder  Einzelheit  bildet  man  sich  dabei  ein,  mit  exacten  Maassen 
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folgen  zu  können.  —  Ganz  entgegengesetzt  Terfahrt  Appenzell 
es  sagt:  Die  Zuchthausstrafe  kann  bis  auf  Lebenszeit  ausge- 
sprochen werden.  Die  andern  Freiheitsstrafen  sind  ebenfalls  nur 
nach  oben  beschränkt.  —  Daraus  ergeben  sich  sehr  zu  beachtende 
Vortheile. 

Erstens  kann  jede  Handlung,  welche  gemeine  Gesinnung 
bekundet,  mit  Zuchthaus  auch  von  kürzerer  Dauer  belegt  wer- 
den; wenn  dagegen  vorgebracht  wird,  dass  gerade  der  Charakter 
des  Zuchthauses  nur  bei  längerer  Strafzeit  diese  Strafart 
rechtfertige,  so  ist  einzuwenden,  dass  auch  Arbeitshaus,  selbst 
Gefangniss  nach  einigen  Gesetzbüchern  sich  vom  Zuchthaus  nur 
durch  die  Dauer  der  Strafzeit  und  die  Ehrenfolgen,  die  dort  ein- 
treten müssen,  hier  eintreten  können,  unterscheiden,  —  dass  in 
Arbeitshaus  und  Gefilngniss  Verbrechen  aus  ehrloser  Gesinnung 
und  mit  Ehrenfolgen  zur  Abbüssung  kommen  und  dass  schwer 
zu  sagen  wäre,  wo  sich  ein  grundsätzlicher  Unterschied  fände. 
Dieser  grundsätzliche  Unterschied  wird  verwischt,  wenn  neben 
Zuchthaus  von  einem  bis  zu  15  Jahren  ohne  Zwischenstufe  Ge- 
fangniss bis  zu  zehn  Jahren  angedroht  ist,  da  dann  jedenfalls 
Verbrechen  aus  ehrloser  Gesinnung,  welche  eine  Strafe  unter  einem 
Jahr  rechtfertigen,  mit  Gefangniss  bestraft  werden  müssen,  wäh- 
rend Gefangniss  doch  den  Charakter  einer  Strafart  für  nicht  ent- 
ehrende Delicte  haben  soll.  Jedenfalls  entspricht  eine  Zuchthaus- 
strafe mit  niedrig  gestelltem  Minimum  der  übergangslosen  Viel- 
fältigkeit der  Verbrechen,  welche  ehrlose  Gesinnung  zur  Grund- 
lage haben. 

Zweitens  hat  dieser  weite  Strafrahmen  den  Vortheil,  dass  er 
anderseits  gestattet,  schwere  Fälle,  in  welchen  Zuchthaus  gedroht 
ist,  die  aber  aus  der  Eigenart  des  Falles  blos  geringe  Strafe  ver- 
dienen oder  welche  als  weniger  strafwürdige  Gruppe  sonst  eine 
eigene  Strafdrohung  verlangten,  unter  der  allgemeinen  Regel  an- 
gemessen zur  Bestrafung  zu  bringen.  (Gewisse  Fälle  von  Mord 
und  Todtschlag.  Wie  Halsclmer  und  John  ausgeführt  haben,  ist 
die  Ueberlegung  allein  wohl  das  Entscheidende  im  Gesetz,  aber 
nicht  für  den  vollen  Umfang  der  Strafwürdigkeit.) 

Drittens  fallen  nicht  nur  einzelne  Thatbestände  und  Milde- 
rungsgründe bei  manchen  Verbrechen  ausser  Betracht,  sondern 
es  fällt  jedes  Bedürfniss  nach  einem  System  mildernder  Umstände 
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dabiD;  wenn  die  allgemeinen  Strafrahmen  der  Freiheitsstrafen  nach 
unten  unbegrenzt  sind  und  die  Strafdrohungen  bei  einzelnen 
Verbrechen  ohne  Minimum  bleiben.  Es  ist  dabei  kaum  zu  be- 
fiirchten^  dass  der  Richter  anders  urtheile  als  es  geschieht^  wenn 
^r  alle  Umstände  der  That  reiflich  erwogen  hat  und  zur  Annahme 
gelangt,  es  liegen  Milderungsumstände  vor,  welche  die  Anwendung 
des  besondem  Massstabes  rechtfertigen.  ' 

Wenn  wir  im  Vergleich  zwischen  Tessin  und  Appenzell^ 
welche  zwei  entgegengesetzte,  in  die  äussersten  Consequenzen 
getriebene  Methoden  der  Strafdrohung  verwirklichen,  die  Zucht- 
hausstrafe ohne  Minimum  in  Verbindung  mit  der  Festsetzung  der 
Strafarten  des  Appenzeller  St.  G.  B.  der  Beachtung  werth  finden, 
80  soll  damit  nicht  die  so  weit  ausgedehnte  Strafart  als  muster- 
haft hingestellt  werden.  Vielmehr  sind  deren  Nachtheile  so  be- 
deutend mit  Rücksicht  auf  den  volksthümlichen  Begriff  des  Zucht- 
hauses und  Zuchthäuslers,  dass  sie  in  dieser  Ausdehnung  den 
Anforderungen  an  ein  rationelles  System  nicht  entsfficht. 

Die  Strafe  des  Arbeitshauses,  wie  sie  in  Zürich  auf- 
gestellt wurde,  setzt  eine  angemessene  Zwischenstufe  zwischen 
Zuchthaus  und  Geßlngniss  mit  Berücksichtigung  der  verbreche- 
rischen Gesinnung.  In  fünf  Cantonen  besteht  sie  mit  folgender 
Dauer:  Zürich  sechs  Monate  bis  zehn  Jahre;  Solothurn  (Ein- 
sperrung) drei  Monate  bis  zehn  Jahre;  Zug  höchstens  zehn 
Jahre;  Schwyz  sechs  Monate  bis  acht  Jahre;  St.  Gallen  drei 
Monate  bis  sechs  Jahre.  Freiburg  Einsperrung  im  Zuchthaus 
als  correctionelle  Strafe  von  einem  Monat  bis  zu  zehn  Jahren.  — 
Unter  diesen  willkürlichen  Ansätzen,  insbesondere  nach  der  untern 
Grenze,  welche  von  Tagen  und  Wochen  auf  einen  Monat,  drei 
und  sechs  Monate  gestellt  ist,  ist  jedenfalls  die  Zuger  Bestimmung 
vorzuziehen.  Zug  setzt  für  die  schwerste  Freiheitsstrafe  eine 
Minimalgrenze  von  einem  Jahr,  für  Arbeitshaus  und  Gefängniss 
lässt  es  nach  unten  hin  offen.  Es  ist  sonach  möglich,  auch  ein 
geringeres  Vergehen  mit  einer  geringen  Arbeitshausstrafe,  weil  es 
ein  gemeines  ist,  im  concreten  Fall  auszuzeichnen,  wenn  weniger 
als  sechs  Monate  angemessen  erachtet  werden ;  andernfalls  müssen 
solche  Fälle,  wie  in  Zürich,  dem  Ge&ngniss  überwiesen  werden, 
in  Verletzung  des  Grundsatzes,  dass  jenes  für  unehrliche  Sachen 
im  Gegensatz  zu  diesem  angewendet  werden  soll. 
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Die  GefängnisBstrafe  kann  in  doppeltem  Charakter,  je 
nachdem  eine  Zwischenstufe  zwischen  ihr  und  dem  Zuchthaas 
eingelegt  ist,  hervortreten.  In  jedem  Falle  ist  sie  als  geringere 
Strafart  aufgefasst  und  zieht  Ehrenfolgen  nicht  zwingend  nach 
sich.  Zürich  verhängt  sie  von  einem  Tag  bis  zu  fünf  Jahren; 
Basel  von  einem  bis  zu  drei  Jahren;  Freiburg  von  einem  Monat 
bis  zu  drei  Jahren  und  correctionell  bis  zu  vier  Monaten;  Tessin 
hat  wieder  fiinf  Grade  der  Detention  von  drei  Tagen  bis  za  drei 
Monaten,  von  drei  Monaten  bis  zu  einem  Jahr  und  so  weiter, 
jeder  Grad  ein  Jahr  mehr;  Solotbum  ein  Tag  bis  ein  Jahr; 
Genf  sechs  Tage  bis  fünf  Jahre;  Appenzell  ^bis  zu  zwei  Jahren^; 
Zug  höchstens  fünf  Jahre;  Schaffhausen  vier  Wochen  bis 
sechs  Jahre;  Schwyz  drei  Wochen  bis  zwei  Jahre;  St.  Gallen 
ein  Tag  bis  zwei  Jahre.  Mit  dieser  Strafe  verknüpfen  mehrere 
Cantone  Schärfungen,  insofern  im  Urtheil  eine  beschränkte  Zeit 
bestimmt  werden  kann,  während  welcher  der  Gefangene  ohne 
Beeinträchtigung  seiner  Gesundheit  auf  schmale  Kost  gesetzt  wird^ 
indem  er  jeden  zweiten  oder  dritten  Tag  für  die  Zeit  bis  zu  vier 
Wochen  Wasser  und  Brod  oder  auch  hartes  Lager  erhalt.  Solche 
nicht  zu  rechtfertigende  Schärfungen  lassen  zu  Basel,  Freiburg, 
Solothurn,  Appenzell,  Schwyz,  Schaffhausen.  Die  altern  Gesetz- 
bücher haben  dergleichen  für  Vagabunden  vorgesehen. 

Die  Haft,  Polizeihaft,  haben  Basel  bis  auf  14  Tage;  Frei- 
burg correctionelles  Gefängniss,  ein  Tag  bis  vier  Monate;  Tessin 
bis  zwei  Monate;  Genf  ein  Tag  bis  ein  Monat;  Appenzell  ein 
Tag  bis  vier  Wochen  oder  statt  dessen  Arbeitsstrafe. 

Die  Geldstrafe  ist  ebenso  vielgestaltet  wie  die  Freiheits^ 
strafe,  theils  mit  Minimum  oder  Maximum  begrenzt,  theils  ohne 
dies  oder  blos  mit  einem  Maximum  versehen.  In  manchen  Can- 
tonen  ist  sie  häufig  gedroht,  in  andern  seltener  und  durchweg  wird 
empfohlen,  Rücksicht  auf  die  Vermögensverhältnisse  des  Ver- 
urtheilten  und  auf  seine  Familie  zu  nehmen«  Zürich  geht  bis 
auf  15,000  Fr.;  Basel  bis  3000,  bei  Concurrenz  bis  6000;  Frei- 
bürg  200—5000;  Solothurn  mindestens  1  Fr.;  Genf  30— 5000; 
Appenzell  bis  zu  2000;  Zug  bestimmt  keine  Summe  und  macht 
die  Einschränkung,  dass  Geldbusse  nur  Anwendung  finden  soll 
in  Berücksichtigung  der   ökonomischen  Verhältnisse   und  nie,  wo 
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im  Vollzug  eine  Härte  liege  gegen  die  Familie ;  Schwyz  bis  5000 ; 
St.  Gallen  höchstens  bis  10,000. 

Betreffend  das  Verhältniss  der  Freiheitsstrafen  zu  den  Geld- 
strafen ist,  abgesehen  von  der  Umwandlung,  zu.  bemerken,  dass 
die  Neigung  besteht,  bei  alternativer  Drohung  stets  die  mildere 
Geldstrafe  vor  der  härtern  Freiheitsstrafe  in  Anwendung  zu  brin- 
gen ;  dies  findet  auch  im  Gesetze  Ausdruck  in  der  Voranstellung 
der  Geldstrafe.  Am  weitesten  geht  in  ihrer  Verwendung  daa 
St.  G.  B.  von  St.  Gallen  gemäss  seinem  alten  Gesetz.  (Haus- 
friedensbruch, Strafe:  Geldbusse  bis  300  Fr.  oder  Gefängniss 
bis  drei  Monate.  [Deutschland,  Strafe :  Gefängniss  bis  drei 
Monate  oder  Geldstrafe  bis  300  Mark.]  Diebstahl  bis  auf  50  Fr.  i 
Geldstrafe  bis  300;  von  50—200:  Geldstrafe  bis  2000 
oder  Gefängniss  oder  Arbeitshaus.) 

3.  Die  Ehrenstrafen  sind  nach  dem  Schweiz.  St,  G.  B.  sehr 
verschieden  in  Bezug  auf  Art  und  Dauer.  Sie  bestehen  im  Ver- 
lust des  Activbürgerrechts  oder  einer  Minderung  dieser  Rechte 
durch  Entzug  einzelner  derselben.  Temme  bemerkt  in  seinem 
Lehrbuch  des  Schweiz.  Strafrechts,  „die  neuern  deutschen  Straf- 
gesetzbücher zeigen  ein  beklagenswerthes  Abweichen  von  den 
Grundsätzen  der  Humanität  und  des  Rechts.  Anstatt  auf  sittliche 
Verworfenheit  zu  sehen,  sieht  man  häufig  auf  erzwungene  Kasten- 
Sitten  und  raubt  die  Mittel  der  Existenz ,  macht  die  Ehrenstrafen 
.  zu  Vernichtungsstrafen.  Die  schweizerischen  St.  G.  B.  haben 
dieses  Veraichtungsprincip  nicht  aufgenommen."  Ein  Gegensatz, 
wenn  auch  nicht  mehr  so  schroff,  besteht  auch  heute  noch,  in- 
sofern das  deutsche  St.  G.  B.  den  dauernden  lebenslänglichen 
Verlust  von  Aemtern,  Titeln,  Würden,  Orden  und  Ehrenzeichen 
kennt,  zu  häufig  Ehrenfolgen  mit  politischen  Verbrechen  ver- 
bindet, und  die  Einrichtung  der  Rehabilitation  nicht  hat,  die  quasi 
Ehrenstrafe  der  berüchtigten  Polizeiaufsicht  häufig  anwendet.  -:-  In 
der  Schweiz  ist  das  Staatsamt  nicht  Beruf  und  Exüstenz,  bei 
politischen  Verbrechen  werden  Ehrenstrafen  nicht  ausgesprochen, 
die  Polizeiaufsicht  besteht  nur  in  wenigen  Cantonen  und  die  Re- 
habilitation ist  fast  durchweg  eingeführt.  Von  der  Rehabilitation 
aber  sagt  mit  Recht  Jagemann:  Zur  vollständigen  Ausbildung 
eines  praktischen,  auf  den  wahren  Nutzen  der  menschlichen  Gesell- 
schaft bereohneten  Systems  der  Ehrenstrafen  in  einem  Strafcodex 
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gehört  nothwendig  auch  die  Möglichkeit  der  Rehabilitation.  Mit 
Zuchthausstrafe  ist  der  Entzug  der  Ehrenrechte  regelmässig  ver- 
bunden, mit  den  andern  Strafarten  kann  er  verbunden  werden. 
Die  Gesetzbücher  haben  verschiedene  Fristen  für  die  längste 
Dauer  des  Entzugs,  bei  Zuchthaus  meist  zehn  Jahre.  Das 
Bundesstrafrecht  und  Schwyz  setzen  noch  fest,  dass  mit  Zucht- 
hausstrafe  Entzug  bis  auf  Lebenszeit  verbunden  sein  kann^  in 
beiden  Gesetzbüchern  ist  Rehabilitation  vorgesehen.  Von  den 
Folgen  des  Entzugs  der  Ehrenrechte  sind  besonders  die  Unfähig- 
keit zum  Zeugniss  und  zur  Expertise  in's  Auge  zu  fassen.  Von 
Uebel  ist  jedenfalls  die  volle  Ausschliessung,  wie  in  Appenzell, 
oder  die  beschränkte  Beweiskraft,  wie  in  Schwyz  (er  kann  kein 
vollgültiges  Zeugniss  ablegen).  Auch  die  Unterscheidung  franzö- 
sischer Cantone  zwischen  Zeugniss  und  renseignements  ist  als 
verwerflich  anerkannt.  Treffend  bemerkt  Itossi :  Est  ce  qu'on  est 
necessairement  un  mauvais  expert,  un  faux  temoin,  un  ad  mini- 
strateur  infidele  des  biens  d'un  cousin,  par  ce  qu'on  a  enleve  une 
jeune  personne? 

4.  Von  den  übrigen  Strafmitteln  heben  wir  heraus:  Das 
Wirthsh ausverbot  Diese  alterthümliche  und  in  die  Zeit  der 
neuen  Verkehrsmittel  und  der  Städteanschwellung  kaum  mehr 
passende,  jedoch  für  das  Land  und  in  Anwendung  auf  gewisse 
Delicte  treffliche  Strafart  findet  sich  noch  stark  vertreten.  Eis 
haben  bezügliche  Sätze,  von  den  neuen  Gesetzbüchern  Freibui^, 
Solotburn,  Appenzell,  Zug.  Hat  der  Richter  die  Freiheit,  sie  aus- 
zusprechen, so  regulirt  sich  der  Einwand,  dass  sie  in  Städten 
undurchführbar  sei,  von  selbst.  Der  städtische  Richter  wird  sie 
nicht  aussprechen,  während  der  Richter  auf  dem  Lande  das 
wirksame  und  wohlbegründete  Mittel  verwendet,  welches  eine 
starke  prävenirende  Kraft  und  sittliche  Wurzel  hat.  Das  früher 
oft  erwähnte  Strafmittel  des  Hausarrests  hat  nur  noch  Tessin 
und  zwar  bis  auf  drei  Tage.  Auch  dieses  Mittel  ist  sehr  be- 
achtenswerth,  es  ersetzt  zwar  niemals  drei  Tage  Haft  und  hat 
vielmehr  die  Bedeutung  eines  nachdrücklichen  Verweises;  aber 
sowohl  in  dieser  Gestalt  als  mit  zweckmässigen  Schärfungen  des 
Vollzugs  ist  es  wohl  brauchbar,  kurzzeitige  Freiheitsstrafen  zu 
ersetzen.  Zug  hat  für  Alte  imd  Presthafte  die  Einrichtung  der 
Privathaft. 
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Inwiefern,  neben  Hauearrest,  Wirthshausverbot,  die  Straf- 
mittel des  Verweises,  der  Eingrenzung  wiederbelebt  werden  können, 
um  kurzzeitige  Freiheitsstrafen  zu  vermeiden,  hat  die  Er- 
fahrung zu  lehren.  Die  Verwendung  zur  Arbeit  für  den  Staat, 
welche  als  ein  Ersatzmittel  fiir  kurzzeitiges  Gefängniss  vor- 
geschlagen wurde,  ist  in  Appenzell  eingeführt,  indem  dort  an 
Stelle  der  Haft,  welche  in  einfacher  Freiheitsentziehung  bis  auf 
vier  Wochen  besteht,  für  dieselbe  Zeit  auf  Arbeitsstrafe  wo 
möglich  in  einer  besondem  Anstalt  erkannt  werden  kann. 

Im  Entwurf  eines  St.  G.  B.  von  Waadt  ist  als  Strafmittel 
l'internement  dans  une  colonie  agricole  et  industrielle  neu  ein- 
geführt, während  diese  Anstalten  in  der  Art  der  Corrections- 
anstalten  seit  1870  und  1877  schon  bestehen.  Inwiefern  die 
Arbeitsleistung  ohne  Freiheitsentzug  an  Stelle  der  Gefilngniss- 
strafe  als  Strafe  einzuführen  möglich  und  von  Nutzen  wäre,  wie 
dies  vorgeschlagen  wird,  kann  hier  nicht  erörtert  werden,  so 
wenig  als  das  ganze  neue  System  der  Reaction  gegen  das  Ver- 
brechen. Für  schweizerische  Verhältnisse  ist  zu  betonen,  dass  Gesetz 
und  Neigung  der  Richter  übermässige  Verhängung  kurzzeitiger 
Freiheitsstrafen  nicht  begünstigen. 

Neben  den  genannten  Strafmitteln  wäre  ein  weiteres  Mittel 
der  Reaction  oder  Prävention  gegen  das  Delict  anzuflihren,  wel- 
ches neuestens  in  Gesetzgebung  und  Wissenschaft  zur  Discussion 
gestellt  wurde  und  welches  sich  unsern  Einrichtungen  wie  ein 
wiedergewonnenes  Stück  alten  Besitzes  in  neuer  Gestalt  einreihen 
würde:  die  Friedensbürgschaft.  (Vgl.  S.  126.)  Davon  istaber 
später  zu  handeln.  —  Die  Verschiedenheit  der  Freiheitsstrafen 
und  der  Festsetzung  der  Minima  der  Strafart  rufen  nothwendig 
der  Frage,  welche  Bedeutung  diesen  willkürlichen  Bestimmungen 
über  die  Zeitgrenzen  allgemein  zukommt  und  in  welchem  Ver- 
hältniss  sie  stehen  zu  den  Strafdrohungen  und  den  Milderungs- 
gründen. Die  Art,  wie  Appenzell  und  Schwyz  verfahren,  greift 
in  die  wichtigsten  Materien  ein  und  es  ist  von  Werth,  praktisch 
erprobte  Gesetzbücher  zu  haben,  welche  die  MögUchkeit  solcher 
Bestimmung  erweisen.  Daneben  zeigt  ein  Blick  auf  die  zerhackte, 
exact  sein  sollende  Behandlung  im  Tessiner  Gesetzbuch  das  Ab- 
surde der  Richtung,  die  mit  Graden  und  vielfältigen  Abstufungen 
die  Gerechtigkeit   fesseln    will.    Der  UeberbHck   über  diese   zahl- 
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reichen  willkürlichen  Aufstellungen  lässt  bedauern^  dass  die  Aus- 
übung der  Gerechtigkeit  in  so  wichtigen  Dingen  auf  solche  Zu- 
fälligkeiten abgestellt  ist.  Ist  es  auch  nicht  möglich;  irgend  eine 
Grenze  als  die  einzig  richtige  aufzustellen^  so  wäre  doch  conven- 
tionelle  Feststellung  einheitlicher  Sätze  wünschbar. 

Es  gehört  zu  den  schwersten  Nachtheilen  der  cantonal^i 
Stfafgesetzgebung  und  Rechtsprechung,  dass  Art  und  Dauer  der 
Freiheitsstrafen  so  verschieden  sind  und  dass  die  Strafdrohungen 
für  die  einzelnen  Verbrechen  die  grösste  Willkür  und  die  gröss- 
ten  Verschiedenheiten  zeigen^  so  dass  in  dem  einen  Canton  die- 
selbe Handlung  mit  sechs  Monaten  Arbeitshaus  bestraft  wird^ 
wofür  im  andern  nicht  unter  fünf  Jahr  Zuchthaus  gesprochen 
wird.  (Vgl.  Raub,  Zürich  §  157.  c.  Thurgau  §  131.)  Unmöglich 
liegt  eine  solche  Differenz  in  der  Verschiedenheit  der  Rechtsauf- 
fassung  begründet. 

in.  Die  Ordnung  der  Freiheitsstrafen.  —  1.  So 
gross  die  Verschiedenheit  und  die  unbedachte  Willkür  ist  in  der 
Aufstellung  der  Strafmittel  und  der  Arten  der  Freiheitsstrafen  inabe- 
sondere, ist  doch  gerade  hier  der  Punkt  zu  suchen,  von  welchem 
die  Sicherheit  in  der  Grundlegung  des  Strafgesetzes  abhängt,  und 
hier  muss  daher  der  Hebel  angesetzt  werden  fUr  jede  Weiter- 
entwicklung. Es  ist  bereits  betont  worden,  wie  die  Ansetzung 
einer  Minimalgrenze  der  Freiheitsstrafen  und  die  Setzung  von 
Minima  in  der  Strafdrohung  auf  den  gesammten  Inhalt  und  die 
Form  des  Gesetzes  entscheidend  einwirken;  von  nicht  geringerer 
Bedeutung  für  den  Erfolg  der  Strafe  im  einzelnen  Fall  wie  für 
den  Zweck  derselben  in  der  Theorie  und  filr  die  Praxis  des 
Vollzugs  ist  die  Art  und  das  gegenseitige  Verhältniss  der  einzelnen 
Arten  des  Freiheitsentzugs. 

Damit  ist  nichts  gewonnen,  wenn  eine  möglichst  reichhaltige 
Musterkarte  von  Straf  mittein  aufgestellt  wird,  wie  dies  in 
vielen  Gesetzbüchern,  der  Gerechtigkeit  zu  Ehren,  geschieht  oder 
wenn  sogar  jede  Strafart  in  viele  Grade  künstlich  abgezirkelt 
wird,  um  überall  jedem  Thatbestand  ein  genau  ^gerechtes^  Mass 
zuzutheilen.  Es  ist  auch  hier  die  Forderung  der  Einfachheit  voran- 
zustellen und  auf  volksthümlichen  Grün dimterscheidun gen,  nach 
einfachsten  Formen  aufzubauen.  Diesem  Grundsatz  widerspricht 
die   Häufung  und   künstliche  Begrenzung  der  Stra£EU*ten,    gleich- 
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wie  die  gleichmachende  Universalstrafe  und  die  Verflüchtigung 
des  Strafbegriffs  in  Strafsurrogate. 

Selbst  wenn  auf  Zuchthaus  von  einem  Tag  bis  auf  Lebens- 
dauer erkannt  werden  kann,  so  ist  doch  nirgends  blos  diese  eine 
Art  der  Freiheitsstrafe  als  Universalstrafmittel  aufgestellt^  sondern 
mindestens  zwei  Arten^  und  wir  können  dies  als  tinerlässlich 
bezeichnen  aus  dem  Grunde  der  Verschiedenheit  der  Fälle,  nach 
schweren  und  leichten;  oder  solchen,  die  ehrlose  Gesinnung  an 
den  Tag  legen,  und  andern,  die  diesen  erschwerenden  Charakter 
nicht  haben.  Es  ist  eine  allgemein  verbreitete  und  wohlbegrUndete 
Anschauung,  dass  der  „Zuchthäusler^  ein  besonders  schweres  und 
«in  entehrendes  Verbrechen  begangen  habe,  und  die  zwingende 
Verbindung  des  Entzugs  der  Ehrenrechte  mit  dem  Zuchthaus  so- 
wie der  hohe  Minimalansatz  der  Zuchthausstrafe  sind  dafür  nur 
der  gesetzliche  Ausdruck.  Diesen  Charakter  hat  das  Zuchthaus 
beizubehalten  und  deswegen  ist  für  andere  Fälle  mindestens  eine 
andere  Strafart  aufzustellen. 

Das  Gefängniss  neben  das  Zuchthaus  gestellt,  wäre  bestimmt^ 
als  Strafmittel  zu  dienen  in  allen  Fällen,  wo  Zuchthaus  nicht 
Angemessen  ist.  Da  diese  Fälle  sehr  verschiedenen  Strafwerth 
haben  können,  so  ist  hier  jedenfalls  ein  sehr  geringes  oder  gar 
kein  Minimum  angemessen,  dagegen  ein  hochgesetztes  Maximum. 

Wenn  nun  aber  die  Zuchthausstrafe  als  Strafmittel  für  schwere 
Fälle  eine  hohe  Minimalgrenze  hat,  in  der  Kegel  ist  ein  Jahr  an- 
gesetzt, so  ergiebt  sich  daraus  der  Nachtheil  einerseits,  dass  eine 
grosse  Zahl  von  Verbrechen  von  zweifellos  gemeiner  Gesinnung, 
welche  eine  Freiheitsstrafe  unter  einem  Jahr  rechtfertigen,  nicht 
mit  Zuchthaus  belegt  werden  können  und  dem  ganz  anders  ge- 
4irteten  Gefängniss  zugewiesen  werden  müssen  (ein  Mangel,  der 
auch  dem  deutschen  St.  G.  B.  vorgeworfen  wird)  —  anderseits, 
dass  in  den  Fällen,  wo  Zuchthaus  gedroht  ist,  bei  mildernden 
Umständen  extra  die  Strafe  unter   einem  Jahr   zu  bestimmen  ist. 

Der  Uebelstand  kann  beseitigt  werden,  entweder,  indem  die 
untere  Grenze  des  Zuchthauses  auf  sechs  oder  drei  Monate  viel- 
leicht weniger  herabgesetzt —  oder  indem  eine  Mittelstufe  für 
ehrlose  Verbrechen  mittlerer  Strafwürdigkeit  eingeführt  wird. 

In  letzterm  Fall  kann  es  sich  fragen,  welche  Dauer  diese 
Mittelstrafe  —  bezeichnen  wir  sie  als  Arbeitshaus  —  haben  soll. 
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In  der  Dauer  von  einem  Tag  bis  zu   einem  Jahr    würde  «ie  an 
das  Zuchthaus  anschliessend    in  der  Dauer    von  mehreren  Jahren 
würde  sie  in  das  Zuchthaus  eingreifen^   wie  auch  tliatsächlich  im 
Vollzug  die  Unterschiede  sehr  gering  sind.  —  Es  würde  sich  aber 
fragen,  ob  der  Staat  berechtigt  sei,  wenn  keine  höhere  Freiheits- 
strafe als  einige  Tage  sich  rechtfertigt,    dem  Vergehen  oder  dem 
Thäter   den   Makel   der   Strafe   des  Arbeitshauses,    einer  kleinen 
Zuchthausstrafe   anzuhängen.     Da   aber   in   solchen   Fällen  wold 
stets  auch  auf  Gefangniss  erkannt  werden  kann,    so  würde  diese 
Einwendung  wegfallen  und  davon  ausgehend,   dass  Zuchthaus  in 
der  Volksansicht  eine  schwere  .und   stets  entehrende  Strafart  ist, 
und  dass  für  mittlere  Fälle,  welche  zwischen  Zuchthaus  und  Ge- 
fangniss  stehen,   in   der   Ai^beitshausstrafe   ein   charakteristisches, 
geeignetes   und    gemeinverständliches    Strafmittel   gegeben    wäre, 
würde  bei  dieser  eine  Strafdauer  festzusetzen  sein,  deren  I^Iinimum 
unter  demjenigen  der  Zuchthausstrafe,  deren  Maximum  aber  über 
das  Minimum  der  Zuchthaussti*afe  hinausgeht,  jedoch  angemessen 
dem  mittlem  Charakter  unter  dem  Maximum  der  zeitlichen  Zucht- 
hausstrafe bleibt. 

2.  Bei  Festsetzung  der  Qrenzen  haben  wir  hauptsächlich 
drei  Dinge  aufzustellen: 

a)  Zuchthaus  und  Arbeitshaus  sind  im  Charakter  wesentlich 
gleich,  jenes  für  die  schweren,  dieses  für  die  mittlem  Fälle;  da 
zwischen  beiden  theoretisch  die  Grenze  nicht  bestimmt  werden 
kann  und  weil  das  Verhältniss  und  die  Festsetzung  beider  Straf- 
mittel in  den  Aufbau  und  das  Wesen  des  Strafgesetzbuches,  die 
Strafdrohungen  und  die  Thatbestände  eingreifen,  so  ist  als  Regel 
neben  Zuchthaus, in  allen  Fällen  Arbeitshaus  anzudrohen. 

h)  Gleich  wie  neben  Zuchthaus  Arbeitshaus  alternativ  zu 
drohen  ist,  so  ist  für  die  Delicte  von  mittlerem  Strafwerth  neben 
Arbeitshaus  Gefangniss  anzusetzen.  Das  Verbrechen  als  rechts- 
widrige Handlung  (wie  jedes  einzelne  Delict  nach  seinen  gesetz- 
lichen und  thatsächlichen  Abstufungen)  ist  eine  zusammen- 
hängende Einheit,  verbunden  durch  eine  Kette  von  Ueber- 
gangswerthen,  die  nicht  zerrissen  werden  kann,  obwohl  wir  ein- 
zelne Glieder  als  Hauptunterscheidungsmerkmale  für  die  Strafbar- 
keit und  den  Begriff  bezeichnen.  —  Dieser  Thatsache,  deren  der 
Gesetzgeber  sich  bewusst  sein  muss,  ist  Genüge  geschehen  diurch 
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die  Forderung  der  regelmässigen  alternativen  Drohung  des  Zucht- 
hauses neben  Arbeitshaus ,  des  Arbeitshauses  neben  Gefiingniss. 
Gefängniss  allein  und  neben  Geldbusse  bleibt  für  diejenigen  Fälle 
vorbehalten,  welche  vom  Gesetzgeber  als  geringe  und  nicht  ent- 
ehrende Conflicte  .mit  dem  Strafgesetz  betrachtet  werden. 

c)  Für  die  Festsetzung  der  Zeitgrenzen  der  drei  Strafmittel 
ist  es  in  jedem  Fall  bedenklich,  Zahlen  aufzustellen,  denn  die- 
selben haben  auf  diesem  Gebiete  stets  etwas  Willkürliches.  Man 
kann  sich  aber  auch  nicht  der  Pflicht  einer  bestimmten  Angabe 
entziehen,  sofern  sie  nur  dazu  dienen  soll,  dem  Gedanken  die 
beispielsweise  Bestimmtheit  zu  geben.  Wir  setzen:  Zuchthaus 
von  drei  oder  sechs  Monaten  bis  zu  15  Jahren,  Arbeitshaus  von 
zwei  oder  vier  Wochen  bis  zu  zehn  Jahren,  Gefängniss  bis  zu 
fünf  Jahren.  Das  niedere  Minimum  bei  Arbeitshaus  würde  ge- 
statten, geringere  Fälle  gemeinen  Charakters,  wie  Diebstähle, 
Wucher,  Vertrauensmissbrauch,  mit  der  richtigen  Strafe  zu  treffen, 
während  sie  sonst  dem  Gefängniss  grundsatzwidrig  zugeschoben 
werden,  und  es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  die  Praxis  Fälle  auf- 
zuweisen hat,  in  ^elclieü  das  angesetzte  Minimum  als  beengende 
Härte  empfunden  würde,  wälu'end  dem  Richter  überlassen  werden 
muss  und  kann,  mit  diesen  vom  Gesetz  gegebenen  Massen  das 
dem  Fall  Angemessene  zu  bestimmen. 

Die  vom  Gesetzgeber  anzustrebende  und  auf  diesem  Gebiet 
erreichbare  Genauigkeit  der  Ötrafdrohung  oder  der  Anpassung  der 
Strafe  an  das  Delict  wird  erreicht  durch  die  zwei  Mittel  der  Be- 
grenzung der  Dauer  der  Strafarten  und  durch  Festsetzung 
eines  Strafmaximums,  welches  den  Strafwerth  des  Delicts 
im  Verhältniss  zu  andern  ausdrückt.  Die  Strafdrohung  ist  ein- 
fach, das  richterliche  Ermessen  von  genügender  Freiheit  und 
die  Rechtsprechung  kann  nach  der  Eigenart  des  Falles  den 
charakteristischen  Grundunterschied  der  Delicto  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  Gesinnung  entsprechend  würdigen. 

Bei  dieser  Disposition  der  Freiheitsstrafen  würde  das  Be- 
düi*fniss,  mildernde  Umstände  in  das  Gesetzbuch  aufzunehmen, 
nicht  vorhanden  sein,  denn  ohne  diese  könnte  bis  auf  3,  6  Monate 
Zuchthaus  erkannt  werden  oder  auf  Arbeitshaus;  es  genügte  die 
Androhung  der  Strafart  und  bei  alternativer  Strafdrohung  könnten 
specielle  Verbrechensthatbestände   verschwinden,   welche   mit   be- 
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Konderm  Strafsatz  aufgenommen  werden  müssen^  wo  Aer  Gattnngs- 
begrifF  eine  absolute  Strafdrohung  oder  ein  hohes  Minimum  od«* 
•eine  nach  unten  hochbegrenzte  Strafart  hat 

3.  Die  cantonalen  Strafgesetzbücher  haben  theils  drei^  theOs 
nur  zwei  Hauptfreiheitsstrafen.  Die  erstem  Zuchthaus,  Arbeits- 
haus; GeßlngnisS;  die  letztem  nur  Zuchthaus  und  Oeföngniss.  Es 
fallt  hiebei  ausser  Betracht,  wenn  diese  noch  die  Polizeihaft  oder 
das  GefUngniss  von  einigen  Wochen  oder  Monaten  aufstellen, 
denn  diese  Haft  hat  nicht  die  Aufgabe,  gleichartig  mit  Zuchthawi 
und  Gefängniss  zu  dritt  ei^änzend  und  organisch  zu  wirken. 

Drei  Stufen  haben  Zürich,  Zug,  St.  Gallen,  Solotharo, 
Schwyz;  eigenthümlich  ist  Freiburg,  welches  im  Crimioalgesetz 
blos  Zuchthaus  und  daneben  Gefängniss  von  einem  Monat  bis  zu 
drei  Jahren  und  im  correctionellen  Gesetz  die  Einsperrung  ha 
Zuchthaus  von  einem  Monat  bis  zu  zehn  Jahren  hat. 

Zwei  Stufen  haben  Basel,  Genf,  Tessin  und  in  eigi^i- 
thümlicher  Weise  Appenzell.  Das  Minimum  der  zeitigen  Zucht- 
hausstrafe ist  ein  Jahr  in  Zürich,  Basel,  St.  Gallen,  Zug,  Schwjs, 
Solothum  (Bundesstrafrecht).  Sechs  Monate  in  Sreiburg,  drei 
Jahre  in  Genf,  vier  Jahre  in  Tessin.  In  Appenzdl  kann  Zucht- 
haus ohne  Minimum  bis  auf  Lebenszeit  ausgesprochen  werden. 

Die  Cantone,  welche  das  Arbeitshaus  haben,  stellen  desstti 
Dauer  von  sechs  Monaten  bis  zu  zehn  Jahren  (Zürich),  von  drei 
Monaten  bis  zu  sechs  Jahren  (St.  Gallen),  von  einem  Tag  bis  sen 
zehn  Jahren  (Zug),  von  sechs  Monaten  bis  zu  acht  Jahroi 
(Schwyz),  von  drei  Monaten  bis  zu  zehn  Jahren  (Einsperrung, 
Solothurn).  Das  Minimum  der  Gefängnissstrafe  ist  meist  ein  TBg, 
das  Maximum  verschieden  bis  zu  zehn  Jahren. 

IV.  Die  Art  der  Strafdrohung.  Minima.  —  1.  Die 
schweizerischen  Gesetzbücher  haben  stets  das  freie  Ermessen  fuid 
die  Milde  durch  Ansetzung  niedriger  Minima  der  Strafdrohong 
oder  gänzliche  Beseitigung  derselben  (wie  bereits  Temme  hervor- 
gehoben hat)  bevorzugt.  Auch  in  dieser  Periode  ist  fortschreitend 
dieselbe  Tendenz  zu  constatiren.  Das  Augenmerk  ist  aber  nicht 
blos  auf  das  Vorhandensein  oder  Absein  der  Minima  zu  richten, 
sondern  gleichzeitig  auf  die  Umgrenzung  der  Arten  der  Freihat»- 
strafe,  auf  die  alternative  Strafdrohung  und  das  System  der  mil- 
dernden Umstände.    Wenn  Zuchthaus  eine  Dauer  von  einem  bis  zu 
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fünfzehn  Jahren,  Arbeitshaus  eine  solche  von  Y2  bis  zu  acht  Jahreu, 
Gefangniss  bis  zu  fünf  Jahren  hat,  dann  heisst  die  Androhung 
der  blossen  Strafart  jeweilig,  dass  ein  Minimum  von  einem  Jahr 
oder  sechs  oder  drei  Monaten  gesetzt  ist.  Wenn  ein  Verbrechen 
mit  Zuchthaus  oder  Arbeitshaus  alternativ  bedroht  ist,  oder  mit 
Arbeitshaus  und  Gefangniss,  dann  kann  das  Minimum  der  leich- 
testen Freiheitsstrafe  als  Minimum  der  Strafdrohung  für  das  Ver- 
brechen gelten ;  mildernde  Umstände  können  angenommenen  Falls 
bewirken,  dass  unter  das  für  das  Verbrechen  angesetzte  Minimum 
gegangen,  oder  eine  andere  Strafart  ergriffen,  oder,  wenn  nur  die 
Strafart  gedroht  ist,  unter  das  Minimum  derselben  mit  Einsetzung 
einer  andern  Strafart  geschritten  werden  kann.  Die  mildernden 
Umstände  des  deutschen  St.  G.  B.  haben  so  complicirte  Functio- 
nen zu  erfüllen  und  sind  in  ihrem  Grunde  und  in  ihrer  Aus- 
fuhrung so  wenig  consequent,  dass,  wie  bereits  hervorgehoben 
wurde,  von  einer  glücklichen  Lösung  der  Aufgabe,  freies  Er- 
messen mit  gesetzlicher  Bestimmtheit  zu  verbinden,  nicht  ge- 
sprochen werden  kann.  Dieses  System  der  mildernden  Umstände 
hat  grossentheil  den  einen  äusserlichen  Grund,  dass  blos  zwei 
Hauptarten  der  Freiheitsstrafe  bestehen,  ohne  Mittelstufe,  und 
dass  die  untere  Zeitgrenze  des  Einen  ein  Jahr,  die  des  Andern 
blos  ein  Tag  ist.  (Zuchthaus,  Gefangniss.)  Für  all'  die  zahl- 
reichen Fälle,  welche  eine  schwere  Strafe  von  weniger  als  einem 
Jahr  rechtfertigen,  ist  das  Zuchthaus  nicht  anwendbar.  Dann 
bleibt  nur  Gefangniss  und  da  dieses  bis  auf  einen  Tag  herab- 
geht, so  ist  es  nöthig,  um  unter  ein  Jahr  gehen  zu  können, 
mildernde  Umstände  anzunehmen,  und  zugleich  ein  Minimum  zu 
setzen,  um  nicht  die  Frei)ieit  bis  auf  24  Stunden  auszudehnen. 
Die  mildernden  Umstände  werden  dann  mit  einem  Minimum  je- 
weilig von  drei  oder  sechs  Monaten  zusammengeschnürt.  Das 
Vorhandensein  einer  Zwischenstufe,  wie  Arbeitshaus  von  drei 
oder  sechs  Monaten  niedrigster  Strafdauer,  oder  die  Herabsetzung 
der  untern  Grenze  der  Zuchthausstrafe  auf  sechs  Monate,  würde 
das  ganze  complicirte  Gebäude  abtragen.  —  Es  sei  dies  nur  bei- 
spielsweise angeführt,  um  auf  die  grosse  Bedeutung  der  Ein- 
richtung der  Strafmittel  für  das  im  Gesetzbuch  herrschende  System 
der  Strafdrohung  und  Strafzumessung  hinzuweisen.  Strafminima 
werden    vollkommen    entbehrlich    durch    eine    wohlbedachte   An- 
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Ordnung  der  Arten  der  Freiheitsstrafen  und  ihrer  Zeitdauer,  wo- 
durch fUr  die  im  besondern  Theil  vorkommenden  Strafdrohnngen 
ein  allgemeines  Schema  in  ausreichender  Weise  geschaffen  wird« 
Dieser  Gedanke  ist  am  ausgeprägtesten^  aber  zugleich  durch  die 
complicirte  Einrichtung  in's  Absurde  getrieben,  im  Strafgesetzbach 
des  Cantons  Tessin. 

2.  Das  St.  G.  B.  von  Zürich  setzt  nur  in  wenigen  Fällen 
ein  Minimum  fest,  so  bei  Mord,  gemeingefährlicher  Yetrgifhuig, 
Kindsmord,  Aussetzung,  Raub  mit  schwerer  Verletzung,  in  schwe- 
ren Fällen  der  Brandstiftung  und  andern  schweren  Verbrechen 
gegen  die  allgemeine  Sicherheit  von  Personen  und  Figenthum.  In 
den  meisten  Fällen  ist  blos  eine  Strafart,  oder  sind  verschiedene 
nebeneinander  angedroht,   oft  mit   Festsetzung   eines    Maximums. 

Basel  setzt  häufig  Minima  nach  Massgabe  des  deutschen 
St.  6.  B.,  welches  als  Vorbild  diente,  und  es  gilt  daher  auch  für 
Basel,  was  oben  von  jenen  mildernden  Umständen  bemerkt  wurde. 
Da  Basel  ebenfalls  Zuchthaus  nicht  unter  einem  Jahre,  daneben 
Gefängniss  von  einem  Tage  an  hat,  so  tritt  wie  dort  die  Noth- 
wendigkeit  ein  für  Fälle,  wo  Zuehthaus  unter  einem  Jahre  an- 
gemessen wäre,  Gefängniss  mit  einem  Minimum  aufzustellen,  ohne 
dass  Basel  die  Form  der  mildernden  Umstände  angenommen 
hätte.  Ebenso  verfährt  Zug,  obgleich  es  eine  Zwischenstufe  zwi- 
schen Gefängniss  und  Zuchthaus,  das  Arbeitshaus,  hat,  und  ver- 
möge  dessen,  wie  andere  Cantone,  dieses  zwiespältige  Verfahren 
missen  könnte.  Zug  setzt  Minima  bei  Münzfälschung,  Urkunden- 
fälschung, Mord,  Todtschlag,  Kindsmord,  Abtreibung,  Aussetzung, 
Körperverletzung,  Raufhandel,  Nothzucht,  Schändung,  Raab, 
Brandstiftung,  Ueberschwemmung. 

8t.  Gallen  hat  nur  in  wenigen  Fällen  (Brandstiftung,  Ent- 
führung, Todtschlag,  Bigamie,  Nothzucht  mit  Todesfolge)  Minima 
aufgestellt.  Meist  ist  nur  die  Strafart  angedroht,  Zuchthaus  neben 
Arbeitshaus  oder  Arbeitshaus  neben  Gefängniss.  Für  die  schwe- 
reren Fälle  wird  in  der  Regel  ein  Maximum  angesetzt.  Da  die 
Arbeitshausstrafe  mit  einem  Minimum  von  drei  Monaten  versehen 
ist,  ergiebt  sich  in  einzelnen  Fällen,  wo  nur  Arbeitshaus  ange- 
droht ist,  eine  Härte,  wie  z.  B.  bei  Unterschlagung. 

Freiburg  setzt  fast  durchweg  Minima  und  zwar  in  beträcht- 
licher Höhe,  wie  bei  Raub;  Todtschlag;  Elindsmord  u.  a.   £»  hat, 
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dieser  strengen  Tendenz  entsprechend,  eine  Menge  von  Abstufun- 
gen, wodurch  einzelne  Delicte  in  mehr  oder  weniger  strafbare 
Fälle,  ein  jeder  mit  besonderm  Strafsatz  versehen,  zerlegt  werden ; 
so  ist  z.  B.  das  widerrechtliche  Gefangenli alten  nach  der  Zeit 
des  Freiheitsentzuges  und  andern  Umständen  vierfach  abgestuft 
und  sind  Strafen  von  1 — 2,  2 — 10,  10 — 20  Jahren  und  endlich 
Todesstrafe  angedroht;  in  gleicher  Weise  ist  Hausfriedensbruch 
nach  Umständen  von  sechs  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren,  bis  zu 
vier  Jahren,  bis  zu  acht  Jahren  strafbar  und  überdies  das  nächt- 
liche Geschehen  noch  als  Erschwerungsgrund  angeführt.  Zu- 
weilen sind  mildernde  Umstände  genannt  und  besondere  Strafen 
gedrolit,  weit  öfter  aber  sind  Erschwerungsgründe  aufgezählt  und 
wird  bei  einzelnen  Delicten  über  Begehung  im  Affect  oder  mit 
Vorbedacht,  aus  Fahrlässigkeit  sowie  über  Versuchshandlungen  be- 
stimmt, wie  wenn  kein  allgemeiner  Th'eil  vorhanden  wäre.  Bei 
solcher  Weise  hat  die  Umgrenzung  der  Strafarten  für  die  Straf- 
drohung die  Bedeutung  verloren. 

Das  St.  G.  B.  von  Solothurn  kann  in  diesem  Punkte  zu  den 
besten  gezählt  und  als  Muster  neben  demjenigen  von  Schwyz 
und  Appenzell  aufgestellt  werden.  Hauptstrafart  ist  die  mittlere 
Stufe,  EinspeiTung,  welche  von  drei  Monaten  bis  zu  zehn  Jahren 
sieh  erstreckt;  sie  ist  fast  regelmässig  neben  Zuchthaus  angedroht, 
so  dass  mittlere  Fälle,  zuchthauswürdiger  Verbrechen  unter  Um- 
ständen bis  auf  drei  Monate  herab  mit  Strafe  belegt  werden 
können,  wie  z.  B.  Kindsmord.  Regelmässig  ist  neben  Einsperrung 
Gefängniss  gedroht,  neben  Gefängniss  Geldbusse.  Nur  bei  Mord 
und  in  den  schwersten  Fällen  von  Brandstiftung  und  Ueber- 
schwemmung  ist  lebenslängliche  Zuchthausstrafe  angesetzt,  in  allen 
andern  Fällen  ist  blos  ein  Maximum  als  Feststellung  des  Straf- 
werthes  der  Handlung  bezeichnet;  nirgends  findet  sich  ein  Minimum. 

Das  St.  G.  B.  von  Genf  nimmt  eine  Ausnahmestellung  in 
dieser  Frage  ein,  indem  es  streng  criminelle  und  correctionello 
Strafen  trennt,  die  Dauer  des  Zuchthauses  von  drei  bis  zu  20 
Jahren  festsetzt,  jedoch  gesetzliche  Ausnahmefälle  zulässt  und 
ausdrücklich  den  Geschwomcn  ein  weitgehendes  Recht,  auf  mil- 
dernde Umstände  zu  erkennen,  einräumt. 

„Von  besonderm  Interesse  sind  die  Strafgesetzbücher  von 
Schwyz  und  Appenzell  A.-Rh." 
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Das  St.  G.  B.  von  Schwyz  hat  eine  durchdachte  und  ein- 
fache Strafenordnung.  Es  stellt  für  Zuchthaus^  Arbeitshaus  und 
Gefängniss  die  normalen  Grenzen  auf: 

Zuchthaus  1 — 8  Jahre,  Arbeitshaus  sechs  Monate  bis  acht 
Jahre,  Gefängniss  drei  Wochen  bis  zwei  Jahre  und  zwar  hat 
diese  Aufstellung  den  Sinn,  dass  durchweg  im  Gesetz  diese  Straf- 
grenzen gemeint  sind,  wo  blos  die  Strafart  angedroht  ist.  Statt 
aller  besondern  Strafabstufungen  wird  consequent  im  Gesetz  nur 
die  Strafart  oder  mehrere  alternativ  bezeichnet  und  es  ist  diese 
einfache  Weise  ausreichend. 

Man  sucht  umsonst  bei  maisch'  andern  Gesetzbüchern  nach 
einem  innem  Grund,  weshalb  gerade  diese  Zahl  oder  dieser  Straf- 
ansatz mit  diesem  Verbrechen  verbunden  sei;  ein  üeberblick  ins- 
besondere über  die  verschiedenen  Strafdrohungen  in  den  schwei- 
zerischen Gesetzbüchern,  wie  sich  Temme  die  Mühe  genommen 
hat,  sie  zu  reproduciren,  bietet  kein  sachliches  Interesse,  sondern 
zeigt  blos  die  Zufälligkeit  und  innere  Unbegründetheit  solcher 
willkürlicher  Grenzen.  Die  schwyzerische  Bestimmungsart  ent- 
spricht den  Anforderungen  angemessener  Drohung  und  gerechter 
Rechtsprechung. 

Ausser  jenem  Normalmass  ist  bei  ausserordentlich  schweroi 
Verbrechen  eine  höhere  Strafdrohung  und  zwar  Zuchthaus  von  10 
oder  20  Jahren,  oder  bis  auf  Lebensdauer  angesetzt.  Nirgends 
ist  ein  Minimum  aufgestellt.  Der  Strafwerth  des  Ver- 
brechens ist  ausgedrückt  mit  dem  Maximum.  Meist  ist  neben 
Zuchthaus  Arbeitshaus  angedroht,  neben  Arbeitshaus  Gefängniss 
oder  Geldstrafe.  Wo  dem  Richter  nach  Art  des  Delicts  und  der 
Verschiedenheit  der  Fälle  ein  besonders  weiter  Spielraum  gegeben 
werden  soll,  ist  einfach  „Freiheitsstrafe"  genannt,  welche 
von  drei  Wochen  Gefängniss  oder  sechs  Monaten  Arbeitshaas 
bis  zu  acht  Jahren  Zuchthaus  ansteigt,  so  z.  B.  bei  Diebstahl, 
Raub  (ausgenommen  in  Verbindung  mit  Tödtung  und  schwerer 
Verletzung),  Erpressung.  Es  ist  neben  Freiheitsstrafe  zuweilen 
auch  Geldstrafe  gedroht  und  häufig  die  Freiheitsstrafe  auf  zwei, 
vier,  sechs  Jahre  im  Maximum  beschränkt,  oder  auf  zehn,  zwölf, 
zwanzig  Jahre  ausgedehnt. 

In  manchen  Fällen  verwandter  Delicto  ist  bei  dem  Einen 
einfach    Bezug    genommen    auf   die    Strafdrohung    des    Andern: 
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„Unterschlagung  ist  milder  zu  bestrafen  als  Diebstahl."  „Er- 
pressung mit  Gewalt  wird  gleich  dem  Raube  bestraft."  „Wer 
Betrug  verübt,  wird  gleich  dem  Diebe  bestraft."  „Gleich 
dem  Betrüge  wird  der  betrügliche  Bankrott  bestraft."  —  Mil- 
dernde Umstände  sind  nur  einmal  genannt:  bei  schwerer  Frei- 
heitsberaubung, in  welchem  Fälle  auch  blos  auf  Gefängniss  er- 
kannt werden  darf.  Bei  Todtschlag  ist  als  mildernder  Umstand 
die  Mitwirkung  anderer  Ursachen  zum  Tode  angeführt  und  An- 
wendung von  Arbeitshaus  gestattet.  „Vergiftung  wird  bei  minder 
wichtigen  oder  ausgebliebenen  Folgen  mit  Freiheitsstrafe  gebüsst, 
welche  bis  auf  20  Jahre  Zuchthaus  geschärft  werden  kann,  je 
nach  Schwere  des  Falles."  — 

Das  St.  G.  B.  von  Appenzell  hat  nicht  weniger  als  15  Straf- 
mittel. Das  Zuchthaus  ist  eine  Art  Universalstrafe,  welche  von 
einem  Tag  bis  zur  Lebensdauer  verhängt  werden  kann.  Daneben 
ist  Gefängniss  blos  bis  auf  zwei  Jahre  möglich  und  besteht  nur 
noch  die  Polizeihaft  bis  zu  vier  Wochen,  oder  an  deren  Stelle 
das  Arbeitshaus,  besser  zu  bezeichnen  als  Arbeitsanstalt.  — 
Die  Arten  der  Freiheitsstrafe  sind  demnach  nach  unten  unbe- 
grenzt, mit  festem  Rahmen  nicht  versehen-,  infolge  dessen  kann 
von  vornherein  von  einem  Unterschied  zwischen  Milderungs-  und 
Minderungsgründen,  oder  von  einem  System  mildernder  Umstände 
nicht  die  Bede  sein.  Das  Ermessen  des  Richters  ist  hier  unbe- 
grenzt. 

Selbst  die  Qualificationsgründe  bei  einzelnen  Verbrechen  wer- 
den zu  blossen  Strafmehrungsgründen.  Minima  kommen  conse- 
quent  nirgends  vor,  selbst  nicht  bei  Mord  und  Kindsmord.  Der 
Unterschied  zwischen  Zuchthaus  und  Gefängniss  —  jener  mit 
entehrendem  Charakter  —  tritt  scharf  hervor,  denn  die  Möglichkeit, 
auch  bei  geringern  Verbrechen  oder  Vergehen,  die  eine  ehrlose 
Gesinnung  an  den  Tag  legen,  auf  kurzzeitiges  Zuchthaus  zu  er- 
kennen, zwingt  nicht  dazu,  solche  Fälle  dem  Gefängniss  zuzu- 
weisen. 

Der  Strafwerth  des  Verbrechens  ist  nur  mit  dem 
Maximum  bezeichnet;  es  darf  aber  darin  keine  Aufforderung 
zur  Willkür  gesehen  werden,  denn  bei  jedem  Delict  und  seinen 
Unterarten  ist  sorgfältig  erwogen  ein  angemessenes,  wenn  auch 
durchweg    niedrig   gehaltenes   Maximum   bezeichnet,    was    schon 


742 

nöthig  wird  wegen  der  Weite  des  Rahmens  der  Zuchthausstrafe ; 
bei  Schwyz  hingegen  genügt  bereits  die  Angabe  der  genau  be- 
grenzten Strafart. 

Beide  repräsentiren  bei  aller  Uebereinstimmung  zwei  Metho- 
den einfacher  Strafbestimmung. 

V.  aj  Strafzumessung.  —  1.  Die  meisten  schweizerischen 
Gesetzbücher  enthalten  beispielsweise  angefahrte  Minderungs- 
gründe, Milderungsgründe  genannt,  woneben  auch  die  StrafmildeniDg 
als  Minderung  bezeichnet  wird  und  nicht  selten  die  Unsicherlieit  in 
der  sächlichen  Behandlung  hervortritt.  Es  ist  streng  auseinander 
zu  halten:  1.  die  Gründe,  welche  die  Zumessung  der  Strafe  inner- 
halb des  gesetzlichcYi  Rahmens,  innerhalb  Minimum  und  Maximum 
bestimmen ;  —  2.  die  Gründe,  welche,  im  Gesetz  specialisirt,  den 
Richter  befähigen,  das  Minimum  des  bezüglichen  Strafgesetzes  zu 
untergehen. 

Entsprechend  werden  Gründe  aufgestellt,  innerhalb  Minimum 
und  Maximum  die  Strafe  zu  erhöhen,  —  Strafmehrungs-  oder 
Straferhöhungsgründe,  —  anderseits  bestimmte,  ausschliessliche 
Gründe,  das  Maximum  zu  überschreiten;  beide  werden  unrichtig 
als  Strafschärfungsgründe  bezeichnet. 

Eine  strenge  Terminologie  ist  unerlässhch,  wo  die  Gesetz- 
bücher Gründe  beider  Art  aufstellen,  nicht  blos  neben  einander, 
sondern  auch  untereinander  (Rückfall),  und  wo  Strafmilderung 
wegen  mangelnder  Minima  mit  der  Strafminderung  zusammen- 
fliesst;  oder  wo  specielle  Strafschärfungsgründe  wie  Concurrenz 
nur  Steigerung  bis  zum  Maximum  erlauben,  also  den  Charakter 
von  einfachen  Strafm  ehrungsgrün  den  gewinnen;  wo  neben  der 
Berücksichtigung  der  Jugend  und  des  Rückfalls  oder  der  Con- 
currenz  als  Milderungs-  oder  Schärfungsgründe  —  Jugend,  Wieder- 
holung und  Mehrheit  begangener  Verbrechen  als  Minderungs-  oder 
Mehrungsgründe  erscheinen. 

Es  empfiehlt  sich  die  von  Berner  vorgeschlagene  Unter- 
scheidung: Straf  minderungs  gründe  bestimmen  die  Zu- 
messung bis  zum  gesetzUchen  Minimum,  —  S  t  r  a  f  m  i  1  d  e  r  u  n  g  s- 
gründe  gestatten,  imter  das  Minimum  herabzugehen.  Straf- 
mehrungsgründe  bestimmen  die  Zumessung  bis  zum  Maximum, 
—    Strafschärfungsgründe    gestatten   über  das   Maximum 
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hinaaszugehen.  Hier  haben  wir  es  mit  den  Strafminderungs-  und 
Strafmehrungsgrunden  zu  thun. 

2.  Sie  geben  dem  Bicbter  einzelne  Merkpunkte,  worauf  er 
bei  der  Strafzumessung  zu  achten  hat.  Die  Zahl  derselben  ist 
sehr  gross  und  sie  sind  verschieden,  wie  die  objectiven  und  sub- 
jectiven  Factoren  es  nur  sein  können.  Die  Gesetzbücher  führen 
diese  Merkpunkte  daher  nicht  ausschliessend,  sondern  nur  bei- 
spielsweise an  mit  willkürlicher  Auswahl.  Nachdem  die  ersten 
Particularrechte  die  Menge  derselben  aus  dem  Feiierbach' Bchen 
Lehrbuch  entlehnt  und  gelegentlich  vermehrt  haben,  hat  die  neuere 
Gesetzgebung  auf  deren  Aufzählung  verzichtet,  da  sie  unmöglich 
dem  Reichthum  des  Lebens  entsprechen,  den  Ueberblick  be- 
schränken und  trotz  der  Form  der  Exemplification  den  Richter 
beengend  beeinflussen.  Es  genügt,  von  einem  Gesetzbuch  sie 
anzuführen  und  Besonderheiten  anderer  zu  erwähnen. 

Das  St.  G.  B.  von  Zürich  führt  über  sog.  „ Schärf ungs-  und  Mil- 
derungsgründe" im  bezeichneten  Sinne  Folgendes  an :  §  58  be- 
stimmt imAllgemeinen,  dass  der  Richter  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Grenzen  Rücksicht  zu  nehmen  hat  theils  auf  den  Grad  der 
Schädlichkeit  und  Gefährlichkeit  der  Handlung,  theils  auf  die 
Bösartigkeit  und  Stärke  des  verbrecherischen  Willens,  theils  end- 
lich auf  den  bisherigen  Lebenswandel  des  zu  Bestrafenden.  §  59 
führt  im  Besondern  als  Erhöhungsgründe  an:  L  Grösse  des  Nach- 
theils und  Unersetzlichkeit,  2.  zahlreiche  und  wichtige  Gründe 
für  die  Unterlassung,  Grösse  der  Pflichtverletzung  und  Fähigkeit, 
die  Beweggründe  und  Pflichten  deutlich  zu  erkennen,  3.  Beharr- 
lichkeit, Verwegenheit,  List  in  Ueberwindung  grösserer  Hinder- 
nisse bei  Begehung  der  That,  4.  Bosheit  und  Grausamkeit, 
5.  öftere  Bestrafung,  6.  Schwierigkeit,  sich  gegen  das  Verbrechen 
zu  schützen,  weshalb  als  besonderer  Erschwerungsgrund  anzu- 
sehen ist,  wenn  das  Verbrechen  von  mehreren  Theilnehmern  auf 
vorhergegangene  Verabredung  hin  begangen  worden  ist  (Com- 
plott).  —  Nach  §  60  ist  die  Strafe  insbesondere  zu  „mildern" : 
1.  bei  sofortiger  thätiger  Reue,  indem  der  Thäter  die  Folgen  mög- 
lichst verhindert  oder  gut  macht,  Schaden  ersetzt,  sich  anzeigt  oder 
ein  freiwilliges  Geständniss  ablegt,  2.  wegen  Mangel  an  Unterricht, 
wegen  schlechter  Erziehung,  wegen  natürlicher  Schwäche  des 
Verstandes,  welche  an  der  Einsicht  in  die  volle  Gefährlichkeit  und 
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Strafwürdigkeit  der  Handlung  hindert^  3.  wegen  Bestimmiisg 
durch  Furcht^  arglistige  VerspreehongeD;  Befehl,  Drohungen,  be* 
sonders  durch  Personen,  von  denen  er  abhängig  ist,  weg^i 
drückender  Armuth  oder  Noth,  4.  wegen  zufällig  entstandener 
und  an  sich  entschuldbarer  Gremüthshewegung,  5.  wegen  bisherigem 
guten  Lebenswandel,  6.  wegen  Entdeckung  unbekannter  TheQ- 
nehmer  und  Hülfe  zu  deren  Ergreifung,  7.  wegen  Jugend  des 
Verbrechers. 

Uebereinstimmend  fuhren  Strafmehrungs-  und  Strafminderungs- 
gründe  an  die  Cantone  Solothum  (wie  Zürich),  Appenzell,  Zog, 
Schwyz,  St.  Gallen. 

Keine  solche  Aufzählung  haben  die  Cantone  Basel,  Freiburg, 
Tessiu  und  Genf.  Von  diesen  giebt  eine  allgemeine  Regel  über 
Strafzumessung  Tessin.  Der  Kichter  misst  die  Strafen  innerhalb 
der  gesetzlichen  Grade  zu,  nach  Massgabe  der  grössern  oder  ge- 
ringern Schwere  der  Verbrechen,  der  grossem  oder  geringem 
Reife  der  Ueberlegung  und  Energie  in  der  Verbreitung  der  Mittel, 
der  Grösse  des  Schadens  und  der  Gefahr.  Zudem  giebt  das 
äusserst  formalistische  Gesetz  die  starre  Regel,  welche  den  Sinn 
der  Zumessungsgründe  in  Unsinn  verkehrt,  'dass,  wenn  mehrere 
Mehrungs-  und  Minderungsgründe  zusammentreffen,  die  Zahl  der 
erhöhenden  und  der  mindernden  in  Rechnung  zu  setzen,  und  bei 
gleicher  Zahl  die  ordentliche  Strafe,  bei  ungleicher  der  Differenz 
entsprechend  eine  Mehrung  oder  Minderung  der  Strafe  einzutreten 
hat;  als  ob  diese  Gründe  der  Zahl  nach  in's  Gewicht  fallen 
müssten. 

Gegen  den  auf's  Aeusserste  getriebenen  Cultus  der  Zahlen 
und  Grade  des  tessinischen  St.  G.  B.,  wie  er  auch  hier,  wo  die 
freieste  Würdigung  eintreten  muss,  sich  geltend  macht,  findet  be- 
sonders Anwendung,  was  Bemer  im  Allgemeinen  von  der  Auf- 
stellung und  Berücksichtigung  dieser  Gründe  sagt:  Bei  der  Ab- 
schätzung der  Strafe  hat  der  Richter  alle  subjectiven,  ob- 
jectiven  und  modalen  Momente  der  Strafbarkeit  in's  Auge  zu 
fassen.  Er  hat  sich  durch  alle  feststehenden  juristischen  Princi- 
pien  leiten  zu  lassen,  wird  aber  mit  Hülfe  derselben  nie  dazu 
gelangen,  die  Strafe  wie  durch  ein  blosses  Rechen- 
exempel  zu  bestimmen.  Den  Ausschlag  giebt  immer  nur 
der  Gesammteindruck  der  Sache,  der  zwar  dem  Richter  nie 
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zur  MiBsachtung  und  Ueberschreitung  der  durch  Gesetzgebung 
und  Jurisprudenz  gegebenen  Grenzen  verleiten  darf,  der  aber 
auch  keineswegs  mit  blosser  Jurisprudenz  erfasst  wird. 

3.  Die  HauptMle  der  Strafmilderung  und  Straf- 
schärfung sind  an  anderer  Stelle  behandelt.  Es  ist  bereits 
erwähnt  worden,  dass,  ganz  abgesehen  von  der  willkürlichen  Be- 
zeichnung, die  Gesetzbücher  so  verschieden  sind,  dass  sie  den 
einen  oder  andern  Strafmilderungsgrund;  wie  Jugend,  verminderte 
Zurechnungsfahigkeit,  anderseits  Schärfungsgründe,  wie  Rückfall, 
Concurrenz,  blos  innerhalb  des  Strafrahmens  wirken 
lassen. 

Die  geminderte  Zurechnungsfähigkeit  ist  in  der 
Kegel  blos  Minderungsgrund,  sie  kann  aber  derart  sein,  dass  dem 
Richter  gestattet  sein  muss,  selbst  unter  das  Minimum  zu  gehen, 
denn  sie  findet  ihre  begriffliche  und  thatsächliche  Grenze  nicht 
an  dem  zufällig  bestimmten  Satz  der  Strafdrohung  oder  der  untern 
Grenze  des  Strafmittels. 

Appenzell  fuhrt  unter  den  Strafausschliessungsgründen  — 
nicht  unter  den  Minderungsgründen  des  §  47  —  Folgendes  an: 
Wenn  die  Geisteskräfte,  durch  deren  Gesundheit  die  Zurechnung 
bedingt  ist,  zwar  nicht  aufgehoben,  aber  doch  krankhaft,  getrübt 
und  geschwächt  sind,  z.  B.  in  Folge  von  körperlichen  Krank- 
heiten, welche  eine  Störung  des  Gleichgewichts  der  Seelenkräfte 
entwickelt  haben  u.  s.  w.,  so  tilgen  solche  Zustände  zwar  die 
Strafbarkeit  nicht,  aber  sie  sind  als  wesentliche  Milderungsgründe 
zu  beti'achten.  Die  natürliche  Schwäche  des  Verstandes  ist  bei 
den  gewöhnlichen  Minderungsgründen  angeführt.  Freiburg,  Art.  56, 
gestattet  dem  Richter  die  Strafe  zu  verwandeln,  wenn  die  Willens- 
freiheit durch  gefahrliche  Drohung  oder  heftige  Reizung  theilweise 
aufgehoben  war.  —  St.  Gallen  Art.  42. 

Zusammentreffen  mildernder  Umstände.  Appen- 
zell §  48.  Wenn  wegen  Menge  oder  Wichtigkeit  mildernder 
Umstände  selbst  der  geringste  Grad  der  gesetzlichen  Strafe  nach 
richterlichem  Ermessen  mit  dem  Grade  der  Strafbarkeit  des  be- 
sondern Falles  in  keinem  Verhältnisse  steht,  so  kann  das  Gericht 
auch  auf  eine  gelindere  als  die  niedrigste  gesetzliche  Sti'afe  er- 
kennen oder  auch  zu  einer  andern  Strafart  übergehen. 

Nach    allen    Gesetzbüchern    wird    die    erlittene    Unter- 
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suchungshaft  an  der  Strafe  abgerechnet.  Manche  bestimmen, 
dass  die  Trunkenheit  nicht  Strafausschliessungsgnind,  sondern 
unter  Umständen  Milderungsgrand  sei  (Freiburg  §  57).  Tessin 
schliesst  hiebei  Zurechnung  zum  dolus  aus  und  lasst  culpa  zu. 
In  Schwyz  §  46  ist  sie  nur  Minderungsgrund  neben  andern. 
Ersatz  des  Schadens  vor  dem  Einschreiten  der  Behörden 
ist  theils  Strafausschliessungs-^  theils  Milderungsgrund,  so  in  Basel 
^  36,  St.  Gallen  Art.  42  u.  a. 

Als  echte  Milderungsgründe  sind  femer  die  in  Art  42  des 
St.  G.  B.  von  St.  Gallen  angefahrten  betrachtet  worden,  da  bei 
deren  Vorhandensein  dem  Richter  gestattet  ist,  zu  einer  leichtem 
Strafart  überzugehen.  Es  sind  geminderte  Zurechnungsfälligkeit, 
Oemttthsaufregung  in  Folge  schwerer  Reizung,  thätige  Reue. 

4.  Den  Uebergang  zum  System  der  mildernden 
Umstände  bilden  die  in  einigen  Gesetzbüchern  bei  besondem 
Delicten  angeführten  Gründe,  die  ordentliche  Strafe  unter  das 
Minimum   herabzusetzen. 

Zürich,  Zug  und  der  Entwurf  von  Schaffhausen  haben  die 
treffliche  Vorschrift,  dass  selbst  die  Strafe  des  Mordes  der  Milde- 
rung fähig  ist:  Ist  die  That  unter  Umständen  verübt  worden, 
durch  welche  die  Strafbarkeit  derselben  bedeutend  vennindert 
wird,  z.  B.  wegen  der  Motive  zu  derselben,  des  geistigen  Zu- 
standes  des  Thäters  zur  Zeit  der  Verübung  der  That  ^u.  s.  f.",  so 
soll  der  Richter  auf  zeitliches  Zuchthaus,  jedoch  nicht  unter  zehn 
Jahren,  erkennen,  was  für  manche  Fälle  immer  noch  als  zu  hoch 
erscheint.  Bei  Tödtung  und  Körperverletzung  mit  tödtlichem 
Ausgang  ist  Strafmilderungsgrund  die  rechtswidrige  An- 
reiz ung,  wodurch  der  Thäter  ohne  eigene  Schuld  in  heftige 
Gemüthsaufregung  versetzt  worden  war.  Als  Milderungsgrund 
könnte  die  Einwilligung  des  Getödteten  gefasst  werden;  es  be- 
stimmen aber  eine  Anzahl  von  Gesetzen  hierüber  in  besondem 
Artikeln,  andere  übergehen  diese  Specialität.  —  Als  Mildenings- 
gründe  führt  Freiburg  die  Tödtung  des  im  Ehebruch  Ertappten 
durch  den  betrogenen  Theil  an  und,  dem  alten  Recht  entsprechend^ 
die  Tödtung  der  im  eigenen  Haus  in  der  Schande  ertappten  Tochter 
mit  ihrem  Mitschuldigen  durch  Vater  oder  Mutter.  §  129.  56.  — 
Genf  führt  in  Art.  56  als  Excuses  legales,  welche  eine  Herab- 
setzung  der   Strafe   in   näher   bestimmten  Grenzen  rechtfertigen, 
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folgende  an ;  Todtschlag  und  Körperverletzung,  wenn  eie  unmittel- 
bar nach  Provocation  durch  Schläge  oder  schwere  Qewaltthat 
hervorgerufen  werden.  Schlüge  und  leichte  Verletzungen,  wenn 
eie  durch  Beschimpfungen  oder  schwere  Verleumdung  unmittelbar 
vorher  provocii-t  waren ;  Tödtung  und  Körperverletzung  zur  Ab- 
wehr eines  Einbruchs  oder  des  Einsteigens  in  Haus  und  Hof 
während  dem  Tage  (Nachts  defense  legitime),  Castration  zur  Ver- 
theidigung  der  Unschuld. 

5.  Mit  all'  den  allgemeinen  oder  beispielweise  aufgezählten 
Gründen,  oder  der  Zusammenfassung  mehrerer  derselben  als 
Milderungsgrund  und  mit  der  gelegentlichen  Anerkennung  eines 
Minderungsgrundea  als  speciellen  Milderungsgrundes  ist  blos 
dem  Bedürfniss  Ausdruck  gegeben,  eine  Strafe  zu  ver- 
meiden, welche  nach  der  Gebundenheit  des  Gesetzes 
unter  den  besondern  Umständen  des  reichgestalteten  Lebens  als 
zu  hart  erschiene. 

Dies  ist  aufs  Schärfste  ausgeprägt  in  der  Aufstellung  eines 
Systems  der  mildernden  Umstände,  welches  vom  französischen 
Recht  aufgestellt  und  in  eigenthümlicher  Weise  vom  deutschen 
übernommen  worden  ist.  Um  die  Strenge  der  Strafdrohungen  des 
Code  penal  zu  mildei'U  und  die  Uebelstände  zu  beseitigen,  welche 
sich  iu  der  Praxis  daraus  ergaben,  stellte  schon  das  französische 
Gesetz  vom  25.  Juni  1824  bei  gewissen  Verbrechen,  besonders 
bei  KindestödtuDg  auf,  dass  es  gestattet  sei,  unter  das  Minimum 
herabzugehen,  wenn  „mildernde  Umstände"  vorhanden  seien. 
1832  wurde  dies  verallgemeinert  auf  alle  Verbrechen,  Vergehen 
und  Uebertretungen  das  Code  ausgedehnt,  und  zugleich  den  Ge- 
schwornen  das  Recht  zuerkannt,  fiir  Verbrechen  mildernde  Um- 
stände auszusprechen,  wodurch  der  Richter  verpflichtet  wurde, 
unter  das  Minimum  herabzugehen  und  zwar  konnte  dies  sowohl 
mit  Rücksicht  auf  die  Thatumstände  als  hinsichtlich  der  zu  grossen 
Härte  der  Strafdrohung  geschehen;  durch  Gesetz  vom  13.  Mai 
1863  wurde  dies  bestätigt  und  in  weiterer  Ausbildung  zum  Ab- 
Hchluss  gebracht.  Nachdem  dies  System  vom  preussischen  Gesetz- 
buch mit  Veränderungen  aufgenommen  worden  war,  ging  es  von 
diesem  in  das  Reichsstrafgesetz  über. 

Genf  bestimmt  Art.  40,  dass  die  Jury  berechtigt  ist,  dem 
Verdict   beizufügen,   dass   der    Angeklagte    unter   mildernden 
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Umständen  gehandelt  hat  (circonstances  attenuantes)  oder 
Art.  41  unter  sehr  mildernden  Umständen  (circonstances  tres- 
att^nuantes).  Im  ersten  Fall  kann  statt  lebenslänglicher  Redusion 
solche  von  3 — 15  Jahren  —  im  zweiten  Fall  Gefängniss  von 
vier  Jahren  oder  darunter  gesprochen  werden.  Zeitliches  Zucht- 
haus kann  im  ersten  Fall  gemildert  werden  in  correctionelles  6e- 
f&ngniss  von  einem  bis  zu  fünf  Jahren,  im  zweiten  Fall  Gefangniss 
von  zwei  Jahren  oder  darunter.  Die  Gerichte,  welche  ohne 
Mitwirkung  der  Jury  urtheilen,  können  sogar  bei  Rückfall,  wenn 
mildernde  Umstände  vorhanden  sind,  Gefangniss  bis  auf  einen 
Tag  und  Geldbusse  bis  zu  40  Fr.  aussprechen  —  dies  aber  nur, 
wenn  das  Gesetz  die  Strafe  des  Gefängnisses  und  der  Geldstrafe 
aufgestellt  hat. 

Tessin  Art.  38  gestattet  bei  Hinzutritt  eines  mildernden  Um- 
Standes  (circonstanza  attenuante)  Milderung  nur  unter  einem 
halben,  bei  mehreren  mildernden  Umständen  unter  einem  ganzen 
Grad. 

Vermöge  des  Systems  mildernder  und  sehr  mildernder  Um- 
stände ist  das  richterliche  Ermessen  in  einer  Weise  freigestellt, 
dass  es  der  Beseitigung  der  Minima  gleichkommt,  denn  nur  in 
solchen  Fällen  wird  irgend  welcher  Richter  soweit  hinabgehen, 
wo  die  That  in  Wirklichkeit  unter  sehr  mildernden  Umstanden 
erscheint.  Es  ist  damit  auch  die  Möglichkeit  gesetzt,  Fälle  von 
Tödtung  eines  Einwilligenden,  Mord  aus  ehrenhaften  Motiven  je 
nach  dem  Ganzen  der  Sachlage  milde  zu  behandeln,  ohne  beson- 
dere bezügliche  Paragraphen,  was  gut  ist  im  Hinblick  auf  die 
Seltenheit  dieser  Fälle,  die  kaum  ein  hej^onderes  Stra%esetz  recht- 
fertigen oder  dann  einer  grossen  Zahl  anderer  rufen  würden, 
welche  denselben  Anspruch  haben. 

Deutschland  hat  den  Charakter  des  Instituts  wesentlich  ver- 
ändert, indem  im  Einzelnen  bei  den  meisten  Verbrechen  auf 
mildernde  Umstände  Bezug  genommen  und  hiefur  ein  Minimum 
aufgestellt  ist.^  Bei  Verbrechen  soll,  bei  Vergehen  kann  die 
Milderung  eintreten,  sobald  das  Dasein  mildernder  Umstände  aus- 
gesprochen wird.  Bei  Vergehen  sind  sie  nur  in  wenigen  Fällen 
vom  Gesetz  vorgesehen  und  in  der  Regel  ist  ein  Minimum  nicht 


1  Vgl.  Berner,  Lehrbuch  XII.  S.  286. 
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angesetzt.  Dem  deutschen  System  der  mildernden  Umstände  liegt 
die  Ansicht  zu  Grunde^  dass  der  Richter  einen  doppelten  Mass- 
stab haben  müsse,  den  ordentlichen  für  die  Mehrzahl  der  Fälle 
und  den  ausserordentlichen  fbr  die  seltenen;-  es  ist  zugleich  das 
freie  Ermessen  ausgedehnt  und  in  bestimmte  Grenzen  abgesteckt. 
Das  Minimum  ist  oft  so  hoch,  dass  es  die  Milderung  nicht  blos 
beschränkt,  sondern  aufhebt  und  die  Anführung  solcher  Umstände 
als  überflüssig  erscheinen  lässt,  denn  das  Minimum  könnte  ja  in 
die  gemeine  Strafdrohung  aufgenommen  werden  und  man  wird 
dem  deutschen  Richterstande  gewiss  nicht  zutrauen,  dass  er  dem 
Geiste  des  Gesetzes  zuwider  unweisen  Gebrauch  von  der  Milde 
machte. 

Das  St.  6.  B.  von  Basel  schliesst  sich  hier  dem  deutschen 
an  in  veränderter  Form. 

6.  Wenn  wir  die  Entwicklung  überblicken,  so  zeigt  sich 
eine  steigende  Ausdehnung  des  richterlichen  Ermessens,  indem 
die  Strafrahmen  erweitert  und  eine  Menge  von  besondem  That- 
beständen  mit  engen  Strafdrohungen  beseitigt  werden.  Ist  ein 
Minimum  gesetzt,  so  kann  das  Gesetzbuch  allerdings  auf  die 
Strafminderungsgründe  verzichten;  sie  werden  aber  von  Bedeu- 
tung, sobald  einzelne  derselben  zu  Milderungsgründen  erhoben 
werden  oder  sobald  der  Satz  anerkannt  wird,  dass  das  Zusammen- 
treffen mehrerer  derselben  gestatte,  unter  das  Minimum  herab  zu 
gehen,  oder  wenn  durch  Einfuhrung  eines  Systems  der  „mildern- 
den Umstände«  die  Möglichkeit,  unter  das  Minimum  herabzu- 
gehen, für  alle  Fälle  gegeben  wird. 

Für  das  französische  System  sind,  besonders  mit  Rücksicht 
auf  die  den  Geschwomen  dadurch  eingeräumte  Allmacht,  Uebel- 
stände  constatirt  worden  und  das  deutsche  System  hat  sie  zu 
vermeiden  getrachtet,  allein  das  deutsche  stellt  sich,  so  bestechend 
die  Idee  eines  Massstabes  für  gewöhnliche  und  eines  andern  für 
ungewöhnliche  Fälle  ist,  als  eine  bedenkliche  Halbheit  heraus. 
Für  Verbrechen  gibt  es  mildernde  Umstände,  für  Vergehen  nicht ; 
man  will  die  Richter  befreien  und  bindet  sie  aufs  Neue ;  es  führt 
nicht  zur  Vereinfachung,  sondern  zur  Complication  und  zu  Wider- 
sprüchen. 

Eine  Consequenz  drängt  sich  aus  der  Entwicklung,  wie 
aus  den  Mängeln   der    beiden  Hauptversuche   in  Frankreich  und 
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Deutschland  starre  Strafvorschriften  und  freie  Berücksichtigung 
der  Fälle  zu  verbinden,  unabwendbar  hervor:  Es  muss  mit  dem 
Gesetzesrigorismus  und  mit  den  gekünstelten  Versuchen, 
ihn  abzuschwächen,  gebrochen,  es  müssen  die  Minima  con- 
sequenterweise   beseitigt  werden. 

7.  Dieses  Ergebniss,  welches  die  Geschichte  der  Gesetz- 
gebung seit  Feuerbach  schrittweise  herausstellt  und  welches  die 
Doctrin  aus  dem  Zwange  der  Consequenzen  aufstellen  muss  — 
ist  für  die  schweizerische  Gesetzgebung  eine  reife  Frucht, 
denn  seit  es  eine  schweizerische  Strafgesetzgebung,  die  in  so 
reicher  Fülle  hervorgeschossen  ist,  giebt,  hat  sie  sich  als  Ganzes 
und  in  ihren  eigenartigsten  Erzeugnissen  durch  Weite  des  richter- 
lichen Ermessens,  weite  Sti'afrahmen  und  fortschreitende  Verein- 
fachung und  Beseitigung  der  Minima  ausgezeichnet 

Man  kann  sagen,  dass  dies  noth wendig  geschah,  wenn  auch 
nicht  im  Zusammenhang  und  den  Folgerungen  klar  erkannt.  Denn 
wonach  alle  Gesetzbücher  ausgesprochenermassen  selbst  in  der 
Nachahmung  strebten,  das  war  der  einfache  volksthümliche  Aus- 
druck und  die  Einfachheit  in  den  Thatbeständen  wie  in  den 
Strafdrohungen.  Niedere  Minima  oder  Beseitigung  derselben  und 
Drohung  blos  der  Strafart  sind  die  Voraussetzungen  der  noth- 
wendigen  Freilieit  des  richterlichen  Ermessens  und  der  Richtung 
auf  Milde  und  Beschränkung  des  Strafgebiets. 

Es  ist  ebenso  nothwendig,  dass  diese  Eracheinungen  in  einem 
Volksstaate,  wo  die  Strafrechtspflege  grossentheils  von  Laien- 
richtern geübt  wird,  hervortreten,  als  es  nothwendig  ist,  dass  im 
Beamten  Staat  mit  fest  ausgeprägtem  Berufsrichterstand  ein  „  Ju- 
ristenrecht" ausgebildet  wird  und  in  der  Gesetzgebung  die  reiche 
Technik  der  wissenschaftlichen  Begriffe  mit  ihrer  schul- 
gereehten  Gliederung  und  Ausführung  in  interessante  Einzel&lle 
casuistisch  zum  Ausdruck  kommt;  daran  schliesst  sich  ebenso  die 
genaue  Strafdrohung  und  Abzirkelung  der  Maasse,  den  genauen, 
wohl  und  viel  unterschiedenen  Thatbeständen  entsprechend. 

Allein  die  Anwendung  solcher  Schulbegriffe  und  Gesetze  er- 
giebt,  dass  sich  das  Leben  nicht  auf  dieses  technische  Gerüst 
spannen  lässt,  und  im  Dienst  der  Gerechtigkeit  ist  es  nothwendig 
geworden,  mehr  und  mehr  die  gesetzlichen  Einschränkungen  zu 
vermindern,   das   freie  Ermessen   zu   erweitem,   die  Gesetzbücher 
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von  den  vielen  kunstvollen  Begriffsunterscheidungen  zu  entlasten 
und  in  Tliatbestand  und  Strafdrohung  zu  vereinfachen. 

Die  hohe,  wichtigste  und  einschneidendste  Massnahme  ist  die- 
Beseitigung  der  Minima. 

b)  S  traf  nach  las  s.  In  unmittelbarer  Verbindung  mit  der 
Strafzumessung;  den  gesetzlichen  Minderungs-,  Milderung»-,  Meh- 
ruDgs  imd  Schärfungsgründen,  mit  dem  System  der  Strafen  und 
dem  Ansätze  für  die  einzelnen  Verbrechen  muss  ein  Gegenstand 
bebandelt  werden,  der  zwar  abseits  liegt,  aber  fiir  alle  diese 
Punkte  im  Gesetz  gerade  wie  in  der  Rechtsprechung  von  Einfluss  ist» 

Es  ist  die  gesetzlich  geordnete  Reduction  der  ausgefällten 
Strafe  durch  die  Vollziehungsbehörde  im  Fall  des  Wohl  Verhaltens  r 
diese  einzige  Massnahme  für  sich  allein  im  Sinne  des  Besserungs- 
Zweckes,  muss  richtig  betrachtet  die  ernstlichsten  Zweifel  hervor- 
rufen gegen  ein  System  abgezirkelter  Strafdrohungen,  detailirter 
Gründe  der  Zumessung,  eines  gekünstelten  Systems  strafmildern- 
der Umstände  und  auf  den  Schein  abgemessener  Minima. 

Dieses  Verhältniss  öffnet  eine  Reihe  schwerwiegender  Be- 
denken :  Der  Richter  setzt  aus  den  Umständen  der  That  und  der 
Person  nach  bester  Ueberzeugung,  gemäss  dem  Gesetze,  eine 
Strafe  fest,  welclie  eine  nicht  gerichtliche  Behörde  möglicherweise 
ohne  Kenntniss  der  den  Richter  bestimmenden  Factoren,  um  einen 
wesentlichen  Theil,  um  einen  vollen  Dritttheil  reduciren  kann^ 
weil  der  Thäter  sich  ai*tig  benimmt  oder  Besserung  heuchelt! 
Der  Richter  kann  auf  die  Besserung  keine  Rücksicht  nehmen 
und  der  besserungsfrohe  Strafhausdirector  keine  auf  die  Grund- 
lagen des  Strafurtheils.  Statt  aber  den  Versuch  zu  machen, 
diese,  für  die  Grundsätze  erörterungswürdigen  Bedenken  zu 
klären,  setzen  wir  einfach  die  Thatsache  hin,  dass  die  Gesetze 
jenes  Verhältniss  anerkennen,  dem  Besserungszweck  jenes  auf- 
lösende Zugeständniss  gegenüber  dem  Strafzweck  machen. 

Wir  folgern  nur  das  eine  aus  dieser  Thatsache,  dass,  abge- 
sehen von  ihrer  fragwürdigen  Erscheinung,  jedenfalls  vom  Augen- 
blick ihrer  Anerkennung  an  die  F r a g e  gestellt  werden 
muss :  Wie  verhalten  sich  dem  gegenüber  die  Massbestimmungen 
des  Gesetzbuchs,  die  genauen  wohlerwogenen  Strafdrohungen,  Zu- 
messungs-  und  Milderungsgründe  und  die  Anwendung  durch  den 
Richter  ? 
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Es  liegt  nahe;  dass  der  Richter  solchem  Rabatt  aaf  Wohl- 
verhalten gegenüber  das  Mass  höher  greift  und  dass  auch,  der 
Oesetzgeber  mit  dem  Maximum  steigt^  denn  beide  fühlen  sich 
in  Abhängigkeit  vom  Herrn  Strafhausdirector,  dem  Verwalter  der 
Besserungstheorie. 

So  sagt  denn  auch  in  der  That  der  Entwurf  zu  einem  Straf- 
gesetzbuch fiir  den  Canton  Waadt  von  1882 :  II  faut  tenir  compte, 
qu'en  cas  de  bonne  conduite  de  la  part  du  condamne,  il  est  ad- 
mis  a  la  liberation  conditionelle^  lorsqu'il  a  subi  les  deux  tiers 
de  sa  peine.  C'est  la  un  fsAt  que  la  commission  a  pris  en  con- 
sideration  en  fixant  les  maxima  et  dont  les  tribunaux  devront 
^galement  tenir  compte  en  appliquant  le  nouveau  code;  le  projet 
a  donc  augmente  d'une  mani^re  generale  les  maxima,  il  a  d'un 
autre  cöte  aboli  les  minima. 

Die  einschlägigen  Bestimmungen  der  schweizerischen  Geaets- 
bücher  sind  theils  bei  bedingter  Entlassung;  theils  bei  Begnadi- 
gung (Basel;  §  20;  „  Straf kürzung^);  theils  bei  Strafumwandlung 
aufzusuchen.  Als  Mustergesetz  für  die  bedingte  Entlassung  ist,  das 
von  A.  V,  Orelli  entworfene  Gesetz  betreffend  den  Vollzug  der 
Freiheitsstrafen  in  der  Strafanstalt  des  Cantons  Zürich  vom 
23.  Januar  1871  zu  bezeichnen. 

VI.  Strafausschliessungs-;  Strafmilderungs- 
gründe. —  1.  Im  Anschluss  an  die  Behandlung  der  Strafminde- 
rungs-  beziehungsweise  -Milderungsgründe  verweilen  wir  einen 
Augenblick  bei  den  Gründen;  welche  die  Strafe  ausschliesaen 
oder  mildern,  dann  bei  jenen,  welche  sie  schärfen. 

Strafausschliessungsgründe  sind  Unzurechnungsfähigkeit,  Ju- 
gend, Gewalt,  Drohung,  Nothstand,  Veqährung,  Nothwehr.  Ist 
die  Zurechnungsfahigkeit  statt  abwesend  blos  zum  Theil  vor- 
handen, hat  die  Jugendzeit  eine  gewisse  Grenze  überschritten, 
oder  ist  mit  jugendlichem  Alter  bereits  die  Einsicht  in  die  Straf- 
barkeit der  Handlung  vorhanden,  so  ist  die  Strafe  nicht  aus- 
geschlossen, sondern  sie  wird  blos  gemildert.  Rückfall  und  Con- 
currenz  bieten  alte  wie  neue  Streitpunkte,  die  in  der  Gesetzgebung 
der  Cantone  nach  jeder  Richtimg  ihres  geschichtlichen  Daseins 
Ausdruck  gefunden  haben. 

2.  Die  Bestimmung  des  Zustandes  der  Geistesstörung,  derofi 
Vorhandensein  zur  Zeit  der  Begehimg  der  That  die  Zurechnung 
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ausschliesst^  ist  sehr  verschieden.  Die  ältere  Art  der  Bezeichnung 
einzelner  Formen  der  Geisteskrankheit  ist  aufgegeben,  da  keine 
Aufzählung  im  Stande  ist,  die  Wirklichkeit  zu  erschöpfen,  keine 
Begri£kbestimmungen  ausgesprochener  Krankheitsformen  alle  Fälle 
decken  können.  Die  neuere  Art,  zu  bestimmen,  umschreibt  den 
Zustand  in  weiten  Umrissen,  wobei  das  eine  oder  andere  Merk- 
mal mehr  oder  weniger  hervorgehoben,  oder  mit  andern  in  be- 
sonderer Weise  combinirt  wird.  —  Während  das  deutsche  Straf- 
gesetzbuch sagt,  dass  die  freie  Willensbestimmung  ausgeschlossen 
sein  muss  durch  einen  Zustand  von  Bewusstlosigkeit  oder  krank- 
hafter Störung  der  Geistesthätigkeit  zur  Zeit  der  Begehung  der 
Handlung,  verlangt  Zürich  Mangel  der  freien  Willensbestimmung 
und  der  Erkenntniss  der  Strafbarkeit  in  Folge  gestörter  Geistes- 
thätigkeit, ohne  die  Bewusstlosigkeit  und  krankhafte 
Störung  hervorzuheben  (vgl.  Berner,  Lehrbuch  XII.  129  ff.  Liszt, 
Lehrbuch,  III.  Aufl.  S.  149.  158).  Basel  sagt  kurz,  dass  die 
freie  Willensbestimmung  oder  die  Einsicht  in  die  Strafbarkeit 
fehlen  muss^  Freiburg  nennt  einen  Zustand  des  Wahnsinns,  oder 
Behaftetsein  mit  Krankheit  oder  Leibesgebrechen,  welche  ausser 
Stand  setzen,  die  Strafbarkeit  zu  beurtheilen;  Tessin  schliesst 
Zurechnung  aus,  wenn  der  Thäter  in  einem  solchen  Zustande 
im  Momente  der  That  sich  befand,  dass  er  das  Bewusstsein  seiner 
Handlungen  nicht  hatte.  Solothurn  folgt  wörtlich  Deutschland. 
Genf  sagt  einfach,  „wenn  der  Thäter  im  Zustand  geistiger  Störung 
war  (alienation  mentale),  oder  durch  unwiderstehliche  Gewalt  ge- 
zwungen worden  ist"  (vgl.  Gesetz  vom  19.  März  1887).  Zug 
nennt  den  Mangel  freier  Willensbestimmung,  oder  der  zur  Er- 
kenntniss der  Strafbarheit  nöthigen  Urtheilskraft ;  Appenzell  führt 
an:  Geisteszerrüttung  oder  Blödsinn,  welche  der  Erkenntniss  der 
Strafbarkeit  berauben,  unverschuldeter  Zustand  der  Bewusstlosig- 
keit, oder  gänzlicher  Verwirrung  der  Sinne  oder  des  Verstandes ; 
Schwyz  schliesst  Strafe  aus  bei  Zuständen  der  Gemüthskrank- 
heit,  Verrücktheit,  Blödsinn  oder  unverschuldeter  Sinnesstörung. 
St.  Gallen  wie  Zürich. 

Alle  diese  Bestimmungen  wollen  zweifellos  dasselbe  bezeich- 
nen und  es  lässt  sich  kein  Grund  absehen,  warum  nicht  eine 
einzige  Allen  genügen  könnte-,  sachlich  liegt  nichts  dagegen  vor. 
Hier  wie  bei  manchen  andern  Stellen  hat  das  Spiel  mit  den  ver- 

ly^nMinger,  Sebweiz.  Straf  recht.  48 
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scbiedenen  Formen  und  ihre  weitachichtige  Behandlung  keines 
Werth. 

Haben  sich  die  altern  Bestimmungen  der  Unzurechnungs- 
fähigkeit in  der  Anwendung  unhaltbar  gezeigt  wegen  zu  grosser 
Enge  oder  Weite^  so  ist  mit  Vermeidung  des  einen  und  andern 
auf  die  Elemente  zurückzugehen.  Jedes  Wort  zu  viel,  jeder  Ver- 
such der  Ausfuhrung  ist  vom  Uebel,  es  bleibt  nur  übrig,  mit  Be- 
stimmtheit hinzuweisen  auf  die  Sache  selbst,  die  in  der  Mannig- 
faltigkeit ihrer  Erscheinungsformen  nicht  von  irgend  einer  Defini- 
tion abschliessend  umspannt  werden  kann.  Die  einfachste 
und  bezeichnendste  ist  die  beste  und  wenn  nicht  die  ab- 
solute, so  doch  diejenige,  die  Anspruch  bat  auf  Anerkennung. 
Es  genügt  die  einfache  Bezeichnung  der  geistigen 
Störung  (alienation  mentale) ;  solche  ist  vorhanden,  sowohl  wenn 
das  Bewusstsein,  als  wenn  der  Wille  im  Momente  der  That  nicht 
normal  sind,  sei  es  in  Folge  dauernder  Geistesstörung  (eigentlicher 
Geisteskrankheit)  oder  vorübergehender  (Zustände  der  Bewusst- 
losigkeit).  Ob  im  concreten  Fall  dieser  Zustand  in  dem  Masse 
vorhanden  sei,  dass  er  die  Zurechnung  zur  Schuld  ausschliesst, 
ist  nach  den  besondern  Umständen  zu  entscheiden.  Der  concrete 
Fall,  der  Richter,  die  Experten  haben  hier  das  entscheidende 
Wort  nach  dem  Gesetz,  nach  Wissenschaft  und  Erfahrung. 

Geminderte  Zurechnungsföhigkeit  ist  als  Sti*afmilderungsgrund 
aufgestellt  in  St.  Gallen,  Tessin,  Zug,  Appenzell  A.-Rh.,  Schwyz. 
Es  haben  die  Bestimmung  nicht  sechs  St  G.  B.,  Zürich,  Basel, 
Freiburg,  Genf,  Solothurn,  St.  Gallen.  Von  den  altern  noch  gel- 
tenden Gesetzbüchern  hat  die  Hälfte  (6)  die  geminderte  Zurech- 
nungsfähigkeit aufgenommen.  Ein  Theil  der  Gesetzbücher  hebt  die 
Trunkenheit  ausdrücklich  hervor,  ein  anderer  nicht  und  zwar  &- 
klären  ausdrückhch  den  Thäter  in  diesem  Zustand  als  verantwort- 
lich, wobei  Trunkenheit  als  Minderungsgrund  Berücksichtigung 
finden  kann :  Freiburg,  Solothurn.  St.  Gallen  unterscheidet  die  ab- 
sichtlich herbeigeführte  und  die  selbstverschuldete  Trunkenheit, 
ohne  diese  Absicht;  im  letztern  Falle  kann  Strafminderung  statt- 
finden. Aehnlich  Tessin. 

3.  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  hat  als  Strafausschliessungs- 
grund  in  §  59  aufgestellt:  Wenn  Jemand  bei  Begehung  einer 
strafbaren  Handlung  das  Vorhandensein  von  Thatumständen  nicht 
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kannte;  welche  zum  gesetslichen  Tbatbestand  gehören  oder  die 
Strafbarkeit  aiiöhen,  so  sind  ihm  diese  Umstände  nicht  zuzu- 
rechnen. Bei  Bestrafung  fahrlässig  begangener  Handlungen  gut 
diese  Bestimmung  nur  insoweit,  fds  die  Unkenntniss  selbst  nicht 
durch  Fahrlässigkeit  verschuldet  ist. 

Einige  Schweiz.  St.  G.  B.  haben  auch  diesen  Satz  nach- 
geschrieben. Mit  Recht  bemerkt  aber  der  Justizbericht  von  Basel 
^es  liegt  im  Wesen  des  verbrecherischen  Vorsatzes;  dasS;  wenn 
Jemand  Momente  nicht  kannte,  von  denen  die  Strafbarkeit  der 
Handlung;  resp.  ihre  höhere  Strafbarkeit  abhängt,  er  nicht  dafür 
verantwortlich  sein  kann.  Der  Mangel  des  verbrecherischen  Be- 
wusstseins  schliesst  den  verbrecherischen  Willen  selbst  aus;  und 
zwar  können  jene  Momente  factische  sowohl  als  rechtliche  sein; 
-es  muss  dem  Richter  überlassen  bleiben;  im  einzelnen  Fall  auch 
4en  sogenannten  Rechtsirrthum;  als  den  verbrecherischen  Vor- 
satz ausschliessend;  anzuerkennen. 

In  Uebereinstimmung  hiemit  spricht  sich  von  Bar  (Gerichts- 
saal; Bd.  XXX Vin.  „Zur  Lehre  vom  Rechtsirrthum  im  Straf- 
recht**)  folgendermassen  aus :  Der  §  59  ist  irreführend  und  würde 
besser  ganz  gestrichen.  Es  versteht  sich  doch  von  selbst,  dass 
das,  was  man  von  Thatumständen  und  Folgen  der  That  gar  nicht 
weiss,  nicht  mit  zum  Vorsatz  angerechnet  werden  kann. 

Die  Bestimmung  im  deutschen  St.  G.  B.  ist  einer  von  jenen 
Artikeln;  welche  die  Neigung  zur  doctrinellen  Vielbestim- 
mung nicht  verläugnen  und  es  bedauern  lassen;  dass  cantonale 
Gesetzbücher  von  der  Richtung  der  Einfachheit  in  blinder 
Nachfolge  abgingen, 

Bemerkenswerth  ist  die  Zusammenfassung  der  Strafaus- 
schliessungsgründe  der  Gewalt,  Drohung,  des  Nothstandes  in  dem 
§  34  des  St.  G.  B.  von  Basel  und  die  Ausdehnung  auf  „Andere** 
statt  der  Beschränkung  auf  Angehörige.  (Deutsches  St.  G.  B.) 
Ebenso  Zug  §  28. 

4.  Der  Strafausschliessungs-  und  Milderungs- 
grund der  Jugend  zeigt  in  den  Schweiz.  Gesetzbüchern  ein 
Bild  der  ganzen  Entwicklung  und  der  verschiedenartigen  Behand- 
lung dieses  Gegenstandes. 

Zunächst  weisen  die  Gesetzbücher  eine  complicirte  Casuistik 
wad  grundsatzlose  Willkür  in  den   Zeitgrenzen  tmd  Strafen  auf; 
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französisches  und  deutsches^  altes  und  neues  Recht  haben  ihre 
Zeitbestimmungen  für  die  Zurechenbarkeit  im  jugendlichen  Alter 
zusammengewürfelt  und  überdies  hat  die  cantonale  Originalitdts- 
sucht  eigene  Neuheiten  hinzugefügt.  Folgende  Grenzen  sind  an- 
gesetzt: Basel  12.  Jahr,  12.— 18.  Jahr;  Zürich  12.,  12. — 16.^ 
16.— 19.;  ebenso  Zug;  Freiburg  12.,  12.— 16.,  16.— 20.;  Solo- 
thurn  wie  Basel;  Genf  10.,  10.— 16.;  Appenzell  12.,  12.— 16.; 
St.  Gallen  12.,  12.— 16.,  16.— 20.;  ebenso  Schaffhausen;  Ent- 
wurf Tessin  10.-14.  Jahr,  14.— 18.  Jahr,  18.— 20.  Jahr;  Schwyz 
setzt  keine  Jahresgrenze. 

Aus  diesen  Grenzbestimmungen  von  10,  12,  14,  16,  18,  19, 
20  Jahren  ergiebt  sich  das  Eine,  dass  überall  ein  Grundsatz 
fehlt  und  dass  jede  Zahlbestimmung  einen  willkürlichen  Charakter 
hat.  In  keinem  Falle  kann  behauptet  werden,  dass  gerade  diese 
Bestimmung  des  Gesetzes  nothwendig  oder  gerecht  sei  und  dass 
eine  andere  nicht  gleich  gut  sein  könnte ;  betrachtet  man  zudem  die 
verschiedenen  Strafbestimmungen,  soweit  nicht  Straflosigkeit  un- 
bedingt erklärt  ist,  so  lässt  sich  ebenso  wenig  ein  fester  zweck- 
bewusster  oder  gerechter  Ansatz  erkennen. 

Dieses  Ergebniss  aus  der  Vergleichung  der  verschiedenen 
Gesetzbücher  drängt  sich  aber  schon  bei  jedem  einzelnen  G.  B. 
auf.  Was  für  ein  innerer  Grund  besteht  dafiir,  einen  jungen  Men- 
schen von  frühreifer  verbrecherischer  Natur  straflos  zu  lassen, 
wenn  er  einen  Tag  weniger  als  zwölf  Jahre  alt  ist  und  ihn 
strenge  zu  bestrafen,  wenn  er  zufälligerweise  zwölf  Jahre  voll- 
endet hat.  Ein  zwölfjähriger  Knabe,  der  aus  Rache  ein  vier- 
jähriges Kind  hatte  erdrosseln  wollen  und  erst  nach  hartnackigem 
Läugnen,  ohne  eine  Spur  von  Reue  zu  zeigen,  die  That  eingestand^ 
wurde  zu  vierjähriger  Gefangnissstrafe  verurtheilt  (Schwurgericht 
Hildeslieim).  Aehnliche  Fälle  von  erschreckender  Verbrecherreife 
von  Kindern  sind  nicht  selten.  —  In  Fragen  der  Zurechnung  lässt 
sich  am  allerwenigsten  mit  dem  Massstab  der  Zahl  operiren. 

Das  St.  G.  B.  von  Tessin  ist  nach  dieser  Richtung  in's  Ex- 
treme gegangen.  Bis  zum  10.  Jahr  findet  Bestrafung  nicht  statt, 
von  10 — 14  Jahren  wird  die  Frage  auf  Unterscheidung  gestellt, 
von  14 — 18  und  von  18  zu  20  wird  in  wohl  abgezirkelten  Gra- 
den die  Strafe  gemildert. 

Ergiebt  sich  schon  die  Unhaltbarkeit  solcher  Zeitbestimmung 
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aus  dem  Mangel  jeder  festen  Grundlage  för  die  besondere  Alters- 
grenze^  so  erscheint  sie  als  überflüssige  Casuistik,  wenn  in's  Auge 
gefasst  wird;  dass  es  möglich  ist;  in  jedem  Falle  die  Strafe  an- 
gemessen in  Berücksichtigung  des  Alters  und  der  Unterscheidungs- 
fabigkeit  zu  reduciren  vermöge  des  grossen  Spielraums,  welcher 
dem  richterlichen  Ermessen  gegeben  ist.  Es  wird  nur  noch  die 
Frage  über  die  Strafbefreiung  des  kindlichen  Alters  und  vielleicht 
der  Anerkennung  eines  allgemeinen  Strafmilderungsgrundes  der 
Jugend  zu  erörtern  sein,  womit  von  selbst  der  weitere  Satz,  dass 
keine  Ehrenfolgen  eintreten  dürfen,  überflüssig  würde.  Mit  der 
Ansetzung  einer  Grenze  iilr  das  Kindesalter  kann  man  einver- 
standen sein,  ob  dieselbe  nun  zehn  oder  zwölf  oder  14  Jahre  sei, 
doch  scheint  angemessen,  diese  Grenze  nicht  in  jedem  Fall  absolut 
festzusetzen  und  da  ,,wo  die  Bosheit  das  Alter  er  füllt'' 
dem  Richter  die  Freiheit  zu  geben,  die  ernste  Strafe  in  ihr  Recht 
treten  zu  lassen.  Bei  der  gegenwärtigen  Entwicklung  des  Ge- 
fangnisswesens und  der  weitgehenden  Freiheit  des  Richters  fallen 
Einwendungen  dahin,  die  früher  ihre  Berechtigung  hatten. 

Alle  Gesetzbücher,  mit  Ausnahme  von  Schwyz,  sprechen  ab- 
solute Straflosigkeit  aus  unterhalb  einer  gewissen  Grenze,  welche 
Tessin  und  Genf  auf  das  zehnte  Jahr,  die  übrigen  auf  das  zwölfte 
ansetzen. 

Als  zweite  Grenze  setzen  das  18.  Jahr  (wie  das  deutsche 
St.  G.  B.)  Basel  und  Solothum-,  —  das  16.  (12.— 16.)  Zürich, 
Zug,  Freiburg,  Genf,  Appenzell  (Entwurf  von  Schaff  hausen), 
St.  Gallen ;  Tessin  setzt  10. — 14.  Während  dieser  Periode  ist  der 
Thäter  straflos,  wenn  er  ohne  Unterscheidung  handelte;  alsdann 
wird  er  piner  Besserungsanstalt  oder  der  häuslichen  Zucht  über- 
geben, wie  derjenige  unter  zwölf  Jahren.  Hat  er  mit  Unterschei- 
dung gehandelt,  so  wird  die  auf  das  Verbrechen  angedrohte  Strafe 
gemildert,  sei  es  mit  Ansetzung  von  Maximum  und  Minimum, 
oder  des  Einen  von  Beiden,  —  oder  indem  gewisse  Strafarten 
ausgeschlossen  werden,  wie  Zuchthaus,  Ehrenstrafen,  oder  indem 
unter  das  Minimum  zu  gehen  oder  zu  einer  andern  Strafart  zu 
schreiten  gestattet,  oder  statt  crimineller  Strafe  blos  correctionelle 
angedroht  wird. 

Als  dritte  Periode  gilt  das  Alter  vom  16.  bis  zum  19.  oder 
16.  bis  zum  20.  Jahr.   Hier  schliesst  Züiüch  lebenslängliches  Zucht- 
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haua  aus,  erlaubt^  statt  auf  Zuehthaos  auf  Arbeitshaus  zu  er- 
kennen,  und  lässt  das  Alter  im  Uebrigen  als  Strafminderonga- 
grond  gelten.  Freiburg  sehliesat  ebenÜEiUfi  lebenslängliche  Reclasion 
aua  und  setzt  für  Reclusion  auf  Lebensdauer  ein  Minimum  von 
20  Jahren;  in  den  andern  Fällen  ist  das  Alter  Strafminderungs- 
grund.  Genf  lässt  Strafmilderung  nur  zwischen  10  und  16  Jahren 
zu  und  weiterhin  kann  die  Jugend  als  ,,mildemder  Umstand^  gelten. 
Appenzell  anerkennt  das  jugendliche  Alter  über  16  Jahre,  wenn 
„Strafinündigkeit^  vorhanden  ist,  als  Strafminderungsgrond.  Solo- 
thurn  lässt  zwischen  12  und  18  Jahren  statt  lebenslänglichem, 
Zuchthaus  bis  auf  höchstens  20  Jahre  zu,  in  gelindem  Fällen 
ist  das  Alter  Minderungsgrund  und  kann  statt  Zuchthaus  bios 
Einsperrung  verhängt  werden.  St.  Gallen  bestimmt,  dass  zwischen 
16  und  20  Jahren  bei  Verbrechen  correctionelle  Bestrafung  eintritt, 
wenn  die  That  mehr  die  Folge  jugendlichen  Leichtsinns  als  des 
bösen  Willens  ist  und  nicht  Rückfall  vorhegt. 

Zwischen  10  und  14,  10  und  16,  12  und  16,  12  und  18 
Jahren  soll  die  Frage  gestellt  werden^  ob  mit  Unterscheidung, 
mit  der  zur  Erkenntniss  der  Strafbarkeit  erforderlichen  Einsicht 
gehandelt  wurde.  Im  Verneinungsfall  soll  Straflosigkeit  eintreten. 
—  Es  ist  ganz  widersinnig  für  die  Stellung  der  entscheidenden 
Frage,  ob  die  Einsicht  vorhanden  war,  und  fiir  die  Strafe  eine 
Grenze  zu  setzen,  welche  jedes  Gesetzbuch  anders  feststellt,  so 
dass  thatsächlich  von  einer  bestimmten  Grenze  ausserhalb  des 
engen  Kreises  eines  Gesetzbuches  auf  wissenachi^tlichen  oder 
praktischen  Grundlagen  nicht  gesprochen  werden  kann. 

Zum  Schlüsse  fuhren  wir  das  Strafgesetzbuch  von  Schwrz 
an,  welches  auch  hier  von  allen  andern  sich  unterscheidet  und 
von  grosser  Einfachheit  ist.  §  31 :  Criminalstrafen  können  nicht 
verhängt  werden  gegen  Solche:  a)  deren  mangelhafte  Entwick- 
lung jede  reifere  Einsicht  ausschliesst  (Jugend).  §  32:  Wenn 
wegen  Jugend  oder  Seelenkrankheit  keine  Criminalstrafe  ver- 
hängt wird,  und  Leben  und  Eigen thum  der  Mitbürger  durch 
solche  Personen  gefährdet  ist,  so  steht  es  dem  Gerichte  finei, 
ihre  Angehörigen  zu  entsprechender  Versoi^ng  anzuhalten,  poli- 
zeiliche Aufsicht  zu  verhängen  oder  andere  zweckmässige  Ver- 
fugungen zu  treffen,  wodurch  sokshe  Personen  unschädlich  ge- 
macht werden. 
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Ausserdem  ist  die  Jugend  unter  den  Strafmilderungs-  und 
Minderungsgründen  erwähnt:  Der  Richter  ist  befugt,  von  An- 
wendung der  vom  Gesetz  angedrohten  Strafen  oder  vom  Straf- 
mass abzuweichen  in  folgenden  Fällen :  e)  bei  jugendlichen  Ver- 
brechern, wenn  die  gesetzUch  angedrohte  Strafe  als  ungeeignet 
erscheint  (§  20  e).  Die  Strafe  ist  zu  mindern,  bei  Mangel  an 
Einsicht,  bei  Jugend,  natüriicher  Schwäche  des  Verstandes,  vor- 
gerückter Altersschwäche.  Ausserdem  ist  in  §  33  in  hohem  Grade 
gestörte  oder  geminderte  Vernunftthätigkeit  allgemeiner  Straf- 
minderungsgrund  (§  46  a). 

Gemeinsam  ist  den  Gesetzbüchern :  Unter  einem  gewissen 
Jahre  des  Kindesalters  ist,  ausgenommen  den  Fall,  wo  die  Bos- 
heit das  Alter  erfüllt,  Verfolgung  oder  Strafe  auszuschliessen.  — 
Von  dieser  Altersgrenze  bis  zur  Volljährigkeit  ist  das  jugendliche 
Alter  Strafminderungsgrund  oder  Milderungsgrund,  wenn  die  Er- 
kenntniss  der  Strafbarkeit  vorhanden  ist. 

Machen  wir  den  Versuch,  dafür  unter  Voraussetzung  dessen, 
was  bereits  über  Strafart  und  Strafdrohung  entwickelt  wurde, 
unter  Ausschluss  des  casuistischen  Vielerlei  eine  gemeinsame 
Formel  zu  setzen,  so  würde  dieselbe  etwa  folgendermassen 
lauten : 

Wer  bei  Begehung  der  Handlung  das  12.  Altersjahr  nicht 
erreicht  hat,  kann  nicht  verfolgt  werden,  es  würde  denn  die  Bos- 
heit das  Alter  erfüllen. 

Hat  der  Angeschuldigte  das  12.,    aber  nicht  das  18.  Alters 
jähr  erreicht,  so  ist  er  freizusprechen,  wenn  er  die  zur  Erkennt- 
niss  der  Strafbarkeit  erforderliche  Einsicht  nicht  besass. 

Tritt  die  Verfolgung  nicht  oder  die  Freisprechung  ein,  so 
ist  die  Behörde  ermächtigt,  die  Ueberweisung  in  eine  Besserungs- 
anstalt zu  verfugen. 

Der  Richter  kann  im  Fall  der  Verurtheilung  nur  auf  Arbeits- 
haus oder  Gefängniss  erkennen. 

Damit  wäre  auf  einfachste  Weise  angemessene  Berücksichti- 
gung der  Jugend  nach  der  Seite  der  Milde  wie  des  Ernstes  ge- 
wahrt und  es  stünde  nach  der  Gestalt  des  Falles  frei,  eine  kurz- 
zeitige Einzelhaft  oder  in  schweren  Fällen  Arbeitshaus  bis  zu 
zehn  Jahren  oder  Unterbringung  in  eine  Besserungsanstalt  zu  ver- 
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fügen.  Unnötliig  ist,  besonders  anzuführen,  dass  Jngend  Straf- 
minderiingsgrund  sei. 

Wenn  wir  berücksichtigen,  dass  das  deutsche  Strafgesetz- 
buch in  den  schwersten  Fällen,  wo  das  Verbrechen  mit  dem  Tode 
oder  mit  lebenslänglichem  Zuchthaus  bedroht  ist,  den  Thäter  unter 
18  Jahren,  wenn  er  die  zur  Erkenntniss  der  Strafbarkeit  erforder- 
liche Einsicht  besass,  mit  Gefangniss  von  drei  bis  zu  15  Jahren 
bedroht,  so  dürfte  für  dieselben  Fälle  nach  den  Verhältnissen 
schweizerischer  Strafgesetzbücher  ein  Maximum  von  zehn  Jahren 
Arbeitshaus  entsprechen  und  genügen. 

5.  Die  Verjährung.  —  Die  Gesetzbücher  zeigen  aDe 
Stufen  der  Entwicklung  der  Lehre  und  eine  Mannigfaltigkeit  der 
Detailbestimmungen,  als  wären  sie  vom  Winde  aus  allen  Rich- 
tungen zusammengefegt  worden.  Das  Elend  der  doctrinellen 
Strafgesetzbücher  Deutschlands  macht  sich  in  vielfachen  Wieder- 
spiegelungen, meist  mit  einem  Schnörkel  bereichert,  in  betrüben- 
der Weise  geltend. 

Allerdings  ist  der  Gegenstand  dazu  angethan,  Verschieden- 
heiten der  Grundanschauung  bloszulegen.  Es  ist  leicht  erklärlich, 
wenn  die  Städtecantone  die  Verjährung  mit  verschiedenen  Fristen 
allen  Delicten  zu  Gute  kommen  lassen  und  wenn  die  Urcantone 
noch  festhalten  an  dem  Satz^  dass  Verbrechen  nicht  vegähfeff 
können.  Doch  zeigt  sich  diese  Verschiedenheit  compromisafähig, 
indem  durch  gegenseitige  Einwirkung  der  Gesetzbücher  auf  ein- 
ander ja  bereits  die  localen  Gegensätze  zum  Theil  verwischt 
worden  sind. 

Der  ältere  Standpunkt  ausfuhrlichster  Detailbestimmungen  ist 
am  ausgeprägtesten  in  den  noch  geltenden  St.  G.  B.  von  Thur- 
gau  und  Waadt  vertreten,  während  bereits  die  Gesetzbücher  von 
Aargau,  Obwalden,  Luzern,  Glarus  einfache  Formen  zeigen.  S«t 
dem  Jahre  1870  hat  die  Gesetzgebung  den  neuen  Boden  betreten 
und  ist  zum  Theil  weiter  gegangen  als  das  deutsche  Strafgesetz- 
buch; nur  Tessin  und  St.  Gallen  gefallen  sich  im  Gewände  der 
alten  Casuistik  und  verdienen  weiter  keine  Berücksichtigung. 

Wir  fassen  folgende  Hauptpunkte  in's  Auge:  Klag-  und 
Strafverjährung,  Fristen,  Unterbrechung  oder  Ausschluss  der  Ver- 
jährung, unverjährbare  Folgen, 

Gewiss   giebt   es   für  die  Unterscheidung  von  Klag-   und 
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Strafverjährung^  und  die  Ansetzung  verschiedener  Fristen 
gute  Gründe,  welche  so  gut  wie  irgend  andere  mit  Ernst  und 
Fleiss  und  Verdienst  ausgesponnen  werden  können  und  ent- 
sprechende Gestaltung  im  Strafgesetzbuch  zu  rechtfertigen  im 
Stande  sind.  Allein  die  Unterscheidung  ist  doch  mehr  eine  solche 
der  Schule  nnd  ist  im  Gesetz  nicht  unentbehrlich,  wie  die  Gesetz- 
gebung selbst  beweist.  Gemäss  den  durchgeführten  Grundsätzen 
müssen  wir  aber  finden,  dass  Ueberflüssiges  und  kunstreiche  Unter- 
scheidungen, mögen  sie  an  sich  noch  so  wohl  gebaut  sein,  im 
Gesetz  zu  vermeiden  sind  5  sie  sind  weder  einfach  noch  volks- 
thümlich,  während  der  Begriff  der  Verjährung  selbst  in  Bejahung 
und  Verneinung  kräftig  im  Volke  sich  ausspricht. 

Für  die  Existenz  der  unterschiedenen  Begriffe  ist  es  ferner 
von  wesentlicher  Bedeutung,  dass  mit  denselben  praktische  Folgen 
verbunden  seien,  denn  nur  insofern  sie  in  den  Folgen  ihre  Wirk- 
samkeit äussern,  bedeuten  sie  etwas. 

So  lange  an  die  verschiedenen  Begriffe  ver- 
schiedene Fristen  im  Gesetz  geknüpft  sind,  sind  jene 
wesentlich,  —  wenn  aber  für  beide  dieselben  Fristen  angesetzt 
werden,  so  fällt  damit  das  Fundament  zusammen,  denn 
eine  nebensächliche  und  fragwürdige  Sonderbestimmung  über  den 
Zeitpunkt  des  Beginns  der  Klagverjähnmg  und  der  Strafverjährung 
ist  nicht  mehr  im  Stande,   die  Begriffe  selbständig  zu  tragen. 

Es  ist  damit  allein  schon  der  Moment  eingetreten,  wo  sie 
blos  noch  ein  formelles  Dasein  bis  zur  endgültigen  Beseitigung 
führen. 

Die  neuen  Strafgesetzbücher  der  Cantone^  verhalten  sich 
folgendermassen.  Alle  mit  Ausnahme  von  Genf  nennen  die  Klag- 
verjährung und  die  Strafverjährung.  Verschiedene  Fristen  für 
die  eine  und  andere  setzen  an:  Freiburg,  Tessin,  St.  Gallen.  Die 
Mehrzahl  hat  den  Unterschied  in  den  Fristen  aufgehoben  und  für 
beide  die  gleiche  Frist  angesetzt:  Zürich,  Basel,  Solothum,  Zug; 
das  St.  G.  B.  von  Genf  spricht  nur  von  Strafverjährung.     Hier 


^  Zaerst  im  Code  des  delits  et  des  peines  von  1791,  dann  im  helvetischen 
peinlichen  Gesetzbuch,  hernach  im  Code  d'instrnctiou  criminelle  und  von  hier 
ist  sie  in  die  deutschen  Particularrechte  übergegangen  in  mannigfaltiger  Weise. 

^  Gantier,  Etudes  sur  les  l^gislations  pönales  de  1a  suisse  romande,  iu 
Stooss'  Zeitschr.  Bd.  I. 
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tritt  die  neae  Richtung  offen  zu  Tage  gegenüber  den  altem  Ge> 
»etzbüchem  und  dem  deutschen  St.  G.  B. 

Verjährung  der  Klage^  aber  nicht  der  Strafe;  bei  allen  oder 
bei  einzelnen  Delicten  kennen  Appenzell  und  Schwyz.  Das  erstere 
schUesst  Verjährung  allgemein  aus  nach  erkannter  Strafe  und  bei 
Verbrechen  auch  die  E^agverjährung ;  es  bestimmt  überdies :  Vw- 
jährung  tritt  nur  ein,  wenn  die  Untersuchung  noch  nicht  ange- 
hoben war  (Glarus).  —  Das  letztere  lässt  Verjährung  eintreten  bei 
Todtschlag;  Tödtung  im  Raufhandel  und  Eindsmord  in  20  Jahrra^ 
bei  Verbrechen  gegen  die  Religion,  gegen  den  Staat,  gegen  öffent- 
liche Beamte  und  Angestellte,  sowie  bei  Versuchsverbrechen  in 
drei  Jahren;  bei  den  übrigen  Verbrechen  in  zehn  Jahren.  (Die 
Fristen  gelten  für  Klag-  und  Strafverjährung.)  Die  Verjährung 
erkannter  Strafen  wird  vom  Ende  der  im  ürtheil  bestimmten 
Strafzeit  an  gerechnet  (eine  Bestimmung,  die  auch  andere  Cantone 
haben)  [Luzern].  Bei  Mord,  Vergiftung,  Brandstiftung  und  den 
der  Brandstiftung  gleichgestellten  Verbrechen  (§  102)  findet  keine 
Verjährung  statt  (weder  der  Klage  noch  der  Strafe).  Freiburg 
lässt  in  Fällen  angedrohter  Todesstrafe  nach  Ablauf  von  drei 
Jahren  Straf  Verjährung  insofern  eintreten,  als  nach  dieser 
Frist  Umwandlung  in  lebenslängliches  Zuchthaus  eintritt.  Klag- 
verjährung tritt  im  gleichen  Fall  nach  20  Jahren  ein.  Tessin 
schliesst  Verjährung  aus  bei  Zuchthaus  auf  Lebensdauer  oder 
über  den  zweiten  Grad.  Die  Fristen  für  die  eine  und  andere 
Verjährungsart  sind  verschieden  angesetzt  und  ebenso  differiren 
die  Cantone  unter  sich,  wo  nur  eine  Frist  für  beide  gilt.  Eine 
Verjährungsfrist  von  25  Jahren  bei  Verbrechen^  welche  mit  lebens- 
länglichem Zuchthaus  bedroht  sind,  ist  acceptirt  von  Freiburg^ 
Zürich,  Basel,  Zug,  Solothurn ;  andere  nennen  20  oder  30  Jahre. 
Das  Schema  von  Zürich,  15  Jahre  bei  Drohung  von  Zuchthaus, 
zehn  Jahre  von  Arbeitshaus,  fünf  Jahre  bei  allen  andern  Ver- 
gehen, hat  mit  den  Abweichungen,  welche  die  Ordnung  der  Straf- 
mittel in  den  Can tonen  nöthig  macht,  die  meiste  Anerkennung 
gefunden.  Zürich,  Basel,  Zug,  Solothurn.  Es  ist  die  Abstufung, 
welche  das  deutsche  St.  G.  B.  für  die  Klagverjährung  angenom- 
men hat  (§  67). 

Ueber  den  Beginn  der  Verjährungsfrist  sind  mannig- 
fache Bestimmungen  getroffen;  für  die  Klagverjährung:  „vom 
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Tage  des  begangenen  Verbrechens  ^^  Zürich^  Freiburg^  Tessin^ 
Zug;  Schwyz;  Solothum^  welches^  beifügt  „ohne  Rücksicht  auf 
den  Zeitpankt  des  Erfolgs^^  ebenso  St.  Gallen. 

Es  bestimmen  überdies  Freiburg;  TessiU;  Schwyz,  dass  die 
Verjährungsfrist  bei  Versuch  und  fortgesetzten  Verbrechen  vom 
Tage  der  letzten  Handlang  beginnt. 

Von  diesen  Nebenbestimmungen  enthalten  richtigerweise 
gar  nichts  Basel  und  Appenzell. 

Den  Beginn  der  Strafverjährung  setzen  die  Cantone 
an :  Zürich;  vom  Tage,  an  welchem  das  Urtheil  rechtskräftig  aus« 
gefällt  wurde  oder;  wenn  die  Vollziehung  bereits  begonnen  hat;, 
vom  Tage  der  Unterbrechung  an.  Ebenso  Freiburg;  Tessin  mit 
Vorbehalt,  Genf,  Schwyz,  Solothuni;  St  Gallen.  Basel  setzt  auch 
hier  keinen  besondem  Zeitpunkt  und  beschränkt  sich  auf  den 
SatZ;  dass  die  Verjährung  unterbrochen  wird  durch  jede  die 
Strafvollstreckung  betreffende  Handlung  der  zuständigen  Behörde» 
Ebenso  Zug. 

Unterbrechung  der  Verjährung.  Anerkannt  ist  der 
SatZ;  dass  die  Verjährung  unterbrochen  wird  durch  jede  gegen 
den  Thäter  gerichtete  Handlung  des  Richters;  doch  gehen  einige 
Gesetze  weiter;  indem  sie  auch  Handlungen  anderer  Behörden^ 
polizeiliche  Festnahme  unterbrechend;  wirken  lassen  (Genf;  Solo- 
thum).  Ausserdem  sind  mannigfache  Beschränkungen  der  Ver- 
jährung angeführt;  Unterbrechung  oder  Ausschluss,  welche  ein- 
treten bei  Begehung  eines  neuen  Verbrechens  oder  eines  Ver- 
brechens gleicher  Art  oder  Flucht.  Die  altem  Gesetzbücher  führen 
noch  an;  dass  der  Gewinn  nicht  behalten  werden  darf;  oder 
Schadenersatz  zu  leisten  sei.  Es  ist  aber  selbst  die  Begehung  eines 
neuen  Verbrechens  nicht  allgemein  als  Beschränkung  angeführt^ 
so  nach  den  Strafgesetzbüchern  von  Basel,  Zug;  Genf. 

Neben  den  Gründen  für  Unterbrechung  oder  Ausschluss  der 
Verjährung  wären  noch  manche  zu  nennen,  welcl>e  mit  demselben 
Recht  die  gesetzliche  Auszeichnung  beanspruchen  könnten;  wie 
z.  B.,  wenn  ein  Anderer  wegen  des  Verbrechens  yerurtheilt  wurde ^ 
gerade  dies  spricht  aber  für  die  gänzliche  Beseitigung  dieser 
Comphcationen,  wie  sie  von  einzelnen  Gesetzbüchern  angebahnt 
ist  Sehr  beachtenswerth  ist,  dass  die  Wohlthat  und  der  Grund- 
satz   der  Verjährung    selbst    bei    geringern    Delicten   völlig   auf- 
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gehoben  werden   kann  durch  stets  wiederholte   Schritte  der  Ver- 
folgung. 

Zürich  bestimmt,  dass  die  Wirkung  der  Verjäbrong  sich 
nicht  auf  die  Ehrenfolgen  erstreckt,  womit  es  unter  den  Genann- 
ten allein  steht.  Schon  Feuerbach  und  Mittermaier  haben  sich 
in  entgegengesetztem  Sinne  ausgesprochen.  Einige  Gesetse  er- 
wähnen besonders,  dass  die  Verjährung  sich  nicht  auf  den  CiFÜ- 
punkt  beziehe. 

3.  Es  ist  zu  constatiren,  dass  sich  von  den  altem  Gesetzen 
zu  den  neuen  eine  bedeutende  Vereinfachung  vollzogen 
hat  und  wenn  wir  dasjenige  blos  fiir  wesentlich  erklären,  was 
den  Gesetzen  gemeinsam  ist,  und  als  nebensächlich  ausscbliessen, 
was  das  eine  oder  andere  zufallig  hat  und  von  andern  als  un- 
wesentlich bei  Seite  gelassen  wird,  so  ergeben  sich  sehr  ^n&che 
Sätze,  wie  sie  denn  auch  wirklich  von  einzelnen  Gesetzbüchern 
acceptirt  sind. 

Als  musterhaft  kann  das  Strafgesetzbuch  von  Basel  (Zug) 
hingestellt  werden.  —  Es  bezeichnet  in  den  bekannten  vier  Stufen 
die  Fristen  der  Klagverjährung,  setzt  dieser  gleich  die  Verjährung 
der  Strafe  und  bestimmt  blos  noch  über  Unterbrechung  durch 
Handlungen  der  Untersuchung  und  Strafv^ollstreckung.  —  Sdbst 
dies  könnte  einfacher  gehalten  werden,  nachdem  Klag-  und  Straf- 
verjährung aufgehört  haben,  verschiedene  Fristen  zu  begründen. 
Die  einfache  Bezeichnung  Verjährung  des  Delicts  dürfte  beide 
Fälle  ununterschieden  decken. 

Vn.  Strafschärfungsgründe.  Concurrenz.  —  1. 
Wenn  Jemand  mehrere  Verbrechen  begangen  hat,  ist  das  Nächst- 
liegende und  Richtige,  jedem  Verbrechen  die  angemessene  Strafe 
auszumitteln  und  sie  alle  zu  verhängen,  wie  dies  sich  ereignet, 
wenn  die  mehreren  Verbrechen  auf  verachiedenen  Territorien  ver- 
übt wurden  und  jeweilig  nach  Verbüssung  des  einen  die  Aus- 
lieferung und  Bestrafung  für  das  andere  im  andern  Staate  erfolgt 

Auf  diese  Weise  kann  nun  aber  eine  Strafe  sich  ergeben, 
welche  die  schwerste  Strafe  einer  Delictsart  weitaus  übersteigt  und 
über  das  Maximum  des  zeitlichen  Zuchthauses  hinausgeht.  Es 
kann  sogar  die  muthmassliche  Lebensdauer  mit  50,  60  Jahren 
überschritten  werden  und  für  eine  Reihe  von  Diebstählen  ein  Straf- 
quantum  herauskommen,    wie   es   nur   auf  schwerste  Verbrechen 
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angesetzt  ist.  Dies  aber  widerspricht  jedem  Strafplan  und  es  ist 
daher  eine  Reduetion  dieser  Strafen  eingeführt  worden^  deren 
Mass  von  praktischen  oder  mehr  oder  weniger  zufälligen  Gesichts- 
punkten bestimmt  ist.  Die  neuern  Gesetzbücher  haben  die  Cu- 
mulation  der  Strafen  nicht  mehr  und  stellen  das  Absorptions- 
Princip  oder  die  Strafschärfung  auf.  Für  Beide  wird  die  Strafe 
des  schwersten  Verbrechens  zu  Grunde  gelegt;  bei  dem  erstem 
absorbirt  sie  alle  andern  Strafen,  bei  letzterm  kann  das  Maximum 
der  schwersten  Strafe  überschritten  werden  um  einen  Bruchtheil 
oder  um  das  Mehrfache.  Jedenfalls  absorbirt  die  lebenslängliche 
Freiheitsstrafe  alle  übrigen  und  f&r  Verbrechen,  welche  mit  zeitlicher 
Freiheitsstrafe  bedroht  sind,  darf  der  allgemeine  Höchstbetrag  dieser 
nicht  überschritten  werden.  Die  Anwendung  des  Absorptions- 
princips,  wie  es  das  französische  Recht  hat,  ist  nicht  zu  billigen. 

Als  Verbrechensconcurrenz  sind  verschiedene  Fälle  zusammen- 
gefasst  worden.  Die  ideale  Concurrenz  ist  dann  vorhanden,  wenn 
durch  dieselbe  Handlung  mehrere  Strafgesetze  verletzt  werden,  oder 
der  Thatbestand  verschiedener  Verbrechen  in  der  Handlung  liegt, 
z.  B.  Ehebruch  und  Blutschande,  oder  wenn  durch  eine  Handlung 
mehrere  Personen  oder  Gegenstände  verletzt  werden.  Das  fort- 
gesetzte Verbrechen  (unterschieden  vom  wiederholten)  findet  statt, 
wenn  eine  Reihe  von  Handlungen,  von  denen  jede  den  Begriff 
des  Delicts  einfüllt,  an  demselben  Gegenstande  nach  innerm  Zu- 
sammenhang begangen  werden.  Reale  Concurrenz  liegt  dann'  vor, 
wenn  verschiedene  Handlungen  derselben  Person  verschiedene  Ver- 
brechen darstellen. 

2.  Die  St.  G.  B.  der  Cantone  zeigen  in  Begriff  und  Strafe 
alle  Behandlungsweisen.  Zürich:  Hat  Jemand  in  einer  und  der- 
selben Handlung  oder  in  verschiedenen  Handlungen  mehrere  Ver- 
brechen verübt,  so  soll  die  Strafe  des  schwersten  dieser^  Verbrechen 
angewendet,  die  übrigen  aber  als  Schärfungsgründe  berücksichtigt 
werden,  wobei  der  Richter  das  Maximum  der  gesetzlichen  Strafe 
um  die  Hälfte  überschreiten  oder  zu  einer  schwereren  Straf- 
art übergehen  kann.  Ideale,  reale  Concurrenz  und  fortgesetztes 
Verbrechen  sind  zusammengefasst.  Die  gesetzliche  Härte,  die 
ideale  Concurrenz  der  realen  gleichzustellen,  wird  von  der  Praxis 
umgangen  (vgl.  Commentar  von  Zürcher  zu  §  64)  und  das  fort- 
gesetzte Verbrechen  als  einheitliches  behandelt.  —  Basel:  Wenn 
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«ine  Handlung  die  Merkmale  mehrerer  Verbredien  in   sich  Ter- 
einigt;   »o   kommt  die  Strafe  des  schwersten  derselben  zur 
Anwendung  (keine  Strafschärfung).    Wenn  Jemand  mehrere  Ver- 
brechen begangen  hat,  so  ist  auf  eine  Gesammtstrafe  zu  erkefmen, 
welche  in  einer  Erhöhung  der  auf  das  schwerste  dieser  Verbrechen 
festgesetzten  Strafe   besteht    und    bis   auf  das   Doppelte   des 
höchsten  Masses   steigen   kann.  —  Freiburg  bestimmt  üb« 
die  ideelle  Concurrenz  gleich  Basel;  über  die  reale,  dass  je  nach 
Umständen    die  Strafe    um    Ya   des   Maximums   der   schwersten 
überschritten  werden  kann.     Art.  72  hebt  ausdrücklich  das  fort- 
gesetzte Verbrechen  hervor,   dessen  Strafe  in   der  Erhöhung  der 
ordentlichen    um    Ye    besteht.     T essin    lässt   bei    idealer    Con- 
currenz   wie   Basel   die   Strafe   des   schwersten  Verbrechens   ein- 
treten  ohne  Schärfung.     Bei   realer  Concurrenz  von  Verbrechen 
oder  Verbrechen   und   Vergehen   treten  seine   abgestuften   Grade 
der  Strafe   als  Schärfung  ein;   bei  Verbrechen,   welche   mit  zeit- 
licher Reclusion  bedroht  sind,  wird  die  Strafe  des  schwersten  um 
2 — 4  Jahre  erhöht.  —  Solothurn  folgt  in   der  Begriffsbestim- 
mung dem  deutschen  St.  G.  B.,  setzt  jedoch  die  Strafe  anders  an, 
indem  für   die  reale   Concurrenz   clas  Maximum   des   schwersten 
Verbrechens  bis  auf  das  Doppelte  übersetzt  werden  darf.  — 
Genf  folgt  dem  französischen  Recht,   bei   mehreren  Verbrechen 
oder  Vergehen   wird   die   schwerste   Strafe   allein  ausgesprochen. 
Bei    Uebertretungen    findet    Cumulation    statt.    —   Appenzell: 
Zusammenfluss    von   Verbrechen    wird   als   Schärfungsgrund    be- 
trachtet,  wobei   der  Richter   die  Strafe   des  schwersten   über  das 
Maximum   erhöhen   darf,    „wenn   der  Beschuldigte   in  einer   und 
derselben  Handlung  mehrere  Strafbeslinmiungen  zugleich  —  oder 
eine  und  dieselbe  Strafbestimmung  in  verschiedenen  Handlungen 
übertreten  hat".  —  Zug:   Hat  Jenfiand   in   einer  und   derselben 
Handlung  oder  in  verschiedenen  Handlungen  mehrere  Verbrechen 
verübt,  so  soll  die  Strafe  des  schwersten  angewendet  und  die  übrigen 
als  Schärfungsgründe  (Mehrungsgründe)  berücksichtigt 
werden.  Schwyz  nennt  die  materielle  Concurrenz  und  die  ideale 
und  gestattet  das  Maximum  des  schwersten  Verbrechens  um  die 
Hälfte    zu  überschreiten.    Dasselbe   ist  statthaft;  bei   dem   fort- 
gesetzten Verbrechen.  —  St.  Gallen  bestimmt  über  das  wieder- 
holte Verbrechen,    dass  es  wie  das  fortgesetzte  innerhalb  Mi- 
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nimum  und  Maximum  bestraft  werde.  Materielle  und  ideale 
Ooncurrenz  werden  mit  der  Strafe  des  schwersten  Verbrechei» 
belegt  und  innert  der  gesetzlicben  Schranken  angemessen  verschärft;. 

3.  Ein  Theil  der  Gesetebücher  enth|llt  ferner  Bestimmungen 
über  die  Bestrafung  in  Fällen^  wo  der  Verurtheilte  vor  Abbüssung 
<ler  Strafe  wegen  neuer  oder  eines  früher  begangenen  Verbrechens 
verurtheilt  werden  muss.  Es  soll  auch  in  diesen  Fällen  nach  dem 
Grundsatz  über  Bestrafung  der  Concurrenz  verfahren  werden. 
2ärich  §  69.  Verübt  der  Bestrafte  ein  neues  Verbrechen,  ehe  er 
die  Strafe  für  ein  früheres  ganz  oder  zum  Theil  erstanden  hat, 
so  wird  bei  der  Verbindung  der  frühern  Strafe  mit  der  später 
verwirkten  nach  den  §§  64,  65  verfahren.  Der  Comnientar  Zürcher 
zu  §  69  bemerkt  hiezu :  Durch  diese  Bestimmung  wird  dem  An- 
geklagten die  Wohlthat  des  §  64  in  allen  Fällen  zugesichert,  in 
welchen  aus  irgend  welchen  Gründen  die  Behandlung  aller  Ver- 
gehen in  einem  Urtheil  nicht  stattfinden  konnte.  Er  bezieht  sich 
daher  nicht  blos  auf  den  Fall,  in  welchem  das  neue  Verbrechen 
nach  dem  Antritt  der  Strafe,  aber  vor  Abbüssung  derselben,  son- 
dern auch  auf  den,  in  welchem  das  Verbrechen  schon  vor  der 
Urtheilsfallung  über  ein  anderes  Vergehen  begangen  wurde. 

Basel  sagt  in  §  46  in  Uebereinstimmung  mit  §  79  des  deut- 
schen St.  G.  B.:  Wenn  ein  Verurtheilter,  bevor  die  erkannte 
Strafe  verbüsst,  verjährt  oder  erlassen  ist,  wegen  eines  andern 
vor  der  Verurtheilung  begangenen  Verbrechens  zu  bestrafen  ist, 
80  soll  auf  eine  Gesammtstrafe  nach  Art.  45  erkannt  werden. 
Ebenso  Freiburg.  T  es  sin  hat  die  originelle  Bestimmung,  dass, 
wenn  der  Verurtheilte  während  Verbüssung  einer  Strafe  eine 
weitere  Verurtheilung  erleidet  wegen  eines  während  der  Strafzeit 
oder  vorher  begangenen  Verbrechens,  dessen  Strafe,  wenn  sie 
milder  nach  Erstehung  der  erstem,  und  umgekehrt,  wenn 
sie  schwerer,  sofort  zu  verbüssen  ist,  während  die  mildere  nachher 
hinzutritt  (§  65).  Genf  §  27  bestimmt,  dass  wenn  der  Verurtheilte 
wälirend  seiner  Verbüssung  ein  Verbrechen  begeht,  er  zum  Maxi- 
mum dieses  Verbrechens  oder  Vergehens  zu  verurtlieilen  ist.  Die 
Strafe  beginnt  mit  dem  Tag  der  erstandenen  ersten  Strafe.  Die 
meisten  Gesetze  haben  eine  bezügliche  Bestimmung  nicht,  so 
Solothurn,  Appenzell,  Zug,  Schwyz,  St.  Gallen,  wozu  noch  das 
Bundesstrafrecht  kommt. 
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Einige  Gesetzbücher  fuhren  zudem  den  ganz  überflüssigen 
Strafzumessungsgi'und  besonders  an,  dass  die  Strafe  um  so  schärfer 
sei,  je  zahlreicher  die  verbrecherischen  Handlungen  und  je  kürzer 
die  Zwischenräume  zwischen  deren  Begehung. 

Sowohl  diese  wie  jene  Bestimmungen  sind  überflüssig.  Grand 
der  Anerkennung  besonderer  Strafe  bei  Concurrenz  ist,  dass  fiir 
alle  von  derselben  Person  verübten  Verbrechen,  soweit  dieselben 
nicht  verbüsst  sind,  die  Cumulation  nicht  eintreten  soll,  sondern 
eine  gesetzlich  normirte,  reducirte  Strafe  für  alle.  Darauf  kann 
es  nicht  ankommen,  ob  schon  ein  Urtheil  gelallt  wurde,  denn  so 
lange  das  Verbrechen  nicht  verbüsst  ist,  besteht  es  als  zu  be- 
strafendes und  dessen  Strafe  ist  so  lange  nicht  selbständig,  als 
vor  der  vollständigen  Abbüssung  neue  strafbare  Handlungen  ent- 
weder begangen  oder  als  früher  begangene  entdeckt  werden.  Und 
wo  dieser  Fall  sich  ereignet,  da  müssen  alle  Verbrechen  zusammen- 
gefasst  werden.  Es  ist  nicht  abzusehen,  weshalb  früher  begangene 
und  während  der  Strafzeit  entdeckte  Verbrechen  mit  dem  Ver- 
brechen in  Abbüssung  als  Concurrenzfall  betrachtet,  dagegen  die 
Concurrenz  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn  vor  verbüsster  Straf- 
zeit ein  neues  Verbrechen  sich  ereignet.  Wird  dieser  einfache 
Begriff  der  Concurrenz  festgehalten,  so  ist  jede  weitere  Sonder- 
bestimmung als  selbstverständlich  überflüssig,  oder  es  genügt  im 
Anschluss  an  den  Concurrenzartikel  ein  kurzer  Satz  über  die 
Anwendung  auf  solche  Fälle. 

Was  den  Begi'iff  der  Concurrenz  betriflFt,  so  besteht  darüber 
kein  Zweifel,  dass  die  ideelle  Concurrenz  ausgeschlossen  werden 
muss  und  dass  das  fortgesetzte  Verbrechen  als  Ergebniss  einer 
verfallenen  Theorie  keiner  Berücksichtigung  bedarf.  Das  fort- 
gesetzte Verbrechen  und  die  Fälle  der  ideellen  Concurrenz  bilden 
ein  Verbrechen,  welches  nur  bis  zum  Maximum  bestraft  werden 
soll  und  diejenigen  Gesetzbücher,  welche  darüber  hinausgehen, 
enthalten  eine  unbegründete  Härte,  wenigstens  theoretisch,  wenn 
auch  der  Richter  nicht  gezwungen  ist,  das  Maximum  zu  über- 
schreiten. 

Keines  der  schweizerischen  Gesetzbücher,  Tessin  ausgenom- 
men, und  zwar  nur  bei  materieller  Concurrenz,  zwingt  den 
Richter,  über  das  Maximum  hinauszugehen,  und  schon  aus  diesem 
Gininde  ist  eine  Unterscheidung  nicht  nöthig.    Sehr  zu  beachten 
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ist,  dass  mehrere  Gesetzbücher  nur  die  Strafmehrung  innerhalb 
Minimum  und  Maximum  der  Strafe  des  schwersten  .Verbrechens 
kennen,  was  bei  den  weitern  Strafrahmen  der  modernen  Gesetz- 
bücher und  der  begrenzten  zeitlichen  höchsten  Freiheitsstrafe  die 
sich  etwa  hiegegen  erhebenden  Einwendungen  abschwächt.  In  Be- 
ziehung auf  die  Strafe  ist  die  einfache  und  am  nleisten  verwendete 
Drohung,  dass  das  Maximum  um  die  Hälfte  überschritten  werden 
kann,  einer  complicirten  Gesammtstrafe  vorzuziehen;  es  könnte 
vielleicht  eine  einfache  Bestimmung  etwa  folgenden  Inhalts  ge- 
ntigen :  Wenn  Jemand  mehrere  Verbrechen  begangen  hat,  so  kann 
das  Maximum  der  schwersten  Strafe  um  die  Hälfte  überschritten 
werden.  Dieser  Grundsatz  findet  auch  Anwendung  auf  Verbrechen, 
welche  während  der  Verbüssung  der  Strafe  hinzukommen. 

2.  Rückfall.  Auch  dieser  Begriff  zeigt  sich  in  den  Schweiz. 
Gesetzbüchern  in  seiner  ganzen  wissenschaftlichen  und  gesetz- 
geberischen Entwicklung  bis  zur  schliesslichen  Auflösung.  Nach- 
dem ursprünglich  die  Begehung  eines  gleichen  Verbrechens  nach 
einer  bereits  erlittenen  Bestrafung  nur  bei  einzelnen  Verbrechen 
höher  bestraft  worden  war,  bildete  das  gemeine  Recht  den  allge- 
meinen Begriff  des  Rückfalls  als  Straferhöhungsgrundes  aus  in  den 
verschiedensten  Constructionen. 

Der  Begriff  kann  enthalten :  Erstens,  dass  bereits  ein  Ver- 
brechen irgend  welcher  Art  begangen  und  abgeurtheilt  wurde, 
oder  dass  ein  gleiches  oder  ein  solches  gleicher  Art  in 
engerm  oder  weiterm  Umfang,  aus  gleicher  verbrecherischer  Nei- 
gung entsprangen,  vorliege-,  zweitens,  dass  wegen  dem  ersten 
Verbrechen  eine  V  e  r  u  r  t  h  e  i  1  u  n  g  stattgefunden  habe,  oder  dass 
die  Strafe  bereits  ganz  oder  zum  Theil  verbüsst  worden  sei; 
letzteres  war  verlangt,  weil  der  Grund  der  Strafschärfung  in  der 
Unwirksamkeit  der  bessernden  Strafe  gesehen  wurde.  Drittens, 
dass  das  zweite  Verbrechen  dem  ersten  innerhalb  einer  gewissen 
Frist  folge  und  nicht  die  besondere  Rückfallsverjährung,  durch 
welche  der  Zusammenhang  zwischen  beiden  Begehungen  zeri'issen 
würde,  eingetreten  sei. 

Die  Strafe  besteht  in  einer  Erhöhung  der  Strafe  des  zweiten 
Verbrechens.  Diese  kann  nun  darin  bestehen,  dass  innerhalb  des 
Strafrahmens  eine  Mehrung  stattfindet,  oder  dass  das  Maximum 
in  einem  gewissen  Masse  überschritten  wird.  Die  Ueberschreitung 
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kann  geboten  oder  gestattet  sein.  Ist  sie  geboten,  so  zeigt  dies 
nicht  blos  eine  strengere  Auffassung,  sondern  auch  die  strenge 
Festhaltung  des  Begriffs,  denn  die  Behandlung  des  Rück&lls  als 
Strafzumessungsgrundes   führt   nothwendig   zu  dessen   Auflösung. 

Zürich  bestimmt:  Wer,  nachdem  er  wegen  eines  Ver- 
brechens rechtskräftig  verurt heilt  worden  ist,  sich  wieder  eines 
Verbrechens  der  gleichen  Art  schuldig  macht,  ist  rückfällig. 
Die  Strafe  kann  um  die  Hälfte  über  das  gesetzliche  Maximum 
erhöht  werden.  Strafverjährung:  zehn  Jahre  bei  Zuchthaus,  fünf 
Jahre  bei  Gefangniss.  —  Freiburg  setzt  voraus,  rechtskräftiges 
Urtheil,  Verbrechen  gleicher  Art  {aufgezählt  in  §  74  zwölf  Grup- 
pen). Strafe:  beim  ersten  Rückfall  „wird"  das  Maximum  um  \u 
beim  zweiten  Rückfall  um  die  Hälfte,  beim  dritten  Rückfall  uni 
das  Dreifache  erhöht.  Verjährung  nach  zehn  Jahren.  —  T  e  s  s  i  n : 
rechtskräftiges  Urtheil,  Verbrechen  gleicher  Art  (gleicher  Art  ist, 
was  das  St.  G.  B.  unter  demselben  Titel  zusammenfasst),  Steige- 
rung der  Strafe  nach  Graden.  Verjährung  nach  zehn  Jahren,  — 
Solothurn  bedroht  in  Nachahmung  des  deutschen  St.  G.  B.  den 
Rückfall  mit  schärfern  Strafen  nur  bei  einzelnen  Verbrechen,  so 
bei  Betrug  §  157,  Diebstahl  144.  145,  Raub  139.  Verjähnmji: 
nach  fünf  Jahren.  —  Genf  verlangt,  dass  das  neue  Verbrechen 
innerhalb  zehn  Jahren,  nach  erstandener  Strafe,  begangen 
werde.  Gleiche  Art  ist  nicht  erforderlich.  Bei  Verbrechen  wird 
das  Maximum  um  zehn  Jahre  überschritten.  Auf  politische  Ver- 
brechen findet  die  Bestimmung  keine  Anwendung.  —  St.  Gallen 
und  Entwurf  von  Schaffhausen  bestimmen  dem  Inhalte  nach 
wie  Zürich.  Schaffhausen  entwickelt  aber  eine  ausserordentliche 
Breite  der  Ausführung.  St.  Gallen  braucht  blos  einen  Paragraphen, 
er  verlangt  in  Abweichung  von  Zürich,  dass  die  erste  Strafe  auch 
verbüsst  sei.  —  Schwyz  nach  zweimaliger  Bestrafung  Er- 
höhung der  Strafe  um  die  Hälfte  zulässig. 

Der  Rückfall  wird  innerhalb  des  gewöhnlichen  Strafrahmens 
als  Strafmehrungsgrund  in  Betracht  gezogen  in  den  Cantonen 
Appenzell,  Zug  und  Basel  (Bundesstrafrecht).  Basel  hat  den  Be- 
griff vollständig  im  Strafgesetzbuch  fallen  lassen,  obgleich  sein 
bisheriges  Criminalgesetz  ihn  kannte.  Der  Bericht  sagt,  dass  die 
ausnahmsweise  Behandlung  des  Rückfalls  gegenüber  den  andern, 
innerhalb    des    gesetzlichen    Strafrahmens    zu    beachtenden    Straf- 
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erhöhungsgründen  sich  kaum  rechtfertigen  lasse  und 
dass  die  Praxis  nur  sehr  selten  von  der  Befugniss,  über 
das  Maximum  hinauszugehen,  Gebrauch  gemacht  habe.  Die 
Maxima  des  Entwurfs  genügten.  Bei  Diebstahl  ist  der  Rückfall 
Strafschärfungsgrund,  jedoch  nur  bei  einfachem,  nicht  auch  bei 
schwerem  (wie  im  deutschen  St.  G.  B.).  Zuchthaus  bis  vier  Jahre 
(Deutschland  bis  zehn  Jahre).  Bei  Raub  ist  Rückfall  nicht  er- 
wähnt (dagegen  im  deutschen  St.  G.  B.) 

Es  kann  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,  welche  Stellung 
dem  Rückfall  in  einem  Schweiz.  St.  G.  B.  anzuweisen  ist.  So- 
wohl  aus  theoretischen,  wie  aus  praktischen  Gründen  kann  nur 
von  Strafe  innerhalb  des  Strafrahmens  die  Rede  sein  und  selbst 
der  Hinweis  auf  Gevvohnheitsverbrechen  kann  diesen  Standpunkt 
nicht  ändern,  sondern  giebt  blos  zu  der  Forderung  Anlass,  diese 
Categorie  aus  andern  Gesichtspunkten  principiell  zu 
behandeln,  wie  bereits  Gesetzgebung  und  Wissenschaft  diese  Rieh- 
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tung  eingeschlagen  haben. 

Das  deutsche  St.  G.  B.  hat  den  Rückfall  nicht  mehr  als  all- 
gemeinen Strafschärfungsgrund  behandelt  und  in  einer  Reihe  von 
Schweiz.  Gesetzen  figurirt  er  blos  als  Strafraehrungsgrund.  Da 
nun  manche  Gesetzbücher  von  der  Aufzählung  der  Strafmehrungs- 
und -Minderungsgründe  absehen,  so  würde  die  Frage  nach  der 
Stellung  des  Rückfalls  im  Gesetzbuch  in  der  andern  aufgehen: 
ob  dem  Richter  eine  solche  Anleitung  ftlr  die  Strafzumessung 
an  die  Hand  zu  geben  sei;  bejahenden  Falls  könnte  neben 
der  Vorbestrafung  auch  der  Rückfall  genannt  werden,  verneinen- 
den Falls  wurde  der  Rückfallsbegriff  ganz  verschwinden  oder 
blos  noch  beim  einzelnen  Delict  genannt  werden. 

Sobald  aber  der  Rückfall  blos  ein  Strafzumessungsgrund  ist 
neben  andern,  fällt  seine  Berechtigung  als  selbständiger  Begriff 
mit  doctrinell  entwickeltem  Thatbestand  dahin,  denn  der  Richter 
wird  in  dem  Erschwerungsgrunde  der  Vorbestrafung  die  ver- 
brecherische Neigung,  welche  in  der  Begehung  gleicher  oder  ähn- 
licher Verbrechen  sich  kundgiebt,  als  die  schwerere  Art  würdigen. 

Wenn,  wie  in  Basel,  Strafmehrungsgrüudc  im  Gesetz  nicht 
aufgenommen  werden,  so  muss  der  Rückfall  ganz  aus  dem 
Gesetze  verschwinden.  Damit  verschwindet  zugleich  ein 
Stück  Doctrin  und  zahlreiche  Streitfragen.    Wäre  dieses  Resultat 
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nicht  bereits  gesetzlich  begründet,  so  möchte  es  im  Hinblick  auf 
das  Gewohnheitsverbrecherthura,  als  gewagt  erscheinen, 
so  aber  fällt  es  als  reife  Frucht  der  Entwicklung.  —  Wenn  wir 
es  als  solche  nehmen,  so  gewinnen  wir  sofort  einen  neuen 
Boden  für  die  grosse  Frage  der  Behandlung  der  Gewohnlieits- 
verbrecher!  — 

Die  Entwicklung  und  Auflösung  des  Rückfalls  in  der  Gesetz- 
gebung sagt  nicht,  dass  der  Gefahr  des  Gewohnheits- 
verbrecherthums  mit  Ernst  nicht  entgegenzutreten  sei,  sie 
sagt  blos :  auf  dem  Gebiete  und  im  System  des  Strafrechts  hat  er 
keinen  Platz  mehr.  Es  handelt  sich  nicht  mehr  um  Fragen  der 
Vergeltung  des  Uebcls  um  des  Uebels  willen,  nicht  mehr  um  gc- 
^')  I  rechte  Vergeltung  nach  gerechter  Abmessung  der  Schuld  — ,  es 
handelt  sich  hier  nur  noch  um  ausserhalb  des  Strafrechts  liegende 
Massnahmen,  welche  ausschliessHch  von  socialen  und  criminal- 
politischen  Nützlichkeitsgründen  bestimmt  werden. 

Nach  den  die  Strafgerechtigkeit  beherrschenden  Grundsätzen 
ist  Jeder  für  seine  That  nach  Massgabe  der  für  dieselbe  an- 
gesetzten  Drohung  zu  bestrafen.  Begeht  er  die  That  nach  der 
Bestrafung  wieder,  so  trifft  ihn  eben  wieder  dieselbe  Strafe, 
vielleicht  näher  dem  Maximum  der  Drohung,  und  so  weiter.  Der 
Staat  und  der  Thäter  tauschen  ihre  Werthe  aus.  Für  jede  That 
erhält  er  ihre  Strafe.  Nichts  rechtfertigt  es,  ausser  dem  normalen 
und  allgemein  gültigen  Masse,  ihn  ausserordentlich  zu  stnifen,  er 
bezahlt  für  jede  That  den  Werth,  der  für  jeden  Andern  gilt,  und 
das  ist  genug,  denn  wenn  wir  in's  Auge  fassen,  dass  er  fiir  vier 
]\Ial  wiederholten  Diebstahl  ausser  der  ersten  Strafe  drei  Mal  da» 
Maximum  der  Diebstahlsstrafe  abzusitzen  hat,  so  erduldet  er  da- 
mit allein  schon  eine  Strafe,,  welche  die  höchstmögliche  Strafdauer 
des  schwersten  Diebstahls  übersteigen  kann.  Aber  nicht  nur  dies! 
Wenn  er  dieselben  Diebstäiile,  die  er  einen  nach  dem  andern  ab- 
gebüsst  hat,  in  einem  oder  in  mehreren  Jahren  beginge,  mit  sol- 
chem Raffinement  und  gefährlicher  Kühnheit,  dass  er  sich  der 
Entdeckung  und  Strrtfe  bis  zum  letzten  entzöge,  so  käme  ihm 
die  Wohlthat  der  Bestimmungen  über  Concunxmz  zu  gut  und  er 
würde  viel  milder  betraft,  obgleich  er  schlechter  und  gefalirlicher 
war. 

Ist  der  Rückfall   aus   strafrechtlichen  Gründen   nicht   zu  be- 
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herrschen,  so  hindert  nichts  den  Staat,  für  das  Gewohnliöitsver- 
brecherthum  ein  eigenes  Gesetz  zu  schaffen,  wo  nur  seine  Will- 
kür und  seine  Ansichten  von  Gefahr  und  Nutzen  alle  Massregeln 
bestimmen.  Er  mag  sie  unschädlich  machen,  wie  er  kaiiti  und 
es  vor  der  Öfifentlichen  Meinung  verantworten  mag :  Deportation, 
lebenslängliche  Detention  in  Arbeitsanstalten,  Ackerbaucolonien 
oder  wie  die  Mittel  alle  heissen  ;  er  mag  für  Arbeit  und  des 
Lebens  Nothdurft  dieser  Leute  patriarchalisch  sorgen. 

VIIL  a)  Der  Versuch.  —  Die  Construction.  — 
1.  Das  französische  Recht  bestimmt  ihn  als  Handlung,  die  einen 
Anfang  der  Ausführung  bildet,  da^j  deutsche  St.  G.  B.  als  Kund- 
gebung des  Entschlusses  zur  Begehung  der  That  durch  Hand- 
lungen, welche  einen  Anfang  der  Ausführung  enthalten.  Nach 
beiden  Rechten  sind  Vorbereitungshandlungen  ausgeschlossen,  es 
ist  aber  in  der  deutschen  Formel  das  Moment  des  Willens  stärker 
betont,  während  in  der  französischen  die  Handlung  mehr  hervor- 
tritt. Die  Lehre  vom  Versuch  gehört,  trotzdem  die  neuere  Ge- 
setzgebung und  Doctrin  übereinstimmend  Anfang  der  Ausführung 
verlangen,  zu  den  bestrittensten  in  Bezug  auf  die  Grenze  zwischen 
Vorbereitung  und  Anfimg  der  Ausführung,  Versuch  mit  untaug- 
lichem Mittel  und  Object,  Würdigung  des  Willens  oder  der  Hand- 
lung und  des  Erfolges. 

Man  kann  sagen,  dass  eine  Verletzung  erst  eintritt  mit  dem 
Erfolg  und  dass  ausser  dem  Gebiete  der  strafbaren  Handlung 
liege,  was  eine  Verletzung  nicht  zur  Folge  habe.  Es  handle  sich 
in  diesen  erfolglosen  Bestrebungen  blos  um  unmoralische,  der 
Rechtsstrafe  nicht  unterworfene  Dinge,  und  wolle  man  diese  be- 
strafen, so  sei  es  nur  consequent,  alle  Handlungen,  welche  jene 
auf  ein  Verbrechen  gerichtete  Absicht  kundgeben,  also  auch  Vor- 
bereitungshandlungen und  Versuche  jeder  Art  zu  bestrafen. 

Die  Richtigkeit  der  Folgerung  zugegeben,  ist  aber  festzu- 
stellen, dass  in  der  verbrecherischen  Tliätigkeit,  auch  wenn  der 
Erfolg,  die  Verletzung,  nicht  eintritt,  eine  strafwürdige  That  liegen 
kann,  dass  es  sich  begrifflich  rechtfertigt,  innerhalb  bestimmter 
Grenzen  den  Ausführungsact  als  verbrecherische  Handlung  zu 
bestrafen,  abgesehen  von  dem  verschieden  angesetzten  Perfections- 
punkt,  dass  die  Strafe  jener  Handlungen  auf  einem  positiven  Gc- 
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setz  rübt  und  dass  stets  gewisse  Handlungen  derart  als  Verbrechen, 
sei  es  selbständig  oder  des  Versuchs,  bestraft  wurden. 

2.  Es  ist  möglich,  rein  die  erfolgte  Verletzung  in's  Äuge 
fassend,  ohne  Zuhülfenahme  der  Versuchsconstruction,  den  Versuch 
der  Tödtung,  wenn  blos  Verletzung  des  Körpers  sich  ergab,  als 
Körperverletzung  nach  dem  wirklichen  Erfolg  zu  bestrafen  und 
die  Absicht  der  Tödtung  als  Erschwerungsgrund,  der  die  höchste 
Strafe  der  Körperverletzung  nach  besondern  Bestimmungen  reclit- 
fertigt,  zu  berücksichtigen.  Es  kann,  wo  eine  Verletzung  aus 
ernstem  Angriff  nicht  erfolgte,  der  Angriff  selbst  als  solcher 
unter  Strafe  gestellt  und  in  dem  Masse  höher  strafbar  erklärt 
werden,  als  gefährliche  Absicht,  Mittel  und  Ausführung  dies  recht- 
fertigen. Es  kann  wie  im  alten  Recht  das  Auflauei*n,  der  An- 
fall als  selbständiges  Delict  bedroht  sein  oder  es  können  bestimmte 
ernstliche  Handlungen  derart  als  gefährliche  Drohung  aufgetasst 
werden,  ähnlich  wie  dies  im  Strafgesetzbuch  von  Appenzell  all- 
gemein geschieht.  Als  körperliche  Gewaltthat  können  Nothzucht- 
versuche  bestraft  werden  und  andere  Versuche  von  Verbrechen, 
in  welchen  Gewalt  an  der  Person  zum  Thatbestand  gehört,  inso- 
fern der  zur  Vollendung  erforderliche  Erfolg  nicht  eintrat.  Für 
manche  Diebstahlsversuche  kann  die  alte  Verletzung  der  Werc 
mit  Strafe  belegt  werden  oder  das  Erbrechen  an  sich,  wie  dies 
noch  neuere  Gesetzbücher  haben. 

In  diesen  Unternehmungen,  welche  mit  Strafe  bedroht  wer- 
den, sind  einzelne  bestimmte  Handlungen  bedroht,  wobei  die  Ab- 
sicht gerade  so  entscheidend  für  das  Strafmass  in  Betracht  fallen 
kann,  wie  bei  der  Versuchsconstruction.  Die  Absicht  muss  in 
den  besonderu  Verumständungen  der  concreten  Handlung  er- 
scheinen und  der  Richter  hat  sie  in  der  einen  wie  in  der  andern 
Construction  auf  gleiche  Weise  zu  erheben  und  im  Strafmass  zu 
berücksichtigen.  Im  Falle  der  Einzelbestimmung  ist  es  aber  nicht 
möglich,  andere  Handlungen  als  die  bezeichneten,  oder  beliebige 
Vorbereitungshandlungen  oder  Acte,  welche  blos  einen  verbreche- 
rischen Willen  objectiviren,  zu  bestrafen,  es  muss  die  bestimmte 
Handlung  der  Verletzung  vorliegen. 

Gewiss  ist  die  Bestimmtheit  und  der  Ausschluss  einer  ein- 
seitigen^ und  ausdehnenden  Bestrafung  entfernter  Versuchshand- 
lungen   ein  Vorzug.     Allein    diese  Einzelbestimmungen  entbehren 
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•der  umfassenden  und  principiellen  Tragweite,  welche  der  Con- 
struetion  des  Versuchs  zukommt,  selbst  wenn  zugegeben  wird, 
•dass  das  innere  Moment,  die  specielle  verbrecherische  Willens- 
richtung  dort  ebenfalls  angemessene  Berücksichtigung  finden  kann. 
Vorausgesetzt,  dass  die  Strafwürdigkeit  gewisser  Handlungen, 
welche  den  beabsichtigten  Erfolg  nicht  herbeiführten,  feststeht,  ist 
die  Wahl  nicht  zweifelhaft,  ob  diese  Handlungen  als  einzelne 
bedroht  werden  sollen  oder  ob  dafür  die  allgemeine  Formel  des 
Versuchs  aufgestellt  werde.  Es  kommt  nur  darauf  an,  den  letztem 
in  der  Weise  zu  fassen,  dass  die  Mängel  in  der  Anwendung  be- 
seitigt und  die  theoretische  Grundlage  gesichert  sei. 

Hiefür  sind  vor  Allem  zwei  Forderungen  aufzustellen.  Erstens, 
die  fraglichen  Handlungen  dürfen  nicht  blos  als  Ableitung 
aus  einem  allgemeinen  Satze  strafwürdig  erklärt  werden, 
sondern  sie  müssen  einen  selbständigen  verbrecherischen 
dharakt er  tragen.  Zweitens,  sie  sind  in  diesem  Charakter 
begriffsmässig  so  zu  begrenzen,  dass  nicht  ähnliche 
Handlungen,  Vorbereitungshandlungen  hinzugezogen  werden  kön- 
nen, dass  nicht  die  Auffassimg  sich  beimischen  kann,  in  jenen 
verbrecherischen  Acten  werde  die  Kundgebung  des  verbreche- 
rischen Willens  getroffen,  welche  Auffassung  dazu  führt,  in  ein- 
seitiger Hervorhebung  des  Willens  im  Gegensatz  zum  Erfolg  die 
Strafbarkeit  auf  unhaltbare  Weise  auszudehnen. 

3.  Um  diesen  Forderungen  gerecht  zu  werden  und  den  Be- 
griflF  und  seinen  Anwendungskreis  entsprechend  genau  bestimmen 
zu  können,  ist  es  nöthig,  auf  die  Analyse  der  Versuchshandlung 
einzutreten.  Versuch  ist  ein  juristischer  BegriiT.  Das  Für  und 
Wider  liegt  im  Gebiete  der  Doctrin  und  es  sind  doctrinelle  Aus- 
schreitungen, welche  seine  Stellung  erschüttert  haben.  Er  ist  aber 
Äuch  ein  sprachgebräuchlicher,  volksthümlicher  Begriff  und  wir 
haben,  wo  der  Conflict  zwischen  Doctrin  einerseits  und  Leben 
oder  Praxis  anderseits  eintritt,  auf  diese  wieder  zurückzu- 
gehen. 

Man  versteht  sprachgebräuchlich  unter  Versuch  eine  Hand- 
lung, durch  welche  ein  bestimmter  Zweck  erreicht,  ein  bestimmter 
Erfolg  herbeigeführt  werden  soll,  ohne  dass  dieser  eintritt.  —  Es 
stimmt  im  Grunde  der  volksthümliche  Begriff  mit  dem  juristischen 
überein  und  eine  Ti*ennung  erfolgt  erst,  wenn  doctrinelle  Fragen 
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und   Schulbeispiele   hereingebracht  werden,    mit    andern   Worten 
»obald  die  dialectische  Behau  dl ungs  weise  eintritt. 

Der  Versuch  als  Handlung  zur  Herbeifiihrung  eines  be- 
stimmten Erfolges,  der  dann  nicht  eintritt,  muss  einen  ernsten 
Charakter  haben,  er  muss  so  unternommen  sein,  dass  die 
Handlung  auf  Erreichung  des  Zweckes  zweifellos  ge- 
richtet und  mindestens  die  Möglichkeit  gegeben  i&t^ 
den  Erfolg  herbeizuführen.  Versuch  des  Versuchs  ist  begrifflich 
undenkbar,  ein  in  sich  selbst  ungewisser  „Vei-such",  ein  ziel- 
unbestimmtes,  nach  dem  Massstab  der  normalen  Einsicht  gemessen 
zweckloses  oder  sinnloses  Unternehmen,  oder  jsin  Benehmen,  dem 
die  Gleichgültigkeit  zu  Grunde  liegt,  ob  der  Erfolg  herbeigeführt 
werde  oder  nicht,  ist  kein  Versuch;  es  fehlt  die  Ernst- 
lichkeit, den  Erfolg  herbeizuführen  und  die  klare  Richtung  auf 
den  Erfolg.  Es  können  Handlungen  sich  ereignen,  welche  einem 
unklaren  Willen  und  Einsicht  mit  einer  unbestimmten  Tendenz, 
nach  der  Richtung  der  Begehung  entspringen,  diese  entsprechen 
aber  nicht  dem  geschlossenen  Begriff  dessen,  was  sprachgebrauch- 
lich als  Versuchshandlung  gilt.  Jene  Handlungen  können  ver- 
brecherische Neigung  und  Willen  kundgeben,  objectiviren  —  aber 
sie  sind  nicht  mehr  als  Objectivirung  eines  psychischen  Zu- 
Standes,  sie  haben  nicht  das  Begriffliche  des  Verauchs.  Der 
Versuch  verlangt,  dass  in  der  Handlung  nach  der  Ge- 
sammtheit  ihrer  Erscheinungsmerkmale  Klarheit^ 
Einheitlichkeit,  bestimmte  Richtung  auf  das  Ziel  liege. 
Das  ist  die  Ernstlichkeit  des  Versuchs. 

Es  muss  zweitens  die  Möglichkeit  gegeben  sein,  durch 
die  Handlung  den  Zweck  zu  erreichen,  den  Erfolg  herbei- 
zufuhren. Es  giebt  keinen  Versuch,  UnmögUches  zu.thun.  Es- 
ist  logisch  und  psychologisch  unmöglich  für  den  normalen  Men- 
schen, der  allgemeingültiger  Massstab  ist,  dass  er  Handlungen  vor- 
nehme, um  etwas  herbeizuführen,  von  dem  er,  der  normale  Mensch,, 
nach  gewöhnhcher  Einsicht  erkennen  muss,  dass  es  etwas  Un- 
mögliches ist,  dass  die  Handlung  unmöglich  erreichen  kann,  was 
sie  erreichen  soll.  Man  spricht  nicht  von  einem  Versuch,  Bei^e 
zu  versetzen,  man  sagt  nicht,  „er  hat  ihn  tödten  wollen,  er  hat 
ihn  zu  tödten  versucht",  wenn  nicht  die  Handlung  gegen  einea 
lebenden  Menschen   gerichtet  war;    sprachgebräuchlich  kann  von 
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einem  Versuch,  einen  Todten  zu  tödten,  nicht  die  Rede  sein^ 
Ebenso  sinnwidrig  und  daher  nicht  sprachgebräuch- 
lich ist  es,  von  einem  Tödtungsversuche  durch  Gebet  oder  durch 
Beibringung  von  Kreide  oder  von  einem  Tödtungsversuch  durch 
Abdrucken  einer  ungeladenen  Pistole  äu  reden,  —  es  fehlt  die 
Möglichkeit,  die  Ernstlichkeit  des  Unternehmens  und  die  sprach- 
gebräuchlich stets  voi'ausgesetzte  Normalität,  denn  das  Normale 
ist  die  noth wendige  Voraussetzung  aller  Verständigung^  es  ist  der 
gemeine  Sinn. 

Nach  demselben  Sinn  spricht  man  aber  von  Tödtungsversuch 
bei  relativ  untauglichem  Mittel  oder  Object,  z.  B.  wenn  die  Pistole 
geladen  war,  jedoch  der  Schuss  versagte,  wenn  wirkliches  Gift 
angewendet  wurde,  jedoch  der  Erfolg  wegen  ungenügender  Menge 
oder  der  kräftigen  Constitution  oder  Nebenumständen  ausblieb;, 
wenn  bei  ernstlichem  und  normal  zweckmässigem  Handeln  und 
geeignetem  Mittel  der  Erfolg  ausblieb,  weil  nach  den  besondern 
Umständen  des  Falles  Mittel  oder  Object  nicht  geeignet  waren,, 
sei  es  dass  das  Object  gepanzert  war  oder  dass  der  Schuss  an 
der  Uhr  oder  Brieftasche  abprallte,  oder  der  Schädel  eine  unge- 
wöhnliche Dicke  hatte,  sei  es  dass  das  Gift  schlecht  zubereitet  wa^ 
oder  durch  Zersetzung  seine  tödtliche  Kraft  verloren  hatte. 

Während  Fälle  der  erstgenannten  Art  als  Versuch  zu  be- 
zeichnen dem  Sprachgebrauch  fremd  ist,  nennt  er  Fälle  der  letz- 
tem Art  Versuch.  Die  deutsche  Doctrin  und  Praxis  haben  aber 
jene  Fälle  zu  Versuchshandlungen  gestempelt. 

Wie  aber,  wenn  sich  der  Thäter,  indem  er  den  verbreche- 
rischen Willen  in  Handlungen  kundgiebt,  über  die  Natur  dea 
Mittels  oder  des  Objects  täuscht  und  in  der  Meinung,  dass  das 
eine  oder  andere  tauglich  sei,  mit  untauglichem  Mittel  oder  gegen 
ein  untaugUches  Object  operirt?  Beruht  die  Täuschung  auf  einer 
abnormen  geistigen  Beschaffenheit,  so  kann  von  Zurechnung 
nicht  die  Rede  sein;  ist  der  Thäter  normal,  so  kommt  ihm  trotze 
seiner  kundgegebenen  unmorah  sehen  Willensrichtung  straf  befreiend 
zu  gute,  dass  das  absolute  Erfoi*derniss  des  Versuchsbegriffs,  das 
objective  Geeignetsein  von  Mittel  oder  Object  nicht  vorhanden 
ist.  —  Ob  ein  strafbarer  Versuch  vorliege  oder  ein  straflosea 
Unternehmen  wegen  Untauglichkeit  von  Mittel  oder  Object,  hat 
der  Richter  nach    seiner   eigenen   normalen  Kenntniss   der   Sache 
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zu  beurtheilen ;  es  kann  nicht  darauf  ankommen,  wie  der  Tbäter 
die  Sache  beurtheilt,  ob  er  Gebet  oder  Kreide  oder  eine  Schlüssd- 
büchse  fiir  geeignet  halte,  und  der  Richter  wird  entscheiden 
müssen,  dass  ein  Versuch  nicht  vorliegt,  wenn  die  Handlung  un- 
möglich den  Erfolg  herbeiführen  konnte. 

Es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  gerade  in  Fällen^  wo  unge- 
eignete Mittel  ergriffen  wurden,  nicht  blos  die  Einsicht  fehlte, 
«ondern  oft  der  Wille,  den  Erfolg  ernstlich  herbeizu- 
führen. —  Aus  der  verbrecherischen  Neigung  entsteht  der  Wunsch 
zum  Handeln,  aber  die  Furcht  oder  Unentschlossenheit,  das  rich- 
tige Mittel  zu  ergreifen,  fuhrt  dazu,  etwas  zu  thun,  was  am  Ende 
nicht  so  gefahrlich  ist,  eine  halbe  Massregel  zu  ergreifen.  Es 
fehlt  hier  sogar  an  der  zum  Versuch  nothwendigen  Bestinuntheit 
und  Einheit  des  Willens.  Die  ernstliche  verbrecherische  Ab- 
sicht fände  viele  Mittel  zum  Erfolg,  aber  die  Furcht  und  der 
Mangel  an  Entschiedenheit  Hessen  keines  derselben  ergreifen, 
sondern  begnügen  sich  mit  einer  unsichern,  selbst  phantastischen 
Halbheit. 

Eine  grosse  Zahl  von  Versuchshandlungen  scheitern  an  der 
Zaghaftigkeit  und  unfertigem  Wollen,  welche  trotz  der 
Kenntnis«  geeigneter  Mittel  ungeeignete  ergreifen  lässt ;  der  Thäter 
schwankt,  folgt  dem  Kitzel,  doch  etwas  in  der  Richtung  zu  thun 
—  er  objectivirt  den  Willen  — ,  aber  es  fehlt  die  Ernstlichkeit  der 
Handlung  und  das  Zielbewusste  des  Thuns.  In  den  meisten 
Fällen  wird  dies  aber  gar  nicht  berücksichtigt  und  eine  Willens- 
beschaffenheit,  wie  sie  der  ernstliche  Versuch  eines  bestimmten 
Verbrechens  fordert,  präsumirt. 

Es  hat  das  Wort  „Vei-such"  sprach  gebräuchlich  ein  Gepräge. 
welches  die  Bezeichnung  gewisser  weitentlegener  Handlungen  als 
Versuchshandlungen  sinngemäss  ausschliesst ;  —  es  ist  aber  leicht, 
dem  „Versuch"  jeden  Sinn  zu  unterlegen,  sobald  daran  das  Spiel 
der  Dialectik  eröffnet  und  von  Vermittlung  zu  Vermittlung  mit 
Herbeiziehung  gemachter  Exempel  geschritten  wird.  — 

4.  a)  Versuch  im  juristischen  Sinn  kann  den  Schwerpunkt  im 
Wollen  oder  in  der  Handlung  haben.  In  beiden  Fällen  wird 
verlangt,  dass  der  Wille  in  Handlungen,  welche  auf  Begehung 
eines  bestimmten  Verbrechens  gerichtet  sind,  vorliegen. 

Allein    nicht    auf  diejenige   Handlung   kommt  es  an,   welche 
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die  verbrecherische  Absicht  kundgiebt,  wie  dies  der  Fall  ist  bei 
Vorbereitungshandlungen  und  sogenannten  Versuchen  am  untaug- 
lichen Object  und  mit  untauglichem  Mittel,  sondern  auf  die- 
jenige Handlung,  welche  in  der  Begehung  des  Ver- 
brechens selbst  besteht,  unter  welchem  Gesichtspunkte 
alsdann  auch  die  untauglichen  Versuchshandlungen  ausgeschlossen 
sind,  weil  die  Begehung  der  Verbrechenshandlung  selbst,  auf  welche 
es  ankommt,  ausgeschlossen  ist. 

Wird  der  Schwerpunkt  in  den  Willen  gelegt,  so 
genügen  schon  Vorbereitungshandlungen  oder  entfernter  Versuch ; 
es  ist  dabei  nicht  nöthig,  dass  die  Haupthandlung  der  Verbrechens- 
begehnng  oder  Ausführung  begonnen  habe,  oder  dass  die  Hand- 
lung des  Hauptverbrechens  bereits  angefangen  sei.  Es  genügt, 
wenn  der  Entschluss,  das  Verbrechen  zu*  begehen,  sich  in  andern 
als  Ausfiihrungshandlungen  kundgegeben  hat,  wie  das  Fetterbach 
in  seiner  Definition  des  Versuchs  zulässt. 

Wird  auf  solche  Weise  der  auf  das  Verbrechen  gerichtete 
Wille  und  Entschluss  als  der  Nerv  des  Versuchs  erklärt,  so  ist 
es  nur  consequent,  auch  den  Versuch  am  untauglichen  Object 
und  mit  absolut  untauglichen  Mitteln  zu  bestrafen;  werden  aber 
diese  „Versuche"  ausgeschlossen  aus  andern  Gesichtspunkten,  wie 
Feuerhach  that  (vgl.  Lehrbuch,  §  42.  N.  3),  so  drängt  die  Con- 
sequenz  wieder  auf  sie  zurück. 

Selbst  dann,  wenn,  wie  im  deutschen  St.  G.  B.  verlangt 
wird,  dass  der  Entschluss  sich  in  Handlungen  kundgegeben  habe, 
welche  einen  Anfang  der  Ausführung  bilden,  wenn  also  Vor- 
bereitungshandlungen ausgeschlossen  sind,  ist  durch  die  Betonung 
des  Entschlusses  das  Gewicht  dermassen  auf  die  verbrecherische 
Absicht  gelegt,  dass  diese  eine  ausdehnende  Auslegung  dessen, 
was  als  Anfang  der  Ausführung  anzusehen  ist,  zur  Folge  hat 
und  dass  es  nicht  nur  nach  dem  Gesetz  zulässig,  sondern  con- 
sequent erscheint.  Versuch  anzunehmen,  wo  Object  oder  Mittel 
untauglich  sind.  Es  stimmt  dies  aber  auch  mit  dem  Geiste  des 
Gesetzbuches  überein,  welches  eine  erhebliche  Zahl  von  Vor- 
bereitungshandlungen selbständig  bestraft  und  ebenso  den  Ver- 
such des  Versuchs  in  selbständig  gestellten  Delicten. 

ß)  Wird  der  Schwerpunkt  nicht  in  dies  strafwürdige 
objectivirte  Wollen  gelegt,  sondern  in  die  Handlung,  welche 
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vollbracht  werden  soll  und  ein  bestimmtes  Verbrechen  dar* 
stellt,  so  ergeben  sich  andere  Consequencen, 

1.  Alles  muss  als  Versuch  ausgeschlossen  sein,  was  nicht 
bereits  ein  Theil  der  beabsichtigten  Verbrechenshandlung  gewor- 
den ist. 

2.  Wenn  es  nicht  möglich  ist,  die  Haupthandlung  zu  be- 
gehen, so  ist  es  auch  nicht  mögHch,  einen  Versuch  zu  begehen, 
m.  a.  Worten  es  giebt  keinen  Versuch  am  untauglichem  Objecto 
noch  Versuch  mit  untauglichen  Mitteln, 

y)  Die  deutsche  Wissenschaft,  Gesetzgebung,  Rechtsprechung 
hat  dennoch  grossentheils  an  der  Bestrafung  dieser  Versuchs- 
foimen  festgehalten,  theils  aus  Gründen  der  Systematik  und  ge- 
lehrter Streitlust,  theils  weil  moralische  und  criminalpolitische  ge- 
wichtige Motive  anzuführen  sind.  Es  wurde  scharfsinnig  ent- 
wickelt, wie  die  Beseitigung  des  Versuchs  mit  untauglichem  Mittel 
und  am  untauglichen  Object  den  Versuch  selbst  aus  dem  Straf- 
recht entferne,  denn  genau  besehen  sei  jedes  Mittel,  dessen  An- 
wendung den  Erfolg  nicht  herbeiführe  und  jedes  Object,  welches 
dem  Erfolg  widerstehe  oder  dem  Vei'such  nicht  unteriiege,  un- 
geeignet oder  untauglich.  Allerdings  ist  hier  eine  Kernfrage  zu 
entscheiden. 

Mit  grösstem  Nachdruck  hat  man  an  das  moralische  Gefiihl 
appellirt  und  diese  Gründe  sind  es  vorwiegend,  welche  in  gesetz- 
gebenden Körpern,  mit  geeigneten  Beispielen  unterstützt,  schla- 
gend wirken.  Es  ist  aber  ebenso  sehr  eine  Forderung  der  Moral, 
mit  Strafen  vorsichtig  zu  sein,  Aeusserungen  straflos  zu  lassen, 
welche  dem  Gebiete  des  Willens  angehören,  so  lange  sie  nicht  ein 
Theil  der  strafbaren  Handlung  selbst  sini  „Wer  in 
solchen  Fällen  die  Zulässigkeit  einer  bürgerlichen  Strafe  behauptet, 
entfernt  sich  von  dem  Boden  des  Rechts,  lässt  sich  unklar  von 
moralischen  Gefühlen  leiten  und  verstcJsst  gegen  die  Grund- 
principien  der  bürgerlichen  Strafbarkeit."  (Zctchariae,  die  Lehre 
vom  Versuch,  Bd.  I.  S.  250.) 

Ein  weiterer  gewichtiger  Grund  fiir  die  Strafbarkeit  des 
Versuchs  am  untauglichen  Object  und  mit  untauglichen  Mitteln 
ist  criminalpolitischer  Natur.  Es  ist  die  Gefährlichkeit  der 
,,Ver Suchshandlungen".  Wenn  auch  die  Verletzung  oder  der 
Erfolg   nicht   eintritt,  so  ist  die   Handlung  doch   eine   gefahrlicha 
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durch  Absicht  und  Thätigkeit.  Es  i&t  eine  verbrecherische  Fähig- 
keit in  Handlungen  zu  Tage  getreten,  welche  gegen  den  An- 
gegriffenen, oder  gegen  die  Sicherheit  Anderer,  oder  gegen  den 
Rechtsfrieden  gerichtet  ist.  Die  Strafe  soll  prävenirend  und  bes- 
Bernd  schützen  und  dem  Angegriffenen  Genugthuung  geben; 
Keiner  soll  ungestraft  Gegenstand  verbrecherischer  Angriffe  sein 
dürfen.  Allein  weder  die  Gefährdung  noch  der  abstracte  Begriff  des 
Bruchs  des  Rechtsfnedens,  noch  die  Begründung  der  Strafe  selbst 
Bind  geeignet,  die  Straf barfceit  zu  begründen?  Wird  aber  die 
Gefährlichkeit  der  Handlung  für  die  Rechtsordnung  als  zureichen- 
der Grund  der  Strafe  anerkannt,  so  kann  doch  nicht  mit  Liszt 
daraus  abgeleitet  werden,  dass  der  ungefährliche  Versuch  straflos 
bleibe  —  denn  es  entsteht  die  Frage,  welcher  ist  ungefährlich  ?  — 
Ist  die  principielle  Gefährlichkeit  des  objectivirt  verbrecherischen 
Willens  im  Versuch,  der  willkürliche  rechtswidrige  Eingriff  in  die 
Rechtsordnung  anerkannt,  so  müssen  auch  die  in  concreto  un- 
gefährlichen Versuche  als  strafbar  betrachtet  werden.  Es  erhöben 
Bich  alle  Streitigkeiten,  welche  sich  um  die  Gefährlichkeit  im  ge- 
gebenen Fall  und  im  Princip  von  jeher  geltend  gemacht  haben. 
—  Die  Gefährlichkeit  der  Handlung  für  den  Einzelnen,  oder  für 
die  Rechtsordnung  ist  in  keinem  Falle  geeignet,  die  Bestrafung 
des  Versuchs  zu  begründen.  Die  Criminalpolitik  kann  wohl  ge- 
bieten, eine  Handlung  nicht  zu  strafen,  wo  sich  sonst  wohl  eine 
Strafe  rechtlich  begründen  liesse,  sie  kann  aber  umgekehrt  nicht 
die  Strafbarkeit  einer  nach  Rechtsgründen  straflosen  Handlung 
rechtfertigen.  Die  Gefährlichkeit  kann  zu  Sicherheitsmassregel n 
berechtigen,  aber  nicht  zur  Strafe,  sonst  kann  ebenso  gut  die 
Strafe  über  ein  verdächtiges  Individuum  aus  demselben  Grund 
verhängt  werden. 

Ebenso  leicht,  als  es  möglich  ist,  einleuchtende  Beis])iele  oder 
Fälle  für  die  Strafbarkeit  vorzubringen,  können  andere  entgegen- 
gestellt werden,  welche  die  Strafbnrkeit  jener  Versuchsformen  als 
Widersinn  erscheinen  lassen. 

]Sicht  nur  miisste  Tödtungs versuch  am  Leichnam  möglich 
sein,  sondern  auch  der  Ehebruchsversuch  mit  der  eigenen  Frau, 
die  für  eine  andere  gehalten  wird,  Versucli  der  Entführung,  wenn 
der  Thäter  mit  einer  Puppe  davongefahren  ist,  Versuch  der  Ab- 
treibung,   wenn  die   Person    gar   nicht   schwanger   ist   (Entscheid 
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des  Reichsgerichts  vom  7,  Juni  1882).  Es  musste  aber  auch  in 
sehr  vielen  Fällen  neben  einem  begangenen  Vergehen  noch  der 
Versuch  eines  andern  angenommen  werden,  z.  B.  wer  einen 
Fremden  erschlägt  in  der  Meinung,  dass  es  ein  Verwandter  »ei, 
macht  sich  des  Versuchs  des  Verwandtenmordes  schuldig ;  wer  mit 
einem  Mädchen  concumbirt  und  es  irrthümlich  fiir  seine  Frau  hält, 
macht  sich  des  Versuchs  des  Ehebruchs  schuldig  u.  a.  Mit  einem 
Wort:  es  würde  genügen,  diiss  der  Thäter  das  Vorhandensein 
gewisser  Bedingungen  supponirt  und  die  Absicht  hatte,  das  Ver- 
brechen zu  begehen. 

d)  Der  Schwerpunkt  muss  in  die  Handlung,  welche  vofl- 
bracht  werden  soll,  fallen,  nicht  auf  den  Willen,  den  Entschloss. 
Nicht  die  Objectivirung  des  Willens  ist  von  der  Strafe  zu  treffen, 
sondern  die  verbrecherische  Handlung  bestimmten 
Charakters,  welchebereitsbegonnenhat.  Das  Willen«- 
mon^ent  liat  nur  insofern  Bedeutung,  als  es  in  dieser  Handlang 
erscheint,  als  Wille  des  besondern  Verbrechens. 

Die  verbrecherische  Handlung  ist  ein  Ganzes,  eine  Ein- 
heit vom  ersten  Act  der  Ausführung  bis  zur  fertigen  Voll- 
endung. Diese  Verbrechenshandlung  wird  mit  Strafe  belegt  in  allen 
Momenten  ihres  Fortgangs,  in  allen  Theilen  des  Geschehens.  Die 
höchste  Strafe  tritt  ein  mit  der  beendigten  Vollendung,  eine  ge- 
ringere Strafe  trifft  die  Handlung,  wenn  der  letzte  Act  der  Voll- 
endung ausblieb  für  das  nicht  vollendete,  für  das  ver- 
fehlte Verbrechen  (delit  manque).  Nicht  für  einen  objectivirten  ver- 
brecherischen Willen,  ob  nun  die  Handlungen,  in  welchen  er  zu 
Tage  tritt,  mit  grösserer  oder  geringerer  Deutlichkeit  sprechen, 
und  ob  der  Grenzbegriff  etwas  mehr  nach  dieser  oder  nach  der 
Seite  der  Ausführung  gerückt  werde,  ist  zu  bestrafen,  sondern  für 
ein  bestimmtes  Verbrechen,  welches  nur  zum  Theil 
vollzogen  wurde. 

Das  Gesetz  zwar  spricht  die  Strafe  nur  aus  für  die  vollen- 
dete Handlung,  nur  diese  ist  das  Verbrechen,  aber  fiir  den  Cha- 
rakter der  Handlung  selbst  ist  die  oft  willkürliche  Ansetzung  des 
Moments  der  eintretenden  Vollendung  nicht  das  Wesentliche.  Das 
Gesetz  giebt  den  Tliatbestand  der  Vollendung,  es  ist  nicht  anders 
denkbar,  und  es  trifft  den  Versuch  nicht.  Die  Strafbarkeit  ist 
nicht  aus  tlem  Begriffe  herzuleiten,    sondern    sie  muss  im  Gesetz 
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ausdrücklich  auch  für  den  Versuch  festgestellt  werden.  Aber  — 
weil  der  Versuch  nicht  aus  dem  Begriff  des  Verbrechens  schon 
strafbar  ist  und  weil  er  vom  speciellen  Delict  ohne  besondern 
Thatbestand  geschieden,  als  allgemeine  Form  besteht  —  ist  er 
noch  nicht  als  besondere  Handlung  hinzustellen  oder  be- 
sonders zu  begründen,  sondern  es  ist  festzuhalten ,  dass  er  die 
Verbrechenshandlung  selbst  bis  vor  den  VoUendungsabschluss  dar- 
stellt. 

Es  liegt  eine  Tödtungshandlung,  eine  mörderische  Handlung, 
eine  Handlung  der  Aussetzung,  eine  Diebstahlshandlung,  eine 
Brandstiftungshandlung  vor  —  ein  Theil  des  Verbrechens  — , 
nicht  etwas  ausser  diesem,  was  zur  Vorbereitung  oder  zu  blossen 
Willenskundgebungen  ohne  den  Eintritt  in  die  Verbreclienshand- 
lung  selbst  gehört.  So  äussert  sich  auch  Mitti'rmaier  (Archiv 
d.  C.  R.  Bd.  I.  S.  168  ff.):  „Eine  richtige  Theorie  bestraft  nicht 
wegen  der  bösen  Absicht  und  wegen  der  Gefährlichkeit,, 
sondern  nur,  wenn  im  Versuch  eine  wahre  Gesetzesübertretung 
liegt  und  blos  weil  diese  da  ist.  Es  müssen  in  der  Hand- 
lung des  Versuchenden  jene  wesenthchen  Merkmale  liegen,  welche 
nach  dem  Gesetze  zum  Thatbestand  des  Verbrechens  gehören. 
Jeder,  welcher  eine  verbrecherische  Handlung  beginnt,  Jeder,  der 
sie  endigt,  hat  das  Strafgesetz  übertreten  und  ist  deshalb  strafbar. 
Wenn  der  entschlossene  Mörder  in  jenem  Augenblick,  in  welchem 
er  den  Dolch  in  des  Feindes  Brust  stossen  will,  gefasst  wird; 
wenn  der  Brandstifter  schon  die  brennbaren  Materialien  unter  das 
Strohdach  steckt-,  wenn  der  Nothzüchtiger  das  Mädchen  bereits 
mit  Gewalt  zu  Boden  wirft  und  entblösst:  so  sind  in  allen  diesen 
Fällen  Thatsachen  vorhanden,  welche  an  sich  unzweideutig  rechts- 
widrig, ßo  beschaffen  sind,  dass  der  Handelnde  schon  in  der 
verpönten  Handlung  des  Mordens,  Brandstiftens, 
Nothzüchtigens  begriffen  erscheint.  Es  ist  in  diesen 
Fällen  nicht  mehr  die  gefährliche  Absicht,  welche  hervor- 
tritt, sondern  das  in  gesetzwidrigen  Handlungen  an  sich  schon 
ausgesprochene  Unrecht." 

Wenn  wir  hierin  mit  AI Uter maier  einig  gehen,  so  können 
wir  nicht  dem  zweiten  Satz  beistimmen,  dass  die  Bedrolmng  des 
vollendeten  Verbrechens  durch  das  Gesetz  ebensowohl  auf  die 
Vollendung  wie  auf  den  Versuch    sich   bezieht,   denn  damit  wäre 
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es  überflüssig,  den  Versuch  besonders  za  bedrohen.  Das  Gesetz 
bedroht  nur  das  vollendete  Verbrechen  und  nichts  weiter  und 
bedarf  fiir  den  Versuch  einer  besondem  Strafdrohung;  e»  liegt 
aber  der  Grund  der  Strafbarkeit  des  Versuchs  in  der  Ein- 
heit der  Verbrechenshandlung  von  Anfang  bis  zu  Ende  in  dem 
vom  Gesetz   für   das    bestimmte  Verbrechen  aufgestellten  Begriff. 

Der  Grund  der  Strafbarkeit  des  Versuchs  liegt  faktisch  im 
Gesetz,  theoretiscli  in  der  Einheit  mit  dem  Verbrechen,  nicht  in  der 
<3efiihrlichkeit  des  Versuchs.  Dieser  criminalpolitische  Grund  kann 
den  Gesetzgeber  bestimmen,  den  Versuch  in  engerm  oder  weiterm 
Umfange  mit  Strafe  zu  bedrohen,  aber  er  ist  wissenschaftlich  nicht 
<3ntscheidend,  es  wäre  denn,  dass  wie  der  Versuch,  so  auch  das 
Verbrechen  auf  den  Grund  der  Gefährlichkeit  für  die  Rechts- 
ürdnung  gestellt  würde.  Man  braucht  aber  nur  auf  die  Straf- 
rechtstheorien zu  verweisen,  um  dieses  Fundament  als  ein  unza- 
verlässiges  bezeichnen  zu  können. 

Wird  die  Gefährlichkeit  als  Grund  der  Strafbarkeit  des  Ver- 
suchs aufgestellt,  so  ist  nicht  abzusehen,  weshalb  nicht  im 
weitern  Umfang  der  Versuch  mit  untauglichem  Mittel  und  Object 
und  der  entfernte  Versuch  gestraft  werden  sollen,  denn  alsdann  ist 
die  Ansetzung  des  Momentes  des  Anfangs  der  Ausfuhrung  ohne 
allen  inncrn  Grund,  willkürlich  und  selbst  dem 
P  r  i  n  c  i  p  zuwider. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  dem  Grunde  der  Einheit 
der  Handlung.  Hier  ergiebt  sich  mit  Noth wendigkeit  un- 
vermeidlich der  Anfang  der  Ausführung  als  Aus- 
gangspunkt. Es  muss  der  Anfang  der  Ausführung  der  Hanpt- 
handlung  des  Verbrechens  gemacht  sein;  er  gehört  zur  Handlung. 
welche  bestraft  werden  soll,  gerade  wie  Anfang  und  Ende,  zu 
jedem  Ganzen  der  That^  des  Zustandes  oder  der  Sache. 

Der  Anfang  der  Ausführung  kann  mit  Zachariae 
(Lehre  vom  Versuch)  dahin  be'stimrat  werden:  Anfang  der  Aus- 
führung ist  dann  vorhanden,  wenn  mit  einer  Handlung  begonnen 
ist,  welche  als  wirklicher  Bestandtheil  der  im  Gesetz  bedrohten 
That  betrachtet  werden  kann,  wenn  also  mit  der  Gesetzesüber- 
tretung selbst  schon  der  Anfang  gemacht  worden  ist 

Gleichwie  sich  der  Anfang  der  Ausfiihrung  mit  Nothwendig- 
keit  aus  dem  entwickelten  Begriff  ergiebt,   so   ergeben   sich   von 
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selbst  die  Folgerungen,  dasa  Vorbereitungshandlungen  nicht 
strafbar  sein  können,  und  dass  die  strafbare  Versuchshandlung 
«nge  zu  fassen  ist,  dass  von  einem  Versuch  mit  untauglichem 
Mittel  oder  am  untauglichen  Object  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Es  ergiebt  sich  ferner,  dass  alle  Eintheilungen  dieser  Hand- 
lung in  die  beliebten  vielfachen  Subtilitäten  theoretisch  wie 
praktisch  unhaltbar  sind  und  ebenso  die  hierangeknüpften 
Unterschiede  willkürlich  abgegrenzter  Strafbar- 
keit. Auch  die  Frage,  ob  Versuch  bei  gewissen  Verbrechen 
möglich  sei,  erledigt  sich  von  selbst. 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  für  alle  Verbrechen  der 
Versuch  nicht  näher  bestimmen,  denn  er  ist  abhängig  vom  ge- 
setzlichen Begriff  des  Verbrechens,  noch  lässt  sich  allgemein  ein 
Unterschied  zwischen  Handlungen  des  angefangenen  Ver- 
brechens und  Handlungen,  welche  noch  auf  der  Grenze  des  Ueber- 
gangs  von  der  Vorbereitung  stehen,  auf  eine  durchgreifende 
und  praktisch  brauchbare  Art  festsetzen.  Es  ist  Sache  des  Richters, 
wenn  der  Grundsatz  aufgestellt  ist:  Zum  Versuch  gehört  Anfang 
<ler  Ausführung,  dies  allgemeine  Princip  auf  die  concreten  Fälle 
in  Anwendung  zu  bringen,  wobei  er  stets  den  besondern  That- 
bestand  des  in  Rede  stehenden  Verbrechens  zu  berücksichtigen 
und  danach  seine  Entscheidung  zu  fassen  hat.  Ist  auch  unter 
Umständen  die  Entscheidung  über  die  quaestio  facti,  ob  Anfang 
der  Ausführung  vorliege,  zweifelhaft,  so  kann  daraus  doch  nichts 
gefolgert  werden  gegen  die  Richtigkeit  des  Princips.  Roüsi  sagt 
hierüber  treffend:  Les  difficultes  de  detail  ne  peuvent  pas  faire 
revoquer  en  doute  un  principe.  Les  preparatifs  et  le  commence- 
2nent  d'execution  sont  choses  differentes  de  leur  nature. 

Wenn  der  Versuchsbegriff  juristisch  streng  bestimmt  wird, 
so  trifft  er  mit  dem  volksthümlichen  und  sprachgebräuchlichen 
zusammen  und  jene  sachliche  Auffassungs weise  des  alten  Rechts, 
die  Handlung  als  solche  zu  fassen,  kommt  in  wissenschaftlich  ver- 
tiefter, zusammenfassender  Form  wieder  zur  Geltung. 

Frankreich  hat  (Art.  2  des  Code  penal)  das  Wesen  des  Ver- 
suchs richtig  ergriffen  und  gesetzgeberisch  gestaltet,  während  die 
deutsche  Wissenschaft  und  Gesetzgebung  zum  grossten  Thcil 
mitten  in  Lehrmeinungen  über  die  ausschlaggebende  Bedeutung 
des  Willens  in  seiner  Objectivirung  und  über  die  Grade  des  Ver- 

^enninger,  Seh  wetz.  Strafrecht.  ÖO 
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suchs  und  einzelne  Versuchsfiille  träumte,  ohne  dass  der  logisch 
scharfe  Weckruf  Einzelner  den  dogmatischen  Schlummer  zu  unter- 
brechen vermochte.  Und  zur  Stunde  noch  gehen  die  Gesetzgebung 
und  Rechtsprechung  und  namhafte  Vertreter  der  Wissenschaft 
zwar  auf  besserem  Wege,  aber  nach  derselben  Richtung,  indem 
der  Bestimmung  des  Reichsstrafgesetzes  über  den  Versuch  (vgl. 
die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts)  eine  Bedeutung  unterlegt 
wird,  welche  vorwiegend  den  verbrecherischen  Entscbluss  und 
Willen  einseitig  und  verhängnissvoll  entscheiden  lässt. 

Die  Theorie  befasst  sich  einerseits  wieder  mit  Aufstellung  von 
Arten  und  Abstufungen  von  Begriff  und  Strafe  des  Versuchs,  mit 
Dingen,  welche  grundsätzlich  wegen  der  Einheit  der  Handlung^ 
der  Mannigfaltigkeit  der  Fälle  und  dem  Unvermögen  der  Praxis,. 
zu  folgen,  verworfen  werden  müssen,  —  anderseits  mit  der  Em- 
pfehlung weitgehender  Strafbarkeit  der  Willensäusserung :  y,Für 
das  Strafrecht  ist  die  Hauptsache  die  Aeusserung  des  rechts- 
widrigen Willens,  die  Frage  des  Erfolgs  kommt  erst  in  zweiter 
Linie.  Eine  grundsätzliche  Bestrafung  der  Vorbereitungshandlungen 
muss  vom  Standpunkt  der  Theorie  aus  gebilligt  weixien,  selbst 
die  grundsätzliche  Bestrafung  aller  Vorbereitungshandlungen  unter- 
liegt nur  praktischen  Bedenken."  {Meier  im  Gerichtssaal  1881. 
122  ff. 

Die  Schweiz.  Gesetzbücher  bestimmen  in  ihrer  Mehr- 
zahl den  Versuch  als  Handlung,  durch  welche  die  Aus- 
führung eines  beabsichtigten  Verbrechens  oder 
Vergehens  angefangen,  aber  nicht  vollendet  wor- 
den ist.  So  Zürich,  Genf  (siehe  Genf,  Abweichung  vom  Code), 
Appenzell,  Zug,  Schwyz,  St.  Gallen.  In  Nachahmung  des  deut- 
schen St.  G.  B.  fordern  die  „Bethätigung  eines  Entschlusses^^ 
ein  Verbrechen  oder  Vergehen  zu  verüben  durch  Handlungen, 
welche  den  Anfang  der  Ausführung  bilden,  die  St.  G.  B.  von 
Basel,  Solothurn,  Schaff  hausen  Entwurf.  Freiburg  und  Tessin 
unterscheiden  versuchtes  und  verfehltes  Verbrechen. 
Tessin  bestimmt  eigen thümhch :  Derjenige,  der  durch  nahe  Aus - 
führungsacte,  welche  geeignet  sind,  den  Erfolg  herbeizu- 
fiihren,  den  directen  Entschluss  kundgegeben  hat,  das  Verbrechen 
zu  begehen,  aber  wegen  von  seinem  Willen  unabhängigen  Zwi- 
schenfällen nichtAllesgethan  hat,  was  zur  Vollendung  nötbig 
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war,  ist  des  Versuchs  schuldig ;  wer  Alles  gethan  hat,  ist  schuldig 
des  crimine  mancato.  Auf  die  Verschiedenheit  der  Bestimmungen 
ist  trotz  der  gemeinsamen  Forderung  von  Ausfiihrungshandlungen 
um  so  strenger  zu  achten,  als  die  Hervorhebung  der  Be- 
thätigung  des  Entschlusses  oder  der  Willensseite  die  schwan- 
kende Grenze  zwischen  Anfangs-  und  Vorbereitungshandlungen 
nach  letztern  hin  zu  erweitern  geeignet  ist,  wie  denn  auch  die 
deutsche  Praxis  dazu  gelangte,  mit  allen  Consequenzen  das  Ent- 
scheidende des  verbrecherischen  Willens  in  der  Bestrafung  des 
Versuchs  mit  untauglichen  Mitteln  und  am  untauglichen  Object 
hervorzukehren.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  das  Gesetz  dazu 
zwinge,  noch  dass  die  schweizerischen  Gesetzbücher  der  deutschen 
Praxis  folgen  müssen,  aber  die  Möglichkeit,  so  das  Gesetz  zu 
interpretiren  und  jener  Praxis  zu  folgen,  ist  vorhanden. 

In  Consequenz  seiner  Fassung  muss  für  das  zürcherische  Gesetz- 
buch der  Versuch  mit  untauglichem  Object  und  mit  untauglichen 
Mitteln  straflos  gelten  und  müssen  der  Versuchshandlung  (gegenüber 
den  Vorbereitungshandlungen)  enge  Schranken  gezogen  werden. 
Es  sagt  auch  der  Commentar,  dass  erst  die  Ausführungshand- 
lungen  —  die  Ernstlichkeit  des  verbrecherischen 
Vorhabens,  die  Entschiedenheit  des  Willens  in  sol- 
chem Masse  kundgeben,  dass  die  Strafe  sich  rechtfertige. 

Es  sei  daher  ein  Versuch  mit  unbestimmtem  Vorsatz  aus- 
geschlossen. Vorbereitungshandlungen  könnten  nicht  strafbar  sein, 
über  Ausführungshandlungen  Hessen  sich  Regeln  nicht  aufstellen, 
dieselben  müssten  einen  wirklichen  Bestandtheil  des  Verbrechens 
ausmachen.  Versuch  mit  absolut  untauglichen  Mitteln  und  am  ab- 
solut untauglichen  Object  sei  ausgeschlossen. 

Für  alle  Gesetzbücher,  welche  den  Versuch  auf  die- 
selbe Weise  feststellen,  muss  begriffsmässig  dasselbe 
gelten.  Aus  ihnen  heben  wir  hervor:  Appenzell  verlangt  sogar 
§  26  in  zweifellos  beschränkender  Fassung,  dass  Handlungen  vor- 
genommen seien,  welche  wenigstens  schon  als  Anfang  der  Aus- 
führung anzusehen  sind.  Unter  Umständen  kann  der  Richter  selbst 
auf  gänzliche  Straflosigkeit  erkennen. 

Von  eigenthümlichem  Interesse  ist  daneben  die  Bestimmung 
über  Drohung,  §  27,  welche  gestattet,  Handlungen,  welche  als 
Versuch   nicht   gelten  können,    die    aber   eine    ernstlich   gemeinte 
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Drohung  enthalten,  als  welche  auch  Versuch  mit  ganz  antaug- 
lichera  Mittel  angesehen  werden  kann,  mit  Strafe  zu  belegen« 
Dass  darin  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Gefahr  eine  sachgemäsae, 
beachtenswerthe  Construction,  welche  tief  im  alten  Rechte  wurzelt, 
aufgestellt  wird,  ist  nicht  zu  verkennen. 

Schwyz,  §  35,  führt  drei  Fälle  an,  wo  Versuch  straflos  sei, 
wenn  das  Verbrechen  angefangen,  die  Vollendung  aber  noch  ferne 
liegt,  bei  Rückti'itt  und  bei  Versuch  mit  untauglichen  Mittele. 

St.  Gallen  erklärt  ausdrücklich  den  Versuch  am  untauglichen 
Object  und  mit  untauglichem  Mittel  strafbar;  aus  welchem  Grunde, 
hissen  die  Berichte  der  Commissionen  nicht  -ersehen.  Allerdings 
entspricht  dies  dem  alten  Gesetzbuch,  §  38,  welches  zudem  den 
entfernten  Versuch  mit  derselben  correctionellen  Strafe  be- 
droht, obgleich  damals  schon  die  Definition  des  Versuchs  die  Vor- 
bereitungshandlungen ausschloss. 

Es  Imben  die  Bestimmung  des  deutschen  St.  G.  B.  über- 
nommen die  Cantone  Basel,  Solothurn,  SchafFhausen  und  es  gilt  (ur 
diese  die  Tendenz  jenes  Gesetzes,  den  Entschluss,  den  Willen 
vstärker  zu  benicksichtigen.  Darauf  scheint  die  Bemerkung  des 
Basler  Justizbericlits  hinzudeuten,  dass  das  niedrige  Minimum  der 
Strafe  genüge,  auch  bei  einer  sehr  milden  Gestaltung  solcher  Fälle. 
(Versuch   mit    untauglichem  Mittel  und  am  untauglichen  Object.) 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  Freiburg  neben  Tessin  ein, 
indem  es  neben  dem  Versuch,  der  als  Anfang  der  Ausfuhrung 
bestimmt  ist,  noch  das  verfehlte  Verbrechen  hervorhebt  und  mit 
besonderer  Strafe  bedroht.  Verfehltes  Verbrechen  ist  dann  vor- 
handen, wenn  der  Thäter  alles  Mögliche  gethan  hat,  um  den  Er- 
folg herbeizuführen ;  es  wird  strenger  bestraft  als  der  blosse  Ver- 
such. Der  Gedanke  ist:  Bei  Versuch  ist  der  Anfang  der  Aus- 
führung gemacht,  es  bleiben  aber  noch  Handlungen  zum  Eintritt 
des  Erfolgs  zu  vollziehen  und  ehe  dies  geschieht,  wird  die  Fort- 
setzung unterbrochen.  Bei  verfehltem  Verbrechen  nimmt  die 
Thätigkeit  ihren  ungestörten  Verlauf  bis  zu  Ende ',  es  bleibt  den 
Tluitern  nichts  mehr  zu  thun  übrig,  aber  der  Erfolg  bleibt  aus, 
(Vgl.  Berner,  Lelu-buch,  Bd.  XII.  S.  182.  Liszt,  Lehrbuch,  Bd.  III. 
S.   189  ff. 

Abgesehen  von  der  Verschiedenheit  der  möglichen  Fassungen 
und  der  ungeschickten  Art  der  Bezeichnung  im  St.  G.  B.  von  Frei- 
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bürg  ist  jede  derartige  Unterscheidung  im  Gesetz  zu  verwerfen. 
Sie  dient  höchstens  dazu,  in  Doctrin  und  Schule  den  Vorgang 
der  letzten  Handlung  zu  zergUedem  und  durch  Heraushebung 
eines  Merkmals  die  Folge  der  Momente  anschaulich  zu  machen; 
sie  wird  aber  selbst  hier  gefahrlich,  wenn  sich  ein  solches  Merk- 
mal im  Streit  der  Meinungen  erhärtet  und  als  fester  Bestandtheil 
der  Doctrin  auf  Gesetzgebung  und  Praxis  einwirkt.  Unterschei- 
dungen derart  können  auch  andere  gemacht  werden  und  sie  wer- 
den Stetsfort  mit  mehr  oder  weniger  Prätension  gemacht,  ohne 
dass  daraus  ein  wirklicher  Gewinn  sich  ergäbe.  In  dei'  Anwen- 
dung mehren  sich  in  dem  Masse  die  Schwierigkeiten,  je  mehr 
solche  Eintheilungen  gemacht  werden,  und  zeigt  sich  gegebenen 
Falls  die  Unmöglichkeit  damit  auszukommen,  oder  feste  Grenzen 
zu  ziehen  zwischen  dem  einen  oder  andern. 

Eine  Form  muss  genügen:  Anfang  der  Ausführung! 
Das  ist  die  letzte  entscheidende  Thätigkeit.  Führt  sie  zum  Ziel, 
tritt  der  Erfolg  gemäss  dem  gesetzlichen  Thatbestand  ein,  so  ist 
das  Verbrechen  vollendet.  Tritt  der  Erfolg  nicht  ein,  so  ist  es 
Versuch.  Versuch  ist  vorhanden,  wenn  der  Thäter  die  auf  den 
Erfolg  gerichtete  Handlung  erfolglos  vollzogen  hat-,  in  welchem 
Momente  diese  Handlung  unterbrochen  worden  sei,  ob  er  noch 
etwas  Zweckdienliches  hatte  hinzufügen  können  oder  nicht,  ist 
ganz  gleichgültig  und  könnte  blos  ein  Moment  der  Strafzumessung 
sein  —  neben  andern. 

Die  Mehrzahl  der  Geeetzbücher  giebt  die  Zuraessungsregel, 
dass  der  Versuch  in  dem  Masse  strafbarer  sei,  als  er  sich  mehr 
der  Vollendung  näherte.  —  Dies  kommt  allerdings  heraus,  wenn 
durch  solche  Eintheilungen  versucht  wird,  innerhalb  der  letzten 
verbrecherischen  Ausführungshandlung  noch  Grade  der  Annähe- 
rung aufzustellen.  Allein  die  Unhaltbarkeit  dessen  zeigt  sich  bei 
näherer  Betrachtung.  Setzen  wir  die  Einheit  der  verbrecherischen 
Ausfiihrungshandlung,  so  ist  das  Entscheidende,  das  verbrecherische 
Handeln,  vom  verbrecherischen  Willen  bestimmt  und  die  Strafe 
muss  in  dem  Masse  höher  sein,  als  in  der  concreten  Aus- 
fuhnmgshandlung  die  Energie  des  Willens,  das  Raffinement  und 
die  Geföhrlichkeit  der  Ausführung  nebst  manch'  andern  Mo- 
menten zur  Erscheinung  kommen ;  es  ist  ganz  principien- 
widrig,    die    Zufälligkeit  des  AugenbHcks,    der   Unterbrechung 
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und  der  AnniUjerung  zum  Massstab  zu  nehmen,  es  wäre  denn, 
dass  man  sagen  könnte,  es  sei  stets,  je  näher  der  Act  an  der 
Vollendung,  um  so  grösser  die  subjective  Verschuldung.  Dies 
kann  aber  nicht  behauptet  werden  und  es  hat  denn  auch  überall, 
wo  solche  Vorschriften  im  Gesetz  stehen,  der  Richter  sie  zwar 
beachtet,  aber  thatsächlich  die  Strafzumessung  ebenso  sehr  von 
jenen  andern  Momenten  bestimmen  lassen. 

Es  ist,  wenn  eine  solche  überflüssige  Zumessungsregel  auf- 
gestellt werden  soll,  diejenige  des  Cantons  St.  Gallen  vorzuziehen, 
welche  den  Versuch  in  dem  Masse  bestraft,  als  die  verbrecherische 
Absicht,  die  Art  der  Ausführung,  die  Gefahr  für  das  bedrohte 
Recht  sich  zeigen. 

Die  Strafe  des  Versuchs  wird  meist  mit  der  Bestimmung 
aufgestellt:  Versuch  ist  gelinder  zu  bestrafen,  als  das  vollendete 
Verbrechen  und  der  Richter  kann  unter  das  Minimum  herabgehen 
oder  eine  andere  Strafart  wählen.  Dem  deutschen  St.  G.  B,  folgen 
mit  Festsetzung  von  Minima  Basel,  Solothura:  statt  lebensläng- 
licher Zuchthausstrafe  zeitige;  bei  Verbrechen,  die  mit  Zuchthaus 
oder  Einsperrung  bedroht  sind,  Einsperrung  bis  zu  zwei  Jahren 
oder  Gefängniss ;  bei  Vergehen  Gefängniss  oder  Geldbusse  bis  zu 
500  Fr.  Freiburg,  verfehltes  Verbrechen:  die  Hälfte  bis 
drei  Viertel  der  Strafe  der  Vollendung,  bei  lebenslänglichem  Zucht- 
haus Reclusion  von  10 — 30  Jahren;  —  Versuch  ^Ja  bis  Vs  der 
Vollendung.  —  Genf.  Der  Versuch  eines  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens durch  äussere  Handlungen,  welche  *  einen  Anfang 
der  Ausführung  darstellen,  wird  bei  Verbrechen,  die  mit  lebens- 
länglichem Zuchthaus  bedroht  sind,  bestraft  mit  Zuchthaus  von 
10 — 20  Jahren ;  bei  einer  Strafdrohung  von  10 — 20  Jahren,  mit 
Zuchthaus  von  3 — 10  Jahren;  bei  anders  bedrohten  Verbrechen 
mit  Gefängniss  von  1 — 5  Jahren,  Versuch  von  Vergehen  wird 
zwischen  der  Hälfte  des  Minimums  und  Maximums  bestraft.  Die 
Straflosigkeit  des  Rücktritts  ist  vorgesehen.  —  Wo  die  Unter- 
scheidung zwischen  Verbrechen  und  Vergehen  nicht  besteht,  kann 
auch  nicht  die  Rede  sein  von  allgemeinem  Ausschluss  des  Ver- 
suchs bei  Vergehen,  vielmehr  ist  der  Versuch  bei  allen  Delicten 
strafbar,  so  in  den  Gesetzbüchern  von  Zürich,  Basel,  auch  Frei- 
burg (Art.  295).  Genf  dagegen  bestraft  ihn  bei  Vergehen  nur, 
wo  das  Gesetz  es  ausdrücklich  vorschreibt. 
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c)  Wenn  wir  auch  hier  im  Sinne  der  entwickelten  Theorie 
«nd  nach  der  Lage  der  schweizerischen  Gesetzgebung  eine  be- 
stimmte zweckmässige  Form  in's  Auge  fassen,  als  mögliche  ein- 
heitliche Mustersatzung,  so  würde  sich  schon  nach  der  Mehrzahl 
<ler  Gesetzbücher  diejenige  empfehlen,  welche  eine  Handlung  ver- 
langt, die  mindestens  den  Anfang  der  Ausführung  bildet,  und  es 
•dürfte  die  Fassung  des  zürcherischen  und  anderer  Strafgesetz- 
bücher Anerkennung  finden :  Handlungen,  durch  welche  die  Aus- 
führung eines  beabsichtigten  Verbrechens  oder  Vergehens  an- 
gefangen, aber  nicht  vollendet  worden  ist,  sind  als  Versuch  der- 
selben zu  bestrafen. 

Der  Sinn  dieser  Bestimmung  für  die  Anwendung  ergiebt 
sich  aus  dem  über  den  Versuchsbegriff  ausgeführten  und  stimmt 
überein  mit  der  angeführten  zürcherischen  Praxis. 

Die  Strafe  ist  ebenso  einfach  anzudrohen:  sie  ist  „milder 
als  diejenige  des  vollendeten  Verbrechens".  Wo  Minima  bestehen, 
oder  die  verschiedenen  Arten  der  Freiheitsstrafe  mit  einer  hohen 
Minimalgrenze  versehen,  und  nicht  alternativ  verschiedene  Straf- 
arten  angedroht  sind,  ist  überdies  dem  Richter  die  Befugniss  zu 
ertheilen,  unter  das  Minimum  herabzugehen,  oder  eine  andere  Straf- 
art zu  wählen. 

d)  Auf  einen  Punkt  ist  besonders  hinzuweisen,  wenn  der  straf- 
bare Versuch  auf  den  engen  Kreis  des  begonnenen,  aber  unvoll- 
endeten Verbrechens  begrenzt  wird.  Wie  bereits  anerkannt  wurde, 
kann  aus  criminalpolitischen  Gründen  eine  Reaction  gegen  gewisse 
Handlungen  wegen  ihrer  Gefahriichkeit  zum  Zwecke  des  Schutzes, 
der  Prävention  vom  Gesetzgeber  für  zweckmässig  gehalten  werden. 
Es  kann  sich  dabei  nicht  um  Strafe  handeln,  sondern  um  Sicher- 
heitsmassregeln. Welcher  Art  diese  sein  müssen,  ist,  dem 
Princip  entsprechend,  nach  praktischen  Forderungen  zu  bestim- 
men. Auf  ein  Mittel  von  hervorragender  Kraft  für  solche  Fälle  ist 
aber  umsomehr  aufmerksam  zu  machen,  als  dasselbe  tief  in  unserm 
Rechte  wurzelt  und  anderseits  auf  einer  festen  Grundlage  prakti- 
scher Erfahrungen  steht.  Wir  meinen  die  Friedensbürgschaft.  Das 
Friedensrecht  in  seinem  kernhaften  Charakter  und  seiner  schützen- 
den Wirkung  gegen  Friedensgefährdungen  ist  eingehend  gewürdigt 
worden  und  es  liegen  in  der  Gesetzgebung  verschiedener  Staaten 
Bestrebungen    vor,    die   Friedensbürgschaft   als   ein    neues   Mittel 
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wieder    in    den     Rahmen    der     Strafrechtspflege    hineinzuziehen. 
Friedensgelöbniss,   Friedensbürgschaft,  Androhung  schwerer  Stap- 
fen bei   Friedensbruch   sind  der  gesetzgeberischen   Beachtung  im 
höchsten  Grade   würdig.     In    manchen    Fällen    sind   Besserungs* 
massnahmen  geboten   und  Verweis,  Belehrung,   Unterbringung  in 
geeignete  Anstalten  angemessen,  in  andern  Androhung  oder  Ver- 
hängung   staatlicher   Aufsicht,   Eingrenzung,    Zuerkennung    eines 
verstärkten   Vertheidigungsrechtes   an   den   Bedrohten,   oder   An- 
kündigung an  den  Thäter,  dass   für  alle  Fälle  der   Bedrohte  die 
Präsumtion  der  Nothwehr  für  sich   habe.    Fortbringung  aus  dem 
Bewegungskreis    des    Bedrohten  u.  a.  m.    —    Die    Entscheidung 
auch   über  diese   Fälle   würde    dem   Richter  zufallen,  der  festzu- 
setzen  hat,    ob  Versuch   oder  nicht  vorliegt,   und  der  in  letzterm 
Falle,  bei  Gefährlichkeit  der  Handlung,  oder  auf  Antrag  des  Be- 
drohten,  befugt  wäre,  die   angemessenen  Verfugungen  zu  treffen^ 
wie  er  dies  in  Fällen  thut,    wo  wegen  Jugend   nicht  Strafe,  son- 
dern Ueberweisung  an  die   häusliche  Zucht   oder  an  Besserungs- 
anstalten   stattfindet.    Selbstverständlich    muss   diese    Sicherheits- 
thätigkeit  gesetzlich  geregelt  sein  und  überdies  würde  die  strenge 
Beschränkung  des  strafbaren  Versuchs  die  Frage  nahe  legen,  ob 
nicht  einige  specielle  Handlungen  verbrecherischen  Charakters,  wie 
sie  angeführt  wurden,  mit  besonderer  Strafe  zu  bedrohen,  oder  der 
Thatbestand  eines  andern  Delicts  zu  modificiren  und  mit  andern 
Strafgrenzen  zu  versehen  wäre.  (Vgl.  Schluss,  Friedensbürgschaft,) 
IX.    Theilnahme.    —    a)    Urheber,    Mitthäter.     Darüber 
bestimmen  Zürich,  Freiburg,  Tessin,  Solothum,  Genf,  Appenzell, 
St.  Gallen.     Die    meisten    setzen    einfach,    'wie  Zürich,    dass    bei 
Zusammenwirken   mehrerer  Personen    den   Urheber  (Thäter  und 
Anstifter)  die  volle  Strafe  trifft.    Drei  Cantone  haben  eine  solche 
Bestimmung  nicht:  Basel,  Zug  und  Schwyz.    Ausführliche  Sätze 
mit  Begriffsbestimmung   enthält  Freiburg:    Urheber   ist,   wer    die 
Hauptursache    der    strafbaren    Handlung    ist,    durch    unmittelbar 
directen  Antheil  an  der  Begehung  oder  durch  Verleitung  Anderer 
zu  derselben;  zudem  bestimmt  es  über  die  Strafzumessung  nach 
Massgabe  der  Betheiligung.     Genf  setzt:    Als  Urheber   wird    be- 
straft   1.    der   direct  Mitwirkende,   2.    die  Auftraggeber   (qui    ont 
donne  mandat),    3.   der  Anstifter.     Appenzell:    Urheber   ist   der- 
jenige, welcher  das  Verbrechen  durch   aufreizende  Worte,    durch 
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Handlung  oder  Unterlassung  unmittelbar  bewirkt  oder  einen  Än- 
dern vorsätzlich  zur  Begehung  bewogen  hat, 

Bestimmmungen  darüber  sind  entbehrlich  und 
wenn  sie,  wie  in  Freiburg,  ausführlich  sind,  direct  nachtheilig. 

Original  ist  die  Form  von  Schwyz,  welche  alle  Theil- 
nahmehandlungen  zusammenfasst,  die  ganze  Mitwirkung  als  Ein- 
heit nimmt  und  einfach  ausspricht,  dass  die  Strafe  der  Art  und 
dem  Masse  der  Mitwirkung  entsprechen  soll: 

Wo  das  Verbrechen  durch  Zusammenwirken  Mehrerer  zu 
Stande  gekommen  oder  versucht  worden  ist,  sind  Diejenigen, 
welche  den  leitenden  Gedanken  gegeben,  den  Entschluss,  die  That 
oder  den  Erfolg  am  Entschiedensten  bewirkt  haben,  schärfer  zu 
bestrafen,  als  die  übrigen  Mitschuldigen.  —  Einer  Bestrafung  in 
Mass  und  Art  nach  Ermessen  des  Richters  unterliegt  der  Be- 
günstiger oder  Derjenige,  welcher  nur  in  ganz  untergeordneter 
Weise  mitgewirkt  hat. 

b)  Anstiftung.  1.  Dieselbe  wird  auf  verschiedene  Weise  ge- 
fasst.  Gemeinsam  ist,  dass  der  Anstifter  Denjenigen,  der  das 
Verbrechen  beging,  vorsätzlich  dazu  bestimmt  hat,  und  gemein- 
sam ist,  dass  der  Anstifter  dem  Thäter  gleichgestellt  ist.  Basel 
sagt  einfach,  als  Anstifter  wird  bestraft,  wer  den  Verbrecher  vor- 
sätzlich zur  Begehung  des  Verbrechens  bestimmt  hat.  —  Gar 
keine  nähere  Bestimmung  der  Anstiftung  geben  Zürich,  welches 
blos,  wo  vom  Urheber  die  Rede  ist,  in  Klammern  anführt  (Thäter 
und  Anstifter),  Appenzell,  St.  Gallen:  wer  selbst  ausgeführt  oder 
dazu  angestiftet  hat.  Schwyz  stellt  ihn  dem  Urheber  an  die  Seite 
ohne  nähere  Bestimmung.  Umständliche  Sätze  haben  Freiburg, 
Tessin,  Genf.  Diese  Cantone  führen  einzelne  Mittel  der  Anstif- 
tung auf,  worin  sie  im  Wesentlichen  übereinstimmen,  jedoch  im 
Einzelnen  die  Abweichung  zeigen,  dass  das  eine  oder  andere 
Mittel  da  oder  dort  fehlt,  insbesondere  der  Auftrag  oder  die 
Drohung  oder  der  Kunstgriff  oder  die  Täuschung;  jedenfalls  sind 
die  Mittel,  welche  mangeln,  nicht  essentiell. 

Wichtiger  ist  die  Frage  der  Specification  oder  Exemphfi- 
cation.  Die  St.  G.  B.  von  Freiburg,  Tessin,  Genf  specificiren 
gemäss  dem  französischen  Recht.  Anstiftung  durch  andere 
Mittel  ist  nicht  möglich,  der  Begriff  ist  beschränkt  und  Ver- 
wendung   anderer    Mittel    zählt    zur   Beihülfe    oder    Complicität 
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(Art.  44.  3,  4  des  St.  G,  B.  von  Genf).  Die  Beschränkung  der  Mittel 
und  die  strenge  Forderung  der  Anwendung  bestimmter  Mittel 
rechtfertigt  sieh  durcli  die  Strenge  der  Strafe.  Solothum  fügt 
neben  den  genannten  Mitteln,  die  beispielsweise  angefahrt  sind, 
hinzu:  „und  durch  andere  Mittel". 

Diese  Verschiedenheit  zeigt,  dass  die  Grenze  zwischen 
Beihülfe  und  Anstiftung  und  die  Mittel,  durch  welche 
die  letztere  begangen  wird,  streitig  sind  und  dass  der  Gerechtig- 
keit in  verschiedenen  Formen  nach  deutschem  und  französischem 
Zuschnitt  geholfen  wird  und  Genüge  geschehen  kann.  Fügen 
wir  hinzu,  dass  zwar  den  Anstifter  die  Strafe  des  Urhebers  triflFt, 
dass  aber  diese  keine  absolute  ist  und  innerhalb  des  gemeinsamen 
Strafrahmens  die  Berücksichtigung  der  Schuld  im  einzelnen  Fall 
möglich  ist,  so  verlieren  die  starren  Abgrenzungen  viel  von  ihrem 
Werth.  Dieselbe  Handlung  kann,  ob  sie  als  Anstiftung  oder  als 
Gehülfenschaft  qualificirt  werde,  thatsächlich  die  gleiche  Strafe 
treffen.  Die  französische  Specification  hat  ihren  positiven  Werth 
im  engern  System,  sie  verliert  davon  in  einem  andern  und  büsst 
ihn  völlig  ein,  wenn  der  Nachsatz  hinzugefugt  wird,  „durch  an- 
dere Mittel".  Denn  es  ist  gar  nicht  gesagt,  dass  es  Mittel  gleicher 
Art  sein  müssen,  wie  die  beispielsweise  angeführten,  denn  der 
specielle  Sinn  des  ausdrücklichen  Zusatzes  geht  weiter  als  der 
allgemeine  Sinn  der  Exemplification.  Der  Zusatz  „durch  an- 
dere Mittel"  bedeutet  nicht  nur  Mittel  gleicher  Art  in  dem  be- 
schränkenden Sinne,  dass  eine  starke  Einwirkung  durch  besondere 
Mittel,  wie  die  speciell  bezeichneten,  stattgefunden  haben  muss, 
um  Anstiftung  zu  begründen,  sondern  dass  Mittel  jeder  Art  die 
Anstiftung  bewirken  können,  wenn  sie  vorsätzlich  ange- 
wendet werden,  in  dem  Thäter  den  verbrecherischen  Ent- 
schluss  herzustellen,  und  wenn  derErfolg  dem  entspricht. 
Wenn  aber  diese  Ausdehnung  stattfindet,  dann  wird  der  enge 
•Sinn  der  specificirten  Bestimmung  aufgehoben  und  die  Erweite- 
rung selbst  haltlos  und  überflüssig. 

Es  empfiehlt  sich  daher  Zweierlei:  Erstens  die  Anstif- 
tung, abgesehen  von  den  Mitteln,  danach  zu  be- 
stimmen, dass  das  Verbrechen  durch  den  An  stiften- 
den vorsätzlich  bewirkt  worden  sei,  —  zweitens  dafür 
"die  einfachste  Form  zu  setzen. 


795 

Diese  Form  giebt  das  St.  6.  ß.  von  Basel.  Aber  selbst 
diese  kann  auf  einen  einfacheren  Ausdruck  gebracht  werden; 
denn  genau  besehen  enthält  sie  blos  eine  Umschreibung  des 
"Wortes  Anstiftung,  welches  ein  so  einfacher  tmd  zugleich  volks- 
thümlicher  Begriff  ist,  dass  er  für  den  Richter,  keiner  Defi- 
nition bedarf. 

Es  genügt  daher  völlig,  wenn  in  der  Weise,  wie  das  ange- 
führte St.  G.  B.  von  Zürich  u.  A.  gethan  haben,  einfacli  An- 
stifter und  Tlülter  neben  einander  genannt  werden. 

Ueber  Anstiftung  folgen  in  den  Gesetzbüchern  die  weitern 
Bestimmungen : 

2.  Zürich:  Hat  der  Thäter  bei  Ausführung  des  Verbrechens 
einen  Erfolg  herbeigeführt,  der  mit  schwererer  Strafe  bedroht  ist 
als  das  Verbrechen,  auf  welches  die  Anstiftung  gerichtet  war,  so 
wird  dieser  Erfolg  dem  Anstifter  nicht  zugerechnet.  Gleiche  odei* 
ähnliche  Sätze  haben  nur  die  St.  G.  B.  von  Zug,  Freiburg,  Solo- 
thurn,  St.  Gallen. 

Noth wendig  ist  eine  solche  Bestimmung  nicht,  denn  ihr 
Inhalt  ergiebt  sich  aus  dem  Begriff  der  Anstiftung. 
Auch  das  deutsche  St.  G.  B.  ermangelt  einer  solchen  Bestimmung. 

3.  Zürich  hat  in  seinem  Gesetz  von  1835  in  Nachahmung 
■des  hannover'schen  St.  G.  B.  den  Satz  aufgenommen  (Art.  38): 
Hat  der  Angestiftete  das  Verbrechen  gar  nicht  oder  nur  ein  ge- 
ringeres verübt,  so  "wird  der  Anstifter  nach  den  Bestimmungen 
liber  Versuch  bestraft.  —  Freiburg:  Der  Auftraggeber  wird  für 
Versuch  strafbar,  wenn  abseiten  des  Beauftragten  die  Begehung 
•des  Verbrechens  noch  nicht  angefangen  worden.  Frei  bürg  allein 
bestimmt  ausdrücklich,  dass  Widerruf  der  Anstiftung  befreit.  — 
Solothurn:  Wer  vorsätzlich  zu  einer  straf bai'en  Handlung  be- 
stimmt oder  zu  bestimmen  versucht,  wird,  wenn  die 
Handlung  nicht  zur  Ausführung  gekommen  ist,  mit  Einsperrung 
bis  zu  zwei  Jahren  oder  mit  Gefängniss  oder  Geldbusse  bestraft. 
—  St.  Gallen  gleich  Zürich,  dessen  Praxis  festgestellt  hat,  dass 
die  Anstiftung,  wenn  das  Verbrechen  nicht  zur  Ausführung  kam, 
nur  dann  bestraft  wird,  wenn  der  Wille  des  Angestifteten  wirk- 
lich bestimmt  wurde  und  zwar  als  Versuch,  das  Verbrechen  zu 
begehen.  —  Solothurn  stellt  die  Handlung  als  selbständiges  Delict 
auf.  —  Ob   nun    aber   die  Handlung   in    dieser  oder  jener  Form 
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strafbar  erklärt  werde,  so  muss  jedenfalls  eine  solche  gesetzliche 
Bestimmung  verworfen  werden.  —  Dass  es  keine  Verletzung 
der  Gerechtigkeit  ist,  solches  Thun  straflos  zu  lassen,  zeigen 
diejenigen  Cantone,  welche  daftir  keine  Strafen  ansetzen,  während 
offenbar  Verschiedenheit  der  Cultur,  der  Anschauungeu  und  Be- 
dürfnisse nicht  vorliegen.  Es  liegt  darin  eine  Ausdehnung  des 
Strafgebiets,  welche  dem  Geiste  unserer  Gesetzbücher  widerspricht 
und  blos  der  unmotivirten  Nachahmung  anderer  Gesetzbücher  zu 
verdanken  ist;  selbst  das  deutsche  St.  G.  B.  hat  diese  Position, 
wie  an  anderer  Stelle  näher  erörtert  wurde,  aufgegeben  und  die 
Ausnahmen  gehören  zu  den  angefochtensten  Schwächen. 

Es  ist  eine  theoretisch  unhaltbare  Aufstellung,  Anstiftung 
ohne  geschehenes  Verbrechen  anzunehmen  und  als  Versuch  zu 
bestrafen.  Es  ist  aber  auch  gar  nichts  damit  gewonnen,  wenn 
die  theoretische  Haltlosigkeit  der  Pönalisirung  dieser  Handlung 
dadurch  theoretisch  aufrecht  erhalten  weixlen  soll,  dass  die  Hand- 
lung als  selbständig  strafbar  erklärt  wird;  denn  das  Wesent- 
liche ist,  dass  diese  Handlung  mit  Strafe  belegt  w^erde,  und 
die  Theorie  hat  nicht  blos  gegen  die  besondere  Form  als  Versuch 
zur  Anstiftung  oder  Versuch  des  Verbrechens  einzuwenden,  son- 
dern ebenso  sehr  gegen  das  Wesen  der  Bestrafung  der  Anstif- 
tung, die  keinen  Erfolg  hat.  Es  ist  formell  correct,  ein  Delictum 
sui  generis  aufzustellen,  aber  es  ist  materiell  unwesentlich  und  die 
Verbesserung  eine  Täuschung. 

4.  Eine  Anzahl  von  Handlungen,  welche  weder  als  Anstiftung 
noch  als  Versuch  der  Anstiftung  bestimmt  werden,  sind  als  de- 
licta  sui  generis  aufgestellt  worden.  Sie  können  mit  dem  schönen 
Satze  eingeführt  werden :  „Nach  dem  neuern  Princip  und  im 
Allgemeinen  lässt  man  zwar  Fahrlässigkeiten,  Vor- 
bereitungshandlungen, Drohungen,  Anstiftungen 
ohne  Erfolg  straflos,  ausnahmsweise  bestraft  man 
sie  aber  doch"  {Berner^  Lehrbuch,  XH.  Auflage,  S.  203),  was 
mit  andern  Worten  heisst:  die  wohlbegründete  Straflosigkeit  sol- 
cher Handlungen  nach  neuerem  Princip  wird  aufgehoben  aus  nicht 
principiellen  Gründen,  die  einen  ausnahmsweisen  Charakter  haben 
und  ausser  die  Grundsätze  des  gemeinen  Strafrechts  fallen.  Diese 
Gründe  sind  politischer  und  polizeistaatlicher  Natur  oder  Conse- 
quenzen  daraus  und  können  nur,  soweit  we  innerhalb  dieser  Ver- 
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hältnisse  bestehen,  consequenterweise  gebilligt  werden,  wogegen 
ausserhalb  dieser  Verhältnisse  mit  demselben  Recht  der  Consequenz 
gefordert  werden  muss,  dass  an  dem  I^rincip  des  gemeinen  Straf- 
rechts  festgehalten  und  entfernter  Versuch ,  Vorbereitungshand- 
lungen, Aufforderungen  und  dergleichen  nicht  bestraft  werden. 

Denn  man  strafe  das  Verbrechen  und  alsdann  die  Anstifter 
und  Gehülfen  aber  nicht  die  Aufforderung  oder  Anreizung  oder 
erfolglose  Anstiftung.  —  Vieles  kann  so  bestraft  werden,  was  in  der 
Heftigkeit  des  Partei-  und  Meinungskampfes  gesprochen  oder  ge- 
schrieben wird,  während  Gefährlicheres  in  unanfechtbarer 
Form  geschehen  kann.  Versucht  man  aber  vermöge  solcher  Sätze 
«s  zu  treffen,  so  werden  alle  Schranken  niedergerissen. 

Aeusserungen  der  bezeichneten  Art  sind  Aufreizungen  zum 
Verbrechen,  Aufforderung  zum  Verbrechen  oder  zu  poHtischen 
Verbrechen,  oder  zu  Verbrechen  bestimmter  Art,  und  wir  können 
als  demselben  Boden  an  gehörig  hinzufügen  die  Unterlassung  der 
Anzeige.  —  Das  deutsche  St.  G.  B.  ist  hier  leitend.  Es  bedroht 
allgemein  §  111  die  erfolglose  öffenthche  Auffoi'derung  zu  einer 
strafbaren  Handlung;  öffentliche  Aufforderung  zu  einem  hochver- 
rätherischen  Unternehmen  §  85 ;  öffenthche  Aufforderung  zum  Un- 
gehorsam; Aufforderung  der  Personen  des  Soldatenstandes  zum 
Ungehorsam  gegen  die  Befehle  der  Obern ;  versuchte  Verleitung  zum 
Jleineid  oder  Falsclieid;  ferner  nach  §  49  a  Aufforderung  zu  einem 
Verbrechen,  Erbieten  zu  einem  Verbrechen,  Annahme  eines 
solchen  Erbietens,  alles  unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Ver- 
brechen nicht  sei  begangen  worden.  Barner  begleitet  diese  De- 
licte  mit  den  Worten,  es  sei  schon  mit  dem  preussischen  St.  G.  B. 
^wissenschaftlich  festgestellt",  dass  die  Bestrafung  der 
Anstiftung  ohne  Erfolg  Bedürftiiss  sei,  und  er  wünscht  blos,  statt 
der  Nachahmung  des  ungeschickten  belgischen  Gesetzes,  dass 
Deutschland  etwas  Reiferes  producire  und  die  Frage  aus  dem  Ge- 
sichtspunkt gebührend  würdige,  ob  nicht  dasselbe  als  Beihülfe 
zur  erfolglosen  Anstiftung  getroffen  werden  könne.  (Erbieten  der 
Begehung.)  Da  diese  Handlungen  selbständige  Delicte  sind,  so 
ist  auch  weiterhin  Anstiftung  und  Beihülfe  und  Versuch  möglich. 
Weitere  zahlreiche  Aufreizungen  sind  in  §  130  („Hass  und  Ver- 
achtungsparagraph")  und  in  den  strafrechtlichen  Nebengesetzen 
gegeben,  vgl.  Liszt,  Lehrbuch,  S.  541  ff.  393. 
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Das  St.  G.  B.  von  Zürich  hat  über  strafbwo  Anreiznngp 
den  §  79:  Wer  in  irgend  einer  Weise  absichtlich  zu  dem  Ver- 
brechen des  Aufruhrs  oder  der  Widersetzung  gegen  amtliche  Ver- 
fügungen anreizt,  soll,  wenn  die  Anreizung  keine  Folgen  hatte, 
zu  Gefängniss  bis  zu  einem  Jahr  oder  zu  Geldbusse  verurtheilt 
werden.  „Die  Aufnahme  einei'  solchen  Bestimmung,  in  der  eine 
Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  über  die  Bestrafung  von 
Versuch  und  Anstiftung  liegt,"  wurde  in  der  Commission  an- 
gefochten, jedoch  schliesslich  för  nothwendig  anerkannt,  nament- 
lich für  Fälle,  in  welchen  Truppen  zu  Auflehnung  gegen  mili- 
tärische Anordnungen  aufgewiegelt  würden,  also  in  einem  be- 
schränkten, bestimmten  Sinne. 

Andere  Cantone  haben  mit  Recht  für  überflüssig  gehalten, 
darüber  zu  legiferiren,  und  es  ist  näher  besehen  vielmehr  der 
Art.  107  des  Gesetzbuches  von  Zürich  von  1835, 
welcher  wie  bei  dem  Artikel  über  erfolglose  Anstif- 
tung bestimmt  hat. 

Nachahmung  fremden  Rechts  und  des  zürcherischen  Strafgesetz- 
buches haben  ebenso  dem  Artikel  in  andern  Gesetzbüchern  Auf- 
nahme verschafft.  —  Die  Thatbestände  wie  die  Sti'afdrohung  sind 
sehr  verschieden.  Einige  bedrohen  die  Aufreizung  zu  Aufiruhr 
und  Widersetzlichkeit,  andere  die  Aufreizung  gegen  Behörden, 
Gesetze  oder  Verordnungen,  oder  gegen  die  Regierung  anderer 
Cantone.  Die  einen  fordern  öffentliche  Aufreizung,  die  andern  nicht. 

Basel,  Zürich,  St.  Gallen  haben  das  Merkmal  der  Oeffent- 
lichkeit  nicht,  sie  bedrohen  Anreizung  zu  Aufruhr  und  Widersetzlich- 
keit. Solothurn:  Wer  zum  Ungehorsam  gegen  die  Gesetze  und 
Verordnungen  oder  gegen  die  Anordnungen  der  competenten  Be- 
hörden öffentlich  auffordert.  Genf  bedroht  die  öffentliche  Auf- 
reizung gegen  die  Regierungen  anderer  Cantone.  T essin  nennt 
in  Art.  188  neben  der  eigentlichen  Anstiftung  die  Aufreizung  zum 
Ungehorsam  gegen  die  Gesetze  des  Cantons  oder  der  Eidgenossen- 
schaft mit  specialisirten  Mitteln.  Am  ausfuhrlichsten  ist  Freiburg, 
welches  überdies  einen  Ueberfluss  ähnlicher  Bestimmungen  be- 
sitzt, wie  kein  anderes  schweizerisches  Gesetzbuch.  §  104,  Auf- 
reizung der  Bürger  des  Cantons  gegen  einander;  §317,  öffentliche 
Aufreizung  zum  Ungehorsam  gegen  Gesetze,  Reglements  und  Ver- 
ordnungen-,  §  318,  Versuch,   ein  Getümmel   oder   aufrührerische 
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Zusammenrottungen  zu  verursachen;  §  319,  Tragen  oder  Aus- 
stellen von  Verbind  ungszeichen,  welche  geeignet  sind,  den  Geist 
des  Aufruhrs  zu  verbreiten. 

Von  Interesse  ist  ein  Blick  auf  die  Entwicklung  in  der  Ge- 
setzgebung. In  den  deutschen  Particularrechten  ist  die  erfolglose 
Anstiftung  vorwiegend  strafbar,  so  in  Bayern,  Baden,  Hannover, 
Braunschweig  (Bayern  bestrafte  sogar  [Art.  46]  die  unabsichtliche 
Veranlassung  eines  verbrecherischen  Entschlusses  als  Fahrlässigkeit) 

und   in    den   Entwürfen   von  Preussen.     Das  Gesetz    bedroht   als 

■> 

selbständiges  Delict  (§  36)  die  öffentliche  Aufforderung  oder  An- 
reizung  zur  Begehung  von  Verbrechen  oder  Vergehen.  —  Von 
den  sechs  Strafgesetzbüchern  der  Cantone  vor  1830  bestraft  keines 
die  erfolglose  Anstiftung  als  Versuch.  Von  sieben  Gesetzbüchern 
von  1830 — 1848  bestrafen  sie  zwei.  (Zürich  in  Nachahmung  Han- 
novers.) Von  15  Gesetzbüchern  der  Periode  von  1848  —  1870 
haben  die  erfolglose  Anstiftung  nur  drei  aufgenommen  und  von 
zehn  Gesetzbüchern  seit  1870  die  Cantone  Zürich,  nach  seinem 
alten  Gesetzbuch,  Solothurn  und  St.  Gallen,  entgegen  ihren  frühern 
Gesetzen,  in  Nachahmung  Zürichs  mit  der  Verschärfung,  dass 
nicht  einmal  die  Willensbestimmung  des  Anzustiftenden  nothwendig 
ist.  Zug  schliesst  ausdrücklich  die  Strafe  in  solchen  Fällen  aus. 
Das  Bundesstrafrecht  enthält  nichts  über  die  allgemeine  Strafbar- 
keit der  erfolglosen  Anstiftung. 

Die  Anreizung  und  Aufforderung  ohne  Erfolg  als  Staats- 
verbrechen hat  bessere  Erfolge  aufzuweisen,  indem  blos  drei 
Strafgesetzbücher  frei  geblieben  sind :  Zug,  Appenzell  und  Schwyz. 
Die  innere  Haltlosigkeit  ergiebt  sich  aus  den  Principien,  den  De- 
batten der  gesetzgeberischen  Räthe,  aus  der  Seltenheit  der  An- 
wendung  und  der   wohlbegründeten  Zurückhaltung    der   Richter. 

4.  Die  Anzeigepflicht.  —  Verweilen  wir  auch  hier  einen 
Augenblick  bei  der  Entwicklung  der  Gesetzgebungen.  Die  An- 
zeigepflicht in  der  besondern  Bedeutung,  man  kann  sagen  im 
System  des  alten  Rechts,  ist  bereits  (S.  41)  behandelt  worden. 
Die  altern  Particularrechte  stellen  die  allgemeine  Pflicht  für  Jeder- 
mann auf,  bevorstehende  Verbrechen,  von  welchen  man 
Kunde  hat,  zur  Anzeige  zu  bringen  oder  sie  zu  verhindern,  wenn 
es  ohne  eigene  Gefahr  geschehen  kann,  so  das  preussische  Land- 
recht, das  österreichische  St.  G.  B.  und  das  bayrische  St.  G.  B. 
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von  1813  (Art.  78).  Die  Unterlassung  der  Anzeige  wurde  als 
negative  Beihülfe  oder  Begünstigung  bestraft.  Der  Code  penal 
von  1810  enthielt  harte  Bestimmungen  de  la  revelation  et  de  la 
non-revelation  des  crimes  qui  compromettent  la  sürete  de  Tetat; 
sie  wurden  später  aufgehoben. 

Die  schweizerischen  Strafgesetzbücher  vor  1830  waren  »ehr 
zurückhaltend  und  es  zeigt  sich^  dass  ein  Gegensatz  zum  Recht 
der,  andern  Länder  besteht.  Den  vollwichtigsten  Ausdruck  hat 
dies  in^  Luzern  empfangen,  wo  Casimir  Pfyffer  mit  einer  durch- 
schlagenden Rede  im  gesetzgebenden  Körper  die  Aufnahme  einer 
Bestimmung  über  Denunciationspflicht  in's  Luzemer  Gesetzbuch 
von  1827  verhinderte.  Was  Pfyffer  aus  wissenschafdichen  und 
principiellen  Gründen  verfochten,  darauf  konnte  er  20  Jahre 
später  mit  berechtigtem  Stolze  in  eigener  Sache  verweisen  (Leuen- 
mord).  Möchte  das  HeiUgthum  der  Principien  in  den  Conse- 
quenzen  stets  so  gewahrt  werden ! 

In  der  Periode  vor  1830  hat  nur  das  St.  G.  B.  von  St 
Gallen,  im  Anschluss  an  das  bayrische,  die  volle  Pflicht  zur  An- 
zeige eines  jeden  Verbrechens  für  Jedermann  aufgestellt.  Bei 
schweren  politischen  Verbrechen  haben  die  Anzeigepflicht  aufge* 
stellt  Tessin,  Genf,  Aargau,  Basel,  letzteres  auch  bei  Mord.  Gar 
keine  Anzeigepflicht,    nicht   einmal    bei  HochveiTath,  hat  Luzern. 

In  der  Periode  von  1830 — 1848  tritt  in  Deutschland  eine 
lebhafte  wissenschaftliche  und  publicistische  Opposition  gegen  die 
Bestrafung  der  Nichthin  der  ung  und  der  Nichtanzeige  im  Anschluss 
an  die  Verurtheilung  Jordan's  in  Hessen  und  die  Aufhebung  der 
berüchtigten  Bestimmungen  des  Code  penal  (Gesetz  v.  1832)  ein. 

In  den  Kammern  wurde  manches  Trefl^inde  gesagt  und  die 
Entwürfe  sind  beschränkend,  allein  diese  Anläufe  hatten  einen 
nachhaltigen  Erfolg  in  der  deutschen  Gesetzgebung  nicht.  Nur 
Hannover  Hess  eine  wesentliche  Beschränkung  eintreten,  während 
Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Braunschweig  die  Anzeigepflicht 
für  Jedermann  bei  einer  grossen  Zahl  von  poUtischen  und  ge- 
meinen Verbrechen  mit  harter  Strafdrohung  bestehen  Hessen  (vgl. 
Braunscliweig  §  48). 

Die  Grossstaaten  Preussen,  Oesterpeich,  Bayern  beharrten 
auf  dem  alten  Standpunkt, 

Von  den  sieben  schweizerischen  Gesetzbüchern  von  1 830  bis 
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1848  spricht  nur  ein  einziges,  dasjenige  von  Thurgau  1841, 
welches  auch  in  andern  Stücken  blindlings  fremdes  Recht  nach- 
ahmt, von  einer  allgemeinen  Anzeigepflicht  (§§  61,  62).  Strafe: 
Gefangniss,  Geldbusse  oder  Verweis.  Die  übrigen  Gesetzbücher 
«teilen  theils  eine  gesetzliche  Anzeigepflicht  gar  nicht  auf:  Luzem, 
Waadt,  oder  sie  stellen  Anzeigepflicht  auf,  aber  beschränkt  auf  be- 
sonders zur  Anzeige  Verpflichtete  (Beamte,  Eltern,  Vormünder, 
Pfleger):  Zürich,  Luzern  (für  begangene  Verbrechen  Art.  53),  oder 
endlich  sie  stellen  sie  auf  bei  schweren  Staatsverbrechen:  Basel, 
Schafi^hausen,  Zürich. 

Bern  erliess  1832  (7.  Juli)  ein  Gesetz  über  Aufruhr  imd 
Hochverrath  in  Abänderung  des  helvetischen  St.  G.  B.,  worin 
die  Pflicht  zur  Anzeige  und  Verhinderung  des  Hochverraths  für 
Jedermann  aufgestellt  war  (§§  2,  3)  nach  dem  Vorbild  des  Code 
penal,  was  wohl  nicht  geschehen  wäre,  wenn  die  fast  gleichzeitige 
Abschafl^ung  der  Musterartikel  in  Frankreich  in  Wirkung  getreten 
wäre.  Veranlassung  gaben  die  innern  und  äussern  Bedrängnisse 
der  Schweiz  und  des  Vororts.  Durch  das  Freischaarengesetz  von 
von  1845  wurden  die  Beamten  ausserordentlich  verpflichtet,  Com- 
plotte  und  Unruhen  anzuzeigen  oder  zu  verhindern. 

Von  den  15  Strafgesetzbüchern  der  Periode  von  1848  bis 
1870  haben  zehn  kein  Unterlassungsverbrechen  der  Nichtanzeige 
oder  Nichtverhinderung  und  zwar  weder  bei  der  Theilnahme,  noch 
bei  den  Staatsverbrechen,  noch  bei  den  Vergehen  der  Beamten. 
Fünf  haben  noch  die  allgemeine  Pflicht,  bevorstehende  Verbrechen 
anzuzeigen  oder  zu  verhindern :  Glarus,  Schaff  hausen,  St.  Gallen, 
Graubünden,  Obwalden.  —  Graubünden,  St.  Gallen,  Obwalden  sind 
rückständige  Producte;  das  erstere  hat  noch  die  complicirten 
Complottbestimmungen ;  Obwalden  ist  wie  nach  alten  Collegien- 
heften  redigirt,  St.  Gallen  steht  auf  dem  Boden  gemeinrechtlicher 
Unterscheidungen.  —  Schaff  hausen  hatte  im  alten  Gesetzbuch  das 
Delict  nicht,  Glarus  nahm  einfach  einen  Grundsatz  seines  Land- 
rechts (Art.  270)  betreffend  Anzeige  und  Einbringung  von  Todt- 
schlägem  und  Mördern  in's  neue  Gesetz  auf.  Vorwiegend  waren 
die  deutschen  St.  G.  B.^  welche  alle  das  Delict  hatten,  von  Ein- 
fluss  gewesen.  Wenn  aber  trotzdem  zehn  Gesetzbücher  das  De- 
lict nicht  aufnahmen,  so  darf  darin  wohl  die  Kundgebung  einer 
berechtigten  Eigenthümlichkeit  gesehen  werden. 

pfenninger,  Schweiz.  Strafrecht.  51 
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Besonders  hervorzuheben  ist^  dass  das  Bundesstrafgesetzbuch 
Unterlassungsverbrechen  nicht  aufgestellt  hat,  weder  allgemein 
noch  bei  Hoch-  und  Landesverrat}!,  noch  kennt  es  eine  besondere 
Anzeigepflicht  für  Beamte,  anderseits  beachteten  die  französischen 
Cantone  die  Verbesserung  des  Code  von  1892. 

In  der  Periode  von  1870  bis  zur  Gegenwart  hat  von  zehn 
Gesetzbüchern  kein  einziges  die  allgemeine  Anzeige-  und  Ver- 
hinderungspflicht Die  früher  dominirende  Stellung  bei  den  poli- 
tischen Verbrechen  ist  vollständig  verschwunden,  während  sie  im 
deutschen  St.  G.  B.  noch  begründet  ist  (§  139  nach  dem  preossi- 
schen  St.  G.  B.).  In  der  reducirten  Gestalt  der  Anzeige-  oder 
Verhinderungspflicht  aus  der  besondern  Stellung  als  Beamte  oder 
Eltern  und  Vormünder  kennen  sie  blos  drei  Cantone;  Zürich, 
Appenzell,  St.  Gallen.  Das  erstere  war  hier  vorbildlich  gewesen 
wie  bei  der  erfolglosen  Anstiftung  und  strafbaren  Anreizung  (in- 
direct  Hannover).  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  hat  die  Anzeige- 
pflicht für  Jedermann  nicht  nur  bei  politischen,  sondern  auch 
bei  andern  schweren  Verbrechen  und  es  fehlt  nicht  an  Stimmen 
der  Wissenschaft,  welche  verlangen,  dass  grundsätzlich  die  Nicht- 
anzeige in  weiterem  Umfange  bestraft  werden  sollte  {Met/er^ 
Geriehtssaal  1881.  S.   181). 

c)  Gehülfen  Schaft.  1.  Die  Gesetzbücher  sind  in  der 
Bestimmung  der  Gehülfenschaft  sehr  verschieden.  Zwar  sind  die 
alten  Unterscheidungen  in  Haupt-  und  Nebengehülfen  durchweg 
aufgegeben,  aber  noch  macht  sich  der  alte  Unterscliied  zwischen 
französischer  und  deutscher  Auffassung  geltend  und  die  G.  B. 
deutschen  Charakters  sind  unter  sich  selbst  nach  Form  und  Inhalt 
der  Definition  ohne  Uebereinstimmung.  Neben  kurzen  treffen- 
den Sätzen  findet  man  solche  von  grosser  Umständlichkeit«  Die 
Strafe  ist  theils  durch  ein  Maximum,  theils  durch  die  allgemeine 
Bezeichnung,  dass  der  Gehülfe  geringer  zu  bestrafen  sei  als  der 
Urheber,  theils  durch  Maxima  imd  Minima  mit  Zugrundelegung 
der  Unterscheidung  der  Schwere   der  Verbrechen  bestimmt. 

Einfache  Sätze  von  je  einem  Paragraphen  haben  Zürich, 
Basel,  Appenzell,  Sehwyz,  St.  Gallen:  Gehülfe  ist,  wer 
wissentlich  durch  Rath  oder  That  die  Verübung  des  Verbrechens 
förderte  (oder  wer  wissentlich  Hülfe  leistete). 
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Die  originelle  Zusammenfassung  aller  Theilnehraer  im  schwy- 
zerisehen  St.  G.  B.  ist  bereits  hervorgehoben  (8.  793). 

Das  deutsche  St.  G.  B.  (§  49)  ist  in  der  Bestimmung  kurz, 
aber  in  der  Strafdrobung  umständlieh.  Solothurn  hat  wörtlich  den 
ganzen  §  49  copirt.  —  Verschieden  sind  die  St.  G.  B.  von 
Tessin  und  Genf  einerseits,  und  dasjenige  von  Freiburg  ander- 
seits. T  es  sin  bestimmt  als  Complicen,  wer  zum  Verbrechen 
absichtlich  anreizte  (ohne  die  Mittel  der  Anstiftung  §  56),  In- 
struction oder  Wegleitung  zur  Ausführung  gab  oder  Begünstigung 
zusagte,  wissentlich  Instrumente  oder  Waffen  lieferte,  wissentlich 
Hülfe  zur  Vorbereitung  oder  Erleichterung  des  Verbrechens  leistete. 
Ebenso  bestimmt  Genf.  Beide  bestrafen  den  Complicen  milder 
als  den  Thäter  innerhalb  strenger  Grenzen:  Genf  bei  lebensläng- 
lich angedrohtem  Zuchthaus  Reclusion  von  10 — 20  Jahren;  bei 
zeitlichem  mindestens  Y*  — V*  der  Urheberstrafe,  Tessin  je  nach 
Betheiligung  in  Graden  weniger,  wobei  auch  die  Thätigkeit  des 
Hauptgehülfen  hervorgehoben  wird.  —  Frei  bürg  bewährt  auch 
hier  seinen  Sondercharakter  in  überwuchernden  doctrinellen  Sätzen; 
es  exemplificirt  und  giebt  Anleitungen  über  die  Wirkung  persön- 
licher Verhältnisse  (Art.  49),  voraussehbarer  erschwerender  Um- 
stände (50),  über  Verhinderungsversuch  (51),  Complott  (52.  53), 
Verbrechen  von  Mitgliedern  einer  Corporation  oder  Behörde  (54) ; 
Strafe:  in  dem  schwersten  Falle  5 — 30  Jahre  Zuchthaus,  im 
Uebrigen  bis  ^/4  der  für  den  Thäter  angedrohten  Strafe. 

In  der  Strafdrohung  zeigt  sicli  grosse  Verschiedenheit.  Die 
Ansetzung  eines  Minimum  ist  aus  allgemeinen  Gründen  zu  verwerfen, 
und  ebenso  eines  Maximum,  weil  eine  willkürliche  Grenze  gesetzt 
wird.  Es  könnte  blos  in  Frage  kommen,  ob  nicht  die  Bestim- 
mung aufzunehmen  sei,  dass  der  Richter  unter  den  Mindestbetrag 
der  gesetzlichen  Strafe  hinabgehen  oder  eine  mildere  Strafart 
wählen  kann,  und  dies  hängt  ab  von  der  Methode  der  Straf- 
drohung und  der  Ordnung  der  Freiheitsstrafen.  Selbstverständ- 
lich ist,  dass  der  Ricliter  die  Beihülfe  zu  schweren  Verbrechen 
hoch,  zu  leichtern  Vergehen  entsprechend  gering  anschlägt. 

2.  Specielle  und  generelle  Theilnahme  sind  in  einigen  Ge- 
setzbüchern besonders  hervorgehoben.  Specielle  Theilnehmer  am 
Verbrechen  nennt  man  Diejenigen,  bei  welchen  die  besondern 
Verhältnisse  sich  wiederfinden,    durch  welche  das  Verbrechen  für 
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den  Thäter  seinen  Thatbestand  erhält,  generelle,  bei  welchen 
diese  Verhältnisse  oder  Beziehungen  nicht  vorhanden  sind.  Einer- 
seits wird  aufgestellt,  Jeder,  der  bei  einem  Verbrechen  mitgewirkt, 
sei  nach  dem  besondern  Thatbestande,  der  (är  ihn  sich  heraus- 
stelle, zu  bestrafen-,  anderseits,  jeder  Theilnehmer  sei  nach  dem 
Thatbestande  zu  beurtheilen,  der  für  den  Thäter  vorliege. 

Principiell  aufgefasst,  ist  die  Theilnahme  abhängig  von  der 
That.  Diese  ist  für  den  Theilnehmer  massgebend,  sie  kann  keine 
selbständige  andere  sein. 

Vgl.  Temmef  Lehrbuch  des  preussischen  St.  R.  S.  356. 
Lehrbuch  des  schweizerischen  St.  R.  S.  230.  Liszt,  Lehrbach 
des  deutschen  St.  R.  3.  Aufl.  S.  333. 

Diese  principielle  Auffassung  ist  auch  die  richtige.  „Jeder 
Theilnehmer  wird  durch  seine  Theilnahme  zu  einem  speciellen 
Theilnehmer  der  Handlung  des  eigentlichen  Thäters,  muss  also 
nach  dem  Thatbestande  beurtheilt  werden,  der  für  den  Th&ter 
vorliegt,  allerdings  vorbehaltlich  der  Zumessung  der  Strafe  nach 
besonders  vorliegenden  Momenten."  Anwendungen  dieser  Auf- 
fassung sind:  1.  Der  schwerere  sowohl  wie  der  leichtere  für  den 
Thäter  vorliegende  Thatbestand  ist  massgebend  fiir  die  Bestrafung 
der  sämratlichen  Theilnehmer,  unbeschadet  der  verschiedenen 
Strafzumessung  fiir  die  Einzelnen.  2.  Ist  die  That  für  den  Thäter 
gar  kein  Verbrechen,  so  sind  auch  die  sämmtlichen  Theilnehmer 
straflos.  -3.  Sind  mehrere  Mitthäter  vorhanden,  so  kann  nur  der 
für  einen  von  ihnen  vorhandene  schwerste  Thatbestand  für  die 
Bestrafung  aller  massgebend  sein.  4.  Die  aufgestellten  Sätze 
gelten  namentlich  auch  für  Amtsverbrechen.  5.  Sie  gelten  auch 
für  Begünstigung. 

Das  deutsche  St.  G.  B.  hat  jenen  Grundsatz  in  wesentlicher 
und  auffallender  Weise  durchbrochen,  indem  es  in  §  50  aufsteUte, 
dass,  wenn  das  Gesetz  die  Strafbarkeit  einer  Handlung  nach  den 
persönliclien  Eigenschaften  oder  Verhältnissen  Desjenigen,  welcher 
dieselbe  begangen  hat,  erhöht  oder  vermindert,  die  besondem 
Tliatumstände  dem  Tliäter  oder  demjenigen  Theilnehmer  zuzu- 
rechnen sind,  bei  welchem  sie  vorliegen. 

]\Iit  Recht  wird  die  Frage  der  speciellen  und  generellen 
Theilnahme  in  den  St.  G.  B.  übergangen. 

Das  zürclicrische  Strafgesetzbuch  bestimmt  hierüber  allgemein 
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nichts  (vgl,  §  132).  Basel  hatte  in  seinem  alten  St.  G.  B.  den 
Grundsatz  aufgestellt,  dass  jeder  Theilnehmer  nur  nach  dem  für 
ihn- vorliegenden  Thatbestand  beurtheilt  werden  soll.  Ohne  eine 
besondere  ausführliche  Bestimmung  sagt  das  neue,  dass  der  An- 
stifter bestraft  wird,  wie  wenn  er  das  Verbrechen  selbst  begangen 
hätte,  ebenso  der  Gehülfe,  jedoch  der  letztere  nach  den  über 
Bestrafung  des  Versuchs  aufgestellten  Grundsätzen  niedriger. 
Freiburg  bestimmt  §  49 :  Die  aus  den  persönlichen  Verhältnissen 
entstehende  Erschwerung  oder  Milderung  ist  nur  auf  denjenigen 
Urheber  oder  Gehülfen  anwendbar,  den  diese  Verhältnisse  be- 
treffen. Ebenso  Genf  §  47,  Tessin  §§  58  u.  59,  Solothurn  §  33 
(wörtlich  gleich  §  50  des  deutschen  St.  G.  B.).  Appenzell, 
Schwyz,  St.  Gallen  bestimmen  nichts  über  den  Einfluss  der  per- 
sönhchen  Verhältnisse  (Zug).  Temme  hat  bereits  zu  den  St.  G.  B. 
der  vorangehenden  Periode  bemerkt,  dass  die  meisten  mit  Recht 
diese  Frage  übergangen  hatten,  und  man  kann  für  die  neuere 
Gesetzgebung  nur  ein  gleiches  Verhalten  als  richtig  anerkennen, 
trotz  dem  Vorgang  des  deutschen  St.  G.  B.  Vollends  ist  ein 
solcher  Artikel  unnöthig,  wo  die  Weite  des  Strafrahmens  oder 
der  Wegfall  der  Minima  und  die  Vereinfachung  der  Verbrechens- 
thatbestände  in  der  Strafzumessung  persönliche  Verhältnisse  als 
Strafmehrungs-  oder  -Minderungsgründe  in  ausreichendem  und  der 
Gerechtigkeit  entsprechendem  Masse  zu  würdigen  gesta,tten, 

d)  Sind  die  doctrinellen  Sätze  aus  der  gesetzlichen  Fest- 
stellung eliminirt  und  ist  an  den  nothwendigen  Bestand  die  For- 
derung grösster  Einfachheit  erhoben,  so  obliegt  noch  die  Pflicht, 
näher  zu  bezeichnen,  wie  sich  dem  entsprechend  die  Theilnahme 
in  gesetzlicher  Formulirung  etwa  zu  gestalten  hätte. 

In  Bezug  auf  Anstiftung  haben  wir  dargethan,  dass  sowohl 
die  Specification  als  die  Exemplification  zu  verwerfen  sind.  Der 
Kern  wäre  in  die  Worte  zu  fassen :  Anstifter  ist  Derjenige,  der 
vorsätzlich  den  Thäter  zur  begangenen  That  bestimmt  hat. 

Prüfen  wir  diese  kürzere,  das  Wesen  erfassende  Bestimmung, 
80  finden  wir,  dass  sie  eine  blosse  Umschreibung  des  mit 
dem  Worte  gegebenen,  sprachgebräuchlichen,  sowohl  juristisch 
wie  volksthümlich  einfachen  Begri f f e s  ist,  dass  daher 
die  Definition  oder  eine  gesetzliche  Umschreibung 
überflüssig    erscheint   und  zu  dem   andern  Ueberflüssigen  ge- 
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legt  werden  kann.  Ist  dies  richtig,  so  empfiehlt  es  »ich,  den  Be- 
griff mit  dem  einzigen  Worte  auszudrücken. 

In  Bezug  auf  Beihülfe  sehen  wir  über  die  Mannigfaltigkeit 
und  die  Zufälligkeiten  der  geltenden  Gesetzbücher  hinweg  auf 
die  geschichtliche  Entwicklung  der  Lehre  und  Gesetzgebung. 
Wenn  wir  uns  die  Menge  der  Eintheilungen  und  die  Unzahl  von 
Streitfragen,  welche  die  Wissenschaft  daran  geknüpft  hat,  gegen- 
wärtig halten  und  damit  vergleichen,  wie  ungenügend  sich  all*  das 
in  der  Praxis  zeigte,  so  müssen  wir  in  der  Rückkehr  zu  einfachen 
Bestimmungen  einen  wissenschaftlichen  und  pi'aktischen  Fortschritt 
erkennen  und  alle  jene  Bereicherungen,  welche  der  überwuchernde 
Lehrstreit  in  die  Gesetze  hineingebracht  hat,  ausser  Gesetz  er- 
klären. 

Mögen  sie  ihrer  Zeit  zeitbedingte  Berechtigung  gehabt  haben, 
als  man  glaubte,  im  Gesetz  Alles  entscheiden  und  bestimmen 
und  die  Feinheit  in  der  ausgeklügelten  Anpassung  reicher  Straf- 
abstufungen  im  Anschluss  an  die  hervorgebrachten  Distinctionen 
suchen  und  den  Richter  möglichst  binden  zu  müssen.  Heute  haben 
sie  jedenfalls  diese  Berechtigung  im  Gesetz  nicht  mehr  und  selbst 
die  Doctrin,  welche  die  vielfache  Anwendung  und  den'  Reichthum 
der  Casuistik  zu  entwickeln  und  systematisch  zu  binden  hat, 
wird  sich,  angesichts  der  veränderten  Methode  der  Oesetzgebung 
und  der  veränderten  freieren  Stellung  des  Richters,  mit  jenem 
Reichthum  abzufinden  und  ihre  Schätze  mehr  in  der  Tiefe  neuer 
Aufgaben  zu  suchen  haben. 

Heute  haben  jene  Bestimmungen  im  Gesetz  aufgehört  zu 
existiren  und  man  begnügt  sich,  den  Kern  der  Sache  einfach  «u 
bezeichnen:  Gehülfe  ist,  wer  durch  Rath  oder  That  wissentlich 
Hülfe  geleistet  hat. 

Auch  hier  ist  zu  wiederholen,  was  von  der  Anstiftung  gesagt 
wurde :  Die  nähere  Prüfung  ergiebt,  dass  diese  kutze,  das  Wesen 
erfassende  Bestimmung  eine  blosse  Umschreibung  des  mit  dem 
Worte  gegebenen  sprachgebräuchlichen,  sowohl  juristisch  wie  volks- 
thümlich  einfachen  Begriffs  ist  xmd  dass  daher  die  Umschi-eibung 
als  überflüssig  erscheint.  Die  Unterstützung,  die  Förderung  des 
Thäters  kann  eine  physische  oder  psychische  sein,  durch  Rath 
oder  That.  Alle  Versuche  einer  nähern  gesetzlichen 
Begrenzung  durch    Definition  oder   Specification  müssen    sich 
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unzulänglich  erweisen  und  die  Schwierigkeiten  vermehren, 
welche  im  concreten  Fall  die  Unterordnung  der  Handlung  bieten 
kann.  (Mitthäterschaft.)  Es  giebt  nur  ein  Mittel:  grösste  Ein- 
fachheit der  Bestimmung  und  freies  Ermessen  des 
Richters.  Die  einfachste  wie  veretändlichste  ist  die  Bezeichnung 
des  Begriffs  mit  dem  einfachen  Wort  wie  bei  der  Anstiftung.  Man 
könnte,  vollkommen  genügend,  sagen:  Der  Gehülfe  wird  milder 
bestraft  als  Thäter  und  Anstifter,  oder  die  ganze  Theilnahme  aus- 
reichend und  klar  zusammenfassen: 

Urheber  (Anstifter)  sind  mit  der  vollen,  die  Gehülfen  mit 
einer  mildern  Strafe  zu  belegen,  nach  Massgabe  ihrer  Betheiligung. 
Umschreibungen  fügen  nichts  hinzu,  was  nicht  selbstverständlich 
wäre,  aber  jedes  Zuviel  ist  vom  Uebel. 

Selbst  die  Form  von  Schwyz,  welche  wir  angeführt  haben, 
genügt  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit,  dass  die  Strafe  der 
Schuld  in  der  Bethätigung  der  Handlung  angepasst  sei.  Wenn 
in's  Auge  gefasst  wird,  welcher  Art  die  Betheiligung  als 
Mitthäter,  Anstifter,  Gehülfe  sein  kann  und  wie  ver- 
schieden die  Gesetzbücher  die  Merkmale  bezeichnen,  wie 
vielumstritten  der  Charakter  des  Rat h es,  der  Hülfe  war 
und  ist,  und  wie  die  Entscheidung,  ob  die  Handlung  im 
concreten  Fall  als  Mitthäterschaft  oder  Anstiftung  oder  Beihülfe ' 
zu  bestrafen  sei,  sehr  streitig  werden  kann  —  und  wie 
dagegen  das  reelle  Ergebniss,  die  auferlegte  Strafe 
bei  der  einen  wie  bei  der  andern  Entscheidung  völlig  gleich 
aein  kann  —  so  verlieren  die  gesetzlichen  Unter- 
scjieidungen  ihren  Wert h. 

X.  Specieller  Theil.  —  a)  Begränzung  der  Aufgabe. 
Nachdem  den  allgemeinen  Lehren  eine  ausführliche  Behandlung  in 
Vergleichung  mit  dem  deutschen  St.  G.  B.  und  gemessen  an  den 
aufgestellten  Principien,  zu  Theil  geworden  ist,  nachdem  femer 
die  einzelnen  Delicte  in  der  Entwicklung  ihrer  Thatbestände  dar- 
gestellt worden  sind  seit  dem  Beginne  der  Codification  und  die 
grossen  Perioden  des  Strafrechts  hindurch,  kann  nicht  die  Rede 
sein  von  einer  gleich  ausführlichen  Behandlung  des  speciellcn 
Theils,  denn  dies  entspricht  weder  der  Aufgabe  noch  dem  streng 
begrenzten  Raum,  noch  den  organischen  Verhältnissen  der  Ge- 
sammtarbeit. 
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Wir  beschränken  uns  darauf,  dasjenige,  was  grundsätzlich 
entwickelt  und  auf  die  Einzelheiten  des  allgemeinen  Theils  kritisch 
und  constructiv  angewandt  wurde,  an  den  Normalddicten  Tödtung, 
Körperverletzung,  Ebrverletzung,  Diebstahl  und  Unterschlagong- 
hervortreten  zu  lassen  und  zwei  Partien  ausfuhrlicher  zu  behandeln : 
die  Ehrverletzung  und  als  Grundlage  und  Richtung  der  Fort- 
bildung: dasalteRecht. 

Jene  haben  wir  durchgeführt  in  ihrer  Gestalt  im  System  de* 
alten  Friedensrechts  (S.  29  ff.  45  ff.  132  ff.),  in  der  FortbUdung 
und  Umbildung  in  der  gemeinrechtlichen  xmd  particularrechtlicheii 
Periode  und  endlich  in  der  heutigen  Gestalt  in  den  Can tonen,  und 
wir  haben  einen  grundsätzlichen  Unterschied  zwischen  deutschem 
und  schweizerischem  Recht,  ruhend  auf  Verschiedenheit  der  Auflas- 
sung und  der  Verschiedenheit  der  Staats-  und  Lebensverhältnisse^ 
constatirt. 

Dieses  haben  wir  zum  Ausgangspunkt  genommen,  den  Kern 
und  Geist  des  alten  Friedensrechts  in  seinen  positiv  rechtlichen 
Aeusserungen  im  Zusammenhang  dargestellt,  die  Grundziige  in 
der  Fortbildung  der  cantonalen  Gesetzbücher  nachgewiesen  und 
die  Rückkehr  zu  jenen  Grundsätzen  und  theilweise  zu  denselben 
Formen  als  Aufgabe  der  Wissenschaft  und  der  Gesetzgebung 
bezeichnet.  Was  Ausgangspunkt  war  und  in  consequenter  Ge- 
schlossenheit das  Ganze  beherrscht,  das  fögt  sich  nun  als  Schluss- 
stein in  das  fertige  Gewölbe. 

h)  Die  Ehr  Verletzung.  —  1.  Wir  haben  (S.  132  ff.) 
das  Wesen  der  Ehre  im  alten  Recht  und  die  Bedeutung  der 
Strafgrösse  für  ihre  Verletzung,  sowie  die  besondem  Satzungen, 
welche  in  den  Urcantonen  aufgestellt  wurden,  im  Hinblick  auf 
deren  Werth  für  das  heutige  Recht  betrachtet  und  besonderes  Ge- 
wicht auf  die  Beantwortung  der  Frage  gelegt:  Wie  kann  ein  hoh^ 
Ehrbegriff  bei  geringer  Strafdrohung  bestehen?  Es  ist  dann  ge- 
zeigt worden,  wie  trotz  eines  hohen  Ehrbegriffs  sehr  geringe 
Strafen  gedroht  sind  und  durch  welche  andern  Mittel  die  Ehre 
vor  den  Genossen  geschützt  und  hergestellt  wurde.  Es  ist  als- 
dann bei  den  einzelnen  Gesetzbüchern  der  ersten  Periode  der 
Gestaltung  der  Injurien  besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet  und 
zum  Schlüsse  zusammenfassend  dargethan  worden,  wie  in  Begriff' 
und  Strafe  im  Anschluss  an  das  alte  Recht  eine  andere  Behaad- 


80» 

lung    als    im    bayrischen    und    österreichischen   Gesetzbuch    statt 
hatte.  (S,  227  fF.) 

Denselben  Gang  haben  wir  in  der  folgenden  Periode  bei 
-den  einzelnen  Gesetzbüchern  und  schliesslich  zusammenfassend  in 
Rücksicht  auf  die  deutschen  Entwürfe  verfolgt  (vgl.  S.  297).  In 
der  Periode  von  1848  bis  1870  ist  dasselbe  Verfahren  beobachtet 
und  schliesslich  eingehend  (S.  522 — 530)  die  Behandlung  der 
Injurien  in  den  cantonalen,  zum  Theil  noch  geltenden  Gesetz- 
büchern zur  Darstellung  gebracht  worden,,  wobei  besonders  auf 
die  geringe  Strafe  für  Ehrverletzungen  im  Vergleich  mit  dem 
preussischen  und  östeiTcichischen  Gesetzbuch  hingewiesen  wurde. 
Zur  letzten  Periode  seit  1870  übergehend,  ist  zunächst  zu  con- 
statiren,  dass  unter  dem  Einfluss  des  deutschen  Strafgesetzbuches 
die  Tendenz  zur  Verschärfung  der  Strafen  und  zum  Theil  wirk- 
liche Verschärfung  eingetreten  ist. 

Trotzdem  zeigt  die  Vergleichung,  dass  auch  heute  noch  jener 
in  seiner  Wurzel  nachgewiesene  Grundzug  die  schweizerischen 
Gesetzbücher  charakterisirt  und  dass  heute  noch  in  den  meisten 
eine  unvergleichlich  milde  Strafe  besteht. 

In  welchem  Zusammenhang  dies  steht  mit  der  Auffassung 
der  Ehre,  mit  der  Scheu  vor  Gefangnissstrafen  und  mit  den 
Staatseinrichtungen,  dem  garantirten  freien  Wort  und  dem  rück- 
haltlosen Recht  der  Kritik  und  des  Aussprechens  der  Wahrheit, 
ist  an  anderer  Stelle  erörtert. 

2.  Alle  Gesetzbücher  trennen  Verleumdung  und  Be- 
schimpfung. —  Beschimpfung  sind  alle  geringern  Injurien^ 
die  nicht  Verleumdung  sind,  so  geringfügige  Thätlichkeiten,  dass 
sie  nicht  unter  den  Begriff  der  Körperverletzung  fallen,"  das  un- 
besonnene Verbreiten  falscher  Gerüchte,  welche  den  Beschuldigten 
m  der  öffentlichen  Meinung  herabwürdigen.  (Vgl.  St.  G.  B.  von 
Zürich  1835,  §  196.  Glarus  1867,  §  104.  Zürich  1871,  §  152.) 
—  Verleumdung.  Gemeinsam  sind  die  Erfordernisse  der  Be- 
hauptung oder  Verbreitung  unwahrer  ehrenrühriger  Handlungen 
oder  Thatsachen  mit  dem  Bewusstsein  der  Unwahrheit  gegenüber 
Dritten. 

Die  Gesetzbücher  variiren  in  Bezug  auf  die  nähere  Be- 
zeichnung dieser  behaupteten  Thatsachen  nach  ihrem  Charakter 
und  ihrem  Erfolg.  Einige  verlangen,  dass  sehr  ernste  Thatsachen 
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Verbreitet  sein  müssen :  solche^  die  ein  Verbrechen  oder  Vergehen 
darstellen  oder  die  dem  Hass  und  der  Verachtung  aussetzen,  wo- 
durch die  Weiterung  „oder  solche,  die  in  der  öffentlichen  Mei- 
nung herabzuwürdigen  geeignet  sind"  ebenfalls  ein  strengeres 
Oepräge  erhält,  so  Zürich,  Freiburg,  Tessin,  Appenzell  (bestimmte 
im  Strafgesetz  bedrohte  Handlung),  Schwyz  (Luzemer  Polizei- 
sti'afgesetz  §  90),  St.  Gallen.  Andere  verlangen  nur  Verbreitung 
von  Thatsachen,  die  geeignet  sind,  den  Beschuldigten  in  der 
t)ffentlichen  Meinung  herabzuwürdigen  (Basel,  Solothurn,  Zug), 
was  insofern  besser  ist,  als  die  Herabwürdigung  in  der  öffentlichen 
Meinung  selbstverständlich  die  Fälle  des  Vorwurfs  von  Verbrechen 
«nd  von  Thatsachen,  die  Hass  und  Verachtung  erzeugen,  ein- 
«chliesst. 

Ein  erheblicher  Unterschied  besteht  darin,  dass  nach  dem 
Vorgang  des  deutschen  St.  G.  B.  einige  Gesetzbücher  die  ver- 
leumderische Creditgefährdung  aufgenommen  haben.  Mit 
Recht  hat  Berner  gegen  diese  Position  scharfe  Kritik  geübt.  Die 
Creditgefährdung  ist  aufgenommen  von  Basel,  Freiburg,  Solotlium, 
Zug,  St.  Gallen. 

Ein  anderer  Gegenstand  der  Verschiedenheit  ist  die  Amts- 
ehrverletzung. Einige  Gesetzbücher  haben  dieselbe  noch  als 
besonderes  Delict  aufgestellt,  die  andern  behandeln  sie  als  Schär- 
fungs-  oder  auch  blos  als  Strafmehrungsgrund,  oder  lassen  sie 
vollständig  in  den  Vorschriften  für  die  Nichtamtsmenschen,  was 
das  Richtige  ist,  aufgehen.  Besonders  aufgestellt  ist  sie  in  Appen- 
zell, Tessin,  Genf,  Freiburg,  Schwyz  (Luzem) ;  als  Strafschärfungs- 
grund angeführt  in  Basel  und  St.  Gallen  (Verdoppelung  der  Straf- 
drohung)- als  Strafmehrungsgrund  in  Zürich  und  Zug  und  gar 
nicht  erwähnt  ist  sie  mit  Recht  in  Solothurn. 

Aus  der  Verfassung  des  Cantons  Zürich,  welche  die  bereits 
Angeführte  Stelle  iiber  Wahrheitsbeweis  und  Straflosigkeit 
gewisser  Ehrverletzungen  aufgenommen  hatte,  kam  der  Satz  in 
das  zürcherisclie  Strafgesetz  und  von  hier  in  andere  Gesetzbücher: 
Die  Veröffentlichung  oder  Verbreitung  einer  wahren  Thatsache, 
wenn  sie  auch  der  Ehre  des  Betreffenden  nachtheilig  ist,  jedoch 
mit  redlichen  Motiven  und  rechtlichen  Endzwecken 
geschah,  wird  nicht  bestraft.  —  Wenn  jedoch  aus  der  Art 
der  Erzählung   oder    ihrer  Verbreitung  hervorgeht,    dass   dieselbe 
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keinen  andern  Zweck  hatte,  als  dem  Angegriffenen  Schaden 
zuzufügen  oder  ihn  dem  Spott  und  der  Verachtung  auszusetzen, 
wird  die  Aeusserung  als  Beschimpfung  bestraft.  —  So  bestimmt 
neben  Zürich  Solothurn  und  mit  andern  Worten  Appenzell 
(„keinen  andern  Zweck  hatte  als  Beschimpfung")  und  in  An- 
lehnung an  Zürich  St.  Gallen.  —  Die  Festsetzung  des  zürche- 
rischen G.  B.  geht  weiter  als  §  192  des  deutschen  St.  G.  B., 
da  hier  jedenfalls  Strafe  der  Beschimpfung  (Beleidigung)  eintritt, 
wenn  das  Vorhandensein  einer  Beleidigung  aus  der  Form  der 
Behauptung  oder  Verbreitung  oder  aus  den  begleitenden  Um- 
ständen hervorgeht,  während  dort  die  Strafe  nur  dann  eintritt, 
wenn  nur  dies  beabsichtigt*  war,  wenn  die  Aussage  keinen 
andern  Zweck  hatte,  wenn  redliche  Motive  und  recht- 
liche Endzwecke  dabei  nicht  vorhanden  waren. 

Diese  weitere  Fassung  ist  durchaus  sachgemäss  und  conse- 
quent.  Das  Entscheidende  soll  sein,  dass  die  Wahrheit  ge- 
sagt wird  und  dass  redliche  Motive  und  rechtliche 
Endzwecke  vorhanden  waren,  ob  dann  aus  den  Nebenumstän- 
den oder  der  Ai-t,  oder  gar  der  Form  andere  Absichten  ge- 
schlossen werden  könnten,  fällt  ausser  Betracht,  wo  das  Erstere 
gegeben  ist.  —  Es  haben  aber  die  Position  des  deutschen  Straf- 
gesetzbuches angenommen  Basel  und  nach  ihm  Zug  und  ähnlich 
bestimmen  Freiburg  .und  Tessin. 

Die  Frage,  ob  geringere  Thätlichkeiten  in  jedem 
Fall  als  Ehrverletzung  oder  als  Körperverletzung, 
oder  als  das  Eine  oder  Andere  nach  der  Absicht  der  Be- 
gebung aufgefasst  werden  sollen,  ist  vorwiegend  nach  der 
ersten  Lösung  entschieden.  Der  Standpunkt  des  französischen 
Rechts  und  des  preussischen  Strafgesetzbuches,  jede  gegen  die 
Person  gerichtete  Thätlichkeit  als  Körperverletzung  zu  fassen,  ist 
der  objectiv  richtige;  er  entspricht  grundsätzlich  der  hohen  Auf- 
fassung von  der  Integrität  des  Körpers,  der  nicht  berührt  werden 
darf;  er  entspricht  dem  factischen  Verhältniss,  welches  klar  und 
zweifellos  im  Thatbestand  vorliegt  —  jede  Berührung  ist  Ver- 
letzung dieser  Integrität ;  er  schliesst  jede  Vermischung  im  That- 
bestand und  in  den  Folgerungen  aus.  Selbstverständlich  kann 
dabei  von  Realinjurien  nicht  die  Rede-,  eine  ei'nste  Bestrafung  der 
verletzten  Köi'j)erintegrität  ist  gerechtfertigt   und  praktisch  lassen 
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die  gesetzlichen  Strafen:  Busse,  Haft  fiir  alle  Fälle  ein  ge- 
rechtes Mass  zu.  Von  diesem  Standpunkt  aus  kommt  es  gar  nicht 
darauf  an,  ob  bei  der  Verletzung  injuriöse  Absiebt  sei,  es  kommt 
nur  in  Frage :  Ist  der  Köi'per  berührt  worden  in  einer  Weise,  dass 
der  Andere  Gnmd  hatte,  sich  zu  beklagen?  In  den  meisten  Fällen 
ist  in  ,der  Verletzung  der  körperlichen  Integrität  zugleich  eine 
Ehrbeleidigung.  Die  Ohrfeige,  die  im  Zorn  ohne  ehrverletzende 
Absicht  gegeben  wird,  ist  ehrenrührig,  das  Herdfäiligmachen  ist 
schimpflich,  es  ist  ein  Schimpf,  wenn  ein  Anderer  über  das  Eigenste^ 
was  mir  gehört  —  meinen  Körper  —  verfügt  —  durch  Hand- 
anlegen oder  Verletzung.  Sogar  in  den  blos  zutäppischen  Hand- 
anlegungen   liegt  etwas  unziemlich  Verletzendes. 

Diesem  reinen  Standpunkt  gegenüber  flihrt  derjenige  der  Aus- 
legung der  That  nach  der  jeweiligen  Absicht  zu  Verirrungen  und 
Unklarheiten  5  sie  liegen  in  der  Lehre  von  den  Realinjurien,  in  der 
Aufsuchung  und  Feststellung  der  unsichern  Absicht  an  Stelle 
des  einfachen  Factums,  in  dem  Gewirre  der  Concurrenzfalle 
von  Körper-  und  Ehrverletzung  in  derselben  Handlung  und  in  der 
Bestimmung  derjenigen  zahlreichen  Mittelfälle,  die  dem  einen  oder 
andern  Begriff  unterstellt  werden  können.  —  Nicht  geringere 
Unzuträglichkeiten,  vorwiegend  praktischer  Natur,  bringt  der  andere 
Standpunkt  mit  sich,  alle  geringeren  Körperverletzungen  als  Ehr- 
verletzungen zu  betrachten,  denn  es  geht  doch  über  das  Mass 
der  heutigen  Empfindungs weise,  wenn  erhebliche  Misshandlungen^ 
die  Beulen,  Blutruns,  Quetschungen  zur  Folge  haben  und  viel- 
leicht  auf  andauernder  Misshandlung  beruhen,  einfach  als  Ehrver- 
letzung bestraft  werden,  wie  dies  z.  B.  nach  zürcherischem  Recht 
der  Fall  ist.  Es  erinnert  zu  sehr  an  die  alamanische  Abwägung 
der  Verletzung  nach  dem  Wurf  des  Knochensplitters,  der  den 
Schild  ertönen  machen  muss  (lex  alam.  ,tit.  59).  —  Grundsatz 
ist  eben  gar  nicht  in  dieser  Ausscheidung  zu  erkennen.  Trotzdem 
ist  sie  vorherrschend  und  muss  wohl  darauf  zurückgeführt  wer- 
den, dass  der  volksthümliche  Begriff  der  „Körperverletzung**  schon 
etwas  recht  Derbes  verlangt,  so  dass  der  Jurist  gedrängt 
wird,  die  leichtern  Verletzungen  bei  Ehrverletzung  unterzubringen.. 

Es  ist  aber  möglich,  diese  Fälle  für  sich  einzeln  zu  be- 
drohen, als  Ge waltthätigkei ten  oder  Angriffe  oder 
köi'perliche  Misshandlung,  die  keine    Verletzung    zur    Folge    hat- 
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Dies  ist  in  den  Gesetzbüchern  von  Appenzell^  Zug  und  Glarus 
der  Fall.  —  Rein  bringt  es  nur  Glarus  zum  Ausdruck,  indem 
Ehrverletzungen  nur  als  mündliche,  schriftliche,  bildliche  Dar- 
stellungen oder  Geberden  begriffen  sind,  es  ist  nicht  von  ehr- 
verletzenden Handlungen  die  Rede.  Die  vorsätzlichen 
Körperverletzungen  umfassen  die  bekannten  drei  Stufen  nach  der 
Schwere  der  Verletzungen,  die  dritte  Stufe  bezeichnet  die  leichte- 
sten Fälle.  —  Abgesondert  von  den  vorsätzlichen  Körperver- 
letzungen sind  die  körperlichen  Misshandlungen  und  Angriffe,  — 
welche  keine  Verletzung  zur  Folge  haben,  mit  Geldbusse 
bis  auf  100  Fr.  bedroht. 

Fast  wörtlich  wie  Glarus  und  ebenfalls  von  der  vorsätzlichen 
Körperverletzung  getrennt,  handeln  Appenzell  und  Zug  von  An- 
griffen, Misshandlungen,  körperlichen  Gewalt- 
thätigkeiten,  welche  keine  Verletzung  zur  Folge  haben. 
—  Allein  bei  Beiden  ersetzt  diese  Bestimmung  die  dritte  Stufe 
der  Körperverletzung,  das  heisst  umfasst  alle  leichtem  Fälle 
(Zug  hat  blos  zwei  Stufen);  es  ist  also  auch  hier  keine  ^Ver- 
letzung" was  nicht  ernste  Verletzung  ist.  Ueberdies  anerkennen 
beide  Gesetzbücher  ausdiiicklich  die  Ehrenkränkung  durch  Hand- 
lungen oder  Thätlichkeiten.  Es  ist  damit  der  vorzügliche  Gedanke 
in  guter  Form,  wie  ihn  Glarus  hat,  zerbrochen  oder  ausgeschieden, 
indem  dieselbe  Form  wie  dort  übernommen  wurde. 

3.  Die  Strafe  der  Ehrverletzung.  Das  deutsche  Straf- 
gesetzbuch bedroht  die  Beleidigung  mit  Geldstrafe  bis  zu  600 
Mark,  oder  mit  Haft,  oder  mit  Gefängniss  bis  zu  einem 
Jahr  und  wenn  die  Beleidigung  mittelst  einer  Thätlichkeit  be- 
gangen wird,  mit  Geldstrafe  bis  zu  1200  Mark,  oder  mit 
Gefängniss  bis  zu  zwei  Jahren  (§  185);  die  Verleumdung 
mit  Gefängniss  bis  zu  zwei  Jahren  und,  wenn  öffentlich 
oder  durch  Verbreitung  von  Schriften  etc.  begangen,  mit  Ge- 
fängniss nicht  unter  einem  Monat.  In  ausserordentlichen 
Fällen  kann  bis  auf  einen  Tag  Gefängniss,  oder  auf  Geldstrafe  bis 
zu  900  Mark  erkannt  werden. 

Die  schweizerisclien  Strafgesetzbücher  dieser  Periode  setzen 
folgende  Strafen  fest: 

Solothurn:    Keine    Freiheitsstrafe.     Verleumdung?:    Geldbusse    bis 
1000  Fr.;  Beschimpfung:  Geldbusse  bis  300  Fr. 
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Zug: 
Schwyz : 
Appenzell: 

St.  Gallen: 
Basel : 


Freiburg : 


Tessin : 


Verleumdung:  Geldbusse  bis  200  Fr.  odelr  GefäDgnlss 
bis  14  Tage;  Beschioipfung:  Geldbusse  bis  100  Fr. 
In  schwersten  Fällen  Geldbusse   und  höchstens  acht 
Tage  Gefängniss  (vgl.  Luzern). 

Verleumdung:  Geldbusse  bis  500  Fr.  oder  Gefäng- 
niss bis  zu  zwei  Monaten;  Beschimpfung:  GeldbusM 
bis  200  Fr.,  in  schweren  Fällen  auch  Haft 
Verleumdung:  Geldbusse  bis  2000  Fr.,  Gefängniss 
bis  sechs  Monat;  Beschimpfung:  Busse  bis  1)00  Fr.,  Ge- 
fängniss bis  zwei  Monat. 

Verleumdung:  Gefängniss  bis  sechs  Monate,  Geld- 
busse bis  2000  Fr.;  Beschimpfung:  Geidbusse  bis  1000 
Fr.,  Gefängniss  bis  drei  Monate  —  bei  bestimmten  Sch&r« 
fungsgründen  Verdoppelung. 

Verleumdung:  Gefängniss  von  14  Tagen  bis  zu  zwei 
Monaten,  öfTentlich  Gefängniss  von  zwei  Monaten  bis  za 
sechs  Monaten  Einsperrung;  Beschimpfung:  Gefängniss  von 
14  Tagen  bis  zu  sechs  Wociien  oder  Geldbusse  bis  zu  200  Fr. 
Verleumdung:  Detention  vom  ersten  bis  zweiten  Grad» 
Busse  vom  zweiten  zum  dritten  Grad;  Schmähschrill  zweiter 
Grad  der  Detention,  Busse  vom  zweiten  bis  vierten  Grad; 
Beleidigung:  Detention  im  ersten  Grad  (drei  Tage  bis  di*ei 
Monate),  Busse  vom  ersten  zum  zweiten  Grad. 
Verleumdung,  ölfentlich:  Gefängniss  von  sechs  Tagen  bia 
zu  ein  Jahr  und  Busse  von  30— 500  Fr. ;  Beleidigung:  Ge- 
fängniss von  einem  Tag  bis  zu  einem  Monat  oder  Busse  von 
30-300  Fr.  Jede  Beleidigung,  die  weder  öffentlich  ist  noch 
den  Vorwurf  eines  bestimmten  Lasters  enthält,  wird  nur  mit 
P  o  l  i  z  e  i  b  11  s  s  e  bestraft. 

Verleumdung:  Busse  von  50— 5(X)0  Fr.  oder  Arbeits- 
haus bis  zu  drei  Jahren;  Besclümpfung :  Geldbusse  bis 
zu  1000  Fr.,  in  scliweren  Fällen  mit  Gefängniss. 

Zürich  steht  mit  seiner  Strafdrohung  einzig  da.  Es  ist  er- 
klärlich, aus  der  Einwirkung  des  gleichzeitigen  deutschen  Gesetzes, 
hauptsächlich  aber  aus  der  Strafposition  des  Gesetzbuches  von 
1835,  welches  auch  hierin  dem  Entwurf  für  Hannover  folgte;  bei 
der  Erneuerung  1871  glaubte  man,  eingebornes,  in  der  Praxis 
erhärtetes  Kecht  zu  haben,  gleichwie  in  andern  verfehlten  Punkten. 
Die  Praxis  ist  „in  der  Regel"  der  Schärfe  des  Gesetzes  nicht 
entsprechend. 

Zur  Ergänzung  sei  angeführt,  dass  das  Luzerner  Polizeistraf- 
gesetz von  1861  unter  gleichen  Voraussetzungen,  wie  bei  dem 
altern    Zürchergesetz,    gleich   diesem    im    Maximum     zwei    Jahre 


Genf : 


Zürich : 
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Arbeitebaus  droht;  es  ist  aber  die  Praxis  so  verschieden  und  den 
milden  Bestimmungen  der  Mehrzahl  der  Gesetzbücher  angepasst, 
dass  im  Jahre  1889  vor  Bundesgericht  ausgeführt  wurde,  die 
Luzerner  Gerichte  hätten  seit  Jahrzehenten  auch  in  den  schwersten 
Injurienfällen  nur  auf  Geld,  nie  auf  Freiheitsstrafen  erkannt. 
Von  Aargau  meldet  Obergerichtspräsident  Dr.  Schneider,  dasa 
stets  auf  Geldbusse,  sehr  selten  auf  Freiheitsstrafe  und  in  den 
schwersten  Fällen  nicht  höher,  als  auf  acht  Tage  erkannt  werde,, 
und  von  Glarus  ist  in  gleicher  Weise  bestätigt,  dass  seit  nahezu 
einem  Vierteljahrhundert  nur  auf  Geldstrafe  bis  zu  150  Fr.  und 
blos  in  zwei  schwersten  Fällen  Gefängniss  im  Maximum  von  fünf 
Tagen  ausgesprochen  wurde.  Wir  verweisen  für  die  ipassgebende 
principielle  Auffassung  auf  dasjenige,  was  über  Glarus  (vorst.  in 
Vergleichung  mit  dem  d.  St.  G.  B.  S.  721)  ausgeführt  worden  ist. 

4.  Es  kann  sonach  der  Satz,  der  durch  alle  Pe- 
rioden durchgeführt  wurde,  als  voll  bestätigt  hin- 
gestellt werden.  Es  ist  grundsätzliche  Verschiedenheit  der 
Auffassung  und  der  Strafbarkeit  erwiesen.  Es  ist  der  Grund 
dieser  Verschiedenheit  in  den  Staatsverhältnissen  und  im  Volks- 
charakter erdauert.  Es  ist  der  Geist  dieser  Gesetzgebung  ala 
Theorie  entwickelt  (§  34.  S.  132)  und  im  alten  Recht  geschicht- 
lich begründet  worden. 

Es  sind  andere  Auffassungen,  ein  anderes  Recht!  —  Auf 
diesem  Boden  erheben  sich  drei  Fragen : 

1.  Ist  diese  Besonderheit  der  Cantone  übertragbar  auf  den 
weitern  Boden  der  Schweiz,  insbesondere  auf  entwickeltere  Ver- 
hältnisse, auf  solche  grosser  Städte  oder  der   Städtecantone  ? 

2.  Ist  eine  Uebertragung  oder  Benützung  dieser  Elemente 
auf  andere  Staaten  denkbar,  mit  andern  Worten  liegt  in  denselben 
ein  werthvoller  Gehalt  über  die  Landesgrenzen  hinaus  —  für 
die  Gesetzgebung  und  für  die  Wissenschaft  in  weitern 
Grenzen. 

3.  Was  ist  von  jenem  Recht  und  dem  alten  Recht  verwend- 
bar und  wie  wäre  zu  formuliren,  um  jenen  Werth  in  weitern 
Grenzen  zur  Geltung  zu  bringen. 

In  Bezug  auf  die  erste  Frage  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dasa 
selbst  für  die  Städtecantone  ein  Durchschnitts-Maximum  der  Frei- 
heitsstrafe  für  die    schwersten  Fälle  der   Ehrverletzung  von  drei 


816 

Monaten  Gefängniss  völlig  genügen  würde.  Das  Strafmaximum  Ton 
Zürich  ist  abnorm,  ist  eine  verfehlte  Copie  fremden  Rechts  und 
steht  nicht  in  Uebereinstimmung  mit  der  Praxis.  Die  staatsrecht- 
lichen und  volksthümlichen  Grundlagen  sind  dieselben  fiir  alle 
Cantone;  es  ist  nicht  ersichtlich,  dass  Grund  für  solche  Ver- 
schiedenheit vorhanden  wäre.  Selbst  in  einigen  klassischen  Muster- 
fällen, die  der  Boden  Zürichs  hervorbrachte,  haben  Zügellosig- 
keiten  der  Presse  die  entscheidende  Correctur  in  der  Haitang  des 
Volkes,  in  der  öffentlichen  Meinung  viel  mehr  als  in  der  Strafe 
gefunden.  Zudem  ist  wohl  zu  beachten,  dass  Art.  55  des  Obli- 
gationenrechts über  das  Urtheil  des  Strafgerichts  hinaus  eine 
Genugthuui^g  in  Geld  zulässt,  welche  in  schweren  Fällen  w^ie  eine 
schwere  Geldstrafe  wirkt.  Unter  Benutzung  alter  Rechtselemente 
lässt  sich  auf  den  früher  entwickelten  Grundlagen  das  Institut 
des  Ehrschutzes  landeseigenthümlich  und  zugleich  mild  und  sichernd 
aufrichten. 

Schwieriger  ist  die  Beantwortung  der  zweiten  Frage«  Der 
Zusammenhang  mit  den  staatlichen  Verhältnissen  und  Grund- 
freiheiten und  mit  der  Eigenart  des  Volkes  ist  stets  hervorgehoben 
worden.  So  lange  gleiche  Zustände  bestehen,  werden  sie  gleiche 
Wirkungen  im  Gesetze  äussern  und  die  Existenz  und  Wirkung 
des  Gesetzes  äussert  sich  wieder  zurück  in  die  Auffassungen  und 
die  Führung  der  Lebensverhältnisse. 

Es  ist  bereits  von  Mittermaier  hervorgehoben  worden,  wie 
die  ausführliche  Particulargesetzgebung  eine  Vermehrung  der  Ver- 
brechen, insbesondere  der  Injurienfälle,  zur  Folge  hatte  und  wie 
durch  das  Gesetz  selbst  eine  künstliche  Reizbarkeit  und  Verfol- 
gungslust aus  falscher  Ehre  und  aus  Chicane  gezüchtet  wurde,  — 
es    werden    Zustände    geschaffen. 

Allein  die  Wissenschaft  steht  über  den  Zuständen,  indem  sie 
dieselben  erkennt,  und  sie  kann  die  bleibende  Bahn  vorzeichnen, 
zu  der  nach  den  zeitbedingten  Abweichungen  unter  verwandten 
Verhältnissen  die  Gesetzgebung  und  die  Construction  wieder 
zurückkehren  müssen. 

Insofern  ist  es  eine  wahrhaft  wissenschaftliche  Aufgabe,  auf  die 
Principien  zurückzugehen  und  ein  positives  Recht  zu  pflegen,  in 
dem  sich  jene  Principien  unter  freien  und  normalen  Verhältnissen 
consequent  entwickelt  haben. 
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Eine  gewichtige  Einwendung  ist  wohl  in's  Äuge  zu  fassen. 
Sie  geht  nicht  gegen  die  wissenschaftliche  Seite,  sondern  gegen 
die  gesetzgeberische.  Abgesehen  von  der  Unmöglichkeit  der  Ueber- 
tragung  oder-  auch  blos  Benutzung  von  Institutionen,  die  in  un- 
serm  Boden  wurzeln,  auf  oder  für  ein  anderes  Rechtsgebiet  und 
andere  faktische  Verhältnisse,  kann  behauptet  werden,  dass  auf 
unserm  eigenen,  wie  auf  fremdem  Boden,  jene  Einrichtungen  zum 
Schutz  der  Ehre  (Begriffe  und  Strafen),  welche  unter  den  ein- 
fachen Verhältnissen  der  Landcantone  und  einer  schlichten  Be- 
völkerung mit  alten  Begriffen  von  Ehre  und  Recht,  am  Platze 
sind,  —  nicht  passen  für  die  zum  Theil  corrupten  Verhältnisse 
der  Grossstädte  und  überhaupt  einer  Bevölkerung,  die  in  Handel 
und  Wandel  dem  modernen  Schwindel  verfallen  ist.  Die  Reclame, 
die  deloyale  Concurrenz,  geschäftsmässige  Lüge  und  Trug  in 
allen  Verhältnissen  und  demgemäss  die  Herabminderung,  Anfein- 
dung, das  „Ehrabschneiden  hinterrücks"  und  mit  Methode  und 
Beruf,  Dinge,  die  ihre  üppigste  Blüthe  in  der  Pressfrechheit  bis 
zur  Revolverpresse  treiben,  unter  dem  Schutz-  absoluter  Press- 
freiheit und  minimer  Strafdrohung  —  verdienen  keine  Milde !  Sie 
wäre  gleichbedeutend  mit  Förderung. 

Gewiss  soll  die  Gesetzgebung  solchen  Erscheinungen  mit 
Ernst  entgegentreten.  Es  ist  nur  die  Frage,  auf  welche  Weise, 
und  es  muss  bestritten  werden,  dass  das  geeignete  Mitfei  die 
hohe  Strafdrohung  für  Ehrverletzung  sei,  selbst  wenn  dies  gleich- 
bedeutend wäre  mit  hoher  Bestrafung.  —  Es  giebt  andere  Mittel 
und  die  moderne  Gesetzgebung  hat  sich  ihnen  auch  bereits  zu- 
gewandt. —  Hohe  Strafe  verändert  die  Ursache  nicht  und  bessert 
daher  nicht.  —  Es  sind  zwei  Grundlagen,  auf  welche  der  Gesetz- 
geber zu  bauen  hat. 

Erstens  auf  die  öffentliche  Moral.  Wie  im  alten  Recht  und 
heute  noch  unter  gesunden  Verhältnissen  muss  die  Ehre  in  den 
breiten  Schichten  der  Masse  liegen  und  dort  gepflegt  werden. 
Ausschreitungen,  Missbrauch  der  Freiheit  müssen  vorkommen, 
sie  lassen  sich  nicht  unterdrücken  —  es  muss  aber  der  gesunde 
Sinn  des  Volkes  von  sich  aus  dergleichen  reprobiren  und  die 
Träger  müssen  der  öffentlichen  Verachtung  anheimfallen.  Dies 
trifft  schwerer,  als  das  schärfste  Strafurtheil.  Man  darf  wohl  sagen, 
dass   gerade    der   Canton    Zürich    ein    Experimentirfeld    war   par 

Pfenninger,  Schweiz.  Strafireeht.  52 
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excellence;  und  es  darf  constatirt  werden,  dass  jene  öfieutliche 
stille  Aechtung  stattfand  und  die  Thäter  von  der  öffcntlichea 
Meinung  und  Verachtung  erdiiickt  wurden. 

Zweitens  hat  der  Gesetzgeber,  indem  er  jene  Grundlagen 
entwickelt,  das  Institut  der  Ehre  im  Strafrecht  so  auszubaaen^ 
dass  die  Ehre  selbst  darin  erscheint  —  die  Ehre,  die  sich  nicht 
nach  der  Höhe  der  Strafe  bemisst  —  und  zwar  so,  dass  da«  Cn- 
ehriiche,  die  niederträchtige  Gesinnung,  in  bestimmten  gesetzlichen 
Fixpunkten  getroffen  und  zugleich  ein  ausreichender  Schutz  ge- 
währt wird. 

Für  beide  Grundlagen  ist  das  alte  Recht  Vorbild  und  wir 
treten  damit  der  dritten  aufgestellten  Frage  näher. 

5.  er)  Begriff.  —  Die  Gesetzgebung  hat  zunächst  auszu- 
gehen von  dem  Begriff  der  Ehrverletzung.  Wir  haben 
gesehen,  dass  Aargau  sich  mit  der  einfachen  Bezeichnung  be- 
gnügte, dass  das  Bundesstrafrecht  ohne  Begriffsbestimmung  von 
Beschimpfung  und  Verleumdung  spricht,  dass  Thurgau  den  That- 
bestand  der  Verleumdung  und  Beschimpfung  zusammenzieht  unter 
den  einen  Begriff  der  Ehrverletzung.  Es  ist  auch  von  Buri  die 
Unterscheidung  von  Verleumdung  und  Beschimpfung  als  unbe- 
gründet verworfen  worden. 

Wovon  die  Entscheidung  über  die  Begriffe  abhängt,  das  ist 
die  Frage,  ob,  abgesehen  von  der  Verschiedenheit  des  wissen- 
schaftlichen Meinungsstreites,  im  Volk  ein  Unterschied  in  der  Art 
der  Ehrverletzung  gemacht  werde?  Dies  ist  allerdings  der  Fall. 
Es  liegt  allgemein  im  Sprachgebrauch,  den  Verleumder  für  einen 
schlechten  Menschen  zu  halten  und  dagegen  Denjenigen,  der  eine 
Thätliehkeit  begeht  oder  ein  Schimpfwort  braucht,  aus  diesem 
Grunde  nicht  für  minder  anzusehen.  Verleumder  genannt  zu 
werden^  ist  ein  schwerer  schimpflicher  Vorwurf  5  beleidigt  zu  haben, 
Beleidiger  zu  sein,  ist  kein  Schimpf. 

Es  muss  also  an  der  Grundunterscheidung  von  Be- 
schimpfung und  Verleumdung  festgehalten  werden;  es 
liegt  darin  ein  beachtens  werth  es  Mittel  gegen  jene  Aus- 
schreitunoren der  Pressfrechheit.  Wer  verleumdet,  soll  als  Verleum- 
der  durch  Urtheil  erkannt  und  vor  dem  Volk  blosgestellt  werd^i 
und  er  soll  stets  als  Verleumder  in  dieser  Sache  bezeichnet 
werden  können.  Darin  liegt  ein  wirksamer  Schutz  des  Ange- 
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griffenen  und  Schutz  und  Stärkung  der  öffentlichen 
Moral.  Es  ist  dieser  ausserhalb  der  hohen  Strafe  und  in  der 
öffentlichen  Meinung  liegende  Punkt  gar  nicht  genug  in  seiner 
Wirkung  zu  würdigen  —  und  diese  freie  Wirkung,  die  schwerer 
trifft  als  die  Strafe  selbst,  kann  beseitigt  werden  —  vermöge  eines 
geistlosen  Streites  ohne  Inhalt  um  die  Definition. 

Gehen  wir  an  die  Quelle  unmittelbarer  sachlicher  Auffassung, 
zum  alten  Recht,  zurück.  —  Auch  hier  findet  sich  dieselbe  Unter- 
scheidung: Die  Zornschelte  oder  das  Scheltwort  in  einem  gächen 
Zorn.  —  Dag  wohlbesinnte  Zureden  mit  verdachtem  Mut,  also 
daß  die  Red  an  Ehr,  Leib  und  Gut  rührt.  —  Das  hinten*uks 
Ehrabschneiden.  Es  sind  also  drei  Unterscheidungen:  1.  Schelt- 
wort im  Zorn,  2.  Vorwurf  von  Dingen,  die  an  Ehre,  Leib  und 
Gut  gehen  —  wohlbesinnt  und  offen  und  unter  Augen,  3.  das 
heimtückische  Ehrabschneiden  hinterrücks.  Das  letztere  wurde 
am  härtesten  bestraft.  Das  schwerwiegende  Moment  des  Hinter- 
listigen, Heimtückischen,  die  Kundgebung  gemeiner  und  feiger 
Gesinnung  ist  sehr  beachtenswerth,  es  geht  consequeiit  durchs 
alte  Recht  in  Begriff  und  Strafe. 

Wir  würden  für  den  Begriff  der  Ehrverlotzung  daraus  ab- 
leiten :  Erstens :  Trennung  der  Begriffe  von  Beschimpfung  und 
Verleumdung  als  wesentlich  verschieden.  Zweitens:  Gegenüber 
den  schwankenden  Bestimmungen  der  Verleumdung  als  Vorwurf 
von  Verbrechen  und  Vergehen  oder  von  Dingen,  die  dem  Hass 
und  der  Verachtung  preisgeben  oder  die  überhaupt  in  der  öffent- 
lichen Meinung  herabwürdigen,  ist  als  Kern  festzustellen,  dass 
es  sich  um  den  Vorwurf  ernster  Thatsachen  wider  besseres  Wissen 
gegenüber  Dritten  handeln  muss.  —  Die  Bezeichnung  als  in  der 
öffentlichen  Meinung  herabwürdigend  ist  zu  weit  und  unbestimmt 
und  ist  auch  der  Beschimpfung  gemein.  Wir  nehmen  vom  alten 
Recht:  Vorwurf  von  Dingen,  die  an  Ehre,  Leib  und  Gut  gehen. 
Das  ist  Vorwurf  von  Verbrechen  und  Vergehen  und  von  Dingen, 
die  „zur  Schande"  gereichen.  Der  Ausdruck  ist  schärfer  und 
enger,  als  das  Herabwürdigen  in  der  öffentlichen  Meinung.  — 
Das  Merkmal  der  Bezeichnung  „hinterruks"  deutet  auf  die  Ver- 
breitung wider  besseres  Wissen.  ^ 


^  Vgl.  Hiilschner,  das  gem.  deutsche  Strafrecht  1884.  Bd.  II.  S.  189. 
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fi)  Der  Wahrheitsbeweis  darf  keinen  Beschränkungen 
unterliegen.  Die  Ausfiilirungen  hiezu  sind  bereits  bei  Anftihning 
der  zürcherischen  Formel  (S.  810)  gemacht  worden. 

y)  Die  Entschlagniss  (vgl.  S.  46.  528),  Widerruf,  Ehren- 
erklärung. Dieser  Bestandtheil  des  alten  Rechts  muss  wieder 
zur  Geltung  im  Gesetz  gelangen.  In  der  Praxis  ausser  Geridit 
besteht  er  lebenskräftig  fort.  Wer  Widerruf  oder  Ehrenerklärung 
leistet  vor  dem  Urtheil,  kann  nicht  processirt  oder  bestraft  wer- 
den, sondern  hat  nur  die  Kosten  zu  tragen.  *  Hat  das  Verfahren 
die  Unwahrheit  der  Ehrverletzung  herausgestellt,  so  ist  in  erster 
Linie  auf  Widerruf  oder  Ehrenerklärung  nach  dem  vom  Richter 
festgesetzten  Wortlaut  zu  dringen  und  zwar  ähnlich  wie  in  Ob- 
walden  unter  Androhung  und  Verhängung  von  Strafen  bei  Wei- 
gerung. ^  Der  Richter  kann  die  Beleidigung  aufheben  und  den 
Kläger  zur  Veröffentlichung  dies  Urtheils  ermächtigen.  Widermf 
und  Ehrenerklärung  haben  grösseren  Werth  für  die  Reinigung 
des  Beschimpften  und  seine  Genugthuung,  als  die  Strafe.  Oft 
trifft  man  in  den  öffentlichen  Blättern  Widerruf  und  Ehrenerklä- 
rungen auf  Grund  privaten  Abkommens,  während  das  Gesetz  deii 
werthvollen  Bestandtheil  als  veraltet  dahinfallen  Hess.  Einem 
zürcherischen  höhern  Gericht  war  Bestechung  vorgeworfen  wor- 
den. Der  Beleidiger  bat,  die  Klage  zurückzuziehen,  indem  er 
förmlich  Widerruf  leistete  und  bekannte,  verleumdet  und  be- 
schimpft zu  haben.  Das  in  seiner  Aratsehre  und  persönlich  schwer 
angegriffene  Gericht  begnügte  sich  damit,  es  zog  die  Klage  zu- 
rück und  hätte  kaum  bessere  Achtung  erlangen  mögen,  wenn  es 
empfindliche  Strafe  durchgesetzt  hätte.  Aehnliches  ist  aus  andern 
Cantonen  berichtet. 

Die  Entschlagniss  hat  denselben  Grund  mit  dem  Wahrheits- 
beweis, sie  wurzelt  in  moralischem  Boden  und  der  moralische 
Untergrund  der  Ehre  und  des  Rechts  wird  geschädigt,  wenn 
einerseits  der  Wahrheitsbeweis  verkümmert,  anderseits  die  Reactiou 
gegen  die  Ehrverletzung  ausschhesslich  in.  der  blos  äusserlichen 
Application  einer  hohen  Strafe  gesucht  wird,  die  gleichzeitig  za 
Gunsten  der  Gleissnerei  das  freie  Wort  terrqrisirt.  Die  Entschlag- 


-  Vgl.  Landblich  vou  Obwnldeu  Kr.  281  a.  a.  O.  in  Zeitsclir.  t  schweix,  R. 

^  Polizeistrafgesetzbiich.     .  ' 
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niss  ist  die  vollkommenste  Wiederherstellung  auf  dem  gleichen 
Boden  der  Verletzung,  indem  sie  entweder  aus  dem  Willen  des 
Uebelthäters  heraus  den  Irrthum  bekennen  und  „die  Ehre  geben" 
lässt  oder,  wenn  dies  nicht  freiwillig  geschieht,  diesen  Willen  in 
sich  selbst  zurückbeugt  zur  Bekenntniss  der  vom  Richter  unpar- 
teiisch erkannten  Wahrheit.  —  Es  ist  gleicherweise  die  Aufgabe  des 
Rechts,  in  vollem  Umfang  den  Muth,  dieWahrheitzusagen, 
zu  schützen,  gi-adaus  ohne  Klauseln  und  Fallstricke,  —  und  den 
Muth,  das  erkannte  Unrecht  durch  Entschlagniss 
einzugestehen,  zu  fordern  und  zu  fördern. 

Denn  es  ist  die  geraeine  Gesinnung  und  Feigheit,  welche 
liinterrücks  die  Ehre  abschneidet  oder  verleumdet,  schon  in 
der  Feigheit  und  Gemeinheit  enthalten,  welche  das  erkannte 
Unrecht  oder  den  begangenen  Irrthum  nicht  zu  be- 
kennen den  Muth  hat.  Gegen  diese  gemeine  Gesinnung  zu 
kämpfen,  war  die  Seele  des  alten  Rechts  in  allen  seinen  Begriffen ; 
sie  ist  nicht  mehr  im  heutigen,  aber  die  Gesetzgeber  müssen 
trachten,  sie  mit  der  Institution  wieder  einzuführen,  und  die 
Wissenschaft  muss  vorleuchtend  die  Wege  zeigen. 

<J)  Die  Beharrlichkeit.  Auch  diese  Unterscheidung  des 
alten  Rechts  ist  wesentlich.  Soll  die  Entschlagniss  nicht  leicht 
genommen  werden,  sondern  ihren  ernsten  Charakter  behalten,  und 
soll  sie  wirklich  Genugthuung  geben  und  schützen  und  ßoUen  die 
Erleichterungen,  die  aus  ihr  folgen,  berechtigt  sein,  so  muss  der 
Wiederholung  nach  der  Entschlagniss  mit  der  grössten  Strenge 
entgegengetreten  werden,  indem  sie  z.  B.  stets  mit  Geföngniss 
oder  mit  dem  Maximum  der  Strafe  der  Ehrverletzung  belegt  wird. 
Das  Berner  Recht  setzte  das  Dreifache. 

Mit  dieser  Einrichtung  gewinnt  die  Entschlagniss  eine  unge- 
meine Kraft,  ohne  jene  wäre  sie  haltlos.  Denken  wir,  dass  das 
Glied  der  Beharrlichkeit  aus  der  Kette  der  Bestimmungen  aus- 
fällt, so  ist  es  sicher,  dass  auch  die  Entschlagniss  ihren  Boden 
verliert.  —  Aber  auch  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Gesinnung  ist 
es  begründet,  streng  zu  bestrafen,  wer  seinem  eigenen  Wort  und 
feierlich  abgegebenen  Zeugniss  der  Wahrheit  in  Bezug  auf  die 
Ehre  des  Andern  untreu  wird. 

e)  Ein  weiteres  Mittel  wirksamen  Ehrschutzes  ist  in  dem 
Recht   der  Retorsion    und   des  Anfangs    gegeben.     Der  Anfänger 
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hat  kein  Recht,  über  das  ihm  in  Folge  dessen  Widerfahrene, 
wenn  es  nicht  alles  Mass  überschreitet,  sich  zu  beklagen.  Die 
Retorsion  ist  nicht  blos  auf  die  sofortige  Erwiderung  zu  be- 
schränken. Lösen  wir  wieder,  wie  im  alten  Recht,  den  Einzahlen 
die  Arme  gegen  den  widerrechtlichen  Angreifer  und 
steigern  wir  damit  die  natüriiche  Gefahr  des  Angriffs,  so  wird 
sich  aus  der  Sache  selbst  eine  Correctur  entwickeln,  die  nicht 
die  Ordnung  zerreisst,  sondern  fördert. 

L")  Statt  einer  Strafdrohung  von  zwei  und  drei  Jahren  Ar- 
beitshaus, die  nie  Anwendung  ündet,  ist  für  schwerste  Fälle  aut 
ein  Strafmittel  zurückzugreifen,  welches  ganz  dem  alten  Recht 
eigen  ist.  Wer  die  Ehre  nimmt,  dem  kann  sie  wieder  genommen 
werden.  Für  schwere  Fälle  ist  der  Entzug  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  die  angemessene,  schwerste  und  sichernde 
Strafe.  Neben  den  kurzen  Strafdrohungen  kann  nicht  der  Uebel- 
stand  der  Verhandlung  vor  Schwurgericht  bestehen. 

c)  Körperverletzung.  Wir  verzichten  darauf,  die  zahl- 
reichen Variationen  in  der  Bestimmung  der  Körperverletzung, 
soweit  sie  nicht  in  der  Einzelbehandlung  der  Gesetzbücher  berück- 
sichtigt wurden,  anzuführen.  Die  Abstufung  der  Strafe  nach  schweren, 
mittleren,  geringen  Verletzungen,  die  Art,  diese  zu  bezeichnen, 
ist  mannigfach  und  willkürlich.  Wird  diese  Dreitheilung  zu  Grande 
gelegt  und  sind  dreifach  verschiedene  Strafsätze  aufgestellt,  so 
ist  neben  die  Forderung,  keine  Minima  aufzustellen,  die  andere 
zu  setzen,  die  Momente  des  alten  Rechts  wieder  aufzunehmen. 
Die  Zeitbestimmungen  der  Krankheitsdauer  siud  unzuverlässig. 
Die  Art,  wie  das  deutsche  St.  G.  B.  die  schwersten  Verletzungen 
charakterisirt  *  und  in  Uebereinstimmung  mit  frühern  Particular- 
rechten  das  Moment  der  Gefährlichkeit  und  Unehrlichkeit  des 
Angriffs  und  in  den  Schlussartikeln  das  Messerzucken  hervorge- 
hoben hat,  darf  als  mustergültig  bezeichnet  werden  (vgl.  vor- 
stehend S.  130 — 132).  Hervorzuheben  und  mit  strenger  Straf- 
drohung zu  versehen  ist  die  Verletzung  mittels  eines  Messei-s  (oder 
andern  gefährlichen  Werkzeugs),  mittels  eines  hinterlistigen  Ueber- 
falls,  oder  von  Mehrern  gemeinschaftlich,  oder  mittels  einer  das 
Leben  gefährdenden  Beliandlung.    Einige  der  cantonalen  Gesetz- 


*  Vgl.  Gretener,  in  Zeitschr.  f.  Schweiz.  St.  R.  1889.  S.  294. 
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bücher  sind  dem  deutschen  hierin  gefolgt,  andere  niclit.  Sehr 
beachtenswerth  sind  die  einfachen  Bestimmungen  von  Appenzell^ 
Olarus,  Schwyz:  Begriff,  Strafdrohung  und  Zumessungsgründe 
{Hinterlist,  Waffe,  Absicht  —  Anreizung,  Excess  und  Nothwehr) 
in  einem  Paragraphen.  —  Solothurn  §   117. 

Es  wäre  den  Quahficationsgründen  *  hinzuzufügen,  die  Ver- 
letzung eines  Wehrlosen  oder  Erdfalligen,  dieser  häufige,  gefähr- 
liche und  gemeine  Fall.  —  Anlass,  Urhab  sind  in  dem  Milde- 
rungsgrund der  widerrechtlichen  Anreizung  und  in  der  Anerken- 
nung der  Retorsion  gewürdigt,  ob  nicht  der  Anfang  selbständig, 
Beides  umfassond,  aufzustellen  wäre,  ist  priifenswerth.  Nicht  min- 
der ist  die  Wiederaufnahme  des  Friedgebots  und  der  Sicherheits- 
bestellung bei  körperlichem  Angriff  in's  Auge  zu  fassen  (S.  126. 
128).^  Ueber  das  gegen  Raufbolde  übliche  Mittel  des  Wirths- 
hausverbots  ist  bereits  gesprochen.  Auch  die  Körperverletzung 
ist  in  einigen  Gkisetzbüchern  mit  einer  casuistischen  Umständlich- 
keit behandelt,  die  beseitigt  werden  muss. 

d)  Es  steht  fest,  dass  ein  alle  Arten  der  Tödtung  um- 
fassender Thatbestand  nicht  aufgestellt  werden  kann.  Bestimmte 
Grundformen  mit  verschiedener  Strafbarkeit  müssen  hervorgehoben 
werden,  während  dagegen  künstlich  ausgezeichnete  Arten  ver- 
schwinden oder  blos  als  Strafzumessungsgründe  Berücksichtigung 
finden  dürfen.^ 

Die  Unterscheidung  von  Mord  und  Todtschlag  ist  Avie  die- 
jenige von  Verleumdung  und  Beschimpfung  eine  volksthümliche, 
schon  im  alten  Recht  begründete  und  sie  muss  daher  aufrecht 
erhalten  werden,  obgleich  eine  feste  Grenze  zwischen  beiden  nicht 
anzugeben  und  jedenfalls  die  absolute  Trennung  in  der  Straf- 
drohung der  Todesstrafe  und  der  Freiheitsstrafe,  oder  auch  nur 
der  lebenslänglichen  und  der  zeitigen  zu  verwerfen  ist.  Es  ist 
anerkannt,  dass  die  Verschuldung  nicht  blos  vom  Merkmal  der 
Ueberlegung  abhängt,  dass  Fälle  des  Todtschlags  sich  dem  Morde, 
Fälle  des  Mordes  sich  dem  Todtsclilag  nähern  und    dass    in    der 


^  Im  Jahr  1888  stand  Rochefort  vor  dem  Londoner  Zuchtpolizeigericht 
lind  wurde  schuldig  befanden,  Pilotell  misshandelt  und,  nachdem  dieser  ge- 
etürKt  war,  ihn  mit  Fusstritten  regalirt  zu  haben.  Er  wurde  verurtheilt  zu 
Bürgschaft  von   100  Pfund   für   friedliches  Verhalten  während   sechs  Monaten. 

®  Halschner,  das  gemeine  deutsche  Strafrecht  1884.  Bd.  II.  S.  20. 
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Praxis   entweder   eine   richterliche  Ausgleichung   eintritt  oder  die 
Berücksichtigung  durch  Begnadigung  stattfindet. 

Die  Frage  erhebt  sich  zunächst  nach  der  Begriffsbe- 
stimmung; dann  nach  der  Strafdrohung.  In  Bezug  auf 
die  erstere  sei  verwiesen  auf  John  in  der  allgemeinen  deutschen 
St.  R.  Zeitung  1866:  ^Die  Bestimmungen  der  deutschen  Straf- 
gesetzgebung über  Mord  und  Todtschlag."  Aehnlich  verhält  es 
sich  mit  den  cantonalen  Gesetzbüchern,  die  zum  Tl^eil  auf  da» 
Merkmal  der  Ueberlegung,  theils  auf  dasjenige  des  Affects  die 
Unterscheidung  begründen ;  die  meisten  aber  stellen  ab  auf  da& 
Vorhandensein  oder  den  Mangel  der  üeberlegung- 

Bei  aller  Anerkennung  des  Affects  als  eines  charakteristischen 
Merkmals  des  Todtschlags  kann  er  doch  in  die  Begriffsbestim- 
mung nicht  aufgenommen  werden,  denn  Mord  und  Todtschlag 
müssen  sich  lückenlos  ergänzen  und  die  Einbeziehung  des  Affects- 
stört  das  Verhältniss, '  Die  Entscheidung  muss  einfach  lauten  i 
Mit  Ueberlegung  ist  die  Tödtung  Mord,  in  allen  andern  Fällen, 
wo  das  erschwerende  Merkmal  nicht  ist,  liegt  Todtschlag  vor.  Das 
Merkmal  der  Ueberlegung  ist  nicht  das  einzige,  nicht  einmal  das 
wichtigste  in  der  Schuldfrage,  aber  sicher  dasjenige,  welches  am 
leichtesten  in  allen  Fällen  des  Mordes  gefunden  und  in  den  Fällen 
des  Todtschlags  verneint  werden  kann. 

In  Bezug  auf  die  Strafdrohung  muss  verlangt  werden^ 
dass  sie  so  gestellt  sei,  dass  der  wirklichen  Verschuldung  ent- 
sprechend die  Strafe  ausgesprochen  werden  kann,  dass  nicht  der 
Zwang  vorliege,  mit  dem  Merkmal  zu  spielen,  um  Härten  zu 
vermeiden,  oder  eine  der  Verschuldung  nicht  entsprechende  harte 
Strafe  auszufällen  im  Hinblick  auf  Richtigstellung  durch  Gnade. 
—  Die  schweizerischen  Gesetzbücher  erfüllen  zum  Theil  diese 
Forderung,  indem  sie  neben  der  lebenslänglichen  Zuchthausstrafe 
für  Mord  Milderungsgründe  (Zürich,  Zug)  und  zeitliches  Zucht- 
haus mindestens  von  zehn  oder  zwölf  Jahren  zulassen  oder  gar 
den  denkbar  weitesten  Spielraum  gewähren,  indem  bestimmt  wird, 
für  Mord  Zuchthaus  bis  auf  Lebenszeit,  für  Todtschlag  Zucht- 
haus bis  auf  15  Jahre  (Appenzell).  Bei  Kindsmord  ist  die 
Härte  in  der  Ansetzung  eines  Minimum,  wie  dort  einer  absoluten 
Strafe  allgemein  anerkannt;  kein  Minimum  ist  gesetzt  in  Appen- 
zell, Solothurn,  Schwyz,  St.  Gallen. 
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Es  wäre  nun,  wie  dies  beim  allgemeinen  Theil  geschehen  ist^ 
an  dem.  Normal  verbrechen  der  Tödtung  zu  zeigen,  wie  etwa  den 
aufgestellten  Forderungen  entsprechend  bestimmt  werden  könnte^ 
Wir  entziehen  uns  der  Pflicht  nicht,  thun  es  aber  mit  aller  Re^ 
serve  und  mit  besonderm  Hinweis  auf  das  (S.  723)  Bemerkte. 

Vor  allem  hat  man  sich  auseinanderzusetzen  mit  den  Grunde 
fragen  der  Construction  und  mit  der  Stellung,  welche  man  den 
qualificirenden  oder  begriffsbildenden  Merkmalen  anweisen  will,, 
unter  der  Voraussetzung  jenes  im  allgemeinen  Theil  besprochenen 
Systems  der  Strafdrohung. 

Wir  würden  dann  zahlreiche  Dictinctionen  und  Paragraphen 
über  Bord  werfen,  so  den  Giftmord,  wie  den  Meuchelmord,  die 
Tödtung  des  Ascendenten  und  die  Tödtung  des  Einwilligenden 
u.  a.  m.  und  verfahren  wie  der  Code  penal,  der  sonst  paragraphen- 
reiche, der  die  Fälle  der  Körperverletzung  in  Art.  309  vereinigt^ 
während  andere  Gesetze  daraus  mehrere  Paragraphen  schneiden^ 
—  Und  wie  mit  strikter  Zusammenfassung  in  einigen  Cantonen 
als  Mehrungs-  und  Minderungsgrund  dasselbe  angefügt  ist,  wofür  in 
andern  Gesetzen  besondere  Fälle  und  Strafdrohungen  aufgestellt 
werden,  —  so  sei  der  Versuch  gemacht,  die  Tödtung  eines  Menschen 
unter  einheitliche  Norm  mit  Festhaltung  berechtigter  Grundbegriffe 
und  entsprechender  Strafdrohung  zu  fassen: 

§  . .  Die  widerrechtliche  vorsätzliche  Tödtung  eines  Men^ 
sehen  wird  bestraft: 

a)  als  Mord,    wenn  die  That  mit  Ueberlegung   geschah,    mit 

m  

lebenslänglichem  oder  zeitlichem  Zuchthaus; 

b)  als  Todtschlag,  wenn  die  That  ohne  Ueberlegung  ge- 
schah, mit  Zuchthaus  bis    zu  15  Jahren    oder  Arbeitshaus; 

c)  als  Kindsmord,  wenn  die  Mutter  das  uneheliche  Kind 
unter  dem  Einfluss  der  Geburtsaffecte  tödtet,  mit  Arbeits- 
haus. 

§  . .  Die  unvorsätzliche  Tödtung  eines  Menschen  wird  be- 
straft : 

a)  als  Tödtung  in  Folge  der  Körperverletung  mit  Arbeitshaus 
oder  Gefängniss ; 

b)  als  fahrlässige  Tödtung  mit  Gefängniss  oder  Geldbusse. 

In  dieser  kurzen  Zusammenfassung  sind  die  entscheidenden 
Begriffe  voll  erhalten,  einfache,  charakteristische  und  angci 
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Strafdroliungen  gesetzt  und  die  Einheit  der  Handlung  in  der  Form 
und  in  den  Strafgrenzen  gewahrt.  Für  die  nähern  Bestimmungen 
iler  Grenzen    der  Strafart   sei   verwiesen   auf  Seite  735.     Es  ist, 
soweit  ich  sehe,  kein  Fall  denkbar,  in  dessen  Unterordnung  unter 
-die  vorgeschlagene  Form  Härte  läge  und  zur  Heraushebung  eines 
besondern  Falles  mit  eigener  Strafdrohung  nöthigte.   Sollte  das  Be- 
dürfniss  vorhanden  sein,  besondere  Fälle  herauszuheben,  so  können 
dieselben  als    Zumessungsgründe    kurz   angeführt   werden;    z.  B. 
kann  nach  Mord  und  Todtschlag  als  strafmehrend  hervorgehoben 
werden,  die  Begehung  am  Ascendenten  oder  Verwandten  oder  Be- 
amten, oder  mit  Bezug  auf  Mittel  (Gift),  oder  mit  Bezug  auf  die 
Begehungsart  und  Motive  (Raubmord,  Meuchelmord),  Tödtung  bei 
Begehung  eines  andern  Verbrechens,  oder  um  Zeugen  und  Spuren 
zu  beseitigen  etc.  etc.     —    Es  giebt  ja  deren  so  viele,    dass  ein 
Paragraphen  reiches  Capitel   daraus   würde,    wenn  alles  aufgezählt 
werden    sollte.     Selbst  der   seltene   Fall   der  Tödtung   eines  Ein- 
willigenden dürfte  nach  den  so  verschiedenen  thatsächlichen  Ver- 
geh uldungsgradeu  angemessen  bewältigt  werden.  Als  strafmindernd 
wäre    in    erster    Linie    die    wideiTcchtliche    Anreizung,    vielleicht 
Tödtung   im    Zweikampf   (vgl.    Solothurn   §    110,   2),    in    Ueber- 
schreitung  der  Nothwehr  u.  a.  zu  nennen. 

Ein  Punkt  bleibt  noch  besonders  zu  berücksichtigen.  Die  Unter- 
stellung der  sogenannten  Körperverletzung  mit  tödtlichem 
Ausgang  unter  die  Tödtung.  Diese  Hülfsposition  ist  aus  dem 
Art.  309  Code  penal  (blessures  et  coups  volontaires  non  qualifies 
meurtre)  in  das  deutsche  Recht  übergegangen,  wie  das  entschei- 
dende Merkmal  der  Ueberlegung  (premeditation),  und  sie  hat  gute 
Wirkung  durch  Vereinfachung  der  Complicationen  von  Dolus 
und  Culpa  geübt.  Es  ist  aber  nicht  minder  einfach,  in  selbstän- 
diger Position  den  Erfolg,  die  Tödtung,  voranzustellen,  statt  der 
Absicht.  Es  ist  das  Delict  nicht  Todtschlag,  weil  dieser  zum 
Begriff  Absicht  fordert,  aber  es  ist  in  erster  Linie  Tödtung, 
Wer  den  Andern  misshandelt,  so  dass  er  in  Folge  dessen  stirbt, 
hat  getödtet;  er  hat  nicht  blos  verletzt.  Dass  er  etwas 
Anderes  beabsichtigte,  kommt  blos  für  den  juristischen  Begriff, 
der  aber  so  oder  anders  construirt  werden  kann,  und  ftir  die 
Strafzumessung   in    Betracht.     Es    ist    sachlich    aufgefasst 
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dieTödtuDg,  das  Geschehene,  das  thatsächlich  Vor- 
liegende, das  Erste.  Es  kommt  in  erster  Linie  darauf  an : 
Was  ist  geschehen,  was  ist  erfolgt,  was  ist  d  i  e  T  h  a  t  ?  In  zweiter 
Linie  darauf;  Was  war  gewollt,  war  die  Absicht?  Dass  Be- 
griff und  Form  zu  finden  sind,  welche  das  sachliche  Verhältniss 
zum  Ausdruck  bringen  und  allen  Anforderungen  gerechter  Straf- 
drohung und  Strafzumessung  genügen,  ist  hergestellt.  Das  zürche- 
rische Strafgesetzbuch  hat  zwar  auch  den  Begriff  der  „Körper- 
verletzung mit  tödtlicbem  Ausgang"  aufgenommen,  jedoch  der 
sachlichen  Anschauung  entsprechend  ihn  den  Verbrechen  der 
Tödtung  und  nicht  der  Körperverletzung  unterstellt.  Schwyz  und 
Appenzell  stellen  ebenfalls  unmittelbar  hinter  Mord  und  Todt- 
schlag  die  Tödtung  durch  Verletzung  ohne  Tödtungsabsicht. 

Es  muss  betont  werden,  dass  in  der  Construction  die  Conse- 
quenz  einer  Grundanschauung  hervortritt,  welche  für  die  ganze 
Gestaltung  der  Gesetzgebung  und  Doctrin  bildend  ist.  Es  ist  die 
Construction  nach  dem  wirklich  Geschehenen,  dem  Vorliegenden, 
gegenüber  der  Construction  aus  systematisch  entwickelten  Begriffen 
und  psychologischen  Leitmotiven.  —  Die  Construction  auf  jener 
Grundlage  ist  ein  charakteristischer  Zug  des  alten 
Rechts  und  der  schweizerischen  Gesetzgebung  und 
ihr   Gepräge   ist   Anschaulichkeit,    Einfachheit,  Volksthümlichkeit, 

Gleich  wie  bei  Tödtung,  so  ist  auch  bei  andern  Verbrechens- 
gruppen durch  Aufbau  aus  den  Grundlagen  Einfachheit  und  Sicher- 
heit zu  gewinnen.  Es  sei  blos  hingewiesen  auf  die  Vergehen 
gegen  das  Vermögen  (Diebstahl,  Unterschlagung,  Betrug),  gegen 
die  persönliche  Freiheit  und  gegen  die  Sittlichkeit.  Insbesondere 
der  durch  Werth  und  Qualificationen  complicirte  Diebstahl  kann 
durch  Ausscheidung  oder  Zusammenfassung  und  Verwandlung 
der  Qualificationsgininde  in  einfache  Zumessungsgründe  (wie  in 
St.  Gallen  und  Appenzell)  bei  entsprechendem  Strafensystem  auf 
einfache  Verhältnisse  zurückgeführt  werden.  Inwiefern  für  den 
allgemeinen  Theil  jenes  Ziel  erreichbar,  ist  eingehend  erörtert 
worden.  —  Die  Elemente  sind  bereits  im  positiven  Recht  unserer 
Gesetzbücher  vorhanden,  man  braucht  nur  mit  kundiger  Hand 
zuzugreifen  und  sie  zu  verbinden,  um  den  erzeugenden  Strom  zu 
wecken. 
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XL  Die  FriedensbürgBchaft.  —  a)  Wir  haben  das 
alte  Recht  nicht  blos  als  geschichtliche  Grundlegung  behandelt^ 
sondern  stets  im 'Auge  behalten  und  herbeigezogen,  theils  um 
seinen  Inhalt  zur  Verbesserung  bestehender  Einrichtungen 
nutzbar  zu  machen,  theils  um  an  seiner  unmittelbaren  Weise  der 
AufTassung  und  des  Ausdrucks  wieder  die  Eigenschaften  der 
Sachlichkeit  im  Erfassen  und  Gestalten  bei' einfachem  Ausdruck 
zu  gewinnen. 

Es  ist  bereits  S.  123 — 142  ausgeführt  worden,  „inwiefern 
die  neuere  Gesetzgebung  durch  thatsächlichen  Rückgang  auf  alte 
Rechtsgrundsätze  sich  verbesserte  und  weiterhin  Verbesserung 
möglich  ist,"  insbesondere,  „ob  nicht  die  Frieden sbürgschaft  und 
das  Friedgebot  Erhaltung  und  Nachahmung  in  der  einen  oder 
andern  Gestalt  verdienen."  Wir  sind  dort  auf  die  weitere  Ent- 
wicklung, weil  ausser  der  nächsten  Aufgabe  liegend,  nicht  ein- 
getreten. Hier  ist  es  geboten,  die  Verwendbarkeit  fiir  das  gegen- 
wärtige Recht  näher  zu  prüfen  und  wir  können,  angesichts  der 
neuern  Bestrebungen  zur  Reform  der  Gesetzgebung  und  Wissen- 
schaft des  Strafrechts,  mit  Genugthuung  auf  das  Frühere  ver- 
weisen. 

Von  den  mannigfachen  Vorschlägen  der  Wiederbelebung^ 
alter  Rechtsbestandtheile  fassen  wir  den  einen,  die  Wiedei-ein- 
fuhrung  der  Friedensbürgschaft,  in's  Auge  und  zwar  gehen  wir 
am  besten  von  dem  Versuche  der  Neugestaltung  aus,  der  mit  dem 
Novellenentwurf  zum  deutschen  Strafgesetzbuch  1875  gemacht 
wurde. 

Der  Entwurf  zu  einer  Novelle  zum  deutschen  St.  G.  B.  giebt 
der  Friedensbürgschaft  folgende  Gestalt.^  Derjenige,  dem  die 
Caution  auferlegt  werden  soll,  muss  bereits  verurtheilt  sein  wegen 
1.  Bedrohung  Einzelner  und  Landzwang;  Herausforderung  zum 
Zweikampf;  Aufforderung  zum  Widerstand  gegen  die  Staats- 
gewalt und  zu  strafbaren  Handlungen  (§§  241.  126.  201.  110. 
und  111  des  deutschen  St.  G.  B.).  2.  Körperverletzung,  Sach- 
beschädigung, Stönmgen  des  öffentlichen  Friedens  (§§  231.  303* 
130.  130  a).  3.  Unternehmen  der  Verleitung,  Anerbieten  der  Be- 
drohung und  Versuch  in  Bezug  auf  alle  Verbrecherarten  (§§49a 


■^  Vgl.  ScMerlingery  die  Friedensbürgscbaft.  Erlangen  1877. 


829 

und  44).  CautioD  wird  auferlegt,  wenn  diese  Deliete  begangen 
und  deswegen  Verurtheilung  erfolgt  ist,  zur  Sicherheit, 
dass  das  drohende  Delict  entweder  nicht  begangen  (Drohung) 
(Fälle  1  und  3),  oder  das  begangene  (Verletzung)  nicht  wieder- 
holt werde.  Die  Caution  kann  neben  der  ausgefilllten  Frei- 
Jieits-  oder  Geldstrafe  im  Betrag  von  30—3000  Mark  auferlegt 
werden  flir  die  Zeitdauer  von  einem  Monat  bis  zu  einem 
Jahre',  sie  wird  geleistet  durch  Hinterlegung  in  Baar,  durch 
Pfandbestellung  oder  mittelst  Bürgschaft  dafür,  dass  während  der 
festgesetzten  Zeit  die  im  Urtheil  angegebene  strafbare  Hand- 
lung nicht  begangen  werde.  So  lange  die  Sicherheit  nicht  geleistet 
wird,  ist  der  Verurtheilte  in  Haft  zu  nehmen.  Die  Sicherheit  wird 
frei  nach  eingehaltener  Verpflichtung,  sie  kann  aber  auch  vorher 
«chon  freigegeben  werden,  und  sie  verfallt  der  Staatskasse,  wenn 
der  Verurtheilte  den  Frieden  bricht. 

An  dieser  Friedensbürgschaft  übt  Sclderlinger,  indem  er 
in  Vergleichung  des  englischen  Rechts  bemerkt,  der  deutsche 
Entwurf  habe  mit  diesem  fast  nur  die  Schattenseiten  gemein,  zu- 
treffende Kritik,  der  wir  im  Ganzen  beistimmen.  Für  unsere 
schweizerischen  Verhältnisse  aber  ist  die  Friedensbürgschaft  tiefer 
zu  begründen,  indem  wir  auf  die  zu  Beginn  bereits  gelegten 
Fundamente  zurückgehen,  und  wir  sind  der  Ueberzeugung,  dass 
die  schweizerische  Entwicklung  auch  für  das  weitere  Gebiet  der 
Gesetzgebung  und  Wissenschaft  fruchtbar  ist. 

Es  sei  für  die  Bedeutung  der  friedensrechtlichen  Bestimmungen 
des  gebotenen  und  gelobten  Friedens  auf  unsere  organische 
Darstellung  verwiesen  und  auf  die  grosse  Bedeutung,  welche 
Osenhriiggen,  Segesser,  Blumer  ihm  beigelegt  haben.  Auch 
Schierlinger  sagt  in  seiner,  die  deutschen  und  ausserdeutschen 
Rechte  umfassenden  historischen  Studie:^  t)^^^  Schweizer  haben 
in  dem  Friedgebot,  im  Frieden sgelöbniss  und  der  Friedensbürg- 
«chaft  von  Alters  her  und  bis  in  die  Gegenwart  hinein  wirksame 
Garantien  der  öfFentlichen  Ruhe  und  der  Rechtssicherheit  erkannt, 
wo  den  Ausbrüchen  bestehender  Feindschaft  vorgebeugt  werden 
sollte.     Das    Schweizer   Recht    erscheint  auf  einer   Stufe  criminal- 


^  SchkrUngp.r,  die  Friedensbürgschaft.  S.  52. 
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politischer  Erkenntniss,  auf  welcher  das  deutsche  erst  Jahrhunderte 
später  angelangt  ist. 

Die  Hauptmängel  des  deutschen  Entwurfs  liegen  in  der 
Zwitterstelhing  zwischen  Präventivmassregel  und  Strafe;  in  der 
Beschränkung  ihrer  Anwendung  auf  Fälle  der  Bestrafung  wegen 
gewisser  Delicte;  in  der  beschränkten  Sicherstellung  gegen  Aus- 
führung des  gedrohten  oder  Wiederholung  des  begangenen  Delicts; 
in  den  Mitteln  der  Sicherstellung  durch  Hinterlegung  von  Geld 
oder  Werthschriften  oder  durch  Bürgen  hiefür;  besonders  in  der 
eventuellen  Haft  und  in  der  Beschränkung  des  Antrags  auf  den 
Staatsanwalt;   in  der  Anwendung  auf  Staatsdelicte. 

Die  Friedensbürgschaft  ist  reine  Präventivmassregel,  nicht 
Zusatzstrafe,  und  sie  darf  dazu  nicht  werden.  —  Sie  soll  gegen 
die  begründete  Gefahr  derVer  letzung  schützen  und  darf 
daher  nicht  an  die  Voraussetzung  eines  Delicts  gebunden  sein.  Wo 
sie  aber  nach  einem  strafbaren  Verauch  oder  Vergehen  der  Gewalt 
auferlegt  wird,  da  kann  es  nur  geschehen,  weil  unter  den 
speciellen  Verhältnissen  die  Gefahr  fortbesteht,  um  dieser  willen 
und  abgesehen  vom  Delict,  welches  nur  insofern  von  Bedeutung 
ist,  als  es  die  Gefährlichkeit  documentirt. 

Die  Mittel  der  Sicherstellung,  Real-  und  Personalcaution, 
Präventivhaft  sind  zu  verwerfen,  weil  grundsätzlich  keine 
erhebliche  Erschwerung  durch  die  Sicherheit  eintreten  darf,  denn 
dies  rechtfertigt  sich  nicht  nach  den  Grundsätzen  des  Strafrechts, 
es  führt  zur  Verdachtsstrafe  und  zur  Auflösung  des  Instituts, 
wie  es  die  Geschichte  ergeben  hat.  (Vgl.  S.  127.)  Das  Ver- 
sprechen und  der  Verfall  der  Summe  hat  nichts  mit  dem  Straf- 
recht zu  thun,  während  der  Frieden  als  Rechtsgut  mit  seinen 
Schutzbestimmungen  in^s  Strafrecht  gehört. 

Die  Voraussetzungen  der  Friedensbürgschaft  müssen  Gegen- 
stand der  Prävention  und  nicht  der  Strafe  sein ;  nicht  specialisirte 
strafbare  Handlungen,  sondern  an  sich  straflose  Kundgebungen 
der  Feindschaft  (z.  B.  entfernte  Versuche,  straflose  Drohungen 
etc.),  welche  gegründete  Befürchtungen  vor  Gewalt 
oder  Rechtsbruch  hervorrufen.  Die  Richtung  der  Handlungen 
hat  die  Novelle  gut  charakterisirt.  Es  müssen  Handlungen  be- 
stimmter Art  sein,  Feindschaftsacte  in  der  Richtung  der  gewalt- 
thätigen  Verletzung;  gegen  Betrug  oder  Diebstahl  kann   es   kein 
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Gelöbnißs  geben.  Sicherheit  für  gutes  Verhalten  im  Allgemeinen  ist 
ausser  dem  Kreise  und  ebenso  Sicherheit  gegen  politische  Ver- 
gehen. Es  ist  ein  höchst  persönliches  Verhältniss  des  Streits  und 
des  besondern  Friedens  und  der  Antrag  muss  der  Partei  zustehen* 
Fehlerhaft  ist,  wie  ScUierlinqer  richtig  bemerkt,  die  Stellung  der 
Caution  auf  Begehung  eines  speciellen  Delicts  und  unrichtig 
die  Behauptung,  dass  sie  nur  gegen  mittlere  Fälle  zu  schützen 
habe;  Auflauern,  Zucken,  entfernte  Versuchshandlungen  können 
Auferlegung  der  Bürgschaft  gegen  Handlungen  des  Todtschlags 
und  Mordes  begründen. 

In  Bezug  auf  die  Auferlegung  der  Bürgschaft  und  das  Verfahren 
kann  nur  der  Richter  zuständig  sein.  Eine  Processverhandlung 
über  die  Zulässigkeit  der  Auferlegung,  wie  ScJäerlinger  in  Aus- 
sicht nimmt,  ist  undenkbar,  denn  sie  würde  von  vorneherein  daa 
Institut  unwirksam  machen.  Fällt  die  Erschwerung  der  Auflage 
weg  und  wnrd  der  Bau  richtig  construirt,  so  muss  die  Einsetzung 
des  besondern  Friedens  leicht  sein.  —  Die  Dauer  der  Sicherheit 
muss,  wie  im  alten  Recht  und  aus  den  gleichen  Gründen,  be- 
schränkt sein. 

b)  Wenn  wir  auf  das  alte  Recht  zurückgehen^ 
finden  wir  dort  diejenigen  Bestandtheile,  aus  welchen  auch  das  neue 
aufgeführt  werden  muss,  und  welche  ein  zusammenhängendea 
zweckdienliches  Gebilde  ergeben.  Die  bezeichneten  Mängel  der 
Novelle  Vverden  vermieden  und  entscheidende  Vorzüge  gewonnen, 
welche  das  Institut  erst  lebensfähig  machen. 

I.  Die  Sicherheitsleistung  ist  ausschliesslich  Prävention,  sie 
schliesst  Strafe  aus,  setzt  Bestrafung  nicht  voraus  und  wo  sie 
nach  Bestrafung  dennoch  eintritt,  steht  sie  erkennbar  selbständig 
neben  und  ausser  dieser  und  hat  ihre  speciellen  Erfordernisse, 
nicht  weil,  sondern  obgleich  wegen  der  Handlung  vielleicht 
Strafe  erfolgt  ist.  Die  Friedensbürgschaft  kann  ihrer  Natur  nach 
nur  den  Zweck  haben,  zu  sichern,  die  Begehung  des  Verbrechens 
und  dadurch  Strafe  zu  verhindern. 

Aus  dieser  Grundanschauung  ergibt  sich  die  systematische 
Stellung   und    im  Anschluss    an    das  alte  Recht  die  Construction. 

Der  Friede  muss  auf  einem  speciellen  Friedgebot  oder 
Friedensgelöbniss    (zwischen  den  Parteien  und  dem  Richter)    be- 
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tuhen.   Durch  diesen  Act  wird  der  Zustand  des  Friedens  rechts- 
kräftig  hergestellt  und  treten  alle  Consequenzen  ein. 

An  dieses  Friedgebot,  Friedensgelöbniss  knüpft  der  Staat 
2um  Schutze  diesem  rechtlich  gesetzten  Zustandes  die  Strafdrohuug 
wegen  Friedbruch. 

2.  Mittel  der  Sicherung.  Davon  hängt  Alles  ab.  Daran 
krankt  die  deutsche  Novelle  und  es  ist  geschichtlich  nachgewiesen 
worden,  dass  daran  die  Friedensbürgschaft  selbst  zu  Grunde  ging. 
Entweder  —  oder!  Entweder  stellen  wir  die  ursprüngliche  Grund- 
lage wieder  her,  oder  es  ist  die  ganze  Einrichtung  zur  Einfuh- 
rung unfähig,  welche  Versuche  man  auch  anstelle.  Indem  ich 
auf  das  früher  Entwickelte  verweise,  stelle  ich  auf:  Die  Frie- 
densbürgschaft, die  Sicherheitsleistung  darf  keine 
Belastung,  keine  Erschwerung  zur  Folge  haben, 
sie  lässt  sich  weder  strafrechtlich  theoretisch  begründen,  noch 
praktisch  halten  und  alle  Mängel  der  Versuche  ihrer  Neubelebung 
führen,  darauf  zurück,  dass  sie  belastete. 

Wie  im  alten  Recht,  muss  es  darauf  ankommen,  dass  der 
specielle  Zustand  des  Friedens  hergestellt  werde.  Zu  dieser  Her- 
ßtellung  genügt  vollständig  das  Handgelübde  vordem 
Richter. 

Und  wie  im  alten  Recht,  muss  dieser  Zustand  unter  dem 
starken  Schutz  entweder  selbständiger  Strafe  für  Friedbruch 
oder  für  Ungehorsam  gegen  das  Friedgebot .  oder  unter  der  er- 
heblichen Strafschärfung  stehen,  wenn  das  qualificirende'  Moment 
des  Friedbruchs  sich  mit  dem  Delict  verbindet. 

Ausserdem  ist  ein  starker  Schutz  und  Garantie  für  Inno- 
haltung  des  Friedens  gegeben,  wenn  die  alten  Rechtselemente 
wiederbelebt  werden,  welche  den  Friedbrecher  und  Anlässer  zu 
Gunsten  der  Friedenhaltenden  und  AngegriflFenen  in  Bezug  auf 
Abwehr  und  Präsumption  der  Nothwehr  in  Nachtheil  setzen  und 
den  Friedbruch  und  Angriff  mit  erhöhter  Gefahr  der  energischen 
rechtlichen    Zurückweisung    diu-ch   den   Angegriffenen   umgeben. 

In  der  Friedensbürgschaft  durch  Gelöbniss  liegt  keine  Er- 
schwerung, aber  ein  viel  wirksamerer  Schutz  und  eine  prävenirende 
Kraft  durch  die  damit  eingesetzten  Nachtheile  des  Friedensbruchs. 
Damit  ist  die  grösste  Schwierigkeit,  welche  die  neuen  Versuche 
mit  der  Geldcaution  oder  Haft  hatten,  aus  dem  Grunde  beseitigt 


833 

Die  Folgen  des  Friedbruchs  setzt  das  Strafgesetzbuch  fest. 
Der  Friedbruch,  die  Begehung  über  Frieden,  kann  ein  quaHli- 
cirendes  und  begrifFbildendes  Moment,  dem  alten  Recht  entspre- 
chend sein;  zum  allermindesten  ebensogut  wie  manche  andere, 
welche  die  Strafgesetzbücher  hervorheben.  Die  Strafe  des  Fried- 
bruchs ist  selbständig  Geldbusse  und  Gefängniss;  wo  er  aber  als 
qualificirendes  Merkmal  hinzutritt,  kann  Arbeitshaus  und  Zucht- 
haus eintreten,  denn  es  kann  gerade  in  der  Verletzung  der  Treue 
gegen  Wort  und  Ehre  eine  besondere  Gemeinheit  der  Gesinnung 
heraustreten. 

Hier  hat  dann  die  Geldbusse  und  Freiheitsstrafe  reinen  Straf- 
charakter, während  der  Verfall  der  Caution  und  die  Freiheits- 
strafe an  deren  Stelle  oder  gar  die  Haft,  wo  Geldsicherheit  nicht 
geleistet  werden  kann,  haltlos  ist. 

Ausser  dem  Mittel  des  Handgelöbnisses  vor  dem  Richter 
sind  Sicherheit  durch  Geld  oder  Werthschriften  oder  Verschrei- 
bung,  durch  Bürgen  und  die  Haft  in's  Auge  zu  fassen.  Sind  sie 
ausser  dem  Handgelübde  zulässig,  wie  sind  sie  alsdann  zu  fassen 
und  in  welchem  Umfang  anzuwenden?  Welche  Natur  hat  die 
Caution?  Verfällt  sie  bei  Bruch  des  Friedens?  Kann,  wenn  Ge- 
löbniss  nicht  wirksam  scheint  und  Geld  zur  Sicherheit  nicht  vor- 
handen ist,  Haft  angewendet  werden? 

Das  Handgelübde  ist  der  Gnindstein,  auf  dem  das  Ganze 
ruht.  Es  ist  deshalb  als  Regel  anzuwenden  und  nur  unter  be- 
sondern Umständen  und  Gründen  ist  die  MögHchkeit  eines  andern 
Mittels  in's  Auge  zu  fassen  und  allenfalls  demgemäss  anzuwenden. 
Das  Haüdgelübde  ist  auch  da  wirksam,  wo  nicht  so  fest  auf 
Wort  und  Ehre  des  betreffenden  Individuums  gebaut  werden  kann, 
weil  damit  für  den  in^s  Gelübde  Genommenen  ein  ausnahmsweise 
verschärfter  Rechtszustand  des  besondern  Friedens  eingetreten  ist, 
der  ihn  aber  erst  dann  belastet,  wenn  er  den  Frieden 
stört.  Geldsicherheit  und  Haft  belasten  ihn  vorher, 
und  das  ist  das  Unhaltbare.  Nicht  in  der  Geldcaution 
und  deren  Verfall,  sondern  in  dem  Friedgebot  oder  Frieden s- 
gelöbniss    und    in    der  Strafe    des  Bruchs  liegt  der  Schwerj)unkt. 

Wo  aber  bestimmte  Gründe  dennoch  vorliegen,  da  kann 
Zweierlei  verlangt  werden.  Erstens:  Bürgschaft  von  Freunden 
oder  Familienangcliörigen.     Diese  stehen  ein  für  ihren  Mann   und 
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damit  knüpfen  sie  zwischen  sich  und  ihm  ein  moralisches  Band, 
welches  Derjenige,  der  Bürgen  zu  suchen  in  den  Fall  kommt, 
nicht  leicht  zerreist,  denn  selbst  die  Verbrecher  sind  selten,  die 
unter  Ihrigen  als  Lumpen  erscheinen  wollen,  und  bekannt  ist, 
dass  selbst  Verbrecher  ihre  Ehre  haben.  Die  Folgen  im  Falle 
des  Bruchs  sind  Geldleistung  oder  an  ihrer  Stelle  Haft  Diese 
Bürgschaft  kann  eintreten,  wo  das  einfache  Gelöbniss  dem  Indi- 
viduum gegenüber  verstärkungsbedürftig  erscheint  und  Geldsicher- 
heit nicht  angeht. 

Zweitens:  Leistung  einer  Geldsicherheit.  Auch  diese  ist  nur 
aufzuerlegen,  wo  specielle  Gründe  vorhanden  sind,  die  Wirksam- 
keit des  einfachen  Gelöbnisses  zu  bezweifeln,  sei  es,  dass  der 
Betreffende  bereits  ein  Friedbrecher,  rückfällig  ist,  oder  aus 
andern  Gründen.  Voraussetzung  ist,  dass  der  In-Friede-Gesetzte 
im  Stande  sei,  zu  leisten  oder  dafür  zu  bürgen. 

Niemals  darf  aber  im  Falle  des  Unvermögens  Haft  an  dessen 
Stelle  treten,  denn  diese  giebt  keine  wahi'e  Sicherheit,  höchstens 
vorübergehende,  und  führt  zur  Verbitterung  gegen  Denjenigen,  der 
sie  bewirkte.  Consequcnterweise  müsste  sie  dauern  so  lange  als 
die  Gefahr,  während  nicht  einmal  ein  stichhaltiger  Grund  sich 
für  deren  Verhängung  anführen  lässt. 

Was  soll  mit  der  Caution  geschehen,  wenn  Friedbruch  ein- 
tritt, und  welche  Natur  hat  sie?  Die  Geldcaution  darf  nicht  ver- 
fallen, sie  steht  nur  an  Stelle  des  Gelöbnisses  unter  besondem 
Umständen.  Ihre  Bedeutung  ist  eine  reine  processuale,  die  Auf- 
erlegung ist  durch  die  concreten  Umstände  des  Falles  begi'ündet, 
wie  Sicherheitshaft  und  Sicherheitscaution,  sie  garantirt  blos  die 
Erfüllung  der  Folgen,  welche  der  Friedbruch  nach  sich  zielit, 
nich't  dass  der  Bruch  selbst  nicht  geschehe.  Ereignet  sich  der 
Friedbruch,  so  ist  der  Friedbrecher  dafür  gemäss  dem  Gesetz  zu 
bestrafen  und  Strafe  und  Entschädigung  werden  gedeckt  aus  der 
Caution,  der  Ueberschuss  rauss  wieder  zurückfallen  an  den  Sicher- 
heitssteller. 

Da  das  Friedensgelöbniss  keine  Erschwerung  nach  sich  zieht, 
sondern  blos  den  Willensact,  nicht  anzugreifen,  Frieden  zu  halten, 
zur  Voraussetzung  hat,  so  kann  dessen  Ablegung,  wo  der  Richter 
das  Begehren  als  berechtigt  anerkannt  hat,  ebenso  wohl  gegeben 
als  verlangt  werden.  Wo  aber  die  Weigerung,  Frieden  zu  halten 
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und  anzugeloben,  auftritt,  da  sind  abnorme  Feindsehaftsverhält- 
nisse  und  erhöhte  Gefahr  vorhanden  und  es  ist  Zweierlei  geboten. 
Entweder  wird  der  Frieden  dem  Betreffenden  vom  Richter  in 
aller  Form  auferlegt,  unter  Androhung  der  Folgen  gegenüber  den 
Gefährdeten  und  dem  Strafgesetz  —  oder  es  wird  das  Fried- 
versprechen erzwungen  durch  Haft  auf  begrenzte  Dauer  (1  Woche). 
Diese  Fälle  dürften  selten  sein;  es  hat  aber  auch  das  alte  Recht 
Vorschriften  über  die  Erzwingbarkeit  und  die  Strafe  der  Nicht- 
angelobung  oder  Friedflucht.  Es  ist  klar,  dass  diese  Haft  keine 
Präventionshaft  ist  und  nach  keiner  Richtung  mit  dieser  ver- 
wechselt werden  kann. 

Die  Polizeiaufsicht,  welche  mit  der  Friedensbürgschaft  zu- 
sammengebracht wurde,  ist  ein  rein  polizeiliches  Mittel,  welches 
mit  unserm  Institut  gar  nichts  zu  thun  hat. 

3.  a)  Bei  welchen  Handlungen  soll  sie  eintreten,  vor  welchen 
präveniren.  Indem  wir  auf  die  Kritik  des  Entwurfs  verweisen, 
stellen  wir  heraus :  sie  darf  nicht  das  begangene  Verbrechen  zur 
Voraussetzung  haben,  sie  darf  nicht  vor  Begeliung  eines  speciellen 
Verbrechens  präveniren  wollen,  noch  auf  gutes  Verhalten  über- 
haupt gehen,  sie  darf  nicht  auf  die  mittleren  Fälle  zwischen 
drohenden  schweren  und  leichten  Verbrechen  beschränkt  sein,  sie 
niuss  auf  Delicto  bestimmten  Charakters  Bezug  haben, 
ohne  die  Handlung  zu  specialisiren. 

Im  Sinne  des  alten  Rechts  liat  sie  Anwendung  in  Bezug  auf 
Vergehen,  die  nicht  aus  u n ehrli eher  G esinn un g  ent- 
springen. Es  liegt  dies  im  Geist  der  Einrichtung,  denn  dem  Un- 
ehrlichen traut  man  niclit  auf  Wort  und  Gelübde  und  verpflichtet 
ihn  nicht  auf  Ehre.  Es  giebt  keine  Friedensbürgschaft  gegen  den 
Dieb,  er  mag  stehlen  und  wird  gehauen  oder  aufgeknüpft,  und 
ebenso  wenig  gegen  den  Gewolinheitsverbrecher.  Erst  die  Ent- 
artung der  Einrichtung  zeigt  Aelinliclies.  Die  Friedensbürgschaft 
soll  bewirken,  dass  die  l^arteien  „sich  us  forchten  lassen".  Aus- 
gangspunkt  ist  der  StnMt,  der  Unfrieden,  kundgegeben  durch 
Heleidigunti^,  Drohung,  Herausforderung,  Zucken,  Verletzung  uiul 
Handlungen  der  (iewalt.  Der  Friede  hat  den  Zweck,  zwischen  d(Mi 
Partci<.Mi  ,,unz  an  (mu  reclit"  (icwalttliat  und  Stchumg  der  Kechtsver- 
hältnisse  auszusclilicsscn.  Dieser  Charakter  muss  dem  Institut  auch 
lieute  gewahrt  bleiben.    Es  genügen  zur  Aufstellung  der  Friedens- 
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btirgöchaft  Handlungen  —  sie  brauchen  weder  als  Delict  noch  als 
Versuch  strafbar  zu  sein  — ,  welche  mit  Grund  „die  Parteien  in 
Furcht"  setzen,  dass  ein  gewaltthätiger  Gegoer  das  Recht  verletze, 
dass  der  Hausfrieden  gebrochen  werde,  dass  Köi-perverletzungen, 
Eigenthumsschädigungen  und  andere  Gewaltthaten  oder  fort- 
gesetzte Rechtsverletzungen  vorgenommen  werden;  sie  kann  bei 
Handlungen  des  Versuchs,^  entfernten  oder  untauglichen  Versuchs, 
bei  Drohungen  erfolgloser  Anstiftung  (wo  diese  nicht  selbständig 
bestraft  wird)  zur  Anwendung  kommen  und,  indem  sie  festgesetzt 
wird  mit  den  schweren  Folgen  des  verstärkten  Schutzes,  kräftig 
wirken.  In  sehr  vielen  Fällen  wird  sie  die  Bestimmung  über  Un- 
gehorsam gegen  amtliche  Verfugungen  ersetzen  und  viel  wirk- 
samer sein,  weil  der  Richter  oft  zögert,  diese  in  Anwendung  zu 
bringen.  Wir  haben  bereits  entwickelt  (Kritik  des  Novellenentwurfs^ 
S.  830),  unter  welchen  Umständen  und  aus  welchen  besondern 
Gründen  und  mit  welchem  rechtlichen  Charakter  die  Anwendung 
der  Friedensbürgschaft  selbst  da  statthaft  ist,  wo  schon  die  Strafe 
des  Delicts  erfolgte. 

Es  sind  Friedensgefährdungen  bestimmten  Charakters,  ohne 
Beschränkung  auf  specielle  Delicto,  welche  die  Sicherheitsstellung 
begründen.  Der  Gedanke  des  alten  Rechts  ist,  dass  bei  jenem 
charakteristischen  Zustand  der  Feindschaft  von  den  Parteien  Alleä 
unterlassen  werden  soll,  was  den  Frieden  stört  und  zu  Gewalt- 
that  und  Rechtsverletzung  führen  kann.  Diejenigen,  die  in  Frie- 
den gesetzt  sind,  sollen  jeden  Feindschaftsact  „mit  Worten  oder 
Werken"  unterlassen,  selbst  die  Aeusserung  ist  strafwürdig  „stand 
ich  mit  dir  nicht  im  Frieden,  so  solltest  du  sehen."  Es  ist  mit 
einem  Wort  jeder  „Tusch"  nach  der  Contrahirung  des  Friedens 
verboten. 

b)  Vor  welchen  Handlungen  soll  der  eingesetzte  Friede  schützen  ? 
Zunächst  vor  der  drohenden  Handlung.  Der  auf  Frieden  Gesetzte 
hat  aber  auch  jeden  andern  Reclitsbruch  in  Beziehung  auf  dieselbe 
Sache  zu  unterlassen;  er  soll  den  Frieden  nicht  brechen, 
weder  mit  Worten  noch  mit  Werken.  Solche  Ausdehnung  Hegt 
im  alten  Recht  und  im  Geiste  der  Einrichtung,  jede  solche  sti*af- 
bare  Handlung  wird  härter  bestraft,  wenn  sie  über  Frieden  geschieht. 

»  Vgl.  Versuch  S.  791. 
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Die  volle  Herstellung  des  Friedens  in  dieser  Ausdehnung  ist  aber 
ausgeschlossen,  wenn  eine  Caution  verfallt,  denn  diese  Folge  setzt 
allerdings  voraus,  dass  auf  Begehung  eines  bestimmten  Delicts  der 
Verfall  der  Caution  gesetzt  werde.  Sicherheit  ist  zulässig,  gegen 
jede  gewaltthätige  Besitzstörung  oder  Beeinträchtigung  eines  Rechts 
oder  Veränderung  eines  bestehenden  Zustandes  bis  an  ein  Recht. 
Insofern  kann  ein  Friedbruch  begangen  werden  durch  Verletzung 
des  angelobten  oder  auferlegten  Friedens  im  Civilprocess.  (Vgl,  S. 
666,  Freiburg  und  das  deutsche  St.  G.  B.) 

4.  Auferlegung  der  Friedensbürgschaft  und  Verfahren.  Dieser 
Punkt  ist  bereits  in  der  Kritik  des  Entwurfs  und  im  Hinweis 
auf  das  alte  Recht  erörtert.  Hier  sind  noch  zwei  Fragen  zu  be- 
sprechen: Der  Missbrauch  des  Instituts  und  die  Form  der  amt- 
hchen  Feststellung  des  Friedens,  Gebot,  Gelöbniss.  Der  Miss- 
brauch ist  um  so  weniger  zu  befürchten,  als  die  Folge  des  auf- 
erlegten Friedens  nicht  die  erschwerende  Geldsicherheit  oder  gar 
die  Haft  ist.  Die  Auferlegung  geschieht  durch  den  Richter,  bei 
Friedgebot  durch  jeden  Landmann  „Frieden  nach  Landesrecht". 
Es  ist  unzulässig,  die  Stellung  des  Friedens  zu  erschweren  oder 
zum  Gegenstand  eines  Processes  zu  machen,  denn  die  Auf- 
erlegung enthält  nicht  mehr  als  die  Bekräftigung  einer  allgemeinen 
Pflicht,  die  innezuhalten  aus  speciellen  Gründen  gemahnt  wird, 
unter  Hinweis  auf  die  Folgen  der  Missachtung.  Das  Weitere  ist 
der  Praxis  zu  überlassen  und  bei  der  Unlust  der  Leute,  mit  dem 
Gerichte  zu  schaffen  zu  haben,  ist  Missbrauch  kaum  zu  befiirch- 
ten.  Die  Lust,  dem  Feind  Chicane  zu  bereiten,  findet  keinen 
Grund,  weil  eine  Belastung  für  den  Gegner  nicht  eintritt  und  die 
besondere  Form  der  Auferlegung  kann  auch  davon  selbst  die 
Spur  beseitigen. 

Gleichzeitig  fällt  die  Schwierigkeit,  die  sich  an  den  Punkt 
der  Veranlassung  des  Bruchs  von  Seite  der  Begehrenden  heftet. 
Selbst  hier  giebt  das  alte  Recht  das  bewährte  Mittel  zur  Ver- 
stärkung: Die  Zweiseitigkeit  des  hergestellten  Friedens. 

In  Bezug  auf  Form  und  Verfahren  hat  das  förmliche  An- 
gelöbniss  vor  dem  Richter  stattzufinden.  Es  haben  beide  Parteien 
gegenwärtig  zu  sein,  und  die  feste  verbindliche  Form  besteht 
nicht  darin,  dass  die  Feinde  sich  die  Hand  zu  reichen  haben, 
sondern   darin,  dass   beide    die   Friedensformel    in  die    Hand   des 
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Richters  versprechen.  In  der  Gegenwart  Beider  und  der  Ver- 
pflichtung Beider  auf  den  Frieden  nach  Landesrecht  liegt  etwas 
Versöhnendes. 

Ueber  die  Dauer  des  Friedens  ist  ebenfalls,  wie  im  alten 
Recht,  eine  bestimmte  Dauer  der  besondern  Friedenszustande 
festzusetzen. 

5.  Die  Neiibelebnng  der  allgemein  als  trefflich  anerkannten 
Rechtseinrichtung  liegt  uns  näher  als  irgend  einem  andern  Volk 
und  uns  ist  daher  auch  der  Weg  gewiesen,  auf  welcher  Grund; 
läge  aufzubauen  ist  und  auf  welche  Weise.  —  Das  englische 
Recht  kann  so  wenig  als  der  deutsche  Entwurf  für  uns  mass- 
gebend sein,  wohl  aber  ist  die  Entwicklung,  die  wir  von  der 
Grundlage  des  alten  Rechts  aus  nehmen,  geeignet,  als  Muster  zu 
dienen,  soweit  die  Friedensbüi'gschaft  als  allgemeines  Rechtsinstitut 
in  den  gegenwärtigen  Bestrebungen  zur  Einführung  gelangen  soll. 
Immerhin  wird  auch  hierin  auf  die  Besonderheiten  der  Volks- 
charaktere und  öffentlichen  Einrichtungen  Rücksicht  zu  nehmen 
sein. 

Auf  zwei  Dinge  ist  aber  hinzuweisen. 

Solche  Einrichtungen,  wenn  sie  allgemein  angestrebt  werden, 
sind  symptomatisch  für  eine  Gesammtr ichtun g.  Sie  stehen 
nicht  einzeln  und  können  vereinzelt  stehend  sich  nicht 
erhalten.  Nur  das  Ganze  trägt  in  sich  die  Kraft  des 
Widerstandes  und  der  Dauei'  aus  den  massvollen 
und  durchgeistigten  Verhältnissen  und  Bestimmun- 
gen der  T heile,  von  denen  einer  den  andern  stützt  und  hält. 
Hierin  ist  Vorbild  die  Consequenz  und  Einheit,  Kraft  und  Ehre 
des  alten  Rechts,  wie  nachgewiesen  worden  ist.  Es  sind  andere 
Verhältnisse  heute.  Eines  aber  muss  im  neuen  Bau  herrschend 
sein  wie  im  alten  :  Grundsatz,  Einheit,  Consequenz. 

Die  Kritik  des  Entwurfs  und  die  Darlegung  des  Auf- 
baues der  Friedensbürgschaft  nach  dem  alten  Recht  zeigen, 
wie  die  Eiiizelbcstinmunigon  in  dem  Ganzen  wesentlich  sind  und 
wie  an  einem  zweck widrif^en  Einfü<i;sel  gegen  den  Geist  des 
Gcset/.es  die  Haltbarkeit  und  Durchführbarkeit  des  Ganzen  in 
die  Brüche  gelit  —  wie  sie  im  Lauf  der  Geschichte  daran  wirk- 
lich zu  Grunde  gegangen  ist.  -  -  Ganz  so  verhält  es  sich  mit  der 
Friedensbürgschaft  als  Theil  des  Rechtsganzen.     Wenn  sie  isolirt 
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stehen  bleibt,  wird  sie  ihren  Zweck  nicht  erfl'illen,  sondern  Uebel- 
stände  zeigen,  missbraucht  werden,  zerfallen. 

Woraus  sie  aber  hervorging  und  sich  erhielt,  —  der  Geist 
der  Ehre  —  das  muss  wie  in  den  Einzelheiten  ihres  Gefüges, 
so  auch  in  den  andern  Theilen  und  Bildungen  des  Rechts  wieder 
zur  Anerkennung  gebracht  werden.  Der  ethische  Factor 
muss  wieder  das  neue  Recht  beleben,  wie  er  das  alte  beherrschte, 
und  die  massgebenden  Gedanken,  welche  im  Friedensrecht  zum 
Ausdruck  kamen  und  nachgewiesencrmassen  gestaltend  auftraten, 
in  den  allgemeinen  Lehren  wie  in  den  speciellen  Thatbeständen, 
in  der  Auffassung  und  Construction  wie  in  der  Form  des  Gesetzes, 
müssen  wieder  die  herrschenden  werden. 

Dass  aber  die  heutige  Generation  diesen  Zielen  entgegenreift, 
kann  nach  den  zahlreichen  Vorstössen  des  Gedankens  in  dem 
Gebiete  des  Criminal-,  Civil-  und  öffentlichen  Rechts  nicht  ver- 
kannt werden. 

*  * 

Das  ist  das  Strafrecht  der  Schweiz;  —  nach  Geschichte, 
Bestand,  Grundsätzen  und  Aufgabe. 

Es  ist  eine  Aufgabe  der  Fortbildung  des  Criminalrechts  in 
Doctrin  und  Gesetzgebung. 


